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Die Verhandlung über Armenpflege, welche am 22. Juni 1860 
im Schoße der Wirthſchaftlichen Geſellſchaft für Nordweſtdeutſchland 
zu Oldenburg gepflogen wurde, hat über die bisherige Auffaſſung 
und Behandlung dieſes wichtigen Gegenſtandes im Nordweſten von 
Deutſchland zum erſten Male ein leidlich helles Licht verbreitet. 

Am einfachſten zeigten ſich die Verhältniſſe in Bremen, wo 
die wenigen Dörfer und Nebenorte hinter der großen Stadt, welche 
dem Staate ihren Namen geliehen hat, völlig zurücktreten. Es iſt 
erſt etwas über ein Menſchenalter, daß die bremiſche Armenpflege 
einheitlich zuſammengefaßt wurde. Vorher wurde ſie abgeſondert von 
den einzelnen Kirchſpielen geübt. Sie iſt dann damals zu dem ſogenann— 
ten Armeninſtitut verfeſtet worden, an deſſen Spitze zwei Senatoren ſte— 
hen, umgeben von der „Seſſion“ der Behörde, die die eigentliche Ver— 
waltung führt. Ihr gehören die älteren der vierzig „Diaconen“ an, 
während die jüngeren mit der unmittelbaren Pflege beauftragt ſind. 
Die Diaconen ſind, wie ihr Name ſchon ſchließen läßt, kirchlichen 
Urſprungs; ſie werden von den Kirchengemeinden erwählt, und haben 
außer ihren armenpflegeriſchen auch kirchliche Functionen. Das iſt 
aber auch der ganze Zuſammenhang, den das officielle bremiſche Ar— 
menweſen mit der Kirche hat. Im Uebrigen iſt es eine reine Staats— 
anſtalt. Wenn es ſeine Bedürfniſſe an Geld nicht aus der Staats— 
kaſſe oder auf dem Wege einer förmlichen Steuer erhält, ſo erhebt 
es ſie aus den Taſchen der Bürger und Einwohner doch mit einer 
gewiſſen ſtaatlichen Autorität, fo hat die Erhebungsweiſe doch die 
meiſten Nachtheile der Beſteurung gegen ſich, ohne alle ihre Vorzüge 
fur ſich zu haben. Dem Namen nach find es freiwillige Beiträge. 
Aber es giebt ein Mindeſtes, welches erlegt werden muß. Wer nicht 
ſelbſt als eingeſchriebener Armer Unterſtützung empfängt, iſt geſetzlich 
verpflichtet, mindeſtens einen Groten Gold wöchentlich (jährlich gleich 
23 Silbergroſchen ungefähr) zu den Armenausgaben beizuſteuern. 
Wer nicht wenigſtens zwei und einen halben Thaler Gold (2 Thlr. 
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21 Sgr. Courant) Jahresbeitrag zahlt, muß die wöchentlichen Bei— 
träge der Minderzahlenden perſönlich einſammeln helfen. Zu dieſen 
beiden Schrauben, die den Einzelnen vor unchriſtlichem Nichtsthun 
zu bewahren dienen, kommt als wichtigſte dritte die Oeffentlichkeit 
hinzu, welche den gezeichneten Summen gegeben wird. Es erhellt 
ohne weiteres, welche flüſſigmachende Kraft ein ſolches Verfahren in 
einer Stadt wie Bremen hat, deren reichere Bevölkerung faſt durch— 
weg eines hohen Credits bedarf, und nicht ſo zahlreich iſt, daß nicht 
Jeder den Andern in dergleichen Dingen genau controliren konnte. 
Das Verfahren hat inſofern das Gute einer Steuer an ſich, als es 
den gleichviel wie veranſchlagten Ausgaben zu ihrer Deckung immer 
die erforderlichen Einnahmen gegenüberſtellt. Liefert es ja einmal 
weniger, ſo genügt allemal eine väterliche Ermahnung des Senats, 
nicht laͤſſig oder karg zu werden, damit nicht etwa die Armenſteuer 
eingeführt werden müſſe. Allein es fragt ſich, ob das ein ſchlimme— 
rer Zuſtand wäre als der gegenwärtige. Einige der weſentlichſten 
Vorzüge der Steuer fehlen dem letzteren: die Fähigkeit ſich genau 
dem Bedürfniß anzuſchmiegen, und vor allem die gleichmäßige und 
gerechte Vertheilung der Laſt. Dieſe Vorzüge fehlen der im Bre— 
men angenommenen Verfahrungsart ohne durch einen entſprechenden 
Mangel an Nachtheilen, wie ſie die Steuer mit ſich bringen würde, 
aufgewogen zu werden. Denn wenn doch einmal eine rechtliche Ver— 
pflichtung zum Geben beſteht, ſo iſt die Gewalt da, die dem wider— 
ſtrebenden Reichen (oder vielmehr Nicht-Armen) angethan wird, 
und der Rechtsanſpruch bildet ſich in der Bruſt des Armen aus, der 
das Gefühl der eignen Verantwortlichkeit in Trägheit und Trotz er— 
ſtickt. Muß man dieſe üblen Folgen einer Armenſteuer ſchon bei 
dem jetzigen Zuftande ertragen, warum will man ſich denn nicht auch 
ihre vollen Vortheile ſichern? Das Beſte wäre freilich auf halbe und 
ganze Armenſteuer zugleich Verzicht zu leiſten. Sicherer, als ruͤckwärts zu 
einer vom Staat monopoliſirten und in die engen Formen des Staats 
geſchnürten Armenpflege, wäre der Weg vorwärts zur freien Armen— 
pflege. Nur Schade, daß dieſer wohlthätigen Entwicklung das Be— 
ſtehende auch im Uebrigen ſo wenig zu Hilfe kommt. Vierzig Dia— 
conen, von nicht mehr als fünf förmlich angeſtellten und beſoldeten 
Armenpflegern unterſtützt, find in einer Stadt von 60,000 Einwoh- 
nern nicht im Stande, das nackte Almoſen nach und nach durch per— 
ſönliche Fürſorge zu erſetzen. Sie ſind es um ſo weniger, wenn ſie 
vorwiegend aus dem Kreiſe der jüngern Geſchäftsleute gewählt wer— 


den wie geſchieht. Ein junger Kaufmann oder Anwalt hat auf der 
einen Seite noch zuviel mit ſeinen eignen Angelegenheiten zu thun, 
auf der andern noch zu wenig reife und vielſeitige Lebenserfahrung, 
um einen tüchtigen Armenpfleger in jenem höheren Sinn, der mehr 
als eine äußerliche Vertheilung von Gaben in ſich ſchließt, abgeben 
zu können. Hierin noch mehr, als in dem ſtreng ſtaatlichen und 
rechtlichen Character der Bremer Armenpflege liegen ihre verborgenen 
Gefahren; denn dies verrammelt die Pforte, durch welche fie einmal 
bei guter Zeit ins freie Feld hinaus gelangen konnte. Für den Au— 
genblick freilich iſt der Zuſtand nicht der Art, daß er das Publikum 
beunruhigte und ſo gebieteriſch zu Reformen drängte. Die günſtige 
ſtaatliche und wirthſchaftliche Lage Bremens, das Gedeihen ſeines 
weitverzweigten Handels macht es leicht, den Schlund des Elends mit 
den alljährlichen erforderlichen Tributen zu ſtopfen. Es wird darüber 
ſelbſt ohne Sorge überſehen, daß der Schlund ſich ſtetig erweitert; daß 
zum Beiſpiel, während vor einem Vierteljahrhundert 28,000 Thlr. im 
Jahre durch die freiwilligen Beiträge aufgebracht wurden, jetzt bei 
erhöhtem durchſchnittlichen Wohlſtande 40,000 Thlr. nöthig find. Aber 
wenn einmal länger dauernde Geſchäftsſtockungen wiederkehren ſoll— 
ten, ſo daß der Verdienſt des armen Mannes zum Theil ganz auf— 
hörte, der des reichen Mannes nicht ſo reiche freiwillige Beiträge 
mehr abwürfe, dann könnte es ſich am Ende rächen, daß man nicht 
bei Zeiten von dem Syſtem des Almoſens zu dem der perſönlichen 
Fuͤrſorge übergegangen und damit die freie Armenpflege allmählig 
an die Stelle der ſtaatlichen geſetzt. 

Aus dem größten der drei Gebiete der Wirthſchaftlichen Geſell— 
ſchaft, dem Königreich Hannover, erfuhr man in Oldenburg am we— 
nigſten. Der einzige praktiſche Armenpfleger, welcher anweſend war, 
litt an dem Fehler, den Stüve in „Weſen und Verfaſſung der Land: 
gemeinden in Niederſachſen und Weſtfalen“ S. 202 als einen all— 
gemeinen bezeichnet, ſein Blick reichte nicht über ſeinen eignen Ort 
Hildesheim hinaus. Andre kannten zwar den Stand der Geſetzge— 
bung, aber nicht ihre Wirkungen. Bürgermeifter Hantelmann von 
Emden, der Vater des Patronats, war verhindert theilzunehmen. So 
mußte man ſich denn im Weſentlichen begnügen zu hören, daß auch 
in Hannover die ſtaatliche oder gemeindliche Armenpflege den brei— 
teſten Raum einnimmt, nicht ſowohl kraft klaren und alles einſchlie— 
ßenden Geſetzes, ſondern weil die geſchichtliche Entwickelung der Dinge 
das Schiff mit unwiderſtehlicher Gewalt in dieſen Nothhafen getrieben 
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hat. Es ift in Hannover mehr die allgemeine Annahme, als be— 
ſtimmte geſetzliche Vorſchrift, daß die Gemeinde zur Unterhaltung ihrer 
Armen verpflichtet ſei. Das einzige Geſetz, welches eine dahin gehö— 
rende durchgängige Verpflichtung auferlegt, iſt die Domicilordnung, 
und dieſe beſchräknt dieſelbe ihrem Zwecke gemäß auf die Gewährung 
eines vorläufigen Obdaches. Hierzu kommen dann noch die Pflich— 
ten gegen unterwegs erkrankende Armen, in denen ſich die gemeind— 
liche Thätigkeit mit der ſtaatlichen vermiſcht. Weiter reicht das ge— 
meine Recht des Landes nicht. Aber es zeigt ſich eben in Hannover, 
daß eine ſchlechthin allgemeine Annahme mitunter die Wirklichkeit ſelbſt 
vollſtändig erſetzt. Die Wirkungen auf den öffentlichen Geiſt find grade 
dieſelben wie in Ländern, wo den Armen das ſonnenklarſte Recht auf 
die Taſche der Nichtarmen geſetzlich beigelegt iſt. Wir haben da bei 
den Armen jene Abtödtung des perſönlichen Verantwortlichkeitsgefühls, 
deren Urſprung das ihnen zugeſtandene falſche Recht auf Unterftüt- 
zung, deren Werkzeug das Almoſen iſt; und wir haben bei den Rei— 
chen jene Verkümmerung des eingebornen Erbarmens, die entſteht, 
wenn eine eiſerne Hand das Mitleid von ſeinem Gegenſtande ent— 
fernt, um ſtatt ſeiner die Aufgabe an ſich zu reißen. 

Das einzige armenpflegeriſche Gebiet, dem man in Oldenburg 
einigermaßen auf den Grund kam, war eben das kleine Land Olden— 
burg. Hier hat die Entwicklung aber auch in der That einen ſo 
einfachen und ſtreng folgerechten Gang genommen, wie es in allen 
Lebenskreiſen ſelten iſt. Dieſer Vorzug des Gegenſtandes wurde 
noch durch die Darſtellung erhöht, zu der der eigentliche Berichter— 
ſtatter, derjenige Beamte zufällig, welcher im Schoße der Regierung 
das geſammte Armenweſen des Landes überwacht, ſeinen Standpunkt 
auf der oberſten Warte adminiſtrativer Beobachtung nahm. Der 
Vortrag war klar, vollſtändig, und von Kritik frei bis auf das kurze 
Schlußurtheil: „Unſre Armengeſetzgebung hat bewirkt, was ſie wollte, 
daß kein Armer Noth leidet, daß wir keine Bettler haben, und daß 
die Laſt der Armenpflege möglichſt gleichmäßig vertheilt wird.“ Den 
feſten und ſcharfen Zügen dieſes hiſtoriſch-ſtatiſtiſchen Bildes ſtellten 
zwei andre Redner, Männer in hohen Staatsämtern, ein geiſtlicher 
und ein weltlicher Beamter, mehr einen ſkizzenhaften Entwurf als ein 
abgeſchloſſenes Gemälde zur Seite, indem fie die Anfänge einer auf 
die ftaatliche Armenpflege gepfropften kirchlichen Armenpflege ſchilder— 
ten. Ein wohlhabender und einflußreicher Marſchbauer endlich lie- 
ferte einzelne Bleiſtiftſtriche aus unmittelbarer Erfahrung, die das 


allzu idealiſtiſche Gepräge in den voraufgegangenen Mittheilungen ein 
wenig zu verwiſchen dienten. 

Hiernach iſt nun der bisherige Verlauf in Oldenburg ungefähr 
dieſer geweſen. Zuerſt um die Zeit des Dreißigjährigen Krieges — 
der bekanntlich in unerhörtem Umfang Ernten vernichtete, Städte 
und Dörfer einäſcherte, Wittwen und Waiſen ohne Ernährer zurück— 
ließ, Tauſende von Familien um all' ihr irdiſches Gut brachte, und 
ſomit aus der Bettelei eine unerträgliche Landplage machte — begann 
der Staat, ſich der Armenpflege ernſtlich anzunehmen. Zuerſt taſtete 
er, wie begreiflich ziemlich unſicher herum. Eine Armenordnung folgte 
der andern. Die erſte noch erhaltene ſtammt aus dem Jahre 1657, 
und ſetzt ihren Trumpf, während ſie ſchon jedem Kirchſpiel die Pflicht 
ſeine Armen zu unterhalten zuweiſt, auf Unterdrückung der Bettelei. 
Bis zum Jahre 1745 erhielt dieſes Geſetz zu fünf verſchiedenen Malen 
Nachträge und Abänderungen, aber nichts wollte den Zweck dauernd 
ſichern. Ebenſo wenig die in dem genannten Jahre erlaſſene neue 
Armenordnung. Erſt ihre Nachfolgerin vom 1. Auguſt 1786, alſo drei 
Jahre vor der großen Umwälzung in Paris, ſchloß die ordnenden 
Bemühungen der Staatsgewalt auf dieſem Felde ſoweit ab, daß ſie 
ſich im weſentlichen bis heute in Kraft erhalten hat. Die Gemeinde— 
ordnung vom 1. Juli 1855 und das Einkommenſteuergeſetz vom 30. 
Januar 1860 haben fie nur in einzelnen Stücken berichtigt oder be⸗ 
reichert. Sie hat ſich dieſes Glück verdient durch den Fortſchritt zu 
einheitlicher Geſtaltung der Armenpflege im größten wie im kleinſten 
Kreiſe. Sie entwand die obere Leitung den erſchlafften Händen 
der geiſtlichen Oberbehörde, um fie an die weltliche zu übertragen, 
und ſchloß zugleich die Mitwirkung zahlreicher andrer Behörden aus, 
während fie in jeder Gemeinde eine Armenbehörde einſetzte, die für 
den ganzen Umfang der Aufgabe verantwortlich gemacht wurde. So 
wurde dem doppelten Uebel vorgebeugt, daß der Eine mehrfach, der 
Andre gar nicht unterſtützt wird. Die Zuſammenziehung der Mittel 
geftattete, jedem Dürftigen auch wirklich Beiſtand zu leiſten. Damit 
verſchwand, wenn auch nur unter gehöriger Nachhilfe der Polizei, 
das noch immer ſehr im Schwange gehende Betteln. Die Befreiung 
grade der reicheren Leute (Edelleute, Capitaliſten, Kaufleute) von der 
Armenſteuer hörte auf und ein leidlich gerechter Vertheilungsmaßſtab 
wurde eingeführt. Genug, das oldenburgiſche Armengeſetz von 1786, 
indem es der Armenpflege die ihr unentbehrliche Einheit mittheilte, 
erwarb ſich mit allem Recht das Lob, das ihm ein genauer Kenner 


BE = 


feiner Wirkungen in den oben angeführten Worten ſpendete — es 

verbürgte die Unterftügung der Armen, beſeitigte die Bettelei, und 
vertheilte die Laſt thunlichſt gleichmäßig auf alle Schultern. Für die 
| Zeit feiner Entſtehung war dies ein hinlänglicher Fortſchritt, um ihm 
ein Freibrief unangetaſteten Beſtehens ſelbſt für die bald darauf fol— 
| genden vielfältigen Regierungswechſel und ſtaatlichen Erſchütterungen 
zu werden. Allein es iſt das Loos jedes Menſchenwerks, daß es nur 
| für eine kurze Friſt, auch wenn es lange dauert, Beſtand hat. Wär 
ren jene drei Zwecke die einzigen einer vernünftigen Armenpflege, 
fo könnte man ſich bei dem Endurtheil des Berichterſtatters beruhigen; 
wenn auch ein ſpäterer Redner insbeſondere die Bettelei als noch 
nicht völlig beſeitigt bezeichnete. Aber die fortſchreitende Einſicht des 
Jahrhunderts hat jene Zwecke überholt. Man fürchtet jetzt nicht mehr, 
daß ein Armer ohne Unterſtützung bleibe; man fuͤrchtet eher allzu 
reichliche und zu wenig überlegte Unterſtützung. Man iſt der Bettelei 
heutzutage grade nicht holder als in früheren Tagen, aber man un— 
terſcheidet doch zwiſchen den Mitteln, vermöge deren fie ihr häßliches 
Antlitz zu verſtecken genöthigt wird, und billigt ſchwerlich allgemein 
mehr, daß, wie in Oldenburg, auf bloßes Betteln Strafe ſteht, miß— 
billigt es ſicher allgemein, wenn wie in Oldenburg ſogar das Almo— 
ſengeben mit Beſtrafung bedroht wird. In früheren Jahrhunderten 
freilich galt die Maxime, auf welche ſich der bekannte Maͤßigkeitsprediger 
Böttcher für ſein Branntweinverbot heutigen Tages vergebens beruft: 
daß Einer, dem die Staatsgewalt zur Verfügung ſtehe, mit ihrem 
Schwerte alles verfolgen dürfe was ihm aus irgend einem Grunde 
unrecht dünke. Fand man damals den Bettler läſtig, fo genügte die— 
ſes Gefühl vollkommen zur Rechtfertigung des Befehls, feinen Beruf 
zu ändern. Erlaubten ihm das, wie wohl in der Regel der Fall 
war, ſeine Mittel nicht, ſo ſtieß er als ſtehendes Mitglied zu dem 
Hochwilde der Polizei, er theilte fortan ſein Leben lediglich zwiſchen 
Verbrechen und Strafe. Das war die wahre Folge von Maßregeln, 
die ſich dem oberflächlichen Blick allerdings durch die Erfüllung ihres 
Zweckes, Beſeitigung der Bettelei, empfahlen. Wenn es uns heute 
auf Beſeitigung der Bettelei ankommt, ſo haben wir dafür beſſere, 
nemlich innerlich wirkende Mittel. Wir ſind aus der Chirurgie in 
die Mediein vorgerückt. Anſtatt das Almoſen zu monopoliſiren und 
den Bruch dieſes neuen Staatsmonopols polizeilich zu ahnden, fur 
chen wir das Publikum durch Ueberzeugung dahin zu bringen, daß 
es ſchlechterdings keinen Bettler ermuthigt. Im Nothfall ſtiften wir 
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hierfür förmliche Vereine. Wir ſehen es aber namentlich auf alle 
jene ſchlechten Geſetze und ſchlechten Sitten ab, welche den alten Aber— 
glauben fortpflanzen, daß es eine rechtlich erzwingbare Pflicht ſei, 
den Nächften von der Verantwortlichkeit für feine ſittlichen und wirth— 
ſchaftlichen Fehler loszumachen. Denn dies iſt der Boden, in wel— 
chem das Unkraut der Bettelei wuchert. Wird dieſer Boden derma— 
ßen umgewühlt, daß keine ſchädliche Wurzel haften bleiben kann, fo 
wird die friſche Luft heutiger Anſchauungen und Gewohnheiten, der 
Werth welchen man auf Selbſthilfe legt, der Abſcheu vor Müßiggang 
und Leichtſinn, das Uebrige thun. Wenn aber hiernach der Zweck, 
jedem Armen Unterſtützung zu verſchaffen, nicht mehr als das wahre 
Augenmerk der Armenpflege gelten kann, ſondern immer allgemeiner 
verdrängt wird durch den Zweck, aus unſelbſtändig wirthſchaftenden 
und auf fremde Koften lebenden Menſchen ſelbſtändig wirthſchaftende 
zu machen: und wenn es ferner dem aufgeklärten und wohlwollenden 
Geiſte der Gegenwart nicht einerlei iſt, auf welchem Wege die Bettelei 
zum Thore hinausgeſchafft wird: ſo genügt es endlich auch bei weitem 
nicht, die Laſt der Armenpflege gleichmäßig zu vertheilen. Sie muß 
vielmehr vermindert, fie muß auf freiwillige Schultern abgewälgt werden. 
Denn ſo wie ſte da iſt, gereicht ſie Manchem ſchon zum Druck; es 
tröſtet die Zahlenden nicht ganz, zu wiſſen, daß Jeder nach Kräften 
beitragen muß; ſie fangen an zu fragen, mit welchem Rechte man 
ſie denn überhaupt zu zahlen zwinge. Ein Zweifel an der Recht— 
mäßigkeit der Forderung erhebt und verbreitet ſich, wie er bei andern 
Leiſtungen, die der Staat erheiſcht, höchſtens der grübelnden Wiſſen⸗ 
ſchaft zu ſchaffen macht. Es wird alſo ſelbſt unter dem Geſichts— 
punkte rein praktiſcher Politik wünſchenswerth, der Beſteuerung der 
Nicht⸗Armen zu Gunſten der Armen entrinnen zu können. Hierzu 
kommen als entſcheidende Beweggründe die Rückſichten der Armenpflege 
ſelbſt. Wo ſo offen wie in der oldenburgiſchen Geſetzgebung das 
Recht auf Almoſen anerkannt, wo es dermaßen erſtreckt wird, daß 
ſogar der Arzt die Armen umſonſt behandeln und der Apotheker ihnen 
ſeine Arzneien umſonſt bereiten muß, da kann ein unſeliger Einfluß 
auf das Innere des Armen nicht ausbleiben. Er gewöhnt ſich dar— 
auf zu pochen, daß man ihn unterſtütze. Noch bevor er ganz mit⸗ 
tellos und hilflos geworden iſt, verlangt er Almoſen als ſein gutes 
Recht. Ein Mann, der ſelbſt Armenpfleger geweſen, verſicherte in 
Oldenburg, es ſei eine Rede die man dort auf dem Lande häufig 
hoͤre: „Ich habe noch nichts aus der Armenkaſſe bekommen, und habe 
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doch immer gegeben; ich muß 'mal 'was haben.“ Hier iſt es mit 
Händen zu greifen, wie Armenſteuer und Recht auf Unterſtützung 
das traurige Reich der Armuth erweitern. Hierin liegt auch der 
Schlüſſel zu jenem Räthſel, über das ſich ſchon mancher Menſchen— 
freund den Kopf zerbrochen hat, wie es zugeht daß oft grade in den 
reichſten Gegenden am meiſten für die Armuth geſchehen muß. Es 
muß viel für die Armuth gethan werden, weil bisher ſo viel für ſie 
gethan iſt. Die Armuth iſt ein Brand, den man nicht löſcht indem 
man ihm Luft macht, ſondern der umgekehrt durch Abſchließung er— 
ſtickt fein will. 

In den blühenden Marſchen des Oldenburger Landes geht es 
grade wie in denen Hannovers; die beſtehende Unterſtützungspflicht 
hat unter der Wirkung des herrſchenden durchſchnittlichen Wohlſtandes 
die Entbehrenden unverſchämt, die Begüterten freigebig gemacht, und 
fo ein künſtliches Stück Armuth aufgezogen, das nun den zur Fütte— 
rung Verpflichteten äußerſt läſtig zu werden anfängt. Während einer 
| der ärmſten Striche Oldenburgs, das Amt Frieſoythe, auf den Kopf 
| feiner Bevölferung nur eine Armenlaft von 2 Groſchen 6 Pfennigen zu 
| tragen hat, ſchleppt ſich einer der reichſten Striche, das Amt Ovelgönne, 
| mit einer Armenlaſt von 1 Thaler 6 Groſchen 6 Pfennigen. Ein 

ſo ſchreiendes Mißverhältniß muß zum Theil allerdings wohl dadurch 
erklärt werden, daß die Arbeitgeber in der Marſch, grade wie man 
das aus England kennt, einen Theil des Tagelohnes in der Form 
von Armenbeiträgen und Almoſen erlegen; aber es fragt ſich, ob die 
Sache hierdurch günſtiger erſcheint, ob ſie nicht an Ungerechtigkeit und 
Gefahr noch wächſt. So viel iſt klar, daß wenn eine verkehrte Ge— 
ſetzgebung und ein falſches Verfahren den zunehmenden Reichthum 
der Geſellſchaft hindern, ſeine Wirkungen auch auf ihre unterſten 
Schichten, auf die leidenden Tiefen der Menſchheit auszudehnen; 
wenn vielmehr in gleichen Graden wie der Reichthum auch die Armuth 
zunimmt: daß dann, meine ich, wohlhabende Städte und Gegenden 
ſich durchaus nicht einreden dürfen, für ſie beſtehe das Geſpenſt des 
Maſſenelends nicht. Die Kluft kann plotzlich zu Tage treten, auf 
derer täuſchender Decke man bisher ſich ſorglos bewegt hat, und iſt 
dann bei dem Mangel an Erfahrung um ſo ſchwerer wieder zuzu⸗ 
werfen. In ſolchen Städten und Gegenden ſollte man daher am 
eheſten die ſteigende Abneigung gegen unaufhörlich wachſende Armen⸗ 
beiträge benutzen, um mit der Zwangspflicht, der das Recht auf 
Unterſtützung feine pſychologiſche Entſtehung verdankt, die Wurzel 
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des Uebels auszuraufen. In der That iſt nun auch bereits in Ol— 
denburg der Weg betreten worden, der dahin führen muß, und zwar 
unter dem Namen kirchlicher Armenpflege. Unter dem Namen, ſage 
ich; denn im Grunde iſt die freie Armenpflege die Bahn, in welche 
man eingelenkt iſt, und die Kirche iſt nur das Thor geweſen, welches 
man dazu benutzt hat. Inſofern aber unter vornehmlichem Zuthun 
des Staats eine Betheiligung der kirchlichen Gemeinderäthe an der 
Armenpflege eingetreten iſt, haben wir damit ein Zeugniß der Staats— 
gewalt ſelbſt, daß fie ſich der Aufgabe allein nicht gewachſen fühlt; 
ein Zeugniß ähnlich wie es in der ſtaatlichen Veranlaſſung zur Bildung 
freier Armenvereine im Königreich Sachſen liegt, nur daß dieſe Ver— 
eine das Sündenbekenntniß des Staats zunächſt groͤblich mißverſtanden, 
und ſich auf ihrer Verſammlung in Dresden vor einigen Jahren, 
anſtatt ſelbſt zu handeln, vornehmlich wieder mit der Bitte um neue 
Geſetze, Einrichtungen und — Prügel an den armen rathloſen Staat 
zurück wandten. Die kirchliche Armenpflege in Oldenburg ſcheint 
beſſer zu wiſſen, wofür ſie auf der Welt iſt. Sie wendet ſich an den 
Armen nicht ſowohl mit Almoſen, als mit perſönlicher Fürſorge — 
mit demjenigen was die Seele der freien Armenpflege iſt. „Der 
Kirchenrath,“ berichtete darüber ein genauer Kenner, „hat eine Ver— 
einbarung mit der weltlichen Armenbehörde dahin getroffen, daß Keiner, 
der zum erſten Male die Armenkaſſe in Anſpruch nimmt, etwas be— 
kommt, bevor er ſich nicht an die kirchlichen Organe gewandt hat. 
Er geht zu dem Aelteſten ſeines Bezirks, der ihn genau kennt“ (wo⸗ 
her aber das?); „der hat die Aufgabe ihm aufzuhelfen, und ſucht 
dieſelbe zunächſt dadurch zu löͤſen, daß er ihn das Kapital, das 
jeder geſunde Menſch ohne Ausnahme in ſich hat an Arbeitskraft 
und Fähigkeit, fleißig zu verwerthen anhält, oder er ſucht Verwandte 
und Nachbarn für ihn zu intereſſtren, genug er ſucht ihm auf jede 
Weiſe zu dienen und ganz zule tzterſt mit Geld auszuhelfen.“ Was 
in der ſtagtlichen Armenpflege der Regel nach das Erſte iſt, mit 
Geld aushelfen, das iſt in der kirchlichen Armenpflege, wie man ſieht, 
das Letzte. Und daß dies nicht blos eine Frage der Reihenfolge iſt, 
dafür führte derſelbe Berichterſtatter an, daß ſeitdem in der Stadt 
Oldenburg „die Armenbeiträge reichlich um ein Drittel oder mehr 
abgenommen haben.“ Von einem ähnlichen Erfolge der kirchlichen 
Armenpflege wollte zwar der Redner aus der Oldenburger Marſch 
noch nichts erfahren haben; doch erkannte auch er an, daß auf dem 
betretenen Wege eine Beſſerung zu erreichen ſein möge. Er bekannte 
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ſich übrigens im Grundſatz mit dem die ganze Verhandlung einlei— 
tenden Berichterſtatter für eine weder vom Staat noch von der Kirche 
abhängende freie Armenpflege; und er gab einen ganz richtigen 
Wink, welche Aufgabe in der Armenpflege der Kirche als ſolcher zu— 
falle, indem er fie aufforderte, ihre Bemühungen hauptſächlich auf 
die Beſchränkung des Branntweingenuſſes zu richten. Es kann nicht 
die Aufgabe der Kirche ſein, die geſammte Armenpflege in ſich auf— 
zunehmen. Der geiſtliche Fürſprecher kirchlicher Armenpflege meinte 
zwar, die Vorſtellungen von irdiſchem Vortheil und Nachtheil ſeien 
minder kräftig, um die Quellen der Armuth zu verſtopfen, als die 
anzuwendenden religiöſen Vorſtellungen. Allein ſein weltlicher Ge— 
ſinnungsfreund ging doch ausdrücklich von dem Satze aus „Arbeiten 
und Beten,“ der in ſeinem erſten Theil nach dem heutigen Stand 
der Erkenntniß wohl beſſer mit „Wirthſchaften“ als bloß mit Arbeiten 
ausgedrückt würde; und was er dann aufzählte als die Mittel, welche 
der kirchlichen Armenpflege in Oldenburg ihre Erfolge verſchafft hätten, 
waren lauter Bemühungen weltlicher und vorwiegend Bemuhungen 
wirthſchaftlicher Art. Dieſer erfahrene Mann ſtellte es gradezu in 
den Vordergrund, daß man den Verarmten „das Kapital welches 
jeder geſunde Menſch ohne Ausnahme in ſich hat an Arbeitskraft 
und Fähigkeit, fleißig verwerthen“ lehre. Ich glaube aber kaum, 
daß es jemals in die Vorbereitungen zum geiſtlichen Beruf aufge— 
nommen werden wird, kennen zu lernen wie man heruntergekommene 
Mitmenſchen ihre Arbeitskraft zur Wiederaufrichtung ihrer wirthſchaft— 
lichen Selbſtändigkeit zu gebrauchen anhaͤlt. Sagt man „arbeiten“ 
oder „Arbeitskraft und Arbeitsfähigkeit,“ fo erſchöpft man noch 
nicht einmal die wirthſchaftlichen Hebel ächter Armenpflege. Man 
verfällt damit noch der herkömmlich einſeitigen Betrachtungsweiſe, 
die den Menſchen nur von der Seite ſeines Erwerbs, nicht zugleich 
von der Seite ſeines Verbrauchs her als wirthſchaftendes Weſen 
auffaßt. Es iſt aber noch ſehr die Frage, ob mangelnde Luſt oder 
Gelegenheit zur Arbeit mehr Arme machen als mangelnde Neigung 
und Gewöhnung zu haushälteriſcher Sparſamkeit und ſittlicher Selbſt— 
beſchränkung des Genuſſes nach dem Maße der verfügbaren Mittel, 
ſei es bei dem Manne oder bei der Frau der Familie. Auch dieſe 
Hälfte der armenpflegeriſchen Aufgabe fällt freilich zum Theil, aber 
nur eben theilweiſe in das rechtmäßige Bereich der Kirchengewalten. 
Die ſittliche Beſſerung mag Kirchenſache ſein und bleiben: die 
wirthſchaftliche Beſſerung könnte es erſt dann werden, wenn in die 
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Vorbereitung zum geiſtlichen Beruf die Lehre vom Haushalt, von 
der Reihenfolge der menſchlichen Bedürfniſſe, und was ſonſt zur 
Einzelwirthſchaft gehört, hereingezogen würde. In die Vorbereitung 
zum geiſtlichen Beruf ſage ich; denn in der Kirche iſt der Geiſtliche 
das Haupt, man mag ihn mit ſoviel Laiengenoſſen umgeben wie man 
will, und wenn das Haupt einer Sache nicht maͤchtig iſt, ſo liegt 
für deren zweckmäßige Behandlung in dem zufälligen Geſchick einzelner 
Glieder keine genügende Bürgſchaft. Solange der Kirche die Gebote 
des göttlichen Worts höher ſtehen als die Vorſchriften weltlicher Wiſſen— 
ſchaft, und ſolange die letzteren auch nicht über die Auslegung der 
erfteren entſcheiden ſollen, ſolange wäre es nicht blos unzweckmäßig, 
ſondern gefährlich, der Kirche die Armenpflege zu überantworten. 
Die Bibel empfiehlt in der erhabenen Einfachheit ihrer Sprache das 
Geben an Arme ſchlechthin; die theologiſche Exegeſe verſteht das 
buchſtäblich, während die wiſſenſchaftliche Erkenntniß nachgrade vor 
dem bloßen Geben aus allen Kräften warnen zu müſſen glaubt. 
Ganz ebenſo ſagt die Bibel ohne alle Einſchränkung: „Seid fruchtbar 
und mehret euch,“ und es giebt gewiß Geiſtliche genug, wie es Laien 
in Maſſen giebt, die mit dieſem Spruche im Herzen jede abſichtliche 
Beſchränkung in dem ehelichen Genuſſe der Geſchlechtsfreuden verdam— 
men; gleichwohl iſt der Wiſſenſchaft nicht wenig daran gelegen, daß 
ſie dieſe Selbſtbeſcheidung durchſetze, vor allem bei denen die ſchon 
ein Kind mehr oder weniger der Armenpflege überantworten oder 
entziehen kann. Eine erleuchtete Menſchenliebe kann ſich folglich 
nicht dabei beruhigen, daß die Armenpflege von einer freiſinnigen 
Kirchenverfaſſung in der Geſtalt perſönlicher Fürſorge zu einer kirch— 
lichen Einrichtung umgewandelt werde. Sie muß, indem ſie die 
rein ſittlichen Einwirkungen immerhin der Kirche aufbewahrt, für die 
Armenpflege als eine weſentlich wirthſchaftliche Thätigkeit ſelbſtändige 
Organe fordern. Verlangt ſie dies ſchon geſtützt auf die innere Be— 
ſchaffenheit und Eigenthümlichkeit der Kirche, ſo kann ſie um ſo we— 
niger davon laſſen im Hinblick auf die gegenwärtigen äußeren Ver 
hältniffe dev Kirche. Denn dieſe find von der Art daß keine noch 
ſo freiſinnige Kirchenverfaſſung ſie ſobald im Weſen verändern wird. 
Sie würden für immer verhindern, daß in der Armenpflege die un- 
entbehrliche Einheit herrſche; oder ſollte fie gewonnen werden, fo 
würde es vermöge eines ſolchen Zwanges fein, gegen den der Zwang 
der ſtaatlichen Armenpflege den Gezwungenen wie eine unſchuldige 
Neckerei erſcheinen würde. Der weltliche Redner für kirchliche Armen— 
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pflege meinte ſich denn auch damit helfen zu müſſen, daß er fragte: 
„Dieſe drei Thaͤtigkeiten, die ſtaatliche, die kirchliche und die Privat⸗ 
armenpflege, warum ſollen ſie nicht Hand in Hand gehen, ſich gegen— 
ſeitig ergänzen, gegenſeitig helfen?“ Ja, wenn das Bedürfniß der 
Einheit nicht wäre! Aber jede dieſer drei Thätigkeiten betrachtet 
die Aufgabe unter eigenthümlichen Geſichtspunkten; keine kann um— 
hin, wenn ſie anders überhaupt von Kraft und Selbſtgefühl erfüllt 
iſt, nach Ausſchließung der anderen, nach Eroberung und dauernder 
Beherrſchung des ganzen Gebiets zu ſtreben; denn was die andern 
thun, muß ihren Weg nothwendig kreuzen und verwirren. Dieſen 
Ausdehnungstrieb hat die ſtaatliche Armenpflege in Oldenburg be— 
währt, als ſie mit der Verordnung von 1786 dem Conſiſtorium ſeinen 
Einfluß nahm und das Almoſengeben unterſagte, d. h. ihre eigene 
Alleinherrſchaft verkündigte. Ich laſſe es dahingeſtellt, ob ſelbſt in 
Oldenburg aus der ſtaatlichen Armenpflege dieſer Trieb ſchon ganz 
entfernt iſt. Die freie Armenpflege hat ihn jedenfalls in ſich und 
muß ihn haben. Auch die Anhänger der kirchlichen Armenpflege 
verleugnen ihn wohl nur dann, wenn ſie in der Mitte zwiſchen ihr 
und der freien Armenpflege ſtehen. Solchen Vermittlern konnte in 
Oldenburg die Furcht eines Andersgläubigen zeigen, wie wenig ihre 
Verſicherung beruhigt, daß es nicht auf Einverleibung des ganzen 
Gebiets abgeſehen ſei. Es war ein Rabbiner, der dort den Antrag 
ftellte: die Verſammlung wolle ſich für das Vorhandenſein einer 
rechtlichen Unterſtützungspflicht erklären; und es iſt kein Zweifel, 
daß der Beweggrund zu dieſem Antrage die Sorge vor der umfich- 
greifenden kirchlichen Armenpflege war. Ein Nichtgläubiger hätte den 
Antrag mit noch beſſerem Rechte ſtellen können. Die mittelalterliche 
Geſchloſſenheit der Kirche im chriftlichen Abendlande iſt feit der Kirchen— 
reinigung des ſechszehnten Jahrhunderts unleugbar in ſtetig zuneh— 
mender Auflöſung begriffen. Nur äußere Gewaltmittel könnten dieſer 
Entwickelung Halt gebieten, und ſicherlich auch ſie nicht auf lange 
Zeit. Man kann aber weder ſagen: wir wollen die Unterſtützung 
eines Verarmten davon abhangen laſſen, ob er hilfreiche Glaubens— 
genoſſen findet — denn dies würde zahlreiche Bedürftige ohne Hilfe 
laſſen und auf heuchleriſches Lippenbekenntniß einen Preis ſetzen heißen; 
noch kann man dulden, daß weltliche Armenpflege für die Ungläubigen 
und kirchliche für die Gläubigen in aller Ewigkeit neben einander 
her gehen. Das Mittel des Rabbiners, aus dieſer Klemme zu ent— 
kommen, war allerdings auch weder neu noch gut. Wenn die kirch— 
liche Armenpflege freilich keineswegs beſtimmt iſt alle übrigen Thaͤtig— 
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keiten dieſer Art in ſich aufzuſaugen, ſo hat ſie doch den Glauben an 
die ſtaatliche Armenpflege bereits durch überlegene Erfolge erſchüttert 
und den Blick in eine hellere Zukunft geöffnet. Sie hat in Olden— 
burg der freien Armenpflege den Weg gebahnt. Bei dieſer werden 
ſich die Juden zuletzt wohl eben ſo willig beruhigen wie die kirchlich 
geſinnten Chriſten. Wenn ſie den letzteren, als die Freiheit der 
Armenpflege, alle Vorzüge ihrer kirchlichen Armenpflege auf das glän— 
zendſte zur Schau zu ſtellen erlaubt, fo ſchützt fie jene vor den künfti- 
gen Bedrohungen, welche fie von der Herrſchaft der kirchlichen Ar— 
menpflege nach geſchichtlicher Erfahrung allerdings zu fürchten hätten. 
Ihr Vertrauen auf den Staat wird nicht allzu feſtgewurzelt ſein. 
Nicht die allmächtige Staatsgewalt des vorigen, die freie Menſchlichkeit 
des gegenwärtigen Jahrhunderts verſpricht die Juden ſtufenweiſe zu 
vollkommener Gleichberechtigung zu erheben. Der Staat hat um ſie 
nur das mäßige Verdienſt zu der Zeit wo Er das ganze Leben be— 
ſtimmte, ſie um etwas weniger grauſam unterdrückt zu haben als zu 
ihrer Zeit die Kirche. Befreien und gleichberechtigen wird ſie nur 
der Geiſt der Gegenwart, der alle Unterdrückung mit ſeinem Haße 
verfolgt, alle Ausbeutung mit ſeiner Verachtung ſtraft. Dies erkannte 
auch der Vertreter der Juden in der Oldenburger Verſammlung wohl 
einigermaßen an, als er am Ende ſeinen Antrag, der auf allen 
Seiten Widerſpruch fand, aus freien Stücken zurückzog. Er vermachte 
ihn zwar einer ſpäteren Zuſammenkunft; aber wenn Etwas, meine 
ich, ſich aus der Oldenburger Beſprechung ein für allemal ergeben 
hat, ſo iſt es die Unzulänglichkeit der ſtaatlichen Armenpflege, die 
der rechtlichen Unterſtützungspflicht im Gegenſatze zur ſittlichen ent— 
ſpricht. Dieſer Schluß wurde uns dadurch erleichtert, daß grade in 
Oldenburg die ſtaatliche Armenpflege geraume Zeit ſo ſehr als moͤglich 
das Feld allein behauptet hat, und daß eben dieſe ſtaatliche Armen— 
pflege Oldenburgs in allen ihren Theilen zu ebenſo vollſtaͤndiger als 
klarer Erſcheinung kam. 

Der Schluß wurde indeſſen nicht förmlich und ausdrücklich ge— 
zogen. Beſchloſſen wurde nur, dem Gegenſtande weiter nachzuforſchen 
und nachzudenken. Der Vorſtand wurde beauftragt, einen ſtehenden 
Ausſchuß zu bilden mit der Aufgabe, im ganzen Gebiet der Wirth- 
ſchaftlichen Geſellſchaft (Hannover, Oldenburg, Bremen) von Jahr 
zu Jahr die armenpflegeriſchen Erfahrungen zu ſammeln, erprobte Ein— 
richtungen weiter zu empfehlen, und richtige Grundſaͤtze zu verbreiten. 

Bremen. Auguſt Lammers. 


Erwiderung auf die Auslaſſung des Vorſtandes 


der gemeinnüßigen Paugeſellſchaft 


in dem neueſten Rechenſchaftsberichte derſelben, über die, in der 
Zeitſchrift des Central⸗Vereins für das Wohl der arbeitenden Klaſſen 
(2. Heft des Jahrgangs 1859) aufgenommenen Betrachtungen, den 
Stand des Unternehmens der gemeinnützigen Baugeſellſchaft 
betreffend. 
Von W. Emmich. 


Der Vorſtand der gemeinnützigen Baugeſellſchaft hat in einem 
Nachtrage zu feinem kürzlich erſchienenen Berichte über die, am Ztten 
October v. J. ſtattgefundene General-Verſammlung derſelben, eine 
Beleuchtung des von mir verfaßten im 2. Hefte des 1. Jahr— 
gangs der Zeitſchrift des Centralvereins für das Wohl der arbeiten— 
den Klaſſen erſchienenen Aufſatzes, über den jetzigen Stand des betref— 
fenden Unternehmens, folgen laſſen, der einerſeits die von mir beab— 
ſichtigte Anregung als einen Angriff anſieht und auf den perſönlichen 
Standpunkt zieht, den ich bisher möglichſt zu vermeiden geſucht habe, 
anderſeits aber die bezeichneten Mängel in der Verwaltung ohne 
näheren Nachweis über die angeblich im Vorſtande ſtattgefundene 
Prüfung derſelben, als auf irrigen Vorausſetzungen beruhend abweiſt, 
ſo daß ich leider gezwungen bin, eine Erwiderung darauf folgen 
laſſen zu muͤſſen die die Beweiſe meiner Behauptungen aus meiner 
jahrelangen Thätigkeit, als ſtellvertretender Schriftführer des Vor— 
ſtandes darlegen ſoll und ein Eingehen auf Perſoͤnlichkeiten daher 
zu meinem Bedauern nicht ganz wird vermeiden laſſen. Meine Abſicht 
bei dem Entwurfe meines Aufſatzes war, wie auch jedem Unbefan— 
genen ſchon aus der leicht hingeworfenen, keineswegs angreifenden 
Form deſſelben einleuchtend ſein muß, einzig und allein: mehrere 
der Abhilfe bedürftig erſcheinende Punkte in der bisherigen Behandlung 
des Unternehmens wiederholt zur Sprache zu bringen, weshalb auf 
eine ſtreng begrenzte Ausdrucksweiſe in demſelben meinerſeits kein 
beſonderes Gewicht gelegt worden war. 

Von dem beſonderen Abdrucke meines beregten Aufſatzes waren 
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ſodann einige Exemplare vor der letzten General-Verſammlung dem 
Vorſtande der Geſellſchaft von mir mit einem beſonderen Anſchreiben, 
worin meine gut gemeinte Abſicht mit der ausdruͤcklichen Bitte um 
unbefangene Würdigung derſelben bekundet war, zur Kenntnißnahme 
und etwaigen Berückſichtigung mitgetheilt worden. Dieſe Abſicht iſt 
jedoch weder anerkannt worden, noch hat fie die Würdigung gefun— 
den, welche die Sachlage wohl erfordert haben dürfte: vielmehr hat 
der Verfaſſer der Erwiderung des Vorſtandes einzelne Ausdrücke 
und Sätze meiner Darſtellung hervorgehoben, die aus dem Sinne 
herausgegriffen verſchiedener Auslegung fähig ſind und vielleicht vor— 
ſichtiger von mir hätten abgewogen werden können, ſo wie meine 
Angaben als irrthümlich oder widerſprechend bezeichnet, ohne dieſelben 
irgend durch Gründe oder Thatſachen zu widerlegen. 

Hierdurch werde ich in die unangenehme Lage gedrängt, in der 
nachfolgenden Beleuchtung der einzelnen Gegenfäße die betreffende, 
abſichtlich oder zufällig beliebte Auffaſſungsweiſe möglichft aufzuklären 
und meine Behauptungen durch Mittheilung der bezüglichen Auszüge 
aus den Sitzungsprotokollen (von denen ich fruher als Vorſtands— 
mitglied behufs aktenmaͤßiger Behandlung meiner häuslichen Arbei— 
ten, Abſchrift genommen hatte), zu belegen. 

1. Zuvörderſt wird in Abrede geſtellt: daß durch die Gründung 
der Alexandraſtiftung der Fortgang der Baugeſellſchaft ſelbſt gehemmt 
worden ſei, und wird dieſe Ableugnung dadurch zu belegen geſucht, daß 
die Baugeſellſchaft auch ſeit Gründung der Stiftung mehrere neue 
Häufer gebaut habe und der Zweck der letzten ja nur eine Erwei— 
terung der Wirkſamkeit der erſten ſei. In welcher Weiſe dieſe Dar— 
ſtellung meine Behauptung widerlegen ſoll, iſt nicht wohl abzuſehn, 
wenn man bedenkt, wie einerſeits die Mittel zur nothdürftigen Fort— 
führung der Wirkſamkeit der Baugeſellſchaft ſelbſt beſchafft werden 
und wie anderſeits die Statuten der Alexandraſtiftung, von denen 
der Muttergeſellſchaft, in Hinſicht der Ertragsverwendung, abwei— 
chen. Wenn ſich beide Unternehmungen daher in ihren Beſtrebun— 
gen bisher noch nicht beeinträchtigt haben mögen, fo liegt dies ein— 
fach in der Thatſache, daß die Muttergeſellſchaft feit Jahr und Tag 
gar nichts mehr und die neue Stiftung nach 3 Jahren ihres Beſte— 
hens noch nicht ſo viel hat ſchaffen können, um ſich irgend geltend 
zu machen oder gar die gemachten Ausſichten zu erfüllen. 

2. Ferner wird der von mir angedeutete Vorwurf der Vernach— 
läſſigung von Maaßnahmen zur Anregung für den Fortgang der 
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Alexandraſtiflung, durch den Einwand abgewieſen: daß der Vorſtand 
ſich alle Mühe zur Verbreitung gegeben habe. Es iſt dies aber eine 
Behauptung ohne allen Beweis hingeſtellt, da über die angeblich 
erfolgte Anregung größerer Geld- und anderer Inſtitute, waͤhrend 
der Zeit, als ich die Ehre hatte dem Kuratorio anzugehören, akten— 
mäßig nichts verhandelt worden, wogegen nachweislich feit Ausgabe 
des Proſpectus vom Januar 1857 keine öffentliche Kundgebung er— 
folgt iſt, obgleich ich öfter Gelegenheit genommen habe, daran zu 
erinnern, jedoch leider ohne Erfolg, weil die desfallſigen Bemühungen 
immer den Zeitverhältniffen nach, als nutzlos angeſehen, auf fpätere 
Zeiten verſchoben wurden und dann der Vergeſſenheit anheimfielen. 

3. Wenn meine Behauptung über ungerechtfertigte Ausſetzung 
der Bildung neuer Miethsgenoſſenſchaften auf den Grundſtücken der 
Baugeſellſchaft, als eine irrige Auffaſſung bezeichnet wird, ſo mag 
dies allenfalls für die Angabe über den Erſatz des Ausfalls an Un— 
terhaltungs- und Verwaltungskoſten berechtigt erſcheinen, weil dieſer 
Punkt nur mündlich in der betreffenden Sitzung angeführt und nicht 
in das Protokoll aufgenommen worden iſt. Nach Ausweis des bei— 
gefügten Auszuges des desfallſigen Beſchluſſes vom 8. Dezember 1857, 
liegt die Unzuläſſigkeit der bezeichneten Maaßregel vielmehr darin: 
daß die, behufs Bildung der Miethsgenoſſenſchaften, laut S. B u. 6. 
des Statuts, ausgeſprochene Vorausſetzung des Reinertrages jedes 
einzelnen Grundſtückes mit 6 Prozent der Anlagekoſten nicht feſtge— 
halten, ſondern dieſe Vorausſetzung auf ſämmtliche noch nicht mit 
Miethsgenoſſenſchaften verſehenen Grundſtücke ſummariſch ausgedehnt 
worden iſt, während außer den mißglückten ländlichen Anlagen auf 
Bremerhöhe, faſt alle Grundſtücke jener Vorausſetzung entſprechen 
dürften und etwaige andere Gründe gegen die Bildung von Mieths— 
genoſſenſchaften auf einzelnen Grundſtücken (als namentlich die Un— 
zuverläſſigkeit der meiſten Miether) hätten beſtimmt bezeichnet und 
durch beſondere Vorſtandsbeſchlüſſe nachgewieſen werden müſſen, wie 
auch anderweit wiederholt geſchehen iſt. Daß dieſe Maaßregel 
übrigens ſeiner Zeit von mir angegriffen und damals dagegen ver— 
geblich proteſtirt worden, wird mein beigefügter desfallſiger Antrag, 
ſowie der Beſchluß sub 4. des Sitzungsprotokolls vom 5. Januar 
1858 darthun, die im nachfolgenden Anhange mitgetheilt find. 

4. Wenn der Vorſtand von dem Vorwurfe frei zu fein behaup— 
tet, daß die erforderlichen Geldkräfte mit den vorhandenen Mitteln 
rechtzeitig nicht genügend abgewogen werden, inſofern die Koſten für 
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jeden beſchloſſenen Neubau vorher überſchläglich ermittelt worden ſeien, 
ſo iſt hierauf zu erwidern, daß einerſeits die Beſchaffung des größ— 
ten Theils der Baukoſten erſt durch Bewilligung der General-Ver⸗ 
ſammlung, zur Aufnahme von Hypotheken, ermöglicht werden mußte 
und die betreffenden Kapitalien oft erſt in der letzten Stunde flüffig 
gemacht worden ſind, ſo wie anderſeits die Ausgaben für die vielen 
ganz unerwartet beantragten und unvermeidlichen Reparaturbauten 
vorher um ſo weniger berückſichtigt werden konnten, als die vorge— 
ſchriebene zeitige Ermittelung der Reparaturbedürfniſſe durch die Haus— 
vorſteher faſt niemals ordnungsmäßig erfolgt iſt, wie ſich aktenmäßig 
leicht ermitteln laſſen dürfte. 

Da außerdem die Berückſichtigung der Hypotheken-Verzinſungen 
und der Dividendenamortiſations-Zahlungen, fo wie der Verwal⸗ 
tungskoſten und anderer extraordinairer Ausgaben, den wechſelnden 
Miethserträgen und den außerordentlichen Einnahmen gegenüber, 
bei der Beurtheilung uͤber die Verfügbarkeit der Mittel nöthig iſt, 
jo dürfte das Bedürfniß nach Aufſtellung eines jährlichen Etats 
wohl hinreichend gerechtfertigt erſcheinen und daſſelbe nicht mit 
einer fo oberflächlichen Erwiderung abzufertigen fein, wie fie Na— 
mens des Vorſtandes beliebt worden. 

5. Die ebenſo ungenügende Abweiſung meiner Ausſtellung über 
die Behandlung der Kaſſengeſchäfte im Vorſtande läßt ſich nur durch 
falſche Auslegung meiner nicht ganz präcifen Ausdrucksweiſe erklären, 
indem ich die Bezeichnung Kaſſenverwaltung, ſtatt Kaſſengeſchäfte, 
hätte wählen ſollen. 

Es dürfte jedem Unbefangenen einleuchtend ſein: daß die damit 
von mir angeregte Ueberwachung der finanziellen Vorlagen und 
Maaßregeln, welche bisher der allgemeinen Behandlung des Vor— 
ſitzenden und Schriftführers überlaſſen geweſen, völlig getrennt von 
der Erhebung, Aufbewahrung, Auszahlung und Berechnung des Ver— 
mögens der Einnahmen und Ausgaben iſt, welche zur Wirkſamkeit 
des Schatzmeiſters gehören, und es hat meinerſeits weder das geringſte 
Mißtrauen gegen die Perſönlichkeiten, welche dieſe Functionen bisher 
ausgeübt haben, noch gegen die Art der Ausübung derſelben ange— 
deutet werden ſollen, vielmehr hat mir nur die Ueberzeugung vorge— 
ſchwebt, daß die betreffenden Geſchäfte gehörig auseinander gehalten 
und die Obliegenheiten des Kaſſenkuratorii von einer geeigneten Per— 
ſönlichkeit abgeſondert ausgeübt werden muͤſſen, um ſtets den Stand 
des Geſellſchaftsfonds genau kennen, darauf die Beſchlüſſe wegen 
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Bewilligung oder zeitweiſer Ausſetzung von Anforderungen begründen 
und dann den letzten vollſtaͤndig genügen zu können, was fonft weder 
zu verlangen, noch zu erwarten fein dürfte. — 

Ebenſo wenig erſcheint die Angabe, daß alle Rechnungsbeläge 
einer ſachverſtaͤndigen Beurtheilung unterliegen geeignet, die Ueber— 
fluͤſſigkeit eines beſonderen Kaſſenkurators darzuthun; als langjähriger 
techniſcher Referent und ſtellvertretender Schriftführer habe ich viel— 
mehr von dem Beduͤrfniſſe eines ſolchen, vollſtändige Ueberzeugung 
| gewonnen und was die angedeuteten Zweifel über die Richtigkeit 
der von mir bei Zahlungsanträgen für Bauleiſtungen befolgten 
Grundfaͤtze betrifft, fo muß ich die Berechtigung derſelben zwar einer 
unbefangenen techniſchen Beurtheilung überlaſſen, glaube jedoch eine 
ſolche Aeußerung, wie ſie der Vorſtand in ſeiner Beleuchtung an 
ö der betreffenden Stelle gebraucht hat, zum Danke fuͤr meine lang— 
| jährigen uneigennützigen Bemühungen, denen ich den größten Theil 

meiner Zeit und Arbeitskraft geopfert habe, nicht verdient zu haben. 

In der Anlage iſt übrigens zugleich nachgewieſen, wie betref— 

fende Verbeſſerungs-Anträge bereits unterm 16. Mai 1854, laut 

Protokoll vom 23. Mai 1854 sub No. 10, von mir ohne weiteren 

Erfolg, als das Protokoll vom 10. Juni 1854 sub No. 1 darthut, 
| gemacht worden find. 

6. In ſo fern es endlich als ein Widerſpruch in meinen Auf— 
faſſungen dargeſtellt wird: daß ich einerſeits die vom Vorſtande als 
unbegründet bezeichneten Mängel der Verwaltung als Grund für den 
geringen Aufſchwung des Unternehmens der Baugeſellſchaft angegeben 
hätte, während ich anderſeits keine wirkſame Abhilfe der Beſeitigung 
der betreffenden Hinderniſſe anzugeben wiſſe, als die Bildung anderer 
ſpeculativer Vereine, ſo kann ich dieſe Behauptung nur als eine Ver— 
dunkelung meiner wohlmeinenden Abſichten bezeichnen, denen man kein 
Anerkenntniß zugeſtehen will. 

Denn ich habe es, Seite A meiner Betrachtungen, beſtimmt aus 
geſprochen: daß man ſich leider überzeugen müſſe, wie ſich in unfe- 
rer ſpeculativen Zeit durch die Ausübung des Wohlthätigkeitsgrund⸗ 
ſatzes der vorliegende Zweck nicht würde erreichen laſſen und ſind 
die bezeichneten Mängel in der Verwaltung der Baugeſellſchaft von 
mir nicht in dem Glauben angeregt worden, daß durch Abhilfe der— 
ſelben der bisher nicht erreichte Erfolg jetzt noch herbeizuführen ſein 
würde, ſondern ich habe nur darthun wollen, daß die Aenderung der 
bisherigen Verwaltungsart zur geordneten und nachhaltigen Durch— 


. 


führung des Vorhandenen und die Fortführung deſſelben in dem bis— 

herigen beſchraͤnkten Umfange, erforderlich ſei und ſowohl von den 

Mitgliedern, als den Miethern der Geſellſchaft verlangt werden könne, 

um den gerechten Anſprüchen derſelben und den Vorſchriften der 

Statuten zu entſprechen. 

7. Was die von mir außerdem an der Geſchäftsfuͤhrung des 
Vorſtandes gemachten Ausſtellungen betrifft, ſo hat man zwar beliebt, 
in der Beurtheilung meiner Denffchrift, dieſelben ganz mit Still— 
ſchweigen zu übergehen, ich ſehe mich indeß nichts deſto weniger ver— 
anlaßt, hier nochmals darauf zuruͤckzukommen, um möglichſt vollſtän— 
dig darzuthun, daß ich nicht ungerechtfertigte Behauptungen hinzuſtellen 
mir erlaubt habe, indem ich nachfolgend Auszüge aus den Sitzungs— 
protokollen des Vorſtandes beifüge, aus denen ſich ergeben dürfte, 
wie oberflächlich und ſchwankend oft die Vorlagen behandelt oder wie 
langſam und kraftlos die Ausführung der gefaßten Beſchlüſſe bewirkt 
worden, ja mehrfach ganz unerledigt geblieben iſt; wodurch der Er— 
folg des Unternehmens wenigſtens nicht gefördert ſein kann. 

Als Beläge hierzu mögen folgenden Fälle dienen: 

die wiederholten Anregungen, zur weitern Bildung neuer Mieths— 
genoſſenſchaften zu ſchreiten, wie ſie laut den Protokollen vom 
9. Mai 1854 sub No. 12, vom 14. November 1854 sub 
No. 6, vom 13. Febr. 1855 sub No. 9, vom 20. November 1855 
sub No. 8 u. 9, vom 10. Februar 1857 sub No. 4 aufgeführt 
find, haben nach 3½ Jahren nur zu dem Beſchluſſe des Pro— 
tokolls vom 8. Dezember 1857 geführt, wonach dieſelbe ganz 
ausgeſetzt bleiben ſoll, bis durch den Netto-Ertrag ſämmtlicher 
Grundſtücke 6 Prozent der Geſammtanlagewerthe erreicht wer— 
den würden, wogegen Herr ꝛc. v. P. und ich, in der Sitzung 

vom 5. Januar 1858, ohne Erfolg Proteſt erhoben haben; 

b. die wiederholten Berichte und Erinnerungen wegen mangel— 
hafter Abführung der Miethszahlungen, laut den Protokollen vom. 
25. April 1854 sub No. 15, vom 2. Januar 1855 sub No. 5, vom 
17. April 1855 sub No. 6, vom 5. Januar 1858 sub No. 15 
und 3 Mai 1858 sub No. 3, haben zu keinem nachhaltigen 
Reſultate geführt und ſoll dieſelbe Unregelmäßigkeit nach wie 
vor zu beklagen ſein; 

e., das laut Protokoll vom 4. April 1854 sub No. 2 hervor⸗ 
gehobene Mißverhältniß, zwiſchen dem Anlagewerth und den 
Erträgen der Grundſtücke Ritterſtraße No. 30 und Branden— 
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burgſtraße No. 24 und der laut Protokoll vom 14. November 
1854 sub 6, ertheilte Auftrag an die Herren G. und Emmich, 
zur Ermittelung, Regulirung und anderweiten Feſtſtellung der— 
ſelben, ſo wie die, laut Protokoll vom 17. April 1855 sub 
No. 9 von ihnen gemachten Ausmittelungen und Vorſchläge 
haben zu keinem weiteren Reſultate geführt, als daß deren 
Berichte entgegengenommen und vorläufig ad Acta gelegt ſind 
wo ſie wahrſcheinlich ruhen werden, bis der Zufall ſie etwa ans 
Tageslicht ruft. 


die dem Buchhalter der Geſellſchaft laut Protokoll vom 25. April 


1854, in Folge meines Antrags, auferlegte Verpflichtung zur 
Wiedererinnerung unerledigter ertheilter Aufträge und gefaßter 
Vorſtands-Beſchluͤſſe, hat ungeachtet der desfallſigen wieder— 
holten Erinnerungen, laut Protokoll vom 14. November 1854 
sub No. 6, laut Protokoll vom 13. Februar 1855 sub No. 9 
und laut Protokoll vom 5. Januar 1858 sub No. 14 zu keinem 
Reſultate geführt und find daher mancherlei Reſtſachen ganz un— 
erledigt geblieben, wenn nicht etwa der Schriftführer ſie in Er— 
innerung brachte. 

Die, laut Protokoll vom 20. Mai 1856 sub No. 7 beantragte, 
laut Protokoll vom 19. Auguſt 1856 sub No. 13 und laut 
Protokoll vom 27. Januar 1857, sub No. 10 wieder ange— 
regte Regulirung der Miethsgenoſſenſchaftsverträge für die Grund⸗ 
ftüde in der Alexandrinenſtraße, wegen Veränderung der Gren⸗ 
zen, iſt bis zu Ende des Jahres 1858, alſo nach 2½ Jahren, 
zu keinem Abſchluſſe gediehen und ſcheint noch nicht erledigt 
worden zu ſein. 

Die, in Folge meines beſonderen Antrags, laut den Protokollen 
vom 27. Januar 1856 sub No. 11, vom 10. Februar 1857 sub 
No. 5 u. 6 und vom 30. Juni 1857 sub No. 4 berathene und 
beſchloſſene Regulirung der Grenze zwiſchen den Grundſtücken 
in der Wollankſtraße No. 8 und 9 hat bis zu Ende des Jah— 
res 1858 gleichfalls zu keinem Reſultate geführt und ſoll jetzt, 
nach mehr als 4 Jahren, noch unerledigt ſein. 


. Die, laut Protokoll vom 15. September 1857 beantragte Regu— 


lirung der Grenze von Bremerhöhe hat laut den Protokollen 
vom 5. Januar 1858 sub No. 5 und vom 14. September 1858, 
zu keiner näheren Verſtändigung geführt und ſoll bisher noch 
nicht weiter verfolgt ſein. — 
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h. Der, laut Protokoll vom 14. September 1858 sub No. 6 bes 
ſchloſſene Verkauf des unbebauten Reſtgrundſtückes in der Waſ— 
ſerthorſtraße, in Folge deſſen die erforderte Vorlage, nach meinem 
Ausſcheiden aus dem Vorſtande, unterm 12. November 1858, 
von mir übergeben iſt, ſoll ſeitdem noch nicht weiter gediehen 
ſein, als daß Seitens der mit der Ausführung betrauten Kom— 
miſſion mit den Miethern des angrenzenden Grundſtücks in der 
Alexandrinenſtraße, Unterhandlung wegen der Ueberlaſſung eines, 
fur dieſelben ſehr nutzbaren Theiles jenes Reſtgrundſtückes ges 
flogen worden iſt, die wenigſtens bis vor kurzer Zeit noch zu 
keinem Uebereinkommen geführt hatte. 

i. Der, laut Sitzungsprotokollen vom 3. Auguſt und 14. September 
1858 beantragte und beſchloſſene Verkauf der vakanten Bau— 
ſtellen auf dem ländlichen Grundſtücke Bremerhoͤhe, iſt nach Ein: 
bringung des desfalls entworfenen Parzellirungsplanes noch 
nicht weiter verfolgt, nachdem in Verfolg des Protokolls vom 
28. September 1858 sub No. 9, ein darin bezeichneter Theil 
dem Vorſtande des Männerſiechenhauſes für einen verhältnißs 
mäßig ſehr billigen Preis überlaſſen worden iſt, wahrend doch 
unzweifelhaft feſtſteht, daß nur durch eine preiswürdige baldige 
Veräußerung der noch unbebauten Theile, wenn nicht durch 
Anlage mehrerer großer Wohngebäude, die dortigen Grundſtuͤcke 
zu einem hoͤheren Ertrage gebracht werden konnen, die die Bil: 
dung von Miethsgenoſſenſchaften ermöglichen würden. 

k. Die in der General-Verſammlung vom 30. Oktober 1858 
von zwei Geſellſchaftsmitgliedern gemachten Vorſchläge, wegen 
Vermehrung der Betheiligung am Unternehmen oder Umgeſtal— 
tung des Zwecks der Geſellſchaft, iſt erſt nach Verlauf eines 
halben Jahres zur näheren Erörterung im Vorſtande gekommen 
und der eine derſelben, der inzwiſchen eingetretenen ungünſtigen 
Zeitverhältniſſe wegen, bis auf Weiteres ausgeſetzt worden, 
während der andere erſt in der letzten General-Verſammlung 
am 31. October 1859 als den Statuten der Geſellſchaft wi— 
derſprechend bezeichnet und als unausführbar abgelehnt iſt; 
welche Reſultate bei einer prompten Geſchäftsbehandlung wohl 
in kürzerer Friſt zu erlangen geweſen wären, wenn nicht ſogar 
aus einer Benutzung des erſten Vorſchlags, vor Eintritt der 
ungünſtigen Geldverhaͤltniſſe im Frühjahr 1859, ein anderes 
Ergebniß haͤtte erreicht werden können. 


8. Da aus den vorſtehenden Nachweiſen hervorgehen dürfte, 
daß einerſeits die betreffenden Anträge und Erinnerungen größten- 
theils von mir ſelbſt, während meiner Stellvertretung des Schriftfuͤh— 
reramts, ausgegangen ſind und anderſeits der Mangel an ordnungs- 
mäßiger Durchfuhrung oder Verbeſſerung der Geſchaͤftsordnung ſich 
deutlich herausſtellt, ſo glaube ich es der unbefangenen Beurtheilung 
eines jeden für das Unternehmen ſich Intereſſirenden anheim ſtellen 
zu dürfen: ob ich in meinem früheren Aufſatz zu viel gefagt, ob dem 
Unternehmen im Allgemeinen nicht Nachtheile aus der bisherigen 
Geſchäftsbehandlung erwachſen find, und ob ich, als Mitglied des 
Vorſtandes, nicht der Sachlage gemäß meine Schuldigkeit nach beſten 
Kräften gethan habe? — 

Wenn es jedoch etwa einer Mißdeutung ausgeſetzt ſein ſollte 
daß ich mit dieſen Auslaſſungen und Anregungen erſt an die Oeffent— 
lichkeit getreten bin, nachdem mein Austritt aus dem Vorſtande erfolgt 
iſt, ſo glaube ich einerſeits nur darauf hinweiſen zu dürfen, wie uner— 
quicklich und unhaltbar durch frühere Veröffentlichung, meine dama— 
lige Stellung nach langjährigen fruchtloſen Bemühungen ſofort ge— 
worden ſein würde und wie wenig Erfolg bei dem Beharrungszu— 
ftande des ganzen Verwaltungskörpers davon zu erwarten war; und 
darf anderſeits verſichern: wie nur die Ueberzeugung von dem Vor— 
handenſein der beobachteten Maͤngel und Nachtheile, an denen das 
Unternehmen leidet, ſo wie der Wunſch, zur Abhilfe derſelben moͤglichſt 
beizutragen, mich veranlaßt haben, die Angelegenheit nochmals vor 
das betheiligte Publikum zu bringen. — 

Berlin, im Mai 1860. 


Extrakte aus den Protokollen der Vorftands- Sigungen der Bau⸗ 
geſellſchaft, nebſt ſpeciellen Anträgen und Vorlagen des Verfaſſers, 
als Vorſtandsmitglied. 

Protokoll vom 4. April 1854. sub 2. 

Herr Hausvorſteher N. macht darauf aufmerkſam, daß die Anlagekoſten 
des Hauſes Ritterſtraße No. 30, angeblich, nach Ausweis der Bücher ſich 
auf rund 17000 Thlr., die Miethserträge dagegen nur auf 800 Thlr. ſtellen, 
die letzten alſo noch nicht 5 Procent des Werths erreichen. Es wird hierauf 
mit Bezug auf die von Herrn Emmich bereits unterm 6. Juli und 15. Sep⸗ 
tember v. J. gefertigten und eingereichten allgemeinen Koſten⸗ und Ertrags⸗ 
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Berechnungen (welche laut Protokoll vom 9. Auguſt und 20. September e. 
der Statuten-Reviſions-Kommiſſion zur Einſicht übergeben werden ſollten), 
beſchloſſen, die obige Angabe einer genauen Prüfung zu unterwerfen und in 
der Folge alle Werth- und Ertrags-Annahmen nur auf vorher techniſch ge- 
prüften und kalkulatoriſch feſtgeſtellten Rechnungsvorlagen zu begründen, vor⸗ 
läufig aber Hrn. Em mich zu erſuchen, eine Vergleichsberechnung auf Grund 
der von ihm ermittelten Normalſätze anzufertigen und vorzulegen. Der ꝛc. 
Em mich erklärt ſich nicht nur hierzu, ſondern auch zur techniſchen Prüfung 
der obigen, das Grundſtück in der Ritterſtraße No. 30 betreffenden Angabe 
bereit, ſobald ihm die dazu erforderlichen Materialien, d. h. die von ihm ge- 
fertigte Zuſammenſtellung der Normalſätze, ſowie die ſämmtlichen das bezeich— 
nete Grundſtück betreffenden Rechnungsbeläge, zur Benutzung mitgetheilt ſein 
werden. 

Antrag und Vorlage zur Sitzung vom 25. April 1854. 

Um zu verhüten, daß fernerhin Beſchlüſſe des Vorſtandes der gemein⸗ 
nützigen Baugeſellſchaft, welche in den Sitzungsprotokollen deſſelben aufge⸗ 
nommen werden, unerledigt bleiben, trage ich zur Erlangung desfallſiger Kon- 
trolle darauf an, den Buchhalter zu veranlaſſen, daß derſelbe aus jedem 
Protokolle einen Extrakt von denjenigen Aufträgen und Beſchlüſſen, deren 
Ausführung einzelnen Vorſtandsmitgliedern übertragen und von ihnen ange⸗ 
nommen iſt, anfertigt und in der nächſten Sitzung dem Herrn Vorſitzenden 
zur Kenntnißnahme und weitern Veranlaſſung vorlegt oder den betreffenden 
Mitgliedern zur Erinnerung mittheilt. 

Berlin den 20. April 1854. gez. Em mich. 

Protokoll vom 25. April 1854. sub No. 4. 

Der Vorſitzende theilt den anliegenden Antrag des Herrn Emm ich mit, 
welcher einſtimmig angenommen wird und welchem zu Folge der Buchhalter 
beauftragt werden ſoll, aus jedem Sitzungsprotokoll einen Auszug derjenigen 
Beſchlüſſe und Aufträge, deren Ausführung veranlaßt wird, zu fertigen und 
zur Erinnerung vorzulegen, bis die Erledigung nachgewieſen iſt. — 


Sub No. 15. Der Hr. Schatzmeiſter legt die Liſte der, für das laufende 
Vierteljahr noch rückſtändigen Miethszahlungen vor und klagt über die unore 
dentliche Abführung derſelben, worauf er erſucht wird, zur Abhülfe dieſes 
Uebelſtandes auf Einziehung der kontraktlichen Geloſtrafen ernſtlich zu halten. 


Protokoll vom 9. Mai 1854. sub No. 12. 

Der Hr. Buchhalter wünſcht eine Entſcheidung über früher gefaßte und 
anſcheinend nicht zur Ausführung gebrachte Beſchlüſſe, wonach auf den Grund⸗ 
ſtücken zu Bremerhöhe und in der Wollankſtraße No. 9 Miethsgenoſſenſchaften 
gebildet werden ſollten, und wird der Beſcheid ertheilt, daß für Bremerhöhe, 
wegen ſchlechter Rentirung der Anlagekapitalien, der frühere desfallſige Beſchluß 
nachträglich beanſtandet ſei und aufgehoben werden müſſe; für das Grundſtück 
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in der Wollankſtr. No. 9 jedoch die Vollziehung des früheren Beſchluſſes 
noch ausgeſetzt bleiben ſoll, bis der Bericht der Kommiſſion über die Regu⸗ 
lirung der finanziellen Verhältniſſe erfolgt ſein würde. 


Protokoll vom 23. Mai 1854. sub No. 10. 

Herr Hausvorſteher W. wird erſucht, die Miether des Hauſes Wollank⸗ 
ſtraße No. 9 zu einer verhältnißmäßigen Erhöhung der Wohnungsmiethen zu 
vereinigen, damit das Grundſtück den erforderlichen Netto-Ertrag von 6% 
abwerfe und die Miethsgenoſſenſchaft gebildet werden könne. 


Antrag und Vorlage für die Vorſtands-Sitzung 
vom 10. Juni 1854. 

Da meiner Ueberzeugung nach, bei Genehmigung von Zahlungsanwei⸗ 
ſungen in den Vorſtandsſitzungen zu leicht verfahren wird, in ſo fern dieſelben 
meiſt ohne ſpecielle Prüfung, oft ohne alle Beachtung erfolgt und in den 
Protokollen höchſtens nur allgemein angedeutet werden kann, auch, wenn die 
Vorlage garnicht ſtattfinden ſollte, dies gar nicht feſtzuſtellen iſt, jo dürfte 
es wohl wünſchenswerth erſcheinen, in dieſer Beziehung eine geeignete Kontrolle 
oder ein anderes Verfahren einzuführen und halte ich mich für verpflichtet, 
darauf anzutragen, über mögliche Abhülfe dieſes Uebelſtandes zu berathen 
und zu beſchließen. Die unverhältnißmäßigen, oft ganz ungerechtfertigt und 
zwecklos verwendeten extraordinairen Ausgaben, in den erſten Jahren des 
Beſtehens der Geſellſchaft, dürften ihren Grund namentlich in der mangel- 
haften Kontrolle der Zahlungsanweiſungen finden, welche den Reſervefonds 
faſt ganz aufgezehrt haben, der nunmehr ſo anſehnlich, als hülfreich ſein könnte. 

Indem ich daher meinen Antrag zur Berückſichtigung zu empfehlen mir 
erlaube, mache ich zur gleichzeitigen Verringerung der Geſchäfte und der Ver⸗ 


antwortlichkeit des Vorſitzenden und Schriftführers, den unmaßgeblichen Vor⸗ 


ſchlag, einen beſonderen Kaſſenkurator zu ernennen, der die ihm vom Vor⸗ 
figenden zuzuſendenden Zahlungsanträge zu prüfen, in den Sitzungen vorzu- 
tragen, nach der Genehmigung Zahlungsanweiſungen ausfertigen zu laſſen, 
dieſelben neben dem Vorſitzenden und Schriftführer mit zu vollziehen, ſo wie 
zum nächſten Protokoll eine Nachweiſung derſelben einzureichen hat. 

Berlin den 14. Mai 1854. gez. Em mich. 


Protokoll vom 10. Juni 1854. sub No. 2. 
Es kommen zwei Anträge des Herrn Emmich vom 14. Mai c. zum 
Vortrage: 

1) wegen einer angemeſſenen Kontrolle der Zahlungsanweiſungen und wird 
beſchloſſen, vorläufig keine Aenderung im Geſchäftsgange eintreten zu 
laſſen; 

2) wegen Anlegung eines Geſchäftsjournals und wird beſchloſſen: es ſollen 
durch den Buchhalter in den Sitzungen, in einem beſondern Buche, die 
Beſchlüſſe kurz regiſtrirt werden, und deren Ausführung zu excitiern. 
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Protokoll vom 14. November 1854. sub No. 6, 

Der Vorſitzende theilt anliegende, vom ſtellvertretenden Schriftführer aus 
den früheren Protokollen ausgezogene Zuſammenſtellung derjenigen Vorſtands⸗ 
beſchlüſſe mit, über deren Erledigung noch nichts feſtſteht, um desfalls das 
Erforderliche veranlaſſen zu können und ergiebt ſich bei näherer Erörterung 
derſelben: 

1) daß die Vorlegung von Reſt-Extrakten bisher noch nicht erfolgt iſt, 
weshalb der Buchhalter daran erinnert wird, dieſelbe in der Folge nicht 
zu unterlaſſen; 

2) daß die Ermittelung der Werthverhältniſſe des Grundſtücks Ritterſtraße 
No. 39 noch immer nicht hat erfolgen künnen, da die dazu nöthigen 
Erforderniſſe erſt jetzt beigebracht worden ſind, aus deren Einſicht ſich 
übrigens ſchon das große Mißverhältniß des Anlagekapitals dieſes 
Grundſtücks, gegen den Werth anderer Grundſtücke ergiebt, weshalb die 
Herrn Geim und Emmich beauftragt werden, gemeinſchaftlich eine 
anderweite Feſtſtellung der Koſten zu bewirken und Vorſchläge zur Aus⸗ 
gleichung zu machen; 

3) daß die Bildung der Miethsgenoſſenſchaft auf dem Grundſtücke in der 
Wollankſtraße No. 9, wegen mangelhafter Qualifikation der Miether, 
noch ausgeſetzt bleiben muß, bis die Mehrzahl derſelben eine beſſere 
Garantie gewährt. \ 

Protokoll vom 2. Januar 1855. sub No. 5. 

Der Hr. Schatzmeiſter klagt über den Mißbrauch der, bei den Mieths⸗ 
zahlungen ſtattfindenden Nachſicht und trägt, unter Vorlage der Neftanten- 
liſte, auf Verminderung derſelben und Ausübung von Strenge an, weshalb 
die Herrn Hausvorſteher aufgefordert werden, ernſtlich nach Maßgabe der 
Miethskontrakte zu verfahren und die betreffenden Strafen zu vollſtrecken, 
wenn nicht durch beſondere Gründe einige Nachſicht gerechtfertigt ift. 

Protokoll vom 13. Februar 1855. sub No. 5. 

Auf Anregung des Herrn Vorſitzenden, mit Bildung der Miethsgenoſſen⸗ 
ſchaften vorzugehen, wo dies die Rentabilität der Häuſer erlaubt, wird be- 
ſchloſſen, dieſe, wo es irgend zuläſſig iſt, demnöchſt einzurichten, zuvor aber 
jedesmal vom Buchhalter eine Berechnung über die Verzinſung des Anlage: 
kapitals vorlegen zu laſſen, um auf Grund derſelben Beſchluß faſſen zu können. 

Protokoll vom 17. April 1855. sub No. 6. 

Der Hr. Vorſitzende theilt die vom Buchhalter gefertigte Nachweiſung 
von Beitrags- und Mieths⸗Rückſtänden, zur Kenntnißnahme mit, und da 
der Hr. Schatzmeiſter abermals dringend auf die großen Verzögerungen und 
bedenklichen Ausfälle bei den Miethszahlungen, ſo wie auf die Dringlichkeit 
der Abhülfe dieſer Mängel hinweiſt, werden die Herrn Hausvorſteher wieder⸗ 
holt zur Vorſicht bei den Vermiethungen und zur Handhabung möglichſter 
Strenge bei Einziehung der Miethen aufgefordert. 
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Sub No. 9. Herr Emmich erſtattet Bericht über das Reſultat der, 
in Verfolg der Beſtimmungen von No. 15 des Protokolls vom 2. Januar 
und von No. 7 des Protokolls vom 23. Januar e. und des Zuſatzes zum 
Protokoll vom 6. Februar e. zwiſchen Herrn G. und ihm gepflogenen Ver⸗ 
handlungen, über Feſtſtellung der Anlagewerthe und Ertrags⸗Verhältniſſe der 
Grundſtücke Ritterſtraße No. 30, und Brandenburgſtraße No. 24 nebſt dazu ge⸗ 
hörigen Werkſtätten, nach Ausweis der von ihnen aufgeſtellten und überge⸗ 
benen Gutachten und Berechnungen; es wird unter vorläufiger Anerkennung 
der desfallſigen Annahme und Vorſchläge jedoch beſchloſſen, die bisherigen 
proviſoriſchen Anordnungen für dieſe Grundſtücke noch fortdauern zu laſſen, 
bis Zeit und Umſtände die Bildung von Miethsgenoſſenſchaften erlauben und 
bis dahin die weiteren Berathungen auszuſetzen, ſo wie die Vorarbeiten der 
Herrn G. und Emmich zu den Akten zu nehmen. 

Protokoll vom 20. November 1855. sub No. 8. 

Herr Hausvorſteher G. hält es für wünſchenswerth, die Bildung von 
Miethsgenoſſenſchaften für die Grundſtücke Ritterſtraße No. 30 und Branden⸗ 
burgſtraße No. 24, wozu auch das Werkſtättengebäude hinter dem letzten 
Hauſe gehört, noch auszuſetzen, bis wenigſtens die Hälfte der Miether als 
dazu geeignet ſich bewährt haben, da gegenwärtig nur wenige dazu vorzu— 
ſchlagen ſein würden und ſetzt auseinander, daß es der Lage nach unvermeidlich 
erſcheine, die bezeichneten drei Gebäude zuſammen zu laſſen und künftig zu 
einer Genoſſenſchaft zu vereinigen, trägt auch darauf an, die Miether künftig 
auf 6 Procent des Anlagekapitals zu normiren und den Zuſchlag für die 
Verwaltungskoſten inel. Beitrag zur Hauskaſſe, beſonders feſtſtellen zu laſſen. 

Sub No. 9. Herr Hausvorſteher B. ſetzt nach Vortrag feines Jahres- 
berichts über die Grundſtücke auf dem Etabliſſement Bremerhöhe auseinander, 
daß der jetzigen ungünſtigen Verhältniſſe wegen, eine Bildung von Mieths⸗ 
genoſſenſchaften daſelbſt ganz unzuläſſig erſcheine und die Möglichkeit auch 
erſt abzuſehen ſei, wenn die Ausfälle durch Errichtung größerer Gebäude oder 
günſtigen Verkauf eines Theils der vakanten Grundſtücke nach und nach 
ausgeglichen werden könnten. 


Protokoll vom 20. Mai 1856. sub No. 7. 

Herr Emmich berichtet über die bei Regulirung des Umfanges der 
Grundſtücke in der Alexandrinenſtraße No. 20 und 20a obwaltenden und zu 
berückſichtigenden Umſtände und wird der Herr Hausvorſteher S. nach Felt: 
ſtellung der betreffenden Vorſchläge erſucht, unter Zugrundelegung der, von 
Herrn E. zu formulirenden und beizubringenden Vorlage, die Ergänzung der 
betreffenden Genoſſenſchaftsverträge zu bewirken. 

Protokoll vom 19. Auguſt 1856. sub No. 13. 

Der ſtellvertretende Herr Hausvorſteher G. bittet die noch unerledigten 
Aufträge von No. 2 und 7 des Protokolls vom 20. Mai, wegen nachträg⸗ 
licher Ergänzung der Genoſſenſchaftsverträge, für die alten Grundſtlücke in 
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der Alexandrinenſtraße, dem Hausvorſteher Herrn W. nach ſeiner Rückkehr 
überlaſſen zu dürfen, wogegen nichts einzuwenden iſt. 

Antrag und Vorlage zur Sitzung vom 27. Januar 1857. 

A. Da auf dem, zum Hauſe Wollankſtraße No. 8 gehörigen Hofe ſich 
ein kleines Gebäude befindet, deſſen Wohnung von dem, zum Grund- 
ſtücke Wollankſtraße No. 9 gehörigen Werkſtattgebäude aus ſeinen Ein⸗ 
gang hat, und deſſen Dachboden von dem Vieewirthe des Hauſes No. 8 
benutzt wird, während die Wohnung zum Grundſtücke No. 9 gehört, 
ſo trage ich darauf an, den Herrn Hausvorſteher mit Regelung dieſer 
zu großen Differenzen Anlaß gebenden Anomalie beauftragen zu wollen 
und vorher zu beſchließen, ob entweder das betreffende kleine Gebäude 
zum Grundſtück Nr. 8 geſchlagen und einen beſonderen Eingang vom 

Hofe deſſelben erhalten, oder ob der Grund und Boden von dieſem 
Grundſtück abgezweigt und zu No. 9 geſchlagen werden ſoll, wonach 
der Genoſſenſchaftsvertrag demmächſt zu berichtigen fein würde. 

B. Da die, in dem laut Protokoll vom 20. Mai 1856 sub No. 2 und 7, 
ſo wie vom 19. Auguſt sub No. 13, dem jetzigen Hrn. Hausvorſteher 
aufgegebene Regulirung der Genoſſenſchaftsverträge der Grundſtücke in der 
Alexandrinenſtraße No. 19, 20, 20a, wegen Veränderung der Hofgrenzen, 
nach meinem, laut Protokoll vom 20. Mai sub No. 7 überreichten 
Gutachten, noch immer nicht erfolgt iſt, trage ich wiederholt darauf an, 
dieſelbe veranlaſſen zu wollen, um ſpäteren Verdunkelungen zu begegnen. 

Berlin, den 25. Januar 1857. gez. Em mich. 
Protokoll vom 27. Januar 1857. sub No. 10. 

Auf Antrag des Herrn Emmich, wegen Grenzregulirung der Grund— 
ſtücke in der Alexandrinenſtraße und Bezeichnung derſelben in den betreffenden 
Miethsgenoſſenſchaftsprotokollen, wird eine Kommiſſion, beſtehend aus den 
Herrn W., G. und Em mich beſtellt, mit dem Erſuchen, die Sache zu erledigen. 

Sub No. 11. Auf Antrag des Herrn Em mich wegen Klarſtellung der 
Grenzen zwiſchen den Grundſtücken Wollankſtraße No. 8 und 9, wird der 
Herr Hausvorſteher W. nebſt Herrn Emmich beauftragt, die Sache zu unter— 
ſuchen und Vorſchläge zu machen. 

Protokoll vom 10. Februar 1857. sub No. 4. 

Zum Protokoll vom 27. Januar 1857 berichtet der Hausvorſteher W. 
daß von den Miethern des Hauſes Wollankſtr. No. 9 kaum die Hälſte ihre 
Miethen richtig abgeführt hätten, und zur Aufnahme in eine Miethsgenoſſen⸗ 
ſchaft geeignet erſcheinen, weshalb die Bildung derſelben noch anszuſetzen ſein 
dürfte, welches mit der Maßnahme genehmigt wurde, den Antrag zum 1. De 
tober d. J. zu erneuern, wovon die Intereſſenten zu benachrichtigen ſeien. 

Sub No. 5. Dazu berichtet zugleich Herr Emmich: wie in Folge ört— 
licher Ermittelungen und der mit dem Hausvorſteher gepflogenen Berathung, 
die Grenzregulirung zwiſchen den Grundſtücken in der Wollankſtraße dahin 
zuläſſig und rathſam ſei, daß das auf dem Grund und Boden von No. 9 
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ſtehende, jetzt dorthin gerechnete und von dem Werkſtattgebäude daſelbſt zu⸗ 
gängliche kleine Haus von dieſem Grundſtücke getrennt und durch Anlage 
1 eines Anbaues auf dem angrenzenden Gartenfleck erweitert, ſo wie von dem 
1 Hofe des Grundſtücks No. 8 zugänglich gemacht würde. 

Sub No. 6. Um darüber weitern Beſchluß faſſen zu können, wurde 

Herr Emmich beauftragt, demnächſt einen Entwurf dazu nebſt Angabe der 
überſchläglichen Anlage und Ertragswerthe vorzulegen, was derſelbe übernahm. 
| Protofoll vom 24. Februar 1857, 
I Die Grenzregulirung der Grundſtücke Wollankſtraße No. 8 und 9 ſoll 
vorläufig ausgeſetzt werden, da für No. 9 zur Zeit noch keine Miethsgenoſſen— 
ſchaft beſteht. Auch der Neubau iſt wegen Mangel an Baugeldern auszu⸗ 
ſetzen und ſoll die Angelegenheit zum 1. Juli wieder zum Vortrag gebracht 
werden. 


Protokoll vom 30. Juni 1857. sub No. 4. 
1 Ein, in Folge Antrags des Herrn Emmich vom 10. Februar 1857 
ausgearbeitetes Projekt, wegen Ausführung eines Wohn- und Werkſtättenge⸗ 
bäudes auf dem Grundſtück Wollankſtraße No. 8, welches laut Protokoll vom 
ll 24. Februar c. zur anderweiten Beſchlußnahme wieder vorgelegt wurde, foll 
| wegen Mangels an Mitteln noch ausgeſetzt bleiben und mit dem Antrage 
zur Bildung von Miethsgenoſſenſchaften auf dem Grundſtück Wollankſtr. 9, 
| ı zum 1. October wieder angeregt werden. 
1 Protokoll vom 15. September 1857. sub No. 4 

In der Grieben owſchen Reklamationsſache wegen Berichtigung der 
Grenzen von Bremerhöhe wird Herr G. erſucht, dieſelbe zu prüfen, event. 
zu verſuchen dieſelbe zur gütlichen Erledigung zu bringen. 


Protokoll vom 8. December 1857. 

Es wird auf Antrag des Herrn G. über die ökonomiſche Lage der Ge— 
ſellſchaft einſtimmig beſchloſſen, von der Bildung der Miethsgenoſſenſchaften 
fo lange Abſtand zu nehmen, bis ſich durch die Bilanz des Geſellſchaftsver⸗ 
mögens herausſtellt, daß die Einnahmen einen Netto-Ertrag von wenigſtens 
6 Prozent ergeben und dauernd verſprechen. 


Erklärung und Antrag zu dem Protokoll vom 5. Januar 1858. 

Da ich der vorigen Sitzung nicht beigewohnt habe, in welcher der Be— 
ſchluß gefaßt iſt, die Bildung neuer Miethsgenoſſenſchaften vorläufig ganz 
auszuſetzen bis ſämmtliche Grundſtücke einen Ertrag von 6 Proc. des Anlage- 
kapitals liefern, fo fühle ich mich veranlaßt, nachträglich ausdrücklich zu erklären, 
daß ich gegen dieſen Beſchluß geſtimmt Haben würde, weil ich die dafür 
ſprechenden Gründe nicht für ausreichend halten kann, um die in § 1 und 6 
der Statuten ausgeſprochenen Zwecke unſerer Wirkſamkeit in ſo unabſehbare 
Ferne zu rücken und vorläufig ganz bei Seite zu ſetzen, und daß ich nachträglich 
zur Erwägung zu ſtellen mir erlaube, ob es nicht wenigſtens rathſam ſei, 
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nachträglich nur die Grundſtücke auf Bremerhöhe in obiger Maßnahme zu 


begreifen, ſo wie den Antrag einer außerordentliche General-Verſammlung 


zur Genehmigung vorzulegen, event. die Zuſtimmung des Herrn⸗Staats⸗Kom⸗ 
miſſarii dazu einzuholen. 

Berlin den 3. Januar 1858. gez. Em mich. 

Protokoll vom 5. Januar 1858. sub No. 4. 

Zum Protokoll vom 8. Dezember v. J. erklärt Herr Em mich, welcher 
in der vorigen Sitzung nicht anweſend war, daß er dem, daſelbſt gefaßten 
Beſchluſſe über die ganz unbeſtimmte Ausſetzung der Miethsgenoſſenſchaften 
nicht beiſtimmen könne, weil er den Vorſtand dazu nicht befugt und die dafür 
angeführten Gründe nicht ausreichend halte, den laut § 1 und 6 der Sta⸗ 
tuten ausgeſprochenen Hauptzweck der Geſellſchaft in unabſehbare Ferne zu 
rücken und trägt zugleich darauf an, uachträglich wenigſtens nur die Grund— 
ſtücke von Bremerhöhe in obiger Maßnahme zu begreifen oder den betreffenden 
Beſchluß einer einzuberufenden außerordentlichen General-Verſammlung vor- 
zulegen, event, die ausdrückliche Zuſtimmung des Herrn-Staats⸗Kommiſſarii 
dazu einholen. Herr v. Patow ſchloß ſich vorſtehender Erklärung vollſtändig 
an, doch wurde beliebt darüber zur Tagesordnung überzugehen. 

Sub No. 13. Herr Emmich fragt an, wie es mit der ſeit dem Oe— 
tober v. J. noch ſchwebenden Unterhandlungen, wegen der von Hrn. Grie— 
benow beantragten, nachträglichen Regulirung der nördlichen Grenze von 
Bremerhöhe ſtehe, worauf Hr. G. dieſelbe baldmöglichſt zu erledigen verſpricht. 

Sub No. 14. Bei dieſer Gelegenheit ſchien es nöthig, den Buchhalter 
darauf hinzuweiſen, der ihm sub No. 4 des Protokolls vom 25. April 1854 
auferlegten Verpflichtung, wonach er die rückſtändige Erledigung von Auf— 
trägen mit Bezug auf die Sitzungsprotokolle zu gehöriger Zeit in Erinnerung 
zu bringen hat, künftig beſſer nachzukommen. 

Sub No. 15. Der Herr Vorſitzende trägt die vom Buchhalter aufge— 
ſtellte Liſte der, leider ſehr bedeutenden Miethsrückſtände vor und wird mit 
Bezug auf frühere Beſtimmungen, ſo wie zur Aufklärung verſchiedener Be— 
denken desfalls beſchloſſen, ad c. die Herrn Hausvorſteher dringend aufzu— 
fordern, zur Beitreibung der übrigen Rückſtände die ſtrengſten Maßregeln zur 
Ausführung zu bringen und namentlich den Hausvorſteher Hrn. W. zu ver- 
anlaſſen, dem Miether S. (Wollankſtr. No. 9) zu kündigen, wenn er ſeiner 
Verpflichtung nicht bis zum 15. d. M. vollſtändig genügen ſollte und ihm 
mit ſofortiger Exmiſſion zu drohen. — 

Protokoll vom 3. Aug uſt 1858. sub No. 3. 

Der Herr Schatzmeiſter legt den beigefügten Kaſſenbericht und die Liſte 
der Miethsreſte für das laufende Vierteljahr vor. 

Wegen der Miethsreſte wird die ſtrengſte Vollziehung der vorſchrifts⸗ 
mäßigen Anordnungen wieder in Erinnerung gebracht. 

Sub No. 5. Hr. Hausvorſteher v. G. macht den Vorſchlag, die noch 


unbebauten Theile des Grundſtücks Bremerhöhe, namentlich an der Schön— 
hauſer Allee zum Verkauf ſtellen zu laſſen. Es wurde die Berathung und 
Beſchlußnahme darüber vorläufig ausgeſetzt, um, unter Vorlage der Acten 
eine zahlreich beſuchte Vorſtandsſitzung abzuwarten. 

Protokoll vom 14. September 1858. sub No. 3. 

In Betreff der Frage über den vorgeſchlagenen Verkauf von Bremerhöhe, 
wird das von Hrn. L. mitgetheilte Anerbieten des Kaufmann P. hierſelbſt 
. zur Annahme nicht geeignet befunden und nach längerer Berathung beſchloſſen, 
den bereits bebauten Theil des Grundſtücks nicht zum Verkauf zu ſtellen, von 
den übrigen Theilen deſſelben jedoch zuvörderſt einen Parzellirungs- und Be— 
bauungsplan aufzuſtellen und dieſelben demnächſt einzeln oder im Ganzen auf 
= geeignete Weiſe zu veräußern. 

Behufs Aufſtellung und Vorlage dieſes Planes wird eine Kommiſſion 
| aus den Hrn. St., B., v. G. und Emmich beſtehend erwählt, die ſich dazu 
I bereit erklären und übernimmt Herr Em mich es, den Parzellirungsplan zu 
entwerfen und der Kommiſſion vorzulegen. 
Sub No. 5. Die, mit Bezug auf No. 13 des Protokolls vom 5. Ja— 
N nuar d. J. in Erinnerung gebrachte, noch immer unerledigte Verhandlung 
mit Herrn Griebenow, wegen einer von demſelben beantragten nachträg— 
lichen Grenzregulirung von Bremerhöhe, ſoll bis zur anderweiten Anregung 
ausgeſetzt bleiben oder bei dem beabſichtigten Verkauf zur Berückſichtigung 
kommen. 

Sub No. 6. Der Vorſitzende trägt darauf an, auch die vakante Bau— 
ſtelle in der Waſſerthorſtraße zum Verkauf zu ſtellen und wird, da dies wün— 
ſchenswerth erſcheint, die für Bremerhöhe ernannte Kommiſſion beauftragt, 
gleichfalls deshalb Vorſchläge aufzuſtellen und einzubringen. 

Protokoll vom 28. September 1858. sub No. 9. 

Der Hausvorſteher B. beantragt im Auftrage des Vorſtandes des Männer 
Siechenhauſes, einen von ihm bezeichneten, an der Schönhauſer Allee belegenen 
Theil von Bremerhöhe dieſer Anſtalt für einen Preis von 7 Thlr. für die 
[Ruthe Grundfläche käuflich zu überlaſſen, indem er dieſes Gebot für die 
Baugeſellſchaft um ſo mehr für annehmbar hält, als die bezeichnete Anſtalt 
nicht nur das Kaufgeld ſofort baar auszahlen, ſondern auch das erworbene 
Grundſtück mit einer Bewährungsmauer umſchließen und den darauf befind- 
lichen Brunnen nach dem der Baugeſellſchaft verbleibenden, angrenzenden 
bebauten Theile von Bremerhöhe verlegen wolle. 

Mit Hinweiſung auf die laut No. 3 des vorigen Protokolls ernannte 
Kommiſſion, wurde nach längerer Berathung beſchloſſen; derſelben den betr. 
Antrag zur ordnungsmaßigen Erörterung und Vorlage zu überweiſen und die— 
ſelbe, auf den Wunſch des Herrn v. Th. (in Vertretung des Vorſtandes 
der bezeichneten Anſtalt) unter Empfehlung möglichſter Beſchleunigun zugleich 
zu ermächtigen, dem Letztern ſofort das Reſultat ihrer Ermittelungen als 
maßgebend zu eröffnen. 
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Die Reorganiſation 
der berliner Pezirks-Darlehnskaſſen. 


Die Erkenntniß, daß mit den nicht unbeträchtlichen Opfern an 
Zeit und Mitteln, welche die Gründer der in mehr als hundert der 
berliner Stadtbezirke beſtehenden Darlehns-Vorſchuß- oder 
ähnlichen Kaſſen ſeit länger als 10 Jahren gebracht haben, keine 
Reſultate gewonnen find, welche dem Kredit-Bedürfniß der an ſolche 
Inſtitute gewieſenen Klaſſen der arbeitenden Bevölkerung Berlins 
nur entfernt entfprächen, hat eine Zahl dieſer von durchaus gemein- 
nützigen Beweggründen geleiteten Männer bewogen, einen Central— 
verein aus Deputirten von vorläufig 46 ſolcher Kaſſen zu bilden, 
um eine Ueberleitung derſelben zu einer ihren Zwecken mehr ent» 
ſprechenden Wirkſamkeit anzubahnen. Der Vorſtand dieſes Central⸗ 
vereins hat nun nach längeren Verhandlungen gewiſſe „Allge— 
meine Principien und Beſtimmungen“ zuſammengeſtellt, welche 
er den Bezirkskaſſen zur Aufnahme in ihren Statuten empfiehlt, und 
dieſer Arbeit in der Form von „Vorbemerkungen“ die Motive 
beigefügt. Eine Beſprechung der leitenden Geſichtspunkte darin dürfte 
aber nicht nur mit Rückſicht auf die Berliner Kaſſen ſelbſt, für welche 
dieſelben zunächſt beſtimmt ſind, von ſpeciellem Intereſſe ſein, ſondern 
auch nicht unwichtige Rückblicke und Vergleichungspunkte für das 
Weſen der vollſtäͤndig auf dem Princip der Selbſthülfe, nach den 
vom Unterzeichneten vertretenen Grundfägen beruhenden Kreditinſtitute 
bieten, welche wohl geeignet ſind, die ganze Aufgabe in das rechte 
Licht zu ſtellen. 

Wie die Motive ſagen, iſt: „die Vermittelung der Huma⸗ 
nität mit den Grund ſätzen der Volks wirthſchaft“ der 
Hauptzweck der Vorſchläge des Centralvereins. = 

Da müſſen wir nun gleich vorweg, wie bei früheren Gelegen⸗ 
heiten, mit der Verwahrung beginnen; daß man die Volkwirth— 
ſchaft überhaupt als etwas der Humanität Entgegengeſetztes, oder 
auch nur Fremdes auffaßt. Indem die Volkswirthſchaft die Geſetze 
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des menſchlichen Verkehrs auf materiellem Gebiet überall aus dem 
angebornen Weſen des Menſchen ableitet, bringt fie gerade die Hu: 
manität in den hiereinſchlagenden Beziehungen erſt zur Geltung. Denn 
ſicher hat doch Nichts auf dieſen Namen Anſpruch, was den Natur— 
geſetzen, d. h. den Daſeinsbedingungen des Menſchenthums wider— 
ſpricht. Deßhalb kann von einer Vermittelung Beider eigentlich gar 
nicht die Rede fein, und wir müffen die gebrauchten Ausdrücke mit 
ihren angeblichen Gegenſätzen erſt auf diejenige Bedeutung zurück— 
führen, welche der Centralverein, nach dem unzweideutigen Inhalt 
ſeiner Erlaſſe, damit verbindet. Darnach iſt Nichts Anderes damit 
gemeint, als „die Unterſtützung Hülfsbedürftiger“ auf der 
einen, und „die Selbſthülfe Bedrängter“ auf der andern Seite, 
und dieſe beiden allerdings im ſchroffen Gegenſatze zu einander ſte— 
henden Aufgaben find es, welche man mittelſt der neuen Organifation 
der Bezirkskaſſen zu vermitteln unternimmt, was man bei den folgen» 
den Erörterungen ein für allemal feſtzuhalten hat. 

Sicher konnen wir uns für die Volkswirthſchaft die Iden— 
tificirung mit der Selbſthülfe, als ihrem leitenden Grundprincip, 
weit eher gefallen laſſen, als den Anſpruch der Subvention, des 
mehr oder weniger verſchleierten Almoſens; vorzugsweiſe Humanität 
zu ſein und weil die hiermit verbundene Begriffsverwirrung und 
unklare Gefühlſamkeit ſich einem bei den ſocialen Strebungen der 
Gegenwart immer wieder entgegen drängt, und auch auf die vorlie— 
gende im allgemeinen höchſt verdienſtliche Arbeit nicht ohne Einfluß 
geblieben iſt, duͤrfte es wohl nicht als eine Abſchweifung erſcheinen, 
wenn wir verſuchen, einige Andeutungen über die Grenzen beider 
Gebiete zu geben, fo gut dies in der Kürze möglich iſt. Gewiß wird 
Niemand die ſittliche Berechtigung und wohlthätige Wirkung vernünf- 
tig bemeſſener Unterſtützungen an ſolche, welche wirklich dem Elend 
verfallen und nicht mehr im Stande ſind, ſich aus eigener Kraft 
herauszuarbeiten, verkennen. Sobald es aber darauf ankommt, nicht 
blos einzelnen Verſunkenen, oder ganzen Gruppen bei vorübergehenden 
außerordentlichen Nothſtaͤnden die Hand zu bieten, ſondern die als 
Regel auftretende bedrängte Lage ganzer großer Bevölkerungsklaſſen 
dauernd zu heben, da waͤre die Unterſtützung mit fremden Zu— 
ſchüſſen das allerverkehrteſte Mittel, weil es das Uebel nothwendig 
verſtaͤrkt, ſtatt es zu beſeitigen, da iſt die Anleitung zur Selbſthülfe 
das einzig Wirkſame und Durchführbare. Der Menſch iſt einmal ſo 
geartet, daß er nur da ſeine ganze Leiſtungsfaͤhigkeit entwickelt, wo 


man ihn lediglich auf ſich ſelbſt verweiſt, und überall hat die Natur 
den Bedürfniſſen, an welche ſeine Exiſtenz geknüpft iſt, diejenigen 
Kräfte in ihm beigeſellt, deren richtiger Gebrauch ihn zur Befrie— 
digung dieſer Bedürfniſſe führt. Hiervon bei der zahlreichſten Bevöl⸗ 
kerungsklaſſe, den unbemittelten Arbeitern, abgehn, ſie an die 
Vorſtellung gewöhnen, als könnten fie nicht ohne gewiſſe Zuſchüſſe 
ihrer wohlhabenden Mitbürger beſtehn, iſt ebenſo verwerflich wie ge— 
fährlich. Zunächſt enthebt man dadurch die Leute der Verantwortlich— 
keit für die eigne Exiſtenz, ſtellt alſo ihre Zurechnungsfähigkeit 
auf wirthſchaftlichem Gebiet in Frage; in ihr den Schlußſtein aller 
Geſellſchaft; und iſt, ſo fragen wir, ein ſolches Verfahren, welches den 
Betheiligten die ſittliche Würde den von der Natur in ſie gelegten 
Sporn zu Thätigkeit und Aufſchwung abſtumpft, human, wirklich 
human gegen diejenigen, denen es zu Gute kommen ſoll? — Iſt 
es human in Bezug auf die, denen man, außer der Sorge für die 
eigne und ihrer Familien Exiſtenz, noch jene Laſt aufbürdet, unter 
der ſie am Ende ſelbſt zuſammenbrechen müſſen? — denn das iſt eben 
das Verhängnißvolle dieſes Syſtems, daß unter ſeinen Händen der ſo 
gehätſchelte Schaden immer größere Dimenſionen annimmt, daß es 
von den Helfern, indem die Anforderungen an ſie fortwährend ſteigen, 
immer mehr auf die Seite der Hülfsbedürftigen hinüberzieht, ſo daß 
der vollkommene Bruch, der ſociale Bankerutt die unausbleibliche 
Folge fein müßte, wollte man nur entfernt an feine Durchführung 
denken. Wahrhaft widerſinnig, und nur aus der völligen Unkennt⸗ 
niß der einfachſten Grundwahrheiten der Volkswirthſchaft zu erklären 
iſt es daher, daß man gerade diejenigen unter unſeren gebildeten und 
beſitzenden Klaſſen in dieſe abſchüſſige Bahn einlenken ſieht, denen 
ſonſt alles ſocialiſtiſche und communiſtiſche Treiben die meiſten 
Schrecken einjagt. Wollen ſie es denn nicht einſehen, daß das, was 
ſie treiben, der Verſuch die ſociale Frage mittelſt des Almo— 
ſens zu löſen, ſelbſt nichts anders iſt, als Communismus, und 
daß dieſer Communismus von oben genau beſehn noch gefäͤhr— 
licher iſt, als der ſo verſchrieene Communismus von unten? 
Denn wenn der letztere bis jetzt nur als eine einſeitige, unausführ⸗ 
bare Forderung der untern und gedruckten an die höheren Geſell— 
ſchaftsſchichten von dieſen zurückgewieſen werden konnte: iſt der erſtere 
im Gegentheil ein Zugeſtändniß von Oben, daß die Frage überhaupt 
nicht anders zu loͤſen ſei, womit jede gegründete Weigerung Seitens 
der Beſitzenden wegfäͤllt, und ſich lediglich als böſer Wille darſtellt, 
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dem mit jeder Art von Zwang entgegen zu treten den untern Klaſſen 
kaum noch verargt werden mag. 

Kommen wir nach dieſer allgemeinen Vorausſchickung auf die 
ſpecielle Aufgabe, welche ſich der Centralverein geftellt hat, zurück, fo 
würde ſich von keiner Seite etwas dagegen erinnern laſſen, wenn er 
fie dahin gefaßt hätte: die in den bisherigen Bezirkskaſſen aufge- 
ſammelten Geldmittel theils zu Unterſtützungen zu verwenden, theils 
als Stammfond bei wirklichen auf Grundlage der Selbſthülfe zu grün 
denden Creditinſtituten zu benutzen. Denn ſoviel müſſen wir aner⸗ 
kennen, daß dieſe Theilung der Mittel ſowie beide Zwecke, denen ſie 
dienen ſoll, in den Verhältniſſen und der Entſtehungsgeſchichte der 
Berliner Bezirkskaſſen ihre volle Berechtigung haben. Zum großen 
Theil iſt der Fond der Kaſſen durch Geſchenke entweder ein für allemal 
oder in fortlaufenden Beiſteuern von ſolchen aufgebracht, welche aus 
den Kaſſen keine Vorſchüſſe beanſprucht haben, dies auch niemals 
beabſichtigen, welche vielmehr dadurch einen guten Zweck fördern, Hülfs— 
bedürftigen unter die Arme greifen wollten. Will man nun gegen— 
wärtig die Kaſſen nach einer andern Richtung hin benutzen, ſo wird 
man doch nicht umhin können, einen Theil ihrer Fonds, der Abſicht 
vieler Geber gemäß, ihrer urſprünglichen Beſtimmung zu erhalten, 
indem das Gegentheil ſehr berechtigte Reelamationen von vielen Sei— 
ten hervorrufen würde. 

Allein, daß man beide einander in ihren Vorausſetzungen wie 
in ihrem Wirkungskreiſe geradezu ausſchließende Zwecke vermitteln, 
d. h. in einem und demſelben Inſtitute zu gleicher Zeit 
verfolgen will, das iſt es, was wir als ganz unthunlich auf das 
Entſchiedenſte verwerfen müſſen, weil man ſo ganz unfehlbar dahin 
gelangt, keinem von beiden zu genügen. Mache man ſich doch klar, 
wie ſich die Sache nach der Verſchiedenheit der Aufgabe in beiden 
Fällen geſtaltet. Hier ein Verein, welcher das Creditbedürfniß ſeiner 
Mitglieder durch deren eigne Kraft, alſo durch Selbſthülfe, zu be— 
friedigen beſtimmt iſt, deſſen erſte Forderung alſo iſt: daß Jeder, der 
Vorſchuͤſſe beanſprucht, Mitglied des Vereins wird und ſich bei der 
Aufgabe deſſelben betheiligt, indem er allmälig einen Gefchäftsantheil 
einſteuert, und in die Haft für die vom Verein aufzunehmenden Ans 
lehen mit eintritt. Eben durch die Organiſation dieſer Geſammt⸗ 
haft einer großen Zahl von Mitgliedern, unter welche ſich der 
Ausfall eines Einzelnen leicht vertheilt und überträgt, wird die Cre 
ditbaſis gewonnen, welche fremde Gelder zur Vereinskaſſe zieht, indem 


die Vereinsglaͤubiger dadurch des Riſico überhoben werden, das fie 
bei dem Einzelnen haben würden, und ſich lediglich auf denkgeſchäft— 
lichen Standpunkt, den ihres Intereſſe ſtellen, wenn ſie Gelder gegen an— 
gemeſſenen Zins herleihen. Und wie auf dieſe Weiſe jeder Creditbean— 
ſpruchende in Riſico und Gewinn des Gefchäfts als deſſen Mitträger 
eintritt und von der Aufgabe, den gemeinſchaftlichen Fond zu ſchaffen, 
fein Theil loſt, fo muß er auch bei der Verwaltung, der Leitung der 
Gefchäfte mit thätig fein, über welche theils die Geſammtheit in den 
Generalverſammlungen beſchließt, theils einzelne von ihr gewählte und 
beſoldete Beamte geſetzt ſind. So ſteht einerſeits die im Verein or— 
ganiſirte Geſammtheit der Creditſuchenden dritten, insbeſondere ihren 
Gläubigern in voller Selbſtſtändigkeit gegenüber, indem ſie den letztern 
vollkommen geſchäftsmäßig nach den gewöhnlichen Bedingungen des 
Geldmarktes gerecht wird; anderſeits aber auch das einzelne Mitglied 
dem Verein, aus deſſen Kaſſe es die benöthigte Summe ebenfalls 
nur gegen gewiſſe Garantieen und für die entſprechende Gegenleiſtung 
an Zins und Proviſion erhält, wie dies im Geldverkehr Regel iſt, 
indem ja ohnedies auch die Kaſſe ihren Verpflichtungen nicht würde 
genügen können. — Wie anders dagegen Verhältniß und Aufgabe 
eines Inſtituts, welches Verarmten, denen, welche ſich nicht mehr 
ſelbſt helfen, die Grundbedingung alles Verkehrs: „Leiſtung für 
Leiſtung“ nicht mehr erfüllen, keine Zinſen und Proviſionen zahlen 
können, Vorſchüſſe ohne jede Sicherſtellung, oder gar Summen ohne 
alle Wiedererſtattung, zu gewähren beſtimmt iſt. Von einer Mitglied⸗ 
ſchaft der Geſchäftskunden, Beſchaffen des Betriebsfonds, Eintritt in 
die Haft dafür Seitens derſelben kann da ebenſowenig die Rede ſein, 
wie von Theilnahme an der Leitung der Kaſſenangelegenheiten. Eine 
Anzahl Gönner und Wohlthäter müſſen hier für Alles einftehen, Gel— 
der im Almoſenwege beſchaffen, die Ausfälle übertragen, ſich der Ver— 
waltung unterziehen, ja dieſe geradezu ausſchließlich für ſich fordern, 
um der Verwendung der Einſchüſſe in ihrem Sinne gewiß zu ſein. 
Von irgend einer Selbſtſtändigkeit der Vorſchußempfaͤnger aber bei 
Befriedigung ihres Creditbedürfniſſes, ihrer Erziehung zur Selbſt— 
hülfe iſt keine Rede. 

Wie dieſen beiden völlig unvertraglichen Aufgaben nun in einem 
und demſelben Inſtitute genügt werden ſoll, iſt geradezu unerfindlich. 
Hat man je gehört, daß irgend ein Bankgeſchäft das Almoſen, ſei 
es in Form von milden Gaben oder zinsloſen Vorſchüſſen an Hülfs⸗ 
bebürftige, unter feine Zwecke aufgenommen hätte? — Wie in aller 
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Welt ſollen nun gar unbemittelte Arbeiter und Handwerker ſich ent— 
ſchließen, ihren theils mühſam durch allmälige Steuern von ihnen auf— 
gebrachten, theils unter ihrer Geſammthaft von Dritten anlehnsweiſe 
aufgenommenen Geſchaͤftsfond wenn auch nur theilweiſe zu Unter— 
ſtützungen für Leute herzugeben, die dem Vereine fremd find, ihnen, 
zum offenbaren Schaden des ganzen Geſchafts, Vorſchüſſe ohne Zins 
überlaſſen, während fie und die Vereinskaſſen ſelbſt Zins zahlen müffen? 
— Und wer ſoll denn nun eigentlich die entſcheidende Stimmen bei 
der Verwaltung haben, die creditbedürftigen Arbeiter, welche für die 
Laſten und das Riſico des Geſchäftsaufkommen, oder die Gönner und 
Wohlthäter, welche milde Spenden in die Kaſſe einſchießen, natürlich 
aber ſich im Uebrigen hüten werden, in die Haft für die vom Verein 
eingegangenen Verpflichtungen einzutreten, da ihnen ja die Leiſtungen 
des Vereins gar nicht zu gut kommen? — Haben die erſteren bei 
der Verwaltung die Majorität, ſo wird von Unterſtützungen ſchwer⸗ 
lich die Rede ſein, und die Gönner, welche nur zu dieſem Zwecke 
Zuſchüſſe hergeben, werden ſich bald zurückziehen. Ueberwiegen die 
letztern, ſo wird nothwendig das Intereſſe der erſtern durch die der 
Vereinskaſſe zum Behuf der Subvention Huͤlfsbedürftiger entzogenen 
Summen erheblich verletzt, und ſie werden aus einem Vereine, bei 
dem ſie nicht ihre Rechnung finden, der ihnen ſo erhebliche Laſten 
aufbürdet, während fie den Nutzen mit ſolchen, die gar Nichts dafür 
thun, theilen ſollen, bald wieder ausſcheiden. Ein rechter Belag 
für den Gang, den die Dinge auf dieſem Wege nehmen, ſind die 
Berliner Bezirkskaſſen ſelbſt in ihren bisherigen Zuſtänden, die 
eben an dem durch die Vermiſchung beider Aufgaben herbeigeführten 
innern Widerſprüchen kranken. Während in ihnen, ihrer ganzen Ten— 
denz und Entſtehung nach, das Unterſtützungsprincip, die Vor— 
ſtreckung von Geldern ohne Zins, überwog, verlangte man von den 
Kunden fortlaufende Beiträge, die der Kaſſe verfielen, und da ſie 
ein für allemal und für Alle gleich normirt mit den an Einzelne 
gegebenen Vorſchüſſen alſo nicht in Verhaͤltniß gebracht waren, von 
den Kunden nicht ſowohl als Gegenleiſtungen, vielmehr als ein Ein— 
kauf in das Almoſen, als ein Einſatz im Voraus betrachtet wurden, 
für den man fo viel als nur möglich wieder heraus zu bekommen 
ſuchen müſſe. So etablirte man in dieſen Beiträgen ein Anrecht 
auf Subvention, anftatt, wie bei unſern Vereinen, wo ſie den 
Mitgliedern als Grundlage zu eigner Kapitalbildung verbleiben, einen 
Anhalt zur Selbſthülfe darin zu gewinnen, und das Almoſen 
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erhielt die Sanction eines Erwerbs durch laͤſtigen Titel. Daß man fo 
alle wahrhaft gefunden Elemente des Handwerker- und Arbeiter-Stan- 
des von ſich zurückſcheucht und die halbgeſunden obenein gründlich 
verdirbt, wird ſich bei ſolchem Verfahren mehr oder weniger ſchroff 
ſtets herausſtellen, ein wirklicher, dem vorhandenen Bedürfniß ent⸗ 
ſprechender Aufſchwung der Geſchaͤfte, eine wahrhaft wohlthätige Er⸗ 
hebung der betheiligten Klaſſen iſt aber auf dieſem Wege nicht möglich. 

Und in dieſelbe Sackgaſſe, der man entrinnen will, lenkt man 
gegenwärtig wieder ein, ſobald man ſich nicht entſchließt, die beiden 
mit fo wenig Erfolg bisher in den Vereinen zu gleicher Zeit verfolg— 
ten Zwecke auf das Strengſte von einander zu ſcheiden, und für jeden 
beſondre, von einander getrennte Inſtitute einzurichten. Was hilft 
es, daß man gegenwärtig die Art und Weiſe, wie ſich die Selbſt— 
hülfe in ſolchen Vereinen am zweckmäßigſten organiſirt, Seitens des 
Centralvereins klar erkennt, und in den Artikeln II bis IV, der 
aufgeſtellten Normal-Beſtim mungen ganz folgerichtig: 

a. die Mitgliedſchaft der Vorſchußſuchenden, 

b. die Aufſammlung eines Guthabens oder Geſchaͤftsantheils durch 

fortlaufende Beiſteuern der Mitglieder, 

c. die Rückzahlung, Verzinſung und Sicherſtellung der Vorſchüſſe, 
als unerläßliche Forderungen aufſtellt, wenn gleich darauf Artikel V 
dies Alles wiederum auf den Kopf ſtellt, durch die Zulaſſung der 
Ausnahme: 

„daß auch an Nichtmitglieder Darlehen und Vorſchuͤſſe in dem 

„Falle gewährt werden dürfen, wenn rechtſchaffene an ſich ar— 

„beitsfähige Familienväter oder Mütter nachweislich durch Krank— 

„heiten oder andre Unglücksfälle in ihrem Nahrungsſtande herab— 

„gekommen ſind, welchenfalls auch von Verzinſung, Sicherſtellung, 

„ja ſelbſt Rückzahlung der gegebenen Gelder abgegangen werden 

„könne.“ 

Wie unſchuldig ſieht eine ſolche bloße Ausnahme von der 
Regel aus, während fie die Regel ſelbſt zu Nichte macht, weil fe 
das Lebensprineip der ganzen Organifation berührt. Wie kann 
man Arbeitern zumuthen, wir ſagten es ſchon, ihre mühſam abgedarb— 
ten Groſchen in eine Kaſſe zu tragen, aus welcher an dritte Perſonen 
Almoſen gegeben werden! Und wenn man auch dieſe Leute durch 
den in Art. V im Gefühl einer ſolchen Unzuträglichkeit angebahnten 
Weg: daß nur ein beſtimmter Theil des Geſchaͤftsfonds zu ſolchen 
Unterſtützungen verwendet werden ſolle, dagegen zu ſchützen ſucht, daß 


weder die von ihnen eingefteuerten, noch die unter ihrer Haft anlehns— 
weiſe aufgenommenen Gelder dazu verbraucht werden, ſo iſt die Sache 
damit nicht abgemacht. Immer bleibt der Ertrag eines ſolchen Ge— 
ſchäfts, für welches die Leute das Riſiko übernehmen, jeder Berech— 
nung entzogen, und indem ſich ein fremder Factor, und auch noch 
dazu ein dem Credit von Gewerbetreibenden keineswegs guͤnſtiger, 
in ihre Dispoſition miſcht, werden ſie bis auf einen gewiſſen Punkt 
deſſelben nie gewiß. Wie dies dazu beiträgt, die Einſichtigern und 
Thatkraͤftigern vom Beitritt zu ſolchen „Unterſtützungskaſſen“ 
eher abzuhalten, als anzuloden, wirkt es andrerſeits auf die ſchon 
beigetretenen entſchieden ungünſtig ein. Denn ſicher wird es Vielen 
ſauer genug, die Beiſteuern und Zinſen aufzubringen, und ſehn die— 
ſelben dann einmal, daß man in einzelnen Fallen davon abgeht, fo 
kann es nicht fehlen, daß ſie ſich zu den Wohlthaten draͤngen, und 
wer irgend unterſtützungsbedürftig zu ſein, oder ſich den Schein davon 
geben zu können meint, wird die Stelle eines Mitgliedes möglichſt mit 
der bequemern eines Beneſiciaten zu vertauſchen ſuchen, obſchon er, 
wenn er gewußt hätte, daß ohne Erfüllung der ſtatutenmaͤßigen 
Leiſtungen kein Geld zu haben ſei, ſicher Rath geſchafft haben wurde. 
Eine Menge von Streitigkeiten wegen ungleicher Behandlung der 
Mitglieder, Parteiungen unter den von entgegengeſetzten Tendenzen 
ausgehenden Vorſtandsmitgliedern, welche alles gedeihliche Zuſammen— 
wirken unmöglich machen, ſind die nothwendigen Folgen davon, und 
fo ſetzt man die Vereinsmitglieder muthwillig der Anſteckung der Peſt 
aus, welche man bekämpfen will, und die man durch ſtrenge Abſper⸗ 
rung der bereits von der Seuche ergriffenen Elemente vermeiden 
konnte. 

Das einzige Mittel, durch welches das vorgeſteckte Ziel die un— 
bemittelten Gewerbetreibenden auf den Weg der Selbſthuͤlfe zu leiten 
und doch einen Theil des bisher aufgeſammelten Fonds ſeiner ur— 
ſprünglichen Beſtimmung, der Wohlthätigkeit, zu erhalten, erreicht 
werden kann, iſt und bleibt daher die völlige Ausſcheidung dieſes 
Theiles der Kaſſengelder vom eigentlichen Vorſchußgeſchäft und Ueber— 
weiſung an beſonders zu gründenden Hilfskaſſen, Bürgerret— 
tungsinſtitute u. dgl. Wuͤrde z. B. jede der Bezirkskaſſen den Theil 
ihres jetzigen Fonds beſtimmen Yo / oder ½ ꝛc. — welcher inskünftige 
Hülfsbedürftigen zu gut kommen ſollte, fo ließe ſich nun entweder 
für jeden Bezirk ein wirklicher vom Creditgeſchaͤft völlig getrennter 
Hülfsverein bilden, welchen die Beiſteuern der Gönner von nun 
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an ausſchließlich zufließen, und der natürlich auch lediglich unter ihrer 
Leitung und Verwaltung ſtaͤnde. Oder, was zur Vereinfachung der 
Gefchäfte wohl noch zweckmäßiger fein würde, man könnte dieſe 
Huͤlfskaſſen auf größere Stadttheile ausdehnen, und je eine Anzahl 
von Bezirken an eine ſolche Kaſſe verweiſen, in der Art, daß jeder 
Bezirk für ſeine Unterſtützungsbedürftigen die Mittel der Kaſſe bis 
auf Höhe ſeines zugebrachten Fondantheils in Anſpruch nehmen dürfte, 
und fein beſonderes Conto in den Kaſſenbüchern erhielte. Daß 
übrigens die aus dieſen Kaſſen zu bewilligenden Unterſtützungen in 
der Regel auf zinsfreie Darlehen, nicht auf Kapitalsſchenkungen ſich 
werden erſtrecken können, will man nicht in kurzer Friſt den ganzen 
Fond verzetteln, verſteht ſich von ſelbſt, denn die Zuwendungen von 
Gönnern würden mit einem ſolchen Verbrauch nicht Schritt halten, 
da ſie ohnehin zur Deckung von Ausfällen inſolventer Schuldner auch 
bei bloßer Verleihung der Gelder ſtark genug in Anſpruch genommen 
werden, wie die Erfahrung zeigt. 

Kommen nach Vorſtehendem die eigentlichen Hülfskaſſen im 
Grunde mit ſich ſelbſt in Widerſpruch, wenn ſie den Verarmten Bei— 
ſteuern oder Zins ac. verlangen, fo iſt das grade die Marke, wo die 
Wirkſamkeit der auf Selbſthülfe hinzielenden Vereine anfängt. 
Wer noch wenige Groſchen monatlich in die Kaſſe zu ſteuern, noch 
den Zins für einen kleinen Vorſchuß aufzubringen, alſo im Allge— 
meinen den gewöhnlichen Bedingungen des Geldverkehrs in ange— 
meſſenen Grenzen zu genügen vermag, wie ſauer es ihm auch wird, 
der iſt für uns nicht verloren, dem ſoll man die Muͤhe, die Opfer, 
die es ihm koſtet, um Gotteswillen aus falſchem Mitleid nicht etwa 
ſparen. Iſt es doch der einzige Weg, auf welchem er ſeine Kredit— 
würdigkeit darthun und ſo ſich allmälig zur Kreditfähigkeit 
durcharbeiten kann. Daß es Jedem möglich iſt, der ſich überhaupt noch 
wenn auch kümmerlich, ernähren kann, dafür liegen die Beiſpiele in 
unſeren Vereinen maſſenhaft vor. Kommt es doch meiſt nur darauf 
an, ſich ab und zu einen gewohnten Genuß zu verſagen (ein Glas 
Bier weniger am Sonntag giebt allein — 5 Sgr. — für den Monat), 
und das iſt doch wohl nicht zuviel verlangt, wo es ſich darum handelt, 
den Grundſtein zu einer ſicheren, behaͤbigen Exiſtenz zu legen, ſich 
den zum eignen, ſchwunghaften Gefchäftsbetrieb unerlaͤßlichen Kredit 
zu verſchaffen. Nirgends haben ſich die unbemittelten Handwerker 
und Arbeiter dieſer Einſicht verſchloſſen, überall haben fie mit Eifer 
und Ernſt in den ihnen eröffneten Pfad eingelenkt — und in Berlin 
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9 ſollten dieſelben gegen ihre Genoſſen in den kleinſten Landſtaͤdten in 
N) dieſer Hinſicht zurückſtehen? Dafür müßten denn doch erft die un— 
umſtoͤßlichſten Beweiſe vorliegen, zu welchen wir die Verſicherung 
einiger der Hrn. Vereinsdeputirten in der Verhandlung des Central— 
Vereins vom 25. Januar d. J.: „daß unter den Mitgliedern mehrerer 
Bezirkskaſſen der Vorſchlag, die Monatsſteuern und Verzinſung ein- 
Ki zuführen, keinen Anklang gefunden habe,“ unmöglich zählen können. 
N Denn erſtens geht dieſe Ablehnung wohl mehr von den Kaſſenvor— 
I ftänden, den eigentlichen Wohlthätern der Kaſſen aus, die nun ein— 
N mal von der Subvention nicht loskoͤnnen, weniger von den credit— 
0 bedürftigen Mitgliedern, auf die es doch dabei allein ankommt. Und 
wäre ſelbſt das Letztere der Fall, ſo giebt es hier nur eine Altenative. 
Entweder ſind dieſe Mitglieder jener wenigen Kaſſen, wie einer 
; der Hrn. Deputirten dies für feinen Bezirk ausdrücklich geltend machte, 
wirklich in der Mehrzahl zu arm, um die erwähnten Leiſtungen zu 
ermöglichen, oder ſie ſind es nicht und wohl dazu im Stande. Im 
erſtern Falle kommen ſie für unſere Vorſchußvereine überhaupt gar 
| nicht in Betracht, weil ja eben die erſte Vorbedingung zur Mitglied: 
ik ſchaft, zur Kreditfähigkeit bei ihnen nicht zutrifft, vielmehr müſſen 

fie den Hülfsvereinen überwieſen werden. Im andern Falle, 

wenn fie die geforderten Beträge aufzubringen vermögen, es aber 

bequemer finden, ſich wie bisher dieſelben ſchenken zu laſſen, ſind fie 

nicht kreditwürdig, vielmehr liegt böſer Wille oder Indolenz ihrer 

Weigerung zu Grunde, Eigenſchaften, die man wahrhaftig nicht zu 

ſchonen und zu hegen, ſondern auf das Ernſtlichſte zu befämpfen hat. 


1 Daß dergleichen überhaupt bei noch leiſtungsfähigen Arbeitern und 
| Handwerkern vorkommen konnte, wäre nur ein trauriges, aber Gott 
ſei Dank, hoͤchſt vereinzeltes Zeichen, der durch das bisherige Unter— 


ſtützungsſyſtem jener Kaſſen unter deren Mitgliedern verbreiteten De— 
moraliſation. Eben das unfelige Almoſen hat wohl die verkommenen, 
die ſittlich und wirthſchaftlich ſchon geſchwächten Elemente des Standes 
anzuziehen gewußt, die tüchtigen aber abgeſtoßen, und man muß ſich 
an ein anderes Publikum wenden. 

Und hier ſtehen wir an dem zweiten Hauptpunkte, von welchem 
der Erfolg der Reorganiſationsbeſtrebungen des Centralvereins faft 
eben fo ſehr abhängt, wie von der ſtrengen Scheidung der Subvention 
von der Selbſthülfe. Die rechten Leute für die neue Organiſation 
zu finden, die meiſt den Vereinen fern gebliebenen, tuͤchtigen Kräfte 
hereinzuziehen, das iſt die Aufgabe, welche man aber auf dem be— 
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tretenen Wege ſchwerlich loſt. Denn dazu müßte man ihnen bei der 
Organiſation eine Stimme geben, ſie bei der neuen Vereins bildung 
ſelbſt betheiligen, zu einer conſtituirenden Verſammlung aufrufen, 
indem ſie zu einer ihnen fertig entgegengebrachten Einrichtung, bei 
der ſie das eigne practiſche Bedürfniß garnicht geltend zu machen 
vermochten, erfahrungsmäßig nur ſelten Vertrauen gewinnen. Allein 
anſtatt auf dieſe Weiſe ſich nun zu rekrutiren, friſches Blut in den ſtocken— 
den Organismus zu bringen, machen die Vereinsvorſtände die Sache viel 
zu ſehr unter ſich ſelbſt ab, organiſiren zu ſehr von oben 
herunter, indem ſie mit einer gewiſſen Aengſtlichkeit die Fäden 
ſonſt zu verlieren, und die ganze Exiſtenz ihrer Schöpfungen in Frage 
geſtellt zu ſehen glauben. Könnten fie ſich einmal entſchließen, davon 
abzugehn, und, der freien Strömung geſunden Sinns und wohlver— 
ſtandenen Intereſſes in den betreffenden Volksklaſſen vertrauend, 
lediglich auf ihre überlegene Einſicht, Geſchäftskenntniß und ihren 
ſonſtigen unleugbaren und wohlverdienten Kredit im Publikum geſtützt, 
zu jenen neuen Organiſationen die Hände zu bieten, anſtatt dieſelben 
den Leuten gleich fir und fertig zu octroyiren, ſie würden das dankbare 
bereiteſte Entgegenkommen bei allen Betheiligteu, eine freiwillige An- 
erkennung ihrer Autorität finden, und in ganz anderem und viel 
höherem Sinne deren Wohlthäter werden, als dies in ihrer bisherigen 
Stellung und Wirkſamkeit beim beſten Willen bis jetzt möglich war. 

Zugleich wird man auf dieſem Wege, wenn man die vom practi⸗ 
ſchen Bedürfniß unmittelbar Betroffenen gleich bei Feſtſtellung der 
Statuten zuzieht, in jeder Hinſicht viel ſicherer gehn, das Rechte zu 
treffen, und beſonders eine Menge Bedenken vermeiden, welche ſich 
bis jetzt noch unter den Mitgliedern des Centralvereins höchſt unnö— 
thiger Weiſe geltend machen, und die eben nur dadurch erklärlich 
ſind, daß die Mehrzahl dieſer Herren der Praxis in der neueinzu— 
ſchlagenden Richtung noch völlig fremd iſt. So wuͤrde, wenn man 
die Arbeiter und Handwerker ſelbſt hörte, nicht die Rede davon ſein, 
daß der Minimalſatz für die monatlichen Kaſſenſteuern von 2 ½ Sgr. 
zu hoch ſei, da man denſelben in weit kleineren Städten Seitens die— 
ſer Leute ſelbſt vielfach auf — 5 Sgr. — feſtgeſetzt hat, und ihn 
meiſt bedeutend überſchreitet, ſobald nur die erſte Dividende auf die 
ſolchergeſtalt gebildeten Gefchäftsantheile gewährt iſt, indem Niemand 
von dem Segen dieſer Einlagen leichter zu überzeugen iſt, als gerade 
der Arbeiter. Daſſelbe gilt von den angeblich zu hoch normirten 
Zinſen und Proviſionen. Man frage nur die Leute, was ihnen 
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eine angemeſſene zu rechter Zeit vorgeſtreckte Summe werth ift, und 
und was ſie bisher außerhalb des Vereins dafür geben mußten, wenn 
ſie ſie überhaupt erhielten, und man wird ſich bald überzeugen, daß 
5 Procent jährlicher Zins und -% Procent Proviſion monatlich 
— zuſammen freilich 8—10 Procent auf das Jahr — bei ſolchen 
auf kürzere Friſten gewährten Vorſchüſſen nicht zu hoch find, wozu 
noch kommt, daß ein Theil des Bezahlten den Vorſchußnehmern, die 
ja ſtets Mitglieder des Vereins ſind, als Dividende wieder zu gut 
kommt, indem der ganze Gewinn des Bankgeſchäfts, bisher das that— 
ſächliche Monopol der Kapitaliſten, in ihre eignen Taſchen zurück— 
fließt. Endlich würde auch die Scheu vor der ſolidariſchen Haft 
der Vereinsglieder für die Vereinsſchulden verſchwinden, der die 
„Normalbeſtim mungen“ in dem hoͤchſt verwunderlichen Ausſpruche 
Ausdruck geben: 
„daß man die Solidarhaft nur für ſolche Darlehns-Vorſchuß— 
„und ähnliche Vereine empfehle, welche aus den Genoſſen einer 
„gleichartigen Berufsthätigfeit, entweder aus den Gewerbtreibenden 
„überhaupt oder gewiſſen Arten von Handwerkern beſtehen.“ 
Sollen hierdurch nur die bisherigen Gönner der Vereine, welche 
ihr Geld hergaben, ohne im mindeſten an den Vortheilen derſelben 
Theil zu nehmen, gegen die Mitverhaftung geſchützt werden, ſo haben 
wir bereits bei anderer Gelegenheit“) einen geeigneteren Weg dafür 
angegeben, nämlich den, ihnen die Ehrenmitgliedſchaft einzu- 
raͤumen, welche ſie von jener Verbindlichkeit, wie billig, befreit, ohne 
an das, was den eigentlichen Credithebel für unſere Vereine bildet, 
zu taſten. Denn dies iſt die ſolidariſche Haft in jeder Hinſicht, 
ohne welche Niemand vom geſchaͤftsmäßigen Standpunkte aus — und 
einen andern weiſen wir doch grundfäglich von uns ab — den Ver— 
vereinen, welche natürlich alle Berufsklaſſen im bunten Gemiſch in ſich 
vereinigen, und ſich durchaus nicht auf Gewerbtreibende einer gewiſſen 
Art beſchränken Geld borgen könnte, was wir, ebenſo wie die Mittel, 
die Gefahren dieſes Rechtsinſtitutes auf ein Minimum einzuſchränken, 
an anderer Stelle“) nachgewieſen haben. Eben durch die Organifaz 


) Man vergleiche den Vortrag des Verfaſſers über die Berliner Bezirksvereine 
in dieſen Mittheilungen. 

) Of. Das Werkchen des Verfaſſers Vorſchuß vereine als Volksbanken. 
Zweite Auflage. Leipzig 1859. u. den Stenographiſchen Bericht über den zweiten 
Congreß deutſcher Volkswirthe zu Frankfurt 1859. im Arbeitsgeber von Wirth. 
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tion einer ſolchen Creditbaſis, an welcher es dem einzelnen unbe— 
mittelten Arbeiter in feiner Iſolirung gebricht, fremdes Geld zu feinen 
Zwecken herbei zu ziehn, iſt eine Hauptaufgabe der Vorſchußvereine, 
da das von den Mitgliedern zuſammen zu ſchießende Kapital ſelbſt— 
verſtändlich für das vorhandene Bedürfniß faſt niemals ausreicht. 
Dies haben die nach unſerm Syſtem in Deutſchland operirenden eirca 
200 Vorſchußvereine, welche mit Ausnahme von höchſtens einem Dut- 
zend, die ausnahmsweiſe ihren Bedarf unter ihren Mitgliedern ſelbſt 
aufzubringen vermögen, auf das Glänzendſte bewährt, indem ſie dieſe 
Art der Verhaftung, als das einzige Mittel Geld zu erhalten, ein— 
ſtimmig anerkennen und dauernd ſowie mit beſtem Erfolg benutzen, 
ſo daß der obige Ausſpruch den ſeit Jahren gemachten Erfahrungen 
geradezu in das Geſicht ſchlägt. Ohnedies iſt man nach der beſtehen— 
den Geſetzgebung gar nicht einmal in der Lage, die Anſprüche der 
Vereinsglaͤubiger, wie der Centralverein will, auf den Reſervefond 
und die Geſchaͤftsantheile (das Guthaben) der Mitglieder, eigentlicher 
geſprochen: auf das Activvermögen der Kaſſen an Baarſchaft, 
Ausſtänden und ſonſt zu beſchränken und die perfönliche Haft der 
Mitglieder ganz auszuſchließen. Es hieße dies nicht blos corpora— 
tive, ſondern ſogar die Rechte von Actiengeſellſchaften präten- 
diren, mit der auf die Kapitaleinlagen der Actionaͤre befchränften 
Haftbarkeit, und ein ſolches Privilegium kann verfaffungsmäßig bei 
uns nur durch die Landesregierung verliehen werden. Nach den 
deßfalls ausgeſprochenen Grundſätzen der Preußiſchen Regierung ſtände 
aber bis jetzt mindeſtens ein abjchlägiger Beſcheid auf ein deßfallſiges 
Geſuch mit Sicherheit zu erwarten. So wird ſchon von ſelbſt Nichts 
übrig bleiben, als daß man ſich den allgemeinen Landesrechten fügt, 
welche nun einmal bei mehreren Mitverpflichteten für eine gemeinſchaft— 
liche Schuld, alſo auch bei den Mitgliedern einer Privatgeſellſchaft, 
in Bezug auf wirkliche Geſellſchaftsſchulden, die Solidarhaft zur Re— 
gel machen. Daß aber das ganze Rechtsinſtitut dem Weſen unſerer 
Organiſationen durchaus entſpricht und ihnen ſogar unentbehrlich iſt, 
dafür ſpricht beſonders der Umſtand, daß ſelbſt diejenigen Sächſi— 
ſchen Vereine, denen die Koͤniglich Sächfifche Regierung Kor- 
porationsrechte verliehen hat, und die ſich ſomit in der Lage 
befanden die unbeſchränkte Haftbarkeit ihrer Mitglieder auszuſchließen, 
ſie im Gegentheil ausdrücklich in ihren Statuten beibehalten, und als 
den Schlußſtein ihres Kredits bezeichnet haben. In Wirklichkeit hat 
ſich auch noch Niemand dagegen erklärt, der irgend einmal beim prac⸗ 
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tiſchen Angriff der Sache betheiligt war, indem ein Erfolg, ſobald es 
ſich um die Heranziehung fremden Kapitals handelt, ohnedem nicht 
zu erreichen iſt. 

Möchten die vorſtehenden unmaaßgeblichen Rathſchlaͤge, welche 
ſich überall auf ein reiches Material von Erfahrungen ſtützen, die durch 
die Statiſtik auch dem großen Publikum zugänglich gemacht ſind, dazu 
beitragen, den Arbeiten einer Anzahl durch Intelligenz wie Geſinnung 
hochachtbarer Männer denjenigen Erfolg zu ſichern, den dieſelben, 
durch den raſtloſen dabei bezeigten Eifer, die erheblichen der guten 
Sache gebrachten Opfer ſo reichlich verdienen. 

Delitzſch, im Frühjahr 1860. 

Schultze. 


Bemerkungen zu vorſtehendem Auffag, 


Die Redaction hat dieſem Aufſatz ihres bewährten Freundes 
und Foͤrderers des deutſchen Genoſſenſchaftsweſens um ſo lieber eine 
Stelle eingeräumt, als fie die Correctheit der in dem Aufſatz ent— 
wickelten volkswirthſchaftlichen Grundſaͤtze vollkommen anerkennt und 
auch ihrerſeits die Hoffnung hegt, daß das Verſtändnitz derſelben in 
immer weiteren Kreiſen Platz greifen und auch in Berlin recht bald 
Früchte tragen werde. Gegenüber der Kritik gegen die beſtehenden 
Berliner Bezirks-Vorſchuß- und Darlehnskaſſen, wie gegen den Cen⸗ 
tralverein derſelben und die dem letzteren geſtellte Aufgabe, wie zur 
Vermeidung von Mißverſtändniſſen hält fich die Redaction jedoch zu 
folgenden Bemerkungen verpflichtet: 

Dieſe Berliner Bezirks-Vorſchuß-, Darlehns- und ähnlichen 
Kaſſen entſtanden zumeiſt in den Jahren 1848 und 1849 zur 
Abhilfe der damaligen Nothſtände, beſonders unter den kleineren 
Handwerkern, weſentlich unter der Mitwirkung gemeinſinniger und 
menſchenfreundlicher Bürger, die ihrerſeits der durch dieſe Kaſſen zu 
gewaͤhrenden Geldhülfe nicht bedurften und dieſelbe niemals in Anſpruch 
genommen haben. 

Inſofern iſt die Entſtehung dieſer in den einzelnen Bezirken zum 
Zweck der Kreditgewährung und Unterſtützung für bedürftigere Ein— 
wohner des betreffenden Stadtbezirks gegründeten Vorſchußkaſſen 
allerdings auf Humanität zurückzuführen, nicht auf das Princip der 
Selbſthülfe. Auf das Kreditbedürfniß aller Gewerbtreibenden, wie 
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aller derjenigen, welche zur Wiederbelebung, Fortführung und Ver— 
größerung ihrer Berufsgeſchäfte Darlehne und Vorſchüͤſſe bedürfen, 
find dieſe Kaſſen von Haufe aus, wie auch fpäter nicht berechnet 
geweſen. Gewerbtreibende und Gefchäftsleute dieſer Art, deren Kre— 
ditbeduürfniß theils ein ausgedehnteres, theils ein häufiger wieder; 
kehrendes iſt, fanden oder bedurften andere weit ausreichendere Mittel 
und Wege. Bedarf es zur Beſchaffung dieſer letzteren, in Er— 
mangelung anderer oder zugänglicher Anſtalten, der ſolidariſchen 
Verpflichtung einer enger zuſammengeſchloſſenen Genoſſenſchaft, fo 
fehlen doch in der durch Ein- und Abziehen fluctuirenden, heute ſo, 
morgen anders, und dabei aus den verſchiedenſten Berufsklaſſen (aus 
hohen und niedern Beamten, Rentiers, Kaufleuten, kleinen Hand— 
werkern, Tagearbeitern u. ſ. w.) zuſammengeſetzten Einwohnerſchaft 
des einen wie des andern der mehr als 100 Stadtbezirke zu Berlin, 
die Elemente zu einer Genoſſenſchaft, mithin auch die Vorbedingungen 
zu einer ſolidariſchen Verpflichtung für die von auswärts herbeizu— 
ſchaffenden Mittel zur Befriedigung des Kreditbeduͤrfniſſes einzelner 
Berufsklaſſen oder Individuen, welche zufällig in dem Bezirke wohnen. 
Unter der Einwohnerſchaft deſſelben befinden ſich viele, die keines 
dergleichen Kredits jemals bedürfen, wiederum andere, denen, wie 
z. B. den Beamten, welche nicht etwa gewerbliche und induſtrielle 
Nebenbefchäftigung betreiben, im Allgemeinen die Aufnahme von 
Schulden uicht geſtattet iſt, denen jedenfalls, bei oft geringem, eben 
nur zur Erhaltung der Familie ausreichendem Gehalt, die Wieder— 
erſtattung beſonderer Darlehne kaum möglich waͤre, denen aber für 
den Fall äußerſter Noth auch durch Gehaltsvorſchuͤſſe geholfen wird, 
wiederum noch andere, die ihr Kreditbedürfniß beſſer und zulängli— 
cher bei Banken und Discontogeſellſchaften befriedigen. Hingegen 
findet ſich in dieſem und jenem Bezirk oft nur eine Minderzahl, die, 
wie z. B. vorzugsweiſe die Tagearbeiter, die Diener, die Geſellen 
und kleinen Handwerker, bei allgemeinen oder perfönlichen Kalami— 
täten, bei Arbeitsmangel oder Krankheit und Unglücksfällen, mäßige 
Geldvorſchuͤſſe noͤthig hat. Abgeſehen davon, daß oft auch noch 
zwiſchen dieſen, — den ſelbſtſtaͤndigen und unſelbſtſtändigen Arbei⸗ 
tern und Handwerkern, — keine ſolche Gemeinſchaft der Intereſſen 
und bürgerlichen Verhaͤltniſſe obwaltet, wie fie das Zuſammenſtehen 
zu einer Genoſſenſchaft mit ſolidariſcher Verpflichtung für die von 
außen herbeizuſchaffenden Kreditmittel naturgemaͤß vorausſetzt, wäre 
der Beitritt der oben bezeichneten anderen Klaſſen von Einwohnern 


des Bezirks, welche entweder keinen Kredit nöthig haben oder ent— 
nehmen ſollten, oder die denſelben in ganz anderer Weiſe befriedigen, 
zu einer ſolchen Genoſſenſchaft, bei welcher die ſolidariſche Verpflich- 
tung doch hauptſächlich auf ihnen beruhen bleibt, eben auch nur ein 
Act der Humanität und Wohlthatigkeit. Beim Ausſcheiden dieſer 
Klaſſen aber möchte die Beſchaffung der Kreditmittel von Außen her 
durch bloß perſönliche Verpflichtung oft große Schwierigkeiten haben. 
Die Schulze-Delitzſch'ſchen Principien find mithin auf dieſe 
Bezirksvorſchußkaſſen nicht unbedingt anwendbar; noch weniger auf 
die gleichfalls 1848 von wohlhabenderen menſchenfreundlichen Frauen 
Berlins geſtiftete und dotirte Vorſchußkaſſe des Frauenvereins zur 
Unterſtützung kleiner Fabrikanten und Handwerker, oder auf den 
Vorſchußverein für hülfsbedürftige Mitglieder der jüdiſchen Gemeinde. 
Der Centralverein, zu dem die Mehrzahl der Berliner Bezirks— 
und ähnlicher Vorſchuß- und Darlehnskaſſen im April 1859 ſich 
vereinigte, hatte von Hauſe aus nur den Zweck, ſich unter Austauſch 
der feit 10 Jahren gewonnenen Erfahrungen über eine, bei der Mehr— 
zahl allerdings als Beduͤrfniß anzuerkennende Verbeſſerung der Sta— 
tuten und Verwaltungsgrundſäͤtze gegenſeitig zu verftändigen und zu 
belehren, wogegen ftatutenmäßig beſtimmt wurde: „daß die Annahme 
der als Ergebniß der Berathung zu faſſenden Beſchlüſſe dem ſelbſt⸗ 
ſtändigen Ermeſſen jeder einzelnen Bezirksvorſchußkaſſe vorbehalten 
bleibt.“ Das Bedürfniß einer Verbeſſerung der ſtatutariſchen oder 
Verwaltungsprincipien verſchiedener Kaſſen dieſer Art wurde aber beſon⸗ 
ders darin erkannt, daß ſie unter dem Namen von Darlehnen und 
Vorſchuͤſſen, ſei es durch deren Zinsloſigkeit, ſei es gar durch ſtill— 
ſchweigenden Verzicht auf Wiedereinziehung des Kapitals, Almoſen— 
fonds der ſchlimmſten Art geworden waren, da ſie den Empfängern 
im voraus ſelbſt den Dank für die Gabe erließen. Mit der materiellen 
Hülfe verband ſich ſo eine ſittliche Demoraliſation. Geſchenke ver— 
langten die Huͤlfeſuchenden in der Mehrzahl nicht. Immerhin wollten 
fie ihren Mitbürgern für die Hülfe dankbar fein, aber fo wie ein 
anderer Schuldner, dem zur Begegnung ſeiner Noth von einem 
humanen Gläubiger gegen mäßige Zinſen und billige Rückzahlungs— 
termine Geld geliehen wird. Auch ſollte den Hülfefuchenden, die 
ihrerſeits zur Bildung eines Fonds beigeſteuert hatten, das Bewußt— 
ſein erhalten werden, ſich ſelber den Anſpruch auf eine ſolche Hülfe 
nach Kräften erworben zu haben. 
Andererſeits trugen die Berathungen im Centralverein dazu bei, 
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die Ueberzeugung für die Schulze-Delitzſch'ſchen Genoſſenſchaften 
und deren Exiſtenzbedingungen unter den Gewerbtreibenden Ber— 
lins mehr und mehr zu gewinnen. Schienen nun auch dieſe Bezirks- 
vorſchußkaſſen, ohne dieſe Inſtitute ſelbſt vollig aufzuheben und zu 
zerſtören, einer- Umbildung nach jenen Principien nicht unbedingt 
fähig, fo wurde dagegen doch die Entſtehung von Kreditgenoffens 
ſchaften unter den Handwerkern angebahnt, dergleichen in der für 
eine große Stadt angemeſſeneren Form, zur Zeit in der Bildung 
begriffen ſind. Von ihnen wird die Zeitſchrift ſeiner Zeit Mittheilung 
machen. Zum beſſeren Verſtändniß einerſeits der Kritik, andererſeits 
dieſer daran geknüpften Bemerkungen laſſen wir die Vorbemerkungen 
zu einem Normalſtatut und letzteres, jedoch in der ſchließlich von den 
Vertretern der Bezirksvereine genehmigten Faſſung hier folgen. 
Die Redaction. 


Vorbemerkungen 
zu den, den Abgeordneten der Bezirks-Vorſchuß- und Dar- 
lehnskaſſen zur Berathung vorgelegten und den Bezirks— 
vereinen für dieſe Kaſſen zur Annahme empfohlenen 
Grundſätzen und allgemeinen Beſtimmungen. 


In den mehr als 100 Bezirken der Stadt Berlin hatte in den Jahren 
1848 und 1849 die geiſtige und ſociale Bewegung in Verbindung mit den 
Nothſtänden der Handwerker und kleinen Fabrikanten zur zahlreichen Bildung 
von Bezirksvereinigungen mit gemeinſchaftlichen Kaſſen geführt, behufs Abhülfe 
der Noth und Erhaltung oder Wiederherſtellung der Gewerbs- und Nahrungs⸗ 
verhältniſſe der leidenden Volksklaſſen durch Darlehne, Vorſchüſſe oder Unter⸗ 
tützungen. Neben dieſen Bezirksvorſchuß- ꝛc. Kaſſen war zu gleichem Zweck 
ſchon im Frühjahr 1847 der Frauenverein entſtanden, während der Vorſchuß⸗ 
verein für hülfsbedürftige Mitglieder der jüdiſchen Gemeinde zu Berlin und 
ein ähnlicher Bürgerverein für einen größeren Theil der Stadt, bereits etwas 
früher und außerdem ſchon vor längerer Zeit das Bürgerrettungs⸗Inſtitut 
gegründet worden war. In Folge politiſcher Partheiung oder einer nur zu 
oft nachfolgenden Erſchlaffung, gingen einzelne Bezirkskaſſen ein, mehrere 
ſanken in Lethargie, einige mehr oder weniger zu Armenunterſtützungs⸗Anſtalten 
herab neben der allgemeinen Armenpflege. Es gab einzelne Vorſtände ohne 
Bezirksvereine, Kaſſen ohne Thätigkeit, die ihre. übrig gebliebenen Beſtände 
anderweit zinsbar aſſervirten, auch ſolche, die ihre zinslos gewährten kleinen 
Vorſchüſſe nicht zurückforderten, wenigſtens niemals im Rechtswege einklagten, 
wogegen allerdings eine Mehrzahl jene Einrichtungen der Jahre 1848 und 
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1849 beharrlich und kräftig fortführte und ſelbſt verbeſſerte, dadurch aber in 
ehrenwerthem Gemeinſinn, mit perſönlichen Opfern von Zeit und Mühe, die 
Erkenntniß der ſegensreichen Wirkungen jener Kaſſen auf die Verbeſſerung 
oder Conſervation und Wiederherſtellung der Gewerbs- und Nahrungszuſtände 
von Handwerkern, Fabrik- und andern Arbeitern, auch geringern Beamten 
u. ſ. w. lebendig erhielt. Immer mehr aber mußte es ſich dennoch zeigen, daß 
die im großen Ganzen und bei vielen Bezirkskaſſen verhältnißmäßig ſehr ge⸗ 
ringe Wirkſamkeit nicht etwa im Mangel eines, vielmehr in Folge Aufſchwungs 
der Gewerbſamkeit gefteigerten Kreditbedürfniſſes, ſondern nur in fehlerhaften 
Prinzipien der verſchiedenen Statuten ihre Veranlaſſung hatte. Das vorge⸗ 
ſchrittene Rechtsbewußtſein und ſittliche Selbſtgefühl vieler aufſtrebender Ge⸗ 
werbetreibender, wie auch von Arbeitern, verſchmähte es, ſeine Geld- und 
Kreditbedürfniſſe, ſelbſt die Abhülfe augenblicklicher Nothſtände bei Kaſſen zu 
befriedigen und nachzuſuchen, deren Fonds mehrfach nur aus Geſchenken von 
Wohlthätern hergefloſſen, welche, indem fie ohne Zinſen liehen, ſelber Geſchenke 
machten, und ſo theilweis mit anderen Kaſſen derſelben Art auf gleicher Linie 
ſtanden, die ſich zumeiſt auf Unterſtützungen Armer und Hülfsbedürftiger mit 
den geringfügigſten Beträgen und ohne auf Wiedererſtattung zu rechnen, be⸗ 
ſchränkten, wobei eine wirkſame materielle Hülfe oft fraglich blieb, die in 
beſter Geſinnung vermeintlich gewährte Hülfe aber häufiger die moraliſche 
Verſchlechterung der Unterſtützten zur Folge haben mußte. Wenn eine edle 
Humanität, ein rühmenswerther Gemeinſinn unſerer Mitbürger jene Kaſſen 
gegründet hat, ſo iſt es andererſeits klar, daß dieſe preiswürdigen Motive 
ihrer Gründung keine Garantien für die gleichmäßige Fortdauer der ſo ſegens⸗ 
reichen Einrichtung in ſich tragen, jedenfalls nicht dafür bürgen, daß letztere 
ſich mehr und mehr befeſtigen und den vorſchreitenden Bedürfniſſen und Ge⸗ 
werbsverhältniſſen entſprechend, immer noch weiter ausdehnen werde. Das 
glückliche Gedeihen und die außerordentliche Entwickelung der ſeit wenigen 
Jahren, nach den von Schulz-Delitzſch eingeführten und in ſeinen Werken 
dargeſtellten Prinzipien, ins Leben getretenen gewerblichen Genoſſenſchaften 
machte in praktiſcher Weiſe nicht bloß auf die Mängel der Einrichtung unſerer 
Bezirks-Vorſchuß- und Darlehenskaſſen, ſondern ebenſo auch poſitiv auf die 
Mittel und richtigeren volkswirthſchaftlichen, wie ſittlichen und Rechts-Prin⸗ 
zipien aufmerkſam, durch deren Anwendung jenen Mängeln zu begegnen ſei, 
ohne daß es darum nöthig iſt, auch das Prinzip der perſönlichen Solidarität 
der Mitglieder jener gewerblichen Genoſſenſchaften auf unſere Bezirksvereine 
zu übertragen, indem es für Letztere, bei deren oft ſehr zufälligen Zuſammen⸗ 
ſetzung aus gegenfeitig wenig bekannten Perſonen der verſchiedenſten Berufs- 
klaſſen, mit ſehr abweichenden Beſchäftigungen, Intereſſen, ſowie Geld- und 
Kreditbedürfniſſen, nicht paſſen würde. Für die, unſeren Bezirkskaſſen unter⸗ 
liegenden Verhältniſſe erſchien es nur angemeſſen, aber auch genügend, daß 
die Mitglieder mit ihren Einlagen den Gläubigern für die von außerhalb 
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entnommenen Anlehen oder anvertrauten Spargelder verhaftet ſind. Vor 
allem aber empfahl ſich nach dem Vorbilde jener gewerblichen Genoſſenſchaften 
die möglichſt ausgedehnte Selbſtbetheiligung auch der Mitglieder der Bezirks⸗ 
vereine bei der Errichtung, Erhaltung und Verwaltung der Bezirkskaſſen durch 
Wahl ihrer Vorſtände, regelmäßig wiederkehrende Generalverſammlung und 
vollſtändige Kenntnißnahme vom Zuſtande der Kaſſe. Es empfahl ſich ferner, 
um die Bezirksvereine vom Entlehnen der nöthigen Fonds außerhalb ihrer 
Mitte allmählig unabhängig zu ſtellen, außerdem ihren einzelnen Mitgliedern 
ein erhöhtes Intereſſe an der dauernden Erhaltung und guten Verwaltung der 
ihnen wie ihren Mitbürgern dienenden Kaſſen zu verſchaffen, denſelben nicht bloß 
das Eigenthum an ihren Beiträgen und Einlagen zu erhalten, ſondern ihnen 
dafür auch einen Gewinnantheil (eine Dividende), je nach dem Reingewinn 
der Kaſſe, in Ausſicht zu ſtellen. Auf dieſe Weiſe werden auch minder be— 
dürftige, aber nicht gerade reiche Perſonen veranlaßt werden, ſich bei dieſen 
Kaſſen und Vereinen zu betheiligen, es wird der Sinn für Sparſamkeit in 
immer weiteren Kreiſen geweckt und dieſe Sparſamkeit zugleich angemeſſen 
belohnt. 

Im Sinne und Anerkenntniß der vorſtehenden Betrachtungen und bereits 
bewährten Principien hatten verſchiedene Bezirksvereine und Vorſchußkaſſen 
inzwiſchen eine Reviſton und Reorganiſation ihrer Statuten vorgenommen 
und in Folge deſſen günſtige Erfahrungen gemacht. 

Durch alle dieſe früheren und ſpäteren Praecedentien veranlaßt, trat 
eine Mehrzahl Berliner Bezirks-Darlehns⸗, Vorſchuß- und ähnlicher Kaſſen 
im April d. J. mittelſt Abgeordneter zu einer Central-Vereinigung zuſam⸗ 
men, welche ſich ſeitdem in meiſt regelmäßig alle Monat abgehaltenen Kon⸗ 
ferenzen über die bei den verſchiedenen Kaſſen obwaltenden Grundſätze und 
Einrichtungen, wie über deren Erfolg und den gegenwärtigen Zuſtand der 
einzelnen Kaſſen gegenſeitig ausgeſprochen und, ohne daß bisher eine Abſtim⸗ 
mung über die zu empfehlenden Principien und Verwaltungseinrichtungen ſtatt⸗ 
gefunden hat, dennoch großentheils und im Weſentlichen darüber verſtändigt 
haben. Die beifolgenden Artikel und SS. ſtellen meiſtentheils Ergebniſſe die⸗ 
ſer Konferenzen von Abgeordneten der vereinigten Kaſſen dar. Sie enthalten 
die vom erwählten Vorſtande jener Central-Vereinigung aus den bisherigen 
Berathungen gewonnenen Ueberzeugungen. Dieſelben werden nunmehr in fol- 
genden Konferenzen einer ſpeciellen Berathung und Abſtimmung der Abgeord- 
neten unterworfen werden, keineswegs aber, wie hier wiederholt 
bemerkt wird, in dem Sinne und zu dem Zweck, um ſie den 
verſchiedenen einzelnen Bezirksvereinen und Bezirks vorſchuß— 
kaſſen aufzunöthigen; deren Annahme und eine danach zu 
bewirkende Verbeſſerung ihrer Statuten und Verwaltungs— 
grun dſätze bleibt vielmehr lediglich und ausſchließlich der 
eigenen unbeſchränkten Beſchlußfaſſung jedes Bezirksvereins 
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überlaſſen, deſſen Selbſtſtändigkeit anzutaſten, die Central— 
vereinigung in keiner Weiſe befugt und gewillt iſt. 

Die vom Vorſtande des Central-Vereins vorgeſchlagenen allgemeinen Prin⸗ 
eipien, welche nach unſerm Wunſche von allen Vereinen adoptirt werden möch⸗ 
ten, haben außerdem hauptſächlich noch zwei Geſichtspunkte vor Augen: 

1) der Fortdauer und Sicherheit dieſer Einrichtungen um ſo größere Bürg⸗ 
ſchaften zuzuführen; 

2) damit zugleich die Verleihung der Rechte einer juriſtiſchen Perſönlich⸗ 
keit (beſchränkter Korporationsrechte) für die einzelnen Vereine und 
Kaſſen zu ermöglichen und anzubahnen, deren ſie zu einer geordneten 
Verwaltung, behufs Aufnahme von Anlehen, Verfolgung und Einkla⸗ 
gung der Darlehne und Vorſchüſſe und ſonſt nöthig haben. 

Dazu dient ein Neſervefonds, ein der Sache entſprechender Vorſtand, 
die möglichſte Oeffentlichkeit in der Verwaltung u. ſ. w.; wogegen der Art. V., 
betreffend die Darlehne an Nichtmitglieder den Humanitäts-Rückſichten Rech⸗ 
nung tragen ſoll, welche bei Begründung der Einrichtung vorwiegend gewaltet 
haben, ohne den richtigeren Prineipien allzunahe zu treten. Die Vermitte⸗ 
lung der in dieſer ſegensreichen Einrichtung gleichwohl fortwirkenden Huma⸗ 
nität, welche jene begründet hat, mit den Grundſätzen einer gefunden Volks⸗ 
wirthſchaft, durch welche letztere zugleich der Rechtsſinnn und die Sittlichkeit 
befördert werden, iſt der Hauptzweck unſerer Vorſchläge. Wir hoffen, daß 
deren Annahme beide Geſichtspunkte um ſo mehr vereinigen und in Einklang 
ſetzen werde. 

Berlin, im November 1859. 

Der Vorſtand des Central: Vereins der Berliner Bezirkes, Vorſchuß⸗, Darlehns⸗ 
und ähnlicher Kaſſen. 


Normalbeſtimmungen zu den Statuten für Einrichtung und Verwal- 

tung der Berliner Bezirks-, Darlchng-, Vorſchuß- und ähnlichen 

Kaſſen, redigirt nach den Beſchlüſſen der Abgeordneten einer 
Anzahl dieſer Kaſſen vom Vorſtande ihres Central-Vereins. 


Art J. 

Die beſtehenden oder zu errichtenden Bezirks-, Darlehns- und 
Vorſchuß-Kaſſen beruhen auf einem freien Vereine von Bewohnern 
desjenigen Stadtbezirks, für den die einzelne Kaſſe beſtimmt iſt und 
haben zum Zweck, den Mitgliedern des Bezirksvereins die zur Wiederbelebung 
und Erhaltung oder zur Erweiterung und Verbeſſerung ihrer Gewerbs⸗ und 
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Nahrungsverhältniſſe benöthigten Geldmittel darlehnsweiſe zu beſchaffen. 


Art. II. 
8. 1. Mitglied eines ſolchen Bezirksvereins kann in der 


Regel jeder ortsangehörige Einwohner im Bezirke werden, welcher ſelbſtſtändig 
iſt, d. h. ein eigenes Geſchäft betreibt oder doch einen eigenen Haushalt be⸗ 
ſitzt. Abweichungen bleiben den einzelnen Statuten überlaſſen. 

8. 2. Es iſt jedoch jedes Mitglied zur Entrichtung eines im Statut des 
einzelnen Bezirksvereins zu beſtimmenden monatlichen Beitrages verpflichtet. 
Dieſer Beitrag kann aber auf längere Zeit vorausbezahlt werden. Derſelbe 
wird dem zahlenden Mitgliede, als ſeine Einlage zur Kaſſe, gut geſchrieben 
und bleibt deſſen Eigenthum und Guthaben. 

8. 3. Ob und welche Eintrittsgelder von neu hinzutretenden Mitgliedern 
zu erheben find, bleibt dagegen der Beſtimmung der einzelnen Statuten über- 
laſſen. 

8. 4. Jeder darf nur ein em Bezirksvereine als Mitglied angehören. 
Verzieht ein Mitglied in einen anderen Bezirk, ſo kann daſſelbe nach Ermeſ— 
ſen des Vorſtandes mit deſſen Genehmigung im bisherigen Bezirksvereine 
bleiben. 


Art. III. 

8.1. Zur Verwaltung der Angelegenheiten feiner Bezirks⸗, Dar⸗ 
lehns⸗ und Vorſchuß⸗Kaſſe beſtellt der Bezirksverein durch Wahl feiner Mit- 
glieder aus deren Mitte einen Vorſtand, welcher einſchließlich eines Vor— 
ſitzenden und Schriftführers nebſt Stellvertretern, des Kaſſenführers und 
Controleurs, aus einer ſtatuetnmäßig zu beſtimmenden Anzahl von Mitgliedern 
oder Vertrauensmännern zu beſtehen und wenigſtens alljährlich einmal den 
nach Vorſchrift der allgemeinen Geſetze oder des beſonderen Statuts einzu— 
ladenden Mitgliedern in öffentlicher Verſammlung Rechnung abzulegen, ſowie 
vollſtändige Einſicht in den Kaſſenzuſtand zu geben hat. 

8. 2. Zu einem gültigen Beſchluſſe des Vorſtandes iſt die Theilnahme 
der Mehrheit ſeiner Mitglieder erforderlich. 

8.3. Alle Vorſtandsmitglieder find zur Verſchwiegenheit über Darlehns⸗ 
Sucher und Darlehns-Empfänger verpflichtet. 


Art. IV. 

8. 1. Auf Darlehne und Vorſchüſſe aus der Bezirkskaſſe haben in 
der Regel nur diejenigen, welche dem Bezirksvereine ſchon einige Zeit (3 bis 
6 Monate) als beitragende Mitglieder angehört haben, einen Anſpruch. 

§. 2. Dieſe Darlehne und Vorſchüſſe werden nur 

a. gegen Verzinſung, 

b. unter Bedingung prompter Rückerſtattung, 

e. gegen hinlängliche perſönliche oder anderweitige Sicherheit 
gewährt. 

§. 3. Die näheren Beſtimmungen über das Minimum und Maximum 
der Darlehne und Vorſchüſſe, über die Höhe der Zinſen, wie ber die Mo⸗ 
dalitäten der Rückerſtattung (in wöchentlichen oder monatlichen Abzahlungen, 
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oder nach beſtimmten Friſten, wegen Prolongationen u. ſ. w.), ferner über 
die Art der Sicherheit (Wechſel, Schuldſchein mit Bürgen, Pfand) bleiben 
den einzelnen Statuten der verſchiedenen Bezirksvereine überlaſſen. 

§. 4. Die Höhe des Zinsfußes für Darlehne an Mitglieder kann von 
Zeit zu Zeit durch die General-Verſammlung des Bezirksvereins anderweit 
feſtgeſetzt werden. 


Ark. V. 

8. 1. Bei jeder Bezirks-, Vorſchuß⸗ und Darlehns⸗Kaſſe wird ein an⸗ 
gemeſſener gemeinſchaftlicher Fonds, als Vereinsvermögen gebildet. 

§. 2. Ueber die Art und Weiſe der Bildung, wie über den Betrag die⸗ 
ſes Vereinsvermögens beſtimmen Statuten und Beſchlüſſe der einzelnen Be⸗ 
zirksvereine. 

§. 3. Zu dieſem Vereinsvermögen ſollen in der Regel 

a. die bisherigen eigenen Fonds der Vrreine, 

b. Geſchenke und wohlthätige Zuwendungen, 

e. die etwa vorgeſchriebenen Eintrittsgelder neuer Mitglieder, 

d. nach Bedürfniß auch Ueberſchüſſe der Kaſſenverwaltung beſtimmt und 

geſchlagen werden. 

§. 4. Das Vereinsvermögen dient zur Deckung von Ausfällen bei ge⸗ 
währten Darlehnen und Vorſchüſſen, ferner zur Sicherheit und Deckung der 
vom Verein etwa gemachten Anlehen, wie der ſeiner Kaſſe anvertrauten Spar⸗ 
gelder nebſt Zinſen. 

§. 5. Mit dem Zeitpunkt des Ausſcheidens eines Mitgliedes aus dem 
Vereine erliſcht jedes Anrecht deſſelben am Vereinsvermögen. 


Art. VI. 
Vom Kaſſen⸗Ueberſchuß und Gewinn kommen am Schluſſe des 
Rechnungsjahres vorweg in Abzug: 

a. die Verwaltungskoſten, 

v. die Zinien etwaiger von der Kaſſe aufaenemmener Mulchen und WN 
anverkrauter Spargelder, 

c. etwaige Zuſchüſſe zur Verſtärkung oder Wiederherſtellung des nach 
Art. V. zu bildenden Vereinsvermögens. 


Art. VII. 
§. 1. Von dem alsdann verbleibenden Reingewinn wird den Mit- 
gliedern für ihre, in die Kaſſe eingelegten Beiträge (Art. II. §. 2) nach Ver⸗ 
hältniß derſelben, ein Gewian-⸗Antheil (Dividende) für jeden vollen Thaler 
und reſp. jedes volle Rechnungsjahr berechnet. 
$. 2. Dieſer Gen un⸗Antheil wird jedoch der Einlage (dem Guthaben) 
jedes Mitgliedes ſo lange zugeſchrieben, bis deren Geſammtbetrag das ſtatu⸗ 
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tenmäßige Maximum der Einlage eines Mitgliedes erreicht, alsdann aber 
jedesmal ausgezahlt. . 

8. 3. Früher und ohne Unterſchied der Höhe der Einlagen können Bei- 
träge und Gewinn-Antheile nur in dem Falle zurückgefordert werden, wenn 
das Mitglied verſtirbt, oder nach vorausgegangener Aufkündigung, aus dem 
Bezirksvereine ausſcheidet. 

8. 4. In beiden Fällen kann jedoch die Auszahlung der Einlagen erſt 
am Schluſſe des Rechnungsjahres verlangt werden. 


Art. VIII. 

8. 1. Den Gläubigern der Kaſſe eines Bezirksvereins haften außer 
dem Vereinsvermögen indeß auch die in derſelben befindlichen Einlagen (Bei⸗ 
träge und Gewinn-Antheile der Mitglieder dieſes Bezirksvereins und zwar 
nach Verhältniß des Betrages der Einlagen. 

8. 2. Eine weitere, namentlich eine perſönliche und ſolidariſche Verhaf— 
tung der Mitglieder findet nicht ſtatt“) 

Berlin, den 30. Mai 1860. 


Der Vorſtand des Central-Vereins der Berliner Bezirks-, Vorſchuß⸗, 
Darlehns- und ähnlichen Kaſſen. 


(gez.) Dr. Lette, Dr. Mügge. Carl Fröhlich. Schirmer. Benſemann. 


*) Die perſönliche und ſolidariſche Verhaftung gegen Gläubiger wird hingegen 
für ſolche Vorſchuß⸗ und Darlehns-Vereine empfohlen, welche aus den Genoſſen einer 
gleichartigen Berufsthätigkeit, insbeſondere aus den Gewerbtreibenden überhaupt oder 
aus gewiſſen Arten von Handwerkern, ſei es für den ganzen Stadtbereich oder 
für einzelne Abtheilungen deſſelben beſtehen oder eingerichtet werden. S. dieſerhalb 
Schulze⸗Delitzſch: Vorſchuß⸗ und Kreditvereine als Volksbanken; practiſche Anz 
weiſung za deren Gründung und Einrichtung (nebſt angehängten Statuten). weite 
Auflage. Leipzig 1859 bei C. Keil, und deſſelden Afjerintionsbud Tür deuiſche 
Handwerker und Arbeiter; beides im Buchhandel zu beziehen. 


Zur Erziehung der arbeitenden Klaffen. 
Erſter Beitrag: 


Die Disciplin der deulſchen Veſtalozzi-Sliftung. 
Von E. W. Kaliſch, Profeſſor. 


Ueber die Schule der arbeitenden Klaſſen und die Fortbil⸗ 
dung des Arbeiters nach zurückgelegter Schule hat Verfaſſer in 
früheren Heften dieſer Zeitſchrift feine unmaßgebliche Meinung abge- 
geben, und ſowohl die leitenden paͤdagogiſchen Grundſätze, als auch 
beiſpielsweiſe deren methodiſche Anwendung unter den gegebenen 
Bedingungen zu bezeichnen ſich zur Aufgabe gemacht). — Hier ſteht 
er einer bei weitem ſchwierigeren, weil unendlich mannichfacher be— 
dingten gegenüber: der Erziehung des Arbeiters, als ſolchen, der 
Erziehung deſſelben zur Arbeit, als ſeinem Lebensberufe; einer 
Aufgabe, welche die Paͤdagogik bis jetzt der Noth des elterlichen Hauſes 
und der Ausbeutung durch eine wohlfeile, auf die jugendliche Arbeits. 
kraft ſpekulirende Induſtrie überlaſſen hat. 

Es iſt nicht genug, für die Fortbildung des Arb eiters, 
wenn er die Schule verlaſſen hat, geſorgt zu haben, und die Vor— 
bildung des Schülers zur Arbeit dem Zufall, wenn nicht gar 
dem Mißbrauch Preis zu geben. Die Pädagogik hat nicht bloß ein 
belehrtes und gelehrſames, ſondern auch ein arbeitſames Volk zu 
erziehen, und iſt dieſe letztere Forderung um ſo mehr hervorzuheben, 
als die paͤdagogiſchen Beſtrebungen der Gegenwart, dem erwachten 
Lern⸗ und Bildungseifer entgegenkommend, ſich ausſchließlich und 
darum mehr als billig der erſteren zuzuwenden ſcheinen. 

Die Schwierigkeit der Aufgabe entſchuldigt den Verfaſſer, wenn er 
dieſelbe zuerſt an ihrer leichteſten Seite angreift, und auch die nachfol— 
genden Beiträge, wie er fie im Sinne hat, mehr ſprung- als ſchritt⸗ 


) 1. Bd. Heft 1 S. 17 ff. Ueber Volksbibliothek und Fortbildungsſchule. 2. Bd. 
Heft 1, S. 50 ff. Von der volkswirthſchaftlichen Schule überhaupt und vom 
Rechnen insbeſondere, 


weife an ihre Löſung gehen werden. — Am Teichteften aber zu 
loͤſen iſt diefelde im Waifenhaufe, wo die Schule der Beleh— 
rung mit der ſie ergänzenden Vorſchule der Arbeitſamkeit in 
einer Hand vereinigt iſt, ohne mit dem elterlichen Hauſe oder noch 
dazu mit dem Fabrikhauſe, als dem dritten im Bunde, theilen zu 
müſſen, und überdies, in dieſer Zufluchtftätte der verwaiſten Armuth, 
die Löſung gerade in denjenigen Schichten der Bevölkerung voll— 
zogen wird, die derſelben am meiſten bedürfen. Denn das Arbeiter— 
proletariat, das von der Hand zum Munde lebt und ſtirbt, iſt es 
vor allen, das mit ſeiner ehelichen und außerehelichen Nachlaſſenſchaft 
die Waiſenhäuſer füllt und aus ihnen mit Zins auf Zins feinen 
Beitrag zurückempfängt. 

Dazu kommt, daß dieſer erſte Schritt zur Löſung, als der leich— 
teſte, auch den feſten Grund und Boden einer Thatſache unter ſeinen 
Füßen hat, was, fo Gott will, auch den ferneren zu Gute kommen 
wird, wo dies weniger, meiſt noch gar nicht der Fall, wo die Gefahr 
nahe liegt, von dem Wege der Erfahrung in das Gebiet der 
Hiengeſpinſte abzuirren. Es iſt kein Gedicht, auf dem er fußt, ſondern 
ein Bericht über die paͤdagogiſchen Erfolge des erſten Waiſenhauſes 
der deutſchen Peſtalozzi-Stiftung, welches, dem gefeierten Andenken 
des volksthuͤmlichen Pädagogen erbaut, den in feinem Fundamente 
niedergelegten, beide Bedingungen einer geſunden Volkserziehung in 
ſich vereinigenden Wahrſpruch: „Lerne und arbeite!“ wenigſtens in— 
ſoweit zur Wahrheit gemacht hat, daß an ſeiner Richtigkeit und 
Ausführbarkeit nicht gezweifelt werden kann. — Ein paͤdagogiſcher 
Rechenſchaftsbericht, in der diesjährigen General-Verſammlung der 
beitragenden Mitglieder der deutſchen Peſtalozzi-Stiftung vorge— 
tragen. — Und wenn Verfaſſer ihn nach Form und Inhalt unver— 
kuͤrzt ſo wiedergiebt, wie er vorgetragen worden, ſo verbindet ſich 
ihm damit die Nebenabſicht, den gemeinnützigen Leſer dieſer Zeit— 
ſchrift — und ein anderer lieſt ſie nicht! — alſo den Leſer ſchlecht— 
weg zu einem „beitragenden“ zu machen, wenn er es nicht ſchon 
iſt, und wenn er wohlhabend genug iſt, um ſeine Wohlthat weiter 
zu erſtrecken, ihm im Intereſſe der allgemeinen deutſchen Volkser⸗ 
ziehung die beſondere Stelle nachzuweiſen, wo ein Uebriges zu thun 
iſt, damit das erſte Haus der deutſchen Peſtalozzi-Stiftung, bis jetzt 
ihr einziges, nicht auch ihr letztes bleibe! 
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Die Disciplin der deutſchen Peſtalozzi⸗Stiftung. 
Berlin, den 9. Juni 1860. 


Das Haus der deutſchen Peſtalozzi-Stiftung zwiſchen Pankow 
und Schönhauſen ſteht, als die Bildungs- und Erziehungsſtätte einer 
verwaiſten, aus Armuth und Verwahrloſung geretteten Jugend, nun— 
mehr über eine Schulgeneration hinaus“), und es iſt darum, ſollte 
ich meinen, nicht gerade voreilig, von Erfahrungen und Ergebniſſen 
zu ſprechen, wenn deren Beftätigung auch erſt von der zweiten, drit— 
ten Generation erwartet werden muß. — Inzwiſchen kann es dazu 
dienen, das Urtheil und die Beobachtung auf das Weſentliche und 
weſentlich Wirkſame aufmerkſam zu machen. 

So kann ich mir unter anderen wohl vorſtellen, wie Anfangs 
in dem freundlichen Zwillingsdorfe, das ſchon mit ſeiner eigenen 
und den gelegentlichen Streifzügen der benachbarten hauptſtädtiſchen 
Jugend genug zu thun hat, mancher ſorgliche Bewohner, bei der 
plötzlichen unorganiſchen Vermehrung derſelben durch ein ſtehen— 
des, aus aller Welt Enden zuſammengewürfeltes Contingent, be— 
denklich den Kopf geſchüttelt, die Höhe feiner Zäune gemeſſen und an 
eine verſchäͤrfte Dorf- und Flurpolizei gedacht haben mag. 

Dieſe Beſorgniß hat ſich nicht gerechtfertigt. — Ich darf mich 
getroſt auf das Zeugniß der Nachbarſchaft berufen. — Es iſt dem 
Verwaltungsrath, daß ich wüßte, keine Beſchwerde, wenigſtens keine 
erhebliche, die erinnerlich geblieben und zu außerordentlichen Maßre⸗ 
geln genöthigt hätte, über Unfug und Beläftigung zu Ohren gekommen. 

Und dieſes weder in Folge einer klöſterlichen Ab- und Eins 
ſperrung, zu welcher das nach allen Seiten hin offene Grundſtück 
am wenigſten geeignet wäre, noch in Folge einer peinlichen Ueberwa— 
chung auf Tritt und Schritt, die der Anftalt einen unnützen Kraft- 
aufwand und ihren Zöglingen die Unbefangenheit und Harmloſig— 
keit, mit der Sie dieſelben ſich bewegen ſehen, gekoſtet hätte, 

Wir kommen eben mit der Hausordnung und den gewöhnlichen 
Mitteln aus, mit welchen dieſelbe in jeder zahlreicheren Familie in 
Kraft und Wirkſamkeit erhalten wird. 

Es handelt ſich hier, damit ich den Gegenſtand meiner Betrach— 
tung mit einem Wort bezeichne, um das, was die Schule „Disciplin“ 

) Am Weihnachtsheiligabend, den 24. December 1850 trat der erſte Zögling 
ein, am 15. Januar 1851 der zweite u. ſ. w. 
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nennt, d. h. um äußere Zucht und Sitte und Geſetzmäßigkeit, die das 
Verhalten des Einzelnen in der Schulgemeinde regelt, und um die 
Handhabung derſelben im Ganzen und Großen, gerade ſo — wie 
fie in der Staatsgemeinde von der Polizei gehandhabt wird; nicht 
aber, will ich ausdrücklich bevorwortet haben, wenigſtens nicht unmit— 
telbar um Tugend und Frömmigkeit, die in ihrem innerſten Grunde 
Gewiſſensſache, Sache der individuellen Erziehung, der Selbſterziehung 
iſt. Ich bitte Dieſes mit Jenem nicht zu verwechſeln! Es iſt ein 
himmelweiter Unterſchied. 

Denn, wie ſehr auch anderweitig die pädagogiſche Polizei 
von der politiſchen verſchieden ſein mag, — gerade ſo verſchieden, 
wie die pädagogiſche Strafe des Lehrers und Erziehers von der juri— 
diſchen des Richters! — fo find doch darin beide ganz einander gleich, 
daß für ſich allein die paͤdagogiſche Polizei eben fo wenig den 
tugendhaften Schüler, wie die politiſche den tugendhaften Bürger 
macht, beide aber in der betreffenden Gemeinſchaft proviſoriſch, gleich— 
ſam dem Willen vorgreifend, wo er noch nicht vorhanden, und zwangs— 
weiſe, wo er widerſtrebt, einen geordneten Zuſtand der Dinge her— 
ſtellen, in welchem beiderlei Tugend ungeſtört Raum und Gelegen— 
heit zu ihrer individuellen Entwicklung findet. Und wie es begreif— 
licher Weiſe der erſte und letzte disciplinariſche Zweck der pädago— 
giſchen Polizei ſein muß, ſich dem guten Willen und der Geſinnung 
gegenüber überflüffig zu machen, fo dürfte es meines Erachtens auch 
der politiſchen wohl anſtehen, ſich nicht nothwendiger als nöthig 
zu machen. 

In Zeiten, wo die Staatsgemeinde von einem Gedanken er— 
griffen und mit geſammter Kraft zur Ausführung deſſelben nach 
einem Ziele ſtrebt, — Zeiten, wie wir ſie Anno 13 im Großen, 
ſeitdem ſporadiſch ab und zu in momentanen Aufwallungen erlebt 
haben, wie wir fie, wenn nicht alle Zeichen trugen, Gott ſei Dank, 
wiederum wie Anno 13, zu erleben angefangen haben; — da ver— 
ſchwindet die Polizei, wie von ſelbſt, in der Strömung des öffentli— 
chen Lebens, dieſelbe, die zu anderen Zeiten — wir haben ſie ſattſam 
erlebt, — obenauf ſchwimmt und das ſtockende Gewäffer überwuchert. 

Wohl mag es ſchwer ſein, der ganzen großen Staatsgemeinde 
einen ſolchen Schwung zu geben und ſie darin zu erhalten, wenn 
nicht die Verhältniffe und Gottes Fügung mit dazu thun; indeſſen 
geht uns davon das Weitere hier nichts an, als daß ich im Vers 
gleich damit bemerke: wie es mit der Schulpolizei dieſelbe Bewandtniß 
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nicht zu haben ſcheint. — Die Schulgemeinde lernt und lernt ges 
meinſchaftlich; wenn auch jeder Schüler, was er lernt, weil es keiner 
für den anderen kann, für ſich allein lernt, ſo iſt doch der Unterricht 
der eine alle zuſammen bindende und die Einzelnen in einem und 
demſelben Schwunge des Gedankens vereinigende, und die Disciplin 
braucht nur ſubſidiariſch hier und da nachzuhelfen, wo der Unterricht 
ſelbſt nicht vollſtaͤndig die Einigung zu Stande bringt, ſtrafend nöthi— 
genfalls, um Störungen abzuhalten u. ſ. w. Was ſie mehr ſein 
will, was für ſich allein, das iſt vom Uebel und faͤllt verdienterma— 
ßen dem Schulwitz anheim, welcher, wie bekannt, den Lehrer, der 
feine Autorität auf Zucht und Strafen ſteift und neben feinem Un: 
terricht beiher die Polizei, wie ein beſonderes Geſchaͤft, handhabt, 
mit dem Spitznamen „Unkerofficier“ abfertigt. 

Dennoch iſt, um einem achtbaren, unter der Ungunſt der Verhaͤlt— 
niſſe leidenden Theile unſers Lehrerſtandes gerecht zu werden, zwiſchen 
Schule und Schule ein Unterſchied, je nach dem Standpunkt ihrer 
Schüler, nicht unbemerkt zu laſſen. 

Wo dieſe das wiſſenſchaftliche Intereſſe von Hauſe aus mit in 
die Schule bringen, ſei es unter den Einflüſſen einer ſelbſt wiſſen— 
ſchaftlich intereſſirten Hausgenoſſenſchaft, oder in Abſicht auf den 
künftigen, weſentlich wiſſenſchaftlichen Lebensberuf, oder, wie gewöhn— 
lich, beides zuſammen; da iſt es in der Regel nur die Schuld eines 
ungenießbaren, nicht befriedigenden Unterrichts, die Schuld des Leh— 
rers, als ſolchen, wenn ihm bei ſeiner Disciplin der Unterofficier 
zur Seite gehen muß. 

Dagegen giebt es andere Schulen, wo dieſe Vorausſetzung in 
der Regel nicht zutrifft: wo das wiſſenſchaftliche Intereſſe nur aus— 
nahmsweiſe und von Haufe aus nur in ſeltenen Ausnahmen den 
Schüler in die Schule führt, und der einigende Unterricht ſo wenig 
auf Geneigtheit und entgegenkommende Gelehrigkeit rechnen kann, 
daß er bei der Mehrzahl vielmehr auf Stumpfſinn und Gleichgültig— 
keit, ja auf Trotz und Widerſtand gefaßt ſein muß. — Ich meine 
die ſogenannte Volksſchule, inſoweit fie — und fie iſt es noch bei 
weitem, Schule eines Proletariats, das ſeinen Nachwuchs, auch 
nicht umſonſt und dem polizeilichen Schulzwange nur widerwillig 
nachgebend, unterrichten und Dinge lernen läßt, die es entweder 
ſelbſt nicht kann, oder wenn, die es aus eigener Erfahrung an ſich 
ſelbſt als brotloſe Künſte kennt, die ihm keinen Tropfen Schweiß 
erſparen. 
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Wenn dort aus der Luſt das Lernen und mit dieſem die dis— 
eiplinariſche Einigung von ſelbſt hervorgeht, fo muß hier in erſter Linie 
die Disciplin dem Lernen vorausgehen, die polizeiliche des unbeding— 
ten Zwanges: wer nicht will — und die meiſten wollen nicht, der 
muß — wenigſtens ſtille halten und es an ſich bringen laſſen, bis, 
ſo Gott will, im Lernen ſich auch die Luſt zum Lernen eingefunden 
haben wird — oder auch nicht! 

Von dieſer Seite betrachtet, darf es darum nicht Wunder neh— 
men, wenn ſeit Friedrich des Großen und Maria Thereſia's wohlge— 
meintem Vorgange von Zeit zu Zeit daran gedacht worden iſt, den 
Unterofficier zum Volksſchulmeiſter zu machen. 

Aber auch dieſes Problem darf uns nicht länger aufhalten, 
als um die Bemerkung daran zu knüpfen, daß ungefähr zu derſelben 
Zeit in der pädagogiſch humanen Abſicht, auch das Proletarier-Kind 
von Kindesbeinen an gelehrig und ohne polzeiliche Beihülfe ſchulfä— 
hig zu machen, Peſtalozzi „Lienhard und Gertrud“ und „das Buch 
der Mütter“ geſchrieben und feine naturgemaͤße, volksthümliche Me— 
thode des Elementarunterrichts erfunden hat. 

Indeſſen will ich nicht verſchweigen, daß unter den Händen ihres 
Erfinders, Peſtalozzi's ſelbſt, dieſe Methode an dem Stumpfſinn 
ihrer erſten Schüler und deren proletariſcher Hausgenoſſenſchaft, 
denen er ſie unentgeltlich entgegen brachte, ſtumpf geworden, und zu 
anerkannter Wirkſamkeit gekommen iſt erſt in einem Inſtitut, das ſich 
von denen, die reich und gebildet genug waren, um es zu können 
und zu wollen, dafür bezahlen ließ. 

Und ſo verhält es ſich noch jetzt. Wer hat, dem wird's gegeben. 
Der proletariſchen Volksſchule dagegen iſt bisher wenig oder nichts 
davon zu Gute gekommen, um ſie von der leeren und ledernen Zwangs— 
polizei des Schulmeiſter-Unterofficiers zu entbinden. 

Worauf ich aber hinaus will, iſt endlich dies: daß die deutſche 
Peſtalozzi⸗Stiftung zwar in ſofern günſtiger geſtellt ift, als die Volks— 
ſchule, daß Lehrer und Hausvater in einer Perſon, günſtiger ſogar, 
als Peſtalozzi ſelbſt es war, da die meiſten ihrer Zöglinge von wei— 
terher den unmittelbaren Einflüſſen und dem Druck der häuslichen 
Noth entnommen ſind; aber demungeachtet hat auch ſie, wie alle 
Waifenhäufer ihres Gleichen, die Nachwirkung zu verſpüren: ein in 
ſeiner erſten Entwicklung verkümmertes und gehemmtes Geiſtesvermö— 
gen, das nicht einmal feines Körpers mächtig geworden iſt, geſchweige 
denn, daß es ihm gegeben wäre, mit lahmen Flügeln ſich zum 


freien Fluge des Denkens zu erheben und in der Höhe wiſſenſchaft— 
licher Beſtrebungen ſeine Befriedigung, ſeinen Lebensberuf zu finden. 
Unſre Zöglinge — von eminenten Anlagen zu ſchweigen, denn deren 
giebt es überhaupt nicht viele; — ſelbſt die begabteren, bringen es 
durchſchnittlich nicht über das beſcheidenſte Maß der geiſtigen Mittel⸗ 
mäßigkeit hinaus. 

Das darf Sie jedoch nicht befremden, auch wenn Sie ſich erin— 
nern, daß der größte Theil unſrer Zöglinge Lehrerſöhne, Lehrerwaiſen 
ſind. — Es giebt im Lande weit verbreitet ein Lehrerproletariat, das 
in ſeiner Zwitterſtellung zwiſchen Amtspflicht und Nahrungsſorgen 
noch übeler daran iſt, als das tagelöhnernde, gewöhnlich mit einer 
zahlreichen Nachkommenſchaft beſchwert, deren Erhaltung, von Erzie— 
hung nicht zu reden, nach dem Tode ihres meiſt frühzeitig ſich auf— 
reibenden Ernaͤhrers, der völlig rath- und mittelloſen Wittwe anheim- 
fällt“). — Bei Aufnahme neuer Zöglinge iſt dem Verwaltungsrath 
die Auswahl immer ein ſchmerzliches Geſchäft geweſen, wenn er bei 
der großen Noth und ſeinen beſchränkten Mitteln immer nur der 
größten zu Hülfe kommen konnte; denn die Wahl nach der Faͤhig— 
keit und Gelehrigkeit zu treffen, auch wenn ſich dieſe überhaupt unter 
dem Roſt der Armuth ſo leicht ermitteln und beurtheilen ließe, würde 
einer Peſtalozzi-Stiftung nicht geziemen. Darnach mögen andere An— 
ſtalten fragen und ihre Wahl beſtimmen laſſen, deren Aufgabe es 
iſt, im Volke nicht ſowohl das Volk, ſondern die Wiſſenſchaft 
zu erziehen. 

Wenn wir unter dieſen Umſtänden unſre Zöglinge kleideten und 
ernährten — bloß, um ſie zu unterrichten und lernen zu laſſen, und 
ihre geiſtigen Kräfte, wie die der glücklicher begabten in den Schulen 
des wiſſenſchaftlichen Berufes, allein und ausſchließlich für Schule 
und Schularbeiten in Anſpruch nehmen wollten; fo würden wir in 
der That den offnen Garten und die freie Ausſicht nach allen Him— 
melsgegenden mit hohen Mauern und mit polizeilicher Bewachung 
umgeben müſſen. Wir würden darauf gefaßt fein müſſen, die Spann⸗ 
kraft des Geiſtes durch das Reizmittel der Strafe zu erſetzen, und 
wiederum durch Strafen die im Gefühl der Unluſt wuchernde 
Begierde darnieder zu halten, bis wir die Geſtraften mit dem ſtump⸗ 

*) Es find Lehrerwaiſen aufgenommen worden, die mit ihren zahlreichen Ge⸗ 
ſchwiſtern von der Wittwe notoriſch bei einer Penſion von jährlich 12 bis höchſtens 
18 Tyalern erhalten und — erzogen (2) werden ſollten. 
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fen Gefühl oder auch dem Trotz ihrer Straffälligkeit und in den Vers 
theidigungskünſten der Liſt und Lüge ausgelernt entließen! 

Bei gleicher Gelegenheit, wie der heutigen, habe ich vor einigen 
Jahren) die Arbeit als das eigenthümliche Bildungsmittel der 
Peſtalozzi-Stiftung hervorgehoben. Hier ergiebt ſich dieſelbe als die 
Grundlage ihrer disciplinariſchen Schul- und Hausordnung, die 
den fremden und verwaiſten Zöglingen auf ihrem Grund und Boden 
eine Heimath und ihrer Genoſſenſchaft das Gepräge der Familien— 
gemeinſchaft giebt. — Damals fragte ich mich, mit welchem Rechte 
wir ihr zufälliges Beiſammen eine „Familie“ nennen; ich frage jetzt, 
wenn das Wort nicht bloß ein Name ſein ſoll, ein Zierath, wel— 
cher die Zuchtruthe der Disciplin, die fie zufammenhält, zart umwindet, 
nicht bloß ein ſchönes Bild und Gleichniß für den Zuſchauer: wodurch 
wir zu bewirken hoffen, daß daſſelbe auch im Bewußtſein unſrer Zög⸗ 
linge zur bindenden, zur erziehenden Wahrheit werde. 

Nicht dadurch, daß ſie zuſammen unter einem Dache wohnen 
und zuſammen aus einem Topf geſpeiſt und getränkt werden: auch 
dadurch nicht, daß ſie zuſammen unterrichtet lernen: endlich auch da— 
durch nicht, daß ſie zuſammen arbeiten! — Das alles macht ſie 
höchſtens ſich zu Kameraden, zu Luſt- und Leidensgefährten; ſondern 
das macht es, daß ſie durch ihre Arbeit und an dem Felde und den 
Früchten ihrer Arbeit ein Eigenthum haben, ein gemeinſames, 
weil gemeinſam erworbenes Eigenthum. 

In den Waiſenhäuſern herkoͤmmlichen Schlages iſt Eigenthum 
und Eigenthums-Erwerb, wie er der Familie und dem Familienbe— 
wußtſein zu Grunde liegt, ein leeres, unverſtandenes Wort, ein Be— 
griff ohne Anſchauung, ein Motiv, das im Grunde nichts bewegt. 
Zöglingen ſolcher Häufer iſt, wie Koſtgängern, nur das ihr Eigen, was 
ſie mit Hand und Mund erwiſchen und von dem erwiſchen, was 
ihnen ohne ihr eigenes Dazuthun aus fremden und verborgenen Er— 
werbsquellen die Wohlthätigkeit zufließen läßt. Außer der Dankbar— 
keit, die man ihnen dafür im Allgemeinen anmuthet, ohne daß ſie 
an dem Maße ihrer eigenen Erwerbsthätigkeit den beſondern Maße 
ſtab hätten, um den Werth der Wohlthat zu begreifen, außer dieſer 
doch nur auswendig gelernten Dankbarkeit iſt das einzige, 
was ſie dagegen ihrerſeits zu thun haben, wirklich zu thun! — 

) „Was wir haben! Was wir hoffen!“ Achter Rechenſchaftsbericht der deut⸗ 
ſchen Peſtalozzi-Stiftung von 1856. 
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daß fie auf der Schulbank und am Schreibtiſch lernen, was man fie 

lehrt. — Und wo die Lehre auf guten Boden faͤllt, wo fie zu wiſſen— 7 
ſchaftlicher Berufsthätigkeit Wurzel faßt, da iſt die Gegenleiſtung in 

der That entſprechend und an ihr der Maßſtab gefunden; aber wo 

nicht, und — glauben Sie mir, wenn Sie's auch nicht gerne glau— 

ben, es iſt doch ſo! — in den meiſten Fällen nicht; wo vielmehr 

die Lernkraft in den erſten unbefriedigenden Anfangsgründen ſtecken | 
bleibt, und das Gefühl der Stümperei kein Genügen und Vergnügen 
aufkommen läßt, da entſteht zwiſchen jenem müßigen Empfangen und | 
dieſem widerwilligen Dagegenthun eine furchtbare Leere, eine Lücke, 
ſchwarz und dunkel wie die Hölle, in welcher Stumpfſinn und Ver— 
ſchmitztheit, die träge Arbeitsſcheu zugleich mit der raſtloſen Begierde, | 
| die, gewöhnt von fremdem Erwerb zu leben, zwifchen Mein und Dein 
| feinen Unterſchied, als den des zufälligen Beſitzes, kennt, und wie 


ſonſt ſie heißen mögen, die Laſter und Bettlergelüſte für das Zucht— 

und Armenhaus polizeilich groß gezogen werden. 
N| Oder ſage ich vielmehr: „groß gezogen würden!“ — wenn 
| nicht, Gott ſei Dank, die ſittliche Natur des Menſchen ſich ſelbſt zu } 
| helfen wüßte, und unverwüſtlich, ſogar den methedifchen Mißgriffen 
widerſtehend, den Schaden zwar nicht gut, aber doch minder merklich 
und gefährlich machte, als es die Konſequenz befürchten läßt. 

Genug! — Indem die P.⸗St. neben der lernenden Schule die 
erwerbende Arbeit zum Motiv ihrer disciplinariſchen Haus- und 
Familienordnung macht, bringt ſie beide zu einander in ein ſolches 
Verhältniß, daß ihren minder begabten Zöglingen nach dem Lernen 
— die Arbeit, den begabteren das Lernen — nach der Arbeit zur 
Erholung, zur Genugthuung wird; alle aber mit einander an der 
Frucht ihrer Arbeit ein gemeinſames Eigenthum und in ihrer ſie eini— 
genden Thätigkeit zugleich die Bürgſchaft ihrer künftigen Lebensbe— 
ſtimmung haben. 


Geehrte Verſammlung! 

Wenn ich Ihnen nach der bisherigen Erfahrung berichten kann, 
daß von unſern bereits entlaſſenen Zöglingen bei ihren Meiſtern und 
Lehrherren hier und in benachbarten Gewerbſtädten die vorhergehenden 
durch ihr Verhalten den nachkommenden Genoſſen eine bereitwillige 
Aufnahme vorbereitet haben, daß die hieſigen ihren Sonn- und Feier⸗ 
tag gern in der Anſtalt verleben, und die entfernteren bei jeder Ge— 
legenheit erkennen laſſen, wie ihre Gedanken darin noch immer wie 
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zu Haufe find, fo gehört das zu den Eingangs erwähnten Ergeb» 
niffen, deren Beftätigung noch einſtweilen abgewartet werden muß. 

Aber Niemand kann tiefer in Ihre Seele hinein — und leider 
auch ſtatt Vieler von Ihnen, die da glauben und geben, ohne ſelbſt 
zu kommen und zu ſehen! — die Befriedigung empfinden bei dem 
Anblick der auf dem Boden Ihrer Milvthätigkeit harmlos heranwach— 
ſenden Knabenſchaar, als die Mitglieder des Verwaltungsrathes, 
die bei deren Aufnahme die Größe des Elends und das grenzenloſe 
Bedürfniß kennen lernen. Und waͤren es ihrer noch weniger, als 
es dieſem Beduͤrfniß gegenüber wenige find, die ſich Ihrer Hülfe er— 
freuen, ich will den Werth dieſer Wirkung im geringſten dadurch nicht 
verkleinern, wenn ich dagegen nach einer andern Seite hin Ihrer 
Wohlthat noch einen unendlich größeren Wirkungskreis in Ausſicht 
ſtelle, inſofern Sie damit der deutſchen Peſtalozzi-Stiftung die 
Mittel gewaͤhren, um an dieſen wenigen Waiſen verſuchsweiſe die 
wiſſenſchaftliche Volkserziehung von dem Leiſten der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Berufserziehung, der ihr zu eng iſt, los zu machen, und 
die Volksſchule von den beſonderen Vorausſetzungen der gelehrten 
Schule auf die allgemeinen, ihr naturgemäßen Bedingungen zurück 
zu führen. 

Denn es iſt wohl ein ſchönes Bild und, wo es hingehoͤrt, auch 
ein treffendes, das den Lehrer und Erzieher mit dem Gärtner ver— 
gleicht. Aber ein Volk kann man nicht in Gärten erziehen — hinter 
Mauern, an Staketen und auf Beeten und Rabatten mit der Gieß— 
kanne in der Hand, oder gar in den Glas- und Treibhaͤuſern der 
exacten Schulwiſſenſchaft. Das Volk bedarf, wie das volkernaͤhrende 
Korn, auf freiem Felde bei Regen und Sonnenſchein, der Wartung 
und Pflege, die den Lehrer und Erzieher des Volkes etwa dem Land— 
mann vergleichbar macht. 

Dieſer großen Aufgabe gegenüber befindet ſich die deutſche Peſta— 
lozzi⸗Stiftung mit ihren kleinen Mitteln in einer eigenthümlichen Lage, 
um fo mehr, als gerade in der Zeit ihrer Gründung das öffentliche 
Volksſchulweſen, das im Großen zu ihrer Löſung berufen, mit den 
Errungenſchaften der rationellen Pädagogik zu brechen, und dieſelben 
auf den Ausſterbe-Etat des Auswendiglernens und des fragmen⸗ 
tariſchen Leſebuch- Unterrichts zu ſetzen ſich gemüßigt ſah. Durch 
Privatwohlthatigkeit gegründet, iſt und bleibt die Peſtalozzi⸗Stiftung, 
wie zu ihrer Erhaltung, ſo auch zur Erweiterung und Vervollſtaͤndigung 
ihres Wirkungskreiſes auf die Privatwohlthätigkeit angewieſen. 

Z. d. C.⸗V. 3. Bd. 5 
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Das wäre nun an und für ſich kein Schade — im Gegen— 
theil!“) — wenn nicht Eins zu bedenken wäre. 

Für eine thatſächliche, ſich perſönlich kennzeichnende Noth kann 
man bitten, auch wenn es fein muß — betteln gehen, und Gott 
ſei Dank, gewiß fein, bei dem Mitleid und der Mildthätigkeit Gehör 
und Gewähr zu finden. Die geehrten Anweſenden werden es nöthi- 
genfalls dem Verwaltungsrath bezeugen können, daß er es daran nach 
Kräften nicht hat fehlen laſſen, daß er, abgewieſen, wieder gekommen 
iſt, und die Verwaltungs berichte haben Ihnen nachgewieſen, daß un— 
ſre armen Waiſen keine Noth gelitten haben, und jedes dringende 
Bedürfniß in Ihrer Mildthatigkeit Abhülfe gefunden hat. Und das 
nicht allein; ſie hat ihnen im einförmigen Lauf des täglich wieder— 
kehrenden Bedürfniſſes ab und zu genußreiche Freudenfeſte bereitet und 
namentlich die letze Weihnachtsbeſcherung wiederum durch reiche Liebes— 
ſpenden zu einem erfreulichen Familienfeſt gemacht. 

Aber ein Anderes, wenn ich nicht irre, iſt es, wo es ſich handelt 
um eine Idee, um einen Zweckbegriff, deſſen Bedürftigkeit ſich 
nicht augenfällig, ſondern ich möchte ſagen, nur gedankenfällig 
macht, der, um thatſächlich zu werden und als Thatſache ſich geltend 
zu machen, nicht ſowohl das Mitleiden und die Mildthätigkeit als 
vielmehr das Mit-Wollen, und wenn ich ſo unterſcheiden darf, 
im eigentlichen Sinne des Wortes — die Wohl-Thätigkeit um 
die Mittel zu ſeiner Verwirklichung anſprechen muß. 

Ich laſſe ununterſucht, ob es ſich überhaupt ſchicken möchte, für 
eine Idee betteln zu gehen und die Perſon des Bittenden ſtatt der 


*) Die Verantwortlichkeit für die zweckmäßige Verwendung öffentlicher Gel: 
der, dem ſteuerzahlenden Jedermann gegenüber, bleibt gern im alten, herkömmlich be 
fahrenen Geleiſe. — So ſchien es bei der Verlegung des großen berliniſchen Wai⸗ 
ſenhauſes nach Rummelsburg, fo viel ſich ohne nähere Kenntniß des uxſprünglichen 
Entwurfes aus den Einrichtungen, die dazu in's Werk geſetzt wurden, ſchließen ließ, 
als ob die Aufgabe der deutſchen Peſtalozzi⸗Stiftung nunmehr im Großen dort die 
entſprechenden Mittel finden würde Einſtweilen iſt jedoch auf dem Wege der Ver⸗ 
handlung zwiſchen den Behörden, die zu billigen und zu bewilligen haben, im Weſent⸗ 
lichen das alte Waiſenhaus am neuen Orte mit ſeiner üblichen Koſtgängerei u. ſ. w. 
wieder hergeſtellt worden. Nur der Widerſpruch iſt übrig geblieben, in den die erſte 
Einrichtung mit der Ausführung gerathen mußte, und läßt auf Abhülfe hoffen, wie denn 
bereits in ſolcher Hoffnung die Symptome deſſelben anderweitig im 2. Bande. Heft 3, 
S. 280 u. ff. dieſer Zeitſchrift zur Sprache gekommen und unter der Ueberſchrift: 
„Zur Frage der Volkserziehung. Ein Blick auf die pädagogiſche Organiſation der 
neuen Berliner Waiſenhäuſer“ daſelbſt zu leſen ſind. 
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Sache, für die er bittet, geltend zu machen. Peſtalozzi feiner Zeit 
war ganz der Mann dazu, um das fertig zu bringen und hat es ſein 
Lebelang — vergeblich gethan. Erſt ſeines Namens hundertjäh⸗ 
rige Gedächtnißfeier hat in der deutſchen Peſtalozziſtiftung zuerſt den 
Grund zur Verwirklichung der peſtalozziſchen Idee gelegt. Aber es 
iſt doch bis Dato bei dieſer erſten Grundlage verblieben, und ſeitdem 
der gefeierte Name in der Feier anderer Intereſſen verklungen, in 
die Sache ein Stillſtand gekommen; an die Stelle der ſchaffenden 
Wohlthaͤtigkeit iſt die erhaltende Mildthätigkeit getreten. 


Wenn ich Ihnen nun in meinem heutigen Vortrage die Familie 
der Peſtalozzi⸗Stiftung in Pankow mit ihren 25 Waiſenknaben von 
derjenigen Seite gezeigt habe, der disciplinariſchen, wo ſie, in 
ſich geſchloſſen, als ein Ganzes ſich ſelbſt genügt, um als vollſtändiger 
Ausdruck der ihr zu Grunde liegenden Idee betrachtet zu werden, ſo 
fehlt es ihr doch andererſeits, um das, was ſie werden ſoll, ganz 
zu ſein, an der genügenden Lehrkraft, inſofern der eine Lehrer und 
Hausvater zugleich außer dem wirthſchaftlichen auch dem Schul- und 
Unterrichtsbedürfniß der verſchiedenſten Alters- und Bildungsſtufen 
vom 6. bis zum 15. Lebensjahr gerecht werden ſoll. 


Unter ihm einen Lehrgehülfen anzuſtellen — auch das haben wir 
verſucht und die Koſten nicht geſcheut, die im Verhältniß zur Zahl 
der Zöglinge in der That nicht unerheblich ſind. Aber das Bedenken 
das von vornherein dagegen war, hat ſich gerechtfertigt. Ein ſolcher 
Lehrgehülfe iſt in der Familie nicht zu Haufe, ein ftörendes Mittel— 
glied, dem Hofmeiſter vergleichbar, der dem Leben fremd, in das er 
eingreift. Er faßt im beſten Falle wohl ein vorübergehendes Inter— 
eſſe, ſchon um ſeiner Selbſtbildung willen, aber das Ziel ſeines Strebens 
iſt draußen. Was an Lehrkraft gewonnen wird, geht an der Einheit 
und Unbefangenheit der disciplinariſchen Hausordnung verloren. 


Dieſem Mangel abzuhelfen und unzweckmäßige Koſten zu erſparen, 
ſehe ich nur einen Weg der Auskunft. Die Peſtalozzi-Stiftung darf 
nicht ſtehen bleiben, wo ſie ſteht, bei ihrer erſten Anſtalt; ſie muß 
dieſelbe wenigſtens verdoppeln, oder ſage ich lieber gleich, ver— 
dreifachen. Sie muß drei Familien, jede von 25 Zöglingen, jede 
wie die erſte, in ihrem Hausweſen für ſich, in ſolcher Nähe bei ein⸗ 
ander haben, daß der Schulbeſuch von der einen zur anderen ohne 
erheblichen Zeitverluſt möglich, und die drei Hausväter, jeder ſeines 
eigenen Hauſes Herr und Hüter, ihre Lehrkraft vereinigen können, um 
5 


durch gegenſeitige Aushülfe eine dreifache Abtheilung des Schulunter- 
richts herzuſtellen. 

Drei Familien und eine Schule! — Damit wurde 75 armen 
Lehrerwaiſen geholfen werden, und ſie ſollten in ihren drei Klaſſen 
darum keine Lehrſtunde mehr und keine Arbeitsſtunde weniger haben; 
aber ihre Lehrſtunden würden gründlicher ausgenutzt werden, ſie 
würden beſſer lernen, und wenn, wie zu erwarten, dadurch auch 
mehr, ſo wird gewiß Niemand was dagegen einzuwenden haben, 
er müßte denn die einklaſſige Dorfſchule für das Ideal der Volks- 
ſchule halten. 

Auch zu dieſer Erweiterung, darf ich ſagen, iſt nunmehr, wenn 
auch ein kleiner Anfang, immer doch ein Anfang gemacht, ein An- 
fang, der zur Nachfolge einladet. Außer anderen kleineren Beiträgen 
ſind ihr von einem Wohlthäter, der eben ſo zu geben, wie den Geber 
zu verbergen weiß, in den letzten drei Jahren drei mal 800 Thlr. 
zugewendet worden, die der Verwaltungsrath freilich zunächft zu einem 
Nothpfennig für die Erhaltung der beſtehenden Anſtalt niedergelegt 
hat; denn in der Noth hat der Lebende zunächſt das erſte Recht! 
— So gewiß wir aber darauf mit Zuverſicht rechnen dürfen, daß 
Ihre Mildthätigkeit uns nicht dahin kommen laſſen wird, den Noth- 
pfennig angreifen zu müſſen, können und wollen wir ihn getroſt als 
ein Stammkapital der Wohlthätigkeit betrachten, in welchem, wie es 
ſich mehrt, der von Ihnen in kleinen Anfängen lebendig erhaltene 
Keim der deutſchen Peſtalozzi-Stiftung zu ſeiner weiteren Entwicklung 
und Vollendung wachſen und Wurzel ſchlagen wird. 

Es iſt ein Gotteswerk und damit Gott befohlen! 


— —— 


Von dem Londoner internationalen flatiftifchen 
Congreß. 


1 
Wenn wir im Folgenden es verſuchen, den Leſern dieſer Zeit— 
ſchrift über den internationalen ſtatiſtiſchen Congreß, welcher im Juli 
dieſes Jahres in London getagt hat, zu berichten, um aus dem 
Geſammtinhalte ſeiner Beſchlüſſe und Verhandlungen insbeſondere die— 
jenigen vorzuführen oder anzudeuten, für die wegen ihrer unmit⸗ 
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telbaren oder ſpeziellen Beziehung zu den arbeitenden 
Klaſſen grade an dieſer Stelle eine beſondere Aufmerk- 
ſamkeit erwartet werden darf, fo möge zunächſt über Abſicht 
und Umfang unſerer Mittheilung eine verſtändigende Bemerkung ge— 
ſtattet ſein. Wir würden in dieſem Augenblicke, wo Der offizielle 
Bericht über den Londoner Congreß noch nicht veröffentlicht iſt, nicht 
im Stande fein, ein vollſtändiges, treues Bild der Congreßthätigkeit 
zu liefern. Unſere Abſicht. wird erreicht ſein, wenn es uns gelänge, 
der vom Congreß ausgegangenen Anregung in weiteren Kreiſen mit— 
wirkende Theilnahme zu ſichern: wir werden zu dieſem Zwecke uns 
begnügen, die weſentlichſten Geſichtspunkte, welche in den behandelten 
Thematen ſich geltend gemacht haben und untern letztern beſonders 
diejenigen hervorzuheben, welche den Kreis der auf die arbeitenden 
Klaſſen bezüglichen Fragen weſentlich zu erweitern ſcheinen. Was 
den Umfang unſerer Mittheilung betrifft, in wie weit nämlich eine 
Abſonderung der auf die arbeitenden Klaſſen ſpeziell bezüglichen Con— 
greßthemata von den übrigen gerechtfertigt werden könne, iſt eine 
andere Frage, die wir ſelbſt zu allererſt und ohne Weiteres verneinen 
würden, wenn dieſe Trennung als eine innerliche auf die wiſſen— 
ſchaftliche und praktiſche Bedeutung der ſtatiſtiſchen Congreſſe oder, 
was daſſelbe ift, auf den Zuſammenhang zwiſchen den praktiſchen ſocia— 
len Beſtrebungen und der Statiſtik bezogen werden ſollte. Es wurde, 
ſo lange für eine ſolche Unterſcheidung nicht ein allgemein gültiges, 
objectives Kriterium vorhanden iſt, das Urtheil Über die Bedeutung 
dieſer oder jener Themata für das Wohl der arbeitenden Klaſſen, je 
nach der Verſchiedenheit der Geſichtspunkte, ein durchaus ſubjectives 
und darum ſehr willkührliches ſein. Für unſere Wahl ſoll lediglich 
der Umſtand, der überhaupt dieſe Mittheilung zunächſt veranlaßt hat, 
maaßgebend ſein. Die Theilnahme, welche der Centralverein für 
das Wohl der arbeitenden Klaſſen in Preußen dem Lon— 
doner Congreſſe — dem vierten in der Reihe der internationalen 
ſtatiſtiſchen Congreſſe — bekundet hat, hatte zunächft in gewiſſen auf 
Arbeiter- und Arbeitsverhältniſſe bezüglichen Fragen, 
welche in London zur Verhandlung kommen ſollten, ihr Motiv und 
eben dieſe Fragen hatten den Verein auch beſtimmt, ſich auf dem Lon⸗ 
doner Congreß ſpeciell vertreten zu laſſen. Es mag aber auch die 
weitere Bemerkung nicht überflüſſig ſein, daß es lediglich durch eine 
gelegentliche Anregung, ſo wie durch gewiſſe äußere, zufällige Umſtände 
bewirkt worden iſt, daß der Centralverein grade dem Londoner Con— 
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greſſe eine thätige mitwirkende Theilnahme gewidmet hat. Es würde 
dieſe Theilnahme mißverſtanden werden, wollte man aus ihr ſchließen, 
als habe der Londoner Congreß durch eine eigenthümtiche Organi⸗ 
ſation eine beſondre Beziehung zu den das Wohl der arbeitenden 
Klaſſen betreffenden Fragen dargeboten und ſich durch ſolche Organi— 
ſation und Beziehung vor den übrigen ſtatiſtiſchen Congreſſen aus— 
gezeichnet. Es bedarf kaum der Hindeutung, daß eine ſolche Folgerung 
dem thatſächlichen Verhältniſſe vollſtändig widerſprechen würde. Wohl 
aber mag es um ſo eher geſtattet ſein, hier auf die weſentlich ſociale 
Bedeutung der ſtatiſtiſchen Congreſſe, die ſich durch die letzte Londoner 
Verſammlung aufs neue als eine permanente Inſtitution bewährt 
haben, ſo wie auf ihren unmittelbaren Zuſammenhang mit den auf 
das Wohl der arbeitenden Klaſſen gerichteten Beſtrebungen ein wenig 
näher einzugehen. 

Die großen internationalen Verſammlungen, welche im vergan- 
genen Jahrzehnt unter verſchiedenen Namen und anſcheinend auch in 
verſchiedenen Gebieten des praftifchen Berufes oder der Wiſſenſchaft 
ſowohl die allgemeine wie insbeſondere die fachmaͤnniſche Aufmerk— 
ſamkeit und Theilnahme faſt in der ganzen civiliſirten Welt in ſo 
hohem Grade hervorgerufen haben, laſſen alle leicht und unzweideutig 
ihren gemeinſchaftlichen Urſprung erkennen. Es bedarf kaum der Er— 
innerung an die außerordentlichen politiſchen und ſocialen Ereigniſſe, 
welche in den vierziger Jahren faſt in allen europäiſchen Cultur— 
ländern die geſellſchaftlichen Zuftände, fo zu ſagen, bloß legten und 
insbeſondre die Lage der arbeitenden Klaſſen ſo grell beleuchteten, 
daß die ſonſt ſo hell ſtrahlende Civiliſation in einen engen durch tiefe 
Schatten markirten Kreis gebannt erſchien. Die phyſiſche, moraliſche 
und intellectuelle Verbeſſerung in dem Zuſtande der arbeitenden Klaſſen, 
oder lieber der großen Majorität der Bevölkerung war überall, in 
allen Ländern und Völkern und von dem allgemeinen Bewußtſein 
als eine dringliche Aufgabe erkannt worden. Es iſt eben dieſe Er— 
kenntniß, welche in den internationalen Congreſſen ihren wohl— 
begründeten ſach⸗ und zeitgemäßen Ausdruck fand. War die Noth, 
welche jene Aufgabe ſtellte, keine nationale, ſondern eine allgemeine 
und gemeinſchaftliche, ſo ſchien es wohl gerathen, auch für die Bera— 
thung, wie zu helfen, die Geſichtspunkte nicht durch unnatürliche und 
willkuͤrliche Grenzen zu beengen — um fo weniger, als dieſe Aufgabe, 
welche mehr oder minder klar dem allgemeinen geſellſchaftichen Ge— 
wiſſen vorſchwebte, von den aus allen Ländern verſammelten Sach— 
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verftändigen zu einer wiſſenſchaftlichen Frage formulirt werden 
ſollte, zu einer Frage, von deren Beantwortung für die Praxis nur 
in dem Verhaͤltniß thatſaͤchlicher Erfolg zu hoffen war, in welchem 
ſie die vorhandnen Nothſtände als die beſtimmten Wir⸗ 
kungen beſtimmter Urſachen nachwies. 

Für diejenigen ſocialen Beſtrebungen, welche innerhalb der 
bezeichneten allgemeinen Aufgabe ihren Platz finden, die wiſ— 
ſenſchaftliche Grundlage herzuſtellen, — das war und iſt der (auch 
ſtets thatſächlich bewährte) alte Zweck, welcher allen dieſen in Frage 
ſtehenden internationalen Congreſſen gemeinſchaftlich iſt und ſie ins— 
geſammt kenntlich charakteriſirt. Und dieſer gemeinſchaftliche Charakter 
verleugnet ſich auch nicht, ohngeachtet in der Reihe dieſer Congreſſe 
jeder einzelne, je nach ſeinem beſonderen und ſpeciellen Ziele, ſich als 
ſelbſtſtändig darſtellt. Vielmehr erweiſen fie ſich alle insgeſammt das 
durch als zuſammengehörig, daß ſie die große von der allgemeinen 
Aufgabe geſtellte Tagesordnung nur ſo zu ſagen untereinander ge— 
theilt haben. Während die ſittlichen Intereſſen der Geſellſchaft von dem 
Poͤnitentiärcongreß, die phyſiſchen Grundbedingungen für die Geſundheit 
der Bevölkerungen von dem hygieniſchen Congreſſe vorzugsweiſe ver— 
treten und vorangeſtellt wurden, verſuchten die beiden unter dem Namen 
der Wohlthätigkeitscongreſſe zuſammenberufenen und abgehaltenen Con— 
greſſe den Geſam mtforderungen der großen allgemeinen Aufgabe 
zu genügen, indem ſie und zwar in einer gewiſſen Reihenfolge die 
phyſiſchen, moraliſchen und intellectuellen Zuftände des Volkes zum 
Gegenſtande ihrer Unterſuchungen machten. 

Welche Stelle nun nehmen in der Reihe dieſer internationalen 
Verſammlungen die ſtatiſtiſchen Congreſſe ein, die alle Welt gleichſam 
als Zeitgenoſſen und Landsleute eben dieſer Verſammlungen zu ber 
trachten pflegt? Sicherlich keine iſolirte! Wir dürfen dieß ſchon 
aus einem ſehr beſtimmten und gewiß nicht unweſentlichen perſön— 
lichen Verhaͤltniſſe vermuthen. Verdanken doch alle dieſe focialen 
Congreſſe, der ftatiftifche inbegriffen, eben denſelben Männern 
ihren Urſprung und haben doch faſt alle hervorragenden Statiſtiker 
Europas den anderen Congreſſen eben ſo gut wie den ſpeziell ſtati— 
ſtiſchen ihre wirkungsvolle Theilnahme gewährt. Es darf ferner die 
gewiß bedeutungsvolle Thatſache nicht überſehen werden, daß gerade 
der erſte internationale ſtatiſtiſche Congreß es war, welcher durch 
einen ausdrücklichen Beſchluß jene bereits erwähnten Wohlthaͤtigkeits⸗ 
congreſſe ins Leben gerufen hat. „Eine ſchon auf dem Pönitentiär⸗ 
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Congreß d. J. 1847 ausgeſprochene Idee wieder aufnehmend, ſprach 
der ſtatiſtiſche Congreß im J. 1863 einſtimmig den Wunſch 
aus, daß in nächſter Zeit alle Männer, welche in den 
verſchiedenen Ländern mit den die phyſiſche, moraliſche 
und intellectuelle Verbeſſerung der arbeitenden und 
bedürftigen Klaſſen betreffenden Fragen ſich beſchäftigen, 
in einem allgemeinen Congreſſe ſich vereinigen möchten.“ 
(Congres international de bienfaisance de Bruxelles 1856 pag. 58). 
Der Brüffeler Wohlthatigkeitscongreß war, wie dieß auch feierlich 
und förmlich in der Eröffnungsrede hervorgehoben wurde, lediglich 
eine Ausführung dieſes vom ſtatiſtiſchen Congreß, unzweifelhaft in 
voller Competenz, ertheilten Mandats. Denn jener perſönliche wie 
ſachliche Zuſammenhang des ſtatiſtiſchen Congreſſes iſt kein zufälliger, 
er iſt vielmehr ein durchaus pragmatiſcher, der mit dem Begriffe und 
der Aufgabe der Statiſtik innig zuſammenhängt. Möge berufenerer 
Kraft der hiſtoriſche Nachweis des Einfluſſes überlaſſen bleiben, den 
die mannigfach wechſelnde Methode auf die Geſtaltung ſocialer 
Theorien (und auch wohl praktiſcher Beſtrebungen) geübt hat. Für 
die Gegenwart möchte die Beweisführung entbehrlich ſein, daß die 
Wiſſenſchaft von der Organiſation der Geſellſchaft wenigſtens als 
eine exacte nur inſoweit anerkannt wird, als die Statiſtik ihre Grund— 
lage und Methode bildet. Betrachtet man anderſeits die Statiſtik für 
ſich, fo kann von ihr als einer ſelbſtſtaͤndigen Wiſſenſchaft nur dann 
die Rede ſein, wenn ſie ſich nicht in der einfachen Aufſtellung ge— 
zählter Thatſachen erſchöpft, ſondern durch ihre Gegenüberſtellung 
reſp. Verbindung das Verhältniß von Urſache und Wirkung zur 
Anſchauung bringt. Aber eine eben ſo weſentliche Umgeſtaltung wie 
durch die, ihren wiſſenſchaftlichen Charakter bedingende Methode hat 
die Statiſtik auch durch die überdies ſtetige, die alten Grenzen weit 
überſchreitende Erweiterung ihrer materiellen Aufgabe, ihres ſtoff— 
lichen Inhalts erfahren. Wie immer die Begriffe von Staat und 
Geſellſchaft ſich decken, oder von einander abweichen moͤgen — die 
Statiſtik der Gegenwart iſt in dem Bewußtſein ihrer Aufgabe zu weit 
vorgeſchritten, um ſich mit dem Dienſte, welchen gewiſſe allgemeine 
oder ſpecielle Verwaltungszwecke von ihr fordern, zu begnügen. Die 
Geſellſchaft im Ganzen und in ihren Theilen iſt ihr Ziel; alle Pha— 
nomene dieſes lebendigen Organismus, phyſiſche, moraliſche und in— 
tellectuelle, welche überhaupt zur thatſächlichen Erſcheinung kom— 
men, unterliegen ihrer Beobachtung um, als Glieder eines Cauſal⸗ 
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nexus zur Erforſchung des geſellſchaftlichen Lebens nach Urſache und 
Wirkung verwerthet zu werden. 

Wie dieſe Auffaſſung der Statiſtik ihrerſeits an erſter Stelle 
unter den Begründungsmomenten der ſtatiſtiſchen Congreſſe erwähnt 
werden muß, ſo iſt ſie anderſeits durch eben dieſe Congreſſe in der 
mächtigſten Weiſe gefördert und in gewiſſem Grade ſogar populär 
gemacht worden. Dieſer Auffaſſung entſpricht auch vollſtändig der 
ausgeſprochene oſtenſible Zweck, welchem die internationalen ſtatiſtiſchen 
Congreſſe dienen ſollten: es kam darauf an, die ſtatiſtiſchen Reſul— 
tate aller Länder und Voͤlker vergleichbar zu machen, weil ohne ſolche 
Vergleichung eine wiſſenſchaftliche Verwerthung nicht möglich iſt und 
eben ſo weil erſt durch ſolche Vergleichung ein Maaß der nach Volk 
und Land verſchieden geſtalteten ſocialen Entwickelung gegeben iſt. 
Aber eben, weil es ſich um ſociale Thatſachen handelt, weil die 
Statiſtik die lebendige Geſellſchaft zum Inhalt hat, darum iſt und 
war es ſachlich unmöglich (eben ſo wenig wie von der ſtatiſtiſchen For— 
ſchung überhaupt) von den ſtatiſtiſchen Congreſſen die unmittelbare prak— 
tiſche Beziehung auszuſchließen. Wenn eine ſolche Abſicht, die praktiſche 
Aufgabe der Statiſtik von der wiſſenſchaftlichen zu iſoliren, vorhanden 
war und ſogar in jenem Beſchluß des erſten ſtatiſtiſchen Congreſſes, 
welcher den allgemeinen Wohlthätigkeitscongreß ins Leben gerufen hat, 
Ausdruck und Erfüllung gefunden zu haben ſcheint, ſo hat nichts deſto— 
weniger keinem der bisherigen ſtatiſtiſchen Congreſſe das Bewußtſein 
ſeines praktiſchen Berufes gefehlt. Vielmehr iſt ihre unmittelbar 
praktiſche Miſſion zur Beförderung des ſocialen Glüdes der Bevöl— 
kerungen, zur Verbeſſerung ihrer materiellen und moraliſchen Zuſtände 
überall mehr oder weniger klar und feierlich anerkannt worden, nirgends 
aber ausdrücklicher und fchärfer als in der Eröffnungsrede zum Londoner 
Congreß. „Es iſt der ſociale Zuſtand des Menſchenge— 
ſchlechts“ (heißt es daſelbſt) „ſo wie er ſich in jenen ſtatiſti— 
ſchen Thatſachen darſtellt, welcher den Hauptgegenſtand 
des Studiums und der Forſchungen bildet, welchen dieſer 
Congreß ſich widmet, und der Congreß hofft, daß das 
Reſultat ſeiner Arbeiten dem Staatsmann und dem Ge— 
ſetzgeber ein ſicherer Führer in ihren Anſtrengungen für 
die ſociale Entwickelung und das ſociale Glück liefern 
werde. Man kann in dieſer Beziehung die Wichtigkeit 
dieſer internationalen Congreſſe kaum hoch genug an⸗ 
ſchlagen.“ Mag dieſe Anerkennung auch weniger die ſchon faßbar 


gewordenen Leiſtungen der ſtatiſtiſchen Congreſſe als vielmehr ihre Auf— 
gabe im Auge haben und muß der Bedeutung der letzteren auch die 
Wachſamkeit und Strenge der Kritik entſprechen, ſo dürfen darum doch 
einmal vorhandene Thatſachen nicht verkannt werden. Vorläufig 
wenigſtens ſcheinen diejenigen Congreſſe, welche gewiſſen von der 
allgemeinen ſocialen Aufgabe abgelöſten Detailfragen, wie der 
Geſundheitspflege und dem Gefängnißweſen, gewidmet waren, für 
beſondre internationale Verſammlungen nicht mehr für geeignet erach— 
tet zu werden. Die Wohlthätigkeitscongreſſe find, ohngeachtet der 
Unbeſchränktheit ihres Programms, dennoch von der internationalen 
Tagesordnung verſchwunden, ſei es weil die Einſeitigkeit, mit welcher 
ſie ihre Thätigkeit ausſchließlich auf gewiſſe Geſellſchaftsklaſſen rich— 
teten, nicht gleichmäßig in allen Ländern anſprach, oder weil die 
principielle Löſung, welche für die wichtigſten Fragen adoptirt wurde, 
Widerſpruch fand. Die Wohlthaͤtigkeitscongreſſe exiſtiren entweder 
nur noch als nationale, oder haben, wie in dem deutſchen volks— 
wirthſchaftlichen Congreß, ihren Gegenſatz gefunden. Von jenen 
großen ſocialen Verſammlungen, zu welchen im Bewußtſein der ge— 
meinſchaftlichen Noth und in gleicher Huͤlfsbedürftigkeit alle Volker 
und Länder ihre Abgeordneten geſchickt hatten, beſtehen allein noch 
die ſtatiſtiſchen Congreſſe und bilden den großen vom öffentlichen 
Urtheil anerkannten Mittelpunkt, „nicht bloß für den allgemeinen Aus— 
tauſch von Gedanken und Erfahrungen, ſondern auch für Herſtellung 
eines gemeinſchaftlichen Weges, auf welchem die verſchiedenen Regie— 
rungen und Völker durch gemeinſchaftliche in gleichem Geiſt und in 
derſelben Methode unternommene Forſchungen zu einem gemeinſchaftli— 


chen Ziel gelangen ſollen.“ (Londoner Eröffnungsrede). Wenn fo die; 


ſtatiſtiſchen Congreſſe als die einzige ſociale Inſtitution der 
Gegenwart beſtehen, denen gleichzeitig ein internationaler 
und ein permanenter Charakter zuerkannt werden kann, ſo 
verdanken fie denſelben nicht etwa der offiziellen Protection, als viel: 
mehr ihrer umfaſſenden Aufgabe, die eben weil ſie die Geſellſchaft 
als etwas Ganzes begreift, nicht ein ſeitig eine einzelne Geſell— 
ſchaftsklaſſe oder vereinzelte Momente des geſellſchaftlichen Lebens hervor— 
hebt und eben fo weil eine tendenziöfe Löſung dieſer Aufgabe der 
erſten Grundbedingung ſtatiſtiſcher Forſchung vollſtändig wider— 
ſprechen würde. Freilich ſind auch dem ſtatiſtiſchen Congreſſe manche 
zufällige Störungen nicht fern geblieben und gewiß wird ihre reine 
begriffsmaͤßige Entwickelung noch manche Probe zu beſtehen haben. 
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Aber deßhalb erſcheint ihre Zukunft nicht weniger hoffnungsvoll. Wie 
fie das einft den. Wohlthätigkeitscongreſſen ertheilte Mandat in der 
bewußten Anerkennung ihrer eignen praktiſchen Miſſion übernommen 
und in einem gewiſſen Sinne auch auszuführen angefangen haben, 
ſo werden die ſtatiſtiſchen Congreſſe auch früher oder ſpäter und na— 
türlich in dem ſelbſtſtändigen Sinne ihrer eignen Aufgabe, dasjenige 
Ziel erreichen, welches einſt bei ihrer feierlichen Einweihung für die 
Wohlthaͤtigkeitscongreſſe proelamirt worden iſt. Die ſtatiſtiſchen Con— 
greſſe werden die großen Aſſiſen der ſocialen Entwickelung werden, 
wo jede Nation, erſcheinend in ihren berühmteſten Vertretern, in 
periodiſchen Zeiträumen Rechenſchaft und Zeugniß ablegen wird von 
dem was ſie gethan oder auch verſäumt hat für ihre eigne Vervoll— 
kommnung und fuͤr das Glück der großen Majorität. 


II. 

Nach den obigen Bemerkungen über die Aufgabe und den Cha— 
rakter der internationalen ſtatiſtiſchen Congreſſe wird es ſelbſtverſtänd— 
lich ſein, daß ihre, in regelmäßigen Perioden ſtattfindenden Verſamm— 
lungen in einem natürlichen äußerem wie innerem Zuſammenhange 
ſtehen. Die einzelnen Congreſſe ergänzen einander materiell, 
indem ſie ſich in die, der permanenten Inſtitution obliegende 
Geſammtaufgabe theilen. Daß dieſe Theilung keine zufällige ſein 
könne, daß vielmehr die einzelnen Fragen, wenn mit Erfolg, nur in 
einer beſtimmten ſyſtematiſchen Reihenfolge erledigt werden müſſen, 
ließe ſich aus den Tagesordnungen der bisherigen vier ſtatiſtiſchen 
Congreſſe zumeiſt thatfächlich, theilweiſe allerdings auch kritiſch nach— 
weiſen. Es kann von dieſem Geſichtspunkte aus das Urtheil über 
den Einzel-Congreß, über die Zweckmäßigkeit ſeiner Tagesordnung, 
über die Bedeutung feiner Beſchlüſſe nur ein relatives fein. Wie 
ſehr auch augenblickliche Tages-Intereſſen oder Local- reſp. National: 
verhältniffe des Verſammlungsortes auf die Wahl dieſes oder jenes 
neuen Themas influiren mögen — in der Hauptſache darf und kann 
die einzelne Verſammlung, die nur ein Glied in der Kette, ein Theil 
des Ganzen darſtellt, nur ihrer Vorgaͤngerin ſich anſchließen und ebenſo 
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ihre Nachfolgerin vorbereiten. Und wie dieſe materielle Abhängig— 
keit in der Natur der Sache liegt, ſo ſind anderſeits frühere Be— 
ſchlüͤſſe nothwendig maaßgebend auch für die Auffaſſung und für die 
Richtung, in welchen Fragen auf ſpäteren Congreſſen behandelt und 
erledigt werden. Es möchte daher ſchon aus dieſen Gründen eine 
iſolirte Betrachtung des Londoner Congreſſes nicht wohl thunlich oder 
zweckmäßig fein, fie würde wenigſtens die volle und vollſtändige Wuͤr— 
digung ſeiner Beſchlüſſe und Verhandlungen einigermaßen erſchweren. 
Da anderſeits aus dem allgemeinen Zuſammenhange der Statiſtik 
mit der ſocialen Wiſſenſchaft und Praxis gefolgert werden darf, daß 
die drei erſten ſtatiſtiſchen Congreſſe hinter dem vierten in der prak— 
tiſchen Bewährung dieſes Zuſammenhanges nicht zurückgeblieben ſein 
werden, fo möchte ein kurzer Ruͤckblick auch auf die früheren drei 
Congreſſe wohl gerechtfertigt ſein; für unſern Zweck wird es darauf 
ankommen, diejenigen Leiſtungen der einzigen focialen 
und (wie bereits bemerkt) gleichzeitig durch ihren permanenten 
und internationalen Charakter ausgezeichneten Inſtitu⸗ 
tion vorzuführen, welche ſich durch ihren Zuſammenhang 
mit den auf das Wohl der arbeitenden Klaſſen gerichte— 
ten Beſtrebungen auszeichnen. Was die Wahl der einzelnen 
Fragen betrifft, welche aus dieſem Geſichtspunkt und an dieſer Stelle 
hervorgehoben zu werden verdienen, fo mag, um eine nochmalige 
allgemeine Erörterung zu vermeiden, wo eine beſondre Rechtfertigung 
nothwendig erſcheint, ſolche an der betreffenden Stelle ihren Platz 
finden. 

Der erſte internationale ſtatiſtiſche Congreß hat bekanntlich in 
Brüſſel im Jahre 1853 getagt. Derſelbe mußte natürlich ſeine Auf— 
gabe darin finden, zunächſt das Gebiet der internationalen Forſchung 
im Allgemeinen zu bezeichnen und für diejenigen Themata der allge— 
meinen Statiſtik, welche überall und ſeit lange als ihre Grundlage 
betrachtet wurden, die zur Vergleichung der ſtatiſtiſchen Reſultate der 
verſchiedenen Länder nothwendige Gleichmäßigkeit herzuſtellen. Abge— 
ſehen von der Organiſation der Statiſtik in der Ausführung des all— 
gemeinen Cenſus (obwohl dieſe Punkte unſerem Intereſſe nicht ganz 
und gar fern liegen) ſei hier wenigſtens darauf hingedeutet, daß auf 
dem Brüſſeler Congreß die Statiſtik der Bevölkerungsbewegung 
regulirt worden iſt. Man erwäge, daß die ſtatiſtiſchen Reſultate, welche 
das Geburten-, Ehen- und Sterblichkeitsverhältniß eines Landes darſtel— 
len und mit eben ſo gutem Rechte wie Erfolge zur Schlußfolgerung über 
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den intellectuellen, moraliſchen und phyſiſchen Zuſtand der Geſellſchaft 
verwerthet werden — man erwäge, daß die ſe Nefultate lediglich durch 
die große Majorität der Bevölkerung bedingt werden, und 
man wird ihre Wichtigkeit, auch in ihrem allgemeinen Ausdrucke und 
in ihrem durchſchnittlichen Werthe, für die Erkenntniß der Lage der 
arbeitenden Klaſſen nicht verkennen. Es iſt dieß auch thatſächlich 
vielfach anerkannt worden: die meiſten erfolgreichen Spezialunter— 
ſuchungen in dieſer Frage ſind gerade durch ſolche allgemeine Reſul⸗ 
tate angeregt worden. Von anderen allgemeinen ſtatiſtiſchen The— 
maten, über die der Brüffeler Congreß discutirt und beſchloſſen hat, 
werden, bei der gleichen Erwägung, die Statiſtik des Unter— 
richts und der Erziehung ſo wie die Criminalſtatiſtik als we: 
ſentliche Momente zur Erkenntniß des geſellſchaftlichen Zuſtandes der 
arbeitenden Klaſſen anzuerkennen ſein, während die Agricultur— 
und die Auswanderungsſtatiſtik eine weſentlich praktiſche Be 
ziehung zur Exiſtenz und Subſiſtenz der großen Bevölkerungsmaſſen 
haben. Wir müſſen uns für die Fragen dieſer Kategorie, welche durch 
ihr allgemein ſtatiſtiſches Intereſſe vorwiegend ſich charakteriſiren, mit 
obigen Andeutungen begnügen — um uns zu derjenigen Kategorie 
von Thematen zuwenden, durch welche der Brüſſeler Congreß, in 
ausdrücklicher Anerkennung ſeines praktiſchen Berufes, feine ſociale 
Tendenz ſpeziell im Intereſſe der armen und der arbei⸗ 
tenden Klaſſen zu bewähren verſucht hat. Die beiden Themata, 
zu welchen wir die betreffenden Beſchlüſſe des Congreſſes etwas ſpe⸗ 
zieller anzuführen haben, ſind der Cenſus der Bedürftigen und 
das ökonomiſche Budget der arbeitenden Klaſſen. 

Der Congreß hebt, behufs der Vergleichung der Reſultate aus 
den verſchiedenen Ländern ausdrücklich den Unterſchied zwiſchen be— 
dürftig und arm hervor und erklärt denjenigen für „bedürftig,“ 
welchem ohne fremde Hilfe die Mittel der Exiſtenz für ſich oder ſeine 
Familie fehlen. Während der Arme, ſtreng genommen, ohne zum 
Almoſen ſeine Zuflucht zu nehmen und ohne fremde Hilfe zu erhal— 
ten, exiſtiren kann, muß der Bedürftige ohne Almoſen und ohne 
Hilfe nothwendig umkommen. 

Im Gegenſatz zur außerordentlichen und vorübergehenden Beduͤrf⸗ 
tigkeit (indigenise accidentelle et temporaire) bildet die permanente 
und gleichſam vollendete Bedürftigkeit den Zuſtand des Pauperis⸗ 
mus. Unter noch weiterer Hindeutung auf den ſyſtematiſchen Un— 
terſchied in der Verabreichung von Unterſtützungen, welche an mans 


use = 


— 78 — 


chen Orten durch leichte Zugänglichkeit und reiches Maaß die einfache 
Armuth in Bedürftigkeit und ſogar in Pauperismus verwandeln könne, 
wird für die Zählung der Bedürftigen feſtgeſtellt, daß fie ausgeführt 
werde nach beſtehenden Verwaltungskreiſen (Städte und Dorfer) — 
nach Haushaltungen und Familien und nach Individuen (Männer, 
Frauen, unterſechszehnjährige Kinder.) Hierbei ſollen die außeror— 
dentlich Unterſtützten von den permanent Unterſtützten und — ſoweit 
dieß möglich — die offentlichen Unterſtützungen von den privaten 
unterſchieden werden. 

Als eine Erganzung dieſer Statiſtik ſoll ein Nachweis der 
vorzüglichen und weſentlichen Urſachen der Bedürftigkeit 
gegeben werden, und zwar ſo, daß die Bedürftigen, ſoweit dies eben 
möglich iſt, entſprechend dieſen Urſachen klaſſifizirt werden. Als Ru— 
briken dieſer Art werden aufgeſtellt: Alter — Krankheiten — 
körperliche Gebrechen — Wittwen- und Waiſenſtand oder Verlaſſen— 
heit — große Kinderzahl — Arbeitsmangel und unzulänglicher Ars 
beitsverdienſt und andre unfreiwillige Urſachen — und andrer— 
ſeits freiwillige Urſachen wie ſchlechte Führung, Faulheit, Un: 
mäßigfeit ꝛc. — Gleichzeitig verlangt der Congreß verſchiedene Nach— 
weiſe betreffend die Zahl der Wohlthätigkeitsanſtalten, ihre 
Bevölkerung, ihre Büdgets ſo wie eine Angabe derjenigen Inſtitutionen 
der freien Vorſorge, deren Beſtimmung es iſt, die Bedürftigkeit ein— 
zuſchränken oder ihr vorzubeugen. Daß der Congreß ſeine ſtatiſtiſchen 
Befchlüffe weſentlich nur als eine nothwendige Vorbereitung zu einem 
tieferen Eingehen in die Lage der großen Bevölkerungsmaſſen, behufs 
ihrer praktiſchen Verbeſſerung, angeſehen wiſſen wollte, dafür zum 
Beweiſe darf angeführt werden, daß jener bereits früher erwähnte 
Wunſch des Congreſſes, durch welchen die Wohlthaͤtigkeits-Congreſſe 
ins Leben gerufen worden ſind, den Schlußpunkt dieſer Armenſtatiſtik 
bildet und ſeine Erfüllung wenn auch nicht als ihr eigentliches, doch 
als ihr nächſtes Ziel angeſehen werden darf. 

Das andere Thema bezieht ſich auf die arbeitenden Klaſſen 
im eigentlichen Sinne des Wortes: der betreffende Beſchluß des 
Congreſſes ſtellt in erſchöpfender Ausführung ein ſtatiſtiſches Schema 
für das wirthſchaftliche Budget der arbeitenden Klaſſen 
feſt. Verſuchen wir zunächſt durch eine gedrängte Skizze deſſelben 
den Gedanken des Congreſſes verſtändlich zu machen. Das Wirth 
ſchaftsbudget der arbeitenden Klaſſen ſoll Einnahme und Ausgabe 
nachweiſen und beide einander gegenüberſtellen. 
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Die Einnahmetitel ſind: 

a. Die Arbeitsverdienſte ſowohl des Familienvaters, wie der 
Mutter und Kinder, wie ſte ſich aus der durchſchnittlichen Zahl 
der wirklichen Arbeitstage ergeben; 

b. Andre Einnahmequellen, wie ſie z. B. Garten- oder Landbau, 
Auffütterung von dieſer oder jener Viehart, Gemeindenutzungen 
ꝛc. ergeben können. 

Der Ausgabetitel zerfällt in drei Kategorien: 

a. für phyſiſche und materielle Bedürfniſſe (Nahrung; 

Wohnung; Bettung und Kleidung; Heizung und Erleuchtung; 

Waͤſche, Bäder und Reinigung; Krankheitspflege; Reparaturen 

und Möbel; Abgaben; Arbeits- und Handwerkszeug; ꝛc. ꝛc.) 

für religiöfe, moraliſche und intellectuelle Bedürf— 
niſſe (Kirche, Schule, Lehrgeld, Bücher u. dgl., Vereine ꝛc.) 

Luxus ausgaben u. dgl. (worunter der Beſuch von Gaſt- und 
Caffeehäuſern, ſowie Theatern, das Rauchen, Spielen und auch 
die Benutzung der Pfandleihanſtalten (2) gerechnet wird). 

Warum der Congreß in erſter Reihe eine ſtatiſtiſch zuverläſſige 

Aufſtellung dieſes Wirthſchaftsbudgets verlangte, kann wohl nicht 

zweifelhaft ſein. Es kam ihm darauf an, für die praktiſche Verbeſſe— 

rung der Lage der arbeitenden Klaſſen ein ſicheres Fundament her— 
zuſtellen; die Forderung des Congreſſes würde keineswegs mit einer 
bloß rechnungsmaͤßigen Defizit oder Ueberſchuß nachweiſenden Bi— 
lanz erfüllt ſein, ſondern ſie ſetzt voraus oder verlangt vielmehr aus— 
drücklich, daß ein eingehendes Studium der conereten Lebensverhaͤlt— 
niſſe der Arbeiter dieſe Verhältniſſe ſelbſt zur unmittelbaren Anſchauung 
bringe, und auf dieſem Wege auch eine Einſicht in die weſentlichen 

Factoren der Exiſtenz gewähre. Um die Reſultate dieſer Statiſtik 

durch Vergleichung verwerthen zu können, ſoll für jede größere oder 

kleinere Landes-Abtheilung, welche man ſtudiren will — unter beſon— 
drer Unterſcheidung der induſtriellen Arbeiterbevölferung von der zum 

Ackerbau gehörigen — das Budget dreier Familien, jegliche aus 

Vater, Mutter und 4 Kindern im Alter von reſp. 12, 16, 6 und 2 

Jahren beſtehend, aufgeſtellt werden. 

Die drei Familien follen dreien jo verſchiedenen focialen 
Kategorien entſprechen, fo daß zu wählen find eine bedürftige zum 
Theil durch die öffentliche Wohlthätigkeit unterſtützte Arbeiterfamilie; 
ferner eine andre zwar nicht in guten Umftänden ſich befindende, 
die aber keine öffentliche Unterſtützung empfaͤngt und endlich eine 
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dritte, die ſich in guten Umſtänden und in einer vollſtändig unab- 
hängigen Lage befindet. Für die ſtatiſtiſche Erhebung muß bei jeder 
Kategorie man ſich bemuͤhen, ein Exempel zu wählen, das wohl— 
geeignet eine genaue Idee von der ökonomiſchen Lage der großen 
Majorität derjenigen Familien zu geben, welche ſich in analogen Um⸗ 
ſtänden befinden. Ein ausdrückliches Votum des Congreſſes hat die— 
ſes ſtatiſtiſche Problem, offenbar ſowohl in Anerkennung ſeiner Wich— 
tigkeit wie der Schwierigkeit ſeiner Ausführung, der beſonderen Fürſorge 
und Mitwirkung ſeiner aus allen Ländern verſammelten Mitglieder 
empfohlen. Wir glauben nicht zu irren, wenn wir auch heute, nach— 
dem 7 Jahre ſeit jener Empfehlung verfloſſen ſind, der Meinung ſind, 
daß dieſelbe mit einer einzigen Ausnahme, vergeblich geweſen iſt. 
Aber dieſe einzige Ausnahme iſt, auch gegenüber der allgemeinen 
Erfolgloſigkeit, ein genügender Beweis, daß das vom Congreß auf— 
geſtellte Problem vollkommen realiſirbar und daß ſeine wirkliche Aus— 
führung von unſchaͤtzbar praktiſchem Werthe if. Dank nicht minder 
der Popularität, welche die Statiſtik in Belgien genießt, als der 
eifrigen und intelligenten Unterſtützung, welche die ſtatiſtiſchen Pro— 
vinzialkommiſſionen daſelbſt der Centralkommiſſion gewähren, war 
dieſer es vergönnt das Werk, das ſie durch Aufſtellung des Problems 
begründet hatte, durch ſeine vollendete und muſterhafte Ausführung 
auch zu krönen. 

Seit 1855 bereits ſind die „ökonomiſchen Budgets der arbei— 
tenden Klaſſen in Belgien““*) aufgeſtellt und veröffentlicht — und 
werden heute noch, ohne Weiteres, als das beſte Muſter für die 
praktiſche Ausführung ſolcher Unterſuchungen und für die ſtatiſtiſche 
Aufſtellung und Verwerthung ihrer Ergebniſſe empfohlen werden 
dürfen. Laſſen wir, wenn dieſe Empfehlung einer Rechtfertigung 
bedarf, den Berichterſtatter Hrn. Ducpetiauf ſelbſt für uns ſprechen. 
„Wir denken“ ſagte derſelbe mit Recht, „daß niemals in irgend einem 
Lande vollſtändigere und ſchlagendere Nachweiſe über einen Gegen— 
ſtand vereinigt worden ſind, der in einem ſolch hohen Grade das 
Wohlſein und die Zukunft der arbeitenden Bevölkerung intereſſirt.“ 
Und anknüpfend an den feierlichen Wunſch des Congreſſes, welcher 
feinen Plan für die oͤkonomiſchen Büdgets der arbeitenden Klaſſen 
den Repräfentanten aller Länder und Völker an's Herz gelegt hatte, 


) Budgets économiques des classes ouvrières en Belgique. Subsistances, 
Salaires, Population par Ed. Ducpetiaux. Bruxelles 1855. (Separatab⸗ 
druck aus dem T. VI du Bulletin de la commission centrale de Statistique.) 
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ſagt er: „Wir hoffen, daß dieſer Wunſch erhört werden wird. Fur 
die faſt allgemein gemachten Verſuche und Anſtrengungen zur Ver⸗ 
beſſerung des Looſes der Arbeiter iſt eine ſichere Grundlage noth— 
wendig. Um die Heilmittel anzuwenden, iſt es vor allem wichtig 
die Urſachen des Uebels zu conſtatiren, genau feine Natur zu er⸗ 
kennen und, ſo weit es möglich, ſeine Ausdehnung zu meſſen. Die 
Unterſuchung und das Studium der Elemente, aus welchen ſich die 
ökonomiſchen Budgets zuſammenſetzen, liefern in dieſer Beziehung 
werthvolle und pofitive Indicationen, wie fie eine andere Methode 
ſchwerlich gewähren würde.“ — 

Der 2. internationale ſtatiſtiſche Congreß tagte 1855 in Paris. 
— Aus den hier behandelten und reſp. durch Beſchluß erledigten 
ſtatiſtiſchen Thematen, welche vorwiegend ein allgemeines Intereſſe 
in Anſpruch zu nehmen berechtigt find, genüge es zunächft zwei 
hervorzuheben, die zu den arbeitenden Klaſſen in beſonders bedeutungs— 
voller Beziehung ſtehen. Das eine bildet die Statiſtik der Epi⸗ 
demien, denn es iſt eine faſt durchweg conſtatirte Thatſache, daß 
die ſchlechter ſituirten Bevölkerungsklaſſen unverhaͤltnißmaͤßige Verluſte 
durch epidemiſche Heimſuchungen erleiden nnd ebenſo find Theuerungs⸗ 
jahre und induſtrielle Kriſen nicht felten die Begleiter und Vorläufer 
großer Epidemien. Andererſeits konnte man auf dem Pariſer Con- 
greß die praktiſche Zweckmäßigkeit der ſtatiſtiſchen Erforſchung der 
Epidemien durch Hindeutung auf erfolgreiche hygieniſche Maaßre— 
geln erweiſen, welche, z. B. in London, vorzugsweiſe gründlicher 
Statiſtik ihren Urſprung verdanken. — Die Statiſtik der großen 
Städte bietet nicht minder ein beſonderes Intereſſe bezüglich der 
arbeitenden und armen Bevolkerungsklaſſen dar. Sind es doch 
grade dieſe Klaſſen, welche nicht bloß durch ihre große Zahl, ſon— 
dern auch durch ihre in den großen Centren der Civiliſation immer 
eigenthümlich geſtalteten ſocialen Verhäftniffe deren Charakter und 
Bedeutung zu beſtimmen pflegen. Die wichtigſten ſtatiſtiſchen Re⸗ 
ſultate, in welchen ſich das Leben der großen Städte reflektirt, 
wie Bevölkerung, Geſundheit, Krankheit und Tod, Conſumtion 
und Production 1c. — fie alle werden ganz und gar als die ſo— 
cialen Effekte ihrer arbeitenden Bevölkerung zu betrachten ſein. 
Sowohl von dieſem ſpecifiſchen Geſichtspunkte, als zum Beweiſe der 
allgemeinen Wichtigkeit, welche die Statiſtik großer Städte habe, 
konnte man auf dem Pariſer Congreſſe auf die ſtatiſtiſchen Unter⸗ 


ſuchungen . die franzoͤſiſche Hauptſtadt ſelbſt hinweiſen — und doch 
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ſcheint die allgemeine Anerkennung, welche dieſelben dort gefunden 
haben, bis jetzt der einzige Erfolg geblieben zu fein. — — 

Dem unmittelbaren praktiſchen Intereſſe der arbeitenden Klaſſen 
entſprechen zwei Themata, welche beide der Pariſer Congreß vor ſein 
Forum gezogen, ſowohl in Anerkennung ihrer allgemeinen humanen 
Bedeutung als wegen ihrer Beziehung zu der durch ihre Berufs— 
arbeit ſpezefiſch gefährdeten Bevölkerungsklaſſe. In einer Epoche, 
in welcher durch die reißende und faſt unbegränzte Enwickelung der 
Induſtrie überall und jeden Tag Maſchinenanſtalten und Fabriken 
ſich erheben — iſt es von der größten Wichtigkeit feſtzuſtellen, in 
welchem Grade die Unglücksfälle, welche ihre unvermeidliche Conſe— 
quenz ſind, ſich vermehren. Haben doch dieſe Unglücksfälle ſicherlich 
einen beträchtlichen Antheil an den Todesurſachen der arbeitenden 
Klaſſen, fordern ſie doch ihre Opfer zumeiſt aus dem beſten und 
kräftigſten Mannesalter — und iſt doch, wo ſie das Leben ſchonen, 
oft genug Verkrüppelung und Arbeitsunfaͤhigkeit ihre Folge. Eine 


Statiſtik der Unglücksfälle, die durch den Nachweis ihrer Ur— 


ſachen zur Vermeidung oder zur Verringerung der Unglücksfälle 
beizutragen vermag, iſt darum eine Forderung der Menſchlichkeit. 
Aus ſolcher Erwägung hat die franzöſiſche Organiſationscommiſſion 
der Statiſtik der Unglücksfälle (statistique des aceidents) in dem 
Programm des Congreſſes eine Stelle angewieſen. Die Verhand— 
lungen des Congreſſes, ein Ausdruck des großen Intereſſes, welches 
derſelbe dieſem Thema gewidmet hat, haben zu Beſchlüſſen geführt, 
durch welche einerſeits, behufs der möglichſt genauen Erforſchung der 
Urſachen, die ſtatiſtiſchen Schemata der Commiſſion noch mehr ſpezia— 
liſirt worden ſind und durch welche andererſeits das Gebiet dieſer 
Statiſtik auch auf diejenigen Ungluͤcksfaͤlle ausgedehnt worden iſt, 
welchen die arbeitenden Klaſſen nicht exceptionell unterworfen ſind, 
welche vielmehr alle Welt gefährden. Nach der Verſchiedenheit ihrer 
Natur zerfallt die Statiſtik der Unglücksfälle in einige große Rubriken. 
Der Congreß hat folgende beſchloſſen und für jede ein ſpecielles Schema 
aufgeſtellt: 1) Unglücksfälle in den Maſchinenanſtalten und Fabriken. 
2) in den Bergwerken, 3) auf den Eiſenbahnen, 4) auf den Land⸗ 
und Waſſerſtraßen, 5) bei den großen Staats-Gemeinde- oder Privat⸗ 
bauten (auf Werften, Bau- oder Zimmerplätzen, bei Erdarbeiten ꝛc.). 
Alle dieſe Schemata, welche ſelbſtverſtändlich Geſchlecht und Alter der 
Verletzten unterſcheiden, begreifen gemeinſchaftlich in ſich alle die⸗ 
jenigen Unglücksfälle, deren Wirkung der Tod, oder der Verluſt 
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eines Gliedes, oder eine länger als 8 Tage dauernde Ar— 
beitsunfähigkeit geweſen iſt. Sie unterſcheiden ſich durch 
ſpecielle Rückſichtsnahme auf die mannigfaltigen techniſchen Bes 
dingungen, welche nach der verſchiedenen Natur der Arbeit, die Un- 
glücksfälle zu verurſachen pflegen. Eine auszügliche Mittheilung 
würde daher den Gedanken des Congreſſes nothwendig entſtellen. 
Nur bemerkt ſei, unter Verweiſung auf die Originalquelle, daß der 
Congreß — ohne die theils natürlichen theils abſichtlichen aus einem 
falſchen Egoismus entſpringenden Schwierigkeiten, welche ſich ſeiner 
Abſicht entgegenſtellen möchten, zu verkennen — dennoch in einer 
möglichſt erſchoͤpfenden Statiſtik der Urſachen der Unglücksfälle das 
bedeutſamſte und nächſte Mittel zu ihrer Bekaͤmpfung erkannt hat. 

Das andere, den arbeitenden Klaſſen gewidmete Thema, das 
wenigſtens in einigen Worten erwaͤhnt ſein mag, iſt die Statiſtik 
der ſogenannten institutions de prevoyance, Der Pariſer Congreß 
hat ſtatiſtiſche Schemata aufgeſtellt für die Sparkaſſen, für die Ver⸗ 
eine zur gegenſeitigen Unterſtützung, für Altersverſorgungskaſſen und 
Lebens⸗Verſicherungsanſtalten. In welchem Maaße dieſe zum Theil 
wenigſtens ſehr vollſtändigen Schemata Anwendung gefunden haben, 
bleibe dahin geſtellt. Wir begnügen uns mit dieſer Notiz hier um 
fo mehr, als inzwiſchen insbeſondere in Deutſchland die Aſſociations⸗ 
thätigfeit unter den arbeitenden Klaſſen weitere und noch fruchtbarere 
Bahnen beſchritten hat und ihrer immer wachſenden Entwickelung 
durch den deutſchen volkswirthſchaftlichen Verein ſelbſtſtändige Für⸗ 
ſorge gewidmet wird. 

Der dritte internationale: ftatiftifche Congreß, welcher 1857 in 
Wien getagt hat, ſteht hinter feinen Vorgängern in keinem Betracht 
zurück. Unter den Fragen allgemeinen Intereſſes, welche auf dem⸗ 
ſelben behandelt worden ſind, würden hier z. B. die Induſtrieſta⸗ 
tiſtik, die Statiſtik der Vertheilung und Entlaſtung des 
Bodens wegen ihrer tiefeingreifenden volkswirthſchaftlichen 
Bedeutung hervorzuheben ſein. Wir wollen, um zunächſt unſern 
Rückblick zu ſchließen, uns mit der Hindeutung auf ein Thema be⸗ 
gnügen, das wiederum die ſociale Miſſion der Statiſtik klar zu machen 
geeignet iſt. Die Statiſtik der ſpeziellen Todesurſachen, 
bereits auf dem Brüſſeler Congreſſe angeregt, auf dem Pariſer Con— 
greſſe in aller Ausführlichkeit diskutirt, iſt endlich in Wien zu Ende 
geführt worden. Daß eine ſolche Statiſtik, auch wenn fie vorläufig 
aus manchen Gründen noch keine wiſſenſchaftlich vollkommene fein 
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kann, die mannigfachen in der lebendigen Geſellſchaft wirkſamen Fak— 
toren beſſer als jede andre denkbare Methode aufzudecken vermag, 
iſt heute keine Frage mehr. Ihre praktiſche Ausführung, wie ſie auch 
durch concrete Verhältniſſe hie und da zu modificiren fein möchte, iſt 
in allen civiliſirten Staaten als ein unbedingtes Deſiderat anerkannt 
und die Zeit möchte nicht fern ſein, wo man ſich über ihren Mangel 
als eine barbariſche Vernachläſſigung wird entſchuldigen müffen, weil 
man das beſte Mittel, die wohlthaͤtigen und ſchaͤdlichen Einfluͤſſe, von 
denen das Leben des Volkes abhaͤngig iſt, kennen zu lernen, unbenutzt 
gelaſſen hat. 
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Statiftifche Nachrichten 


über die gewerblichen Unterſtützungskaſſen des Regierungs⸗Bezirks 

Arnsberg im Allgemeinen und die Kranken- und Unterſtützungs⸗ 

kaſſe für die Meiſter und Arbeiter des Hoerder Bergwerks und 
Hütten⸗Vereins insbeſondere. 


Die Vereine gegenſeitiger Verſicherung wider die Zufaͤlligkeiten 
des menſchlichen Lebens, gegen die wirthſchaftliche Noth, welche na— 
mentlich Krankheit, Gebrechlichkeit, Alterſchwaͤche und Tod in ihrem 
Gefolge haben, ſind bekanntlich von der Preußiſchen Geſetzgebung in 
Betreff des Arbeiterſtandes der Bergwerke, Hütten, Fabriken 
und Handwerke zum Gegenſtande unmittelbarer Anordnungen er— 
hoben worden, und die Theilnahme an denſelben hat ſich zur geſetz— 
lichen Verpflichtung geſtaltet. Inſofern daher dieſe Anſtalten ſich als ein 
öffentliches Bedürfniß erweiſen und deſſenungeachtet nicht aus dem 
Schooße der Betheiligten von ſelbſt in befriedigender Weiſe hervorgehen, 
bildet es die Aufgabe der Verwaltungsbehoͤrden, ſei's ihre erſte Grün— 
dung, ſei's ihre weitere Entwicklung durch ſelbſtthätige Einwirkung zu 
fördern. Dieſe oberaufſichtliche Einmiſchung, fo fehr fie im öffentlichen 
Intereſſe als nothwendig anzuerkennen ſein mag, wird freilich nicht den 
vorzugsweiſe wünſchenswerthen Verlauf der Sache darſtellen. Im Ge— 
gentheil werden die in Rede ſtehenden Verbindungen, ſoweit ſie aus eige— 
ner Ueberzeugung und freier Selbſtbeſtimmung hervorgerufen ſind und 
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deßhalb von dem richtigen Verſtändniß und der brüderlichen Geſinnung 
der Arbeiter, ſowie von der Einſicht und dem Wohlwollen der Arbeit— 
geber ein ſprechendes Zeugniß ablegen, unverkennbar von tieferem 
Segen ſein, eine reichere Befruchtung auf das geiſtige Weſen und 
die fittliche Kraft des Arbeiters ausſtrömen und das Wechſelverhält— 
niß zu dem Arbeitsherrn edler und wohlthuender geſtalten, als wenn 
ſie mehr oder minder einem künſtlichen Triebe, dem Walten der Obrig— 
keit ihre Entſtehung verdanken. Bei unſerer gegenwärtigen Betrach— 
tung dürfen wir jedoch von ſolchen Erinnerungen abſehen, dürfen 
dieſe Einrichtungen an und für ſich, ohne Rückblick auf ihren Urſprung 
in's Auge faſſen und einfach an der Thatſache feſthalten, daß dieſe 
nützlichen Veranſtaltungen, welche den Zufall zu beherrſchen ſuchen, 
indem ſie ſeine Schädlichkeiten zwar nicht verhüten, doch ausgleichen 
und lindern, überhaupt vorhanden ſind und ihren bedeutungsvollen 
Einfluß ausüben. — Daneben konnen wir uns nicht die genugthuende 
Bemerkung verſagen, daß dieſe Kaſſen, ſelbſt wenn fie nicht durchaus 
das Erzeugniß freier Entſchließung ſind, dennoch auch in ſittlicher Be— 
ziehung nicht ohne förderlichen Anſtoß ſein werden. Sie werden die 
Lehre verkünden: „Eintracht macht ſtark!“; ſie werden den Segen 
eines weiſen Vorbedachtſeins der Zukunft bezeugen, ſie werden eine 
gute Bildungsgelegenheit für die Fähigkeit zur Selbſtverwaltung ge— 
meinſamer und öffentlicher Angelegenheiten gewähren. 

Wie die Ueberſchrift des vorliegenden Aufſatzes zeigt, ſoll hier 
ein kleiner ſtatiſtiſcher Beitrag zur Kenntniß dieſer Seite unſrer geſell— 
ſchaftlichen Zuftände geliefert werden. 

Die Knappſchafts-Vereine d. h. die Unterſtützungskaſſen 
für die Arbeiter aller Bergwerke, Hütten, Salinen und Aufberei— 
tungs⸗Anſtalten, welche unter Aufſicht der Bergbehoͤrden ſtehen, 
bleiben ganz außerhalb des Kreiſes unſrer gegenwärtigen Aufgabe. 
Nur die gewerblichen Unterſtützungskaſſen, einerſeits für 
Handwerksgeſellen und für Fabrikarbeiter, anderſeits für 
Handwerksmeiſter, und zwar in der Beſchränkung auf den Re— 
gierungsbezirk Arnsberg, ſind der Inhalt der nachfolgenden 
Darſtellung. 


Die allgemeine Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 ließ 
es dabei bewenden, den Geſellen und Fabrikarbeitern die Beibehal— 
tung und neue Bildung von Verbindungen und Kaſſen zur gegenſei— 
tigen Unterſtützung zu geſtatten. Die Verordnung vom 9. Februar 
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1849 verwandelte das Recht in eine Pflicht und beſchränkte ſich nicht 
darauf, die Arbeitnehmer zu Unterſtützungskaſſen zu vereinigen, ſon⸗ 
dern verpflichtete auch die Arbeitgeber, ſich hierbei mit regelmäßigen 
Zuſchüſſen, bis zur Hälfte der von den Erſteren geleiſteten Beiträge, 
zu betheiligen. 

War zuerſt die zwangsweiſe Errichtung dieſer gewerblichen Unter— 
ſtützungskaſſen noch von den Beſchlüſſen der Gemeinde-Behörden und 
von dem Zuſtandekommen beſonderer Ortsſtatuten abhängig, ſo legte 
zuletzt das Geſetz vom 3. April 1854 es in die Hand der Bezirks⸗ 
Regierungen, auch ohne ein Ortsſtatut durch ihre eigene Anordnung 
ſolche Kaſſen in's Leben zu rufen. Die gedachten Geſetze haben in 
ähnlicher Weiſe den Beitritt der ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden zu 
den Kranken-, Sterbe- und ſonſtigen Hülfskaſſen ihrer Genoſſen unter 
Zwangspflicht geſtellt. — Die Behörden, ſolchergeſtalt für den Aus— 
bau dieſer Seite der Wohlfahrtspolizei verantwortlich gemacht, haben 
ſich bemüht, dieſen Schirm gegen die Wechfelfälle des menſchlichen 
Lebens, ſoweit thunlich, aller Orten über Geſellen und Fabrikarbeiter 
dem Bedürfniſſe entſprechend auszubreiten; ebenſo unter den Hand— 
werksmeiſtern den Sinn für eine genoſſenſchaftliche Verſicherung der 
Zukunft möglichſt zu kräftigen. 

Ueber den Zuſtand der gewerblichen Unterſtützungskaſſen inner— 
halb des Regierungs-Bezirks Arnsberg iſt ſchon im 2. Hefte der 
Mittheilungen des Central-Vereins für das Wohl der arbeitenden 
Klaſſen, Jahrg. 1853, Bericht erſtattet worden; ausführlicher noch 
in dem „Berg-, Hütten- und Gewerbe-Weſen des Regierungs⸗Bezirks 
Arnsberg“ — (Iſerlohn, J. Bädecker 1857.) — S. 363 und ff., 
woſelbſt ſchon die Erklärung abgegeben werden konnte, daß damals 
bereits (1855) ſich ein Netz von gewerblichen Unterſtützungskaſſen über 
den ganzen Regierungsbezirk hinziehe, und nur wenige Orte zu bez 
zeichnen ſein dürften, wo die Möglichkeit dieſer heilſamen Einrichtung 
für Fabrikarbeiter und Geſellen noch erſt der Ausführung entgegenſehe. 

Was zu jenem Zeitpunkte hier und da noch fehlte an der Voll— 
ſtändigkeit jenes Netzes, iſt inzwiſchen ergaͤnzt worden; wir nehmen 
indeſſen Anſtand, nach jenen beiden ausführlichen Darſtellungen der 
Jahre 1853 und 1855 gegenwärtig wiederum ein genaueres Bild von 
der Geſtalt, den Mitteln, Zielen und Ergebniſſen unſerer Unter— 
ſtützungskaſſen zu entwerfen, glauben vielmehr durch die nachfolgenden 
vergleichenden Zahlenangaben und hinzugefügten kurzen Erläuterungen 
dem Gegenſtande an dieſer Stelle genug zu thun. 
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Der Fortſchritt des Jahres 1859 gegen die Vorjahre erhellt aus 
nachſtehenden Ueberſichten der Geſellen-Laden, der Fabrikar— 
beiter-Unterſtützungskaſſen und der Sterbe- und Kran⸗ 
ken⸗Kaſſen der ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden x. 


Es ift hierbei zu befürworten, daß eine ganz genaue Unterſchei— 
dung dieſer 3 Arten der Hülfsfaffen dadurch verhindert wird, daß 
die Angehörigen der genannten 3 Gewerbe-Stufen nicht überall — 
eine jede für ſich — zu geſonderten Unterſtützungsvereinen zuſammen⸗ 
getreten find. Genügte die Zahl der Geſellen allein, oder der Fabrik— 
arbeiter allein nicht zur Grundlage einer beſtandsfähigen Unterſtüt— 
zungskaſſe — (wie öfters an kleineren Orten der Fall), — fo wählte 
man den Ausweg, beide zu einer und derſelben Verbindung zu ver— 
einigen. In der Stadt Dortmund ſind ſogar, um dieſen Verwaltungs— 
zweig gefchäftlich nach Möglichkeit zu vereinfachen, die Arbeiter aller Fa- 
briken, welche weniger als 100 Leute beſchäftigen, mit den Geſellen zu 
einer und derſelben Lade verbunden. Solche Kaſſen find, je nachdem 
die größere Zahl ihrer Genoſſen aus Geſellen oder aus Fabrikarbeitern 
beſteht, in die eine oder die andere der 3 Ueberſichten eingereiht 
worden. Laſſen in Folge deſſen die angegebenen Zahlen nicht ganz 
genau unterſcheiden, wieviel Geſellen und wieviel Fabrikarbeiter bei 
den Kaſſen betheiligt ſind, ſo war doch ein Anderes ohne eine, der 
Wirklichkeit widerſprechende, Zerreiſſung der betreffenden Kaſſen nicht 
möglich. Ganz vereinzelt kommt der Fall vor (im Amte Netphen, 
Kreis Siegen), daß eine einzige gemeinſchaftliche Unterſtützungskaſſe 
nicht nur für die Geſellen und Fabrikarbeiter, ſondern auch für die 
Handwerksmeiſter gebildet iſt. — 


A. Geſellen-Laden. 


Die Zahl der überhaupt vorhandenen Geſellen ließ ſich nur für 
das Jahr 1858 mit ſtatiſtiſcher Sicherheit angeben; da dieſelbe im 
Jahr 1859 keine außerordentliche Veränderung erlitten haben wird, 
fo iſt fie auch für dieſes letztere Jahr zu Grunde gelegt; ſie wird 
gegen die Wirklichkeit ſchwerlich zu groß ſein, da das Jahr 1859 
in dem Gange der gewerblichen Betriebſamkeit noch hinter 1858 zu⸗ 
rückſteht. — Ferner find die für das Jahr 1855 nicht hinreichend zu— 
verläfftgen Angaben der Einnahmen, Ausgaben und des Vermoͤ— 
gens aus dem Jahr 1856 übernommen. 
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Zah Aden Wie viel 


ne Zahl nd roc. der in⸗ Bere 
Im Kreiſe: ihrer 1 "eefenen ee Ausgabe mögens⸗ 
Mitglie⸗ ſellen gehörten den Beſtand 

der überhpt.] Laden an | Thylr. | Thlr. Thlr. 


Altena 1855| 4 434 — — 800 71 140 
1855 4 577 | 1372 42 913| 789 197 
Arnsberg 1855] 1 106 — 116 140| 18 
1859 2 295 760 333 244 88 
Bochum 1855 3 | 455 2 1120| 1019 101 
1859 6 | 603 1887 32 1907 | 1856 321 
FFF 
Bril on 1855 1 66 — 66 87 IR 
1859| 1 656 9 29 24 13 
Dortmund 1855 3 1580 416 369 47 
1859 2 | 1304 2549 6146 | 6175| 3860 
Hagen 1855 8 746 2374| 2145 572 
1859 | 14 157 4238 42 ½ 4367 3485 2298 
Hamm 1855 14 4 1:3 4 | 792 686 430 
1859 4 1204 515, 694 434 437 
Iſerlohn EI 5 289 250 | 1061| 954 221 
1859 8 275 1115) 15%, 1252| 1044 365 
Lippſtadt 18550 3 259 245 162 
1850 3 635 | a 340| 197 
Meſchede 1855 1 —5 | 107 
1859| 1 60 | s2) u | 71 1 
Olpe 855 ı 5 10 ä l — . 
1859| 1 428 21 23 175 | 1582| 165 
Siegen 10 > 15 897 | 681 | 1210 
1859 | 297 | 1114 26%, 680 840 1459 
Soeſt 1855 5 465 — 570 468 372 
1859 | 10 411 95 1 502 403 526 
Wittgen ſlein 1859 Nr vorhanden 483 | Es == 
Im Reg.⸗Bezirk | 1855 a 5094 — 8543 | 7612| 3273 
überhaupt 1859 = 7064 | 1 7934 39 73 17517 | 15857 | 9927 
mithin gegen⸗ 


1859 | 58_| 7064 1239117158571 9922 
wärtig mehe | | N 1970 | = | — 8074 8245 6654 


Die Zahl der Geſellen-Laden hat ſich alſo um 7, die Zahl ihrer 
Mitglieder um 1970 vermehrt. Das Verhältniß der letzteren Zahl 
zu der Zahl der Geſellen überhaupt ſtellte ſich im Jahre 1859 wie 
100 zu 253. Sind dieſe Verhaͤltnißzahlen nicht ganz richtig, weil — 
wie vorbemerkt — Geſellen und Fabrikarbeiter ſich nicht überall trennen 
laſſen, ſo werden ſie doch im Weſentlichen zutreffen, und wir duͤrfen 
darnach noch nicht einmal annehmen, daß die Hälfte ſämmtlicher Ge- 
ſellen den Laden angehört. Die noch fehlenden ſind die auf dem Lande 
oder in den kleinern Städten zerſtreuten Geſellen, deren Zufammens 
fuͤgung zu einer Lade wegen ihrer Vereinzelung theils ſchwierig theils 
ſelbſt unausführbar, — indeſſen keineswegs unbedingt überall von 
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der Hand zu weiſen iſt, wie dies die Beiſpiele der, ungeachtet ſolcher 
örtlichen Schwierigkeiten ſchon zu Stande gekommenen, laͤndlichen 
Geſellen-Laden in ſo manchen Aemtern der Kreiſe Hagen, Altena, 
Iſerlohn, Siegen und Bochum zeigen. Mögen dieſe Vorgänge den 
Behörden und dem Handwerkerſtande zur allgemeinen Nachfolge em— 
pfohlen ſein! — 

Alle Geſellen-Laden ſind ausſchließlich Kranken- und Sterbe— 
Kaſſen, welche ſich nur die Heilung und Verpflegung ihrer Mitglieder 
in Krankheiten und deren Beerdigung in Sterbefällen zur Aufgabe 
machen. Ausnahmen bilden: 

a) die Lade der Steinhauergeſellen in Herdecke, welche einem in 
Folge ſeiner Beſchäftigung arbeitsunfähig gewordenen Mitgliede 
bis zu deſſen Tode eine Invalidenunterſtützung von woͤchentlich 

% Thlr. bis 2 Thlr. gewähren fol, (monatlicher Beitrag 

16 Sgr.) 

b) die Lade der Maurergeſellen in Soeſt, welche den Mitgliedern 
auch beim Tode der Ehefrau ein Sterbegeld von 10 Thlrn. 
zahlt, (monatlicher Beitrag 6 Sgr.) 

Die Beiträge der Geſellen in den anderen Laden ſteigen von 
2 Sgr. 6 Pfg. monatlich bis zu 5 Sgr. hinauf und halten ſich in 
der Mehrzahl der Fälle auf oder nahe dem erſteren Satze; indeſſen 
muß beim Eintreten außergewöhnlicher Krankheitsfälle durch Erhöhung 
der regelmaͤßigen Beitraͤge ausgeholfen werden. Das Eintrittsgeld 
iſt gering und überſchreitet wohl nirgends 5 Sgr. Die Leiſtung eines 
Zuſchuſſes ſeitens der Handwerksmeiſter zu den Geſellenladen 
findet in der Regel nicht ſtatt, da ein wirkliches Beduͤrfniß hierfür 
nur ſelten hervorgetreten iſt, vielmehr die Geſellen ganz füglich im 
Stande zu ſein pflegen, allein, aus eigenen Beiträgen die Laden zu 
unterhalten, und uͤberdies die Lage unſerer Handwerksmeiſter durch— 
ſchnittlich keineswegs von der Art iſt, daß das was im Verhältniß 
der Fabrikherren zu den Fabrikarbeitern als recht und billig zu er 
kennen iſt, auch für ihre Stellung zu den Geſellen als geboten oder 
gerechtfertigt erſcheinen könnte. 

Als eine ganz vereinzelte Erſcheinung finden wir, daß auch die 
Lehrlinge, welche ſchon Lohn beziehen, zu den Geſellenladen ver— 
pflichtet werden, z. B. bei der Lade der Gerbergeſellen zu Siegen. 

B. Fabrikarbeiter-Kaſſen. 

Die bei der Ueberſicht der Geſellen-Laden gemachten Vorbe— 

merkungen finden auch hier ihre bezügliche Anwendung. — Außerdem 
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ift zu erinnern, daß die Zahl der überhaupt vorhandenen Fabrikar— 
beiter (Spalte 5) für die Sachmäßigkeit des nachfolgenden Vergleiches 
zu groß ausfällt, weil nämlich die Gewerbetabellen, deren Zahlen uns 


allein zu Gebote ſtanden, 


die für dieſe Kaſſen beſtimmten Fabrikar⸗ 


beiter und die unter Aufſicht der Bergbehörde ſtehenden und deßhalb 
auf die Knappſchaftskaſſen gewieſenen Hüttenarbeiter nicht durch 
eine deutlich erkennbare Grenzſcheide auseinander halten und demzufolge 


uns nöthigten, beide ungetrennt zu laſſen. 


Bei einer künftigen Wieder: 


holung der gegenwärtigen Ueberſicht möchte deßhalb ein beſonderes 
Augenmerk darauf zu richten ſein, daß die gedachten beiden Gattungen 


von Arbeitern gehörig von einander getrennt werden. 
. eh a a a En ung 
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Die Zahl dieſer Kaſſen iſt gegen das Jahr 1855 von 109 auf 
145, die Zahl der Mitglieder von 15999 auf 20268; die Jahres- 
Einnahmen find von 85891 Thlrn. auf 121928 Thlr. geſtiegen. 
Die letztere Zunahme hat ihren Grund vorzugsweiſe in der ſeit dem 
Jahre 1854 überall durchgeführten Leiſtung eines Zuſchuſſes ſeitens 
der Fabrikherren und zwar gleich der vollen Hälfte der Arbeiterbeiträge. 

Das Verhältniß zwiſchen der Zahl der den ſämmtlichen Unter 
ſtützungs⸗Kaſſen des Regierungsbezirks einverleibten Fabrik-Arbeiter 
(20268) und der Zahl der überhaupt vorhandenen (33504) ſtellte ſich 
im Jahre 1859 laut obiger Ueberſicht wie 100 zu 165. Wie eben⸗ 
daſelbſt ſchon erwähnt, erleidet dies Verhältniß zwiſchen Soll und 
Iſt dadurch einen ungünſtigen Anſchein, daß auch nicht hieher gehö— 
rige Hüttenarbeiter in das Soll hinein gerathen ſind. Andererſeits 
iſt indeſſen zu bemerken, daß nur die männlichen Fabrikarbeiter 
über 16 Jahren zur Vergleichung gezogen ſind, weil nach Lage der 
hieſigen Zuſtände ſich bisher weder für die weiblichen, noch für 
die jugendlichen Arbeiter ein Bedürfniß der Fürforge durch die 
Unterſtützungs⸗Vereine ergeben hat — (vergl. S. 566 des oben an⸗ 
gezogenen „Berg-, Hütten- und Gewerbe-Weſens“). — Der Zweck 
der Fabriken-Unterſtützungs⸗Vereine beſchränkt ſich in der Regel auf 
Hülfe in Krankheits- und Sterbefällen, und zwar der Mitglieder 
ſelbſt, nicht ihrer Familien. Doch werden mitunter auch Letztere in 
den Kreis der Verſicherung gezogen; ferner tritt nicht ſelten die Alters— 
verſorgung, ſowie die Unterſtützung der Wittwen als mehr oder minder 
beſtimmte Aufgabe hinzu. Dieſe Verſchiedenheit der Zwecke, in Ver— 
bindung mit den Abſtufungen der Geſundheitsgefäahrlichkeit der einzelnen 
Arbeitszweige, bedingt auch eine große Abweichung in der Höhe der 
Beiträge. Als Durchſchnitt dürfen wir den Satz von 6 Pfennigen 
vom Thaler des Verdienſtes, alſo 1 % bezeichnen, dazu 3 Pfen— 
nige Zuſchuß der Arbeitgeber, zuſammen 2½ 9. Der höchſte Satz 
wird 1½ Sgr. vom Thaler des Lohnes betragen“). Das Eintritts- 


) Der bezeichnete Durchſchnitt muß ſehr mäßig erſcheinen, wenn damit in Ver⸗ 
gleich geſtellt wird, daß in Oberſchleſien alle Fabriken⸗ und Hütten⸗Unter⸗ 
ſtützungskaſſen faſt ohne Ausnahme von den Arbeitern 1 Sgr. von jedem 
Thaler Verdienſt erheben, — ein Beitrag, welcher im Verhältniß zu der 
Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter um jo höher iſt, je geringer dort der Lohn. 
Freilich bedingt auch die Niedrigkeit des Lohnes wiederum die Erhöhung des 
Procentſatzes für den Abzug, wenn die Einnahme nicht zu geringfügig aus⸗ 
fallen ſoll. 


— 


— — 
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geld pflegt nur bei höheren Löhnen ſich bis zu 1 Thlr. oder noch 
daruber hinauf zu heben, — meiſtens aber weit dahinter zurückzu— 
bleiben. Uebrigens wird die Zahl der Fabrikarbeiter-Unterſtützungs⸗ 
Kaſſen und ihrer Mitglieder pro 1860 wohl eine bedeutende Ver— 
minderung erfahren, da diejenigen Kaſſen der Hütten- und Pudd⸗ 
lingswerke, welche bisher unter Aufſicht der Regierung ſtanden, 
in Knappſchaftskaſſen umgewandelt werden und in den Bereich 
der Bergbehörden übergehen ſollen. 

Was die Unterſtützungskaſſen der Handwerksmeiſter betrifft, 
ſo iſt von der geſetzlichen Befugniß, den Beitritt auch zu dieſen Ver— 
bindungen für eine Zwangspflicht zu erklaͤren, im Regierungsbezirke 
Arnsberg nur ganz vereinzelt, namentlich in den Städten Soeſt, 
Brilon und Altena und im Amte Netphen Gebrauch gemacht worden. 
Deſſenungeachtet fehlt es nicht an vielen, in älterer und neueſter 
Zeit errichteten Unterſtützungs-Kaſſen, denen Handwerks-Meiſter ſei's 
ausſchließlich, ſei's im Verein mit anderen Bürgern angehören. Es 
ſind dies in der großen Mehrzahl nur Sterbeladen, ſelten Kranken— 
Kaſſen. 

Die nachfolgende Aufſtellung umfaßt nicht nur diejenigen Unter— 
ſtützungs-Vereine, welche grundſätzlich und ausſchließlich, ſondern 
auch ſolche, die nur thatſächlich und nur vorzugsweiſe aus Hand— 
werksmeiſtern beſtehen, außerdem aber auch aus anderen Berufskreiſen 
Mitglieder zaͤhlen. Unter ſolchen Umſtänden kann dieſelbe nicht frei 
fein von dem Einfluſſe des wechſelnden Urtheils der Ortsbehoͤrden 
über den Charakter der Kaſſen und jedenfalls für uns keinen zuver— 
läſſigen Anhalt bieten, um eine Vergleichung der Vereins-Genoſſen 
mit der Zahl der überhaupt vorhandenen Handwerksmeiſter anzuftels 
len und darnach die Theilnahme des ganzen Standes an dieſen An— 
ſtalten löblicher Vorſicht zu ſchätzen. Wir beſchraͤnken uns auf den 
Wunſch, daß die Ortsbehörden ihrerſeits hierauf weiter eingehen, 
daß ſie dabei die Angelegenheit allgemeiner aufgreifen und ſich die 
umfaſſende Frage zur Aufgabe ſtellen mögen: „In welchem Umfange 
der Geiſt wirthſchaftlicher Fuͤrſorge die Bevölkerung ihrer Gemeinden 
überhaupt in den Sicherheitshafen einſeitiger oder gegenſeitiger Sterbe⸗, 
Kranken-, Lebensverſicherungs- und verwandter Kaſſen geleitet hat?“ 
Dies ſcheint uns eine nicht unwürdige Aufgabe obrigkeitlicher Obhut 
zu ſein und zu recht gemeinnützigen Anregungen führen zu können. 


©. Sterbeladen und Kranken⸗Kaſſen, namentlich für 
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Wittgenſtein 


Im Reg.⸗Bezirk 


überhaupt 


ſelbſtſtändige Gewerbetreibende. 


+ 4. 5. 6. 7 
Im Zahl der . Vermögens⸗ 
Ar Einnahme Ausgabe Befland 
Jahre Mitglieder 
Thlr. Thlr. Thlr. 

| 338 674 357 1155 
1859 3 558 1013 537 1742 
1855 2 323 248 1 850 
1859 1 110 110 760 
1855 10 1590 6694 5768 10728 
1859 11 1726 3697 2896 11997 
1855 2 125 226 554 
1859 2 139 138 750 
1855 7 1628 1632 1639 4193 
1859 6 1423 1596 1009 5466 
1855 10 2278 4413 3301 10964 
1859 7 1610 2569 1313 14191 
1855 1 390 471 210 2147 
1859 3 544 627 513 2941 
1855 13 2364 572 3105 3574 
1859 11 2451 12205 8099 11037 
1855 3 339 452 289 174 
1859 4 583 456 323 400 


1855 6 423 652 584 1475 
1859 7 1191 3313 3098 6337 
1855 4 56 259 War 75 en 
1859 4 274 280 261 749 
1855 1 BET 21 l 
1859 1 99 219 
1855 63 10553 21404 | 15904 | 2360678 
1859 60 10675 26103 18257 56589 


Die Geſammtzahl aller gewerblichen Unterſtützungskaſſen für Ge— 
ſellen, Fabrikarbeiter und felbftftändige Gewerbetreibende beträgt 263 
mit 38,007 Mitgliedern,“) — einer Jahres-Einnahme von 165,548, 


) Dieſe Zahl unterliegt inſofern einer Anfechtung, als ſie nicht frei iſt von 


Doppelzählungen. 


Manche Genoſſen der einen Kaſſe gehören nämlich noch einer zwei⸗ 


ten an; z. B. ſind Fabrikarbeiter hier und da auch den in der Nachweiſung C. ge⸗ 
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Jahres-Ausgabe von 123,589 und einem Vermoͤgensbeſtande von 
165,570 Thalern. So anſehnlich dieſe Zahlen klingen, ſo groß der 
Segen iſt, welcher aus ihnen für Tauſende fleißiger und ſparſamer 
Leute erwächſt, ſo hoch auch die Erleichterung angeſchlagen werden 
kann, welche für die öffentliche Armenpflege daraus hervorgeht, ſo 
wolle doch der ungenügſame Wunſch nicht uͤbel gedeutet werden, daß 
Arbeiter, Arbeitgeber und Behörden, — Jeder an feinem Theile, — 
es ſich zur Aufgabe ſetzen mögen, dieſe Werke weiſer Vorſicht zu ver— 
mehren und zu verbeſſern und deren ſchützendes Dach immer weiter 
auszudehnen. Möchten die Ortsbehörden ſich bewogen finden, ihrerſeits 
den Vergleich zwiſchen der Zahl der Kaſſen-Mitglieder und der Ge— 
werbetreibenden überhaupt eindringender und zuverläffiger, als es dem 
fernſtehenden Beobachter möglich, durchzuführen und daraus die Fol— 
gerung deſſen, was auf dieſem Gebiete noch Noth thut, herzuleiten. 

Wir konnen uns nicht verſagen, an dieſer Stelle die Bemerkung 
einfließen zu laſſen, daß wenn aus einer verhältnißmäßig ſehr gerin— 
gen Zahl von Beſchwerden und namentlich von begründeten Beſchwer— 
den über die Einrichtung und Wirkſamkeit der gewerblichen Unter— 
ſtützungs⸗Kaſſen ein Schluß auf eine leidliche Zweckmäßigkeit derſelben 
in ihrer gegenwartigen Geſtalt und auf eine durchſchnittliche Befrie— 
digung einerſeits der daran betheiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
anderſeits der an dem Gedeihen dieſer Anſtalten außerordentlich in— 
tereſſirten Gemeinden geſtattet iſt, dieſes günftige Vorurtheil wohl für 
den Regierungsbezirk Arnsberg in Anſpruch genommen werden kann. 
Jedenfalls wird die Kön. Regierung wohl daran gethan haben, daß 
ſie ſchon ſeit mehreren Jahren den Standpunkt feſthält, nachdem das 
gewerbliche Unterſtützungsweſen, allerdings durch ihre nachdrucksvolle 
Einwirkung, auf die gegenwärtige Stufe gehoben iſt, deſſen weitere 
Entwickelung ungeſtört dem Prozeſſe längerer Erfahrung und Beob— 
achtung anheimzugeben und möglichſt von den Wahrnehmungen und 
Anträgen der Betheiligten ſelbſt abhängig zu ſtellen. Damit ſoll uͤbri— 
gens nicht geſagt ſein, daß dieſe Anträge grade immer ſich zur Bil— 
ligung empfehlen werden. Man hat im Gegentheil wahrgenommen, 
daß ein augenblicklich günſtiger Stand der Kaſſen auffallend leicht zu 
wenig überlegten Wuͤnſchen entweder nach Herabſetzung der Beiträge 
oder nach Vermehrung der Ausgaben verleitet, — ohne genügende 
Rückſicht darauf, daß die guten Tage die ſchlechten übertragen ſollen. 
dachten Sterbekaſſen beigetreten; doch find ſolche Ausnahmen nicht erheblich und ver- 
ändern das Bild dieſer Angelegenheit in den Hauptzügen nicht. 


Nach dieſem allgemeinen Ueberblick über die gewerblichen Unter— 
ſtützungskaſſen des Regierungs- Bezirks Arnsberg wenden wir uns 
zu dem eigentlichen Zwecke dieſes Aufſatzes, zu der näheren Mitthei— 
lung über die Ergebniſſe einer einzelnen Kaſſe, nämlich der Kran⸗ 
ken⸗ und Unterſtützungskaſſe für die Meiſter und Arbei⸗ 
ter des Hörder Bergwerks- und Hütten-Vereins, über 
welche uns bis zum Jahre 1853 zurück ſehr ſchaͤtzbare Nachrichten 
eingehender Art vorliegen. 

Je mehr eine verläßliche Grundlage für die Zweckmäßigkeit und 
die dauernde Beſtandsfähigkeit dee von uns hier beſprochenen Ein— 
richtungen gegenſeitiger Verſicherung, namentlich für die Beantwor— 
tung der Frage, welche Einnahmen für die ſtetige Erfüllung dieſer 
oder jener Zwecke nothwendig ſind, nur in der Erfahrung gefunden 
werden kann, deſto ſtörender muß der Mangel ausreichender Beob— 
achtung hierüber empfunden werden, und deſto lebhafter der Wunſch 
hervortreten, daß wenigſtens die Gegenwart nicht verabſäume, für die Zu— 
kunft zu ſammeln. Freilich ſind Vereine dieſer Art nicht erſt von Heute 
oder Geſtern. Die Knappſchaftskaſſen haben ſeit Jahrhunderten 
beftanden und zwar unter unmittelbarer Aufſicht der Behörden, fo 
daß es für ſie nicht an bewährten Reſultaten der Verwaltung, beſon— 
ders nicht an haltbaren Durchſchnittszahlen der Wahrſcheinlichkeits— 
rechnung fehlen kann, es ſei denn, daß ſie in neuerer Geſtalt ſich 
auch auf andere, als die von ihnen bisher verfolgten Aufgaben aus— 
dehnen ſollen. Auch manche Unterſtützungskaſſen für Hütten-, Fabrik⸗ 
und Handwerks-Arbeiter (Meiſter oder Geſellen, in und außerhalb 
zuͤnftiger Verbindungen), wenn auch mit enger geſteckten Zielen, als 
das gegenwärtige Bedürfniß erheiſcht, find von Alters her in Weſt— 
falen ſo gut, wie im übrigen Deutſchland, vorhanden geweſen; das 
allgemeine Landrecht (§. 353 Tit. 8 Thl. II.) fest ausdrücklich Geſel— 
lenladen und Gewerkskaſſen als gebotene Einrichtungen voraus. Inz 
deſſen da dieſe Vereine, wenigſtens ſeitdem die zünftige Verfaſſung 
zu Grunde ging, im Weſentlichen ſich ſelbſt uͤberlaſſen waren, fo pfle— 
gen keine, in's Einzelne eingehende Erhebungen über ihre Verwal— 
tung vorzuliegen, und man kann in der Hauptſache nur berichten: 
ſie ſchlugen ſich von Jahr zu Jahr ſo gut, wie möglich, durch und 
halfen ſich bei Störung des Gleichgewichts zwiſchen Einnahme und 
Ausgabe durch Darlehen, durch außerordentliche Ausſchlaͤge oder auch 
durch Einſtellung ihrer Verpflichtungen. Als nun die neue Geſetzgebung 
den Anſtoß zu umfaſſender Einführung und Neugeſtaltung der gewerb— 


lichen Unterſtützungskaſſen gab, konnte natürlich der nächſte Anhalt 
nur in den Einrichtungen, den Einnahme- und Ausgabe-Sätzen ge— 
funden werden, mit welchen die ſchon beſtehenden Fabrikarbeiter-, 
Geſellen-⸗ ꝛc. Laden Haus gehalten hatten. Im Großen und Ganzen 
hat ſich auch dieſe Grundlage bisher als ziemlich ſicher erwieſen. In— 
deſſen die Erfahrungen der wenigen inmittelſt verfloſſenen Jahre kön— 
nen noch nicht für die Zukunft maßgebend fein. Die jetzigen Kaſſen— 
Einrichtungen ſind in der Zahl, dem Alter, dem Geſchlechte, der 
Berufsart ihrer Mitglieder, ſowie in der Ausdehnung der Zwecke 
vielfach von den alteren abweichend, und man hat um fo mehr alle 
Veranlaſſung, fortan die Erfahrungen dieſer Vereine von Jahr zu 
Jahr ſorgſamen Auges zu verfolgen und durch genaue Aufzeichnung 
der Vergeſſenheit zu entziehen und nutzbar zu erhalten, als bekannt— 
lich auf dieſem Gebiete der Anfang oft truͤgeriſch leicht iſt, und das 
Ende die Laſt trägt. 

Wir ſind zwar weit entfernt von der Annahme, daß ein Zeit— 
raum von 7 Jahren, welchen wir bei der Hoͤrder Kaffe überſchauen, 
hinreichendes Erfahrungsmate rial liefern könne, um für irgend eine 
Aufgabe der Wahrſcheinlichkeitsrechnung in Betreff der gewerblichen 
Unterſtützungskaſſen brauchbare Reſultate mit Sicherheit herzuleiten; 
im Gegentheil werden wir unten Gelegenheit finden, noch beſonders 
hervorzuheben, wie wenig eine Reihe von 7 Jahren genuͤge, um mit 
Zuverläſſigkeit die Naturgeſetze zu beſtimmen, welche — unter dem 
Wechſel der Erſcheinungen verborgen — die Zahl und die Art der 
Krankheits-, Invaliditäts- und Sterbe-Faͤlle beherrſchen. Indeſſen 
der Anfang muß doch einmal gemacht werden, und unſere Nach— 
richten liefern immerhin einige Grundſteine fur die erforderliche 
Reihe der „großen Zahlen“ und können wohl als Anregung und 
Anhalt für gleichartige Beobachtungen, als Aufforderung zu den von 
uns befürworteten, allſeitigen Mittheilungen über dies Gebiet ſich 
nützlich erweiſen; deshalb machen wir ſchon gegenwärtig von der uns 
freundlichſt gewährten Erlaubniß der Veröffentlichung und zwar um 
ſo lieber Gebrauch, als auch dieſe Kaſſe mit dem Jahre 1860 an die 
Aufſicht der Bergbehörde übergehen ſoll, dadurch vielleicht in Geſtalt 
und Weſen ſich mehr oder minder verändert und an einem zielſez— 
zenden Abſchnitt ihrer Wirkſamkeit gelangt fein kann.“ 


) Der in die Monatsſchrift für exakte Forſchung auf dem Gebiete der Sa⸗ 
nitäts⸗Polizei von L. Pappenheim (2. Jahrgang 3. Heft) übergegangene Auſſatz: 


= 


Das Unternehmen des Hörder Bergbau- und Hütten- 
Vereines umfaßt Kohlen- und Eiſenſtein-Bergbau, Verhüt⸗ 
tung der Erze durch Hochofenbetrieb und Verarbeitung des Eiſens 
im Puddel⸗Prozeß und im weiteren Verfahren zu verkäuflicher 
Waare (Stabeiſen, Blechen, Schienen und Rädern für Eiſenbah— 
nen ꝛc.). Die beim Bergbau beſchäftigten Arbeiter ſtehen in den 
Knappſchaftskaſſen der Bergleute; die übrigen Arbeiter, welche dem 
halb hütten-, halb fabrifmäßigen Betriebe der Gewinnung und Ver⸗ 
arbeitung des Eiſens angehören, bilden die Mitglieder der „Kran— 
ken⸗ und Unterſtützungskaſſe für die Meiſter und Arbei— 
ter“ des Hörder Bergwerks- und Hütten-Vereins. 

Dieſe Kaſſe nahm ihren erſten Anfang im Jahre 1852 und 
beſtand zuerſt in einfacherer Art ohne ſtaatliche Genehmigung. Sie 
zählte ſchon 1473 Mitglieder bei 4500 Thlr. verzinslichem Kapitale 
und 746 Thlr. flüſſigem Beſtande, als die Königliche Regierung zu 
Arnsberg unterm 4. Auguſt 1853 den nunmehr erweiterten Statuten 


die Genehmigung ertheilte. Der Verein erhielt nunmehr folgende 
Geſtalt. 


J. Mitglieder der Kaffe. 

Nach 8. 2 der Statuten iſt jeder auf den Hütten- oder Fabrifs 
werken des Hörder Vereins zur Arbeit angenommene Meiſter oder 
Arbeiter verpflichtet, der Kaſſe beizutreten. Zur Feſtſtellung ſeines 
Geſundheits-Zuſtandes iſt der Eintretende gehalten, ſich einer körper⸗ 
lichen Unterſuchung durch den Hüttenarzt zu unterwerfen. Arbeiter, 
welche ſich dieſer Unterſuchung nicht unterwerfen oder bei derſelben 
nicht durchaus geſund befunden werden, können Unterſtützungen aus 
der Kaſſe nur bei wirklichen Verwundungen im Dienfte beanfpruchen, 
nicht aber beim Eintritte anderer Krankheiten. Die Kaſſen-Mitglie— 
der zerfallen in ftändige und unſtändige. 

a. Ständige Mitglieder find diejenigen, welche die Hütten- 
oder Fabrik- Arbeit als ausſchließlichen Erwerb betreiben und dieſelbe 
——— 

„Zur mediziniſch-ſtatiſtiſchen Geſchichte der Hermaunshütte zu Horde vom Hüt⸗ 

„ten⸗Arzt Dr. Marten,“ 
welcher uns mitten im Entwurſe gegenwärtiger Darſtellung zu Händen kam, hat die 
Erfahrungen der hier in Rede ſtehenden Unterſtützungskaſſe vom Standpunkte der 
Geſundheitspflege aus erörtert und giebt uns eine willkommene Veranlaſſung 
dieſe, dem beſonderen Fachwiſſen angehörende Seite des Gegenſtandes hier nur ober⸗ 
flächlich zu berühren und uns hauptſächlich auf den Verwaltungs - Organismus der 


Kaffe und die Statiſtik der Perſonen⸗ und Geldrechnung zu beſchränken. 
Z. d. C.⸗B. 3. Bd. 7 


N | 


| En 


10 auf den Werken des Vereins ununterbrochen bereits drei Jahre aus— 
geübt haben. 

| b. Unſtändige Mitglieder find diejenigen Meifter oder Ar- 
| beiter, welche das Dienftalter von drei Jahren noch nicht erreicht ha— 
1 ben; ferner alle einfachen Tagelöhner und ſolche Arbeiter, welche nur 
gelegentlich nach dem Bedürfniſſe des Betriebes angenommen werden. 
| Alle Mitglieder theilen ſich in vier Klaſſen: In die J. Kaffe 
gehören diejenigen, welche über 30 Sgr., in die II. Klaſſe diejenigen, 
| welche bis zu 30 Sgr., in die III. Klaſſe diejenigen, welche mins 
1 deſtens 20 Sgr., jedoch unter 30 Sgr., in die IV. Klaſſe diejenigen, 
| welche unter 20 Sgr. täglich verdienen. 

II Die Zahl der Mitglieder betrug: 

I am Schluſſe des J. 1853 2338, davon verheirathet 987, unverh. 1351 
| . . „1854 2550, : 2 1316, = 1234 
+ 1573, 1177 


| „ * ET 

s P - 1856 3000, = 1795, = 1205 
| . . „„ 1857 3100, . £ 1860, . 1240 
„ 1858 Wr, „ ide 
N mit 3123 Kindern 

1 £ 2 „ „1859 1981, . * 1163, 2 sıs 


mit 2900 Kindern 
) Summa 1853—1859: 18093, davon verheirathet 9936, unverh. 8157; 
| durchſchnittlich jährlich 2585, „ + 1419, 1168. 


Die bedeutende Abnahme der Mitgliederzahl in den beiden letzten 
Jahren hängt mit der jeweiligen allgemeinen Ebbe des Gewerbebe— 
triebes zuſammen, die (bekanntlich vorzugsweiſe in der Hütteninduſtrie) 
auf die wunderbaren Springfluthen der Vorjahre ſehr rückſchlagend 
gefolgt iſt. 

Wir wollen hierbei nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, wie 
das urſprüngliche Uebergewicht der unverheiratheten Arbeiter über 
die verheiratheten zum Vortheil des Werkes mit deſſen fortſchreitender 
Befeſtigung und Erſtarkung ſich dahin geaͤndert hat, daß die ent— 
ſchiedene Mehrzahl der Arbeiter (1859 faſt 59 %) verheirathet iſt 
| und daher einen faßhaften Stamm bildet, auf deſſen ausdauerndes 
Verbleiben der Arbeitgeber mit einiger Zuverſicht rechnen kann. 

II. Der Zweck der Kaffe umfaßt folgende Unterftügungen 
der Mitglieder, beziehungsweiſe ihrer Familien. 

1. In Krankheitsfällen der Mitglieder: a. unentgeltliche aͤrztliche 
Behandlung; b. Bezahlung der verordneten Arzneien und ſonſtigen 


Heilmittel; (a. und b. wird auch den Invaliden zu Theil.) e. Geld— 
unterſtützung in nachfolgenden Sätzen: für die J. Klaſſe täglich 15 Sgr., 
für die 2. Klaſſe 10 Sgr., für die 3. Klaſſe 7 Sgr., für die 4. Kl. 
5 Sgr. 

2. Im Sterbefalle eines Mitgliedes oder Invaliden eine Bei— 
hülfe von 12 Thlr. für die Hinterbliebenen zu den Beerdigungskoſten. 
3. Unterſtützung im Dienſt invalide gewordener Mitglieder. 

4. Unterſtützung der hinterbliebenen Wittwen. 

5. Erziehungsgelder für die hinterlaſſenen Kinder. 

6. Außerordentliche Unterſtützungen in dringenden Fällen. 

III. Die Verwaltung der Kaſſe geſtaltet ſich in nachſtehender 
Weiſe: 

Der Vorſtand der Kaffe beſteht aus ftändigen und unftändigen 
Mitgliedern. Ständige Mitglieder ſind: a. Der Director des 
Hörder Bergwerks- und Hütten-Vereins, als Vorſitzender; b. Der 
Stellvertreter des Direktors, in Abweſenheit des Letzteren Vorſitzender 
des Vorſtandes; . Der Secretair der Kaffe; d. Der Rendant der 
Kaſſe; e. Zwei von dem Director dazu ernannte Betriebs-Beamte 
des Hörder Bergwerks- und Hütten-Vereins; f. Die zwei dem Dienft- 
alter nach älteſten Obermeiſter, welche durch die ihnen im Dienſtalter 
folgenden Obermeiſter vertreten werden. 

Unftändige Mitglieder des Vorſtandes find: a. vier Meiſter, 
b. vier Arbeiter. 

Die unſtändigen Mitglieder des Vorſtandes werden für je 3 
Jahre gewählt und zwar die Meiſter von den Meiſtern und die Ar— 
beiter von den Arbeitern. Für jeden der vier Meiſter und für jeden 
der vier Arbeiter wird ein Stellvertreter gewählt. Den Secretair 
und den Rendanten ernennt der Vorſitzende. 

Der Vorſtand der Kaſſe uͤberwacht die Geſchäftsführung der mit 
der beſondern Verwaltung beauftragten Commiſſion, prüft die von 
derſelben zu legende Rechnung und ertheilt Entlaftung darüber. Ihm 
liegt die Leitung, Verwaltung und Vertretung der Vereins-Angele— 
genheiten nach allen Richtungen ob, ſo weit damit nicht die obenge— 
dachte Commiſſion beauftragt iſt. 

Zur beſonderen Verwaltung der Kranken- und Unterſtützungs— 
Kaſſe wird nämlich aus der Mitte des Vorſtandes eine aus vier 
Mitgliedern beſtehende Commiſſion ernannt. In derſelben führt 
der Director des Hörder Bergwerks- und Hütten» Vereins und in 
Abweſenheitsfaͤllen deſſen Stellvertreter als ſtändiges Mitglied den 
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Vorſitz. Eins der 3 andern Mitglieder wird von dem obengenann- 
Director, die beiden übrigen werden von den im Vorſtande befindlichen 
Meiſtern und Arbeitern nach voller Stimmenmehrheit auf die Dauer 
von 3 Jahren gewählt. 

Dieſe Verwaltungs-Commiſſion iſt der eigentliche Träger 
des laufenden inneren und äußeren Geſchäftsbetriebes der Kaſſe. 
Wie die Verwaltung der Kaſſe überhaupt, unter angelegentlicher 
Einwirkung des gegenwärtigen Directors des Hörder Vereins, Herrn 
Kommerzienraths Wieſchahn, bisher mit großer Treue, Gewiſſen— 
haftigkeit, Umſicht und Geſchick gefuͤhrt wird, ſo erfreut ſich dieſelbe 
insbeſondere in der Perſon des Herrn Emmel eines Sekretairs, 
welcher ſich dieſem Gefchäfte mit voller Hingebung und tiefem Ein— 
dringen in das Weſen der Sache widmet. Seiner Einſicht und ſei— 
nem Fleiße ſind die ſtatiſtiſchen Nachrichten zu verdanken, welche wir 
dieſem Aufſatze zu Grunde legen dürfen. 

Eine fernere Thatſache, ſei uns geſtattet, an dieſer Stelle zum 
Ruhme der Verwaltung anzuführen, daß nämlich ſo umfaͤnglich und 
in ihren Aufgaben mannigfaltig auch dieſelbe iſt, und obwohl die 
Unterſtützungs-Anſprüͤche, welche an die Kaffe gerichtet werden, jähr- 
lich nach Tauſenden zählen, doch — (ſoviel uns bekannt geworden) 
— verhaͤltnißmaͤßig nur ſehr wenige Beſchwerden bei der Aufſichts— 
behörde erhoben, noch weniger gerechtfertigt befunden ſind. 

IV. Die Einnahmen der Kaſſe bilden ſich aus: a. Den Bei— 
trägen der Mitglieder nach folgenden Sätzen: die 1. Klaſſe zahlt von 
jedem Thaler Lohn 1½ Sgr., die 2. 1 Sgr., die 3. ½ Sgr. und 
die 4. ½ Sgr.; b. dem geſetzlichen Zuſchuſſe des Hüttenvereins, wel— 
cher ſeit dem Jahre 1855 die volle Haͤlfte der von den Arbeitern 
geleiſteten Beiträge (a) ausmacht; e. Geldſtrafen, welche zur Auf⸗ 
rechthaltung der Ordnung erkannt werden; d. freiwilligen Geſchenken 
(auch Trinkgeldern von Beſuchern der Werke); e. Zinſen der Kapi— 
talbeſtaͤnde; k. rückſtändigen Löhnen, welche innerhalb 4 Wochen nach 
dem Löhnungstage nicht in Empfang genommen find; g. den Eintritts- 
geldern neu aufgenommener Mitglieder, im Betrage des dreifachen 
Tagesverdienſtes. 3 

Aus dieſen Quellen ergaben ſich die nachſtehend aufgeführten 
Geſammteinnahmen: 
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Beiträge inf, 10 
Im x Bel ce Zinſen Nicht Eintritts⸗ 
der des vom erhobene 1 5 
Jahre Arbeiter Hütten⸗ ſtrafen ſchenke Kapital. Löhne Gelder 
Vereins 


S — 7 — 2 ²˙ mÄÄÄ ̃] Q Ä———L——Wã— 
1853 6336 170 | 58 | 11 181 51 214 9121 
1854 | 8903 3698 720 79 191 80 1244 | 14924 
185510718 6112 831 173 143 131 1560 19668 
1856 | 13077 | 6539 | 1043 2087 797 195 1090 224828 
1857 | 14566 | 7283 966 | 1086 1014 168 | 1826 | 26009 
1858 | 14589 7295 9414 5 1226 189 1054 23299 
1859 11633 | 3816 774 — 1260 51 261 19798 


Ganzen 79822 38523 5832 3441 | 4812 865 | 7252 | 140567 


Durch⸗ | 
Be 11403 | 5503 833 491 687 124 1036 20081 
ich 


Der Vereinfachung halber ſind hier die Jahres-Einnahmen, 
ſpäterhin die Ausgaben überall auf volle Thaler abgerundet. 

Wir können nicht umhin, aus obiger Ueberſicht dankend hervor— 
zuheben, daß von Seiten des Hüttenvereins neben dem ihm geſetzlich 
obliegenden Pflicht- Beitrage nicht nur die Geldſtrafen, welche die 
Arbeiter durch Uebertretung der erlaſſenen Ordnungsvorſchriften ver— 
wirkt haben (zuſammen 5832 Thlr.), ſowie die unerhobenen Löhne 
Guſammen 865 Thlr.) freigebig der Unterſtützungs-Kaſſe überwieſen 
ſind, ſondern daß außerdem noch bedeutende Geſchenke (im Ganzen 
3100 Thlr.) als Zeugniſſe der aufrichtigen Theilnahme der Aktien- 
geſellſchaft fie das Wohl ihrer Arbeiter hinzugekommen find. 

Aus vorſtehender Nachweiſung ziehen wir folgende Ergebniſſe. 

Es kamen auf den Kopf eines Mitgliedes: 

im 
in den N Durch⸗ 


1853 | 1854 [1855 | 1856 | 1857 | 1858 8 1839 [schnitt 
thl. fg. Lthl. fa. I thl. fg. | thl. Ltnt. g. tol. thl. ſg. tgl. Ig Ill. far, 
a Aue 1 5 26 414 


an laufenden | | 
Beiträgen 221 1 3 14% 3 


an Eintrittsgld.— 2% — 14% — 17 ½ hal — 4 — 12 
an Geldſtrafen.— 7 4= el. A she —| 97 — 12 I —|113,] 10 
an nicht erho⸗ 2 5 
benen Löhnen— ¼ — 1 I-11% 2 I—| 141 —| 2%] — " —| 2 


von allen Ein⸗ | | 
nahm. d. Kaſſe. 4| 624] 525% 7]ay,] 8] 81,18 120 1211½ 13 10% 81 17 


Der Durchſchnitt der laufenden Beiträge hat ſich hiernach von 
2 Thlr. 21% Sgr. (im Jahre 1853) auf 6 Thlr. 4% Sgr. (im 
Jahre 1858), d. h. von 100 auf 227 gehoben und iſt nur in dem 
letzten, für den Gewerbebetrieb allgemein ſehr unguͤnſtigen Jahre etwas 
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zurückgegangen. Dieſe außerordentliche Steigerung iſt umſomehr als 
eine erfreuliche zu begrüßen, als ſie, bei dem Grundſatze der Berech— 
nung der Beiträge vom Thaler Lohn, zugleich Zeugniß von einer — 
bis in die neueſte Zeit ſtetigen — Vermehrung des Verdienſtes der 
Arbeiter ablegt. 

Eine Frage drängt ſich indeſſen hierbei auf: nämlich wie es zu 
erklären, daß obwohl die Gefchäfte im Jahre 1858 doch bereits weit 
flauer gingen, als im Jahre 1857, dennoch jeder Arbeiter durch— 
ſchnittlich — (nach den Kaſſenbeiträgen zu urtheilen) — im erſteren 
ö | Jahre beinahe 50 Procent mehr verdient hat, als in dem letzteren? 
1 Dieſe Frage wird uns dahin beantwortet, daß die Arbeiter in Folge 
| der ungünſtigeren Konjunktur des Jahres 1858 mehr auf Stück-Ar— 
| beit angewieſen worden, und daß hierbei die weit geringere Zahl von 
Arbeitern (im J. 1858: 2374) durch größere Anſpannung des Flei— 
ßes einen faſt gleichen Geſammt-Verdienſt erzielt habe, als die 3100 
Arbeiter im J. 1857. 

Die Einnahme an Eintrittsgeldern hat in der letzten Zeit ſehr 
erheblich abnehmen müſſen, weil zufolge der eingetretenen Betriebs— 
befhränfung das Beduͤrfniß nach neuen Arbeitern, ſelbſt an Stelle 
der ausgeſchiedenen, faſt ganz aufhoͤrte. 

Das große Wachsthum der Geſammt-Einnahmen von 4 Thlr. 
6 Sgr. auf 13 Thlr. 10 Sgr. per Kopf, d. h. von 100 auf 309, 
iſt weſentlich auch den Zinſen der ſtets zunehmenden Kapitalbeftände 
| zu verdanken. Letztere (einſchließlich des Kaſſenbeſtandes) betrugen 
Schluß 1853 8548 Thlr., 1854 13,042 Thlr., 1855 22,354 Thlr., 

1856 29,816 Thlr., 1857 32,735 Thlr. 1858 36,954 Thlr., 1859 

38,929 Thlr. Dies macht auf einen Mann im Jahre 1853 3 Thlr 

19 Sgr. 9 Pf. im Jahre 1859 19 Thlr. 19 Sgr. Außerdem find, 

| wie unten zu erwähnen, bedeutende Kapitalien der Kaffe in Immo: 
bilien und Mobilien angelegt worden. 


V. Aus gaben. 


I. In Krankheitsfällen. 

Wenn ein Mitglied krank wird, ſo hat es unbedingt Anſpruch 
auf unentgeltliche ärztliche Hilfe und freie Arznei; dagegen 
wird der Krankenlohn in der Regel nur bei Krankheiten, welche 
eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als 4 Tagen nach ſich ziehen, und 
dann erſt vom 5. Tage ab gewährt. Dieſe Beſchränkung iſt aus 
dem Grunde getroffen, um der Geneigtheit mancher Perſonen, lieber 
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geringen Lohn ohne Arbeit, als höheren Lohn mit Arbeit zu beziehen 
und daher Krankheiten zu heucheln, durch eine Probezeit, in welcher 
keine Geldunterftügung ſtattfindet, nach Möglichkeit entgegenzutreten. 
Bei Verwundungen im Dienſte kann nach dem Ermeſſen des Kaſſen— 
Vorſtandes das Krankengeld ſchon vom erſten Tage ab gezahlt wer— 
den. Die Kranken -Unterſtützung bleibt während der ganzen Dauer 
der Krankheit unverändert. Verlaſſen jedoch die erkrankten Arbeiter 
den Bereich der Hütten-Aerzte, welcher ſich 2 Stunden weit um 
Hörde erſtreckt, fo verlieren fie den Anſpruch auf Unterſtützung aus 
der Krankenkaſſe. Ein gleiches teitt ein, wenn ſie ſich eines anderen, 
als des Hütten-Arztes bedienen; alsdann können ihnen indeſſen die 
nachweislich verausgabten Arznei-Koſten erſtattet werden. Es ſind 
3 Vereinsärzte und 1 Heildiener angenommen; die erſteren beziehen 
zu gleichen Theilen eine Beſoldung von 1250 Thalern, der Letztere 
ein Gehalt von 300 Thlr. 

Zum eigentlichen Mittelpunkte der Krankenpflege iſt gegenwärtig 
das Krankenhaus auserſehen. Die Verwaltung der Kaſſe faßte 
naͤmlich im Jahre 1856 den wichtigen Entſchluß, einen Theil des an— 
geſammelten bedeutenden Vermoͤgensbeſtandes in dem Bau eines eige— 
nen Hospitals anzulegen, und am 21. Januar 1858 nahm die Kranz 
kenpflege in demſelben ihren Anfang. Während man ſich bis dahin 
mit einigen, von der Geſellſchaft freigebig zur Benutzung geſtellten 
Krankenſtuben oder der beſonderen Wartung ſchwerer Kranken in 
ihrer Wohnung behelfen mußte, iſt nunmehr das Krankenhaus zum 
hauptſächlichen Trager der Krankenpflege beſtimmt. Daſſelbe iſt in 
freundlicher Lage, gegen die Nordwinde geſchützt, am ſuͤdlichen Ab— 
hange eines Bergrückens erbaut. Es zählt 10 Krankenſtuben mit 
32 Betten; Badeſtube, Operationszimmer, Wohnungen für die mit 
der Krankenpflege betrauten, barmherzigen Schweſtern und für das 
dienende Perſonal, die wirthſchaftlichen Räume, Eiskeller, Leichenhaus 
u. ſ. w. ſind nach Bedarf eingerichtet. 

So vorzüglich nun die Hoſpitalspflege iſt, fo wenig mit ihrer 
Fürſorge und ihren Erfolgen für die Kranken ſich irgend die haͤus⸗ 
liche Pflege vergleichen läßt, fo wird doch das Krankenhaus leider 
bisher noch viel zu ſpärlich benutzt. Der Familienvater ſcheidet zu 
ungern von den Seinen, die anderen Leute ſind zu ſehr an das 
freiere Leben in dem Reviere gewöhnt, als daß ſie für die Vortheile 
welche eine geordnete Krankenpflege darbietet, beſonders empfänglich 
ſein ſollten. Mit ſeltenen Ausnahmen können nur unverheirathete 
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Arbeiter willig gemacht werden, in das Krankenhaus einzutreten. 
Es wurden daher im Krankenhauſe nur behandelt: 1858 303 Per— 
fonen, 1859 235 Perſonen. In der dem Höͤrder Vereine gehö— 
renden Arbeiter-Kaſerne werden keine Kranken geduldet; ſondern 
10 wer dort erkrankt muß ſich unbedingt der Pflege im Hoſpitale unter— 
werfen. Erfolgt die Aufnahme in das Krankenhaus, ſo wird zu den 
Koften der Verpflegung das ftatutmäßige Krankengeld verwendet. 
Da indeſſen der Verpflegungsſatz für einen Kranken zu 10 Sgr. tag— 
lich angenommen iſt, ſo kann derſelbe in vielen Fällen durch das hinter 
dieſem Betrage zurückbleibende Krankengeld nicht gedeckt werden. Die— 
enigen Arbeiter, welche 15 Sgr. Krankenlohn beziehen, erhalten im 
Fall der Aufnahme die überſchießenden 5 Sgr. baar ausgezahlt. 
Der Grund und Boden für das Krankenhaus, der Bau, die 

äußere und innere Fertigſtellung deſſelben haben: 

a. an Grund- und Baukoſten 16,062 Thlr. 

b. an Ausftattungsfoften .. 3,238 „ 


zuſammen: 19,300 Thlr. erfordert. 


Die Koſten der fortlaufenden Unterhaltung des Hoſpitales und der 
Hauswirthſchaft, einſchließlich der Beſoldung eines Knechtes, einer 
Magd, ſowie des Bedarfs von 3 barmherzigen Schweſtern und der 
für dieſelben an das Mutterhaus zu zahlenden Vergütigung von 
110 Thlr., ſtellen ſich für ein Jahr rund auf 2220 Thlr. Nimmt 
man hierzu 4% Zinſen des Anlage-Kapitals S760 Thlr. rund, fo- 
wie als Tilgungsrate des Mobiliars 10%, von 3238 Thlr. S323 Thlr. 
und des Immobiliars 1%, von 16,062 Thlr. 160 Thlr., fo iſt das 
Krankenhaus mit einer Jahres-Ausgabe von überhaupt 3463 Thlr. 
in Rechnung zu ſtellen. Das giebt für die am Schluß 1859 vor— 
handen geweſenen 1981 Mitglieder auf den Kopf: 1 Thlr. 22 Sgr. 
Im Uebrigen ſtellt ſich die Krankenſtatiſtik folgendermaßen: 
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Faſt alle dieſe Verhältnißzahlen haben im Laufe der Jahre eine 
ſtarke Steigerung erfahren, und es iſt zu erwarten, daß die Bewe— 
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Die am Schluffe der Ueberſicht gedachten außerordentlichen Ko— 
ſten umfaſſen Ausgaben für Reiſen und Transport von Kranken, fer⸗ 
ner für auswärtige Aerzte und Bade-Anſtalten, dann die Koſten 
der künſtlichen Vorrichtungen für die Kranken, u. ſ. w. 

Es entwickeln ſich nunmehr nachſtehende Verhältnißzahlen: 
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gung noch in derſelben Richtung fortdauern wird, wenn das durch— 
ſchnittliche Lebensalter der Mitglieder und demzufolge ihre Erkrank— 
barkeit zunimmt. Nur die Koften für beſondere Kranken-Wartung 
und -Pflege find natürlich ſeit Errichtung des Krankenhauſes auf 
einen unbedeutenderen Betrag zurückgegangen. Auch die Koſten für 
ein Rezept haben ſich etwas ermäßigt. 

Werden ſämmtliche Koſten der Krankenpflege ohne Unterſchied, 
(Beſoldung der Aerzte, Arzneikoſten, Krankengeld, Verzinſung und 
Tilgung der für das Krankenhaus verwendeten Kapitalien, laufende 
Unterhaltung deſſelben, u. ſ. w.) zuſammengerechnet, fo erhalten wir 
im Jahre 1853 5901 Thlr., davon fällt durchſchnittlich auf jedes 
Kaſſenmitglied 2 Thlr. 15 Sgr.; im Jahre 1854 7201 Thlr., durch— 
ſchnittlich auf jedes Kaſſenmitglied 2 Thlr. 24 Sgr.; im Jahre 1855 
8929 Thlr., durchſchnittlich auf jedes Kaſſenmitglied 3 Thlr. 7 Sgr.; 
im Jahre 1856 10946 Thlr., (darunter 4% Zinfen von 4860 Thlr. 
Baukoſten des Hospitals) durchſchnittlich auf jedes Kaſſenmitglied 
3 Thlr. 19 Sgr.; im Jahre 1857 15185 Thlr. (einſchließlich der 
Zinſen von dem Anlage-Kapitale für das Krankenhaus, ſowie der 
Tilgungsrate von den Ausſtattungskoſten ſ. o.), durchſchnittlich auf 
jedes Kaſſenmitglied 4 Thlr. 27 Sgr.; im Jahre 1858 15397 Thlr., 
(einſchließlich der Zinſen, wie im Jahre 1857), durchſchnittlich auf 
jedes Kaſſenmitglied 6 Thlr. 15 Sgr.; im Jahre 1859 13028 Thlr., 
(einſchließlich der Zinſen, wie im Jahre 1857), durchſchnittlich auf 
jedes Kaſſenmitglied 6 Thlr. 17 Sgr. 

Auch in dieſen Zahlen tritt die fortſchreitende Progreſſion der 
Krankenpflege-Koſten ſcharf hervor. Doch darf hierbei nicht überſe— 
hen werden, daß dies nicht bloß in den natürlichen Verhältniffen der 
mit dem durchſchnittlichen Alter der Mitglieder wachſenden Erkrankungs— 
Wahrſcheinlichkeit, ſondern hauptſächlich in den Mehrkoſten der wohl— 
thätigen Einrichtung des Krankenhauſes begründet iſt, auf welche 
(ſ. o.) pro 1859 ein Kopfantheil von 1 Thlr. 22 Sgr. entfällt. 

In Bezug auf die Zahl und die Dauer der Krankheiten 
geſtatten die vorliegenden Nachrichten bis zum Jahre 1851 zurückzugehen. 

Vom Jahre 1851 bis einſchließlich 1859 arbeiteten auf den 
Hütten» Werfen des Hörder Vereins 20757 Mann. Die Zahl der 
Erkrankungen unter denſelben wird in dem obengenannten Aufſatze 
des Hrn. Dr. Marten zu 17057 angegeben, iſt jedoch nach ander— 
weiten neuern Ermittlungen der Krankenkaſſen-Verwaltung bedeutend 
höher, namlich 22626, d. h. von 100 Arbeitern 110. Durchſchnittl. dauerte 
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9 jeder Krankheitsfall 8, Tage, und auf jeden Arbeiter kamen jährlich 
ö 6,2 Krankheitstage. Letztere Angabe des Dr. Marten berechnet 
indeſſen nur bei äußeren Krankheiten die ganze Dauer der Krank— 
heit, dagegen bei inneren Krankheiten lediglich diejenigen Tage, 
für welche Krankengeld gezahlt iſt, d. h. erſt vom 3. Tage ab. Soll 
1 man eine — immerhin unſichere — Ergänzung diefer nicht erſchoͤp— 
I fenden Angabe im Wege der Wahrſcheinlichkeitsrechnung verſuchen, 
ſo wird man in folgender Weiſe ſchließen dürfen. Die inneren Krank— 
heiten betrugen bisher nach den Beobachtungen des Dr. Marten 
% aller Krankheiten. Es treten alſo hinzu e K 42, Tage, 
| fo daß der Durchſchnitt der Krankheitszeit für jeden Arbeiter ſich 
auf 8,5 Tage erhöht. Eine ganz genaue Erhebung aller Krank— 
heitstage iſt offenbar als ein Bedürfniß der künftigen Statiſtik die— 
ſer Kaſſe zu bezeichnen. Uebrigens ſind dieſe Berechnungen auch 
inſofern mangelhaft, als dabei nicht die verſchiedene Dauer der 
Kaſſen-Angehoͤrigkeit der einzelnen Mitglieder berückſichtigt, ſondern 
angenommen iſt, daß dieſelben Perſonen das ganze Jahr hindurch 
auf den Werken verblieben ſind. In der Wirklichkeit hat aber ein 
ſtarker Wechſel ftattgefunden. Wenn nun ein Mitglied das ganze 
Jahr, ein anderes nur ein halbes Jahr der Kaſſe angehörte, jedes 
aber x Tage krank war, fo finden ſich natürlich für Beide ganz ver— 
ſchiedene Durchſchnittszahlen der geſunden zu den kranken Tagen. 
Der richtige Ausgangspunkt wäre, die Zahl aller Tage, während 
welcher die einzelnen Mitglieder zu der Kaſſe gehört haben, zuſam⸗ 
men zu rechnen und ſie ſodann mit der Zahl aller Krankheits-Tage 
zu vergleichen. Daraus fände ſich ganz leicht für eine beſtimmte Zeit der 
Mitgliedſchaft, z. B. für ein Jahr die mittlere Größe der kranken 
Tage. Hierdurch kame ein wichtiges Moment, daß nämlich man— 
cher neu angekomme Arbeiter ſich für die Anſtrengungen der Arbeit 
nicht bewährt, nach kurzer Beitragsleiſtung ſchon der Kaſſe zur Laſt 
fällt und dann aus derſelben ausſcheidet, in Berechnung. Zu einer 
ſolchen fihärferen Aufſtellung fehlen uns indeſſen die nöthigen Vor— 
lagen. 


2. Sterbegeld. 


Die Sterblichkeit der Arbeiter und die durch die Todesfälle ver— 
anlaßten Ausgaben zeigt nachſtehende Ueberſicht: 


— —„ 
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Begräbniſſe 
deren 
auf Koſten 
* U k 1 Sterbefall] per Kopf 
Zahl Koſten ] kommen kommen der 
Jahre Begräbniſſe] Arbeiter [ Arbeiter 
8 Re. 
1853 11 164 0,47 213 2%, ſgr. 
1854 21 240 0,82 121 2% 
1855 23 276 0,83 120 3 5 
1856 25 291 0,83 120 2½ - 
1857 42 4670 1386 74 4% „ a e 
1858 sı 396% | 1,30 Ka u an, 
1859 17 2023) | 0,86 4m 84, . |) mn 
—— 
zuſammen 170 2036 | 6,47 842 123%, far. | 
durch⸗ 
Gute 24 291 0,92 120 3 ½ ſgr. | 


Ueber das Alter der lebenden Kaffen- Mitglieder fünnen wir 
nur berichten, daß uns daſſelbe zu durchſchnittlich 35 Jahren ange— 
geben iſt. Wir befürworten, daß in Zukunft beim Jahresſchluß das 
Lebensalter ſaͤmmtlicher, zur Zeit vorhandener Kaſſen-Mitglieder nach 
Jahren, Monaten und Tagen feſtgeſtellt, und hieraus der wirkliche 
Durchſchnitt gezogen werde, damit ſich für die Wahrſcheinlichkeit der 
Krankheits- und Sterbe-Fälle ſichere Schlüffe darauf gründen laſſen. 
Hinſichtlich des Lebensalters der Werſtorbenen liegen genaue Nach— 
richten vor, nach denen dieſelben durchſchnittlich ein Alter von 34 
Jahren erreichten; der Jüngſte 17, der Aelteſte 65 Jahr alt wurde. 

Was der Betrag der Begräbnißgelder anlangt, ſo wird den 
Hinterbliebenen ſtatutgemäß einfach ein Sterbegeld von 12 Thlr. ge— 
zahlt. Wenn aber ein Arbeiter ohne Hinterlaſſung am Orte woh— 
nender Angehörigen verſtirbt, ſo findet die Krankenkaſſe ſich genöthigt, 
ſelbſt die Beerdigung in die Hand zu nehmen, und hierbei pflegen 
die Koſten gemeinhin die Summe von 12 Thlr. zu überſchreiten.“) 

3. Invalidengeld. 

Hinſichtlich der Unterſtützung der Invaliden beſtimmt das 

Statut Folgendes: 


) 3. B. bei der kathol. Pfarrgemeinde in Hörde: Gebühren an die Kirche und 
die Kirchendiener 5 Thlr., 7 Sgr. 6 Pf., Koſten für Todteukleid, Sarg und die Beer⸗ 
digung ſelbſt 8 Thlr. 9 Sgr. 
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Der Vorſtand der Unterſtützungs-Kaſſe wird alljährlich nach 
Maßgabe des Bedürfniſſes und der Zulänglichkeit der vorhandenen 
Mittel eine Summe feſtſetzen, welche zu Unterſtützungen an invalide 
Arbeiter, an Wittwen verſtorbener Arbeiter und an die ehelichen Kin— 
der derſelben bis nach zurückgelegtem 14. Lebensjahre, beſtimmt iſt. 

Unſtändige Mitglieder haben wegen Invalidität keinen Anſpruch 
auf Unterſtützung, es ſei denn, daß ſie in Folge einer körperlichen 
Verletzung im Dienſte arbeitsunfähig geworden ſind; in beſonderen 
Fällen iſt der Kaſſen-Verwaltungs-Commiſſion jedoch geſtattet, Aus— 
nahmen von dieſer Regel zu machen. Beiläufig bemerkt, iſt das Ver— 
hältniß der ſtändigen zu den unſtändigen Mitgliedern etwa wie 10:1. 

Wenn hiernach das Statut den Invaliden keinen unbedingten 
Unterſtützungsanſpruch einräumt und noch weniger hierfür feſte Sätze 
zuſichert, ſondern nur Hoffnungsrechte in Ausſicht ſtellt, ſo geſchah 
dies in der vorſichtigen Erwägung, daß es auf dem heikeln Gebiete 
der Altersverſorgung überhaupt und insbeſondre für dieſe Klaſſe der 
Bevölkerung und für dieſen Zweig der Beſchäftigung an zuverläſſiger 
Erfahrung darüber gebricht, nach welchem Geſetze die Verhältnißzahlen 
der Arbeitsunfähigfeit und Gebrechlichkeit der Vereinsgenoſſen bis zur 
Erreichung eines bleibenden Durchſchnittsſatzes fortſchreiten. 

Die Penſtonsſätze haben ſich bisher zwiſchen 24 und 60 Thlr. 
jährlich bewegt. Bei Beſtimmung derſelben ſind hauptſächlich der 
Dienſtgrad und die Länge der Dienſtzeit nebenbei auch die Familien— 
Verhältniſſe, alſo die Groͤße der Bedürftigkeit maßgebend geweſen. 
Der höchſte Satz iſt invaliden Meiſtern zu Theil geworden. Durch— 
ſchnittlich bezog 1 Invalide im Jahre 1858 34 Thlr. 2 Sgr. 2 Pf., 
im Jahre 1859 30 Thlr. 10 Sgr. 9 Pf. 

Der ganze Zeitraum liefert folgende Ergebniſſe in runden Zahlen: 


jedes 
Am Schluß Zahl Geſammtbetrag A auf Urach traf 
1 5 5 der Unterfügun en 1 duechichn lich 
Jahres Invaliden = Ra Ute 
l Zhlr. — Thlr. Sor. Big. 
. 
1853 0 0 0 — — 4 — 
1854 1 9 2549 — — 1 
1855 55 71 917 — — 9 
1856 06 111 500 — 1 1 
1857 + 22 8 262 388 — 6 
1858 —1-- 714 477 170 er Ge 
1859 | —2--14=26 | 759 76 — 11 6 
— — B—-———ůů35ö—ðXl,.ñĩ˙—dJ—————ůů———v5ßx«＋́Fr⅛r.———.—ß—r—5rð«.iUĩöÄ5ßÄ3rßv8rßv83x᷑ — 
zuſammen | 58 | 1689 | 4600 1 
re nn EEE EEE FE EEE 
durch⸗ By 
ſchnittlich 10 282 767 | — | 38 
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Wie es der Jugend des Werkes und dem jugendlichen Alter der 
meiſten Mitglieder entſpricht, waren dieſe Zahlen zuerſt ſehr niedrig, 
doch ſie bewegen ſich in ſtark aufſteigender Richtung. Es ſind inva— 
lide geworden im Jahre 1854 1, 1855 2, 1856 3, 1857 2, 1858 
7, 1859 14 Arbeiter, wogegen bisher im Ganzen nur 4 Abgänge 
(durch Todesfälle) vorgekommen find. Anfänglich war unter 2549, 
jetzt ſchon unter 76 Mitgliedern 1 Invalide. Die Ausgabe an In— 
validen-Unterſtützungen hat ſich von 1 Pfennig auf 11 Sgr. 6 Pf. 
für den Kopf der Mitglieder geſteigert. Wir müffen uns beſcheiden, 
daß ſich zur Zeit auch nicht einmal eine Vermuthung darüber äußern 
läßt, welche Gradation die Verhältnißzahl der Invaliden und die Aus— 
gabe für dieſelben erleiden wird, bis daß der Beharrungsſtand erreicht 
ſein wird, und können nur mit Befriedigung auf den in dem ange— 
ſammelten Kapitalvermögen gegebenen Rückhalt hinweiſen. 


4. Die Unterſtützung der Wittwen. 
Die hierfür maßgebende Statut-Vorſchrift iſt in dem vorſtehen— 
den Abſchnitte mitangeführt. 
Es fanden ſich: 


Geſammtbetrag auf jedes Mitglied auf 
Ecluz des] Bab der der durchſchnittlich 3 
Jahres Wittwen Unterſtützungen Wittwen-Unterſtützung Mitglieder 
Thlr. Sgr. Pfg. Thlr. Sgr. Pfg · 
1853 * 81 10 er 
1854 12 326 15 = 
1855 20 597 15 = 
1856 26 699 — 
1857 28 867 — 
1858 35 878 zZ 
1859 31 991 — 
zuſammen | 159 re | ı 22 10 | 886 
durch⸗ . | | 
ſchuitſlch 23 684 17 2 | — 7 71 127 


Im Ganzen ſind während dieſer 7 Jahre 53 Wittwen neu hin— 
zugetreten und 31 abgegangen, von Letzteren 1 durch den Tod, die 
anderen durch Wiederverheirathung. Die Unterſtützungsbeträge haben 
zwiſchen 20 bis 60 Thlr. jährlich geſchwankt; im Jahre 1858 wurde 
durchſchnittlich für jede Wittwe 25 Thlr. 2 Sgr. 9 Pf., im Jahre 
1859 34 Thlr. 5 Sgr. 8 Pf. verausgabt. Die Koſten haben ſich, 
auf den Kopf der Mitglieder berechnet, von 1 Sgr. bis 15 Sgr. er⸗ 
höhet, alſo grade verfünfzehnfacht. 
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5. Erziehungsgelder für Kinder, und zwar für die eheli— 
chen Kinder der Invaliden, ſowie der Wittwen zum Betrage von 
10 Sgr. monatlich bis zum vollendeten 14. Lebensjahre, ferner für 
elternloſe Kinder mit 1 Thlr. monatlich, find erſt in den letzten 2 
Jahren bewilligt worden. 


Zahl der Geldbetrag auf 1 unterftügbares 


im Jah 5 
W. unterſtützten Kinder ! 9 beit 
Thlr. Sgr. ommen rbeiker 
1858 29 120 20 82 
1859 60 252 20 33 
N zufammen | 89 | 373 | 10 | 115 
durchſchnittlich | 44, | 186 | 20 | 57 


6. Außerordentliche Unterſtützungen find gewährt: 


an Hinterbliebene 
5 095 von 
an ar Mitgliedern 


im Jahre 


Thlr. Thlr. Sgr. Pfg. 

1853 28 — — 138 — — 

1854 152 — — 50 2 

1855 181 er ler 45 . Mio 

1856 340 — — 70 a 

1857 256 — 133 — — 

1858 567 3 108 NONE 

1859 8210) 130 u 
zuſammen | 2345 ws * = 677 lammen u... | 265 ||| m |-|- — — 
duhihnittlih .... | 335 Vurhfgnittih .... | 5 ——— 7 —— | + = 


In die Reihe der außerordentlichen Ai fällt auch 
die vorſchußweiſe Uebernahme der Arzneikoſten für die Familienglie⸗ 
der der Arbeiter im Fall der Bedürftigkeit. Dieſer Vorſchuß betrug 
im Laufe der 7 Jahre 1812 Thlr. und war Schluß 1859 bis auf 
55 Thlr. erſtattet. 

7. Die Verwaltungskoſten, als Beſoldung des Rendanten, 
Sekretairs, Schreibmaterialien, Druckkoſten u. ſ. w., ſind bisher ſehr 
mäßig geweſen, nämlich im Jahresdurchſchnitte nur 260 Thlr. 

Der Titel: Insgemein bat für kleine Bedürfniſſe allerhand 
Art im Jahre 1858 182 Thlr., 1859 404 Thlr. zu tragen gehabt. 


9 lis Worker 15 Thlr. für Invaliden. 
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In allen Ausgabe-Zweigen zeigt ſich eine Erhöhung und mei— 
ſtens um das Vielfache der urſprünglichen Beträge. Nirgends iſt das 
Eintreten des Beharrungszuſtandes erſichtlich. 

V. Das Kapital-Vermögen der Kaſſe geſtaltete ſich 1859 


folgendermaßen: 
Immobilar-Vermögen . . . 135419 Thlr. 
Mobilar- Vermögen 3080 


Verzinslich angelegte Kapitalien . 36093 - 
Flüſſiger Kaffenbeftand . . 2836 = 
im Ganzen 57428 Thlr. 


Die verzinslich angelegten Kapitalien ſind rentbar gemacht: 


a. b. © 
beim Hörder Bergwerks⸗ gegen hypothekariſche gegen Handſchein und 
und Hütten⸗Verein Sicherheit Bürgſchaft 
aut 4 zu 502 zu_5% 


29,000 Thlr. 3,855 Thlr. | 3,238 Thlr. 


Die Darlehne unter b und » find Kaſſen-Mitgliedern zum Ans 
kauf von Grundſtücken, zum Neubau oder zur Verbeſſerung und Er⸗ 
weiterung von Wohnhäuſern und Stallungen, ſo wie zu verſchiedenen 
anderen haus- und landwirthſchaftlichen Zwecken bewilligt. 

Es werden Vorſchüſſe bis zu 500 Thlr. bewährten Arbeitern 
gegen ſichere Bürgſchaft gegeben, und dieſelben dann in kleinen Raten 
durch Lohnabzüge zurückgenommen. Solcher Vorſchüſſe ſind ſeit dem 
1. Januar 1853 bis zu Ende 1859 im Ganzen 152 gewährt. 

L. Jacobi. 
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Der dritte volkwirthſchaftliche Congreß. 


Nachdem im vorigen Hefte die Tagesordnung der Verſammlung, welche 
in den Tagen vom 10. bis 13. September zu Köln getagt hat, mitgetheilt 
worden, wird es hier am Platze fein, zunächſt die Reſultate derſelben, ſoweit 
fie ſich in Beſchlüſſen der Plenarverſammlung manifeſtirt haben, mitzutheilen, 
indem eine weitere Erörterung über Gang und Charakter der Verhandlung, 
ſowie die daran zu knüpfenden Betrachtungen allgemeineren Sinnes vorbe⸗ 
halten werden. 

Nachdem der erſte Tag den Berichterſtattungen über Thatſachen und 
Entwicklungen des inzwiſchen vergangnen Jahres gewidmet worden, begann 
am zweiten die Diskuſſion der in den Commiſſionsſitzungen vorberathenen 
Fragen und Anträge. Folgen wir hierbei der von der Tagesordnung feſt⸗ 
geſetzten Reihenfolge, welche allerdings nicht die der Berathung war, ſo iſt 
als erſter Beſchluß der Verſammlung der auf die volkswirthſchaftliche 
Ausbildung der Beamten bezügliche zu regiſtriren. Er lautet wie folgt: 

Der Congreß erklärt, daß auf allen Univerſitäten die dem jeweiligen Stande der 
Wiſſenſchaft entſprechende Gelegenheit geboten werde zum Studium der geſammten 
Volkswirthſchaftslehre, bei vollſtändig freier Wahl der Vorleſungen. 

Die zweite Commiſſion hatte die Freizügigkeit und das Conceſſions⸗ 
weſen als Thema ihrer Arbeiten. Das Plenum adoptirte in Bezug darauf 
folgende Anträge: 

I. Der volkswirthſchaftliche Congreß ſpricht ſich für unbedingte Freizügigkeit in 
ganz Deutſchland aus, d. h. für das Recht, an jedem Orte Deutſchlands ſeinen Wohn⸗ 
ſitz nehmen und ſein Geſchäſt betreiben zu dürfen, ohne vorher das Orts⸗ und Staats⸗ 
bürgerrecht in demſelben erwerben zu müſſen. 2) Der Congreß iſt nicht der Anſicht, 
daß die Freizügigkeit von den einzelnen Staaten an die Bedingung der Gegenſeitigkeit 
zu knüpfen ſei.“ 

1) Der Congreß wolle beſchließen, in dem nächſten Congreſſe die Frage zur Berathung 
zu bringen, ob und in wie weit der Grundſatz der Gewerbefreiheit auf das Geſchaͤft 
der Rechtsanwälte, Aerzte, Apotheker und der übrigen Zweige der Heilkunde an⸗ 
zuwenden ſei, und zur Vorbereitung dieſer Frage eine beſondere Commiſſion zu 
ernennen; 

2) Die Berechtigung zum Gewerbebetrieb darf nicht abhängig gemacht werden von 
dem Nachweiſe einer perſönlichen Befähigung; 

3) Der Congreß iſt der Anſicht, daß, abgeſehen von dem wohlthätigen Dienſt, den 
Conceſſtonen zur Milderung des Zunſtzwanges geleiſtet haben, das beſtehende Con⸗ 
ceſſtonsweſen ſich als mit den Grundſätzen eines gefunden volkswirthſchaftlichen Le⸗ 
bens unvereinbar erwieſen hat; 

8% 
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4) daß die Rückſichten auf die Gefährdung und Beläſtigung des Publikums durch 
einzelne Gewerbe keine Beſchrankung des Zutritts zu denſelben, ſondern nur die Er⸗ 
füllung geſetzlich beſtehender Bedingungen bei der Ausübung verlangen; 

5) daß, abgeſehen von den Beſtimmungen des Criminalrechtes, die Ucbertretung 
bloßer gewerbe geſetzlicher Vorſchriften nur Strafen zur Folge haben, nicht aber 

das Recht zum Gewerbebetriebe ſelbſt berühren darf. 

Die Abtheilung für das Genoſſenſchaftsweſen hatte zwei Beſchlüſſe 
vorbereitet, denen die Verſammlung in folgender Form zuftimmte: 

1. Der Congreß erklärt: 
| daß durch den vom Vereinstage deutſcher Vorſchuß-Vere ine vorbereiteten und von 
| der Abtheilung vervollſtändigten Gefetzentwurf zum Behuf der Legitimations⸗Erleich⸗ 
I terung bei Proceſſen und Rechtsgeſchäften für die auf Selbſthülfe der arbeitenden Claſſen 
IN in Wirthſchaft und Erwerb beruhenden deutſchen Genoffenfchaften einem dringenden 
| und wohlberechtigten Bedürfniſſe abgeholfen werde. 
2. In Erwägung: 

0 a) daß zur Zeit die auf Production für gemeinſame Rechnung gerichteten gewerb⸗ 
| lichen Genoſſenſchaſten in Deutſchland noch immer nicht die Ausdehnung gewonnen 
haben, um darüber bereits pofttive Erfahrungen mittheilen zu können; 

b) ſo wie daß die Art und Weiſe, wie ſich der Uebergang in dieſelben aus den 
bloßen Rohſtoff⸗Vereinen gegenwärtig bei uns vollzieht, bereits im Allgemeinen die 
Anerkennung des vorjährigen Congreſſes in Frankfurt a. M. gefunden hat, 

geht der Congreß über den unter Nr. 2 der Genoſſenſchafts⸗Abtheilung über⸗ 
wieſenen Berathungs-Gegenſtand zur Tagesordnung über. 

Der Zollſection lagen außer den, durch die Tagesordnung ihr zugewie⸗ 
ſenen, den Eiſenzoll und die Ausfuhrzölle auf Häute betreffenden 
Fragen, noch zwei andere, durch beſondere Anträge hervorgerufene Diskuſ⸗ 
ſionen ob. Die erſten beiden beantwortete ſie in den, vom Plenum ſanctio⸗ 
nirten Reſolutionen: 

Der Congreß erklärt es für eine der dringendſten wirthſchaftlichen Reformen 
im Zollvereins⸗Tarif, daß 
ö 1) die im Jahre 1844 Statt gehabte Einführung des Zolles auf Roheiſen und 
Erhöhung der Zölle auf geſchmiedetes und gewalztes Eiſen rückgängig gemacht 
und 
2) demnächſt alle noch übrigen Eiſenzölle auf reine Finanzzölle zurückgeführt werden; 

ferner 


3) a. daß die Reform reſp. Aufhebung der den Bergbau belaſtenden Abgaben und 
Gefälle im Intereſſe der naturgemäßen Entwicklung der Eiſenproduktion und 
des Eiſenverbrauchs gleichfalls dringend geboten ſei, b. daß aber dieſe Reform 
nicht als Nebenbedingung der Reform der Eiſenzölle aufgeſtellt werden könne. 

Der Congreß erklärt, daß der beſtehende Ausſuhrzoll auf Haute und Felle als 
ein Haupthinderniß der Bildung eines Häutemarktes auf deutſchem Gebiete zu be⸗ 
trachten ſei und daß daher die Aufhebung dieſes Ausfuhrzolles ſich im Jutereſſe nicht 
nur des Zweckes, ſondern gerade der ſo wichtigen deutſchen Leder-Induſtrie, unab⸗ 
weislich empfehle. 


Die andern beiden Erörterungen galten den Tranſitzöllen auf der 


V 
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Berlin- Hamburger Bahn und dem Projecte eines Handelsvertrags 
zwiſchen Frankreich und dem Zollverein. Das Reſultat derſelben waren 
die folgenden beiden Beſchlüſſe des Congreſſes: 

I. Im Anſchluß an die Reſolution des zweiten volkswirthſchaftlichen Congreſſes 
vom 13. September 1859, worin die volkswirthſchaftliche wie finanzielle Verwerflichkeit 
der Durchfuhr-Abgabe und Flußzölle nachdrücklich ausgeſprochen wurde, erklärt der 
gegenwärtige volkswirthſchaftliche Congreß in Bezug auf die diesmal ſpeciell zur 
Sprache gebrachte Belaſtung des Verkehrs auf der Berlin-Hamburger Eiſenbahn 
namentlich durch die mecklenburgiſchen Tranſitzölle, daß dieſe in Betracht ihrer ver⸗ 
haͤltnißmäßig ganz exorbitanten Höhe um fo unzuträglicher erſcheint, und trifft derſelbe 
Vorwurf die mit den erwähnten Landesabgaben in genauerem Zuſammenhang ſtehenden 
Elbzoͤlle zwiſchen Wittenberg und Hamburg, fo wie die übrigen hamburgiſchen, lü⸗ 
becker, mecklenburger und däniſchen Eiſenbahn-Tranſttzölle. 

II. Da ein Handelsvertrag zwiſchen dem Zollverein und Frankreich bereits Ge— 

genſtand diplomatiſcher Verhandlungen iſt; 

da der wirthſchaftliche Werth eines ſolchen Handelsvertrages lediglich von dem 
Maße abhängt, in welchem er den internationalen Verkehr von Hinderniſſen befreit, 
die friedlichen Intereſſen der Völker verſchmilzt und den Einfluß kriegeriſcher Re⸗ 
gierungspolitik abſchwächt; 

da dieſe wohlthätige Wirkung vermindert oder aufgehoben wird, wenn ein Vertrag 
Begünſtigungen für den Verkehr mit einem einzelnen Lande feſtſetzt, den mit anderen 
Ländern aber davon ausſchließt; 

fo erklärt der volkswirthſchaftliche Congreß, daß alle Verkehrserleichterungen, 
welche die Zollvereinsregierungen in einem Vertrage mit Frankreich etwa einräumen 
werden, namentlich die Aufhebung der Differential-Schifffahrtsabgaben in preußiſchen 
Häfen, die Abſchaffung aller Aus- und Durchfuhrzölle, die Herabſetzung aller Ein— 
fuhrzölle auf ergiebige Finanzzölle, 

dann der allgemeinen Wohlfahrt förderlich und wünſchenswerth ſeien, wenn 
dieſe Erleichterungen des Verkehrs der allgemeinen Geſetzgebung des Zollvereins 
einverleibt und allen Ländern der Erde gleichmäßig eingeräumt werden. 

Was die von Frankreich zu verlangenden Zugeſtändniſſe anlangt, ſo iſt der Con⸗ 
greß der Anſicht, daß dieſelben ſich keineswegs auf die Zulaſſung zu dem im letzten 
engliſch-franzöſiſchen Handelsvertrag bewilligten Tariferleichterungen beſchränken 
dürfen, ſondern daß vornehmlich dahin zu ſtreben ſei, das franzöſiſche Differential⸗ 
Schiffahrtsabgaben-Syſtem wenigſtens für die deutſchen Flaggen zu beſeitigen, und 
zwar nicht allein im directen Verkehr der beiderſeitigen Häfen. 

Die Abtheilung ferner für landwirthſchaftliche Angelegenheiten brachte 
bezüglich des Realeredits nachfolgenden Hauptantrag ein, dem die Zu⸗ 
ſtimmung der Verſammlung wurde: 

In Erwägung: 

1) daß der Acker⸗ und Häuſerbau ſowohl hinſichtlich der Zwecke, welchen fie 
dienen, als auch der Kapitale und Kräfte, welche fie erfordern, zu den wichtigſten im 
Staate gehören; 

2) daß der Realeredit, welcher vielen Beſchränkungen und Belaſtungen unter⸗ 
worfen iſt, an einer großen Benachtheiligung im Vergleich zu dem Staats- und Per⸗ 
ſonaleredit leidet, welcher davon befreit iſt; 
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3) daß daher die Grundlage eines beſſeren Realeredits die gleiche Behandlung 
des Kapitals im Dienſte des Acker- und Häuſerbaues (als Aufhebung der Zinsbe⸗ 
ſchränkungen, Vereinfachung des Verfahrens in Bezug auf Hppothekbeſtellung u. ſ. w.) 
mit dem Kapital im Dienſte des Staates, der Induſtrie, des Handels und Verkehrs 
verlangt; 

4) daß das, was dem Acker- und Häuferbau fehlt, nicht allein Anlagecapital, 
ſondern auch, und zwar in erhöhterem Maße, Betriebscapital iſt, welches erſtere Ca⸗ 
pitalbedürfniß nur zum Theil durch den Realeredit zu befriedigen iſt, während die 
Befriedigung des letzteren dem Perſenaleredit anheim fällt und die ſegensreiche Ent: 
wicklung des Acker- und Häuſerbaues daher eine gleichzeitige Ausbildung der Real⸗ 
und Perſonalereditſyſteme erfordert; 

5) daß unter den Realereditfyſtemen auch die Hypothekenverſicherung als das 
neueſte derſelben von hoher volkswirthſchaftlicher Bedeutung iſt — 

beſchließt der Congreß: 
eine Commiſſion niederzuſetzen, mit der Aufgabe, zu ermitteln: 1) welche Geſtalt dem 
für den Acker- und Häuſerbau erſprießlichen Perſonalereditſyſtem zu geben ſei, 2) hier⸗ 
über, ſowie über die practiſchen Erfolge der Hypothekenverſicherung dem nächſten 
Congreſſe mit Unterbreitung der erforderlichen Vorlagen Bericht zu erſtatten. 

Eine neue Abtheilung, für Geld- und Münzweſen, endlich trat aus 
Anlaß zweier Anträge zuſammen, fie einigte ſich zu folgendem Beſchluſſe, 
welchen der Congreß zu dem ſeinigen machte: 

Der volkswirthſchaftliche Congreß erachtet die alsbaldige Herbeiführung eines gleich⸗ 
mäßigen Geld- und Münzweſens in den Hanſeſtädten mit demjenigen des übrigen 
Deutſchlands für höchſt zeitgemäß und wünſchenswerth und iſt der Anſicht, daß 
der ge eignetſte Weg, um zu dieſem Zwecke zu gelangen, fein würde, wenn die Ne: 
gierungen von Preußen, Hannover und Oldenburg mit den Senaten von Hamburg 
und Bremen desfallſige Unterhandlungen anknüpfen und eine zweckentſprechende 
Uebereinkunft abſchließen würden. 


Vermiſchtes. 


Der Verein für das Wohl der arbeitenden Klaſſen zu Frank⸗ 
furt a. O. hat ſeinen zwölften Rechenſchaftsbericht — der Verein beſitzt ſeit 
December 1848 Corporationsrechte — veröffentlicht. Er iſt eines der wenigen 
Juſtitute, welche den Zweck, der bei der Gründung des Centralvereins zum 
Wohle der arbeitenden Klaſſen obwaltete, die Organiſation nämlich von ſelbſt⸗ 
ſtändigen Aſſociationen ſocialen Strebens, welche im Centralvereine ihren 
Mittelpunkt fänden, ihrerſeits verwirklichten und gehört zu den noch weniger 
zahlreichen, denen es vergönnt geweſen iſt, ihre Wirkſamkeit bis in die Ge⸗ 
genwart fortzuſetzen. Dieſem Alter ſeines Beſteheus iſt es zuzuſchreiben, wenn 
der Verein noch an einer Vermiſchung der Selbſthülfe mit der Wohlthätigkeit 
principiell feſthält, gegen welche die nationalökonomiſche Kritik der ſocialen 
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Frage in der Neuzeit ſich immer entſchiedner ausſpricht. Innerhalb dieſer 
Grenzen aber wirkt der Verein Gutes und ein großer Theil der Erfahrungen, 
welche er ſammelt, haben einen von jener fehlerhaften Grundlage unabhän⸗ 
gigen allgemeinen Werth. Seine Thätigkeit gliedert ſich gegenwärtig dreifach, 
er wirkt als Sparkaſſe, als Brotkaſſe und als Kreditinſtitut. Die 
erſtere Kaſſe ſammelt die während des Sommers allſonntäglich von den 
parern eingelieferten Beiträge, die mindeſtens 2 und höchſtens 10 Sgr. be⸗ 
tragen dürfen. Zu Sammlern ſind ſechs Kaufleute, deren Geſchäftslokale den 
verſchiednen Stadt⸗Gegenden entſprechen, erwählt, welche die Eintragung der 
eiträge in das von dem Sparer präſentirte Sparbuch bewirken. Im Winter 
erhalten die Sparer nach ihrer Wahl entweder das baar eingelegte Geld zurück 
mit einer „Prämie“ von 1 Sgr. 6 Pf. für jeden erſparten Thaler (alſo einen 
Zins von mindeſtens 15 Proc.) oder fie empfangen für die erſparten Geld. 
beträge je nach ihrer Wahl: kiefern Scheitholz, Coaks, Graupen, Reis, Mehl 
oder Erbſen, „Alles in guter Qualität und zu billigeren als den marktgängigen 
Preiſen.“ Im J. 1859 haben nun 765 Perſonen 3665 Thlr. 24 Sgr. geſpart, 
von welcher Summe 2989 Thlr. 2 Sgr. baar zurückgenommen wurden, während 
nur ungefähr 700 Thlr. für den Ankauf der oben erwähnten Lebensbedürf⸗ 
niſſe verwendet wurde. Da die Vortheile, welche die Sparer bei dieſen An⸗ 
käufen durch den Verein gehabt haben, einzeln ſpecifieirt und ſtellenweiſe garnicht 
unbeträchtlich ſind, ſo könnte die geringe Theilnahme auffallen, welche die 
Sparer, zumal da mehr als ein drittel derſelben aus Frauen und Mädchen 
beſtand, gegen dieſe Verwendung ihrer Erſparniſſe gezeigt haben. Zunächſt 
fehlt jedoch eine Angabe darüber, in welchen Minimal⸗Quantitäten der 
Verein jene Lebensbedürfniſſe zum Kauf geſtellt habe, eine nicht unwichtige 
Frage, da allerdings der Sparer, welcher während des ganzen Sommers ſich 
etwa fünf Thaler geſammelt hatte, nur in ſeltnen Fällen den moraliſchen 
Muth gehabt haben wird, dieſelben auf einem Brette für den Ankauf etwa 
einer Klafter Holz verſchwinden zu ſehn. Das Detailliren bis ins Kleinſte, 
wie es der Höfer mit ſtets ſteigendem Gewinn treibt, entſpricht den Lebens. 
und Erwerbsverhältniſſen der Meiſten jener Sparbedürftigen allzuſehr, als 
daß man bei philanthropiſchen Unternehmungen der hier vorliegenden Art dieſen 
Umſtand ungeſtraft ganz außer Acht laſſen dürfte. Zum andern aber, und 
abgeſehn von der eben beregten Frage, erklärt ſich jene geringe Theilnahme auch 
genügend durch die durchſchnittlich obwaltende Luſt, die außerordentliche Anſtren⸗ 
gung, wie das fortgeſetzte und confequente Sparen fie erfordert, auch einer 
außerordentlichen Befriediegung gelten zu laſſen, alſo einem über das gewöhn⸗ 
liche Lebensbedürfniß, für das man nach wie vor den Tag ſorgen läßt, hinaus⸗ 
reichenden Genuſſe. An Geldprämie erhielten die Sparer 135 Thlr. 28 Sgr., 
bei dem Ankauf von Lebensbedürfniſſen genoſſen ſie Vortheile im Belauf von 
175 Thlr. 6 Pf. Zu dieſen Summen trug der Verein aus eignen Mitteln 
115 Thlr. 13 Sgr. 9 Pf. bei, fo daß der volkswirthſchaftlich reine Nutzen 
des Sparinſtituts auf 195 Thlr. 14 Sgr. 9 Pf. zu veranſchlagen war. — 
In Verbindung mit dieſem Inſtitute fteht die Brotkaſſe, deren Ueber⸗ 
ſchüſſe an den Prämienfonds des Sparinſtituts abgeliefert werden. Der ein⸗ 
ſache Organismus der Brotkaſſe iſt eine Verabredung mit Bäckermeiſtern, 
welche gegen die vom Vereine an die ärmern Einwohner verkauften Mar⸗ 
ken das Fünfſilbergroſchen⸗Roggenbrot um 6 Pfennige billiger ablaſſen. Den 
Bäckermeiſtern ſelbſt muß dieſe Einrichtung, welche ſie des gewagten Krediti⸗ 
rens überhebt, eine willkommene ſein, wenigſtens ſpricht dafür ein Beitrag 
von 40 Thl. 10 Sgr. 9 Pf., den dieſe der Brotkaſſe gezahlt haben. 
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32480 Brotmarken ſind im Laufe des Jahres ausgegeben und 4872 Thlr. 
dafür vereinnahmt worden, alſo am Preisnachlaß des Brotes ein Gewinn 
| von 487 Thlr. effectuirt worden. — Das Creditinſtitut ift der 
| andre Haupttheil der Wirkſamkeit des Frankfurter Vereins, daſſelbe beſitzt 
| einen Capitalfonds von 6554 Thlr. und an Einſchüſſen von Privaten, 
(welche in Beträgen von 10 Thlr. aufwärts angenommen und mit 4 Proc. 
N verzinft werden) 26,000 Thlr., fo daß es von 1860 ab der freiwilligen 
| 

. 


Beiträge entrathen zu können glaubt. Es giebt Vorſchüſſe bis zu 30 Thlr. 
| unter Stellung eines Bürgen als Selbſtſchuldner und Rückzahlung in 30 
| Wochen; ferner Darlehne bis zu 300 Thlr. gegen Stellung zweier annehm⸗ 
barer Bürgen und Abtragung in drei Meſſen mit je einem Drittel der Dar⸗ 
I lehnsſummen oder in vier Quartalen mit je einem Viertel; endlich werden 
Pfand⸗ und Wechſeldarlehen ausgegeben. Von Vorſchüſſen der erſtgedachten 
1 Art find 907 im Betrage von 15930 Thlr. gemacht worden. Die meiften 
1 dieſer Vorſchüſſe waren in Höhe von 22 bis 30, ſodann in Höhe des Maxi⸗ 
mus von 30 Thlr. ſelbſt, die meiſten der Darlehnsſucher waren ſelbſtſtändige 
Handwerker, die Bürgen gehörten überwiegend dem Stande der Handwerks⸗ 
meiſter und Eigenthümer an. Von den Bürgſchaftsdarlehen höhern Betrages 
ſind 108 Poſten im Betrage von 9372 Thlr. ausgegeben worden, die meiſten 
derſelben in Höhe von 40 bis 100 Thlr. Auch hier bilden Handwerksmeiſter 
die Mehrzahl der Darlehnsſucher ſowohl als ihrer Bürgen. Was die Pfand⸗ 
darlehne betrifft, ſo war ihr Verkehr ein um ſo lebhafterer, als bisher die Stadt 
ö Frankfurt ſowohl der öffentlichen als privater Pfandleihanſtalten entbehrte. 
Gegenwärtig ſind mehreren Privatleuten Conceſſionen ertheilt worden. Die 
Höhe des Zinſes, den die Empfänger der Pfanddarlehen dem Vereine zu ent⸗ 
richten haben, iſt aus dem Berichte nicht zu erſehen, der nur die Bemerkung 
ii enthält, daß von den 8700 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf., welche auf 817 Poſten aus- 
J geliehen wurden, an Zinſen 573 Thlr. 17 Sgr. 3 Pf. vereinnahmt worden 
| find, (Auch die Vorſchuß⸗ und Darlehns- Empfänger haben „Beiträge“ zu 
entrichten, über deren Normirung der Bericht keine beſondre Auskunft giebt.) 
Die meiſten der Pfandgegenſtände waren Gold- und Silberſachen; Hypotheken⸗ 
dokumente, welche überhaupt nur in ſehr geringer Anzahl zum Verſatz gekommen 
zu ſein ſcheinen, ſollen künftig nicht mehr beliehen werden. Die Pfandſummen 
ſind zu dreiviertel geringe, von 1 bis 2 Thlr., oder doch unter 10 Thlr. — 
Die Wechſeldarlehen endlich (uneigentlich ſo genannt da ſie, in dieſem Jahres⸗ 
berichte wenigſtens, nur als Wechſelankäufe figuriren) werden nur auf Wechſel 
von Frankfurter Geſchäftsleuten gegeben, welche vorher der Prüfung einer 
beſondern Commiſſion unterliegen. 106 Wechſel im Betrage von 10,146 Thlr. 
9 Sgr. 6 Pf. ſind angekauft und ein Zinsgewinn von 163 Thlr. 22 Sgr. 
6 Pf. dabei gemacht worden. — Die Einziehung der Darlehen insgeſammt 
hat eine in Anbetracht der Bürgeneinrichtung erhebliche Anzahl von Proceſſen 
nothwendig gemacht, es ſind, nachdem aus den Vorjahren ein Reſt von 15 
Rechtsſtreiten übrig geblieben, im J. 1859 deren 82 wegen Darlehen in 
Geſammthöhe von 1771 Thlr. 15 Sgr. angeſtrengt worden und 43 Bürgen 
haben mit 824 Thlr. für die eigentlichen Schuldner eintreten müſſen. Die Ver⸗ 
waltungskoſten des Creditinſtituts find gering, fie betragen etwa 250 Thlr. 
größtentheils Gehälter für Vereinsboten. Das Geſammtvermögen des Vereins 

beträgt gegenwärtig 8583 Thlr. — 
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Die Wohnungsfrage in Frankreich und England. 
(Fortſetzung aus Bd. 2. Heft J). 


Ehe wir zu dem eigentlichen nächſten Gegenſtand dieſer etwas 
verſpaͤteten Fortſetzung?) der in dieſer Zeitſchrift (2. Band, 1. Heft) 
abgebrochenen Beſprechung der in Frankreich und England Statt 
findenden Beſtrebungen zur Abhülfe eines der größten ſocialen und 
volfswirtſchaftlichen Schäden der Gegenwart — der ſogenannten Woh— 
nungsnoth übergehn und uns zu der vor allen andern gelungenen 
Unternehmung der Art, der Mülhauſer eite ouvriere wenden, fei 
uns geſtattet nachträglich noch einiger intereſſanter Erſcheinungen zu 
erwähnen, welche Paris auf dieſem Felde darbietet. Freilich iſt das 
Intereſſe, welches ſie erregen, ganz überwiegend negativer und pein— 
licher Art. Denn weit entfernt den bewußten und noch weniger den 
gelungenen Verſuchen der Abhülfe der Wohnungsnoth anzugehören, 
zeigen ſie vielmehr ein trauriges Bild der Art, wie auch unter manchen 
ſehr günſtigen Umſtänden Alles nur zur Ausbreitung und Steigerung 
des Uebels dient, wenn zwiſchen den zuchtloſen Selbſterhaltungsinſtinkt 
der Opfer der Wohnungsnoth einerſeits und der rohen Spekulation 
in der Abhülfe anderſeits keine wahrhaft überlegene gemeinnützige 
Leitung in's Mittel tritt. 

Dieſe Erſcheinungen, welche ebenfalls großentheils unter die 
Bezeichnung eite, jedoch nur in dem Sinne eines mehr oder weniger 
abgeſchloſſenen und dem allgemeinen Verkehr wenigſtens für Fuhr— 
werk entzogenen Complexes von Wohnungen fallen, wofür bei man— 
chen namentlich ſchon einer ältern Zeit angehörenden Localitäten 
G. B. Clos St. Jean u. ſ. w.) der Ausdruck elos ſich findet — 
dieſe eites und einige der clos, die wir im Auge haben, verdanken 
ihren Urſprung unmittelbar der Steigerung der Wohnungsnoth der 


) Da die Correſpondenz, die wir in der erſten Abtheilung benutzten, nicht 
weiter reicht, ſo werden wir die Briefform fortan nur ſehr ausnahmsweiſe und gele⸗ 
gentlich wieder aufnehmen. 
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| kleinen Leute, der Arbeiter, der Armen durch den bekannten großen 

Umbau, in welchem Paris in dem letzten Jahrzehnt begriffen ift*). 
Tauſende von kleinen und kleinſten Miethsleuten der elendeſten, uns 

geſundeſten Stadttheile wurden in kurzer Zeit wohnungslos und da, 
wie wir in unfern Pariſer Briefen in dieſen Blättern zeigten, die Un— 
| terſtützung, der Impuls bald nachließ, welchen die bonapartiſche Ty- 
rannis der zweckmäßigen und zulänglichen Befriedigung dieſes drin— 
genden Bedürfniſſes durch zahlreiche cites ouvrieres ganz neuer 
Art, (die wir bereits ſattſam beſprochen) geben zu wollen ſchien 
— da die freie Privatwohlthätigkeit nur ſehr nothdürftigen und 
faſt unmerklichen Erſatz zu ſchaffen fähig oder willig war, ſo blieb 
dieſer Maſſe von Heimathloſen nichts übrig als ſich ſelber ſo gut zu 
helfen als ihre geringe Einſicht und noch geringere Mittel es dann 
zulaſſen mochten. Und da gab es freilich gar manche ebenſo ſeltſame 
ja bürleske, als tragiſche Anſiedelungsverſuche ““)! 

Wer von der Umgegend von Paris etwas genauere Kenntniß 
hat, als der Beſuch der bekannten Sehenswürdigkeiten und Vergnü— 
gungsplätze, oder Landhäuſer gaſtfreier Freunde und Bekannten vers 
ſchaffen kann, der weiß, welche ſeltſame Gegenſätze ſich hier finden: Die 
wildeſten, rauheſten, verborgendſten, ödeſten, einſamſten Plätze, oft 
nur einige hundert Schritt von dem nie raſtenden Getümmel der 
Barrieren, dem Verkehr der Heerſtraßen, dem Luxus der Villa, der 


) Daß dieſer Umbau, welcher den ganzen Plan von Paris umgeſchaffen hat, 
ſeine ſehr gute geſundheitspolizeiliche Abſicht und entſprechende Wirkungen gehabt hat, 
wird Niemand im Ernſt leugnen, auch wenn dabei ohne Zweifel gewiſſe Rückſichten 
der öffentlichen Sicherheit gegen gewaltſame politiſche Ausbrüche mit berückſichtigt 
wurden, ohne welche eine Tyrannis nun einmal nicht beſtehen kann. Nicht ſowohl, 
daß das Unvermeidliche auch in dieſem Fall rückſichtslos raſch und kräftig durchge⸗ 
führt worden iſt, gereicht dieſer Gewalt zum Vorwurf, als daß auch von ihrer Seite 
mittelbar oder unmittelbar nichts Ernſtliches und Erſprießliches geſchehen, um den 
unvermeidlichen Folgen der geſteigerten Wohnungsnoth in gleichem Maaße abzuhelfen. 
Uebrigens ſollte man nicht vergeſſen, daß im freien England das Muſter des geprieſenen 
municipalen selfgovernment, die Londoner City, wenn auch in geringern Dimen⸗ 
ſionen, ganz daſſelbe Schauſpiel bietet. 

*) Ausführliche Nachrichten über dieſe eités findet man in: Realities of Paris 
Life. 3 vols. London 1859, welches überhaupt eine ſolche Fülle der wichtigſten und 
am wenigſten beachteten, meiſt unbekannten Thatſachen über die Zuſtände des bonapar⸗ 
tiſchen Paris und Frankreichs enthält, daß man einige Schwächen und Einſeitigkeiten 
des Urtheils dem Verfaſſer gerne zu Gute hält. Er iſt Katholik und wahrſcheinlich 
Irländer. 
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Thätigkeit der Fabrik — zuweilen liebliche kleine Thaler und na⸗ 
türliche Schluchten, noch öfters verlaſſene Steinbrüche, Lehm- oder 
Mergelgruben, auch wohl eingeſtürzte Katakomben und dergleichen. 
Schon ſeit Jahren, wahrſcheinlich zu allen Zeiten, haben ohne Zwei⸗ 
fel einzelne mehr oder weniger zweideutige, mit der bürgerlichen Ge— 
ſellſchaft oder doch loͤblichen Polizei auf geſpanntem Fuß ſtehende Per— 
ſonen oder Familien ſolche Localitäten benutzt, um ſich ein möͤglichſt 
verborgenes und doch dem Verkehr zu gelegentlicher Ausbeutung nahe 
liegendes Unterkommen, wenigſtens für die mildere Jahreszeit oft in 
faſt troglodytiſcher Weiſe zu bereiten. Dabei wurde denn darauf 
gerechnet, daß entweder kein Eigenthümer vorhanden oder daß derſelbe 
einen für jeden hergebrachten Gebrauch werthloſen und vielleicht von 
ſeiner Wohnung ſehr entfernten Beſitz nicht ſo leicht beſuchen und 
beachten werde. Dieſem Beiſpiel folgten nun zumal in den gün— 
ſtigern und geräumigern Localitäten jener Art manche der durch die 
neue Rue Rivoli, durch das Boulevard Sebastopol, Prince Eugène 
u. ſ. w. heimathlos gewordenen ouvriers und ſonſtige industriels der 
niedrigſten Stufe, wie chiffonniers und dergleichen. Sie bauten ſich Hüts 
ten zwar in etwas höherem Styl, aber doch mit dem wohlfeilſten und 
ſchlechteſten Material, wie es eben der große Abbruchſturm lieferte, 
der ſie vertrieben, und mit möglichſt geringer Verwendung anderer 
Arbeitskraͤfte und Kunſtfertigkeit, als die Familie ſelbſt fie liefern 
konnte. Fand ſich dann, was gewöhnlich nicht lange auf ſich warten 
ließ, der Beſitzer ein, fo verftändigte man ſich leicht über ein geringes 
Pachtgeld von einigen Sous für eine Quadratelle des Grund und 
Bodens, wovon dann Anfangs jeder nach Bedürfniß, Geſchmack und 
Zahlungsfähigfeit ſoviel nahm als ihm beliebte — natürlich mit ſehr 
kurzer Kündigung! Dieſe wenigſtens augenblickliche Sicherheit zog 
ſchnell neue Anſiedler an, und bald konnte nun, zumal bei fott- 
dauernden Abbrüchen in der Stadt und zunehmender Menge der 
Heimathloſen die Steigerung der Pacht beginnen, ſo daß dieſe elenden 
Hütten, das eigene mühfame Werk der Bewohner oder die allmälig 
an ihre Stelle tretenden auf Speculation erbauten groͤßern Haͤuſer 
jetzt zu faſt eben ſolchen Wucher-Preiſen vermlethet werden, wie die 
kleinen elenden Wohnungen im Mittelpunkt der Stadt. In vielen 
Faͤllen geſtattete die Beſchränktheit der Localität keine weite Entwicke⸗ 
lung dieſer Anſiedelungen; wo aber der Raum es zuließ, entſtand 
ſehr ſchnell eine Art von kleinen Städtchen. Dahin gehört z. B. die 
ſogenannte Fosse aux lions vor der Barrière St. Jacques, die Cité 
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des Fourneaux (wahrſcheinlich von früher dort betriebenen Ziegel— 
brennereien) vor der Barriere Vaugirard, der Trou aux Rats bei 
Menilmontant, das Camp des Barbares ver der Barriere Mont 
Parnasse. Dieſe Cité entſtand in einem früheren Park, der als Natio— 
nalgut verkauft, ſeines Holzwerthes und aller Gebäude beraubt, nur 
noch wüſtes Geſtrüpp in feiner alten Einfaſſungsmauer darbet. Der 
Eigenthümer verpachtete das ganze Grundſtück vor einigen Jahren 
an einen Speculanten, der es wieder in einzelnen großen Abtheilungen 
in zweiter Hand verpachtete, die denn in kleinſten Parzellen, die Elle zu 
5—7 Sous monatlich als Bauplätze für ſolche Heimathloſe ausgethan 
wurden, davon ſich in wenig Monaten über 800 hier anſiedelten, ohne 
daß das Terrain irgendwie durch Abzugsgräben oder Erhöhung der 
Wege u. ſ. w. zubereitet worden wäre! Die einzige Unternehmung 
der Art, wobei einigermaaßen die erſten Regeln der Geſundheits— 
polizei und die dringendſten Bedingungen des Wohlſeins und Beha— 
gens der Bewohner berückſichtigt wurden, war, wie es ſcheint, die 
ſogenannte Cité universelle vor der Barriere des Ecoles. Hier follen 
auf Speculation ebenfalls innerhalb einer alten Umfaſſungsmauer 
einige hundert meiſt einſtöckige gute ſteinerne Häufer mit kleinem Hof 
und Gärtchen und nicht allzuviel Wohnungen erbaut und ſehr ſchnell 
Gu etwa 200 Fr. die kleinern Wohnungen) vermiethet worden fein, 
auch durch einen Aufſeher mit Eingangsthor u. ſ. w. einige Zucht 
und Ordnung gehalten werden. Leider ſind wir durch zufällige Um— 
ſtände verhindert worden, dieſe Cité ſelber zu beſuchen und haben, 
wie gewöhnlich von dritten Perſonen, nur ſehr unbefriedigenden Bericht 
darüber erhalten können. Dagegen moͤgen ſchließlich hier noch einige 
nähere Nachrichten über eine — eben durch ihr Mißlingen in jedem 
beſſern Sinn — beſonders intereſſante Unternehmung folgen. Dies 
iſt die ſogenannte Cité Doré. 

Wer ſich etwa durch den Wortlaut verleiten laſſen könnte, hier 
an die auch nur entfernteſte Analogie mit der domus aurea Nero's 
weiland Kaiſer, zu denken, oder an das goldene Horn des „kranken 
Mannes,“ oder an die Maison dorée des Pariſer Boulevard, oder auch 
nur an das goldene Dächlein in Inspruck, oder überhaupt an irgend 
eines der vielen glänzenden und angenehmen Dinge, deren Bild uns in 
dem Zauberwort Gold aufzugehn pflegt, den muͤſſen wir auf den 
Unterſchied des geſchriebenen von dem geſprochenen Wort verweiſen! 
Hier nun handelt es ſich nur um den Namen des Beſitzers des 
Grund und Bodens, worauf dieſe „Stadt“ ſich erhebt, welche leider 
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von allen jenen glänzenden goldigen Phantaſiebildern grade das 
düſtere ärmliche Gegentheil aufzuweiſen hat. Nicht weit von dem 
Jardin des Plantes jenſeits der Barriere, ſtand einſt in einem Park 
von mäßiger Größe das Schloß Bellevue, welches zur Zeit der Revolu— 
tion als Nationaleigenthum veräußert und, wie die meiſten Beſitzungen 
der Art, möglichſt ſchnell auf Abbruch und Raub verwerthet wurde. 
Der gegenwärtige Beſitzer, eben jener Monsieur Doré, ſuchte nun auf 
mancherlei Weiſe den ziemlich kahlen und wenig fruchtbaren Grund und 
Boden noch weiter nutzbar zu machen. Anfangs dachte er an ein 
öffentliches Vergnügungslokal, dann an Parzellirung zu kleinen bürs 
gerlichen Wohnungen mit „Gartenvergnügen“ und endlich wollte er 
ſich mit der bloßen Verpachtung in beliebigen Abtheilungen zu Ge— 
müſegärten begnügen. Bei der nicht unvortheilhaſten Lage des Grund— 
ſtücks iſt nicht recht klar, woran es ſich ſtieß, aber genug, das Alles 
wollte ſo wenig ziehen, daß Monsieur Doré immer nur froh ſein 
konnte, wenn er wenigſtens noch nicht viel an irgend einen dieſer 
Verſuche gewendet, noch nichts weiter hineingeſteckt hatte — was 
übrigens wohl hinreichend erklärt, weßhalb auch nichts herauskam! 
Endlich war er auf dem Punkt, den ganzen Park um jeden Preis 
wieder loszuſchlagen, als ſich ein Miethsmann zu einer Parcelle 
meldete, der mit Freuden ſogleich vorgelaſſen wurde. Anfangs war 
die Enttäuſchung groß, als der Kunde ſich in Geſtalt eines chiffonnier 
mit allen nicht ſehr äſthetiſchen noch appetitlichen Attributen ſeines 
Gewerbes darſtellte, der nicht nur eine Parcelle zu pachten, ſondern 
auch eine Wohnung darauf begehrte, deren Bau er vollkommen bereit 
war ſelber zu übernehmen. So wenig Monsieur Doré bisher an ſolche 
Pachter oder Miether gedacht hatte — ſo ſchwer es ihm werden 
mochte, ſich ſo tief von den Höhen ſeiner urſprünglichen Speculation 
herabzulaſſen — vom epicier zum chiffonnier! — fo war er doch 
eingedenk des „Sperlings in der Hand“ und verpachtete dem Mann 
ohne Umſtände eine Parcelle von 10 Ellen in's Geviert für eine Pacht 
von monatlich 50 Cent. die Quadratelle mit der Erlaubniß darauf zu 
bauen was und wie er wollte und konnte. Wahrſcheinlich erkannte er in 
dem einzelnen Chiffonnier gleichſam den Strohhalm, der ihm andeutete, 
wo der Wind herkam — namlich eben der Sturmwind der großen 
beginnenden Pariſer demolitions, deren eines der erſten Opfer er 
vor ſich hatte, welche ihm die Nachfolge zahlreicher Leidensgefaͤhrten 
verbürgte. Und war es auch nur la chiffe, fo hat der Grundſatz: 
„luci bonus odor e re qualibet“ ſich von dem römiſchen Caͤſar auf 
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den Inſtinkt der modernſten Speculation vererbt. Schon am andern 
Tage erſchien der Chiffonnier mit Frau und Kindern, beladen mit 
allerlei baulich verwendbarer Beute des Schlachtfelds der Demolition, 
wo der glückliche oder kühne Finder oder Käufer in kurzer Zeit ſich 
mit allem zu verſehen wußte, was ſein Bau forderte. In wenig 
Wochen ſtand auf dem kleinen Grundſtück eine Wohnung ſo klein 
und beſcheiden, daß ſie ſogar noch ein wenig Gartenraum übrig ließ 
und von eben fo originellem als hochlaͤndlichem Styl und Conſtruktion, 
deren volle Kühnheit und Ingenuität indeſſen zunächſt durch eine 
dichte grüne Hülle von ſchnell wachſenden rankenden Gewächſen vor 
dem profanen Auge höchſt maleriſch verhüllt war und erſt recht her— 
vortrat als der Winter mit rauher Hand darüber fuhr. Indeſſen 
auch dann bewährte ſich der Verſuch wenigſtens inſoweit, daß der 
Chiffonnier und die Seinigen nicht nur verſicherte, ſondern auch durch 
allen Augenſchein bewies, daß ſie niemals eine behaglichere und 
geſundere Wohnung gehabt hatten, und das für den Spottpreis von 
60 Fr. jährlicher Miethe und die kaum nennenswerthen Koſten des 
Baues! Wie viel oder wenig mit einem ſolchen vergleichsweiſe beding— 
ten Lobe geſagt ſein konnte, mag jeder beurtheilen, der die Höhlen 
kennt, worin dieſe Leute nicht nur ſich ſelbſt und die Ihrigen, ſondern 
auch, in demſelben Raume, die Haufen von allen möglichen und 
unmöglichen Abfällen bergen, die fie dem Pariſer Straßenkehricht 
und Goſſenſchlamm abgewinnen. Das ſchon allein war jedenfalls 
eine unermeßliche Verbeſſerung, daß jetzt ein eigenes Waarenlager 
ein Paar Schritt von der Wohnung eingerichtet wurde. Genug und 
begreiflich: die Sache machte im ganzen Bereich der Chiffe großes 
Aufſehen und fand ſchnell häufige Nachahmer und zahlreiche kleine 
Wohnungen derſelben oder ähnlicher Art oder Unart ſchoſſen auf wie 
Pilze und ordneten ſich zu Straßen und Plätzen von entſprechenden 
Dimenfionen. Gegen Ende des Jahres 1856 waren die meiſten 
dieſer neumodiſchſten aller cottages unter Dach, wobei ſich der tech— 
niſche Scharfſinn dieſer Baudilettanten in beſonderer eigenthümlicher 
Weiſe bewährte. Da von ordentlicher Ziegel- oder Schieferdeckung oder 
Bretterverſchlag der Koſten wegen nicht die Rede fein konnte, fo verſuchte 
man es mit mancherlei mehr oder weniger kühnen Surrogaten, deren 
Unzulänglichkeit der erſte Regenſturm nur allzu handgreiflich bewies. 
Da fand ein glücklicher Bauherr auf feinen berufsmäßigen nächtlichen 
Wanderungen ein Paar ſchadhafte Blechplatten, wie ſie in großer 
Menge zum Ausfuttern von Kiſten für mancherlei Waaren gebraucht 
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und meiſt nach der Entleerung als Abfall behandelt werden. Der 
Fund wurde ſogleich zur Bauſtelle geſchleppt, die beſten Stücke heraus— 
geſchnitten und auf die Dachlatten ſo genagelt, daß jede Fuge ver— 
deckt war. Die Entdeckung und Erfindung bewährte ſich vollkommen 
und fand allgemein Nachahmung und noch ehe der neu erlangte 
Werth dieſes Abfalls über die Kreiſe der Chiffe hinaus bekannt 
geworden und den Krämergeiſt zur Speculatlon geweckt hatte, waren 
die meiſten Häuſer der Cité zwar nicht mit Gold, aber doch mit Blech 
gedeckt, welches allerdings im Sonnenſchein einen weithin ſtrahlenden 
Glanz verbreitete, der im ſeltſamſten Gegenſatz zu dem Eindruck ſtand, 
den die nähere Beſichtigung dieſer Herrlichkeit gewährte. Bald deckte 
die Schwärze des Rauchs und der Verwilterung dieſe Täufchung 
mit der einer Hüttenſtadt ziemenden düſtern aber ehrlichen Wirklichkeit. 

Eine „neue Aera“ eröffnete ſich für dieſes ſeltſame Städtchen 
in oder vor der Stadt dadurch, daß auch hier die Conecurrenz des 
„großen Capitals“ mit der kleinen Arbeit Platz griff Es fand ſich 
ein Speculant, der für ein Paar Dutzend Parcellen eine weit bö- 
here Pacht bot und darauf eine entſprechende Anzahl Wohnungen 
bauen ließ, die zwar immer noch überall ſonſt als Hütten gelten 
würden, hier aber ein entſchieden ariſtokratiſches Quartier bilde— 
ten und deren viel höhere Miethspreiſe (25 Fr. monatlich) eine 
entſprechende Claſſe von Aftermiethern herbeizog, leider aber auch 
die Pacht- und Miethspreiſe auf dem ganzen Grundſtück bedeutend 
in die Hoͤhe trieben, ſo daß ſchließlich Monsieur Doré denn doch ſein 
Capital weit über ſeine urſprüngliche Erwartung verwerthet finden 
dürfte. Das endliche Reſultat läßt ſich denken! Die erſten Miether 
und Anſiedler wurden nach und nach verdrängt, oder gezwungen 
unter ſehr viel drückendern Bedingungen zu bleiben, wenn ſie nicht 
erleben wollten, daß ihnen ihr mühſam und kuͤnſtlich bereitetes Neſt 
über dem Kopf abgebrochen wurde. Und doch war dies zuletzt das 
Schickſal der meiſten jener urſprünglichen genialen Hütten, fo daß 
die Cité ſich in ihren meiſten Straßen oder Gäßchen von den elen— 
deſten Quartieren der ältern Theile von Paris nur dadurch unter— 
ſcheidet, daß die Häuſer kleiner, zwe, drei- bis höchſtens vierſtoͤckig 
aber auch ſehr viel ſchlechter und leichter gebaut ſind, indem die 
Speculanten in der Beziehung dem Beiſpiel der erſten Anſtedler 
folgten, daß ſie ihr Baumaterial möglichft wohlfeil von den indeſſen 
immer weiter um ſich greifenden Demolitionen der innern Stadt 
bezogen. Wenn nun auch immerhin die freiere Lage und die nicht 


139 Die Wohuungsfrage in Frankreich und England. 


ſo maſſenhaft gehäufte Bevölkerung die Nachtheile einer mephitiſchen 
Atmosphäre bisher hier weniger hervortreten läßt, als in den 
alten Jammerquartieren, ſo iſt anderſeits im Winter die Kälte und 
alle Wirkungen derſelben auf die Geſundheit auch durch eine faſt 
unerſchwingliche Conſumtion von Feuerungsmaterial kaum zu über— 
winden. Mit einem Worte die Cité Doré bietet jetzt ſchon alle Er— 
ſcheinungen des Pariſer Elends und namentlich der Wohnungsnoth 
in der größten Mannigfaltigkeit und in der höchften Steigerung dar. 
Sie verdient die Bezeichnung einer „eitta dolente” fo ſehr, wie irgend 
eine andere der unzähligen Wohnſtätten der proletariſchen Verarmung 
und der vergeblich gegen dieſen Strom kämpfenden „Arbeit“ in 
Paris, London oder andern großen Städten. Inſofern fällt fie nun 
allerdings durchaus nicht unmittelbar in den Bereich unſerer Beſpre⸗ 
chung, wohl aber mag dieſes wie fo manche ähnliche Fälle, die wir 
oben des kürzeſten erwähnt haben, Stoff zu den ernſteſten Betrach— 
tungen derjenigen geben, welche irgendwie den Beruf haben, zur 
Abhilfe der Wohnungsnoth mitzuwirken. Man kann in der That, 
wenn man irgend in dieſen Dingen orientirt iſt, nicht umhin mit 
eben ſoviel Indignation als Betrübniß zu erwägen, zu welchen ganz 
andern Reſultaten grade dieſe Kriſe in den baulichen Verhältniſſen 
des neuen Babylon hätte führen müſſen, wenn die ploͤtzliche Steige⸗ 
rung des Bedürfniſſes und der dadurch geweckte nicht nur bauliche, 
ſondern auch beſitzliche Inſtinkt, der Geiſt des proprietaire, der ein 
ſo wichtiges, ſo entſchieden conſervatives Element der arbeitenden 
Claſſen iſt und ſich hier in ſo naiver und doch ſo intelligenter und 
thatkräftiger Weiſe geltend machte, auch nur einiges Verſtändniß und 
daraus hervorgehende Leitung und Unterſtützung von Seiten der gebilde— 
ten, der beſitzenden Stände oder der Staats- und Municipalgewalt — 
ja, auch nur von Seiten der anſtändigern und verſtändigern, gebildetern 
Speculation gefunden hätte. Welches Feld, welch treffliches Material 
bot ſich hier für wahrhaft gemeinnützige Baugeſellſchaften und zu 
Anſiedelungen im Großen mit allen Vortheilen des Cottageſyſtems! 
— Sollte aber der geneigte Leſer zu den trefflichen Leuten gehören, 
die ihren deutſchen Patriotismus hauptſächlich dadurch bewähren zu 
müſſen glauben, daß ſie mit möglichſt ſcharfem Beſen bei jeder Gele— 
genheit vor des weſtlichen Nachbars Thür fegen, ſo möchten wir doch 
bitten, uns irgend eine große Stadt diesſeits des Rheins zu nennen, 
wo nach den erfahrungsmäßigen Antecedentien, unter ähnlichen Um— 
ſtänden mehr wahrhaft gemeinnütziger Sinn und Einſicht zu erwar— 
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ten und zu verhoffen fein dürfte? Man denke z. B. nur an Memel 
oder Wien! Wie groß aber jene hier verſcherzten und verfäumten Vor: 
theile und die negative Verantwortlichkeit der Verſaͤumniß ſolcher Mög— 
lichkeiten, das wird ſich am eindringlichſten aus der Darſtellung der 
Mülhauſer cite ouvriere ergeben, zu welcher wir uns jetzt wenden. 

Bedenkt man wie leicht es bei der gegenwartigen Ausdehnung 
des mitteleuropäiſchen Eiſenbahnnetzes alljährlich für viele Tauſende 
von deutſchen Touriſten nach der Schweiz, nach Frankreich oder am 
Rhein und von Tauſenden von Anwohnern eines Rayons von 30 — 40 
Meilen um den Elſaß her wäre, dieſe Unternehmung aus eigener 
Anſchauung kennen zu lernen und wie ſelten man doch Jemanden 
begegnet, der auch nur ein Paar Stunden Zeit und Raum dran 
gewendet hat, ſo drängt ſich Jedem, der die Sache wirklich kennt, 
der Eindruck der unermeßlichen Gedankenloſigkeit und Gleichgültig— 
keit, der unüberwindlichen vis inertiae, welche die Welt regiert, von 
Neuem in ſeiner vollen, entweder lähmenden, oder irritirenden Ge— 
walt auf, wie kaum bei andern äönlichen Gelegenheiten. Auch 
die Entſchuldigung, die ſo leicht und mit ſolcher Naivität zur Hand 
iſt: „wir haben nie davon gehört!" iſt nur ein weiterer Beweis 
der Macht und Ausdehnung des Uebels. Denn geſchrieben und 
gedruckt iſt ſeit einigen Jahren grade über dieſe Cité mehr als 
über irgend ein ähnliches Thema und das nicht blos in Büchern 
oder Zeitſchriften, welche nicht Jedermanns Sache ſind, ſondern 
auch die Tagespreſſe, die größern Zeitungen und Journale gemiſchten 
Inhalts haben der Sache wenigſtens das Almoſen ab und zu einiger 
Zeilen vergönnt. Eine gaſtronomiſch-phyſtelogiſch-pſychologiſche Unter 
ſuchung: wie viele und welche Elemente in dem Nagout der täglichen 
Lectüre — der ſogenannten Gebildeten unſerer Zeit eigentlich als geiſtiger 
Nahrungsſtoff wirklich nahrhaft verdaut werden — wie viele in langſame 
rer oder ſchnellerer Wirkung ſich ſchädlich, wo nicht giftig, erweiſen und 
wie viele und welche eben ſo wieder abgehen, wie ſie verſchlungen 
worden, wäre gewiß kein unintereſſantes Thema für einen pſycholo— 
giſchen Moleſchott! Wir aber müffen uns beeilen, zu der Voraus— 
ſetzung zu gelangen, daß wenigſtens unter den Leſern dieſer Blätter 
kaum einer ſein wird, der nicht wenigſtens hinreichend über die Cité 
ouvrière unterrichtet wäre, um uns der Nothwendigkeit zu überheben, 
die Hauptzuͤge der ganzen Unternehmung nach ihrer finanziellen und 
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ſonſt geſchäftlichen Seite hier ausführlich zu wiederholen“). Nur zu 
allem Ueberſluß ſei geftattet die Hauptpunkte hier in Erinnerung zu 
bringen. Die Idee der Cité ouvriere, wie ſie ſeit 1848 in Paris 
auftauchte — mit welchem Erfolg oder Nichterfolg haben wir geſehen — 
wurde in Mülhaufen in dem Kreiſe einer der erſten und geachteſten 
deutſchen Familien der großen Induſtrie des Elſaſſes und namentlich 
von deren Haupt, dem trefflichen J. Dolfus in wahrhaft gemein— 
nützigem und ächt liberalem und volksfreundlichem Sinne und mit 
deutſchem Ernſt und Treue aufgenommen. Etwa ein Dutzend 
gleichgeſinnter meiſt verwandter und jedenfalls befreundeter Fabrik— 
herren bildeten 1853 eine Aktiengeſellſchaft (wenigſtens war dies die 
geſetzliche Form) zur Gründung einer eite ouvriere, und wurde ihr 
von der Regierung eine Subvention von 300000 Fr. unter der Be⸗ 
dingung zugeſagt, daß ſie wenigſtens 900000 Fr. auf ihre Unter⸗ 
nehmung verwenden und unabhängig von den Wohnungen auch 
einige größere wirthſchaftliche und ſonſt nützliche Unternehmungen 
zum Beſten der arbeitenden Klaſſen gründen ſolle. Das Aktienkapi⸗ 
tal wurde auf 300000 Fr. zu 4% gebracht und für weitere Bau— 
koſten die Aufnahme von Capital zu 4½ “% vorbehalten. Die Häufer 
ſollten aber nicht bloß billig vermiethet werden, ſondern es wurde 
auch das fo höchft wichtige und wohlthätige Princip der Beſitzer— 
werbung in die Statuten aufgenommen!“). Die Operation iſt eben 
fo als einfach zweckmäßig. Der formale und thatſächliche Beſitz eines 
Hauſes mit Garten (auf einem Grundſtück von etwa 150 Quadrat- 
metres) von 1600 — 2300 Fr. wird ſchon durch eine Anzahlung von 
2 300 Fr. erworben, welche dem Käufer zu 5 % verzinſt werden. 
Der Reſt bleibt als Hypothek auf dem Grundſtück mit ratenweiſer mo— 


4) Wir verweiſen theils auch hier auf unſere „Reiſebriefe“ von 1854, theils 
auf den von dem Hauptgründer der Cité, Hr. J. Dolfus, dem congres interna- 
tional in Frankfurt 1853 vorgelegten kurzen Bericht, dem auch einige bildliche Dar— 
ſtellungen beigegeben find. Die techniſchen Details findet man in dem großen Werk 
von Müller: les habitations des classes ouvrières ete. 

%) Bekanntlich gebührt der Berliner gemeinnützigen Baugeſellſchaft die Ehre, 
zuerſt dieſes Princip anerkannt und verwirklicht zu haben. Um ſo mehr denn iſt zu 
bedauern, daß fie ſchon ſeit längerer Zeit thatſächlich und ſeit Jahr und Tag auch 
durch einen förmlichen Beſchluß dem Geiſt und dem Buchſtaben ihrer Statuten und 
ihrer ganzen Entſtehung in dieſem und andern Punkten untreu geworden iſt. Ueber⸗ 
haupt tritt bei einem Vergleich zwiſchen der Mülhauſer Cits und der Berliner 
g. B.⸗G. ein- tiefbeſchämender Gegenſatz einerſeits von tüchtigem beharrlichen Gemein⸗ 
finn, andererſeits von wahrhaft byzantiniſcher Unfruchtbarkeit hervor. 
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natlicher oder vierteljährlicher Abtragung und 5 % Zinſen, deren Be— 
trag natürlich mit jeder Ratenzahlung abnimmt und wobei die Zinſen 
für das Angeld zu Gunſten des Käufers berechnet worden. Der 
Betrag der Raten iſt Gegenſtand beſonderer Uebereinkunft, doch ift 
anzunehmen, daß binnen 18 —20 Jahren das Grundſtück völlig frei 
wird. Die bloße Miethe beträgt 150 — 180 Fr. und ſteht nach Ver— 
hältniß der Einrichtungen u. ſ. w. jedenfalls bedeutend niedriger als die 
gewöhnlichen Wohnungen derſelben Klaſſe von Miethern — ſoweit 
überhaupt ein ſolcher Vergleich des Preiſes bei ſo ganz verſchiedener 
Beſchaffenheit der Waare gelten mag. Uebrigens kann der Miether 
jeden Augenblick ſich zum Ankauf melden. Dieſe Einrichtung bietet nächft 
dem nicht hoch genug anſchlagenden, moraliſchen, wirthſchaftlichen und 
ſocialen Vortheil, den der eigene Heerd für den „kleinen Mann“ hat, 
noch die Möglichkeit die Operationen der Geſellſchaft weit über das ur— 
ſprüngliche Aktienkapital auszudehnen, indem die An- und Heimzah- 
lungen ſogleich wieder zum Baukapital geſchlagen und zu Ankauf von 
Grundſtücken und Neubauten verwendet werden. Was denn etwa noch 
fehlt, würde leicht zu 4½ Proc. aufgenommen, wobei noch ½ Proc. 
Vortheil bleibt, da das verwendete Kapital durch die Mieths- und 
Zinszahlung der Leute 5 Proc. beträgt. So iſt der Geſellſchaft möglich 
geworden, ſchon jetzt ein Baukapital von über 1500000 Fr. zu verwen⸗ 
den. Einer der auffallendſten Züge der ganzen Unternehmung iſt die 
beiſpielsloſe Einfachheit und Wohlfeilheit der Verwaltung, welche ganz 
in den Händen eines Mannes ruht, dem ein bloßer Schreiber zur 
Hand iſt, und deſſen Bureau und Amtswohnung in einem der kleinen 
Haͤuſer Platz hat. Freilich iſt le pere Bernard denn auch im voll— 
ſten Sinne der rechte Mann zu ſolchem Werke! Jener Ehren— 
titel aber, welchen ihm die ganze Cité giebt, bezeichnet das Weſen 
des Mannes ſo vollkommen, daß wir uns jeder weitern Characte— 
riſtik enthalten können. Liegt nun auch ohne Zweifel eine ſehr we— 
ſentliche Urſache des Gelingens der Unternehmung in dieſer Perſon— 
lichkeit, alſo einem leider wenigſtens in dieſem Maaße nur ſehr 
ausnahmsweiſe ſich wiederholenden Faktor, ſo wird doch damit der 
allgemeinen Bedeutung der vorliegenden Reſultate, welche wir nun— 
mehr darzuſtellen haben, kein erheblicher Abbruch geſchehen. Denn 
theils würden wenigſtens annähernd ähnliche Perſönlichkeiten auch 
anderwärts nicht ganz fehlen — wenn nur die alles beherrſchende 
und erſtickende Routine, und ausſchließliche Geltung der Form 
gebrochen und der Werth der That mehr zur Geltung käme! 


en 
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Jedenfalls aber könnte, wenn auch mit etwas höheren Koſten die 
wirklich nöthige Arbeit durch eine etwas größere Zahl von Arbeitern 
beſchafft werden. Aber unentbehrlich iſt jedenfalls ein Mann, der 
Zeit, Kopf und Herz für die Sache hat, und der das Vertrauen der 
möglichſt freien Hand wirklich verdient. 

Vielleicht wird nun der unmittelbare Eindruck, den wir bei einem 
zweiten Beſuch der Cite im Sommer 1858 hatten, am beſten geeig— 
net ſein, dem Leſer ein Bild der Sache zu geben, und erlauben wir 
uns daher folgende Mittheilungen aus einem damals entſtandenen 
Bericht: 

„Wenn der Anblick der Cité ouvrière mir diesmal noch ſehr 
viel erfreulicher war als vor vier Jahren, ſo trägt ohne Zweifel 
dazu die günſtigere Jahreszeit und ſonſt manches äußere und rein 
perſöͤnliche Moment nicht wenig bei. Damals ein Sonnabend mit 
all feinen kleinen wirthſchaftlichen Unſchönheiten bei rauhem früh 
herbſtlichem Septemberwetter, lahm und unter merklichen Schmerzen 
ſich in der Cité herumſchleppen — heute ein Sonntag bei herrlichem 
Juniwetter und rüſtigen Fußes herumgewandert, das iſt ſchon ein 
gar großer Unterſchied! Die Hauptſache iſt aber doch jedenfalls die 
ſehr bedeutende Entwicklung, welche die ganze Sache ſeitdem gewonnen, 
| das nach allen Seiten und in jeder Beziehung augenfällige und 

handgreifliche Gedeihen und Gelingen. Statt der etwa 100 Häuſer, 
welche damals ſich auf dem weiten Raume ziemlich vereinzelt und 
unbedeutend darſtellten und deren Umgebungen meiſt noch ziemlich 
wüſte lagen, finde ich jetzt eine förmliche neue Vorſtadt von Mül— 
haufen mit etwa 350 Häufern — jedes mit feinem beſondern Ein— 
gang und wohlbeſtelltem, ſauber und feſt eingehegtem Gaͤrtchen zu 
beiden Seiten der ſich rechtwinklich kreuzenden, chauſſirten Straßen, 
von anſtändiger Breite, mit doppelten Baumreihen Graben, Fuß⸗ 
ſteig und Brunnen, an mehren Ecken. Die drei Hauptſtraßen 
münden in einen Platz, wo ſich mehre größere Gebäude in ziemlich 
ſtattlichem Styl erheben. — Auf der einen Seite wird der Platz 
durch einen breiten Canal begränzt, über den eine Brücke in eine 
erſt ſeit vorigem Jahr begonnene, zweite Cité führt, wo ſchon einige 
fünfzig Häufer theils fertig und bewohnt, theils unter Dach ſind und 
auch ſchon eine Salle d'asyle (Kleinkinderbewahrungsanſtalt) und 
eine Herberge ſich in den Hauptmauern über die Erde zu erheben 
beginnen. 
Was die Wohnungen ſelbſt betrifft — theils vier in's Kreuz 
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unter einem Dach, theils ein halb Dutzend (die kleinern) oder ſo in 
einer Reihe — kann ich allerdings das vor vier Jahren ausge- 
ſprochene Lob hinſichtlich ihrer Zweckmaͤßigkeit und ganzem freund— 
lichen Ausſehen, mit gutem Gewiſſen wiederholen; doch will ich nicht 
verhehlen, daß — vielleicht in Folge eigener gereifterer Einſicht — 
mir doch noch in mancher Hinſicht eine Verbeſſerung möglich und 
wünſchenswerth erſcheint, wie denn auch bei neuen Bauten darauf 
Bedacht genommen werden ſoll, ſoweit es nicht zu einer allzu ſtarken 
Vermehrung der Koſten führen könnte. Ob und wie ohne große 
Koſten und Willkür die Einförmigkeit des Bauſtyls bei einer ſolchen 
Anſiedlung vermieden werden könnte, iſt ohne Zweifel eine der ſchwie— 
rigſten Fragen, auf die ich hier nicht eingehe. Jedenfalls aber bieten 
die Gärten — abgeſehen von allen andern Vortheilen — der Mannigfal— 
tigkeit individueller Bedürfniſſe und Liebhabereien ein ſehr weites 
Feld. Sie find faft ohne Ausnahme forgfältig oder doch „luſtig“ 
mit Gemüfe, Blumen, Zier- oder Beerengebüſch und ſoviel Obſtbaͤu— 
men als der Raum noch erlauben mag angepflanzt. Meiſt iſt auch 
entweder in einer Ecke an der Straße eine kleine Sommerlaube 
angebracht, oder die Hausthür mit Geisblatt oder wildem Wein 
beſchattet, welches dann Alles dazu beiträgt, wenigſtens den Sommer 
über, die Einförmigkeit der Bauart zu brechen. Daß die Jahreszeit 
eine unendliche Fülle von Roſen mit ſich bringt, iſt dann allerdings 
auch nur ein vorübergehender Zug zu dem Bilde der Cité, der aber 
dennoch ſehr weſentlich zu dem freundlich feſtlichen Eindruck beitrug, 
den ich davon mitnehme. Am höchſten aber ſchlage ich hier die Etaf- 
fage an, welche zwar immerhin durch die Jahres zeit und den Feier— 
tag bedingt, doch ein ſicheres Zeichen permanent erfreulicher Zuſtände 
iſt. Um ſich davon zu überzeugen, braucht man gar nicht in die 
Häuſer ſelbſt einzutreten. Man braucht nur dieſe ſonntäglich heitern 
Gruppen von Männern, Frauen und Kindern zu ſehen, welche die 
meiſten dieſer Gärten beleben, entweder behaglich vor ihrer eige— 
nen Hansthür, oder in ihrer eigenen Roſenlaube ſitzend, die Frauen 
mit weiblichen Arbeiten oder müßig „körend“ — wer weiß ein gutes 
ſchrüftdeutſches Wort für causer! — die Männer die Cigarre im 
Mund, einige auch wohl ein Zeitungsblatt, oder Buch in der Hand — 
Andere in ihrem Beſitzthum ſich ergehend hier und dort mit einer leichten 
Arbeit bei einem Baum oder Strauch oder Beet beſchaftigt, mehr im 
Genuß des Eigenthumsbewußtſeins, als um der Arbeit ſelber willen 
— die Kinder theils im Garten, theils vor der Pforte auf dem Fuß- 
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pfad ſich fröhlich und rückſichtlos herumtreibend nach Kinder Weiſe. 
— Alles in ſauberem, vielleicht hin und wieder nur zu elegantem 
Sonntagsſtaat. Das Alles findet ſich mehr oder weniger auch ander— 
wärts, wenn auch wahrlich nicht überall, nicht häufig und beſon⸗ 
ders kaum irgendwo ſo durchgehend von Haus zu Haus, von 
| Gärtchen zu Gaͤrtchen in einer ganzen Vorſtadt von einigen hun⸗ 
ı dert Häuſern! Aber zugegeben immerhin, daß der erfreuliche An⸗ 
| blick an ſich vielleicht unter andern Umſtänden keinen jo tiefen Ein⸗ 
druck motiviren könnte, fo braucht man nur einen Augenblick die 
N beſondern Umſtände zu erwägen, welche hier vorliegen um einen ganz 
exceptionellen Maaßſtab der Würdigung der ganzen Erſcheinung an⸗ 
zuerkennen. Meine eigene Erinnerung von früheren Beſuchen dieſer 
Hauptſtadt der oberrheiniſchen Großinduſtrie und von den Zuſtänden 
der Fabrikarbeiter, die nicht beſſer waren als leider auch anderwärts, 
hätte ſchon hingereicht, um mir die Gegenfäge und die Umwandlung 
| anſchaulich zu machen, die hier fo unverkennbar vor Augen und 
| Ohren liegt. Ich brauchte außerdem aber auch nur die Grenzen der 
| Cité zu überſchreiten und dem wüſten, rohen Lärm nachzugehn, der von 
| einigen öffentlichen benachbarten Lokalen herübertönte — ich brauchte nur 
der engen, dumpfen, heißen, ſchmutzigen Straßen zu gedenken, durch die 
N mich mein Weg nach der Cité führt — der hohen übel gehaltenen 
I Häufer, mit den übereinander geſchichteten elenden ungeſunden Woh— 
nungen der „arbeitenden Klaſſe“, deren Bewohner größtentheils 
(obgleich noch am frühen Nachmittage) ſchon längſt nach jenen Tanz⸗ 
häufern u. ſ. w. gezogen waren, während die durch zu tiefe Armuth 
. oder durch Zwang — Weiber, deren Männer den Wochenlohn lieber 
| allein verthun! — zurückgehalten, meiſt ſchmutzig und abgeriſſen in 
9 dumpfer Verdroſſenheit oder zaͤnkiſch larmend vor den Hausthüren ſich 
herumtrieben oder herumzerrten! Die ganze innere und äußere Haltung 
der damals Abweſenden bei ihrer Heimkehr ſo ſpät in der Nacht als 
die Polizei es nur irgend erlaubt — die Auftritte in den Wohnun⸗ 
gen — die Familienſcenen, womit eine ſolche Sonntagsfeier nur allzu 
oft ſchließt, kann ſich jeder denken, der ſich je um ſolche Dinge be— 
kümmert hat. Und hier handelt es ſich nicht etwa blos um die 
unterſte Schichte des Fabrikproletariats, ſondern der ganze Aufzug 
der Leute, die Klaſſe der Vergnügungsorte, die ſie beſuchen und die 
Zeche, die ſie dort bezahlt haben, beweiſt hinreichend, daß jedenfalls 
viele von ihnen fleißige und geſchickte Arbeiter ſind und einen guten Ver⸗ 
dienſt haben. Weshalb es aber dennoch in ihren Wohnungen, ſobald 
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der fonntägliche Kleiderſtaat weggeſchloſſen iſt, keine Spur von Er— 
werb, von Beſitz, von Wohlhabigkeit, von Behagen, von Ordnung 
und Reinlichkeit zu finden — das erklärt ſich nur allzuleicht, wenn 
man ſich einen ſolchen Sonntag als das erſehnte Ziel der Wochen— 
arbeit denkt — ſo lange es denn geht! Und woher ſoll der Sinn 
für Häuslichfeit, die Freude am eigenen Herd und alles was damit 
zuſammenhängt, kommen bei ſolchen Wohnungen! Genug — in 
dieſem wüſten Weſen würden wir ohne allen Zweifel noch vor drei 
vier und weniger Jahren mit wenig Ausnahmen auch jene Familien 
gefunden haben, die ich heute in ſo erfreulicher, heiterer Sonntags— 
freude und Sonntagsruhe in der Cité ouvriere geſehen. Wie es 
dort mit der Sonntags heiligung ſteht, das iſt freilich eine andere 
Frage! Wenn aber die Antwort darauf im Ganzen nicht eben erfreulich 
lautet, ſo iſt jedenfalls eben ſo gewiß, daß die Cité an dieſem Man— 
gel nicht Schuld iſt, als daß jene dennoch und ſo weit ſie denn 
geht hoͤchſt erfreuliche und bedeutende Umwandlung lediglich durch 
und in der Cité erfolgt iſt“). Denn auch ſchon der erſte Impuls 
zum Beſſern, zur Sparſamkeit und Ordnung und der damit zuſam— 
menhaͤngenden ſittlichen und wirthſchaftlichen Reform wird weſentlich 
durch den Eindruck hervorgebracht, den die Cité auf die ganze arbei— 
tende Klaſſe wie auf das Publikum überhaupt macht. Hat eine 
Familie aber erſt einmal eine Wohnung in der Cité auch nur mieths— 
weiſe gefunden, ſo iſt ſie im Weſentlichen, nach menſchlichem Ermeſſen, 
als geborgen anzuſehen. Der genius loei, das Beiſpiel der Nach— 
barn, namentlich derer, die ſchon durch eine Einzahlung zu der Würde 
des Proprietarismus ſich erhoben haben, thut dann ganz von ſelbſt 
das Uebrige. Von einem abſolut ſehr hohen, idealen Maaßſtabe iſt 
in alledem nicht die Rede. Es fällt mir nicht ein zu leugnen, daß 
meine eigene Beobachtung und was ich von glaubwürdigen Zeugen 
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) Auf die religiöſe und kirchliche Seite der Sache einzugehen, dürſte hier nicht 
eben angebracht fein und unſere Stellung und Haltung in biefer Beziehung dürfen 
wir als bekannt genug voransfegen. Wem an einem Blick auch in dieſe Verhältniſſe 
der Cité liegt, den verweiſen wir auf unſere „Reiſebrieſe.“ Hier ſei nur bemerkt, daß 
die kirchlich⸗politiſchen Verhältniſſe die Anwendung höherer, ſittlicher, geiſtiger und 
religibſer Einflüſſe, wie das proteſtantiſche Elſaß ſie bieten würde, gar ſehr 
erſchweren. Die große Mehrzahl der Arbeiter find von Aus warts zugezogen und 
Katholiken auf dem niedrigſten Grade der ſittlichen intellectuellen und religiöſen Vil⸗ 
dung, die in Frankreich, dem Katholiſchen Südweſten von Deutſchland und in der 
Schweiz zu finden. 

3. d. 6.8. 3. Bd. 10 
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höre noch gar Manches in der ganzen Haltung der Cité und ihrer 
Bewohner zu wünſchen übrig laßt. Aber ebenſo ſteht unbedingt feſt, 
daß der Unterſchied zwiſchen den Bewohnern der Cité und der un— 
N endlichen Mehrzahl der Maſſe der Arbeiter, aus der fie hervorgegan— 

d gen ein relativ außerordentlich großer und erfreulicher iſt und daß 
dieſe Hebung und Beſſerung lediglich Folge des Eiufluſſes der ver— 
| änderten Wohnungsverhaͤltniſſe und namentlich der Beſitzerwerbung 
| iſt. Denn der Unterſchied zwifchen den bloßen Miethern und den 
N Käufern iſt in jeder Beziehung ſehr bedeutend zu Gunſten dieſer letz— 
tern. Die ſehr wenigen ſchlechten Zahler gehören faſt ohne Aus- 
nahme der erſtern Klaſſe an. 

Wenn ich von dem genius loci der Cité ſpreche, fo meine ich 
damit zunächſt allerdings den Complex ſehr allgemeiner und eben ſo 
ſchwer zu definirender als unleugbar in jeder Localität nach ihrer Ei— 
genthümlichkeit vorhandener und wirkſamer objektiver, ſittlicher Einflüſſe, 
den man wohl oder übel mit dieſem etwas heidniſchen und altmodiſch 
pedantiſchen Ausdruck zu bezeichnen pflegt. Indem ich aber das Wort 
niederſchreibe, wird mir ſehr klar, daß eine der Haupturſachen des 
merkwürdigen Gedeihens der Cité darin liegt, daß ſie gleichſam eine 
Perſonifikation jener mythiſch allegoriſchen Kraft beſitzt in ihrem 
trefflichen inspecteur, oder um ihm feinen wahren Ehrentitel zu 
geben in ihrem pere Bernard. Daß ich darin nicht zu viel fage, 
davon kann ſich Jeder leicht überzeugen, der den wackern Mann nur 
einmal auf einem Gang durch die Cité und bei einem kurzen Eintritt 
in dieſem oder jenem Hauſe oder Garten begleiten konnte. Ganz 
beſonders erfreulich und intereſſant war es mir auch diesmal wieder, 
ihn und feine Kunden in dem geſchaͤftlichen Verkehr zu beobachten, 
wozu er einen Theil ſeiner Sonnntagsnachmittage verwenden muß. 
Wer das nicht erlebt, der wird es nicht für möglich halten, daß 
grade ſolche Geſchäfte mit ſolchen Leuten in ſo einfacher, klarer, 
bündiger und wahrhaft gemüthlicher Weiſe, mit ſolcher bonhommie 
abzumachen ſind. Da waren Miethluſtige und Kaufluſtige in jedem 
Stadium des Wunſches oder Entſchluſſes oder vielmehr des Mangels 
an beſtimmtem Entſchluß und der Confuſion hinſichtlich der Sache 
ſelbſt — meiſt das alte Mißtrauen gegen ces Messieurs noch in zähem 
Kampf gegen den Eindruck der Thatſachen und das unwiderſtehlich 
Vertrauen erregende Weſen des Mannes, der ſie vertritt, und mit 
unerſchoͤpflicher Geduld und beſtem Humor ihrer Unentſchloſſenheit 
und Schwerfälligkeit zu Hülfe kommt. Einige kamen aber auch ſchen 
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unter der vollen Wirkung der frühern ahnlichen Verhandlungen mit 
dem feſt gefaßten Entſchluß als Käufer aufzutreten, das Angeld in 
der Taſche in mehr oder weniger gehobener Stimmung wie die 
Wichtigkeit des Schrittes es wohl verdiente — die einen mehr in 
feierlicher, die andern mehr in aufgeregter, wohl gar etwas erzwungen 
luſtiger Haltung. Aus dem Geſpräch ergab ſich meiſt, daß es die 
ſchwächere aber beſſere Hälfte war, welche die Entſcheidung zu dem 
großen Schritt gegeben hatte, deſſen wirklicher Ausführung beizuwohnen 
auch eine oder andere wackere Hausfrau im beſten Eonntagsftaat 
ſich nicht nehmen ließ — zum Theil wie es ſchien in der nicht ganz 
unbegründeten Sorge, daß ohne eine ſolche Begleitung das ſauer 
erſparte Angeld nicht fo ganz ſicher und unverkuͤrzt aus dem ledernen 
Beutelchen, das ſie producirte in die Hand de ce bon Monsieur 
Bernard übergehen würde. — Ganz beſonders intereſſant war mir 
ein hübſcher kraͤftiger junger Burſche mit militairiſcher Haltung und 
raſchem entſchiedenem Weſen, kurz angebunden, der feine ſchon hoch 
bejahrten Aeltern begleitete. Hier ergab ſich denn, daß er nach Ablauf 
ſeiner Dienſtzeit als remplagant wieder eingetreten war, um mit dem 
Preiſe ſeiner Freiheit ſeiner Familie den Erwerb eines eigenen Herdes zu 
ermöglichen, in deſſen Beſitz und die damit verbundene höhere ſociale 
Stufe er dann ſeiner Zeit einzutreten hoffte, wenn er der Ernährer und 
das Haupt der Familie geworden. Solche Fälle kommen in der Cité 
nicht ſelten vor. Wenn nun gleich bei dem ganzen Charakter des Volks 
das Opfer an ſich nicht fo groß iſt, als es bei uns erſcheinen würde, 
ſo bleibt doch die Verwendung des Preiſes ein ſehr erfreulicher und 
beachtenswerther Zug. Das Einſtandsgeld wurde von dem jungen 
Mann nur mit einem ſehr geringen Abzug zum Kaufgeld hingegeben, 
ſo daß das Grundſtück in wenig Jahren ganz frei fein wird. Dann 
kamen auch ältere Bewohner der Cité, Miether und Beſitzer theils 
um dies und das zu beſprechen und freundſchaftlich zu erledigen, was 
denn ſo vorfällt auch in der beſten Nachbarſchaft — theils um die 
monatlichen Zahlungen zu leiſten. Auch einige, obgleich nur ſehr 
wenige, unregelmäßige, ruͤckſtaͤndige Zahler fanden ſich ein, denen 
denn der wack're Bernard auch gar wohl den nöthigen Ernſt zu 
zeigen wußte, obgleich immer in der wohlwollendſten, wahrhaft väter— 
lichen Weiſe. In zwei Fällen ermahnte er auch ſehr entſchieden zu 
beſſerer Schonung der Häuſer, größerer Reinlichkeit und Ordnung 
der Haushaltung. Wirklich ergötzlich war der Unterſchied zwiſchen dem 
Auftreten dieſer Leute und auch uberhaupt der bloßen Miether und 
10 * 
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0 dem Selbſtbewußtſein der propriétaires, die ſchon ſeit einigen Jahren 
N ihre Raten pünktlich bezahlt hatten und ihrer Sache auch für den 


Reſt der Zeit ſicher waren, indem ihre ganze Stellung ſeit ihrem 
Eintritt in die Cité ſich ſo gebeſſert hat, daß ſie ſchon ſeit Jahr und 
| Tag und von Monat zu Monat fteigend mehr zahlen, als fie eigent— 
lich brauchen. 

| Schließlich zeigte mir mein freundlicher Führer auch noch die 
eigentlichen öffentlichen Anſtalten der Cité: zwei ftattliche Gebäude, auf 
der place Napoleon mit Gartenanlagen umgeben. — Das eine enthält 
den Reſtaurant mit einem Leſezimmer und Schlafſtellen für unverheira— 
thete Arbeiter, dann die Bäckerei und den ſogenannten Bazar, der unge⸗ 
fähr einer engliſchen Store entſpricht — ein Laden wo die gewöhnli— 
chen Beduͤrfniſſe des Arbeiterhaushalts zu billigen laufenden Prei— 
fen verkauft werden. Das andere Gebäude enthält das Waſch- und 
Badehaus. Das Aeußere wie die innere Einrichtung dieſer Anſtalten 
läßt, ſo weit ich ſehen und urtheilen konnte, wenig oder nichts zu 
wünſchen übrig; wenn aber die materiellen Reſultate nicht ganz den 
Erwartungen entſprechen, die man von dieſem Theil des Plans 
hatte, ſo liegen die Gründe jedenfalls nicht in irgend einem erheb— 
lichen Mangel der Ausführung. Das Bade- und Waſchhaus macht 
recht gute Gefchäfte, auch die Bäckerei hat nicht zu klagen, doch 
könnte ſie ihrer ganzen Einrichtung nach noch weit mehr leiſten. 
Aber obgleich ſie das Brod beſſer und bedeutend wohlfeiler liefert 
als die gewöhnlichen Bäcker, ſo wenden doch viele Haushaltungen 
ſogar der Cité ihre Kundſchaft jenen zu, weil ſie ſich nicht an die 
Baarzahlung gewöhnen mögen, worin doch grade der größte Vortheil 
jener Anſtalt liegt. Wenn z. B. eine Haushaltung ihren Bedarf 
für den erſten Monat praͤnumerirt, ſo iſt fortan die Zahlung ganz 
dieſelbe, wie bei jedem Bäder, aber der Vortheil auf Güte und 
Gewicht der Waare und den Preis kann auf 20 — 30 Procent be— 
rechnet werden. Uebrigens ſind dieſe Anſtalten durchaus nicht aus— 
ſchließlich oder hauptſächlich auf die Kundſchaft der Cité berechnet, 
ſondern man hat auf eine allgemeine Betheiligung wenigſtens in 
der nähern Umgebung gerechnet. Allein die Leute find größtentheils 
noch immer zu gedankenlos, leichtſinnig, ſchlaff und unordentlich um 
darauf einzugehn. Daſſelbe gilt in noch hoͤherem Grade von dem Ba— 
zar, der deshalb kaum die Koſten deckt. Das Speiſehaus wird von un— 
verheiratheten Arbeitern von außerhalb der Cité ſoweit beſucht, daß 
es beſtehen kann. Familien laſſen nur gelegentlich einzelne Gerichte 
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holen, und iſt eine andere und häufigere Kundſchaft der Art um des 
Familienlebens Willen gar nicht zu wünſchen. Uebrigens trägt 
namentlich wohl ein Umſtand dazu bei, daß die Kunden und nament— 
lich auch ledige Arbeiter trotz der niedrigen Preiſe ſich nicht hergewöhnen. 
Der ganze Zuſchnitt, die ganze Ausſtattung iſt wohl etwas zu hoch 
gegriffen, als daß Gäſte der Art ſich hier behaglich fühlen könnten. 
Auch der salon de lecture iſt wenig beſucht, offenbar weil das in— 
tellectuelle Bedürfniß zu gering. Grade bei den Familien der Cité 
und in Folge der Hebung ihrer ganzen Lebenshaltung fällt das 
Bedürfniß einer ſolchen Speiſung um fo mehr weg, da auch grade hier 
die Männer es größtentheils vorziehn die Abende zu Haufe zuzubrin— 
gen; daß fie aber, wenn und fo weit fie ein geiſtiges Bedürfniß haben, 
daſſelbe durch Bücher oder Journale lieber daheim befriedigen und 
befriedigen können, iſt gewiß das beſte Lob, was man ihnen ſelbſt 
und der Cité geben kann. „Zur richtigen Beurtheilung der ganzen 
Sache, muß aber vor Allem auch der Umftand berüdfichtigt werden, 
daß die Gründung dieſer Anſtalten eine Bedingung der von der 
Regierung bewilligten Subvention war, und es iſt ſehr begreiflich, 
daß bei deren Ausführung der Wunſch einer gewiſſen captatio bene- 
volentiae nach Oben kam um dieſen Bauten einen halbwegs monu— 
mentalen Charakter zu geben, der das wirkliche Bedürfniß und die 
Koften weit überſtieg die deſſen einfache Befriedigung erfordert haben 
würde. Schon der Name Place Napoleon brachte nach franzöſiſchen 
Begriffen die Verpflichtung eines gewiſſen demonſtrativen Luxus mit 
ſich. Ich will übrigens nicht leugnen, daß das theilweiſe Mißlingen 
dieſer fo wohl gemeinten und an ſich nützlichen und nöthigen Unter— 
nehmungen auf die ich bei jeder Gelegenheit ſo großes Gewicht lege, 
mich ſehr unangenehm berührt hat, namentlich auch weil dergleichen 
immer ein „gefundenes Freſſen“ für jene ſelbſtgefällige, faule, negative 
Kritik iſt, der an der Sache ſelbſt gar nichts liegt, ſondern nur daran 
ihre eigene Klugheit leuchten zu laſſen, die ſie nie durch eigene That 
gefährdet oder bewährt. Zugleich aber und um ſo mehr freut es 
mich in der Perſönlichkeit des Hrn. J. Dolfus, des Hauptgrüns 
ders der Cité, deſſen Bekanntſchaft ich gemacht, die beſte Bürgſchaft 
dafür gefunden zu haben, daß dieſe und etwaige andere theilweiſe 
unangenehme Erfahrungen ihre erſprießliche Frucht der Belehrung 
bei der weitern Entwicklung der Sache zu tragen nicht verfehlen 
werden. Ein Mann von ſo einfach tüchtigem Weſen, ſo fern von 
aller Eitelkeit und Selbftgefälfigfeit bei fo großen Leiſtungen, von 
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aufrichtigem Wohlwollen und Acht gemeinnütziger Geſinnung, fo voll 

richtiger geſunder practiſcher Anſchauungen in allen hier einſchlagenden 

Fragen und dabei ſo frei und offen für Alles was ihm von Andern 

9 zur Vervollſtändigung, Erweiterung und etwanigen Berichtigung ent— 

j gegengebracht werden mag — ein ſolcher Mann iſt in allen ſocialen 
Kreiſen eine nur allzu ſeltene Erſcheinung. Mir aber, ich kann es 
nicht leugnen, war es ganz beſonders überraſchend und erfreulich, ihm 
grade auf den Höhen der induſtriellen Ariſtokratie zu begegnen. 
etwa, daß in dieſen Kreiſen mehr perſönliche und ſtandesmäßige 
Selbſtſucht herrſchte, als bei der Ariſtokratie der Geburt, des Grund— 
beſitzes, des Geiſtes oder des Amtes! — Der etwanige Unterſchied in 
dieſer Beziehung liegt lediglich in der Art und Form der Aeußerung 
derſelben Sünde oder Schwache. Wohl aber iſt die ganze Stellung 
eines Cottonlord ſowohl zum Guten wie zum Schlimmen in der 
ſocialen Frage und den arbeitenden Klaſſen gegenüber eine viel bedeuten— 
dere, wirkſamere, und ſchon die bloße mammoniſtiſche Gleichgültigkeit 
der Fabrikherrn hinſichtlich der Arbeiterzuſtände iſt eine Quelle uner— 
meßlichen Elends. Was aber eine entgegengeſehte und wahrhaft 
ariſtokratiſche Geſinnung Gutes, Schoͤnes, Nützliches und Erfreuliches 
auf dieſem Gebiete zu ſchaffen vermag, davon habe ich heute wieder 
in der Cité den ſchlagendſten Erfahrungs beweis erlebt *).“ 

Soweit jener im Eindruck der unmittelbaren Anſchauung ge— 
ſchriebene Bericht! Wir laſſen ihm nun noch einige ſtatiſtiſche Data 
über den gegenwärtigen Stand der Sache folgen, die wir einem 
Brief des trefflichen Bernard (vom 28. September) entnehmen. 

| Seit meinem letzten Beſuch in Muͤhlhauſen find nun nicht 
weniger als 240 neue Häuſer erbaut, davon 108 im Jahr 1859 und 
132 in dieſem Jahr — ſo daß der gegenwärtige Beſtand ſich auf 
560 Häuſer beläuft, davon indeſſen etwa 50 — 60 erſt Ende des 


) Obgleich anderer Art, können wir doch nicht umhin hier noch einer andern 
Unternehmung zu erwähnen, welche von demſelben Kreiſe von Fabrikherrn den Dol— 
fus, Köchlin, Nägely, Schwartz, Weber, Schlumberger u. ſ. w. aus- 
gegangen iſt. Es if dies eine Unterſtützungs- oder Rentenkaſſe, wozu außer den 
Beiträgen der Arbeiter von den Fabrikherrn noch 3 Proc. des Betrags des Arbeits⸗ 
lohns der Arbeiter eingezahlt werden, 1853 im Betrag von 75363 Fr. Aehnliches 
findet ſich ja auch hier und da anderwärks — begreiflich am dürftigſten da, wo 
man, wie in Preußen, die Fabrikherrn durch geſetzlichen Zwang heranzieht. Das 
Charakteriſtiſch⸗intereſſante in Mülhauſen iſt aber das mit der Rentenanſtalt zuſam⸗ 
menhängende trefflich gehaltene Verſorgungs-Haus. 
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Jahrs bewohnbar fein werden. Von dieſen 560 Häufern find 382 
verkauft und 178 vermiethet; aber unter den Miethern find ſehr viele 
von denen vorherzuſehn, daß ſie ſich bald als Käufer anmelden werden. 
Was hier noch fehlt, ſei es hinſichtlich der Förderung religiöſer, 
ſittlicher und intellektueller Bildung durch Wort und Schrift u. ſ. w. — 
ſei es nach der Seite der ſelbſtſtändigeren genoſſenſchaftlichen Ent— 
wicklung, welche ohne Zweifel das ſicherſte Mittel wäre, jene allge— 
meinen wirthſchaftlichen Anſtalten zu heben und auch auf die ganze 
ſittliche Haltung der Cité vom größten Einfluß fein würde — von alle 
dem iſt in Anſchauung, Geſinnung, Wunſch und Streben der Gründer 
und Leiter Nichts ausgeſchloſſen und keine günſtige Gelegenheit zur Ver— 
wirklichung des wahrhaft nöthigen Erſprießlichen wird ſo leicht ungenutzt 
vorüber gehn. Allerdings aber find die Verhäftniffe in Frankreich 
überhaupt und grade im Elſaß insbeſondere in mancher Hinſicht 
beſonders ſchwierig, worauf wir hier nicht weiter eingehn können ). 
Mit andern Worten alſo und in voller Bedeutung der Sache: es 
ſind nicht weniger als 360 Arbeiterfamilien binnen ſieben Jahren 
von der Stufe des beſitzloſen und ſchon dadurch zumeiſt den Gefahren 
ſittlicher und materieller Zerrüttung auf's dringendſte ausgeſetzten 
Proletariats zu der Stufe des ouvrier proprietaire, zum Beſitz des 
eigenen Herdes (im vollſten Sinne des Worts und unter eigenem 
Dach) und des Gärtchens erhoben worden, welches dem Haus in 
den Augen dieſer Leute und nicht weniger in der That und Wirk— 
lichkeit einen ſo ſehr viel hoͤhern Werth giebt. Außerdem ſind alſo 
noch 178 Familien als Miether ſchon jetzt im Genuß faſt aller 
materiellen und eines Theils der ſittlichen und ſocialen Vortheile, 
welche jener Beſitz gewährt, zu deſſen wirklicher Erwerbung auch ſie 
größtentheils ohne allen Zweifel über kurz oder lang auf dieſem 
Wege gelangen werden. In der That läßt ſich mit aller Sicherheit 
annehmen, daß auch abgeſehen von weiterer Ausdehnung der Anſte— 
delungen ſchon in der jetzt beſtehenden Cité die Zahl der proprietaires 
bald auf mindeſtens 500 Familien ſteigen wird. In dieſer Beziehung 


) So find namentlich die Geſetze jeder corhorativen Bindung und Organiſation 
wodurch die ſubjective Willkür zu gemeinem Beſten begränzt werden könnte, fo un: 
günſtig, daß z. B. auch die Frage kaum befriedigend beantwortet werden kann, was 
aus den einzelnen Häuſern und aus der ganzen Cité werden ſoll, wenn erſt einmal 
alle Häuſer freies Cigenthum find? Daß der Verſuch dennoch gemacht worden auf 
Hoffnung iſt ein hohes ſittliches Verbienſt. Nachträglich ſei hier noch bemerkt, daß 
die Miethe auf 7% des Baukapitals berechnet iſt — alſo ziemlich hoch. 


FFF 


144 Die Wohnungsfrage in Frankreich und England. 


dürften noch folgende Zahlen zu beachten ſein. Der Preis der bisher 
| verkauften Häufer betraͤgt mit allen Nebenkoſten 1130855 Fr., davon 
ſind bisher abgezahlt 412775 Fr. — alſo ungefaͤhr 37 Procent, ſo 
daß die völlige Befreiung in wenig Jahren ſicher zu erwarten iſt, 
wenn nicht ganz außerordentliche allgemeine Kataſtrophen oder Cala— 
mitäten eintreten. Wie günſtig die Bedingungen der Beſitzerwerbung 
ſind mag folgende Berechnung zeigen. Es ſind die in den letzten 
Jahren gebauten Häuſer zweiter und dritter Klaſſe in mehreren 
Punkten zweckmäßiger und beſſer gebaut als die frühern, ſo daß auch 
der Preis von 1600 und 1800 Fr. auf 2000 Fr. und 2300 Fr. 
erhöht werden mußte. Nehmen wir nun eine Anzahlung von 300 Fr. 
fo betragen die Zinſen durchſchnittlich 96 Fr. jährlich, rechnet man 
dazu eine jährliche Rate von 168 Fr., ſo zahlt der Käufer für ſein 
ſchon beſitzlich erworbenes Haus und Garten jährlich 224 Fr., waͤhrend 
er bisher eine nur entfernt mit dieſem zu vergleichende Wohnung 
(ohne Garten u. ſ. w.) monatlich mit mindeſtens 18 Fr. alſo jährlich 
216 Fr. bezahlte, ohne damit je etwas vor ſich zu bringen oder den 
Beſitz des geringſten Spans davon zu erwerben. Schließlich wieder— 
holen die letzten Berichte hinſichtlich einiger der oben erwähnten 
Anſtalten dieſelben Bedenken, die wir ſchon im Jahr 1858 an Ort und 
Stelle hören mußten, jo daß namentlich für den Reſtaurant und 
was damit zuſammenhängt, eine neue und zweckmäßigere Verwendung 
geſucht werden muß. Die Bäckerei und noch mehr das Waſch- und 
Badehaus geben fortwährend befriedigende Reſultate. Die Herberge 
für wandernde Arbeiter wird bald eröffnet werden, in der Salle 
d' Asyle, welche auf 200 Kinder berechnet iſt, find ſchon 132 aufge- 
nommen. Eine neue Anſtalt wird nächſtens in einer der neuen 
Wohnungen eingerichtet werden, um den Kranken der Cité die Pflege | 
eines Arztes und einer Diaconiffin zu ſichern. Was die ſittliche, 
wirthſchaftliche und finanzielle Haltung ſeiner Cité betrifft, ſo giebt 
Vater Bernard den Leuten im Ganzen ausdrücklich das beſte Zeugniß. 
Erwägt man nun, daß dieſe außerordentlich und in jeder Be— 
ziehung fo tief und wohlthätig zu einer Regeneration der dortigen 
Arbeiter-Zuftände wirkſamen Reſultate durchaus ohne jedes eigentliche 
Geldopfer erlangt find — daß es dazu lediglich einer Capitalan— 
lage unter derſelben Bedingung bedurfte, wie ſie von den vortheil— 
hafteſten Eiſenbahnen geboten werden, denen jährlich viele Millionen 
zufließen — ſchlaͤgt man überdies die Vortheile, welche der großen 
Induſtrie und dem Gemeinweſen durch eine ſolche Hebung und Siche— 
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rung des Niveaus der Arbeiter erwachſen müffen, auch nur einiger— 
maßen nach ihrem Werthe an, ſo wird man ohne Zweifel in der 
bisher noch ſo geringen Nachfolge oder auch nur Beachtung und 
Theilnahme, welche dies Beiſpiel gefunden hat, einen der auffallend— 
ſten und unerquicklichſten Beweiſe dafür finden, wie unzugänglich die 
große Mehrzahl auch der höher und höchſt Geſtellten und Gebildeten 
für das wahrhaft Große, Gute und Nützliche ſind. Daß übrigens 
jene Vortheile eines durchaus beſſern Schlages von Arbeitern für die 
Unternehmer größer fein würd en, wenn fie die Citéausſchließlich 
ihren Leuten öffneten, liegt auf der Hand, und wenn ſie dennoch 
dieſelbe der ganzen Maſſe der Acbeiterbevölkerung zugänglich machen, 
ſo iſt mir dies Beweis mehr für die wahrhaft liberale und patriotiſche 
Geſinnung dieſer Männer. 

Man hat gegen die Cité — ohne Zweifel zum Theil um ſich die 
laſtige Applikation des: „gehe hin und thue desgleichen“, vom Halſe 
zu halten, oder aus bloßem Reiz negativer Kritik — eingewendet: durch 
die Staatsſubvention verliere dieſe ganze Erfahrung ihre praktiſche 
Bedeutung als Exemplifaktion zur Nachfolge wenigſtens unter ſolchen 
Umſtänden, wo an eine ſolche Unterſtützung nicht zu denken, was 
doch die allgemeine Regel. Das Bedenken fällt aber bei näherer 
Erwägung gänzlich dahin und kann nur auf die leider allzu zahl— 
reiche Klaſſe von Leuten einen erheblichen Eindruck machen, welche 
bei jeder unbequemen Zumuthung nur einen plauſibeln Vorwand ſuchen, 
um ſie mit guter Manier abzulehnen. Mit jener Subvention von 
300000 Fr. wurde bekanntlich der Aktiengeſellſchaft auch die Verpflich— 
tung des Baus und der Fundirung, gewiſſer gemeinnütziger Anſtalten 
auferlegt und iſt demgemaͤß ein ſehr großer Theil der Subventions— 
ſumme in dieſem Sinne verwendet worden — auf Anſtalten, welche 
mit der Cité, alſo mit der beabſichtigten und ausgeführten Woh— 
nungsreform durchaus in keiner nähern finanziellen oder organi— 
ſchen Beziehung ſtehen, ſondern ein Geſchäft für ſich mit eigener 
Buchführung u. ſ. w. ſind. Der Reſt jener Subvention wurde aller— 
dings in der Cité und zum unmittelbaren und vorzugsweiſen Vortheil der 
Käufer und Miether verwendet, inſofern damit die Koſten der vor— 
bereitenden allgemeinen Erdarbeiten auf dem Grundſtuͤck und die 
Ausführung der Straßen und Plätze, ſowie der Brunnen gedeckt 
wurden. So lange nun dieſe Art von Arbeiten geſetzlich dem Bau— 
herrn in allen Fällen zur Laſt fallen würden, liegt allerdings in 
dieſer Unterftügung, ſoweit fie denn geht, eine Faͤlſchung oder Truͤ— 
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bung, ein Bruch des Charakters einer durchaus auf eigenen Füßen 
ſtehenden gemeinnützigen, aber nicht imengern Sinn wohlthätigen 
Privatunternehmung. In dieſer Hinſicht, dieſem Sinn und eben weil 
| dadurch ein ſolcher Vorwand, wie er gefucht wird, an die Hand ge— 
| geben iſt, kann man es nur beklagen, daß eine ſolche Unterſtützung 
| von Seiten des Staates angeboten wurde und nicht wohl abgelehnt 
werden konnte. Es iſt dies um ſo mehr zu beklagen, je weniger 
das Gelingen der ganzen Unternehmung von einer ſolchen oder irgend 
welcher rein wohlthätigen Unterſtützung irgend abhängig war. Nehmen 
wir im höchſten Anſchlag an, daß 150000 Fr. zu jenen Erdarbeiten 
u. ſ. w. verwendet wurden, ſo wird doch kein halbwegs Sachkundiger 
im Ernſt behaupten, daß dieſe Summe bei einem Bau von 1500000 Fr. 
nicht gar wohl hätte anderweitig mit verrechnet und durch eine kaum 
| merkliche Erhöhung der Miethe und des Kaufpreiſes der Häuſer gedeckt 
werden können. Hier kommt aber überdies noch eine ſehr wichtige 
ö allgemeine und principielle Frage in Betracht: ob es nämlich nicht 
| durchaus billig, vernünftig und dem gemeinen Beſten, ſowie dem 
| wohlverſtandenen Beruf der Aedilität als Zweig der Staats- oder 
Municipalverwaltung entſprechend wäre, wenn jene allgemeinen und 
vorbereitenden Arbeiten überhaupt und zumal bei ſolchen Anſtede— 
lungen ganz oder theilweiſe auf öffentliche Koſten übernommen würden? 
Die bejahende Antwort hat ohne Zweifel um fo mehr für ſich, da, 
wie die Sachen jetzt ſtehen, die Baupolizeiordnung der meiſten Länder 
ſolchen Unternehmungen oft die größten Hinderniſſe in den Weg 
legt durch die Bedingungen, die ſie ihnen hinſichtlich der Anlage und 
Conſtruktion der Straßen u. ſ. w. auferlegt. Dieſe ſind in der That 
zum Theil der Art, daß man glauben follte die möglichite Erſchwe— 
rung ſolcher Dinge ſei die bewußte Abſicht des ganzen Verfahrens. 
Dergleichen mag denn allerdings bei manchen „Vätern“ mancher 
größern oder kleinern „Stadt“, bei manchen der polizeilichen Bürgen 
und Schutzengel des gemeinen Beſten der Fall ſein. Im allgemeinen 
aber liegt offenbar nicht ſowohl irgend eine poſitive bewußte Miß— 
liebigkeit zum Grunde, als allgemeine Gedankenloſigkeit und Gleich— 
gültigkeit, oder die allgemeine inftinftmäßige Abneigung gegen Alles 
was über die Routine hinausgeht unter deren Einfluß die beſtehen— 
den geſetzlichen Beſtimmungen entſtanden ſind und gehandhabt werden 
Inſofern es ſich nun allerdings zunächſt um eine Modifikation der— 
ſelben je nach Maaßgabe neu erwachſender Objecte und Beduͤrf— 
niſſe handelt, liegt die Entſcheidung in höheren Regionen, wo eine 
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höhere und freiere Auffaſſung der Dinge um jo mehr zu wünfchen 
wäre. So lange freilich auch nur an eine ernſtliche und ſachkundige 
Erwägung der ganzen Frage noch nicht gedacht worden, iſt noch 
wenig Hoffnung zur Erfüllung ſolcher Wünſche! 

Was weiter die Verwendung (nach jener Vorausſetzung) der 
andern Hälfte der Subvention zu jenen öffentlichen Anſtalten betrifft, 
ſo ſteht ſie, wie ſchon geſagt, mit der Cité in gar keinem ſolchen 
Zuſammenhang, der der finanziellen Selbſtſtändigkeit dieſer Unter— 
nehmung irgend zum Präjudiz gereichen konnte. Sie konnte ganz 
wegbleiben, ohne daß die finanzielle Lage der Cité im geringſten 
dadurch affieirt worden wäre. Es wären dann den Bewohnern der 
Cité nicht weniger, aber auch nicht mehr als andern Arbeitern und 
kleinen Leuten gewiſſe Vortheile entgangen, die jene aber jedenfalls 
noch am eheſten verſchmerzen können. Eine andere Frage iſt es 
freilich, ob nicht auch hier ohne alle Subvention das Nöthige und 
Erſprießliche hätte befchafft werden können, wenn das Prineip der 
ſogenannten „Latenten Aſſociation,“ welches allerdings hier 
ſchon (den Betheiligten mehr oder weniger unbewußt) in der Löſung 
der Wohnungsfrage ſich wirkſam erwieſen, entſchiedener auch auf 
dieſe wirthſchaftlichen Zweige angewendet worden wäre. Dabei hätte 
dann der koſtbare Luxus wegbleiben können, welcher bei der Aus— 
führung jener Bauten unter dem Einfluß eines Subventionsverhält— 
niſſes kaum zu vermeiden war. 

Auf eine weitere Erörterung dieſer Fragen brauchen wir hier 
um fo weniger einzugehen, da deren practiſche Löͤſung nicht lange 
auf ſich warten laſſen dürfte, indem das Beiſpiel der Muͤlhauſer 
Cite mehr und mehr den Antrieb zur Nachfolge in der ganzen Um— 
gegend zu geben ſcheint, wobei denn die Complikation der Sache 
durch eine Subvention ganz vermieden werden wird, da ſie unter 
den gegenwärtigen Umſtänden ſchwerlich angeboten und jedenfalls 
nicht in Anſpruch genommen werden durfte. Namentlich haben z. B. 
die großen Fabrikunternehmungen der Herren Burkhart in Gebwyler 
ſchon jetzt ſehr beachtenswerthe Fortſchritte in dieſer Richtung auf— 
zuweiſen und ſteht noch eine bedeutende Erweiterung der dortigen 
Cité in Ausſicht, worüber uns indeſſen Näheres bisher noch nicht 
bekannt geworden. Schließlich möchten wir hier noch dem Mißver— 
ſtändniß begegnen, als wenn wir die Betheiligung mit öffentlichen 
Mitteln (Staat oder Gemeine) unbedingt verwerfen. Es ſoll vielmehr 
dabei nur Alles vermieden werden, was der Sache im Geringſten 
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| den Charakter einer eigentlichen Wohlthätigkeitsanſtalt im engern 
Sinne geben könnte — ſofern ſie ihn nicht ohnehin wirklich hat 
und haben muß. Wo dies letztere nicht der Fall iſt, wo es ſich 
um Verbeſſerung und Hebung der Wohnungsverhältniffe ſolcher kleinen 
Leute handelt, die im Stande und willig ſind eine ſolche Miethe 
zu zahlen, wodurch die Verzinſung des Baucapitals zu 4—-6 Procent 
geſichert wird, da iſt durchaus kein allgemeiner und principieller 
Grund vorhanden, weshalb nicht Staat oder Gemeine entweder ſich 
durch Uebernahme eines Theils oder des ganzen Baukapitals unter 
geeigneten Bedingungen betheiligen, oder auch eventuell die Unter— 
nehmung ſelbſt ganz in die Hand nehmen ſollten. Auch hinſichtlich 
der Ueberlaſſung zweckmäßiger Grundſtücke hat eine ſolche Betheiligung 
ein weites Feld und iſt dies vielleicht der Punkt wo auch eine 
Schenkung unter gewiſſen Umſtänden, etwa mit Auferlegung gewiſſer 
mehr ſittlicher oder focialer Leiſtungen zuläſſig, ohne wenigſtens eine 
etwas laxe Interpretation jenes Prineips allzuſehr zu verletzen. 
Im Uebrigen wird Alles auf die Verhältniſſe und Umſtände conereter 
Fälle ankommen, wonach namentlich auch zu beurtheilen ob das 
Princip der Beſitzerwerbung zuläſſig und unter welchen Umſtänden. 
| Wo es fich aber um folche Leute handelt die thatfächlich ſchon ihre 
| wirthſchaftliche und ſociale Selbſtſtändigkeit durch das Bedürfniß und 
| die Abhängigkeit von öffentlichen Wohlthaten verloren haben, da würde 
die Frage einer viel ernſtlichern Erwaͤgung werth ſein, als ſie bisher 
gefunden: ob nicht eine Beſſerung der Wohnungsverhältniſſe auch hier in 
vielen Fällen ſich als die zweckmäßigſte Wohlthat erweiſen dürfte? Unter 
dieſer Vorausſetzung wäre eine reine, oder ſchwach verzinsliche Sub— 
vention aus öffentlichen Mitteln, oder die Uebernahme der ganzen 
Sache durch die betreffende Behörde durchaus zu empfehlen. Dabei 
könnte nach Umſtänden entweder durch eine niedrige Miethe ein nie— 
driger Zinsſatz für das Baukapital erlangt oder die Miethe ganz erlaſſen 
werden. Auf eine weitere Erörterung der hier einſchlagenden wichti— 
gen Fragen der Controlle, Hausordnung, gezwungener oder freier Be— 
ſchäftigung u. ſ. w. konnen wir uns begreiflich hier nicht einlaſſen 
— genug daß nächſt der Cité ouyriere die Cité de bienfaisance (um 
in der Mülhauſer Terminologie zu bleiben) einer der beachtenswerthſten 
Gegenſtände des wohlverſtandenen ſocſalen Berufs, namentlich 
der zeitgemäßen Gemeinde, wie der zeitgemäßen Ariſtokratie fein wurde. 

Sollen wir es mit unſerm Thema ganz ſtreng nehmen, ſo brauchen 
wir nun nachdem wir eben die Mühlhauſer Cité ouvriere wie früher 
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ähnliche Unternehmungen in Paris (mit Einſchluß der Garnis modeles 
für ledige Arbeiter) vorgeführt, eigentlich nur noch eine Anſtalt zu 
erwähnen, ehe wir uns weiter nach England wenden. Dies iſt eine 
Cité ouvriere, die von einer Actiengeſellſchaft in Five bei Lille be— 
gründet worden iſt und die wir im Sommer 1858 durch eigene 
Anſchauung kennen lernten. Es handelte ſich zunächſt um etwa 80 
Familienwohnungen in einigen Gebäuden ungleich vertheilt, dann 
Schlafſtellen für etwa 100 ledige Arbeiter und endlich ein Waſch— 
und Badehaus. Das Actien capital betrug 300,000 Fr. und eine 
Subvention war in Ausſicht geſtellt. Der Anfang der ganzen Sache 
liegt noch einige Jahre weiter zurück, aber ſie war durch allerlei 
Fatalitaten in große Verwirrung und gänzliches Stocken gekommen 
und erſt in jenem Jahre in einer vegenerivenden Umwandlung und 
Erweiterung wieder in's Leben getreten. Unter dieſen Umſtänden 
bot ſie zwar manches Anzeichen eines beſſern Gedeihens für die 
Zukunft, aber unſere Anweſenheit fiel leider grade in die unruhigſte 
Zeit des Uebergangs, die keinen hinreichenden Stoff zur Beſchreibung 
der Gegenwart und keine hinreichende Daten zu einem ſichern Prognoſtikon 
der Zukunft darbot. Seitdem haben wir nichts weiter von dort gehört. 
Wenn wir nun aber, wie doch ſcheinbar ſo nahe liegt, die viel be— 
kanntere und bedeutendere Cité ouvriere der Hrn. Serive in Mares 
quette bei Lille nicht ausführlicher erwähnen, obgleich wir ſie damals 
genauer kennen lernten, ſo liegt der Grund darin, daß dieſe und 
ähnliche Anſtalten nicht in die Kategorie ſolcher Unternehmungen 
gehören, die von dem freien Vereinsweſen (Baugeſellſchaften u. |. w.) 
ausgehn und wobei man die kleinen Leute, die arbeitende Klaſſe im 
Allgemeinen im Auge hat. Sie ſetzen vielmehr ein beſtimmtes Ver— 
hältniß zwiſchen Arbeitsherrn und Arbeitern in dem geſchloſſenen Kreiſe 
einer beſtimmten Fabrik voraus. So wichtig und erſprießlich auch nun 
grade dieſe Verhältniſſe und die auf ſolcher Grundlage und durch Wechſel— 
wirkung jener beiden Faktoren erwachſende „latente Aſſociation“ in der 
Anwendung ihres Princips auf die Wohnungsverhältniſſe iſt — ja eben 
wegen ihrer großen Bedeutung müſſen wir uns verſagen hier weiter 
auf dieſe ganze Klaſſe einzugehn und uns dies für eine ſpaͤtere Gelegen— 
heit vorbehalten. Hier genügt es zu bemerken, daß wir uns durch eigene 
Anſchauung von der Zweckmäßigkeit und dem Gedeihen der Scrive'ſchen 
Cité vollkommen überzeugt haben. Im übrigen aber verweiſen wir 
hier ſowohl hierüber als über ähnliche Anſtalten auf dem Gebiet der 
belgiſchen Großinduſtrie, beſonders in Grand Hornu bei Mons, in 


| 150 Die Wohnungsfrage in Frankreich und England. 


den Eifenhütten der Vieille Montagne, beſonders in Moresnet u. a. 
O. und in der Cocquerill'ſchen Fabrik in Seraing auf die Berichte, 
| welche in den Verhandlungen des congres international in Brüffel 
| 1856 veröffentlicht worden. Auch ſonſt z. B. in Brüſſel ſelbſt, in 
Verviers u. ſ. w. findet ſich manches Beachtenswerthe der Art, wo— 
gegen auffallend genug, die Verſuche einer freiern und umfaſſendern 
Behandlung der Wohnungsnoth durch Baugeſellſchaften in Belgien 
bisher keinen Fortgang noch Erfolg gehabt haben. 
ı Was die franzoͤſiſche Schweiz, Italien und die pyrenäiſche Halbinfel 
| betrifft, fo iſt es uns nicht gelungen uns irgend zuverläffige Data 
| über irgend ein in unſer Thema fallendes Unternehmen zu verſchaffen. 
Allgemeine Andeutungen, die ſich gelegentlich in die Zeitungen verlau— 
| fen, haben ſich bei näherer Nachfrage immer nur foweit bewährt, daß 
ö etwa der Proſpectus von irgend einem ſehr Leichtgläubigen und noch viel 
N gleichgültigern Correſpondenten für die Ausführung genommen wurde. 
In Genf und in dem Kreiſe der Uhreninduſtrie im Jura ſind zwar 
wirklich Wohnungen gebaut worden; aber ſtatt — wie die Abſicht oder 
doch der Schein war — für die ouvriers zu ſorgen, hat man ſchließlich 
maisons bourgeoises gebaut, die ſich beſſer oder doch bequemer 
rentiren. Die wiſſen wir in Beziehung auf den Jura mit Gewißheit 
und aus Augenzeugniß, und was Genf betrifft, aus unſres Wiſſens 
guter Quelle. Somit ſetzen wir denn mit gutem Gewiſſen nach Eng— 
land über, wo es denn allerdings nicht an reichem Stoff fehlt. 


II. Eugland “). 

Wenden wir uns nun von Noth und Abhülfe auf dem roma— 
niſchen Feſtland zu unſern germanifchen Inſularvettern, fo lagen und 
liegen ohne Zweifel nirgends fo dringende Veranlaſſungen zu einer 
reformirenden Reaktion gegen die Wohnungsnoth vor als in Eng— 
land, welches wie in der volkswirthſchaftlichen und ſocialen Entwicklung 


*) Das bei dieſer Darſtellung benutzte Material entnehmen wir theils eigener 
wiederholter Anſchauung, theils den Geſchäftsberichten betreffender Baugeſellſchaften 
bis auf die neuſte Zeit, theils bekannten ältern Schriften, theils dem Labourers 
friend (Organ der gleichnamigen Geſellſchaft) theils den Verhandlungen des engl. 
Socialcongreſſes, namentlich Roberts improvement of the dwellings ete. (1859 auch 
beſonders erſchienen), theils einigen neuern Schriften wie z. B. Tremenhere dwellings 
etc. 1857. — Godwin Town Swamps and social bridges 1859 u. ſ. w. Einzelne Citate 
halten wir weiter nicht für nöthig. 
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dem Feſtland voraus, ſo auch die ſchwärzeſten Schattenſeiten dieſer 
Fortſchrittsbahnen darbietet — hoffentlich nur als Durchgangspunkte 
und ſchwere Schule fiir eine beſſere Zukunft“)! Auf eine Darſtellung 
der bis zur ſcheußlichſten Unerträͤglichkeit geſtiegenen Wohnungsnoth 
und deren Wirkung auf die ſittlichen, intellektuellen, leiblichen, wirth⸗ 
ſchaftlichen und ſocialen Zuſtände der untern Volksſchichten in England 
können wir hier nicht eingehn und iſt dies auch nicht von Nöthen, 
da neuerdings die gewichtigſten Zeugniſſe der Art auch in die ernſteren 
Organe der deutſchen Preſſe ihren Weg gefunden haben und Jedem 
bekannt find oder fein können, der ſich um dieſe Dinge bekümmern 
mag “**). Nicht ſehr lieblich, aber nur allzutreffend hat der Vater 
der engl. Wohnungsreform, Lord Shaftesbury, noch neuerdings dieſe 
Zuſtände in folgenden Worten bildlich charakteriſirt: „bei Tauſenden 
und zehn Tauſenden von Familien in England kann von dem ge⸗ 
prieſenen „home gar nicht die Rede ſein; der Mann, der hier 
mit Weib und Kind ſein Weſen hat, iſt nicht das Haupt einer 
Familie, ſondern das Hauptſchwein eines Schweine-Kobens.“ Daß 
kein engliſcher Gentleman ſeinen Hunden und Pferden, kein Landwirth 
feinem Vieh ſolche Ställe bieten möchte ift ſchon wiederholt von den 
angeſehenſten Männern des Landes bezeugt worden. Am deutlichſten 
aber ſprechen vielleicht die dürren Zahlen der Sterblichkeitsſtatiſtik 
und das Verhältniß der ſchweren Krankheits- und Todesfälle in 


*) Es giebt viele ſehr reſpektable Leute, die an eine ſolche Zukunft nicht glauben, 
ſondern entweder nach menſchlichem Ermeſſen oder in Deutung chriſtlicher Prophe— 
zeihungen nur einen Abgrund als mehr oder weniger nahes Ziel jener geprieſenen 
Fortſchritte ſehn! Daß aber zunächſt ein europäiſcher Krieg mit ziemlicher Wahrſchein⸗ 
lichkeit noch gar manche erfreuliche und mehr oder weniger gegründete Hoffnung zer: 
ſtören, manches wohlgepflegte Saatfeld verwüſten kann, dürften auch die hoffnungs⸗ 
vollſten und leichtherzigſten Zeitgenoſſen als ſehr möglich zugeben. Wie wir unferes 
geringen Orts dieſe hohen Dinge anſehen darauf kommt um ſo weniger an, da wir 
jedenfalls auch unter den ſchlimmſten Vorausſetzungen für das Morgen, doch für 
das Heute keinen andern und beſſern Rath wiſſen, als daß jeder auf ſeinem Poſten 
in Gottes Namen ſeine Schuldigkeit thue nach beſtem Wiſſen und Kräften. 
Daß aber die Abhülfe der Wohnungsnoth unſerer betreffenden Nächſten mit zu den 
im königlichen Gebot enthaltenen Pflichten gehört, laſſen wir uns nicht ausreden. 


) Wem grade kein anderes Aushülſemittel zur Hand, den verweiſen wir unter 
andern auf die Reiſebriefe von V. A. Huber 1855. Die reichſte Quelle für engl. 
Schatten: und Nach tbilder unmittelbar und mit grauſiger Genauigkeit aus dem 
Leben daguerreotypirt bleibt immer das bekannte Werk von Mayhew, was aber 
unſeres Wiſſens noch immer auf eine deutſche Bearbeitung wartet. 
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beſtimmten Lokalitäten vor und nach dem Eingreifen der Wohnungs- 
reform. Wer aber auch nur Sinn für die Koſtenfrage haͤtte, der 
ſollte bedenken was es auch nach dieſer Seite heißt, daß nachweislich 
| hunderttauſende von Krankheits- und Todesfaͤllen, welche dann 
| Wittwen und Waiſen der Armenpflege zuweiſen, auf Urſachen zurück— 
zuführen ſind, welche nur durch eine gründliche und umfaſſende Reform 
I der Wohnungsverhaͤltniſſe zu befeitigen waren“). Wer die Bedeutung 
Il dieſer zunächft nur materiellen leiblichen Momente irgend begreift, der 
weiß, daß ſchon in dieſen Zahlen zugleich ein entſetzliches Maaß von 
ſittlicher Zerrüttung vorgeſtellt iſt. Zu allem Ueberfluß aber ſteht 
auch das Urtheil der gewichtigſten Stimmen grade in England darüber 
feſt und iſt auch in die öffentliche Meinung übergegangen: ohne eine 
gründliche Reform der Wohnungsverhältniſſe find alle Anſtrengungen 
der Kirche, der Schule, des Staates und der Geſellſchaft zur ſittli— 
chen, geiſtigen, ſocialen und wirthſchaftlichen Rettung von hunderttau— 
ſenden von Familien vergeblich. Und zwar handelt es ſich hier durch— 
aus nicht blos um die Wohnungen der huͤlfsbedürftigen Armuth des 
eigentlichen Elends, ſondern in mehr oder weniger hohem Grade und 
mancherlei Uebergangszuſtänden, zu dem relativ Beſſern fallen die Woh— 
nungsverhältniſſe einer großen Mehrzahl der arbeitenden Klaſſen zu 
Stadt und Land unter dieſe Schatten ſocjalen Todes oder Agonie. 
Die Anfänge der Reaction des Heilungsproceſſes gegen dieſe 
ſociale Krankheit gehen, wenigſtens was allgemeine Anregung und 
Andeutung durch Wort und Schrift betrifft, nicht weiter zurück als 
bis auf humaniſtiſche Philanthropen, wie Howard, und chriſtliche Phi— 
| lanthropen wie Chalmers. Einen beſtimmtern praktiſchen Charakter 
erhielt dieſe Bewegung erſt von der Seite der öffentlichen Geſund— 
| heitöpflege und durch die Gefahr welche aus den Wohnungen der 


| 
Ill 
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) Um das volle Maaß der Verantwortlichkeit zu erkennen welche auf denen laſtet, 
die — unter fortwährenden, hochtrabenden, ſelbſtgerechten Phraſen des ächt engliſchen 
cant über die Herrlichkeiten des engliſchen home, der Feſtung des geringſten Eng⸗ 
laͤnders, der hohen Sittlichkeit des engliſchen Volkes u. ſ. w. —zur Entſtehung fo 
ungeheuerlicher Zuſtaͤnde entweder activ oder paſſiv, mittelbar oder unmittelbar beige⸗ 
tragen haben, muß man beachten, wie ſich hier das alte „eorruptio optimi fit pes- 
sima“ bewährt hat. Das engliſche eottage iſt ohne Zweifel an ſich und wo die 
Umſtände es irgend erlauben die zweckmäßigſte Wohnung für das Volk, wogegen die 
Caſernirung nur als Noth-behelf zuläſſig; und dennoch bieten die engliſchen cottages 
in der Wirklichkeit zu hundert Tauſenden fo ſchlimme Wohnungszuſtande als nur irgend 
eine Elendskaſerne großer Städte. | 
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untern Stände als Quellen typhöſer Epidemien für die höhern Klaſ⸗ 
ſen hervorging. In dieſer Hinſicht bildet die Typhusepidemie von 
1834 in London einen merkbaren Wende- und Ausgangspunkt. Na⸗ 
mentlich war es ein damals bekannter Baumeiſter Sydney Smirke, 
der zuerſt mit wenn auch noch ziemlich vagen, doch praktiſchen Vor— 
ſchlägen hervortrat. Ob und wieweit der hochverdiente Roberts, der 
dann etwa zehn Jahre ſpäter als der würdige Vertreter dieſer wichtiz 
gen Seite des Berufs der erſten aller Künſte hervortrat, ſich unter jenen 
Einfluͤſſen entwickelte wiſſen wir nicht. Zunaͤchſt indeſſen hielt ſich 
jene Reaktion eben auf dem Gebiet der öffentlichen Geſundheitspflege, 
der eigentlichen Aedilität, wobei nächft Straßen, Plätzen, Cloaken u. ſ. w., 
die Wohnungen anfangs nur mittelbar berührt wurden. Doch iſt 
nicht zu verkennen, daß dieſe Beſtrebungen mehr und mehr auch der 
Wohnungsnoth zu Gute kamen. Namentlich gilt dies auch von den 
freien Vereinen, deren Thätigkeit auch hier die officiellen Maaßregeln 
vorbereitete und draͤngte “), wie z. B. die 1839 gegründete Health 
of town association. Dieſer folgte denn 1850 eine Metropolitan 
sanitary association, deren Zweck hauptſächlich darauf ging überall 
dafür zu ſorgen, daß das was der engliſche Sprachgebrauch als nui— 
sances bezeichnet — gemeinfchädlicher und alfo hier beſonders geſund⸗ 
heitswidriger Unfug und Schmutz aller Art — auf polizeilichem Wege 
beſeitigt und gerichtlich beſtraft werde, durch Anzeige u. ſ. w. wozu 
der Einzelne ſo ſelten Muth, Luſt, Zeit u. ſ. w. hat. 

Seit Anfang der vierziger Jahre tritt denn die Wohnungsreform 
mehr und mehr in allen Stadien, Formen und Richtungen hervor, 
die in England ein wirklich oder vermeintlich gemeinnütziges „move— 
ment“ charakteriſiren: Bearbeiten der öffentlichen Meinung durch 
Wort und Schrift, in der Preſſe, in den Clubs, in meetings u. ſ. w., 
dann praktiſche Verſuche durch freie Vereinsthätigkeit als wirkſamſtes 
Ueberzeugungsmittel, endlich Hinüberziehen auf das parliamentariſche 
Gebiet durch Perſönlichkeiten, welche neben dem Eifer für die Sache 
auch Einfluß genug haben um fie gegen die ſtumpfſinnige, frivole, 
hochmüthige Gleichgültigkeit der adminiſtrativen Routine ), und gegen 


) Neuerdings iſt auch eine Ladies sanitary association entſtanden, deren Zweck 
iſt durch perſönliche Einwirkung, Hausbeſuche u. ſ. w. den unteren Klaſſen mehr 
Sinn und Verſtändniß für die Bedingungen und Mittel der für ſie nöthigen und 
möglichen Geſundheitspflege zu geben. 

*) Zum Troſt derer, welche anderwärts Urſache finden oder zu finden 
glauben, über „den grünen Tiſch“ zu klagen, und welche ſich etwa durch gewiſſe 
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die gewiſſenloſe Selbſtſucht der politiſchen Faktionen und Intriguen 
auf der Tagesordnung zu erhalten und immer wieder auf die Bahn 
zu bringen, fo daß fie nicht todtgeſchwiegen und ignorirt werden kann, 
ſondern ihr über kurz oder lang legislative und adminiſtrative Rechnung 
getragen werden muß. Daß dieſe officielle Mitwirkung meiſt erſt 
dann eintritt, wenn die Sache ſelbſt in ihrer freien Entwicklung 
eine gewiſſe materielle, thatſächliche Bedeutung und Geſtaltung gewon- 
nen hat, iſt gewiß eben ſo wenig zu beklagen, als daß ſie dann we— 
nigſtens eine ſolche officielle Berückſichtigung findet, die um ſo beſſer 
vorbereitet und um ſo zweckmäßiger wenigſtens ſein kann, wenn ſie 
es auch nicht durchweg immer iſt. 

Niemand kann nun leugnen, daß das Hauptverdienſt für die 
Fortſchritte, welche das movement der Wohnungsreform in England 
ſeit etwa 15 Jahren auf allen jenen Gebieten und Stadien gemacht 
hat, dem damaligen Lord Ashley, jetzt Earl of Shaftesbury 
gebührt, deſſen bedeutende und ehrenwerthe Perſönlichkeit getragen 
durch ſeine ſociale, politiſche und parliamentariſche Stellung ihn ohne 
Zweifel vorzugsweiſe zu einer ſolchen Rolle befähigte, worin er bes 
kanntlich bald auch durch das noch höhere Patronat des „Prinzen 
Gemahl“ eifrig unterſtützt wurde. Dabei iſt namentlich hervor zu 
heben, daß er nicht nur hauptſächlich und zuerſt ſowohl überhaupt 
das Intereſſe der unmittelbar durch die Wohnungsnoth leidenden 
Klaſſen und Perſonen als Hauptmoment der Bewegung hervorhob, 
ſondern daß er eben dann dieſe Seite der Sache auch zuerſt in ihrer 
tiefern, höheren und weitern Bedeutung auffaßte. Als anerkanntem 
Haupt der unter den Loſungen des chriſtlichen Philanthropismus ver— 
einten und im Sinne unſerer „innern Miſſion“ thätigen Elemente 
ziemte es ihm vor Allem die ſittliche Bedeutung der Wohnungsfrage, 
die zerſtörenden Einflüſſe der Wohnungsnoth auf das chriſtliche Fa— 


anglomaniſtrende Optimiſten verleiten laſſen zu glauben, daß dem „freien England“ 
dieſe Strohpflanze ganz fremd ſei, diene zur Nachricht, daß ſie auch dort ſich einer 
ſehr weiten Verbreitung und üppigen Wachsthums erfreut nur in zum Theil etwas 
andern Formen und Lokalitäten, unter dem Namen red tapeism, welches Wort von 
gelehrten Etymologen von dem rothen Bindfaden oder Band (red tape) womit of⸗ 
ſicielle Papiere gepackt werden, abgeleitet wird. Ja, die freie und glückliche praktiſche 
Handlichkeit der engliſchen Sprache zur Bildung von Worten hat ſogar die Inter— 
jektion: „pooh! pooh!“ womit man auch an unſern „grünen Tiſchen“ die officielle 
Geringſchätzung jeder nicht routinemäßigen Sache auszudrücken pflegt (wenn auch in 
etwas anderer Ausſprache) unmittelbar zu Verbum und nachbildenswerther Redensart: 
„to „pooh pooh“ a thing or a person down“ verwendet. 
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milienleben zu allgemeinerem Verſtändniß, Anerkennung und Berüuͤck— 
ſichtigung zu bringen.) 

Wenn übrigens in dieſer Reformbewegung gegen die Wohnungs— 
noth die legislative und adminiſtrative Betheiligung verhaͤltnißmäßig 
früher bemerklich wird, als in den meiſten andern movements der 
Art, ſo erklärt ſich dies nicht nur durch die bedeutende parliamen— 
tariſche und ſociale Stellung ihres Vertreters, ſondern auch daraus, 
daß ſie, wie wir ſchon ſahen und die Natur der Dinge es mit ſich 
brachte, von vorne herein in Verbindung mit Fragen der öffentlichen 
Geſundheitspflege auftrat, deren dringende allgemeine Bedeutung für 
alle Klaſſen und Stände ſich zu handgreiflich aufdraͤngte, als daß 
eine parliamentariſche Regierung ſie haͤtte ignoriren können. Obgleich 
aber die legislativen Reſultate auf dieſem Gebiete ſich erſt ſpäter und 
auch dann nur in zweiter Reihe und (mit Ausnahme freilich des 
wichtigen Punktes der Logierhäufer) weniger auf die eigentliche Woh— 
nungsreform, als auf damit zuſammenhaͤngende Zweige bezogen, ſo 
iſt doch nicht zu leugnen, daß ſie einen nicht unbedeutenden und im 
Ganzen förderlichen Einfluß auf das movement übte. Können wir 
unter dieſen Umſtänden jene legislative Entwicklung der Wohnungsfrage 
nicht mit Stillſchweigen übergehn, während doch eine in's Einzelne 
gehende Erörterung uns viel zu weit führen würde, fo erſcheint es 
am zweckmaßigſten hier die bedeutendern der betreffenden Geſetze bis 
zur neuſten Zeit chronologiſch in einer Folge anzuführen, um dann 
wieder ohne Unterbrechung eine Darſtellung der Reſultate der prak— 
tiſchen Reformbeſtrebungen zu geben. Es dürfte wenigſtens damit 
ſolchen Leſern, die Beruf finden ſich näher in jener Geſetzgebung zu 

) Es iſt gewiß eines der größten Verdienſte dieſes Mannes, es endlich in Enge 
land dahin gebracht zu haben, daß die ſittlich-religiböſe Einwirkung auf die ſocialen 
Schäden zumal der untern Klaſſen zu der Erkenntniß gekommen iſt, die bei uns, trotz 
der gelegentlichen Mahnungen ſogar eines Wichern, (unſeres unabläſſigen Drän— 
gens zu ſchweigen!) noch ſehr wenig Eingang gefunden; daß fie nur Hand in Hand 
mit geeigneten volkswirthſchaſtlichen Maaßregeln zur Hebung und Sicherung 
der materiellen Zuſtände Hoffnung und Anſpruch auf umfaſſendere und nachhaltigere 
ſittliche und religiöſe Reſultate haben kann, und daß auch namentlich die bloße 
Wohlthätigkeit im engern Sinne in den meiſten Fällen mehr ſchadet als nützt. Die 
wohlmeinendſien und au ſich berechtigtſten Beſtrebungen zur ſittlich⸗religiöſen Heilung 
der ſocialen Schäden erinnern nur allzu fehr an einen Ehrmann, der den guten Samen 
beharrlich und mit großer Aufopferung in einen faulen Sumpf wirft und davon eine 
gute Ernte erwartet, ſtatt erſt den Boden zum fruchtbaren Empfang des Getreides 
vorzubereiten durch Abzugsgräben, Dämme, Erhöhung u. ſ. w. 
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orientiren ein überſichtlicher Wegweiſer zu dieſen Atomen in dem 
weiten Chaos der parliamentariſchen Verhandlungen und Legislation 
der letzten zwanzig Jahre gegeben ſein“). Den Anfang machte 1818 
die ſogenannte Publie health Act, welche 1858 ein Amendement er— 
hielt; dann folgten 1848 die Nuisance removing und 1849 die 
Diseases preventing Act, welche 1855 ein Amendement erhielt, und 
zu deren Handhabung 1848 eine höhere Behörte General board of 
health errichtet wurde, welche aber 1858 in ein Local government 
Act office abſorbirt wurde, deſſen Bildung durch die 1858 erlaſſene 
Local governments and sanitary improvements Act veranlaßt wurde. 
Dieſes letztere Geſetz und die 1855 erlaſſene Labourers dwellings 
Act find ohne Zweifel die für die eigentliche Wohnungsreform bedeu— 
tendſten Beſtimmungen, da ſie nicht nur die freie Vereinsthaͤtigkeit auf 
dieſem Gebiet in mancher Hinſicht begünſtigen, ſondern auch, was 
noch wichtiger werden könnte, den Gemeindebehörden das Recht ger 
währen Gemeindemittel auf Bauten zur Abhülfe der Wohnungsnoth 
zu verwenden. Leider ſpricht aber das Geſetz ſich nicht deutlich genug 
darüber aus: ob darunter auch beſſere Familienwohnungen oder 
nur die ſogenannte Lodginghouses der niedrigſten Klaſſe von Schlaf: 
fielen zu verſtehen. Dieſes Bedenken war ohne Zweifel meift 
nur Frucht oder Vorwand der Gleichgültigkeit, Traͤgheit und Unfä- 
higkeit der Gemeindebehörden zu jeder gemeinnützigen Thätigkeit, — 
wie es denn in Folge der Corruption der ſtaͤdtiſchen Wahlen nicht 
anders ſein kann, wodurch eine Municipal-Reform ſchon wieder 
allem Anſchein nach eben ſo nöthig geworden iſt als 1831. — Das 
selfgovernment ift ohne Zweifel eine ſchöͤne Sache und um Schwim— 
men zu lernen muß man in's Waſſer gehn, daß aber damit noch 
längſt nicht Alles gethan iſt, mag in England lernen, wer überhaupt 
in ſolchen Dingen noch lernen kann und will! — Die ſolchen Vor— 
wand bietende wirkliche Unklarheit jenes Geſetzes ließe ſich übrigens 
durch ein kleines Amendement ſehr leicht beſeitigen, und jedenfalls 
beweiſt das 1855 fuͤr Schottland erlaſſene im weſentlichen entſprechende 
Geſetz deutlich genug, daß die Legislation eben von jener freiern und 
weitern Vorausſetzung ausging. Hier wird namentlich auch ausdrück— 


) Zur weitern Information ohne eigentliches Quellenſtudium iſt beſonders zu 
empfehlen: der „Companion to the british Almanac,“ welcher jährlich nebſt einer 
Maſſe von anderweitig intereſſantem Material auch im Auszug die im je vorhergehenden 
Jahre erlaſſenen Geſetze giebt. Auch iſt eine Zuſammenſtellung der geſundheitspoli⸗ 
zeilichen Geſetze bei Knight erſchienen. 
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lich zur Förderung des Neubaus und Ausbaus geeigneter Wohnungen 
und Schlafſtellen ſowohl durch freie Vereine, als Gemeindebehörden 
beſtimmt, daß Eigenthümer ſchlechter und gemeingefährlicher Häufer 
gezwungen werden können, dieſe nach billiger Schätzung zu ſolchen 
Zwecken zu verkaufen. Auch über einen der wichtigſten Punkte: das 
auf einen gegebenen Wohnungsraum zu geſtattende Maximum der 
Bewohner fanden 1857 im Oberhaus Berathungen ſtatt, dieſe wie 
ſo manche andere wahrhaft gemeinnützige Maaßregel wurde aber im 
Unterhaus zurückgezogen, weil das elende Parteigezänke Zeit und 
Intereſſe verſchlang. Intereſſant iſt auch eine ſogenannte Standing 
order, welche vor einigen Jahren im Oberhaus angenommen wurde, 
daß bei großen öffentlichen Demolitionen vor Ertheilung der parlia— 
mentariſchen Genehmigung unterſucht werden ſolle: ob und wie wirk— 
ſam dafür geſorgt werden könne, daß die dadurch ausgetriebenen 
kleinen Miether ein anderweitiges Unterkommen finden. Von einem 
praftifchen Reſultat dieſer ſehr weiſen Regel iſt zwar bisher noch 
nichts zu ſpüren, doch iſt eine ſolche Fürſorge namentlich von Seiten 
des höchſten Adels des Landes immerhin erfreulich, als Zeichen einigen 
Bewußtſeins eines wahrhaft ariſtokratiſchen Berufes, woran es aller— 
wärts nur zu ſehr fehlt. Ueberhaupt fehlt es nicht an Anzeichen, 
die hoffen laſſen, daß trotz des in immer breiterer Confuſion, zu 
niedrigerem Niveau herabſinkenden Parliamentarismus die Entwicklung 
der reformatoriſchen Geſetzgebung und einer entſprechenden Verwaltung 
nicht auf dem jetzigen Standpunkt ſtehn bleiben wird. So iſt es 
namentlich noch eine offene Frage: ob nicht der Dummheit, Roheit 
und Selbſtſucht aller Betheiligten, namentlich aber der Hausbauer 
und Hausbeſitzer weit mehr als bisher wenigſtens durch negative 
Beſtimmungen — z. B. eben in Beziehung auf den jedem Bewohner 
zu gewährenden Kubikraum — entgegengewirkt werden dürfe, könne 
und müſſe, wie dies denn z. B. hinſichtlich der common lodging 
houses ſchon mit fo außerordentlichem Erfolg geſchehen iſt? Auch 
die Frage iſt durchaus noch offen: ob nicht auch öffentliche Gelder 
in der Wohnungsreform, theils zu allgemeiner Terrainbereitung u. ſ. w., 
oder zu Wohnungsbauten verzinslich angelegt werden konnen. — Auch 
die für die öffentliche Geſundheit überhaupt und für die Wohnungs, 
frage insbeſondere ſo wichtige Frage der Cloaken (Sewers) und alles 
was damit zuſammenhängt iſt trotz fo mancher neuern geſetzlichen und 
Verwaltungsmaaßregeln noch lange nicht gelöft. Auf alles dies aber 
können wir begreiflich nicht näher eingehn. 
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Gehn wir nun zu der unmittelbar praktiſchen Seite der eigent— 
N lichen und poſitiven Wohnungsreform über, wo es ſich lediglich darum 
handelt, die ſchlechten Wohnungen durch beſſere zu erſetzen, ſo ſind 
hier zunächſt die beiden großen Baugeſellſchaften“) zu erwähnen, 
welche in dieſem Sinne den Kampf gegen die Wohnungsnoth eroͤffneten. 
Nach der Zeit der formalen Gründung gebührt hier der ſogenannten 
Metropolitan Association for improving the dwellings of the la- 
bouring classes der Vorrang, indem ſie ſchon 1842 entſtand unter 
| | dem Patronat des, um alle das Wohl der untern Volksklaſſen be— 
treffenden Fragen auch als Miniſter fo hochverdienten Lord Morpeth 
(jetzt Carlisle), dem ſich Lord Ebrington und einige andre parlamentas 
riſche Notabilitäten anſchloſſen. Es traten jedoch anfangs mancherlei 
Hinderniſſe ein, wodurch die Incorporation und der wirkliche Anfang 
der praktiſchen Arbeit der Geſellſchaft um einige Jahre verzoͤgert 
wurden. Hierzu ſind namentlich auch die Schwierigkeiten zu rechnen, 
welche aus dem an ſich ſehr richtigen und Außerft wichtigen Grund: 
ſatz hervorgingen, den die Statuten ſehr beſtimmt anerkannten, daß 
der finanzielle Theil des Unternehmens, als Mittel zur Erreichung 
eines hohen ſittlichen Zwecks, eine reine Capitalanlage zu landes— 
üblichen Zinſen mit Vermeidung alles deſſen ſein müſſe, was ihr den 
Charakter oder auch nur den Schein einer eigentlichen Wohlthätig- 
f keitsſache geben konnte. Es liegt auf der Hand, daß bei einer 
damals noch ganz neuen Sache die Beſchaffung der nöthigen Geld— 
mittel in dieſem Sinne und auf dieſem Wege ganz beſonders ſchwierig 
war kx). Genug — ehe hier noch von Bauen die Rede fein konnte 


) Wir brauchen den Ausdruck kurzweg in dem Sinne wie er in Deutſchland 
und nach dem Vorgang der Berliner Baugeſellſchaft gäng und gäbe geworden iſt, waͤh⸗ 
rend in England der Ausdruck building society meiſt in Verbindung mit land society 
diejenigen nach dem Grundſatz einer Tontine angelegten Vereine bezeichnet, deren Haupt: 
zweck die Parcellirung großer Güter (estates) in ſolche Theile, denen als Freeholds 
das parliamentariſche Wahlrecht zufällt, wobei dann allerdings auch der Bau einer 
Wohnung in eventueller Ausſicht ſteht und durch Vermittelung des Vereins außerordent— 
lich erleichtert wird. Die Bedeutung dieſes movement kann nicht leicht hoch genug 
augeſchlagen werden, da fie in wenig Jahren gewiß ſchon viele Tauſende von Freeholds 

| jedes mit feinem cottage in die Hände bisher beſitzloſer Arbeiter gebracht hat. Den: 
noch oder eben deshalb können wir hier nicht weiter darauf eingehen. 

) Wie es mit ſolchen Sachen in England gehen kann, mögen wir, zum Treſt 
bei etwanigen Mißliebigkeiten denen wir auf unſern continentalen Wegen begegnen, 
bedenken, daß die Charter (die korporative Stiftungsurkunde) dieſer Geſellſchaft nicht 
nur Monate an Zeit und Mühe, ſondern auch baare 1430 L. gekoſtet hat, wofür 
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wurde 1844 unter Lord Ashleys Vorſitz die Society for improving 
the condition of the labouring Classes oder kurzweg ſogenannte 
Labourer's friends society gegründet, deren ganze Einrichtung und 
Beſtrebung (gewiſſermaaßen eben in einem gewiſſen Mangel an 
principieller Klarheit und Korrektheit) ſie in den Stand ſetzte auch 
gleich mit ihren Muſterbauten hervor zu treten. Dieſe Geſellſchaft 
trug nämlich ftatutenmäßig den Charakter allgemeiner Wohlthätigfeit, 
indem ſie „die Verbeſſerung der Zuſtände der arbeitenden Klaſſen“ 
im weiteſten Sinne als ihre Aufgabe bezeichnete und demnach natürlich 
keinen Grund hatte nicht gleich von vorne herein die Wohlthätigkeit 
der hoheren beſitzenden Klaſſen in Anſpruch zu nehmen. So konnte 
ſie gleich mit nicht unbedeutenden Geldmitteln auftreten ohne alle 
Belaſtung durch Zinfen oder Heimzahlungs-Mittel, deren Quelle auch 
bis auf dieſen Augenblick reichlich fließt. Die beiden Gebiete und 
Richtungen worin fie nun alſobald ſowohl dieſe Mittel als die fpäter 
auch verzinslich aufgenommenen Capitalien zu verwerthen begann, war 
einerſeits das ſogenannte Allotment-Syſtem, wodurch den ländlichen Ar— 
beitern die miethweiſe Benutzung kleiner Parzellen größerer Grund— 
ſtücke ermöglicht wird, welche die Geſellſchaft ſelbſt im Ganzen auf die 
längſten Termine pachtet. Auf dieſes Feld können wir uns hier nicht 
weiter einlaſſen, obgleich es wie auf der Hand liegt mit der Woh— 
nungsfrage ſehr nahe zuſammenhängt. — Genug, die wohlthätigen 
Reſultate dieſer Wirkſamkeit der Geſellſchaft find jetzt allgemein aner— 
kannt und obgleich ihre eigene Thätigkeit durch allerlei unangenehme 
Zwifchenfälle und namentlich die Unredlichkeit eines Beamten ſehr 
beſchraͤnkt wurde, fo hat doch ihr Vorgang, begünſtigt durch die ei— 
frige moraliſche Unterſtützung der Geiſtlichkeit, gegenwärtig eine ſehr 
weit verbreitete Nachfolge bei der beſſern Klaſſe der Grundbeſitzer und 
Pächter gefunden. Tauſende von Arbeiterfamilien ſind in faſt jeder 
Grafſchaft durch ein Allotment ſowohl in ihrer ſittlichen als wirth— 
ſchaftlichen Haltung merklich und nachhaltig gehoben worden. Auf 
dem zweiten Haupigebiet dieſer Geſellſchaft tritt fie nun eben als 
Baugeſellſchaft auf und als ſolche konnte fie ſchon in dem Jahr 
ihrer Entſtehung eine Reihe von Familienwohnungen im Cottage— 
Syſtem in Bagnigge wells eröffnen. Ein ausführlicher Bericht der 


man ſchon ein paar hübſche cottages hätte bauen können. Uebrigens find neuerdings 
ſehr viel wohlfeilere legale Formen für Unternehmungen der Art eröffnet worden, 
wohin namentlich die ſogenannte Limited liability Act von 1857 gehört, die ſich aber 
nicht fpeciell auf die Wohnungsfrage bezieht. 
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weitern Entwicklung dieſer Thätigkeit und namentlich ein näheres 
Eingehn auf die Details der baulichen Einrichtungen der verſchiedenen 
Anlagen welche ſich im Lauf von etwa 10 Jahren als Frucht dieſer 
und anderweitiger freien Vereinsthätigkeit erhoben, iſt hier nicht von 
Nöthen, ſondern wir können um ſo mehr auf anderweitige Berichte 
verweiſen, da der vollftändigfte derſelben, von dem damaligen Baus 
meiſter der Geſellſchaft, Mr. Roberts, feiner Zeit in dieſen Blättern 
mitgetheilt worden iſt. Daſſelbe gilt von den Arbeiten der Metropo- 
litan-Baugeſellſchaft. Was aber andere kleinere Unternehmungen der 
Art betrifft, fo bewegen fie ſich im Weſentlichen in den durch dieſen, 
Vorgänge und Erfahrungen gegebenen Gleiſen der Löſung ihrer Auf— 
gabe, wobei namentlich die auf Koften der Arbeiterfreundsgeſellſchaft 
herausgegebene, Zeitſchrift, Schriften, Bauriſſe u. ſ. w. (größtentheils 
von Mr. Roberts) einen ſehr großen Einfluß ausübten. Es genügt 
uns unter dieſen Umſtänden hier theils die uns in den neuſten Be— 
richten vorliegende Statiſtik der Hauptvereine, theils einige auf 
den gegenwärtigen Stand der Sache bezügliche allgemeinere Momente 
hervorzuheben, welche obgleich auch ſchon in frühern Berichten mit— 
getheilt, doch jedenfalls ihren Weg noch nicht in dieſe Zeitſchrift und 
auch ſonſt unſeres Wiſſens nicht in den Bereich der deutſchen Preſſe 
gefunden haben. 

Auf die Reſultate unſerer unmittelbaren perſönlichen Anſchauun— 
gen dieſer Dinge können wir hier nicht im Einzelnen eingehn und iſt 
dies auch nicht nöthig. Doch mögen einige allgemeine Bemerkungen 
Platz finden. Zunächſt alſo die Verſicherung, daß wir (früherer Be— 
ſuche nicht zu gedenken) auch noch im Frühling dieſes Jahrs (1860) 
durch den Augenſchein der bemerkenswertheſten dieſer Häuſer im 
Weſentlichen alles beftätigt fanden, was wir nach den vorliegenden 
Berichten Erfreuliches und Lobenswerthes zu erwarten berechtigt waren. 
Daß die ſinnlichen Eindrücke — namentlich auf den erſten Blick und in 
friſcher Erinnerung an ähnliche Dinge in Paris und wohl gar an 
die Cité ouvrière in Mülhauſen oder auch nur an einige Häufer der 
Berliner gemeinnützigen Baugeſellſchaft — zum Theil nicht eben ſehr 
erfreulich, heiter und wohlthuend waren, ſteht garnicht im Widerſpruch 
mit jenem allgemeinen Reſultat. Jene Wohnungen unterſcheiden ſich 
nach dem Mehr oder Weniger was ſie dem Bewohner an Bequem— 
lichkeit u. ſ. w. bieten, in mehrere Klaſſen, von dem beſſern Familiens 
cottage, und den beſſern auf 50-100 und mehr Familienwohnungen 
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oder Schlafſtellen eingerichteten Hänfern *) bis hinunter zu der ge⸗ 
ringſten Gattung beſonders der Lodginghouses. Alle dieſe Nüancen 
kommen auch unter den gewöhnlichen Verhaͤltniſſen vor, außer etwa 
daß fo zahlreiche Wohnungen unter einem Dach, wie fie in einigen 
der Geſellſchaftshäuſer zu finden ſind, anderweitig nur ſelten, wenn 
überhaupt vorkommen; doch giebt es manche große alte Häufer, theils 
vielleicht ehemalige Waarenlager, theils ehemalige Wohnſitze großer 
vornehmer Familien in den vor 100 und mehr Jahren fashionabeln 
Theilen Londons, wo wenigſtens 40 50 der allerſchlechteſten Art 
von Wohnungen, auch für Familien eingerichtet find**). Abgeſehen 
aber auch von dieſen letztern Fällen ſo bieten auch die beſten Exem— 
plare dieſer verſchiedenen Kategorien nicht nur auf dieſem, ſondern 
auch dem nächſt angränzenden höhern ſocialen Niveau des untern 
Mittelſtandes außerhalb des Bereichs der eigentlichen Wohnungsnoth 
und auch wo es an Reinlichkeit und guter Ordnung nicht ganz fehlt 
im Ganzen eben keinen heitern, behaglichen Charakter — am wenigſten 
in den Theilen des Hauſes, welche eben deſſen gemeinſame äußere 
Signatur geben, wie die ganze Außenſeite, Flur, Treppe u. ſ. w. 
waͤhrend die eigentlichen Wohnungen allerdings nicht ſelten ſo viel 
Comfort aufweiſen, als es die nach continentalen Begriffen (Holland 
ausgenommen) allzuengen Räume geitatten mögen. Die geringſte 
Klaſſe aber hat ganz abgeſehen von eigentlichem Verfall und dergl. 
allgemein einen düſtern, kalten, harten Lokaltypus, der durch die Lage 
in engen Straßen, die vorherrſchend Düftere feuchte Atmosphäre und 
die ganze Haltung der Bewohner bedingt wird. Wenn nun auch 
jene Geſellſchaftshaͤuſer in jeder Wohnungsklaſſe wirklich ſehr bedeu— 
tend beſſer ſind als dieſelbe Klaſſe unter den gewoͤhnlichen Mieth— 
verhältniffen, fo können fie doch jenen lokalen Charakter und Typus 
nicht ganz verleugnen. Leiſtet z. B. das Logierhaus für 82 Männer 
in Charlesstreet Alles was man unter allen gegebenen Umſtänden 
und Bedingungen billiger Weiſe erwarten kann, ſo iſt und bleibt doch 
zumal bei irgend trübem Wetter u. ſ. w. ein höchſt unerquicklicher 


) In den engliſchen Berichten werden meiſt unter der Bezeichnung houses 
auch die beſſern Familienwohnuugen in den großen Häufern begriffen, ſobald fie nur 
einen eigenen Eingang haben, während der Ausdruck cottage auch Häuſer mit 2—4 
Wohnungen unter einem Dach oder längere Reihen nur durch Brandmauern getrennter 
Wohnungen bezeichnet. 

) In Schottland iſt das Wohnen auf Etagen (flats) in Häuſern von 3—5 
Sock werk in den größern Stäbten die Regel, oft mit vielen Wohnungen auf einer Gtage, 
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melancholiſcher Eindruck und man muß ſich recht deutlich die gewöhn— 
lichen Lodginghouses der frühern ſchlechtern Sorte mit gleichen Preiſen 
in Erinnerung rufen, um den außerordentlichen Vorzug dieſer Muſter 
zu würdigen. Aber auch die äußerlich vielleicht verhältnißmäßig (auch 
in financieller Hinſicht) wohl zu ſplendide ausgeſtatteten Logierhäuſer 
der Metropolitangeſellſchaft wie jenes in Albert Street, Mile End, mit 
ſeiner verzierten Fagade, feinen 234 Single men's „chambres,“ Coffee 
rooms, Reading room u. f. w. macht doch durchaus keinen ent— 
ſprechend wohlthuenden Eindruck. Dies gilt ſogar von den größern 
und beſten Familienhäuſern, z. B. jenen in den Thanks guivings 
Buildings in Portpool Lane mit 20 Familienwohnungen und 64 
Stuben für einzelne Frauen, womit ein Waſchhaus zu allgemeinem Ge— 
brauch der ganzen Nachbarſchaft verbunden iſt, oder dem neuen ſehr ſtatt— 
lichen und zweckmaͤßigen Gebäude mit 54 Familienwohnungen in Streat- 
ö ham Street oder ähnlichen Häuſern der Metropolitangeſellſchaft. — Das 
ö Alles überzeugt den Beſucher ſehr bald, daß hier für das Nöthige 
und Nützliche verſtändig und tüchtig geſorgt iſt, aber es bleibt eben 
dabei und heiter erfreuliche oder gar luſtige Eindrücke und Bilder, 
wie z. B. aus der Cité Napoleon in Paris, oder aus der Cité in 
Mülhaufen nimmt man ſchwerlich mit. Von früheren Beſuchen hatten 
wir ein angenehmeres Bild der cottageartigen Einzelwohnungen in 
! Bagnigge Wells, dieſe find aber ſeitdem verkauft worden. Zu dieſem 
etwas unerquicklichen Ton trägt ohne Zweifel die ganze Haltung 
der Bewohner viel bei, wodurch auch die Einſicht in die beſte und 
wichtigſte Seite der ganzen Sache, die Wohnungen ſelbſt, gar ſehr 
erſchwert wird. Wenn man einmal durch eine offene Thür blicken 
kann, ſo zeigt ſich nicht ſelten eine Ausſtattung und Einrichtung die 
weit mehr Comfort andeutet, als man nach dem Eindruck erwartet, 
den man auf Treppen, Gängen u. ſ. w. erhalten hat. Aber die 
Inſpectors ſind freilich nicht ſehr willig, auch den ſpeciell empfohle— 
nen Beſucher den unwilligen Bewohnern aufzudraͤngen; und wenn es 
geſchieht, ſo bewaͤhrt ſich meiſt (in umgekehrter Weiſe freilich) das 
engl. Sprüchwort: man kann das Pferd wohl zur Tränke führen, 
aber nicht zum Trinken zwingen. Finſtere Blicke, unfreundliche ver- 
drießliche oder gar keine Antwort — das ſind ſichere Mittel den 
Eindringling meiſt zu ſchleunigem Ruͤckzug zu noͤthigen. An Ausnahmen, 
namentlich unter den Frauen, fehlt es nicht ganz — doch iſt es ein 
ſeltener Glücksfall grade darauf zu treffen. Das Alles hängt aller 
dings wieder mit reſpektablen Seiten des engliſchen Weſens zuſammen, | 
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die aber jedenfalls hier überwiegend in Ausartung und Carrikatur auf: 
treten, was ſich denn freilich durch die allgemeinen Bedingungen und 
Verhältniſſe des Lebens in einer Stadt wie London nur allzu genü— 
gend erklärt. In Provinzialſtädten und auf dem Lande findet man 
im Ganzen weit mehr Zugänglichkeit. Charakteriſtiſch für die Lan— 
desart iſt, daß auch da wo die Wohnungen als Cottages mit einem 
kleinen Gartenraum ausgeſtattet find (wie z. B. den Häuſern des 
Metropolitan-Vereins in Albert Street) wenig oder nichts für erfreu— 
lichen oder nutzbaren Anbau geſchieht. Da aber das häufige Vor— 
kommen von Blumenſtöcken auch an den Fenſtern der ärmlichſten 
Wohnungen beweiſt, daß der Sinn für ſolchen Schmuck des Lebens 
nicht ganz fehlt, ſo erklärt ſich wohl jene Vernachläſſigung mehr als 
Folge der kurzen Miethtermine, welche wenigſtens im Anfang kein 
rechtes Vertrauen zu der Dauer des ganzen Verhältniffes aufkommen 
laſſen, wie denn allerdings wenigſtens jene Cottages zu den neuſten 
aber auch zweckmäßigſten Anlagen der Geſellſchaft gehörten. Uebrigens 
fehlt es nicht an Beiſpielen zum Beweiſe, daß auch bei den moͤglichſt 
kürzeſten Terminen ſich ein ſehr dauerhaftes Verhältniß und eine 
wahre Anhänglichkeit bilden kann. So wurden in mehreren der 
ältern Häufer Falle erwähnt, wo die Miether Jahre lang, einige feit 
Eröffnung des Hanſes treu geblieben. Und zwar war dies ſogar 
in den geringern Logierhäuſern der Labourer's friends der Fall, wo 
die Miethe täglich, oder vielmehr allnächtlich berechnet wird. Gelten 
auch für die beſte Klaſſe von Familienwohnungen woͤchentliche Termine, 
ſo erſcheint das auf den erſten Blick vielleicht nicht ganz billig oder 
auch nur zweckmäßig; doch ſind es die Leute auch ſonſt gewohnt. Es 
mag die Sicherung der Vermiether gegen die Säumigfeit oder Uns 
redlichkeit der Miether ohne Zweifel als Regel dieſe Einrichtung fordern, 
während fie den ordentlichen Miether nicht drückt und dem unordent— 
lichen eine heilſame Zucht iſt. Daß aber die Entwickelung der An— 
hänglichkeit, aus welcher eine ſorgſamere Pflege hervorgehn könnte 
wenigſtens erſchwert wird, iſt nicht zu leugnen noch zu verwundern. 
Ob und wieweit dieſe dadurch befördert werden konnte, daß man 
längere Termine und ſonſtige formale Sicherung gegen unverſchuldete 
Kündigung etwa als Anerkennung nach einer gewiſſen Probezeit 
guter Führung eintreten laſſen könnte, wäre wohl zu erwägen, Das 
wirkſamſte wäre ohne Zweifel das Prinzip der allmähligen Beſitz— 
erwerbung, welche aber allerdings in England noch mehr Schwierig— 
keiten haben wurde als anderwärts. Jedenfalls hat es hier noch 
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bei keiner Baugeſellſchaft Eingang gefunden“). Uebrigens verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß auch hier in der Ausführung und im täglichen 
Leben zuletzt Alles darauf ankommt, daß die nächfte Controlle u. ſ. w. 
in den rechten Händen iſt. Wie ſchwer es aber aller Orten iſt 
grade dieſe zu finden, weiß Jeder der einmal in dem Fall war zu 
ſuchen. So hängt denn auch die ganze Haltung jener engl. Bau— 
geſellſchaftshaͤuſer weſentlich von den (etwa unſern Vicewirthen ent— 
ſprechenden) Inſpektoren ab. Eben unter dieſen haben wir mehre 
gefunden, die nicht grade den beſten Eindruck machten, wobei uns 
namentlich ein ziemlicher Mangel an Reinlichkeit entſcheidend ſchien. 
Dieſe waren es denn auch, die am meiſten über ihre Leute zu kla— 
gen hatten, während andere den ihrigen ein recht gutes Zeugniß gaben, 
das zugleich den guten Eindruck beſtätigte, den ſie ſelbſt machten. Von 
einem irgend nähern Verhältniß zwiſchen den Inſpektoren und Mie— 
thern und zwiſchen dieſen unter einander wird man übrigens wenig— 
ſtens bei einem flüchtigen Beſuch nichts gewahr und die Nachfragen 
in dieſer Beziehung werden kaum recht verſtanden. 

Wie dem Allem auch ſei, daß dieſe Wohnungen und Zuftände 
ganz außerordentliche Vorzuͤge vor denjenigen haben, welche unter 
gewöhnlichen Verhaͤltniſſen das Loos derſelben Klaſſe von Miethern 
find, das lehit ſchon der Augen ſchein — mit Einſchluß des Zeug— 
niſſes des Geruchs und Gehörs und zwar ſo, daß auch darüber kein 
Zweifel fein kann, daß die beſſern Zuſtaͤnde der Bewohner eine 
Frucht der beſſern Wohnungen ſind. Dafür ſprechen dann auch be— 
kannte Zahlen der Geſundheitsſtatiſtik, welche zwar zunächſt ſich auf 
das leibliche Wohlſein beziehen aber zugleich einen ſehr ſichern Schluß 
auf alle andern Seiten der Lebenshaltung der Leute geſtatten. In 
dieſer Beziehung wollen wir hier nur ein Beiſpiel ſtatt vieler hervor— 
heben **). Einer der ſchlimmſten jener Höfe (courts) welche in jedem 


| 

) Es iſt auch hier von Baugeſellſchaften in unſerem deutſchen Sinn die Rede; 
denn die ſchon erwähnten engliſchen „Building societies” haben grade den Zweck: 
ihren Mitgliedern den Beſitz kleiner Grundſtücke und der darauf zu erbauenden Woh⸗ 
nungen zu verſchaffen. Uebrigens möchten wir hier noch nachträglich bemerken, daß 
das Verdienſt des Vorgangs auf dieſem Gebiet dem ſeiner Zeit bekannten Demagogen 
O'Connor gebührt, mit deſſen O'Connorville, was wir 1844 noch in ziemlich günſti⸗ 
gen Anfängen ſahen, es freilich in Folge von allerlei Unfug und von Haus aus untüch⸗ 
tiger Grundlage ein Ende mit Schrecken nahm. 

) Als Reſultat des allgemeinen Geſundheitszuſtaudes der Baugeſellſchaftshaͤuſer 
ergiebt ſich, daß ſie durchſchnittlich 6 Todesfälle auf 1000 Seelen haben in Diſtrikten 
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Sinne wahre Peſtbeulen und Pandämenien oft mitten in den reich— 
ſten Theilen der Weltſtadt find, Wild Court Drury Lane) lieferte 
noch 1851 bei einer typhöſen Fieberepidemie 20 ſchwere Fälle in's 
Hospital, während 1854, nachdem indeſſen die Labourers friend's 
society die alten Häuſer umgebaut und von Grund aus ausge— 
miſtet und zu 106 Familienwohnungen (rooms) eingerichtet hatte, 
bei einer ganz ähnlichen Epidemie nur noch zwei Fälle in's Hospital 
und überhaupt nur ſehr wenige Fälle vorkamen. Nicht weniger ger 
wichtig iſt das Zeugniß der Polizei, welche vor jener Umwandlung 
in einem permanenten Kriegszuſtand mit jener, wie mit andern ähn— 
lichen Localitäten ſtand, während fie ſeitdem kaum gelegentlich einmal 
ſich dort zu zeigen braucht, um nicht ganz in Vergeſſenheit zu kommen. 
Das merkwürdigſte aber iſt, daß nicht etwa eine neue Bevölkerung 
ſich dort angeſiedelt hat, ſondern es ſind die meiſten der alten Kun— 
den geblieben, und nur durch die beſſern Wohnungsverhältniſſe ſelber 
umgewandelt. 

Endlich darf man bei der Beurtheilung des wirklichen Nutzens 
dieſer Unternehmungen in ihrem Einfluß auf die Abhülfe der Woh— 
nungsnoth und ihrer Folgen in weitern Kreiſen noch einen andern 
Punkt nicht überſehen. In gewiſſem Sinn nämlich gereichen die ſehr 
bedeutenden und erwünſchten mittelbaren Wirkungen der Bauge— 
ſellſchaften den Geſellſchaftshäuſern ſelbſt zum Nachtheil, haben eine 
Tendenz ihre Bedeutung, Nutzen und Anziehungskraft zu ſchwaͤchen, 
in dem Maaße wie ſie zur allgemeinen Verbeſſerung der Woh— 
nungsverhältniffe beitragen. Dies geſchieht aber theils ſchon in ihren 
nächſten Umgebungen durch Concurrenz mit den gewöhnlichen Woh— 
nungsvermiethern, beſonders aber auch durch den ganzen Einfluß 
dieſer Geſellſchaften, ihrer ſoweit gelungenen Thaten und ihrer 
Gründer, Führer und Patrone auf die höhern ſocialen, officiellen und 
parliamentariſchen Kreiſe und auf die obenerwähnte legislative und 
adminiſtrative Behandlung der Wohnungsfrage. Dieſe Seite der 
Sache tritt beſonders hervor hinſichtlich der Lodginghouses, wo in 
der That die zweckmaͤßige Handhabung der Geſetze von 1851 u. 53 
in ſehr weitem Umfang relativ ſehr erfreuliche und bedeutende Re— 
ſultate herbeigeführt hat — wenigſtens wenn man die gegenwärtigen 


wo die allgemeine Sterblichkeit 25 pro mille beträgt. Im übrigen verweiſen wir 
für dieſe ganze Seite der Sache auf die bekannte Schrift von Southwood Smith: 
Results of Sanitary improvements etc, 1854. 
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Zuftände in einer ſehr großen Zahl jener Hänfer mit den unerhörten 
Gräueln vergleicht die noch vor 5—6 Jahren faſt allgemein waren. 
So iſt denn nicht zu verwundern, daß manche der von Baugeſell— 
ſchaften oder einzelnen Perſonen eröffneten Mufterhäufer der Art, 
welche ſich früher unendlich weit vor allen andern einer gegebenen 
Loralität auszeichneten, gegenwärtig nicht viel mehr leiſten als dieſe, 
ſo daß die Nachfrage und alſo die Kundſchaft abnimmt und es in 
einigen Fällen (3. B. in Weſtminſter) rathſam geworden ſolche Häufer 
zu ſchließen, oder der gewöhnlichen Induſtrie in dieſem Zweige zu 
überlaffen und in andern bisher von der Reform noch nicht hinreichend 
ergriffenen Localitäten eine ähnliche Concurrenz zu eröffnen. Der 
beſte Maaßſtab für die Bedeutung dieſer Reform ergiebt ſich auch 
hier aus den Sterbeliſten, deren Reſultate auch durch die deutſche 
Preſſe allgemeiner bekannt geworden ſind und hier nicht wiederholt 
werden können. 

Was nun den gegenwärtigen Stand der verſchiedenen auf die 
Wohnungsreform unmittelbar und durch Beſchaffung beſſerer Woh— 
nungen gerichteten Unternehmungen betrifft, ſo werden folgende all— 
gemeine Angaben mit Benutzung der neuſten uns zugegangenen Be— 
richte für den Zweck dieſer Darſtellung genügen und zwar fangen 
wir wie billig bei der Geſellſchaft an, welche zuerſt praktiſch die 
Bahn gebrochen, der Labourer's friends’ society, und laſſen dann die 
Metropolitan-Association und ſo fort die Bauten der kleinern Geſell— 
ſchaften und einzelner Individuen in London und anderwärts folgen. 
Wenn wir dabei durch Mangel theils an nähern Angaben, theils 
an Zeit und Raum in den Fall kommen häufig nur Namen geben 
zu können, ſo glauben wir doch keiner Entſchuldigung dafür zu be— 
durfen, daß wir auch mit ſolchen unſere Muſterrolle ausdehnen. Was 
man auch ſagen mag es iſt für die Einwirkung auf die Anſchauung 
und Stimmung des Leſers und dadurch auf die öffentliche Meinung 
überhaupt nicht gleichgültig ob und wie weit die Phantaſie dabei in An— 
ſpruch genommen wird. Es macht einen ganz andern Eindruck ob man 
immer wieder nur von London und von einer und derſelben Baugeſell— 
ſchaft (Prinz Albert und Lord Ashley) oder hoͤchſtens noch von einer 
zweiten hört, wo dann ein blaſirtes leidiges tout comme chez nous! 
nahe genug liegt, und ein anderes ob man bei der Erwähnung der 
Wohnungsreform in England gleich mehrere Dutzende über das ganze 
Land verbreitete und gleichſam pullulirende größere und kleinere mehr 
oder weniger entwickelte Keime und Gewaͤchſe aller Art, wenn auch nur 
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mit ihren Namen individualiſirt vor dem innern Auge, der Einbil— 


dungskraft hat“). Doch zur Sache! 

Die Labourer's friends alſo haben ſeit der Eröffnung ihrer Thä— 
tigkeit auf dieſem Gebiet (alſo in 16 Jahren) 41000 L. auf Bauten 
aller Art verwendet, welche indeſſen alle vor 1858 ausgeführt wor— 
den, wo leider aus Mangel an Baukapital ein Stillſtand eintrat. 
Von jenem Baukapital iſt wohl der größere Theil zu durchſchnittlich 
4 Proc. aufgenommen, die kleinere Hälfte theils durch unverzins— 
liche Vorſchüſſe, theils durch Geſchenke zuſammen gebracht. Hinſicht— 
lich der Verwendung des Kapitals auf die verſchiedenen Klaſſen von 
Bauten fallen 19000 L. auf neuerbaute Logierhäuſer für ledige 
Männer, größtentheils mit Schlaffälen und nur wenigen Schlafkam— 
mern fir 2—3 Leute — 13900 L. auf neue Häuſer für Fami⸗ 
lienwohnungen, darunter eins mit mehren Stuben für einzelne Weiber 
— ferner 2000 L. auf alte Gebäude, welche zu Logierhaͤuſern um— 
gebaut wurden, und 6100 L. auf eben ſo zu Familienwohnungen ein— 
gerichtete alte Häufer. Die Geſammteinrichtung dieſer Gebäude ift 
auf 302 Schlafſtellen, 302 Familienſtuben (rooms) und 94 Fami⸗ 
lienwohnungen chouses) berechnet, unter welchen letzteren nicht etwa 
blos Einzelhäuſer oder cottages, (wie in Bagnigge wells,) ſondern 
auch mehre Wohnungen von 2—3 Räumen mit Küche u. ſ. w. un⸗ 
ter einem Dach verſtanden werden, wie z. B. in Streatham Street“ *). 


„) Bedächte man, daß die Einbildungskraft, die Phantaſie, nicht etwa blos die 
Fähigkeit iſt, allerlei ſchöne Dinge zu erfinden, auszumalen, ſich einzubilden, die gar 
nicht oder nicht fo vorhanden find, ſondern daß fie uns hauptſächlich in den Stand 
ſetzt eine deutliche, richtige und lebendige Anſchauung ſowohl von wirklich vorhandenen 
als von ſolchen Dingen zu erhalten, die zwar erſt geſchaffen werden ſollen, aber zu 
deren Ausführung alle vernünſtiger Weiſe und nach der Natur der Dinge erforder⸗ 
lichen Mittel und Bedingungen nachgewieſen werden — würde dieſer Beruf der 
Einbildungskraft beſſer gewürdigt als gewöhnlich geſchieht, ſo dürſte Niemand es 
wagen, wie fo oft geſchieht, fie als ein Hinderniß erſprießlicher Thätigkeit zu pers 
horresciren, während im Gegentheil der Mangel an dieſer Gabe eine Haupturſache 
der Trägheit, Unzugänglichkeit und Untüchtigkeit der Menſchen iſt. 

) Das Cottage-Syſtem ſcheint leider von den Londoner Baugeſellſchaften ſaſt 
ganz aufgegeben zu ſein und daß man dem Kaſernenſyſtem ſchon ſehr nahe gekommen, 
beweiſen die Zahlen der Wohnungen (incl, Stuben) in einzelnen Hänſern, z. B. in 
Portpool Lane 84, in Clark's buildings, Bloomsbury 86, Streathamstreet 54 — 
Wild court wollen wir nicht einmal rechnen, da die 106 rooms in verſchiedenen, 
urſprünglich alten Häuſern ſtecken. Die Schlaſſtellen der Logierhäuſer wechſeln 
von 22— 104. 
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Es läßt ſich aber leicht denken, daß dieſe Räume nicht immer gleich 
beſetzt ſind. Je nach Zeitläufen und Jahreszeiten wechſelt daher die 
Bevölkerung namentlich in den Logierhaͤuſern, wo z. B. in allen ähn— 
lichen Häuſern der Ruſſiſche und Indiſche Krieg eine merkliche Ab— 
nahme herbeiführte, die ſich aber ſeitdem wieder ausglich. Die Va— 
canzen betrugen im Juli 1860 auf die Schlafſtellen 27, auf die Fa— 
milienſtuben 68, auf die Familienwohnungen 12 — dies Verhältniß 
wird indeſſen namentlich in den beiden letzten Abtheilungen als zufällig 
und ungewöhnlich ungünſtig angeſehen. Die Geſammtbevölkerung 
der eilf Gruppen betrug von Juli 1859 bis Juli 1860 durchſchnittlich 
1585 Seelen, worunter 30 Todesfälle vorgekommen (darunter 17 Kinder 
und zwölf über 60jährig), alſo nicht volle 2 Proc. Was nun einen 
Hauptpunkt bei dieſen und allen ähnlichen Unternehmungen betrifft, 
der Stand der Finanzen, die Verwerthung des verwendeten Bau— 
kapitals, ſo hat ſie ſich in den verſchiedenen Gebäuden ſehr verſchieden 
herausgeſtellt. Die Zinſen wechſeln bei 9 Gruppen nach Abzug aller 
Unkoſten (jedoch ohne die Verwaltungskoſten) zwiſchen 30, und 
7% Procent. Bei zwei Häufern (die Logierhäuſer für 22 und 82 Mäns 
ner in Obarlesstreet und Kingstreet) ftiegen fie nach dem Kriege auf 
16¼ Procent. Was die Verwaltungskoſten betrifft, fo fallen fie größ— 
tentheils gar nicht mit in die Berechnung, da die Geſellſchaft bekannt— 
lich auch andere ſpecifiſch wohlthätige Zwecke betreibt und ihre wenigen 
bezahlten Beamten ohne Zweifel nicht aus den Miethzinſen ſondern 
aus andern und weſentlich wohlthätigen Mitteln beſoldet werden. 
Ueberhaupt verſteht ſich von ſelbſt, daß die Zinſen oder reine Divi— 
denden ſich weniger günſtig ſtellen würden, wenn nicht ein Theil des 
Baukapitals unverzinslich wäre. — Nach welchem Verhaͤltniß aber 
dies auf die einzelnen Grundſtucke feine Anwendung findet wiſſen 
wir nicht anzugeben. Immerhin aber dürfte ſich danach der wirkliche 
reine Ertrag durchſchnittlich auf 4 Proc. veranſchlagen laſſen. 
Wenden wir uns nun zu der Metropolitan-Baugeſellſchaft, fo 
ergeben ſich folgende Data. Mit einem Actienkapital von 89613 L. 
(Actien vonz 25 L.) hat die Geſellſchaft in 15 Jahren in zehn verſchie— 
denen Gruppen Schlafſtellen für 326 unverheirathete Männer und Woh— 
nungen für 414 Familien hergeſtellt. Von jenem Baukapital fallen 
13731 L. auf neue und 1412 L. auf alte Logierhäufer (d. h. alte 
Häuſer die umgebaut worden) und 61333 auf neue, 7568 auf alte 
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Familienhäuſer “). Unter jenen Familienhaͤuſern find einige, welche nur 
allzuſehr dem Caſernenſyſtem entſprechen indem auf zwei Häufer 218 und 
auf 2 andere 120 Familien fallen, was übrigens durch die Umſtände 
ohne Zweifel vollkommen gerechtfertigt ſein wird. Daß dabei jedenfalls 
keine principielle Vorliebe im Spiel iſt, beweiſt die Geſellſchaft dadurch, 
daß fie einige 70 Perſonen in ſehr zweckmäßigen Cottages, die übrigen 
wenigſtens in ſehr mäßiger Zahl in zwei groͤßern Häuſern untergebracht 
hat. Ueberhaupt hat ſie bei ihren Bauten im Ganzen die Koſten 
ſowohl für die Zweckmäßigkeit als für die, wenn auch noch ſo beſchei— 
dene Schönheit weniger beſchrankt als die andere Geſellſchaft — freilich 
nicht eben zum Beſten ihrer eigenen Finanzen! Dies letztere zeigt 
ſich namentlich bei den beiden großen Logierhäufern, dem neu erbauten 
für 234 in Albertstreet und dem durch Umbau alter Häuſer beſchafften 
für 128 einzelne Männer in Soho. Was das Verhältniß der dar— 
gebotenen Schlafſtellen zu der wirklichen Benutzung betrifft, ſo ſtellt 
es ſich noch ungünſtiger heraus als bei der andern Geſellſchaft in— 
dem in Albertstreet durchſchnittlich nur etwa 150 — 160, in Soho 
nur 90 — 100 Stellen beſetzt find. Auch von den Familienwohnun— 
gen ſtehen in mehreren Häuſern fortwaͤhrend viele leer, während 
andere, z. B. Ingestre buildings (Golden court Shaud) ſehr gut 
befegt find. Danach laßt ſich denn ſchon ermeſſen, daß auch 
die finanziellen Verhältniſſe dieſer Geſellſchaft noch weniger befriedi— 
gend find als jene der Labourers friends. Da ihre Ausgaben ſo— 
wohl an Baucapital (durch relativ ſplendidere Bauten) als an Zin— 
ſen (da ſie ihr ganzes Capital verzinſen) und an Verwaltungsko— 
ſten (da dieſe ganz auf die Einnahme fallen **) bedeutender fin, 
ſo könnte nur die volle Verwerthung aller Gebäude der Erwartung 
entſprechen, die ftatutenmäßig eine Dividende von nicht mehr als 
5 Proc. wenigſtens als wahrſcheinlich in Ausſicht ſtellte. Statt deſſen 
bringt z. B. jenes Logierhaus in Soho bisher nur Verluſt, das größte 


* Die Differenz von twa 5000 L. zwiſchen obigen beiden Berechnungen wiſſen 
wir nicht zu erklären und haben ſie nicht zu verantworten; beide Angaben ſind ver⸗ 
ſchiedeuen Mittheilungen entnommen. 

*) Der managing secretary der Geſellſchaft, ein fehr einſichtiger und (über 
dieſen Punkt zumal) durchaus glaubwürdiger Mann verſicherte uns wiederholt: eine 
der Haupturſachen der geringen Dividende liege darin, daß die Verwaltung im weitern 
Sinn auf eine weit größere Ausdehnung des ganzen Unternehmens berechnet ſei, als 


fie bis dahin habe erlangen können — leider zum Theil eben wegen der geringen 
Dividende! 
3. d. C.⸗VB. 3. Bd. 12 
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in Albertstreet nur 1½ Proc. reinen Ertrag, während die Familien 
N wohnungen zwifchen 3% und 4 wechſeln. Nach einer andern Berech— 
| nung trug das auf neue Familieuhaͤuſer berechnete Capital im letzten 
Rechnungsjahr 3%, Proc. reine Dividende, während die durch Umbau 
hergeſtellten Wohnungen nur 27, Procent einbrachten. Auf die Ur— 
ſachen und allgemeine Bedeutung dieſer finanziellen Mißliebigkeiten 
bei den beiden großen Vereinen werden wir ſpäter zurückkommen und 
gehn nunmehr zu einer kurzen Ueberſicht anderer verwandter Unter⸗ 
nehmungen über, wobei wir den formalen Punkt nicht weiter berück— 
ſichtigen, daß einige derſelben Zweigvereine einer oder der andern der 
beiden großen Geſellſchaften find, von denen fie ſich übrigens früher 
oder ſpäter zu emancipiren ſcheinen. 
ö Bleiben wir zunächſt im Bereich der Hauptſtadt, fo find folgende 
| wirklich in voller Thätigkeit ſtehende“) Muſterbauunternehmungen zum 
ö Beſten der arbeitenden Klaſſen hervorzuheben. Die zwei älteften und 
bedeutendſten Baugeſellſchaften naͤchſt den beiden bisher allgemein 
bekannten haben billig den Vortritt. 1. Jene von Marylebone hat 
ſeit 1854 bedeutende Koften (über 12000 L.) an Umbau alter Ge— 
bäude gewendet, ohne bisher eine nennenswerthe Dividende zu erzie— 
ö len, jedoch mit nachweislich günſtiger Wirkung auf die Haltung der 
N gewöhnlichen Miethwohnungen in jenem dicht bewohnten Stadttheil; 
ſo iſt es immerhin nicht unwahrſcheinlich, daß grade dieſer Erfolg 
f auch hier der Kundſchaft dieſer Häufer Eintrag gethan hat““). 
2. Die Lambeth-Geſellſchaft, deren Patron der Erzbiſchof v. Canter— 
bury und deren Hauptaktionair der Prinz von Wales iſt, hat in der 
Nähe des ſüdweſtlichen Bahnhofs ein Haus mit 32 Familienwoh— 
| nungen (eigentlich eine Reihe von zweiſtöckigen Cottages) errichtet, 
| welche ſich in jeder Hinſicht durch Zweckmäßigkeit auszeichnen, na— 
mentlich aber auch dadurch, daß ſie (nach Roberts Angabe) durch 
eine äußere Verbindungsgallerie dem ſteuermäßigen Charakter eines 
Gebäudes entſprechen, wodurch an der Hausſteuer ein Merkliches 
erſpart wird. 3. Nicht weit von dieſer Anſiedlung ſind auf Koſten 
der Dutchy of Lancaster 16000 L. zur Gründung einer Reihe von 
47 Familienwohnungen (unten mit Läden) verwendet worden, wovon 
aber 1858 nur 17 beſetzt waren. Als Grund wird theils die Nähe 


) Im vorigen Jahre war die Rede von zwei neuen großen Baugeſellſchaften, 
welche mit ſehr bedeutenden Mitteln auftreten und eine gute Dividende ſichern ſollten, 
doch haben wir nicht erfahren können, was aus der Sache eigentlich geworden. 
) Einzelne dieſer alten Häuſer warfen indeß doch 5¼½ % 11 Proe, ab. | 
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von Gaswerken angefuͤhrt, beſonders aber, daß die ganze Einrichtung 
für eine ſo arme Nachbarſchaft viel zu ſplendide und daher die 
Miethen zu hoch ſind — ein Beweis wie die beſten Intentionen 
großer Herrn in der Ausführung mißlingen, ohne Zweifel hauptſäch— 
lich wegen des Mangels an Ernſt, Wahrhaftigkeit und Freimüͤthig— 
keit in ihrer Umgebung“). 4. Die Strandbaugeſellſchaft (von Lord 
Ingeſtre gegründet) hat in Eagle court Strand ein Haus für 25 
Familien errichtet, welches 4% Proc. reinen Ertrag giebt. 5. Für 
das beruͤchtigte Quartier von St. Giles hat ſich 1855 eine Bauge— 
ſellſchaft unter dem Patronat des Biſchofs von Ripon gebildet, welche 
zwar ein Paar Tauſend Pfund zuſammengebracht, aber unter man— 
cherlei Schwierigkeiten wenigſtens vor zwei Jahren ihre Arbeiten noch 
nicht begonnen hatte“). 6. In Bethnal Green (einem der vielen 
Dörfer, welche die Rieſenſtadt alljährlich annexirt) hat die durch wahr: 
haft fürftliche Freigebigkeit bekannte Miß Coutts 9000 L. zum Bau 
eines Hauſes mit 55 Familienwohnungen in vier Stockwerken verwendet, 
wo man die in manchen Lokalitäten vielleicht nachahmenswerthe Eigen— 
thümlichfeit bemerkt, daß das Dach fo eingerichtet iſt, daß es nicht 
nur zu mancherlei wirthſchaftlichen Zwecken, ſondern auch zum Spiel— 
platz fir die Kinder benutzt werden kann. 7. Zu den beachtenswer— 
thern Unternehmungen dieſer Art ſind in mancher Hinſicht die Woh— 
nungen, welche (nach dem bekannten Prinz Albert-Muſter) für 45 
Familien verheiratheter Unterofficiere und Sergeanten der Garde in 


) Die Einnahmen des Herzogthums Lancaſter ſind bekanntlich gleichſam das 
Taſchengeld des Prinzen von Wales, wie jene des Herzogthums Cornwales das Nadel⸗ 
geld der Königin. Ich bemerke übrigens, daß mir zwei Nachrichten vorliegen (geſe— 
hen habe ich jene Anlagen nicht ſelbſt), deren eine die erſte, die andere die zweite als 
Erbauerin ſolcher Cottages in dieſer Gegend nennt, ohne daß man doch annehmen 
könnte, daß von zwei verſchiedenen Unternehmungen die Rede iſt. Wie dem auch ſei, 
ſo liegt auch hier ein erfreulicher Beweis des Antheils vor, den die Königliche Familie 
in England an der Sache nimmt, wobei ohne Zweifel das Beiſpiel des Prinzen- 
Gemahl das Hauptverdienſt haben wird. 

**) Gegen dieſe Unfruchtbarkeit einer unter glänzenden Aufpicien und vornehmen 
Patronat auftretenden Unternehmungen bildet ein ärmliches aber reinliches Logier⸗ 
haus für die niedrigſte und elendeſte Klaſſe der weiblichen Bevölkerung jener Gegend 
einen merkwürdigen Gegenſatz. Es iſt das Werk einer armen Bibeleorporteurin welche 
die erſte Einrichtung theils aus eigenen Erſparniſſen theils durch mühſam zuſammen⸗ 
gebettelte anderweitige Beiträge beſchafft hat und der Sache als Hausmutter vorſteht. 
Die Mädchen zahlen 1 sh. 6 d. die Woche und die Koften ſind mit einigen 20 Kunden 
gedeckt, doch iſt Raum für die dreifache Zahl. 
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der Nähe von Vaux-Hall-Brücke erbaut worden — und zwar von 
einer Baugeſellſchaft, die gewiß als einzig in ihrer Art gelten kann 
indem ſie nur aus Officieren deſſelben Garderegiments beſteht, welche 
wie es ſcheint, die durch billige Miethen zu erzielenden Capitalzinſen 
zu Regimentszwecken verwenden. Ob dergleichen nach unſern Regeln, 
Begriffen und Gewohnheiten in Berlin oder Wien u. f. w. geſtattet 
werden könnte, laſſen wir dahin geſtellt; die ſich darin ausſprechende 
Geſinnung iſt gewiß mehr lobenswerth als grade häufig in 
dieſen Standes-Verhaͤltniſſen“). Neuerdings wird auch für andere 
Corps von Seiten der höhern Militairbehöͤrde an ähnliche Wohnungen 
gedacht, und ſollen fie zum Theil ſchon beſorgt fein, z. B. in Chatham 
— wie denn die unerhörte Sterblichkeit in den Kaſernen ſchon ſeit 
einigen Jahren unabweislich zu einer gründlichen Reform nach dieſer 
Seite der Wohnungsnoth treibt“). 8. Noch beachtenswerther oder je— 
denfalls lehrreicher, weil mehr dem Prinzip vortheilhafter Capitalanlage 
entſprechend, ſind die Bauunternehmungen eines Baumeiſters Mr. 
Newſon, der in Grosvenor Mews (Berkeley square) zwei Logierhäuſer 
mit einzelnen Stuben und in Bull's head court (Southwark Kingsstreet) 
32 Familien-Wohnungen erbaut hat, welche allen Bedingungen der 
Geſundheitspflege, Sittlichkeit und ſonſtigen Wohlſeins der Miether 
im Sinne der Mufterhäufer entſprechen und dabei einen reinen Ertrag 
von 5/8 —6½ Proc. auf das Baukapital geben. Der Mann erbietet 
ſich ähnliche Häufer mit der Garantie deſſelben Erfolgs für Jeden zu 
bauen, der ſich an ihn wendet. 9. Ganz in ähnlicher Weiſe iſt ein 
Barriſter, Mr. Hillyard in Shadwell vorgegangen mit 112 geſonderten 
Familienwohnungen nach Prinz Albert Muſter, welche ihm 6—7 Proc. 
reinen Ertrag geben **). 10. Die St. James Sanitary association 
*) Bei Erwähnung dieſer Wohnungen berichtet Roberts folgendes: Das befannte 
Muſterhaus des Prinz Albert (mit hohlen Backſteinen u. ſ. w.), welches bei der großen 
Ausſtellung 1853 die allgemeine Aufmerkſamkeit erregte, ſollte auf dem Exercierplatz 
der Garde errichtet werden, dem Glaspalaſt gegenüber. Dagegen aber erhob der 
„Herzog“ ſehr beharrliche Oppoſition aus dem Grunde, daß die verheiratheten Unter⸗ 
ofſteiere, Sergeanten und Soldaten durch den Vergleich mit ihren ſehr ſchlechten 
Wohnungen zur Unzufriedenheit gereizt werden könnten. Nach Jahr und Tag erhoben 
ſich jene Muſterwohnungen für dieſe braven Leute. 

) Auch die Polizei hat ſchon für Tauſende ihrer Peeler in dieſer Weiſe geforgt 
und die Briefträger ſollen eben ſo bedacht werden. 

) Sollte Jemand in Beziehung auf 8. und 9. denken: „das iſt ja aber weiter 
nichts als ein gutes Geſchäft!“ fo iſt das eben der beſte Grund es als Vorbild 
der Wohnungsreform hinzuſtellen, weil es in doppeltem Sinn ein gutes Geſchäſt it! 
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(New Street) hat zwar (unter dem Patronat des Biſchofs von Lincoln) 
ſchon 1851, bei Gelegenheit des allgemeinen Dankfeſtes für Aufhören 
der Cholera den Bau von Familienhaͤuſern beſchloſſen, aber unſeres Wiſ— 
ſens bisher noch keinen Anfang gemacht. 11. Dagegen ſind in den 
faſt zu London gehörenden Chelſea, Paddington und Hampſtead ſolche 
Thanksgivingbuildings entſtanden, welche in beſtem Gedeihen ſtehen 
und deren einige zu 12 Proc. abwerfen. 12. Endlich iſt auch von der 
Corporation der City über den Bau von Muſterwohnungen wenig— 
ſtens verhandelt worden, und iſt um ſo mehr zu wünſchen und zu 
hoffen, daß es wirklich dazu kommt, da ihr z. B. der berüchtigte alte 
Viehmarkt von Smithfield ſo treffliche Gelegenheit dazu bietet. Leider 
ſcheint aber auch hier die Unklarheit des Geſetzes von 1851 Vor— 
wand oder Grund zu Schwierigkeiten gegeben zu haben. 

Wir verfolgen nun die Spuren dieſes Movements der Woh— 
nungsreform auch in den engliſchen Grafſchaften und beginnen hier 
billigerweiſe mit 1. der Windsor Royal Building society, welche 
1855 unter dem Patronat der Königin und des Prinzen Gemahls 
(nach dem Prinzenmuſter) 20 Cottages für 48 Familien gebaut hat, 
(mit Waſch- und Badehaus in der Mitte der Gruppe) die ſich in 
jeder Beziehung und auch dadurch auszeichnen, daß fie 5 Proc. reine 
Dividende abwerfen. Dagegen bleibt ein altes Gebäude, welches 
mit großen Koften zu Schlafſtellen hergerichtet worden, bisher gro— 
ßentheils unbeſetzt und verurſacht jährlich bedeutende Ausfälle — 
die Urſachen wiſſen wir nicht anzugeben. 2. In Liverpool ſind ſeit 
1854 von einer Baugeſellſchaft in zwei Gruppen 40 und 23 Fami⸗ 
lienwohnungen erbaut, (letztere Prinz Albert Cottages) welche eine 
reine Dividende von 3½ und 4 Proc. ergeben. Außerdem hat ſie 
ein Muſterlogierhaus für 96 Männer eröffnet, welches „genügenden 
Ertrag“ giebt. 3. Sehr beachtenswerth ſind die Beſtrebungen, welche 
in dem Liverpool gegenüberliegenden Hafen Birkenhead, ſchon ſeit 
der erſten Anlage jener unermeßlichen Docks u. ſ. w. im Sinne der 
Wohnungsreform zum Beſten der Hafenarbeiter gemacht worden ſind. 
Namentlich machten die beiden großen Familienhäuſer, jedes mit über 
300 Wohnungen ſeiner Zeit deshalb großes Aufſehen, weil hier der 
erſte Verſuch vorlag in England das Schottiſche Syſtem der ſog. flats 
einzuführen, welches eigentlich weiter nichts iſt, als das Caſernirungs— 
ſyſtem in mehren Stockwerken. Daſſelbe iſt hier übrigens fo zweck— 
mäßig ausgeführt worden, als unter den gegebenen Umftänden es 
überhaupt möglich fein mochte. — Namentlich gilt dies von den neuern 
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ſog. Morpeth Buildings, wo die einzelnen Raͤume auch nicht ſo eng 

find, als bei den frühern, weshalb fie auch beſſer beſetzt find, obgleich 

die Miethe höher. Mit der Dividende ſcheint die Dockgeſellſchaft 

zufrieden zu ſein. 4. Huddersfield zeichnet ſich dadurch aus, daß es 

das bisher einzige Beiſpiel ſolcher Unternehmungen von Seiten einer 
i ſtädtiſchen Corporation gegeben, welche (unter dem Geſetz von 1851) 
j ein Logierhaus für 221 Männer und für 34 Frauen und Wohnun— 
H gen für 12 Familien geſchaffen hat, die allen billigen und günſtigen 
Erwartungen entſprechen. 5. Salop hat einen Zweigverein der Me- 
tropolitan-Geſellſchaft, welcher feit 1857 mit Aktien von 5 L. den Bau 
von Cottages begonnen hat. 5. In Haſtings eine cottage impro- 

vement Society, welche 3500 L. auf den Umbau alter Cottages ver— 

wendet hat, wovon ſie eine reine Dividende von 7 Proc. zieht, wo— 

von 1 Proc. einem Reſervefond zufließt. Auch iſt unter den Miethern 

eine Unterſtützungskaſſe eingerichtet. 7. Kimbolton, wo ſchon 1841 

ein Mr. Ainsworth Calfo eigentlich der Vorgänger aller Andern) 

angefangen hat, beſſere Wohnungen für 40 Familien zu bauen. 

8. Beſonders hervorzuheben ſind die in Leeds ſeit 1851 von Mr. 

Beckett Denniſon durch Umbau alter Häufer beſchafften 2 Logierhäuſer 

für Männer (davon eins ſeit 1857 der beſſern Art mit 32 beſondern 

Kammern), deren große Zweckmäßigkeit wir aus eigener Anſchauung 

| kennen, und die nun ſchon ſeit 9 Jahren einen reinen Ertrag von 
durchſchnittlich 6 Proc. abwerfen“) — bei einem Schlafgeld von 3 d 
für die geringere und 4½ d für die beſſere Klaſſe. Die befriedigende 

Haltung der Miether und der ganzen Anſtalt wird beſonders der Be— 

theiligung einiger Gentlemen zugeſchrieben, welche eine häufige, regel— 

mäßige und gewiſſenhafte Reviſion üben. 9. Unter dieſer Nummer 

wollen wir 18 Städte zuſammenfaſſen, wo die Reform mehr oder 

weniger gedeihliche Muſterwohnungen aufzuweiſen hat, von denen 

wir aber keine nähere Nachricht haben: nämlich Worceſter, Hull, 

) Auf nähere Details können wir nicht eingehn, doch mag bemerkt werden, daß 

nach dort gemachten Erfahrungen von dieſer Klaſſe von Kunden etwa Y, allnächtlich 

wechſeln, ½ bleiben S-14 Tage, ½ bleiben einige Wochen, und etwa ½ Dutzend 

find ſchon ſeit 7— 8 Jahren Hausbewohner. Das zweite jener Häufer war urſprünglich 

für Frauen beſtimmt, die ſich aber fo viel zuchtloſer erwieſen, als die Männer, daß 

man fie aufgeben mußte und eine beſſere Klaſſe von Arbeitern (daher mechanie's home) 

heran zog. Jedes der beiden Häuſer hat ein gemeinſames Lokal für geſelliges Leben, 

Zeitungen u. f. w. Die Miether können in der Küche eine wohlfeile Koſt einnehmen. 

Auch Badegelegenheit fehlt nicht. Der Verſuch eines Verkaufslokals für die erſten 
Lebensbedürfniſſe ſcheint nicht recht anzuſchlagen — ebenſowenig Unterricht u. dgl. 
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Shrewsbury, Redhill, Reygate, (30 Cottages und 5 Proc. Dividende), 
Hertford, Ramsgate, Tunbridge, Wells, Brighton, Dudley, Tor 
quay, Neweaftle on Tyne, Briſtol, Wolverhampton, Sunderland, 
Southampton. 

Wenden wir uns nun zu Schottland, wo die Wohnungsnoth 
der arbeitenden Klaſſen zu Stadt und Land womöglich noch größer 
und ihr verderblicher Einfluß in gewiſſer Hinſicht noch merklicher iſt, 
als in England“). Die erſten Bewegungen im Sinne der prak— 
tiſchen Wohnungsreform (für Familienwohnungen) gehn bis 1850 
zuruck, wo in Edinburgh 1. die erſte Baugeſellſchaft entſtand, die auf 
dem Wege nach Leith (dem Hafen der Schottiſchen Hauptſtadt) 44 
treffliche Muſterwohnungen für Familien erbaute mit allen häuslichen 
Bequemlichkeiten, — ſogar einem water closet, was in Schottland 
auch bei Wohnungen einer beſſern Klaſſe eine Ausnahme iſt. Dieſe 
Wohnungen Pilrigs- Buildings) find in drei Häuſern zu je zwei 
Stockwerk vertheilt, ſo daß jede ihren eigenen Eingang und ihren 
kleinen Garten oder Trockenplatz hat. Auch für Gas- und Waſſer— 
leitung iſt geſorgt. Dieſe Wohnungen ſcheinen in der That als 
Muſter im vollen Sinne gelten zu können und das um ſo mehr, 
da die Baukoſten unglaublich gering ſind, ſo daß ſie trotz der ſehr 
niedrigen Miethen eine Dividende von 5 Proc. eintragen, wobei noch 
ein Beitrag zu einem sinking- fund abfällt, womit allmälig die 
Aktien amortiſirt werden ſollen — jedoch nicht zum Beſten der Mie— 
ther ſondern der Geſellſchaft. Das Beiſpiel dieſer erſten Bau-Ge⸗ 


) Wir entnehmen die folgenden Angaben größtentheils dem Vortrag den Mr. 
Roberts in Glasgow gehalten, nach dem Auszug im Builder. Man kann übrigens 
dreiſt behaupten, daß alle Gräuel der Londoner courts und alley's von manchen 
wynds und closes in Edinburgh und noch mehr in Glasgow überboten werden — 
worüber wir z. B. auf die letzten Verhandlungen der Social science Society in 
Glasgow verweiſen. So iſt denn auch die relative Zahl unehelicher Kinder in 
Schottland größer als in England, was um fo mehr auffallen muß, da ohne Zwei⸗ 
fel ein gewiſſer religibſer und kirchlicher Geiſt und Ton in der ſtrengen Färbung des 
presbyterianiſchen Calvinismus noch jetzt das ſchottiſche Volksleben charakteriſirt. Die⸗ 
ſer Widerſpruch wird von ſachkundigen Mannern ſehr weſentlich durch die ſchlechten 
Wohnungen erklärt, vor deren Verſuchungen durch Vermiſchung beider Geſchlechter 
in engen Räumen u. ſ. w. alle Schranken der Religion hinfallen. Dazu kommt noch 
das Nationallafter, der Geiz, (oder eigentlich die „Nährigkeit“) der fie oft verleitet. 
auch in beſſern Wohnungen mit hinreichenden Räumen, dieſe nicht zu Wohnungen, 
ſondern zu wirthſchaftlichen oder ſonſt luerativen Zwecken zu benutzen, während die 
Familie ſich nach wie vor in einem Raum zuſammendrängt. Bekanntlich iſt übrigens 
auch die Brantweinpeſt in Schottland noch ſchlimmer zu Hauſe, als in England. 
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ſellſchaft fand ſehr bald mehre Nachfolger, deren Arbeiten wir unter 
Zahlen der Reihe nach kurz erwaͤhnen. 2. Chalmers Buildings in 
der Altſtadt, mit 30 Familienwohnungen ungefähr derſelben Art wie 
jene. 3. Ashley Buildings nördlich von Canongate mit 39 Woh— 
nungen. 4. In Blairstreet iſt ein großes altes Gebäude (ehemals 
die königliche Druckerei) zu 33 Familienwohnungen umgebaut worden, 
welche einen guten Ertrag geben. 5. An der Eiſenbahn bei der 
Nordbrücke, (über die Schlucht, welche die Altſtadt von der Neuſtadt 
trennt) hat ein Privatmann 21 Familienwohnungen (im Weſentlichen 
Prinz Albert Modell mit auswendiger Gallerie) erbaut, die ſich gut 
verwerthen bei billiger Miethe. 6. In der ſüdweſtlichen Vorſtadt 
(Nosebank) hat ein Eiſenbahncontraktor 36 Wohnungen in zweis 
ſtöckigen Häuſern jede mit eigenem Eingang und Garten erbaut, deren 
Miethe aber zu hoch iſt, um der Klaſſe von Miethern zu Gute zu 
kommen, auf die es doch abgeſehen zu ſein ſcheint. 7. In derſelben 
Gegend hat eine Baugeſellſchaft ganz neuerdings unter dem Namen 
(Bosewont Buildings 96 Familienwohnungen (drei Zimmer und eine 
Kammer) in dreiſtöckigen Häufern mit offenen Gallerien nach dem 
Hof zu, ſteinernen Treppen, Waſchhaus, Trockenplatz, Brunnen u. ſ. w. 
erbaut. Die Koſten betrugen 11000 L., die Miethe wechſelt von 
6 L. 10 Sh. und 10 L. 10 Sh. Ueber den Ertrag und ſonſtigen 
Erfolg ſind Erfahrungen abzuwarten. 8. In Hamilton Place Stock- 
bridge, iſt eine Reihe von Häuſern, Patriot Hall, in vollem Bau, 
welche 42 Familienwohnungen in drei Stockwerken enthalten ſollen, 
mit je einem Vorplatz, einem großen Wohnzimmer (9 Fuß hoch) mit 
Alcoven, zwei Schlafkammern, Watercloſet u. ſ. w., dann ein gemein- 
ſames Waſchhaus u ſ. w. Die Koſten ſind nur auf 4500 L. be⸗ 
rechnet und die Miethen auf durchſchnittlich 10 L. jahrlich, fo daß 
der reine Ertrag mindeſtens 6—7 Proc. betragen muß, wenn die 
Miether nicht fehlen. Die ganze Einrichtung wird von Sachkundigen 
ganz beſonders gebilligt — nur daß ein Kanal mit ſehr ſchmutzigem 
Waſſer unmittelbar hinter dem Gebäude fließt (oder nicht fließt!) 
ohne deſſen Ueberbauung oder gründliche Reinhaltung die Geſundheit 
der Wohnungen ſehr gefaͤhrdet werden dürfte. 9. Dr. Riggs Buildings 
in der Nähe des alten Palaſtes von Holyrood, mit Wohnungen für 
60 Familien, die Einrichtungen in mancher Hinſicht zweckmäßig, aber 
die Räume viel zu gering. Die Miethen von 7 L. — 7 L. 10 Sh. 
10. Dumbidikehouse, in derſelben Gegend mit 13 Familienwohnungen 
je zu 4 Räumen mit Scullery (Spülbank oder Verſchlag) und übers 
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haupt recht zweckmäßigen Einrichtungen. 11. Endlich ſind auch die 
Logierhäuſer nicht vergeſſen worden, deren Reform nirgends dringender 
ſein kann, als in Schottland.“) In dieſer Richtung iſt eine eigene 
Baugeſellſchaft thätig, welche ſchon 1844 in Weſt Port, dann 1817 
in Cowgate, 1849 in Merchantſtreet ihre Victoria Modellodginghouses 
eröffnen konnte, das erſte für Männer, das zweite für Familien, das 
dritte fur Frauen, jedes auf etwa 70 Schlafſtellen berechnet in an— 
gemeſſenen Räumen vertheilt. Die ganze Unternehmung ſcheint in 
jeder Beziehung ſich des beſten Erfolgs zu erfreuen. 12. Daſſelbe 
gilt von einem am Grasmarkt eröffneten Logierhaus ähnlicher Ein— 
richtung, das Werk eines Mitglieds jener Geſellſchaft. 13. In Burts 
close, einer der ſchlimmſten Lokalitäten der Stadt, hat ein neues Lo— 
gierhaus mit Reſtauration und Leſezimmer ſich ganz beſonders durch 
Hebung und Reinigung des ganzen ſocialen Niveaus und der At— 
mosphäre dieſes Sumpfes bewährt. 

Was die Schottiſchen Grafſchaften betrifft, fo finden wir Bau— 
geſellſchaften erwähnt in Perth, Aberdeen, Glasgow, Greenock, Sha— 
nar und Dunden. In letzter Stadt werden beſonders die Vietoria— 
lodinghouses gerühmt, davon eins für Männer 1858 etwa 28251 
Kunden zählte, und ſo guten Ertrag giebt, daß dadurch der Ausfall 
reichlich gedeckt wird, den die Geſellſchaft an den andern erlitten. 
Zwei ihrer Häuſer mußten geſchloſſen werden; aber aus dem ſehr 
erfreulichen Grunde, daß die ſtrenge Handhabung der Lodginghouse 
acts in Verbindung mit der Concurrenz der Victoriahäuſer eine ſolche 
allgemeine Reform der übrigen Logierhäuſer herbeiführte, daß das 
Bedürfniß, welches jene Mufterhäufer nöthig gemacht hatte, wegfiel. 
So zählt auch ein Logierhaus für 300 Weiber jetzt ſelten mehr als 
200. — Auch für die Abhülfe der ländlichen Wohnungsnoth, beſonders 


) Wir können uns nicht verſagen wenigfiens einige Zahlen aus den über 
Glasgow dem Socialcongreß vorgelegten Berichten mitzutheilen. Nach Polizeiberichten 
kamen z. B. Falle wie folgende in Menge vor: Stube von 12 — 12 Geviert mit 
23 Nachtbewohnern, davon ſechs in einem Bette: ferner 8 — 12 mit 12 Menſchen: 
6-12 mit 13, davon 4 Erwachſene vollkommen nackt: 10— 12 mit 10 Schlaͤfern ꝛc. ꝛc. 
die Höhe der Räume beträgt ſelten mehr, oft weniger als 8 Fuß. Bei einer Stra⸗ 
ßenbreite von 14—20 Fuß werden noch jetzt fortwährend Häufer von 4—5 Stock⸗ 
werk gebaut. Und in dieſen Giftpfuhlen wähnt man theils durch fog. innere Miſſion, 
theils durch polizeiliche Maßregeln, wir wollen nicht ſagen chriſtliche oder menſchliche 
fondern auch nur die Zucht und Ordnung einführen zu konnen, die bei den edlern 
Thiergattungen zu finden! Freilich iſt die Bevölkerung von Glasgow ſeit 1801 
von 83000 auf 444000 geſtiegen. 
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unter den Tagelöhnern zeigt ſich in Schottland ein dem Bedürfniß 
freilich noch lange nicht entſprechender Eifer. Derſelbe wird haupt⸗ 
ſächlich von der 1854 entſtandenen Association for improving the 
dwellings and domestic condition of the agricultural Jabourers 


0 angeregt und erhalten, woran namentlich Geiſtliche ſich ſehr lebhaft 
h betheiligen. Dieſen einſichtsvollen Eifer muß man auch der engliſchen 
NN Landgeiſtlichkeit auf dieſem Gebiet nachrühmen, während der geiftliche 
HN Stand bei uns leider noch kaum eine Ahnung von dem wohlthätigen 
1 Einfluß zu haben ſcheint, den er in dieſen Dingen ſowohl auf Grund— 


beſitzer und Arbeitsherrn, als auf die Arbeiter ausüben koͤnnte — 
alſo auch wohl ſollte “). Der Zweck jener Geſellſchaft ift übrigens 
nicht ſowohl ſelbſt Bauten zu unternehmen, als vielmehr die richtige 
Einſicht und thatkraͤftige Geſinnung in allen dabei betheiligten focialen 
Klaſſen und Kreiſen zu wecken und zu verbreiten, und es fehlt nicht | 
{ an glaubwürdigen Zeugniſſen, daß die Früchte dieſer Thätigkeit ſchon 
jetzt nach ſo wenig Jahren, ſich in manchen Grafſchaften merklich 
f in dem ganzen veränderten Ausſehn und Zuſtand der ländlichen Woh— 
j nungen ſpüren laſſen. Die von der Geſellſchaft herausgegebene ſehr 
reichhaltige Zeitſchrift hat ohne Zweifel zu dieſem Reſultat ſehr viel | 
g beigetragen und verdient dieſelbe allgemeinere Beachtung, deren ſich 
der Londoner Labourer’s friend ſchon lange mit Recht erfreut. 
Es liegt in der Natur der Sache, daß es ſich hier hauptſächlich 
um die thätige Betheiligung der ländlichen Grundbeſitzer und Arbeits— 
geber bei der Verbeſſerung der Wohnungsverhaͤltniſſe ihrer Arbeiter 
handelt, wo denn ſowohl in England als in Schottland **) manche 
der größten Grundbeſitzer im größten Maaßſtabe vorgegangen find, 
wie allein die beiden Herzoge von Northumberland und Bedford nicht 
bles Tauſende, ſondern Zehntauſende beſſerer Cottages für die Ar— 
beiter auf ihren ausgedehnten Beſitzungen hergeſtellt haben. So 
wenig hierauf als auf die unter den großen Fabrikherrn zumal auch 
auf dem Lande (neuerdings dienen als Muſter Salt in Saltaire, 
Ackroyd in Copley Mill u. f. w.) mehr und mehr Raum gewinnende 


*) Hoffentlich werden die dieſe Lebensfrage betreffenden Verhandlungen auf dem 
Kirchentag zu Barmen ihre Wirkung nicht verfehlen, obgleich ſich dabei ein großer 
Mangel an Orientirung in dem gegenwärtigen Stand der Reformbewegung in dieſer 
und andern einſchlagenden Fragen kund that. 

) Von Irland verlautet, beiläufig geſagt, bisher noch kein Wort über Woh⸗ 
nungsreform, was ſich durch die dortigen Verhältuiſſe nur allzuwohl erklaren läßt, 
obgleich jevenfalls die Wohnungnoth gewiß nirgends größer iſt als auf der Smaragdinſel. 
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Fürforge für die Wohnungsverhaͤltniſſe und ſonſtigen Zuftände ihrer 
Arbeiter, noch auf die Wohnungsbauten einiger Eiſenbahnen für ihre 
Arbeiter, und ſonſtige Beamte denken wir hier weiter einzugehen. Auf 
die Thaͤtigkeit der ſog. Land and Building societies haben wir ſchon 
früher ſoweit hingewieſen, als uns der offene Raum und die Auf— 
gabe die wir uns geſtellt zuläßt und wollen wir hier nur noch eins 
mal die wichtigſte Eigenthumlichkeit hervorheben, welche dieſe Form 
der Anwendung des corporativen Princips auf die Abhilfe der 
Wohnungsnoth vor allen andern verwandten Beſtrebungen in Eng— 
land auszeichnet, daß ſie nämlich den arbeitenden Klaſſen nicht nur 
den Genuß, ſondern auch den Beſitz zweckmäßiger Wohnungen und 
kleiner Grundſtücke ermöglicht. Weshalb keine der übrigen Bauge— 
ſellſchaften dies Princip der Beſitzerwerbung, z. B durch allmälige Raten 
abzahlung der Miether wie in Mülhauſen oder durch Erhöhung der 
Miethe um gewiſſe Amortifationsprocente, angenommen hat, iſt uns nie 
recht deutlich geworden. Jedenfalls würde das Mülhauſer Verfahren 
auch in England durch fortwährende Wiederverwendung der Heim— 
zahlungen zu neuen Bauten, der Klage über Mangel an Baukapital 
merkliche Abhilfe gewähren. Bei der außerordentlichen Entwicklung, 
welche die Anwendung eben jenes genoſſenſchaftlichen Princips auf 
die produktive und diſtributive Induſtrie zum Beſten der arbeitenden 
Klaſſen in den ſog. working men's cooperative Associations in 
England aufzuweiſen hat, iſt zu erwarten, daß der ſchon jetzt mehre 
Hunderttauſend überſteigende Geſchaftsgewinn jener Genoſſenſchaften 
und ihrer Mitglieder an Reſervefonds und aufgelaufenen Dividenden 
über kurz oder lang auch im Sinne der Wohnungsreform, namentlich 
in der Form genoſſenſchaftlicher Anſiedelungen oder Gemeinden ſeine 
Verwendung finden werde, womit denn das in den wohlgemeinten 
philanthropiſch-ſocialiſtiſchen Traͤume eines Robert Owens und feinen 
Millenniumscolonien enthaltene Goldkorn realer Wahrheit ſeine Recht— 
fertigung und Verwirklichung erhalten dürfte. 

Dies führt uns denn ſchließlich auf die neuſten Fragen, welche 
in der Bewegung der Wohnungsreform zur Sprache gekommen ſind 
und wo uns ein ſehr fruchtbares Verbindungsglied zwiſchen dem 
ſtaͤdtiſchen und ländlichen Gebiet der Noth und der Huͤlfe zu liegen 
ſcheint — ein Moment, deſſen volle Entwicklung wahrſcheinlich den 
Sieg der Reform entſcheiden wurde“). Es bedarf kaum der Erin⸗ 

) Wir entnehmen die folgenden Data einer Schrift, welche der Haupturheber 
des betreffenden Plans, der City Solieitor Ch. Pearson M. P. veröffentlicht hat: 
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nerung an die Thatſache, daß der hohe Preis der Grundſtüͤcke in den 
am dichteſten bevölkerten Mittelpunkten des modernen großſtädtiſchen 
Geſchaftsverkehrs ein Haupthinderniß gegen eine irgend in's Große 
gehende Ausführung der eigentlich ſtaͤdtiſchen Wohnungsreform, zumal 
durch Neubauten, bildet, während doch zugleich eben hier das Ber 
dürfniß der Reform durch die unerträglichen Zuſtände der vorhan— 
denen Wohnungen am dringendſten if In vielen Fällen und Lo— 
kalitäten iſt überdies die ganze Frage dadurch ſchon präjudicirt, daß 
die ſchlechten Wohnungen der nothleidenden Klaſſen als Opfer der Ver— 
beſſerungen oder Verſchönerungen fallen, welche zum Beſten des Gan— 
zen oder der höhern, wohlhabendern Klaſſen Statt finden. Die neue 
Rue Rivoli, die neuen Boulevards in Paris, Victoria Street und 
andere neue Straßen, welche das alte London durchbrechen, ſchließen 
in ihrem ganzen Bereich die Möglichkeit aus den ausgetriebenen klei— 
nen Leuten einen Erſatz in beſſern Wohnungen zu geben, auch wenn 
es möglich wäre dieſelben Preiſe für Grund und Boden für ſolche Bau— 
ten zu zahlen, wie fie für öffentliche Zwecke oder von Speculanten auf 
den Wohnungs- und ſonſtigen Luxus der Reichen bezahlt werden. 
Davon kann nicht die Rede fein, wenn man bedenkt, daß ein Acre 
in der City nicht ſelten mit 2 — 300000 L. bezahlt wird — ja, es 
iſt neuerdings vorgekommen, daß ein Akre in Cornhill fuͤr eine 
Million Pfund Sterling verkauft worden iſt. Dieſe wohnungs— 
losgewordenen Tauſende müſſen alſo anderweitig untergebracht werden; 
wenn dieß aber nicht durch Neubauten geſchieht, ſo helfen ſie nur 
die vorhandene Wohnungsnoth in andern Regionen ſteigern. Aber 
auch die relativ entferntern, an der Peripherie des neuen Ninive und 
der nächften Umgebung liegenden Grundſtüͤcke ſiud jetzt ſchon oder 
werden vorausſichtlich ſehr bald zu theuer, um irgend umfaſſendere 
Abhülfe durch Neubauten zu ſchaffen. Nun fehlt es aber allerdings 
auf 10— 15 engl. Meilen von dem äußerſten Umkreis der eigentlich 
ſtädtiſchen Welt, mit Einſchluß der ihr thatfächlich einverleibten Dörfer, 
nicht an weiten Strecken und zwar in den fruchtbarſten oder doch 
geſundeſten, angenehmſten Lagen, wo der Acre nicht über 80 — 100 
— 200 L. koſtet. Die Vortheile ausgedehnter Anſiedelungen der unter 
der ſtädtiſchen Wohnungsnoth leidenden Klaſſen in ſolchen Lokalitäten 
ſind eben ſo einleuchtend, als der Uebelſtand, der ſie alle aufwiegt, 


Proceedings of a public meeting etc. the r. h. Lord Mayor in the chair. Lon- 
don 1859. 
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nämlich die große Entfernung des Arbeiters von ſeinem ſtädtiſchen 
Arbeitsplatze. Wir geſtehn zwar, daß wir nach manchen wohl be— 
zeugten Thatſachen dies Hinderniß wenigſtens innerhalb gewiſſer 
Entfernungen (etwa bis zu einem halb- oder dreiviertelſtündigen Gange) 
nicht ſo hoch anſchlagen können, weil die Erfahrung lehrt, daß der 
Arbeiter einer relativ guten, d. h. ihm auch durch die Perſön— 
lichkeiten zuſagenden Wohnung treu bleibt, wenn gleich in ſeinen 
Arbeitsverhaͤltniſſen einen Veränderung vorgeht, die nöthigt, wäre 
es auch ſogar ein Stündchen weiter zu gehn als früher. Auch läßt 
ſich wohl mit Recht behaupten, daß für viele Arbeiter eine ſolche 
Bewegung ganz heilſam iſt — und zwar nicht blos bei ſitzenden, 
ſondern auch bei allen ſehr einförmigen Arbeiten beſonders in beeng— 
ter, ſchlechter Luft. Wie dem auch ſei, das Hinderniß iſt in den 
Anſichten theils der Mehrzahl der Arbeiter, theils ihrer Gönner von 
der Wohnungsreform, und jedenfalls über eine maͤßige Entfernung 
hinaus auch in der Wirklichkeit vorhanden; es handelt ſich daher 
nur darum: ob und wie dies Hinderniß beſeitigt oder umgangen 
werden kann? Sowohl zu dieſem Zwecke als vielleicht noch mehr und 
unmittelbarer zur Abhülfe einer andern mehr und mehr unerträglichen 
Noth der großen Städte, wird nun ſeit vorigem Jahr in den einfluß— 
reichſten Kreiſen der Ciiy ein Plan mit allem Ernſt verhandelt, von 
dem, wenigſtens in ſeiner einen Hälfte allerdings ſchon früher 1843 
und 1854 unter der Bezeichnung railwayvillages und suburban vil- 
lages vorübergehend die Rede war. Es handelt ſich für die Woh— 
nungsreform alſo um Anſiedelungen innerhalb eines Rayon rings um 
die großen Städte — zunächit London — deſſen Entfernung von den 
Mittelpunkten der ſtaͤdtiſchen Induſtrie der Dampfwagen in etwa 
einer Viertelſtunde zurücklegen könnte. Eben in dieſem letzten Punkt 
aber erhebt ſich zunächft ein auf den erſten Blick unüberfteigliches 
Hinderniß in der ſchon jetzt mit einer gänzlichen Stodung des Ver— 
kehrs drohenden Ueberfüllung der Straßen und Platze eben jenes 
Mittelpunkts, alſo hauptſächlich der City von London. Vielleicht 
dürften einige Zahlen zur Veranſchaulichung des gegenwärtigen Zus 
ſtandes hier an ihrem Ort und nicht ohne Intereſſe ſein. Hier kommt 
zunächft der gegenwärtige Verkehr in der City in Betracht, von dem 
begreiflich Zahlen wie die folgenden keine Anſchauung ſondern nur 
gleichſam die Erklarung einer ſolchen geben koͤnnen. Steht man 
z. B. gegen Mittag an dem Gaslaternenpfahl, wo in der Nähe des 
Generalpoſtamts drei bis vier Hauptadern des Verkehrs ſich kreuzen, 
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fo ſieht man allerdings vor ſich ein ſchwindelndes, betäubendes, uns 
endliches, dichtes Gedränge von Fußgaͤngern, Fuhrwerk und Reitern, 
aber einigermaßen begreifen wird man es nur, wenn man weiß, daß 
die Tagesbevölkerung der City etwa 480000 Menſchen beträgt, während 
ſie des Nachts nur 120000 Bewohner hat, ſo daß 360000 ihr am 
Morgen von Außen zuſtröͤmen, welche großentheils auch den Tag 
über mit einer entſprechenden Menge von Fuhrwerken aller Art mehr 
oder weniger in Bewegung find. Man zählt für London 5000 Cab- 
fahrten, 10000 Stagecoachesfahrten u. dgl., des Güterfuhrwerks un— 
gerechnet. Die City wird taͤglich von 100000 Omnibuspaſſagieren 
befahren. Zur Orientirung mögen noch folgende Zahlen dienen. 
Die City hatte auf eine volle engl. Quadratmeile 1811 16751 be— 
wohnte Häufer, 1851 aber nur 14580, während die Bevölkerung 
um 10000 Seelen zugenommen hat. Dieſe Zunahme erſcheint viel— 
leicht an ſich unbedeutend im Vergleich mit der Zunahme der Be— 
völferung der ganzen Stadt, die City aber war ſchon 1811 faſt fo 
dicht bevölkert, als ſie es ſein konnte, und konnte nach keiner Seite 
ihren Flächeninhalt ausdehnen. Der Verkehr von Fuhrwerk aller 
Art hat ſich in der City wie überhaupt in der ganzen Stadt wenig⸗ 
ſtens verzehnfacht. Das Gedränge, welches daraus erwaͤchſt, wird 
natürlich weſentlich dadurch bedingt, daß die Raͤume durchaus nicht 

auf eine ſolche Maſſe Bewegung berechnet, ſondern im Hauptmittel— 
| punkt dieſes Chaos noch dieſelben find wie vor etwa (um nicht wei— 

ter zurückzugehn) 50 Jahren, wo die Bevölkerung von London über— 
haupt den dritten Theil ihrer gegenwartigen 3 Millionen betrug, eine 
| Zunahme des Verkehrs (nicht der Bevölkerung!) welche aber auf 


— 
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die City relativ um 50 Proc. ſtaͤrker fällt, als auf die ganze Stadt. 
Neuerdings hat ſich nun dies Mißverhältniß zwiſchen dem feſten Raum 
und der bewegten Maſſe hauptſaͤchlich geſteigert durch den die City 
durchkreuzenden Verkehr zwiſchen den verſchiedenen Hauptbahnhöfen 
— eine Steigerung, wofür die Thatſache einen Maaßſtab giebt, daß | 
von dem Geſammtverkehr der Engliſchen Eiſenbahnen (1857 betrug 
er 116 Millionen Reiſende) nicht weniger als 24 Millionen die City 
in verſchiedenen Richtungen durchkreuzt haben. Es leuchtet ein, daß 
ein ſolcher Zuſtand ſchon jetzt durch Stockungen und Zeitverluſt der 
Menſchen und Güter für alle Verkehrs- und Gewerbszweige, mans 
cherlei Unannehmlichkeiten und nicht unerhebliche Verluſte veranlaßt, 
und daß bei einer Zunahme aller dieſer Uebel ſehr bald ein völlig 
unhaltbarer, rathloſer Zuſtand eintreten muß. Bekanntlich find ſchon 
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mancherlei Auswege aus dieſem „fix“ vorgeſchlagen worden: Durch— 
bruch neuer und Erweiterung der alten Verkehrsſtraßen und noch 
letzthin die Anlage von breiten Quais, welche zugleich durch Veren— 
gerung, Vertiefung und Beſchleunigung des Laufs der Themſe die 
Abhülfe der eben ſo bedenklich zunehmenden Uebelſtände herbeifüh— 
ren ſoll, womit das Stromwaſſer durch Aufnahme aller Cloaken der 
Rieſenſtadt ſchon jetzt Leben und Geſundheit der Bevölkerung gefähr— 
det und noch ferner in ſteigendem Maaße bedroht. Allen dieſen 
Plaͤnen ſtehn bisher unüberſteiglich ſcheinende Schwierigkeiten im 
Wege, unter denen ſchon allein der Preis des Grund und Bodens 
hinreichen würde, die Ausführung faſt hoffnungslos zu machen. Daß 
aber grade dieſe Klippe vermieden wird, das iſt es ohne Zweifel, wodurch 
ſich die Idee der ſogenannten subway Railroads, die Anlage von 
Eiſenbahnen unter den Straßen ſo ſchnell Bahn gebrochen hat, daß 
eine Hauptverbindung zwiſchen dem großen noͤrdlichen und weſtlichen 
Bahnhof unter einigen der Hauptſtraßen der City hin ſchon jetzt in 
voller Arbeit ſteht. In der That handelt es ſich bei dem Unterneh— 
men, womit wir es hier in Beziehung auf die Wohnungsfrage und 
die Anlage ſuburbaner Anſiedelungen zu thun haben, nur um Anz 
ſchluß an dieſe ſchon beſtehende Unternehmung durch weitere Aus— 
dehnung jener unterirdiſchen Dampfverkehrswege %. Ueber dieſen 
Plan des Mr. Pearson“) nun liegen ſehr ausführliche Verhandlungen 
mit allen wuͤnſchenswerthen Anſchlägen u. ſ. w. vor, wie ſie im 
Jahre 1859 durch Petitionen einer Menge der angeſehenſten Ge— 
ſchäftsleute der City, in einer vom Lord Mayor berufenen und präs 
ſidirten Meeting unter Betheiligung Lord Ruſſells und anderer officieller, 
parlamentariſcher und ſonſt politiſcher Notabilitäten Statt fanden, 
deren Reſultat eine faſt einſtimmige Erklärung zu Gunſten der Sache 
war, welche auf üblichen parlamentariſchen und ſonſtigen Agitations— 
Wegen betrieben werden ſollte. Wahrſcheinlich hat ſie in der dies— 
jährigen Seſſion in dem wuchernden Unkraut des Parteihaders um 
die Gewalt nicht aufkommen können; jedenfalls aber iſt ſie keines— 
wegs aufgegeben. Das Hauptreſultat für die arbeitenden Klaſſen 

) Das Allerneuſte auf dieſem Gebiet iſt freilich der Vorſchlag der Anlage von 
Eiſenbahnen über die Dächer der Häufer weg! Ob und wie weit die Sache Hand 
und Fuß hat, vermögen wir nicht zu beurtheilen; für unſere Wohnungsfrage kommt 
darauf nichts an, da jede wirkliche Erleichterung des Verkehrs ihr zu Gute kommt. 


*) Derſelbe, der ſchon 1854 die suburban cottages jedoch damals ohne sub- 
way railways empfahl. 


* 
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würde nun, wenn alle Berechnungen zutreffen, darin liegen, daß 
durch ein Abkommen mit den betreffenden Bahnverwaltungen wie es 
fuͤr die season tiekets der höhern Klaſſen ſchon lang beſteht, jeder Ar— 
beiter in der City und deren Umgebung in kuͤrzeſter und durchaus 


C keinen irgend erheblichen Zeitverluſt mit ſich führenden Fahrt für einen 
Durchſchnittspreis von etwa 1 Sh. wöchentlich von der feiner Wohnung 
nächſten Station (in einem Rayon von 10 — 15 engliſchen Meilen) 
1 täglich nach feinem Arbeitsplatz oder in deſſen Nähe und wieder zu— 
rück gebracht werden koͤnnte — und zwar mit großem Vortheil fowohl 


des neuen subway railroad als der beſtehenden Haupt⸗Eiſenbahnen, 

welche zu dieſem Zweck nur einige weitere Züge dritter Klaſſe einzurichten 
| brauchten, um die Leute nach dem Londoner Terminus zu ſchaffen, wo 
ö ſie von dem subway übernommen würden. Neben den Berechnungen, 
wodurch bewieſen wird, daß damit von Seiten der Eiſenbahngeſellſchaf— 
ten kein Opfer gebracht würde, gehen zugleich gewiſſermaaßen Zumu— 
thungen an ihr Billigkeitsgefühl gegen die untern Klaſſen ihrer bis— 
herigen Kundfchaft, von deren unmittelbarer Wirkſamkeit indeß wohl 
wenig zu erwarten ſein dürfte, wenn nicht die Preſſe und die öffent— 
f liche Meinung und endlich das Parliament ſich der Sache ſehr ernſt— 
0 lich annimmt. Wie dem aber auch ſei, ſo iſt es immerhin nicht | 
ohne Intereſſe zu erfahren daß der Hauptvortheil der Eiſenbahn— 
unternehmungen in England nicht etwa aus der erſten und zweiten, | 
ſondern aus der dritten Klaſſe (oder, wo dieſe fehlt, aus der zweiten) | 
fließt. Indem wir wegen der ausführlichen Motivirung durch Zahlen 
aus der Betriebsſtatiſtik auf die obengenannte Schrift verweiſen, be— 
gnügen wir uns hier folgende Reſultate mitzutheilen, wobei wir mit 
A. die höhere, mit B. die niedrigere Klaſſe bezeichnen. Die Fre— 
quenz der engliſchen Hauptbahnen hat von 1852 bis 1857 um 27 
Proc. zugenommen, wovon wieder 89 Proc. auf B und 40 Proe. 


auf A fallen. Die Einnahme fällt zu 26 Proc. auf A und zu 66 
Proc. auf B. Berechnet man die viel höheren Koſten, welche durch 
häufigere ſchnellere Züge, bequemere Wagen u. ſ. w. auf A verwen- 0 
det werden, ſo hat der Gewinn, den die Unternehmung in jenen 5 
Jahren von A gehabt, um 24 Proc. abgenommen, von B aber um 
51 Proc. zu genommen. Es betrug 1857 das Verhaͤltniß des Ge— 
winns zu den Koſten bei A 50 Proc., bei B 236 Proc. Alle dieſe 
Verhaͤltniſſe aber würden ſich grade in dem Londoner Rayon noch 
ſehr bedeutend nach der B-Seite ſteigern. Während alſo B als | 
bei weitem der profitabelſte Kunde erſcheint, iſt ſeit 25 Jahren noch 
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nie etwas zu feinen Gunſten geſchehen. Die Waggons, die Züge 
u. ſ. w. ſeiner Klaſſe ſind dieſelben geblieben. Dagegen iſt für A in 
allen dieſen Punkten eine Verbeſſerung von etwa 50 Proc. einge— 
treten, der season tickets nicht einmal zu gedenken, worin er in 
den letzten 15 Jahren um 20 Proc. — 50 Proc. verbeſſert worden. 
Dazu kommt dann der oft ungeheure Profit, den A an feinem Grund— 
beſitz und mit ſeinen Aktien gemacht hat. Danach mag denn Jeder 
ermeſſen, ob es nicht nachgrade billig und an der Zeit wäre, auch 
für B etwas zu thun — zumal er vollkommen bereit iſt einen guten 
Preis dafür zu zahlen. Die Urheber jenes Plans der suburban 
villages haben übrigens fo wenig Vertrauen zu dem Billigkeitsgefüͤhl 
oder auch nur zu der Betriebſamkeit der monopoliſirenden Bahnver— 
waltungen, daß ſie auch die Eventualität ins Auge faſſen, daß neue 
Eiſenbahngeſellſchaften ſich bilden um die Verbindung ſolcher periphe— 
riſchen Anſiedelungen mit den ſtädtiſchen Hauptbahnhöfen zu unter— 
halten und zwar in der Art, daß ſie zugleich die Gründung jener 
Anſiedelungen in der Nähe ihrer Bahnhöfe mit allen Ruͤckſichten der 
Wohnungsreform übernähmen, denen ſie durch die Mitbenutzung der 
ohnehin auf jeder Station unentbehrlichen Dampfkraft und Wärme 
und ſonſtiger Hülfsmittel mancher Art bedeutende Vortheile zu ger 
ringen Koften zuwenden könnten. So utopiſch nun vielleicht noch 
in vielen auch mehr oder weniger „maaßgebenden“ Kreiſen bei uns 
dieſe Projekte erſcheinen mögen, fo ſehn wir unſeres geringen Orts 
nach allem, was wir vom heutigen England wiſſen, durchaus keinen 
in der Natur der Sache liegenden Grund an der Möglichkeit und 
Wahrſcheinlichkeit der Ausführung und des Erfolgs zu zweifeln. Ja, 
wir halten es ſogar für ſehr möglich, daß auch die Löſung dieſer 
Aufgabe guten Theils der cooperativen genoſſenſchaftlichen Bewegung 
der arbeitenden Klaſſen zufallen wird. Jenes Erfolgs wurden wir 
uns allerdings neben andern, beſſern, wichtigern Rückſichten auch aus 
dem Grunde freuen, weil wir dieſe Idee ſchon vor 15 Jahren und 
ſeitdem mehr denn einmal öffentlich ausgeſprochen. 

Faßt man nun alle hier von uns überſichtlich vorgeführten Be⸗ 
ſtrebungen auf dem Gebiet und in Sinn und Richtung der Woh⸗ 
nungsreform der arbeitenden Klaſſen zuſammen?), — Alles was 


*) Damit hängt denn auch zuſammen was neuerdings zur Anlage ſog. people's 
parks in der Nähe großer Städte gethan worden iſt — z. B. in London ſelbſt 
(Victoria park), in Mancheſter u. ſ. w. 
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von ſo verſchiedenen Seiten unter ſo verſchiedenen Formen ſowohl 
der individuellen, korporativen, offieiellen und vor allem der freien 
Vereinsthätigkeit ſeit etwa 15 Jahren geſchehen iſt und in zuneh— 
mendem Maaße geſchieht — betrachtet man dieſe Dinge in Verbin- 
dung mit ſo manchen andern geſunden Beſtrebungen (movements!) 
ſocialer Reformen zur Hebung der Zuſtände der ſogen. arbeitenden 
Klaſſen — betrachtet man unbefangen das Verhaͤltniß der in der 
Natur der Sache liegenden günſtigen Momente des Erfolges zu den 
entgegenſtehenden bedenklichern Momenten, ſo liegt Grund genug zu 
der Hoffnung vor, daß dieſe kombinirte Bewegung ſo vieler und 
mannichfaltiger materieller, ſocialer, politiſcher, ſittlicher und intellek— 
tueller Kräfte nach Einem Ziel wirklich, wenn ſie dies beharrlich und 
treu verfolgen, uber kurz oder lang eine, wenn auch nicht gänzlich 
durchgreifende und allgemeine, doch ſehr weit gehende und auch im 
Großen und Ganzen bemerkliche Umwandlung in den Wohnungs— 
verhältniſſen des Volks und den damit verbundenen Zuſtänden her— 
beizuführen im Stande ſein dürfte — wenn nicht ganz außerordent— 
liche allgemeine Kalamitäten dazwiſchen kommen. In der That 
liegt die Entſcheidung nach den ſchon jetzt gemachten Erfahrungen 
ganz einfach in der Frage: iſt es möglich oder wahrſcheinlich oder 
ſicher, daß das was jetzt in ſo zahlreichen in jeder Beziehung und 
ohne Opfer gelungenen Muſtern vorliegt, auch zur allgemeinen 
Nachfolge und Routine durchdringen werde? Erwägt man aber die 
Wichtigkeit eben der Wohnung für das ganze Leben des Einzelnen 
und noch mehr der Familie, ſo iſt darin ſchon die Ausſicht auf 
eine bedeutende Hebung und Beſſerung eben des Familienlebens der 
untern Klaſſen eröffnet — denn auch die Hebung und Reinigung, 
die Reform der Wohnungen für Unverheirathete (Logierhaͤuſer u. ſ. w.) 
kommt zuletzt dem Familienleben zu Gute. Damit aber wäre die 
größte, ſchwierigſte, ſociale Frage der Zeit geloͤſt. Niemand wird 
uns nun hoffentlich für fo befangen halten, daß wir ſolche Reſultate 
von der Wohnungsreform allein erwarten. — Vielmehr verſteht 
ſich die geſteigerte Mitwirkung aller zur Hebung und Reinigung des 
ganzen Niveaus, der ganzen Atmosphaͤre dieſer ſocialen Schichten 
geeigneten Kräfte und Mittel der Kirche und Schule, des Staats 
und der Geſellſchaft ganz von ſelbſt. Aber eben darin liegt haupt— 
fachlich nächſt ihren unmittelbaren Folgen die große Bedeutung der 
Wohnungsreform, daß ſie mittelbar die Wirkſamkeit aller andern 
Heilkraͤfte außerordentlich ſteigert und oft genug gradezu allein er⸗ 
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möglicht. Eben darin tritt aber wieder eine der bedeutendſten Seiten | ) 
der Wohnungsreform hervor, daß fie nämlich wie alle ähnlichen 
Wirkungen der höhern auf die untern Schichten eine Selbſtreform j 
der erſtern theils vorausſetzt, theils anregt und fördert. 1 
Wenn nun trotz alle dem die Bedeutung dieſer Sache ſowohl | 
überhaupt als namentlich auch in England noch lange nicht genug f 
erkannt wird — wenn man auch in Kreiſen hoͤherer ſocialer, ſittlicher 0 
und intellektueller Haltung oder tiefern, waͤrmern, religioͤſen und | 
menſchlichen Gefühls fich entweder wenig oder nichts um dieſe Dinge 
bekümmert, oder gradezu mit mancherlei Vorurtheilen dagegen umgeht, 
fo erklärt ſich dies zwar in den meiſten Fällen ganz einfach durch | 
die vis inertiae und Beſchränktheit, die oft genug unter allerlei fal— 
ſchem Tugend- und Weisheitsſchein die Maſſe in allen ſocialen 
Schichten beherrſcht, wo und ſoweit es das gemeine Beſte und nicht 
den eigenen Vortheil oder Genuß betrifft. Die meiſten ſind ſchon 
deshalb unendlich weit von jeder thätigen Betheiligung an ſolchen 
Beſtrebungen entfernt, weil ſie wenig oder nichts davon wiſſen und 
ſie wiſſen nichts davon, weil ſie nicht genug Sinn und Intereſſe dran 1 
finden, um näher drauf einzugehn, wenn ihnen gelegentlich eine Er- 
mahnung derſelben vor Augen oder Ohren kommt. In ſehr vielen 
Fällen aber tragen diejenigen die Schuld, welche bei eigener mangel— 
hafter Kenntniß und mancherlei Vorurtheilen hinſichtlich der Sache 
und meiſt ohne anderes Intereſſe als die Eitelkeit negativer Kritik | 
oder mit poſitiver, doftrinaiver oder ſonſtiger Antipathie auf das Urs 4. 
theil Anderer einwirken. a 1 
Soweit nun ſolche bedenkliche, mißliebige oder getingfchäßige 

Urtheile irgend aufrichtig und einer ernſtlichen Berückſichtigung würdig 
find, beruhen fie auf einer zu beſchränkten Bekanntſchaft mit den g 
Thatſachen und auf der Ueberſchätzung der Bedeutung der Schatten— 
ſeiten in dem geringen Erfolg oder gradezu Mißlingen einiger Uns N 
ternehmungen. Legt man namentlich bei einer irgend richtigen Auf— 

| faſſung der Sache das größte Gewicht auf die materielle und finanzielle 
Seite der Wirkſamkeit der Baugeſellſchaften u. ſ. w. — verwirft man 
mit Recht Alles was nach dem bloßen MWohlthätigkeitscharafter hin⸗ | 
über neigt und zieht, wär es auch nur durch unfreiwilligen Verluſt | 
— läßt man dergleichen Erfahrungen auch bei ſonſt erfreulichen Re— 
ſultaten wenigſtens nicht gelten als Beiſpiel und Beweis einer im 
Großen und Ganzen durchführbaren, volkswirthſchaftlich geſunden 1 
Wohnungsreform — ſo muß man ſich doch ſehr hüten einzelnen 
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| Fällen der Art eine zu große Bedeutung beizulegen, wenn die Reful- 
tate im Großen und Ganzen einen andern Schluß geſtatten. Es iſt 
vollkommen zuzugeben, daß die Durchführung der Wohnungsreform 
im Großen und Ganzen nur unter der Bedingung moͤglich iſt, daß 
durch ſie eine ſolche Anlage und Verwerthung bedeutender Kapitale 
geſchehen kann, wie ſie z. B. in den Eiſenbahnen vorliegt. Ja, 
noch mehr — es wirken hier manche Umſtände mit, die einen etwas 
höhern Ertrag als durchſchnittlich die Eiſenbahnaktien bringen, wün— 
ſchenswerth oder nöthig machen. Dieſe Bedingung des Gelingens 
geht zunaͤchſt ſchon aus der gegebenen Geſinnung und Anſicht der 
unendlichen Mehrzahl derer hervor, in deren Handen die materiellen 
Mittel der Ausführung ſind. Dieſe Geſinnung und Anſicht iſt an 
ſich keineswegs eine ſehr hohe, ideale, ſondern eine überwiegend 
ſelbſtſüchtige. Aber nicht nur iſt dieſe Selbſtſucht an ſich keineswegs 
unbedingt verwerflich, vielmehr ſo berechtigt als die Sorge für das 
eigene Intereſſe überhaupt ſein kann, ſondern auch ohne alle Selbſt— 
ſucht wird die reinſte Liebe zur Sache und zu den betreffenden 
Menſchen, die richtigſte Einſicht in das Weſen der Dinge zu dem— 
ſelben Reſultat führen — freilich mit dem vollen Vorbehalt jenes | 
alten: „duo si faciunt idem non est idem!“ — Eben in dieſer 
Vorausſetzung iſt aber durchaus kein Grund vorhanden dieſe Unter— 
nehmungen anders zu beurtheilen als irgend ein anderes Gefchäft 
was auf einer Kapitalanlage zu 4—6 Proc. hinausläuft, wie z. B. 
in Eiſenbahnaktien. Dagegen aber iſt durchaus kein Grund vor— 
handen, Bauunternehmungen welche auch eine reine Dividende von 
4—6 Procent auf das Kapital ſichern, das Präjudiz der Wohl⸗ 
thätigfeit anzuhängen, bloß weil fie in höherm Sinne als die 
Eiſenbahnen einen gemeinnützigen Zweck haben, der zunächſt oder 
zugleich ein wohlthätiger iſt, und weil ihre Leitung nicht bloß 
geſchaͤftliche ſondern auch ſittliche und geiſtige Eigenſchaften und 
Opfer an Zeit und Mühe fordert, die bei Eiſenbahnen u. ſ. w. weg— 
fallen. Hat der Bewohner eines Baugeſellſchaftshauſes keinen ganz 
individuellen Trieb zur Dankbarkeit gegen jene Leiter, ſo iſt ſein 
Verhältniß kein anderes als das eines Eiſenbahnreiſenden zu der 
Verwaltung, die noch Niemanden eingefallen iſt als Wohlthäterin 
ihrer Kunden zu verehren. Allerdings aber liegt in jenem Verhält— 
niß neben dem reininduſtriellen ein ſittliches Verhältniß, entſprechend 
der ſittlichen Bedeutung der Wohnung und wer dieſem ſittlichen Moment 
ganz fremd iſt, der wird auch dem Weſen und Segen der Wohnungs⸗ 
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reform in demſelben Maaße fremd bleiben, ohne daß daraus irgend 
die Identität dieſes ſittlichen Moments mit jenem zu folgern wäre, 
welches zwiſchen dem Almoſenſpender und Empfaͤnger waltet. Dies 
ſollte man aber wirklich glauben, wenn man hört, wie von einigen 
Seiten über die Baugeſellſchaften als bloße verkappte Wohlthaͤtig— 
keitsanſtalten geurtheilt wird, weil fie nur 4 — 5 Proc. Dividende 
bieten und einige derſelben noch weniger. Was dieſe letzten betrifft, | 
jo find in allen einzelnen Fällen deren nähere Umſtände bekannt | 
geworden, find die ungünſtigen Verhältniſſe, Mißgriffe, nachzuweiſen | 
oder nachgewieſen, welche eine fo ſchlechte Verwerthung zur Folge | 
gehabt haben — lauter Dinge die gar wohl vermieden werden 
konnten und in vielen Fällen vermieden worden find*). In Bes | 
ziehung auf die beiden großen Londoner Baugeſellſchaften hat naments 
lich der durchaus ſachkundige und zuverläſſige Roberts dieſe Dinge 
mit aller Schonung hinreichend angedeutet ohne deshalb die großen Hi 
Verdienſte zu verkennen, welche dennoch an dieſen Vorgängern auf Hi 
der Bahn der Wohnungsreform zu rühmen find. Denn man darf 1 
nicht vergeſſen, daß jede große Bewegung derart ihre Schule durch— 
| machen muß, was denn nicht ohne Koften möglich ift, wobei aber | 
oft grade die unglücklichſten Erfahrungen am lehrreichſten und werth— 
vollſten ſind. Jene beiden Baugeſellſchaften ſelbſt haben auch ihre 
Aufgabe immer in dieſem Sinne aufgefaßt — als Pioniere gleich— 
ſam der großen Bewegung. Auch darf man die Wirkung der Con— | 


) In dieſer Beziehung würde ein näheres Eingehn auf Einzelheiten viel zu 0 
weit führen und unnöthig oder unnütz fein, da es doch in jedem gegebenen Fall 1 
wieder auf die conereten Verhältniſſe ankommt, zu deren richtiger Würdigung ein 
innerer Beruf gehört von dem wie bei dem Dichter ein: „naseitur non fit” gilt, 
welcher aber wieder ohne Erfahrung und Uebung keinen praktiſchen Werth hat. Zu | j 
dieſem Beruf gehört aber vor Allem auch eine lebendige ſittliche Betheiligung und h 
kann man auf den Baumeiſter der fih hier als der rechte Mann bewährt zuver- 

ſichtlich das „peetus facit“ der Theologen anwenden — neben allen andern Eigen— 
ſchaften ſeines Berufs. Daſſelbe gilt von allen andern Leitern ſolcher Unternehmungen. 
So iſt denn nicht zu verwundern, daß es, beſonders ehe die Schule gründlich durch⸗ 
ge macht iſt, bald da bald dort fehlt: z. B. an der Wahl des rechten Bauplatzes in 
allen Beziehungen, wobei beſonders die Nachbarſchaft, das lokale Bedürfniß, die zweck⸗ 
mäßigfte und zugleich wohlfeilſte Bauart, die allen andern Verhältniß entſprechenden 
Miethbedingungen, die rechten Leute als Inſpektoren u. ſ. w. in Betracht kommt. 
Man hat wohl geſagt: Ausbau alter Häuſer ſei proſitabler als Neubau, aber die 
Erfahrung lehrt, daß bei dieſen wie bei jenen Gelingen und Mißlingen, Gewinn und 
Verluſt möglich; alſo kommt es auf andere Dinge an. 
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Rayon ja nicht zu gering anſchlagen. Wollte man aber auch alle 
andern bisherigen Unternehmungen der Art noch immer als gewiſſer— 
maaßen iſolirte Experimente und noch nicht als eine eigentliche ges 
wöhnliche Praxis einleitend anſehen, ſo wäre auch darin ihre hohe 
Bedeutung feſtgeſtellt. Ohnehin wird es keinem Sachkundigen ein— 
fallen in dem unermeßlichen Zuſchnitt des britiſchen Lebens dieſen 
Paar Pünktlein an ſich eine materielle Bedeutung beizulegen. Ihre 
Bedeutung liegt in dem was fie als möglich erweiſen. Alle als 
induſtrielle Unternehmungen mehr oder weniger mißlungenen Bauten 
ungerechnet, die durchaus nicht verheimlicht oder geleugnet werden noch 
zu werden brauchen, ſteht feſt, daß ſchon jetzt die 3 — 400000 L. 

| welche etwa von Baugeſellſchaften oder Individuen auf dem Felde 

| der Wohnungsreform im engern Sinne und in Mufterbauten angelegt 

worden find, durchſchnittlich ihre 4—5 Proc. reinen Ertrag liefern. 

Liegen aber mehr Fälle vor, wo Dividenden von 6 — 7 und mehr 

Proc. erzielt wurden fo iſt gar kein Grund vorhanden, weshalb nicht 

mit der Zeit bei weiterer Entwicklung der Einſichten, Fertigkeiten oder 

Uebung dieſer Zinsfuß ſich als Regel herausſtellen ſollte. Was | 

aber jene Seite der Wohnungsreform betrifft, wo fie zwifchen dem 

großen Arbeitsgeber und feinen Arbeitern liegt, fo kann immerhin | 

zugegeben werden, daß die Miethe, welche die letzteren dem erſtern 

für die von ihm erbauten Muſterhaͤuſer zahlen, vielleicht nur 3 — 4 

Procent vom Baufapital einträgt — obgleich auch bei 5—6 Pro: 

cent ſich die Leute beſſer ſtehn als in ihren frühern Wohnungen, 

wo fie dem gewiſſenloſeſten Wucher Preis gegeben waren. Dies 

iſt allerdings ein ſehr viel geringerer Ertrag, als der Geſchäftsprofit, 

den der Arbeitsherr von dem übrigen Theil ſeines Betriebskapitals 

erwartet, Niemand aber wird im Ernſt leugnen können, daß die 

notoriſchen und von allen reſpektabeln Fabrikherrn oder Landwirthen 

anerkannten großen Vortheile, welche die Wohnungsreform auch hier 

durch ihre Wirkung auf die ganze Haltung der Arbeiter und auf 

das Verhältniß zum Arbeitsherrn ausübt, nicht einen ſehr beſtimmten 

poſitiven und bedeutenden Geſchäftsgewinn mit ſich führte. Dieſen 

in Procenten anzuſchlagen wäre eben ſo ſchwierig als unnöthig, da 

jedenfalls auf der Hand liegt, daß er mindeſtens hinreicht um auch 

hier das Präjudiz eigentlicher Wohlthätigfeit zu entfernen. Legen 

nun auch wir das Hauptgewicht auf das materielle, geſchärftliche, 

induſtrielle Reſultat der Wohnungsreform in dem mindeſtens lan⸗ 
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desüblichen Zinsertrag des verwendeten Capitals, fo bedarf es wohl 
hier keiner Verwahrung gegen den Vorwurf einer zu materiellen 
Anſchauung. Wir haben hoffentlich hinreichend angedeutet, wie hoch 
wir das fociale, ſittliche und intellektuelle Capital anſchlagen, welches 
in dieſer Bewegung angelegt iſt und in noch viel reicherem Maaße 
ferner angelegt werden muß. Aber wir zweifeln auch keinen Augen— 
blick dran, daß grade dies Capital nirgends vortheilhafter angelegt 
werden kann als grade hier. 
Bei alle dem iſt unbedenklich zuzugeben, daß die ganze Sache 
einen etwas gemiſchten ſchwankenden Charakter zwiſchen Geſchäft im 
engern und wenn man es ſo nennen will Wohlthat im weiteſten 
Sinne hat. Die Bedenken, die daraus entſtehen können, werden 
nun Leute einfacher, praktiſch gemeinnütziger, chriſtlich und menſchlich 
wohlwollender Geſinnung keinen Augenblick abhalten gegen die hand— 
greiflich vorhandene, dringende, ungeheure und immer zunehmende 
Noth mit ſolchen Thaten der Abwehr und Rettung vorzugehen, wie 
fie ſich denn als wirkſam bewährt haben mögen — und das iſt wohl 
ohne Zweifel die beſte und geſundeſte Weiſe. Dagegen fehlt es auch ö 
| nicht an Leuten, die vor Allem über jene theoretiſchen, doktrinairen 
Bedenken in's Reine kommen wollen — und das hat ja denn auch 4 
| feine Berechtigung, vorausgeſetzt, daß es nicht bei ſpitzfindiger Haar— 0 
| ſpalterei und ſcharfſinnigem Gedankenſpiel bleibt, ſondern endlich doch 
die That folgt, auch wenn über dieſen oder jenen Punkt noch dieſer 
oder jener Scrupel bleiben ſollte. Steht das Haus in Flammen, | 
fo bleibt doch immer die Hauptſache, daß jeder zum Löfchen ehrlich 
das Seinige und Nächſte thut, auch wenn er über die Entſtehung | 
des Unheils, oder über die im Allgemeinen möglichſt beſten Löſch— I 
mittel, oder über die Stellung und Arbeit die genau genommen 
Jedem zufallen müßte noch gar manchen Zweifel hätte, Wie dem | 
aber auch in vorkommendem Falle fein möge, fo fei uns geſtattet 
| hier mit wenig Worten auch noch die doktrinaire Frage zu berühren: 
wie verhält es ſich mit jenem gemiſchten Charakter der Wohnungs— 
reform und wiefern rechtfertigt ſich grade dadurch der Beruf freiet 1 
und weſentlich wohlthaͤtiger oder doch wohlwollender bewußt gemein 
nütziger Vereinsthätigkeit auf einem Gebiet, dem doch ein weſentlich | 
induftrieller Charakter vindicirt werden muß? Vor allen Dingen iſt | 
hier zuzugeben, daß dieſe Thätigkeit eine anomale, eine ſolche ift, deren | 
Streben immer fein muß, ſich ſelbſt überflüſſig zu machen eben durch 
Aufhebung des anomalen Zuſtandes, der ſie ſelbſt hervorrief und 
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ihren entſprechenden Charakter bedingte. Weiter dann iſt zwar zu— 

zugeben, daß die Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes ſoweit dies 

durch die Baukunſt und Bauhandwerke oder Bauſpekulation geſchieht 

zwar eine Induſtrie iſt, die aber ſchon durch die ſo entſcheidende 

Betheiligung einer Kunſt einen gemiſchten Charakter erhält. Auch 

| dem Vermiethen der Wohnung iſt der Charakter der Induſtrie nicht 

| abzufprechen und doch wird Niemand läugnen, daß auch hier fpecielle 
Berhältniffe obwalten, die in ſehr vielen Fällen, z. B. ſchon durch 

| die damit verbundene Hausgenoſſenſchaft und die darin liegenden 

| fittlichen Momente dieſer Induſtrie einen ſehr gemifchten und ſehr 

| weſentlich ſittlichen und ſocialen Charakter geben. Dies führt aber 

| auf die allgemeine Frage: darf und kann denn überhaupt die In— 

duſtrie in irgend einem Zweige jedes ſittliche Moment verleugnen 

| und abthun? Ganz gewiß nicht und fo kann alſo überhaupt von 

einem unbedingt induſtriellen Charakter im ausſchließenden Gegenſatz 

| zu dem fittlichen Charakter bei keiner Unternehmung die Rede fein 

| — am wenigften aber bei der Wohnungsinduſtrie, deren Zweck ift 

die wichtigſten nicht nur materiellen, ſondern auch ſittlichen und ſo— 

| cialen Bedürfniſſe zu befriedigen. Frägt ſich nun weiter, wodurch 

| der anomale Zuftand herbeigeführt worden iſt, der eben jene anomale 

Thaͤtigkeit herbeiführte und rechtfertigt, fo liegt die Urſache der Woh— | 

nungsnoth darin, daß jene Induſtrie eben die fittliche und fociale 

Seite ihres Weſens auf dieſem ſocialen Gebiet jedenfalls völlig 

verleugnet und vergeſſen, ſich ihres Berufs gänzlich unwuͤrdig er— 

wieſen hat, fo daß bei anologen Fällen etwa eines beſtimmten kor— 

porativen Privilegiums ohne Zweifel die Verwirkung und Auflöſung 

vollkommen gerechtfertigt wäre. Davon kann nun hier nicht die Rede 

ſein, um ſo mehr aber gilt es zu der Befriedigung des dringenden 

Bedürfniſſes und Abhülfe der entſtandenen Noth alle Kräfte heran— 

zuziehen oder zuzulaſſen, welche den thatſächlichen Beruf und guten 

Willen dazu erweiſen. Wenn die Aerzte ſelbſt zu Giftmiſchern ge— | 

worden find, fo iſt den bewährten Hausmitteln freie Bahn zu geben. 

Hier iſt aber nicht blos ein klares Recht, ſondern auch eine dringende 

Pflicht der bürgerlichen Geſellſchaft, auf der eine fo ſchwere, entſetz— 

liche Verantwortlichkeit für jenen Nothſtand laſtet. In der That 

giebt es kaum eine beſchämendere Erſcheinung für die geprieſene 

chriſtliche und menſchliche Civiliſation des 18. und 19. Jahrhunderts, 

als der faſt unbegreifliche Stumpfſinn, die grauenvolle Herzenshär— 

tigkeit, der bodenloſe Leichtſinn, die heilloſe Blindheit womit früher 


1 | ¼— 


Die Wohnungsfrage in Frankreich und England. 193 


und bis auf dieſen Augenblick unter den Augen und im Bereich 
der höchſten, edelſten, gebildetſten, mit allen Mitteln des Reichthums, 
der ſocialen Stellung, der weltlichen und geiſtlichen Macht aus— 
geſtatteten, mit der Fülle aller irdiſchen Genüſſe überſchütteten 
Kreiſe ſich ſolche entſetzliche Zuſtände bilden konnten, wie die Woh— 
nungsnoth fie ſeit einem halben Jahrhundert und bis auf dieſen 
Augenblick in zunehmendem Grade aufweiſt. Und war die Schuld 
der Geſellſchaft ſchon früher ſchwer genug, wo ihr doch noch eine ge— 
wiſſe Naivetät wirklicher Unwiſſenheit beiwohnte, wieviel ſchwerer jetzt, 


wo die Preſſe dafür geſorgt hat, daß kaum ein Gebildeter ſeine fort— 
währende Gleichgültigkeit, ſein Ignoriren der Noth die er in ſeiner || 
nächſten Nachbarſchaft, bei feinen täglichen Gängen mit Händen I) 
greifen konnte, mit wirklicher Unwiſſenheit entſchuldigen kann. Hat I 


alfo hier offenbar „die Geſellſchaft“ im weitern Sinn nicht nur einen 
ihren thatſachlichen Heilkraͤften entſprechenden Beruf zur Reaktion 
gegen die verderblichen Wirkungen einer entſittlichten Induſtrie, ſondern | 
auch eine eigene ſchwere Schuld gut zu machen, fo ift doch in aller N 
| Welt nicht einzufehen, wie dies auf andere Weiſe geſchehen könnte, 1 
als eben durch die freie Thätigkeit ſolcher „Geſellſchaften,“ welche 1 
das beſſere Bewußtſein, die erwachende, thätige Reue und Buße I 
| „der Geſellſchaft,“ in thatſächlicher Legitimation vertreten. Ver— | 
| geblich aber ſucht ſich der Mitverantwortlichkeit für jene Schuld zu 
entziehen, oder meint der Mitverpflichtung zur Heilung des verſchul— u 
deten Unheils gerecht zu werden, wer ſich auf den nächften Kreis f 
feiner individuellen Pflichten im häuslichen oder Berufsleben beſchränkt, 
wenn ihm Gott Kräfte, Mittel und Gelegenheit zu einer weitern und 
öffentlichen Thaͤtigkeit namentlich aber in jener freien Vereinsthätigkeit 
verliehen hat. Schlimm genug, wenn dieſe Beſchraͤnkung nur Folge 1 
gedankenloſer, frivoler Selbſtſucht iſt — noch ſchlimmer faſt, wenn 1 
ſie ſich hinter doktrinairen Vorwänden verſteckt — am ſchlimmſten, 1 
wenn ſie ſich dabei wohl gar ein konſervatives Verdienſt anmaaßt, u 
oder mit den Lofungen des Fortſchritts prahlt. Tüchtige Ausfüllung 
des nächſten Berufs verſteht ſich freilich vor allen Dingen von ſelbſt; 
aber die Erfahrung lehrt wahrlich nicht, daß dieſe eine Buͤrgſchaft 
in jener Beſchränkung findet 
Was aber endlich die öffentlichen Gewalten betrifft, ſo bedarf 
es nur eines Blickes auf ihr Verhalten, während der durch Men— 
ſchenalter fortgehenden Steigerung und Anhäufung der ſocialen Krank— 
heiten und ihrer Folgen, um ſich von ihrer ſchweren Mitſchuld zu 
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überzeugen — ja, man wird ſich nicht erwehren können ihnen die 


Hauptſchuld zuzumeſſen. Damit aber iſt auch ihr Aniheil an der 
Verpflichtung der Mitwirkung zur Abhülfe genügend nachgewieſen. 
Alle dieſe Kräfte und Beſtrebungen dürfen aber, auch wenn ſie ihren 
nächſten Beruf mit Recht in der Abhülfe unmittelbar ſich auf— 
draͤngender Noth finden, ſoweit denn die Mittel reichen, das ent— 
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| ferntere und wichligſte Ziel nie aus den Augen verlieren: Herſtellung | 
| des ſittlichen Charakters der betreffenden Induſtrie, wo dann die 
zweckmäßigſte, praktiſche Ausbildung derſelben, durch die Erfahrungen 


jener freien Thaͤtigkeit gefördert, nicht ausbleiben wird. In dem 
Maaße wie dies Ziel erreicht wird — in dem Maaße wie Bau— 
meiſter, Bauſpekulanten, Wohnungsvermiether, Fabrikherren, Grund— | 
| befigev u. ſ. w. ihren ſittlichen Beruf neben dem induftriellen that— 
ſächlich anerkennen, tritt dann jene „die Geſellſchaft“ vertretende freie | 
Thätigkeit zurück. Bis dahin aber ift fie eben fo unentbehrlich als 
berechtigt, denn nur in ſolchen Geſellſchaften und allenfalls einzelnen 
von demſelben Geiſt beſeelten Individuen iſt die Betreibung eines 
| bewußt ſittlichen Zwecks mit induſtriellen Mitteln moglich. Dieſer 
| ganzen Auffaſſung mit einer gewiſſen ſittlichen Berechtigung entgegen: 
| zutreten und namentlich ihre Nutzanwendung auf unſere vaterlän— | 
| diſchen Verhältniffe abzuweifen, werden nur folche Kreiſe in dem Fall | 
| fein, wo man bona fide überzeugt iſt, daß die Depravation jener 
Induſtrie ſich von ſelbſt heilen, ihre Katharſis ſich von ſelbſt her— 
ſtellen und Alles von ſelbſt ſich in Wohlgefallen löfen werde. Mit 
andern Worten, man muß bona fide nicht blos wünſchen, ſondern 
| es auch für möglich halten, daß die ganze moderne Entwicklung auf: 
gehalten und zu einem gewiſſen einfachen, patriarchaliſchen Zuſtand 
zurückgeführt werden kann und wird, wo ſich denn ein ſolches „Von— 
ſelbſtmachen“ immerhin als möglich denken läßt. — Freilich ſprechen 
die Erfahrungen ſolcher Länder, deren politiſche, ſociale und wirthſchaft— 
liche Zuftände jenem patriarchaliſchen Ideal am naͤchſten kommen, 
nicht eben für dieſe optimiſtiſche Vorausſetzung und Mecklenburg z. B. 
hat ſeine Wohnungsnoth ſo gut wie die am weiteſten auf den Bah— 
nen der modernen Entwicklung vorgeſchrittenen Länder. Der Unter— 
ſchied iſt nur, daß hier ſich die Reaktion der Abhülfe regt, während 
von dort noch nichts der Art verlautet. Daß die Abhuͤlfe z. B. in 
den „Kathen“ dort fo ſehr viel leichter wäre, macht den casus in 
ſittlicher Hinſicht für die Betheiligten nicht beſſer; muß aber zugegeben 
werden, daß dieſe Leichtigkeit in gewiſſem Sinne ein Vortheil der 
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wirthſchaftlichen Verhältniffe ift, fo bleibt doch die Hauptfrage immer 
die: glauben die Herren an die Möglichkeit der Reſtitution ſolcher 
Zuſtände z. B. in Preußen? Wo nicht — ſo bleibt eben nichts 
übrig, als entweder mit vollem Bewußtſein ſich der Reue und Buße 
der ſchweren Schuld, die unſere „Geſellſchaft“ auf ſich geladen und 
der heiligen ernſten Pflicht des Erſatzes in unverbeſſerlicher Gedanken— 
loſigkeit oder Herzenshärtigkeit entziehen oder — Baugeſellſchaften! 

Wie weit nun die hier gegebenen thatſächlichen Mittheilungen aus 
Frankreich und England der Wohnungsreform in Deutfchland “) durch 
Belehrung, Vorbild, Warnung u. ſ. w. förderlich werden können, 
das muͤſſen wir den durch Sachkunde, Stellung, Verhältniſſe und Mittel 
beſſer befaͤhigten Männern anheim geben, — denen wir uns nur in 
dem guten Willen für die Sache gleichſtellen können — Männern, die 
der modernen Entwicklung auf ſocialem und volkswirthſchaftlichem 
Gebiet weder in blindem, leichtfertigem Enthuſiasmus, kindiſch alber— 
nem Staunen und ſelbſtſüchtigem Genuß- und Erwerbstaumel folgen, 
noch mit befchränftem, grämlichem, feigem, unthätigem, ohnmächtigem 
und meiſt nicht weniger blindem, felbftfüchtigem und eitelm Peſſimis— 
mus entgegenſtehn, ſondern ſolchen, die ſich mit beſonnenem, freiem, 


) Was in andern nicht romaniſchen Ländern auf dieſem Gebiet geſchieht, iſt 
theils noch kaum der Rede werth und erſt die weitere Entwicklung der Anläufe abzuwar— 
ten, die z. B. in Boſton und Newyork nach dem Beiſpiel der Londoner Baugeſell— 
ſchaften genommen worden, theils fehlen uns für jetzt noch nähere Nachrichten. Aus 
Amſterdam geht uns noch nachträglich eine zuverläſſige Mittheilung zu, wonach dort 
bereits ſeit 2 Jahren ein Bauverein für Arbeiterwohnungen zwei Anſiedlungen ge— 
gründet hat, eine Reihe Käufer in der Stadt und eine vor dem Thore, die ſehr 
zweckmäßig und ſtark bewohnt ſind. Außerdem hat ein ſehr wohlhabender Mann 
auf eigne Hand eine Anzahl hübſcher und zweckmäßiger cottages gebaut, die ſehr 
gefucht find, obgleich die Miethe höher iſt, als dieſe Klaſſe zu zahlen gewöhnt iſt. 
Die Wohnungen find freilich dafür auch ohne allen Vergleich beſſer als die gewöhnlichen. 
Jede Familie hat einen Brunnen und ein Stück Raſen zur Bleiche u. ſ. w. Was fonft 
in Holland und in Dänemark auf dieſem Gebiete geſchehen, iſt uns nur aus den dem 
Brüſſeler eongrès international erſtatteten Berichten bekannt. Doch hoffen wir ſpäter 
mit beſſerer Information auch dieſe Fäden aufnehmen zu können. Was dagegen die 
Wohnungsreſorm in Deutſchlaud und zumal die Berliner gemeinnützige VBaugeſellſchaft 
betrifft, fo wäre ſehr zu wünſchen, daß ein ſpeciell Sachkundiger eine Darſtellung 
in dieſen Blättern übernähme, wozu ſich kaum Jemand beſſer eignen dürfte, als das 
hochverdiente Mitglied der Berliner Geſellſchaft, welches ſchon früher in dieſen Blaͤt— 
tern feinen Beruf bewährt hat. Schließlich erlauben wir uns den höchſt lehrreichen 
und praktiſchen Inhalt folgender Schrift allen Freunden der Sache dringend zu em⸗ 
pfehlen: „Die Wohnungsverhältniſſe der kleinen Leute und die Verbeſſerung derſelben.“ 
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weitem Blick, feſter Hand, ruhigem, unbefangenem Geift, tüchtiger Ein— 
ſicht, reicher Erfahrung und wohlwollendem Gemüth auf, Hoffnung 
daran betheiligen, um ſie vom Dienſt der Selbſtſucht in den Dienſt 
der Liebe zu Gott und Menſchen zu leiten — ſoweit die Kräfte 
und Mittel reichen mögen. V. A. H. 


Anm. der Red. Es wird ſich an die Schlußbemerkung des geehr— 
jen Verfaſſers am geeignetſten anfügen, mit einigen Worten auch auf 
die Fortſchritte aufmerkſam zu machen, welche die Wohnungsreſorm 
in Deutſchland während der letzten Zeit gemacht hat. Wir finden 
einen werthvollen Beitrag hierzu, aus der Feder des Geh. Reg.-Raths 
Jacobi, damals Mitglied der Regierung zu Arnsberg, in der verdienſtli— 
chen Zeitſchrift für Sanitätspolizei von Pappenheim. „Vor Allem,“ 
heißt es darin, „ſei hier die Lüdenſcheider Aktien-Bau-Geſell— 
ſchaft genannt, die aus dem Schooße der dortigen Bürgerſchaft her— 
vorging, und deren Gründung wir zunächſt der Anregung des Fabrikbe— 
ſitzers Nottebohm verdanken, welcher ſeit einer Reihe von Jahren 
zuerſt als Magiſtratsmitglied und Beigeordneter, dann als Bürgermeiſter 
ſeinen Namen mit den Werken des Gemeinſinns und des Fortſchrit— 
tes, die feine wackere Vaterſtadt — Ludenſcheid — zieren, vermaͤhlt 
hat. Die Geſellſchaft wurde unterm 21. Novbr. 1853 landesherrlich 
beſtaͤtigt. Jede Aktie beträgt 50 Thlr.; das Aktienkapital ſoll 15,000 
Thlr. nicht überſteigen. Das Statut beſchränkt die Höhe des Mieths— 
zinſes auf 6% des Anlagekapitals: den Gewinn der Aktien auf 4%. 
Ein ſolches beſonderes Zeugniß der Wohlthätigfeit war u. E. nicht 
erforderlich, um dem Unternehmen den Charakter vollſter Gemein— 
nützigkeit zu verleihen. Die Wirkſamkeit der Geſellſchaft begann da— 
mit, in zwei an einander ſtoßenden, doch ſelbſtſtändigen, zweiſtockigen 
Gebäuden 16 Familien-Wohnungen auszuführen, deren jede aus 2, 
zuſammen 260 OFuß großen Zimmern, einer Vorflur mit Waſſer— 
ſtein, 1 gewölbten Keller mit Ziegenſtall, Bodenraum nebſt Gaͤrtchen 
von 20 [ Ruthen beſteht, durchſchnittlich 500 Thlr. gekoſtet hat und 
für 32 Thlr. vermiethet wurde. Damit die Einrichtung nicht in den 
Charakter einer Kaſerne ausarte, ſind je 4 Wohnungen, 2 unten, 
2 oben, durch eine Wand geſchieden und bilden eine ſelbſtſtändige 
Hausabtheilung. Der Wohnungsraum iſt leider gar ſehr auf das 
geringſte Maaß des Bedürfniſſes beſchraͤnkt worden; es wäre ein 
drittes Zimmer gewiß nicht über beſcheidene Anſprüche auf eine ges 
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gegangen, ſelbſt aus Geſundheits-Ruͤckſichten ſehr erwünſcht geweſen, 
und eine entſprechende Steigerung des Miethszinſes dagegen nicht 
ins Gewicht gefallen. Ebenſo wenig iſt es zu ruͤhmen, daß der Zie— 
genſtall nach ſchlechter Gewohnheit, der Erſparniſſe halber, in den 
Keller eingezwängt worden. Dennoch mußte dieſer Bau, wie er war, 
ſchon dazu beitragen, eben ſo ſehr die gerechten Anſprüche der arbei— I 
tenden Klaſſen in Lüdenſcheid an menſchliche Wohnungen zu einem | 
lebendigeren Bewußtſein und beſtimmteren Ausdruck zu bringen, wie 
die Bereitwilligkeit der dortigen Hausbeſitzer und Bauunternehmer zur 
Berückſichtigung dieſer Anſprüche kräftig anzuſpornen und ſie zur 
Herſtellung ähnlicher ſchicklicher Wohnungsgelegenheiten zu beſtimmen. 
Die Geſellſchaft hat es aber glücklicherweiſe nicht bei dem einen guten 
Beiſpiele bewenden laſſen, ſondern hat deren mehrere hingeſtellt und 
iſt hoffentlich noch lange nicht dem Schluß ihrer geſammten Thaͤtig— 
keit nahe. Sie errichtete im Jahre 1856 2 neue Häufer, vollkommen 
übereinftimmend mit den erſten; erwarb 1858 weitere Bauplätze, 
baute darauf 4 Haͤuſer, von welchen 2 vollendet und bewohnt ſind, die 
| beiden andern aber ihrer Vollendung im Mai d. J. entgegenfehen, 
und hat für das laufende Jahr außerdem ſchon den Bau von 2 
ferneren Häuſern mit 8 Wohnungen verdungen. Die Einrichtung 
der neueren Gebäude hatte den obigen Wunſch nach einer minder 
knappen Zumeſſung des Raumes theilweiſe berückſichtigt, indem die 
Wohnungen ſich zu 3 Zimmern und bis auf eine Größe von 372 
[O Fuß erweiterten. Indeſſen ſcheint die Baugeſellſchaft ſich doch 
vorzugsweiſe zu den, auf das Minimum des Bedürfniffes beſchraͤnk— 
ten, Wohnungen hinzuneigen, da dieſelben der örtlichen Gewohnheit 
nach allen Anfprüchen der Arbeiterfamilien genügen ſollen, und indem 
fie weniger koſten, natürlich billiger zu vermiethen und auch beſſer 
zu verkaufen ſind. Denn die Geſellſchaft verfolgt ſehr richtig den 1 
Zweck, die feſtgelegten Baugelder durch den Verkauf der Häuſer wie— 
der frei zu machen und zu neuen Bauten zu verwenden. Sie hat 
auch bereits die vier erſten Häufer, welche für den Bauplatz nebſt 
Gartenland 600 Thlr., für den Bau ſelbſt 7,900 Thlr. und an Zins 
fen während der Bauzeit 340 Thlr., zuſammen 8840 Thlr., gekoſtet 
hatten, für 10,100 Thlr. wieder verkauft, alſo 1260 Thlr. dabei 
gewonnen, welche dem Reſervefonds zufließen. — So iſt es bisher 
nicht nöthig geweſen, das Aktienkapital höher als bis zu 11,695 Thlr. 
anwachſen zu laſſen. Die Miethseinnahmen haben alle Ausgaben 


wiſſe Behaglichkeit und Zweckmäßigkeit des häuslichen Daſeins hinaus— 
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einſchl. der Kapital-Verzinſung, reichlich gedeckt. Die Geſellſchaft ift 

ſo guten Muths, daß außer den eben gedachten Bauten die Inan— 

griffnahme fernerer 2 Häufer noch für dieſes Jahr vorbereitet wird; 

und zwar, während früher öftlich und weſtlich der Stadt gebaut iſt, 

jetzt ſüdlich derſelben. Wir dürfen von dieſer Geſellſchaft nicht ſchei— 
| den, ohne noch beſonders des Umſtandes zu erwähnen, daß dieſelbe 
durch den Verkauf ihrer Häuſer den kleinen Leuten eine vortreffliche | 

Gelegenheit zur Anlegung ihrer Erſparniſſe darbietet, fo einen kraͤf— 
tigen Reiz auf die Sparſamkeit derſelben ausübt ud der wichtigen 
Aufgabe dienlich iſt, die eigenthumloſen Arbeiter in arbeitende Eigen— 
thümer zu verwandeln. 

Der Lüdenſcheider Vorgang eines geſellſchaftlichen Zuſammen— 
| tretens gemeinſinniger Männer für die Verbeſſerung der kleinen | 
| Wohnungen iſt bis jetzt in unſeren Gegenden leider noch ohne Erfolg 
geblieben. Das Bedürfniß hierfür möchte zwar an manchen ande— 
| ren Orten nicht minder groß und dringend fein. Es wird dort 
auch nicht an Bürgern fehlen, welche daſſelbe erkennen und wuͤr— 
| digen, welche bereit find, zu deſſen Abhülfe mit Ernſt und Nach— 
druck beizutragen. Es bedarf vielleicht nur eines Mannes, wel— 
cher die Sache mit Liebe aufnimmt, mit Geſchick verfolgt, mit Be— | 
harrlichkeit durchführt. Inzwiſchen mußte jedoch der außerordent— 
liche induſtrielle Aufſchwung der neueſten Zeit, die allgemeine drin— 
gende Nachfrage nach Arbeitern und die Unzulänglichkeit der vor— 
handenen Wohnungsgelegenheiten für die maſſenweiſe zuſtrömende 
Bevölkerung vielfach die einzelnen Arbeitgeber bewegen, ſelbſt für 
das Unterkommen ihrer Arbeiter zu ſorgen und zu dieſem Behufe 
beſondere Arbeiterwohnungen zu errichten. Dies iſt in vielen Fällen, 
fowohl von Aktiengeſellſchaften, als auch von einzelnen Privaten, 
ſowohl für den Bergbau und Hüttenbetrieb, wie für die fonftige Fa— 
brikinduſtrie geſchehen, und viele hundert Perſonen haben ihre Un— 
terkunft in ſolchen Arbeiterhaͤuſern gefunden. Hat die jetzige Stok— 
kung der Geſchaͤfte hierin augenblicklich einen Stillſtand hervorgerufen, 
ſo wird ſich doch bei neuem Erwachen der Unternehmungsluſt auch 
die Zahl dieſer Wohnungsanlagen von Neuem mehren, da theils es 
ganz unmöglich iſt, die für den Bedarf der großartigen Gruben- und 
Gewerbe-Anlagen herangezogenen Schaaren in anderer Weiſe unter— 
zubringen, theils die Konkurrenz es den Arbeitgebern zur Pflicht 
macht, ihren Arbeitern das ebenfalls und ebenſogut zu bieten, was 
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von der leidigen Wanderluſt und Veranderungsſucht zu entwöhnen. | 
Die Einrichtungen dieſer Arbeiterwohnungen unterſcheiden fich | 
hauptſaͤchlich danach, ob fie mehr nach Art einer Kaſerne geſtaltet I 
find, oder mehr als Einzelhäuſer auftreten; womit indeſſen Feine fefte Il 
Grenze gezogen, ſondern nur der weſentliche Charakter bezeichnet fein I) 
fol. Die erftere Einrichtung hat vorzugsweiſe dort ihre Anwendung 10 
gefunden, wo es ſich darum handelte, vielen unverheiratheten ii 
Leuten Obdach und Koſt zu geben. Suchten dieſelben ſich früher in il 
Privathäuſern, der Eine hier, der Andere dort Schlafitelle und Bes 
köſtigung, ſo reichten in neuerer Zeit dieſe Gelegenheiten nicht mehr 
hin, um den Strom der einwandernden Völker aufzunehmen; über: 
dies waren Privat-Perſonen, wie Gaſtwirthe wenig geneigt, ſich mit 
diefen, oft ſehr ungefügen Fremdlingen zu befaffen. Unter dieſen 
Umſtänden hatte es ſich denn an mehreren Orten als nothwendig 
erwieſen, zur Unterkunft der unverheiratheten Arbeiter größere Ge— 
baude bis für 100 Perſonen und darüber herzuſtellen und denſel— 
ben zugleich die volle Koſt zu verabreichen. So für den Hoͤrder 
| Bergwerks- und Hütten-Verein, für die Steinhauſer Hütte ! 
zu Witten, für den Gußſtahl-Verein zu Bochum, fir den 
| Rheinbrücken-Bau der Kölns Mindener Eiſenbahn zu Dortmund, 
für die Berg- und Hüttenarbeiter zu Müſen, für die Fabrikarbeiter 
zu Dahlbruch u. ſ. w. Je mehr hierbei danach getrachtet wird, 
nur eine kleine Zahl von Perſonen in einen und denſelben Raum 
zuſammen zu bringen, deſto beſſer; denn deſto weniger iſt zu beſor— 
gen, daß einzelne räudige Schafe, welche nun einmal nicht zu ver— 
bitten find, die ganze Heerde verderben, deſto eher finden ſich dieje— 
nigen zuſammen, welche äußerlich und innerlich zuſammen paſſen. ! 
Ob jedoch in dieſer Hinſicht das Arbeiterhaus der Steinhauſer N 
Hütte zu Witten, welches — (für eine Bevölkerung von zuſammen ! 
80—90 Köpfen beſtimmt) — für jede 2 Mann ſchon ein Zimmer | 
gewährt, nicht des Guten zu viel gethan hat, bleibe dahin geftellt. | 
Wir wurden ſchon aus gewiſſen ſittlichen Rückſichten nicht unter die 
goldene Mittelzahl 3 gehen. Daß bei Anlagen dieſer Art ein Saal 
nicht fehlt, in welchem die Arbeiter nicht nur gemeinſam ſpeiſen, 
ſondern auch Zeitungen finden, Briefe ſchreiben, beim Glaſe Bier 
(nie beim Schnaps!) eine Erquickung und Unterhaltung ſuchen koͤn— 
nen, bildet ein angemeſſenes Bindemittel des gemeinſchaftlichen Zu— 
ſammenlebens. Der Preis für Wohnung und Koſt iſt natürlich ver- 
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ſchieden und ſchwankt beſonders je nach den wechſelnden Preiſen der 
Lebensmittel; ſtellt ſich aber regelmäßig weit billiger, als in Privat— 
koſthäuſern, da die Arbeitgeber durch die große Zahl der Koſtganger 
in den Stand geſetzt werden, die Preiſe zu ermaͤßigen, und überdieß 
nur den Erſatz der baaren Auslagen, keinen Gewinn vor Augen zu 
haben pflegen. So betrug in der (inzwifchen eingegangenen) Ar— 
beiter-Kaſerne der Köln-Mindener Eiſenbahn zu Dortmund im Jahre 
1858 der Satz für Wohnung und volle Koft — (nämlich Mittag— 
eſſen — mit 12 Loth Fleiſch — und Abendbrod, ferner 1 Pfund 
Brod und ein Loth Kaffee täglich und / Pfund Butter wöchentlich) — 
6½ Sgr. pro Tag. In der Arbeiter-Kaſerne des Gußſtahl-Vereins 
zu Bochum wird a) an Miethgeld, ferner b) für das Mittageſſen, 
die Portion zu 2 Quart, (beſtehend abwechſelnd in: 


geſchälten Kartoffeln, Rindfleiſch Speck 
½ Pfd. Erbſen, 1½ Pfd. 8 Loth oder 6 Loth 
„ „ weiße Bohnen, 1½ „ ren 
14 „ Linſen, IM Ser We 
1/% „ Sauerkraut, 1½ „ 8 | 
9 Loth Graupen, 1 " Sam 
„ Quart Suppe 2½ 6 8 . ) 


1 
und o) für ein ähnliches Abendeſſen, ebenfalls 2 Quart, (abwech— 
ſelnd zuſammengeſetzt aus: 


8—9 Loth Graupen, 1 Pfd. gefchälten Kart., 1 Lth. Fett od. Butt. 
8—9 5 Reis, 1 " " " 1 1 " 

9 „ Mehl, 19 " „ I „ " 

11 „ Graupen, 3 Loth Pflaumen „ I 8 
2½% Pfd. geſchälten Kartoffeln 1 „ Fett od. Speck) 


zuſammen 6 Sgr. täglich gezahlt. — Der Hoͤrder Verein hat in 
ſeiner (für 179 Mann eingerichteten) Kaſerne das Schlafgeld zu 
6 Pfgn., den Preis für Mittag- und Abendeſſen zu 4½ Sgr. feſt— 
geſetzt. — Doch nicht bloß für die guten, auch für die ſchlimmen 
Tage muß geſorgt werden, und daher darf es an Krankenſtuben nicht 
mangeln. Die Steinhauſer Hütte u. A. hat deren 2 mit je 4 Bet⸗ 
ten, daneben ein Bade- und Waſchzimmer eingerichtet. 

Da dieſe Einpferchung vieler Menſchen zwiſchen dieſelben Haus— 
wände und in dieſelbe Wirthſchaft, wodurch ihnen der ſittlich kräfti— 
gende Beſitz eines Antheils an einem eigenen Heimweſen, das Fa— 
milien leben, verloren geht, nur da ftattfinden ſollte, wo aus der Noth 
eine Tugend gemacht werden muß, ſo iſt es um ſo mehr zu beklagen, 
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wenn auch Familienhäuſer in der Art der Kaſernen gebaut find, 
und man nicht die Gefahr geſcheut hat, aus der Familie den Geiſt 
der Familie zu vertreiben. Dieſer Einwand ſoll jedoch weſentlich 
nur gegen ſolche Arbeiterhäufer gerichtet ſein, wo Wohnung an Woh— 
nung in unmittelbarem Zuſammenhange ſteht. Anders iſt es, wo die 
Wohnungen nur das Dach gemeinſam haben, aber mittelſt durchge— 
hender Mauern in ſelbſtſtändige Hausabtheilungen geſchieden, alſo 
eigentlich die Einzelhäuſer nur unmittelbar an einander gerückt ſind, 
und der kaſernenartige Charakter mehr in der äußeren Erſcheinung 
beruht. So — wie vorgedacht — in Luüdenſcheid. So bei dem 
Arbeiterhauſe der Paulin enhütte zu Dortmund, welches 3 Stock— 
werke hat und in dem erſten und zweiten je 8 ſehr auskömmliche Fa— 
milienwohnungen zu 4 Raͤumen: 
eine Wohnſtube 12“ lang 14° tief 


„ Kammer 7½ „ 14 zuſammen 
13 fi 
u " Gen 9½ % 


von 
„Küche Sit, 9½, % DE 
nebſt Keller ꝛc. 
darbietet, doch eine jede Wohnung von der anſtoßenden völlig geſon— 
dert, ſo daß nur je 2 Familien, von denen die eine oben, die andere 
unten wohnt, einen gemeinſchaftlichen Eingang haben. Mit dem 
letztgedachten Familienhauſe iſt die Unterbringung unverheiratheter 
Leute in der Weiſe verbunden, daß das dritte Geſchoß 21 Schlaf— 
ſtellen für 100 Junggeſellen enthaͤlt, welche bei den Familien in Koſt 
gehen ſollen, und dadurch mit den wichtigen Einflüſſen des Familien- 
lebens auf Geiſt, Gemüth und Sitte in einiger Berührung bleiben. 
Auch das große Arbeiterhaus der Kattundruckerei zu Hagen 
hat zwar der Koſtenerſparniß halber viele Wohnungen unter ein Dach 
gebracht, indeſſen die Selbſtſtändigkeit der Familien vollkommen ge— 
wahrt, indem (wie bei der Paulinenhüͤtte) je eine Familie unten, 
je eine oben fur ſich allein wohnt. Die Räumlichkeit iſt ganz befrie— 
digend, da in drei Gelaſſen 442 [) Fuß vertheilt find, und daneben 
Keller und Stallung, theilweiſe auch noch beſonderer Bodenraum 
vorgeſehen worden. Nur die Dachwohnungen mit von Oben einfal— 
lendem Lichte würden bedenklich erſcheinen, wenn ſie zu etwas Ande— 
rem, als zur Unterbringung unverheiratheter Leute dienen ſollten. 
Die Lage an dem rauſchenden Vollme-Fluſſe iſt ſehr geſund und an— 
genehm; die äußere Erſcheinung des Gebäudes gewährt durch ein— 
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Syſtems der Kaſernirung, eine Arbeiterſtadt im Kleinen hat die 
Firma Funde und Hueck zu Hagen halb und halb ausgeführt, 
mehr noch im Projekte gehabt. Hinter ihrer Fabrik erhebt ſich ein 
großes, dreiſtöckiges, 14 Fenſter breites Hauptgebäude mit 2 flügel- 
artigen Seitengebäuden, welche einen großen Hof bis an das Ufer 
des vorbeiſtrömenden Vollme-Fluſſes umſchließen. Die Lage zwiſchen 
Gärten, an dem munteren Waſſer, mit dem Blick auf die grünen 
Bergwände iſt angenehm und geſund. Die ganze Anſtalt macht 
äußerlich einen eben ſo freundlichen als ſtattlichen Eindruck. Treten 
wir in das Innere! Dieſelbe enthält: A. Wohnungen und zwar: 
1. im Hauptgebäude 24 Familienwohnungen von denen jede 2 ſehr 
helle und anſprechende Zimmer, 14 Fuß lang und 12½ Fuß breit 
darbietet, nebſt dem Anrecht auf Benutzung einer gemeinſchaftlichen 
Spülſtube; 2. in dem einen Flügelgebäude für 24 unverheirathete 
Arbeiter 16 kleine Dachzimmer, 10 Fuß lang und 7 Fuß breit, mit 
1 Bette, und 4 größere Dachzimmer zu 2 Betten. Außerdem iſt für 
dieſe Arbeiter ein gemeinſchaftliches Waſchzimmer eingerichtet. Die 
Betten find von Eiſen mit der gehörigen Ausſtattung an Bettwerk, 
daneben ein Stuhl und eine kleine Kommode; 3. für den Verwalter 
der Anſtalt, ſowie für 2 Fabrikmeiſter je 3 Zimmer und eine, zugleich 
als Eingang dienende, Vorküche; 4. iſt auch für Krankenzimmer 
geſorgt. B. Eine Speiſeanſtalt, beſtehend aus: 1. einer mit Dampf 
betriebenen Kochanſtalt, 2. einer Bäckerei, 3. einem Verkaufsladen, 
in welchem Eſſwaaren und andere nothwendige Lebensbedürfniſſe feil 
gehalten werden. In dem urſprünglichen Plane und den hiernach 
größtentheils ſchon ausgeführten Baulichkeiten lagen noch folgende 
Ergänzungen des gemeinſchaftlichen Zuſammenlebens: eine Schläch— 
terei, eine Schuſterei, eine Kleinkinderbewahr-Anſtalt, zwei Badezim— 
mer, zwei Waſch- und Plaͤttzimmer, ein Geſellſchaftszimmer nebſt 
Bibliothek, eine Turn-Anſtalt nebſt Kegelbahn. Wohlgemeint, wie 
die ganze Anſtalt war, hat ſie doch das vorgeſteckte Ziel nicht erreicht. | 
Es war anſcheinend die Abficht darauf gerichtet, die Bewohner der N 
Anſtalt zu einer wirthſchaftlichen und geſellſchaftlichen Einheit zuſam— 
menzuſchmelzen. Doch glücklicher Weiſe war der deutſche Familien 
finn hierfür zu fpröde. Nachdem die Familien kurze Zeit die Freu— 
den und Leiden des gemeinſchaftlichen Heerdes gekoſtet hatten, kehrte 
jede an ihren eigenen Heerd zurück und kocht recht und ſchlecht in 
ihrer Wohnſtube auf dem eigenen Kochofen, ſo daß die große Dampf— 
köcherei ſich mit den Portionen für die unverheiratheten Arbeiter und 
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der Lieferung von Gefangen-Koſt dürftig erhalten muß. Die Speifen 
ſind recht gut, wir haben ſie mehrmals probirt, ſie ſind ſehr billig; 
1 Portion Mittageſſen (3. B. Kartoffeln in Fleiſchbrühe, oder Kar— 
toffeln mit Graupen oder Reis und Fleiſchbrühe, oder Kartoffeln 
mit Sauerkraut oder Bohnen und Speck) koſtet 1 Sgr. 8 Pf., Abend— 
eſſen (z. B. Kartoffeln mit Häringen, Baumoͤl und Eſſig, oder Kar— 
toffeln mit Rindfleiſch, Butter, Mehl, Salz und Pfeffer, Sonntags: 
Butterbrod und 1 Glas Bier) 1 Sgr. 6 Pf. Den Familien iſt zwar 
freigeſtellt, Gemüſe und Fleiſch je nach ihrem Verlangen aus der 
allgemeinen Küche zu entnehmen. Deſſen ungeachtet lehnen ſie es 
ab, aus dem großen Topf zu eſſen. Der Mann zieht die, weit we— 
niger gute Speiſe vor, wenn ſie nur aus der Hand ſeiner Ehefrau 
kommt, und nach feinem aparten Geſchmacke ausfällt. Dieſe Abnei⸗ 
gung der Arbeiter gegen einen Verzicht auf die Beſonderheit des 
Familienlebens wird die Fabrikherren mitbeſtimmt haben, den oben 
bezeichneten urſpruͤnglichen Plan umfaſſender Einrichtungen eines 
gemeinſchaftlichen Lebens fallen zu laſſen, und dadurch iſt wider Wunſch 
und Willen eine gewiſſe Halbheit über die Anſtalt gekommen. Einer— 
ſeits iſt die Vereinigung aller Bewohner zu einer einzigen Heerde 
mißglückt, und andererſeits gewährt die ganze Einrichtung keinen 
geſunden Boden für das Familienleben. 12 Familien in jedem Stock— 
werke ſind auf einen gemeinſchaftlichen Flur angewieſen, ſie haben 
nichts, wie ihre 2 Zimmer, keinen Keller, keinen Bodenraum, 
keinen Viehſtall. Nur auf dem Hofe ein Kohlengelaß. Wo wollen 
fie ihre Vorräthe unterbringen? Sie konnen keine Gartenfrucht ziehen, 
fie müſſen aus der Hand in den Mund leben. Freilich ſoll ihnen 
die Bäckerei und der Verkaufsladen der Anſtalt durch billige und gute 
Waaren eine nicht unerhebliche Erleichterung bieten; dennoch zweifeln 
wir, daß bei dieſer halben Junggeſellen-Wirthſchaft Ordnung und 
Sparſamkeit unter ihnen einziehen werden. Können fich dieſelben 
auch gegen die Ungaſtlichkeit ſehr vieler Privatwohnungen des Arbei— 
terſtandes noch ganz behaglich fühlen, und zollen wir den Fabrikherren 
gerne dafür unſern Dank, fo deucht es uns doch nicht wünſchens— 
werth, daß grade ein ſolcher Verſuch nach dieſem Ergebniſſe weitere 
Nachahmung finden möge. 

Wenden wir uns zu der zweiten Art der Arbeiter-Wohnungen, 
zu den Einzelhäufern, fo begegnen uns dieſelben gar vielfach, an ver; 
ſchiedenen Orten und in verſchiedener, mehr oder minder befriedigender 
Beſchaffenheit. Die ältefte und eine der groͤßeſten Anlagen dieſer 
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Art iſt zu Hörde ſeitens der dortigen Hermannshütte für ihre 
Arbeiter errichtet; 15 zweiſtöckige Häufer, durch Zwiſchenräume von 
18 Fuß von einander getrennt, in 3 Straßen ſich gegenübergeſtellt, 
bilden mit ihren Gemüfegärten eine von der Stadt ſelbſt geſonderte 
Gruppe, welche ſich leider weder durch ein freundliches Aeußere, noch 
bei der jetzigen Benutzung durch Zweckmaͤßigkeit der inneren Einrichtung 
beſonders empfiehlt. Urſprünglich hatte man für jede Familie 4 Wohn— 
räume gerechnet, 2 im unteren und 2 im oberen Stocke; allein bei 
dem großen Mangel an Unterkommen für die reißend wachſende Be— 
völkerung ſind die Wohnungen mehr und mehr eingeſchränkt worden, 
und es hat ſich die Bevölkerung dieſer Kolonie über 500 Seelen 
geſteigert. Namentlich iſt es zu bedauern, daß die Wohnungen, 
welche auf 2, wenngleich große Zimmer (von zuſammen 369 Fuß) 
beſchränkt find, nicht einmal einen Vorflur beſitzen, ſondern daß der 
Eintritt von der Straße her unmittelbar in das eine Zimmer ſtatt— 
findet. Iſt gleich dieſer große Uebelſtand, welcher die Reinlichkeit, 
Annehmlichkeit und Geſundheitszutraͤglichkeit der Wohnung in fort— 
währenden Kampf mit dem Schmutze der Straße, dem Zugwinde und 
der Kaͤlte verſetzt, leider auch anderweit nicht ſelten zu finden, ſo be— 
fremdet er doch namentlich bei Anlagen, welche der Arbeitgeber als 
eine Einrichtung zum Wohl ſeiner Arbeiter angeſehen wiſſen will. 
Weſentlich daſſelbe gilt von anderen neueren Arbeiterhäufern derſelben 
Geſellſchaft in Hörde. Einen angenehmen Eindruck durch die Lage 
im ſchönen Ruhrthale, wie durch ihre Beſchaffenheit machen die Woh— 
nungen für die Arbeiter der Henrichshütte bei Hattingen. Die 
zuerſt gebauten 6 Wohnhäufer befinden ſich unter einem Dache, find 
jedoch durch Brandmauern von einander getrennt. Jedes dieſer 6Häu— 
ſer iſt dreiſtöckig; in jedem Stock 4 Zimmer mit einem Flur. Je 2 
hintereinander liegende, durch eine Thür verbundene Zimmer haben 
vom Flur aus einen Eingang. Jedes der vordern Zimmer iſt 
10 Fuß breit und 12 Fuß lang, und jedes der hintern Zimmer 
10% Fuß breit und 13 Fuß lang. Die Höhe der Zimmer iſt durch— 0 
weg 9 Fuß und jedes Zimmer hat 2 hohe Fenſter. Auf dem Söller 
befinden ſich noch 3 Zimmer mit Dachfenſtern, jedes von der Treppe 
aus mit beſonderem Eingange. Jedes Haus hat 2 Keller, deren 
jeder von der Größe des halben Hauſes iſt und 6, durch Lattenver— 
ſchlaͤge von einander getrennte und verſchließbare Abtheilungen enthaͤlt. 
Dieſe Wohnungseinrichtungen ſollen den Arbeitern vornehmlich ge— 
ſtatten, ganz nach ihren eigenthümlichen Verhältniffen die entjprechen- 
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den Räume zu wählen: der unverheirathete, nur eine Schlafſtelle 
ſuchende Arbeiter kann ein Dachzimmer miethen; die kleinere Familie 
miethet 2 Zimmer, während die größere noch ein Dachzimmer hinzu— 


nimmt oder ſelbſt 4 auf einem Flur befindliche Zimmer auswaͤhlt. 


Außerdem find bei dieſer Hütte noch 12 Wohnhäufer gebaut und in 
der Art errichtet, daß je drei ſich unter einem Dache befinden, und 
ſo ſich vier getrennte Gebäude bilden. Dieſelben ſind, wie die oben 
beſchriebenen dreiftöcig, weichen aber in ihrer innern Einrichtung von 
denſelben in ſofern ab, als in jedem Stock 6 Zimmer ſich befinden, 
von denen je drei vermittelft der dazwiſchen angebrachten Thüren eine 
zuſammenhängende Wohnung ausmachen. Jede dieſer Wohnungen 
hat jedoch vom Flur aus 2 Eingänge, fo daß das eine der 3 Zimmer 
— auf den Wunſch der betreffenden Arbeiterfamilie — von der Woh— 
nung getrennt und anderweitig vermiethet werden kann. Das vor— 
dere Zimmer iſt 10 Fuß breit und 13 Fuß lung, das mittlere 7 Fuß 
breit und 13 Fuß lang, das hintere (mit dem beſonderen Eingange 
vom Flur) 7 Fuß breit und 8½ Fuß lang. Sämmtliche Zimmer find 
9 Fuß hoch. Im Dache befinden ſich 4 Zimmer, jedes mit beſon— 
derem Eingange. Die Keller ſind wie die oben beſchriebenen einge— 
richtet. Ein unmittelbar an die Wohnhaͤuſer anſtoßendes, der Hen— 
richshütte zugehörendes Grundſtück ſoll jetzt in Gartenland umge— 
wandelt und an die Arbeiter parzellenweiſe verpachtet werden. Ein 
mit einer Pumpe verſehener Brunnen, der in der unmittelbaren Nähe 
der Häuſer ſich befindet, liefert ſtets hinreichendes und gutes Waſſer. 
Stallungen fehlen noch. 

Unter den mannigfaltigen Anlagen ahnlicher Art, welche ſich bei 
vielen Fabriken und Bergwerken in kleinen und großen Gruppen und 
ſelbſt ortſchaftsweiſe finden, möchten die Arbeiterhäufer der Dortmunder 
Bergbau- und Hüttengeſellſchaft auf erſter Stufe ſtehen. In 
freundlicher Lage, von ländlichem Anſehen, Haus von Haus durch 
kleine Gärten getrennt, iſt jedes für 2 Wohnungen eingerichtet, ent— 
weder 3 Stuben unten zu 380 HF., 1 Kammer und 2 Stuben oben 
zu 320 [F., oder 4 Stuben unten zu 460 OF. und 1 Stube zu 
260 IE. nebſt einem Bodenraume von 210 [IJE. oben, jene alfo 
zuſammen 700 [F., dieſe 930 UF. groß. Bei dieſer Umfänglich, 
keit der Wohnungen iſt darauf gerechnet, nicht nur daß dieſelben für 
die Meiſter der Fabrik dienen ſollen, ſondern auch daß ſie von die— 
ſen zugleich zum Vermiethen an Koſtgänger benutzt werden. 

Schließlich können wir nicht umhin, derjenigen Arbeiter-Ko— 


C ⁵ ·˙ümm Et a ʒꝛʒt ] 


206 Die Wohnungsfrage in Frankreich und England. 


lonien mit einigen Worten zu gedenken, welche vor mehren Jahren 
die hieſige Aufmerkſamkeit vorzugsweiſe in Anſpruch nahmen. Als naͤm— 
lich in den Gebirgsſtrichen unſers Süderlandes um Ramsbeck 
ein Neu-Kalifornien mit franzoſiſchem Schwindel hervorgezaubert wer— 
den ſollte, und Tauſende von Arbeitern aus fernen Gegenden herbei— 
gelockt wurden, da war in dieſer unwirthlichen, wenig bebauten Gegend 
die Errichtung ganz neuer Ortſchaften eine Nothwendigkeit. Uebereilt 
wie dieſelben aufgeſchlagen wurden, gaben ſie in ihrer erſten Einrich— 
tung zu erheblichen Bedenken Veranlaſſung. Gegenwärtig indeſſen, 
nach mancherlei Verbeſſerungen, und da überdies die Zahl der Arbei— 
ter ſich auf einen kleinen Bruchtheil der urſprünglichen Einwanderung 
beſchränkt hat, und einer Familie die für zwei beſtimmten Raͤume 
zugewieſen werden konnten, ſind die Leute mit reichlicher Wohnungs— 
gelegenheit verſehen und befinden ſich auch ſonſt, nachdem die Kultur 
des nöthigen Gartenlandes ſich Bahn gebrochen hat, in einer wirth— 
ſchaftlich guten Lage. — Die größeſte Kolonie Neu-Andreasberg zählt 
jetzt 52 Gebäude, von welchen jedoch nur 43 mit 571 Köpfen bes 
wohnt ſind.“ N 


Die hier angeführten Thatſachen entſprechen nach der Gunſt 
ihrer Vorbedingungen zumeiſt den oben geſchilderten Anlagen bei 
Muͤlhauſen, aber auch die Wohnungsnoth der großen Städte, wie 
ſie den Etabliſſements in Paris zu Grunde liegt, hat in Deutſchland 
zu ähnlichen Verſuchen der Abhülfe Anlaß gegeben. In Frankfurt 
a. M. hat ſich eine Baugeſellſchaft, deren Statuten ſchon anderweitig 
genügende Verbreitung gefunden haben, conſtituirt, ihr Kapital iſt 
dem Vernehmen nach beiſammen und ſie wird mit dem Bau billiger 
Wohnungen in Sachſenhauſen beginnen. Eine Baugeſellſchaft in 
Karlsruhe hat ihre Satzungen veröffentlicht und ſich feſt conſtituirt. 
In Wien iſt, aus Anlaß des neuen Stadterweiterungsplanes, eine 
Baugeſellſchaft mit einem Grundſtock von zwei Millionen Gulden ge— 
bildet und in Elberfeld iſt ein ähnliches Unternehmen im Werke. | 
In Stuttgart endlich ift ein „Wohnungsverein“ entſtanden, der | 
vorerſt 18 Wohnungen für Unbemittelte auf Aktien erbaut und am 
letzten Quartal, Martini, an eben ſo viele Familien vergeben hat. 
Mindeſtens noch einmal fo viel Familien, die ebenfalls in den bei 
der Gasfabrik (nicht eben in der angenehmſten Nachbarſchaft) gele— 
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genen Lokalitäten des Vereins Unterkunft ſuchten, mußten abgewieſen 
werden. Der Wohnungsverein beabſichtigt weitere Aktionäre zu ges 
winnen, um im nächſten Frühjahr gleich noch mehr Wohnungen für Be, 
duͤrftige erbauen zu können, und zu helfen wo die Noth am größten 
iſt. Von München her find bereits an den Stuttgarter Wohnungs, 
verein betreffende amtliche Anfragen gelangt, mit der Bitte um Ein— 
ſendung der Statuten. Dieſelben lauten im Auszuge etwa folgends: 


§. 2. Die Mittel des Vereins werden durch Aktien (Anlehen auf den 
Namen ausgeſtellt) à 100 fl. aufgebracht. Die Zahl der Aktien, welche un- 
aufkündbar und mit 4 Proc. verzinſt ſind, wird auf höchſtens fünfhundert, 
und die Zahl der zu erbauenden kleineren Wohnungen auf höchſtens fünfzig 
feſtgeſtellt. $. 4. Die zu erwerbenden Liegenſchaften werden auf den Namen 
des Vereins in den öffentlichen Büchern eingetragen. Dieſelben haften für 
die Aktien, mit welchen ſie erworben ſind, und es kann niemals und unter 
keinen Umſtänden von dem Verein eine Verpfändung derſelben, außer im 
Fall des §. 13, beſchloſſen werden. $. 5. Der Verein wird von der Gene— 
ral-Verſammlung der Actionäre in denjenigen Fällen, welche ihr hiernach 
ausdrücklich vorbehalten ſind, außerdem durch einen von ihr gewählten Aus⸗ 
ſchuß vertreten. Letzterer hat namentlich in allen gerichtlichen und außerge- 
richtlichen Angelegenheiten bei den öffentlichen Behörden handelnd für den 
Verein aufzutreten. §. 6. Der Generalverſammlung der Aktionäre liegt es 
ob: 1) den Ausſchuß auf drei Jahre zu wählen, 2) die Vereinsrechnung all⸗ 
jährlich abzuhören, 3) in dem Falle, wenn aus irgend einem Grunde die zu⸗ 
geſagte Verzinſung der Einlage nicht ausführbar würde, über die Mittel zur 
Befriedigung der Aktionäre Beſchluß zu faſſen (ſiehe $. J. $. 10. Unbe⸗ 
mittelte Familien, Wittwer oder Wittwen, welche das Prädikat „fleißig und 
geordnet“ in Wahrheit beſitzen, finden Aufnahme in den Vereinsgebäuden gegen 
monatliche Bezahlung eines Miethzinſes, welcher dem Jahre nach die Summe 
von achtzig Gulden für eine einzelne Wohnung niemals überſteigen darf. So 
lang die aufgenommenen Perſonen der Hausordnung gemäß ſich betragen und 
obiges Prädikat beſitzen, dürfen ſie im Hauſe verbleiben; im entgegengeſetzten 
Fall haben ſie nach vorausgegangener Kündigung die Wohnung zu verlaſſen. 
Im Uebrigen wird das Verhältniß zwiſchen dem Verein und den Mieths⸗ 
leuten nach den im Allgemeinen und insbeſondere in Stuttgart geltenden 
Grundſätzen über die Miethe beſtimmt. §. 11. Der nach Abzug der Zinſe, 
Steuern und der Reparaturkoſten, ſowie des Verwaltungsaufwands übrig 
bleibende Miethzinsertrag iſt in den erſten 10 Jahren nicht an die Aktionäre 
zurückzuzahlen, ſondern als Reſervefonds zum Vermögen des Vereins zu 
ſchlagen. Die Verwendung deſſelben bleibt ſpäterem Beſchluß der General- 
Verſammlung vorbehalten. Nach 10 Jahren ſoll mit der Heimzahlung der 
Aktien (Anleihen) aus den Ueberſchüſſen in der Weiſe begonnen werden, daß 
zunächſt Diejenigen, welche hiezu angemeldet ſind, und in Ermanglung ſolcher 
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oder bei einer Konkurrenz derſelben die durch das Loos zu beſtimmenden heim⸗ 
bezahlt werden. Die Zurückzahlung ſoll in dem Falle ſiſtirt werden, wenn 
durch Rückzahlungen die Anzahl der betheiligten Aktionäre auf 7 Perſonen 
beſchränkt iſt. In dieſem Fall iſt der Ueberſchuß als verzinsliches Kapital 
zu ſammeln. §. 13. Sollte der Fall eintreten, daß der Ertrag der erwor- 
benen Liegenſchaften eine Verzinſung der Aktien zu 4 Proc. nicht mehr ge⸗ 
ſtattet, und ſollte durch den Verzicht der Aktionäre oder eines Theils derſelben 
auf die Zinſen oder auf einen Theil derſelben die Leiſtungsfähigkeit des Ver⸗ 
eins nicht wieder hergeſtellt werden, ſo kann durch die Generalverſammlung 
der Verkauf der Liegenſchaften beſchloſſen werden. Aus dem Erlös hievon 
ſind zunächſt die Aktionäre ganz oder nach Verhältniß für ihre Einlage zu 
befriedigen. Der etwaige Ueberſchuß fällt dem Bürgerhoſpital in Stuttgart zu. 
Man wird bei dieſen Unternehmungen aber, gegenüber den oben 
erwähnten des Reg.-Bezirks Arnsberg und den von Prof. Huber 
geſchilderten, vielleicht einwenden, daß dieſelben nicht vorwiegend oder 
gar ausſchließlich für das Bedürfniß der „arbeitenden Klaſſen“ be— 
rechnet ſeien. Wir halten das für kein Hinderniß, dieſelben dennoch 
hier zu erwähnen. Abgeſehen davon, daß uns die allmälige Eigen, 
thumserwerbung, der Huber'ſche Grundgedanke, als eine weſentlich 
ſtörende und erſchwerende Zugabe zu den Aufgaben der Wohnungs— 
reform erſcheint, nicht blos wegen ihrer finanziellen Schwierigkeiten, 
ſondern noch mehr wegen der Conflicte mit der durch die moderne 
Induſtrie gebotnen Mobiliſirung des Arbeiters, zu denen fie führt: 
ſo will uns auch die Iſolirung, ſowohl des unverheiratheten Arbeiters 
in der Kaſerne, wie die der Arbeiterfamilie im gemeinſamen Hauſe, ö 
keineswegs die glücklichſte Löſung der hier in Frage ſtehenden ethiſchen 
Aufgabe dünken. Der unverheirathete Arbeiter wird ſittliche Anre— 
gungen, die Neigung zu Familienpflicht und -freude nimmermehr in 
dem noch ſo ſehr polizeilich geregelten Junggeſellenthum erfahren, das 
er in der Kaſerne, auch unter dem beſten und tüchtigſten Hausvater 
lebt; dazu gehört feine Beziehung als „auswärtiges Mitglied“ zu 
einer Familie, in der er Koſt oder Schlafſtelle oder Beides genießt. 
Ebenſo wenig iſt der Arbeiterfamilie in einem nur von Arbeitern 
bewohnten Hauſe das volle Maaß deſſen, was die Wohnungsreform 
erreichen ſoll und will, geboten. Vielleicht, daß ſich die häusliche Tu⸗ 
gend hier ausbildet, die geſellige aber läuft dabei ſogar Gefahr. Die 
Unſittlichkeit niſtet nicht blos in der gemeinſamen Schlafſtelle, fie wu— 
chert auch in den gemeinſamen Hausfluren und wer in den Arbeiter— 
vierteln großer Städte, etwa im Berliner Voigtlande, in die ſaubere 
und ordentliche Stube des Maſchinenbauers von einer ſchmutzbe— 
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deckten Treppe aus getreten, der wird wiſſen, daß der haͤusliche 
Frieden auch an der Stubenthuͤr endet, daß die bürgerlicher 
Tugend des gemeinſamen Strebens nach Zucht und Ordnung in 
den nur von Arbeitern bewohnten Häuſern eine ſehr ſeltne iſt. Die 
Erbauer der Cité zu Marſeille, am Prado, haben ſehr wohl gewußt, 
was ſie thaten, als ſie trotz den Einwänden der ſocialiſtiſchen Stände— 
gliederer, ausdrücklich auch Beamte und kleine Rentiers (nach dem 
beſcheidnen franzöſiſchen Begriffe) in ihre Wohnungen einluden, wenn 
ſie auch andrerſeits darin fehlten, nur Unverheirathete zuzulaſſen. 
Der Beſitz eigner Häuſer mag die ſittigende Macht des Gartenbaues, 
wo das Eigenthum eines ſolchen mit verbunden iſt, für ſich haben, 
aber das wird für Deutſchlands Großſtädte, fo lange dieſe noch nicht 
zu dem Bedürfniß der suburbans herangewachſen find, an dem Preiſe 
von Grund und Boden ſeine maͤchtigen Klippen finden. Und ſelbſt 
der Beſitz ſolcher cottages, wo dieſe zu einem ganzen Stadttheil zu— 
ſammengeballt find, ſchüͤtzt nicht vor Nachtheilen, die denen des Zu— 
ſammenwohnens in demſelben Haufe analog ſind. Das Beſte iſt 
und bleibt das Haus, in dem die verfchtednen Stände vereint find, 
in dem der Reiche, der Wohlhabende, der Auskommende und der 
von der Hand in den Mund Lebende, über und untereinander woh— 
nen. Hier übt ſich vernünftige Wohlthätigfeit von der einen, neid— 
loſe Reſignation von der andern und Sitte von beiden Seiten, ohne 
daß es dazu einer polizeilichen Autorität, wie der Hausväter in Paris 
und London, beduͤrfte. „Eine eité,“ ſagt Audiganne ganz mit Recht, 
„welche eine große Zahl von ganz unter denſelben Verhaͤltniſſen leben— 
den Familien aufs engſte einander nahe bringt, welche eine gemein— 
ſame Benutzung verſchiedner innrer Einrichtungen feſtſetzt, macht außer 
den Vorſchriften des Code Napoléon über das Verhältniß zwiſchen 
Vermiether und Miether, noch ein ganz beſondres Reglement noth— 
wendig. Wenn die Anhäufung eine zahlreiche iſt, und ſie muß es 
ſein, ſo wird auch das Reglement ein ſtrenges ſein müſſen. Und es 
mißfällt dem Arbeiter, den Gedanken an dies Reglement ſtets vor 
Augen zu haben. Wir kommen aus der Werkſtatt, fagen fie, wo wir 
unter der Herrſchaft eines unumgaͤnglichen Reglement ſtehn, wir haben 
dort Meiſter und Aufſeher, wir koͤnnen dort in Strafen verfallen — 
und nun, wenn wir nach Hauſe kommen, ſollen wir wiederum ein 
Reglement an unſerer Thür finden, das ſich über faſt alle unſere 
Privathandlungen erſtreckt; wir ſollen in den Agenten der Hausver— 
waltung neue Aufſeher haben und ſelbſt in unſern vier Pfählen nicht 
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Herren unſer ſelbſt ſein!“ — Sind denn ferner dieſe Cité's, dieſe 
Cottages auf Abzahlung, nicht von einem Riſiko für die Unternehmer 
begleitet, das bei den nicht allein für Arbeiter berechneten Bauten 
weit geringer iſt — wir meinen von dem Riſico, das ſich an die 
induſtriellen Kriſen knüpft? Dieſe Arbeiterhäufer werden ſich faſt 
immer, ihrer lokalen Gelegenheit nach, mit Bewohnern deſſelben indu— 
ſtriellen Berufes, mit den Arbeitern der in der Nähe etablirten Fabrik, 
füllen und wenn dieſe nun, wie etwa im vorigen Sommer die Eiſen— 
fabriken Borſig's, Wöhler's und der andern Nachbarn vor dem 
Oranienburgerthore in Berlin, ihre Arbeiter auf die Hälfte der Arbeit | 
und des Verdienſtes herabſetzen, jo wird nicht der Eine oder der 
Andre jener Miether, ſondern ihre größte Zahl oder Alle außer Stande | 
fein, ihre Wohnungsverbindlichkeit zu erfüllen. Und zum Schluſſe 
Einer der weſentlichſten Gründe die das bisherige geringe Gedeihen 
der Wohnungsreformfrage in Deutſchland verſchulden, iſt der daß der 
Häuſerbau überhaupt noch zu wenig in den Kreis des modernen 
Verkehrs und ſeiner Geſetze gezogen worden iſt. Wer „ſpeculativ“ 
baut, thut dies größtentheils faſt nur in der Ausſicht, mit dem Hauſe 4 
als Ganzem, durch Wiederverkauf deſſelben, fein Gefchäft zu machen. 
Bei eignem Beſitze nimmt man die Miether meiſt nur als nothwen— 
diges Uebel mit in den Kauf, und Haͤuſer zu bauen, um ſein Kapital 
im Miethzins arbeiten zu laſſen, iſt eine noch ſehr gering entwickelte 
Induſtrie, obwohl die Sicherheit dieſer Anlage hinter derjenigen einer 
großen Reihe der gegenwärtigen Erſcheinungen des Kredits nicht zu— 
rüͤckſteht. Inwiefern daran die geſetzlichen Behinderungen des Ver— 
ſicherungs- und Hypothekarweſens Schuld tragen, gehört augenblick— 
lich nicht hierher, wo nur die Meinung geltend zu machen iſt, daß 
erſt dann, wenn überhaupt die Kapitalanlage in Miethszinſen vers 
breiteter ſein wird, auf eine vortheilhafte Rückwirkung dieſer Induſtrie 
auf die Verhältniſſe auch der arbeitenden Klaſſen zu hoffen iſt und 
wiederum dann erſt die Frage wegen des Eigenthumserwerbes durch 
Amortiſirung des Miethzinscapitales auf das Tapet kommen wird. 
Naturgemaͤß wird die Reform erſt bei der Wohnungsnoth der Ber— 
liner „Geheimeraͤthe“ mit ihren Hangeböden für die Dienſtmaͤdchen 
und Kinder, mit ihren Nachtſtühlen in der Küche und ihren jämmers 
lichen paar Kubikfuß Luft für die eigene Lunge während der (nächt— 
lichen) Hälfte ihrer Lebenszeit, bei der Wohnungsnoth der beſſer— 
ſituirten Geſchäftsleute in- ihren großen ſpiegelfenſtrigen Magazinen 
und den engen Hinterftübchen mit der ewigen Gaslampe beginnen. 
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Und dieſen richtigen Ausgangspunkt der Abhülfe ſcheinen die „Woh— 
nungsvereine“ eher ins Auge zu faſſen, wenn fie auch nicht die „ar— 
beitenden Klaſſen“ vorweg zum Aushaͤngeſchild haben. Als Vereine, 
reſp. als Actiengeſellſchaften haben ſie ſowohl die Macht, die Vor— 
theile des Großbetriebes ſich zu ſichern, als auch die Soliditaͤt, zu 
welcher das Unternehmen des Einzelnen, dem Riſico des Zufalles 
gegenüber ſchwer gelangt. Die Erfahrungen, die auf dieſem Wege 
zu ſammeln find, werden reine, uͤber die Grundzüge der Ausführung 
ſelbſt entſcheidende ſein, frei von den zufälligen und vorweg unbe— 
rechenbaren Einflüffen des hypothetiſchen Factors, der als pere Ber— 
nard in Mülhauſen, als Inſpector in den Labourers friends cottages 
ſchließlich die Hauptrolle ſpielt, ſicher vor jenem immerhin ſehr mora— 
liſchen Truck, in den die „latente Cooperation“ der Wohnunggeber, 


der Arbeitsherrn ausarten kann. — 

Die Entfernung des Hrn. Verfaſſers vom Druckorte iſt Anlaß einiger Druckfehler 
in dem vorſtehenden Artikel des Hrn. Prof. Huber geworden, die wir wie folgt, zu 
verbeſſern bitten. Es a Wa 

o. Statt: etwa — Nicht etwa. 
. o. Statt: ae — Strand. 
. o. Statt: beſorgt — beſetzt. 
175 3. 2 v. o. Statt Tunbridge Wells — 2 a 
. v. Statt: Noſebank — Roſeb 
0. 
o. 


177 3. 18 v. o. Statt! Dunden — Dun bes 
179 3. 8. v Statt: corporgtive — coobzrative 
— — 


Voläswirthſchaftliche geſellſchaften. 

Die Anregung, welche der Congreß deutſcher Volkswirthe gegeben, hat 
nicht nur auf den conereten Gebieten der Geſetzgebung — wir erinnern an 
die Gewerbegeſetzformen in einer Anzahl deutſcher Länder, an die Aufhebung 
der Durchfuhrzölle u. ſ. w. — und der wachſenden cooperativen Bethätigung 
ihre Wirkungen gehabt; ſondern auch der theoretiſche Theil der Aufgaben, 
welche der Congreß ſich geſtellt und deſſen Erörterung beſonders der erſten 
Section des Congreſſes zufiel, findet die erfreulichſte Förderung in Deutſchland. 
Vor allem iſt hierher die Gründung lokaler volkswirthſchaftlicher Geſellſchaften 
und Vereine zu rechnen. In dieſen wird die Schule der Volkswirthſchaft, 
deren Diskuſſion einen gewichtigen Theil der Tagesordnung für die erſte 
wie für die zweite Congreßverſammlung bildete, am fruchtreichſten ſich ver⸗ 
wirklichen und die Entwicklung dieſer Vereine wird der ſicherſte Maaßſtab 
für die wahrhaft praktiſchen Erfolge ſein, die der Congreß anſtrebt. Während 
dieſer die Forderungen der Wiſſenſchaft formulirt, unbekümmert um den Weg 
auf dem ſich der Staat in ein Verhältniß zu ihnen ſtellen könne, unbeirrt 
durch den Proteſt, den das verletzte Sonderintereſſe des Einzelnen erhebt, 
liegt den lokalen Vereinen, welche ſich auf jenen Dogmen gebildet haben, der 
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Beruf ob, ſie in das Fleiſch und Blut ihres Staates und ihrer Geſellſchaft 
zu überſetzen. Der Centralverein zum Wohl der arbeitenden Klaſſen hat dieſe 
Arbeit mit feiner regſten Theilnahme zu begleiten. Iſt es doch der Grund- 
gedanke auch ſeiner Stiftung, die Armuth und Noth mit jener einzig richtigen 
Waffe, welche die volkswirthſchaftliche Lehre darbietet, zu bekämpfen, und hat 
er doch einen gleichen Weg der Ausführung einſt, in den durch Ungunſt der 
politiſchen Verhältniſſe unentwickelt gebliebenen Lokalvereinen zu beſchreiten 
gemeint. Indem dieſe Zeitſchrift alſo die Thätigkeit jener Geſellſchaften fort- 
laufend zu regiſtriren und, ſoweit durch fie die unmittelbare Aufgabe des 
Centralvereins berührt wird, ausführlicher darüber zu berichten gedenkt, glaubt 
ſie zugleich dem volkswirthſchaftlichen Congreß eine Zuſammenfaſſung nicht 
unwichtigen Materials zu geben, das für dieſen bald als Erfolg, bald als 
Vorarbeit gelten mag. 


Wir beginnen mit der volkswirthſchaftlichen Geſellſchaft für 
Oft: und Weſtpreußen, die am 27. und 28. Auguſt v. J. in einer Verſamm⸗ 
lung zu Elbing begründet worden iſt. Unter dem Vorſitz der Herren Rechts⸗ 
anwalt Röpell, Oberbürgermeiſter a. D. Phillips und Gutsbeſitzer von 
Hoverbeck und unter Theilnahme von 131 Anweſenden und 115 als Mit— 
glieder außerdem Angemeldeten wurde in gedrängter, dennoch der einzelnen 
Anſicht ihr volles Recht gewährender Debatte nachfolgende Tagesordnung er⸗ 
ledigt: am erſten Tage 1) das Eiſenbahnnetz der Provinz, 2) die Eiſenzölle. 
3) Gewerbefreiheit, Gewerbeordnung und Freizügigkeit, 4) Auf— 
hebung des Verſicherungszwanges in Oſtpreußen; am zweiten Tage 1) Be- 
förderung des Realeredits, 2) Regulirung der Waſſerſtraßen, 3) Anträge in 
Beziehung auf die Provinzialſtatiſtik, 4) Beförderung von Vorſchuß vereinen. 
In, Betreff des dritten Gegenſtandes der erſt genannten Debatte beſchloß die 
Verſammlung: „ſich für das Princip unbedingter Gewerbefreiheit und unbe— 
dingter Freizügigkeit, ſowie für Beſeitigung der Gewerbegeſetze vom 17. Ja- 
nuar 1845 und 9. Februar 1849 zu erklären und durch ſeine Mitglieder 
Thatſachen über die Nachtheile reſp. Vortheile der Gewerbegeſetze von 1845 
und 1849 namentlich in Betreff 1. der Prüfungen, 2. der Meiſterſchranken, 
3. der polizeilichen Conceſſionen, 4. des Wochenmarktverkehrs in allen Kreiſen 
der Provinz feſtzuſtellen, die Berichte hierüber den Abgeordneten der Provinz 
zu unterbreiten, wie ſelbſt in der nächſten Verſammlung der volkswirthſchaft⸗ 
lichen Geſellſchaft entgegenzunehmen und dann darüber zu beſchließen. Aus 
der dieſen Beſchluß begründenden Discuffion iſt beſonders die energiſche Er⸗ 
klärung eines Gewerbetreibenden ſelber, des Schmiedemeiſters Schmack zu 
Elbing, zu Gunſten der Gewerbefreiheit hervorzuheben, ſowie daß in Bezug 
auf die Freizügigkeitsreſolution ausdrücklich vorbehalten wurde, die damit in 
nothwendiger Verbindung ſtehende Reform der Armengeſetzgebung erſt auf 
Grund der, wie berichtet, näher feſtzuſtellenden faktiſchen Zuſtände zur Be⸗ 
ſprechuug zu bringen. — Das letzte Thema des zweiten Tages wurde durch 
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einen die Beförderung von Schultze-Delitz ſch'ſchen Vorſchußkaſſen empfeh- 

lenden. Antrag, der ohne Widerſpruch durchging, erledigt. — Als ſtändiger 

Vorſtand wurden ſchließlich erwählt: die Herren Rechtsanwalt Röpell und 

Commerzienrath Behrend zu Danzig, Rechtsanwalt v. Forkenbeck und 

Oberbürgermeiſter a. D. Phillips zu Elbing und der Gutsbeſitzer von 
} Hoverbeck. 

Eine zweite Verſammlung dieſer inzwiſchen auf 388 Mitglieder angewach⸗ 
ſenen Geſellſchaft fand in Elbing ftatt am 4—5. Januar d. J. Ueber ihre Ver- 
handlungen wird ausführlicher zu berichten ſein. Zunächſt ſtellte die Ver— 
ſammlung auf den Antrag der Hrn Röpell und Behrend eine Preis— 
aufgabe, zu deren Prämiirung von dem Freihandelsvereine zu Elbing, ſowie 
von den Kaufmannſchaften zu Stettin und Danzig Beiſteuern geleiſtet worden 
waren. Sie lautet wie folgt: 

1) Die Geſellſchaft wünſcht: eine Denkſchrift über die Stellung der 
Oſtſee-Provinzen im Zollvereine, welche namentlich objectiv entwickelt: ob 
und wie durch die Geſetzgebung des Zollvereins die Cultur-Entwickelung der Oſtſee⸗ 
Provinzen nach einzelnen oder nach allen Seiten hin gehemmt iſt und reſp. mehr ge⸗ 
hemmt iſt, wie diejenige anderer Theile des Zollvereins-Gebiets; und die daraus ſich 
ergebenden Forderungen beleuchtet und dabei prüft, ob und wie weit ſolche mit denen 
des Freihandel-Prineips überall oder nur the ilweiſe zuſammenfallen; 

2) deshalb ſetzt die Geſellſchaft für eine ſolche Denkſchrift einen Preis von 45 
Friedrichs'dor aus und beſtimmt, daß die Preisbewerbungsſchriften in Deutſcher Sprache 
verfaßt, deutlich geſchrieben, mit einem Motto und einem verſiegelten Zettel, der aus— 
wendig daſſelbe Motto trägt, inwendig aber den Namen und Wohnort des Verfaſſers 
| ergiebt, bis zum 1. Auguſt 1861 beim Rechtsanwalt Röpell in Danzig eingehen müſſen, 

und ordnet endlich an: 3) daß die eingehenden Schriften von dem zeitigen 

ſtändigen Vorſtande, der durch Cooptation von 3 bis 5 Sachkennern die (nicht Mit⸗ 
glieter des Vereins zu ſein brauchen) ſich zu verſtaͤrken hat, bis zum 1. November 1861 
zu prüfen ſind und von dem ſo gebildeten Preisrichter-Collegio das Urtel über die 
Zuerkennung des Preiſes zu fällen und daſſelbe durch die „Danz. .“ bekannt zu 
machen iſt; 4) daß die prämiirte Schrift als Eigenthum der Geſellſchaft zu drucken 
und zu verbreiten iſt. 

Die Preisſchrift wird (nach den von der Geſellſchaft adoptirten Ausführungen des 

Antragſtellers) zu entwickeln haben, ob und wie durch die Geſetzgebung des Zollvereins 
die Cultur⸗Eutwickelung der Oſtſce-Provinzen nach einzelnen oder allen Seiten hin gehemmt 
iſt und reſp. mehr gehemmt iſt, wie diejenige anderer Theile des Zollvereinsgebiets. Die 
h Preisſchrift wird ferner die daraus ſich ergebenden Forderungen beleuchten und prü— 
fen, ob und in wie weit ſolche mit denen des Freihandels-Prineips überall oder nur 
theilweiſe zuſammenfallen. Eine ſolche gründlich gearbeitete Denkſchriſt wird für die 
practiſche Politik weit wirkſamer ſein, als die bloße Darlegung des Prineips, weil die 
als berechtigt nachgewieſenen Forderungen eines großen Landestheiles auch dem aller 
Theorie feindlichen Staatsmanne Beachtung abnöthigen. Anderſeits wird eine ſolche 
Denkſchrift am beſten geeignet fein, die Aufmerkſamkeit und die Erörterung in anderen 
Theilen des Zollvereins zu beleben, indem ſie von ſelbſt zu entgegengeſetzten oder zuſtim⸗ 
menden Aeußerungen Veranlaſſung geben wird. Für die Löſung der Preisaufgabe müſſen 
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außer dem obigen noch folgende Geſichtspunkte hervorgehoben werden: Die Denkſchriſt 
muß ins Auge faſſen und beleuchten einerſeits die verſchiedenen Hauptrichtungen des 
wirthſchaftlichen Lebens in den Oſtſee-Provinzen (Handel und Schiffahrt, Ackerbau und 
gewerbliche Thätigkeit) anderutheils die verſchiedenen Factoren, durch welche der Zoll— 
verein auf dieſelben gewirkt hat (der Zolltarif, die Beſtimmungen über die zollamtliche 
Behandlung der Waaren und die Vertheilung der Zollvereinseinnahmen). Vei dem 
Zolltarif ergiebt ſich die Unterſcheidung der Ein-, Aus- und Durchgangszölle von ſelbſt. ) 
Bei den Eingangszöllen wird, jedoch nur beiſpielsweiſe, außer den verſchiedenen Schutz⸗ 
zollen auch auf die Getreide- und Holzzölle aufmerkſam gemacht. Bei der zollamtlichen 
Behandlung der Waaren handelt es ſich hauptſächlich um die Anwendung der betref— 
fenden Vorſchriften auf den Seehandel. Bei der Vertheilung der Zollvereins-Einnahmen 
endlich wird wenigſtens anzudeuten fein, in welchem Verhältniß die Oſtſee-Provinzen an 
den im geſammten Zollverein aufgebrachten Zollerträgen betheiligt geweſen ſind, im 
Vergleich zu den ihnen als Beſtandtheilen des Preußiſchen Staates zu Theil gewor⸗ 
denen Staatsleiſtungen. 


Was die Gewerbegeſetzgebungsfrage anbelangt, ſo wurde der 
in den Sitzungen vom Auguſt v. J. beſchloſſene Bericht über die thatſächliche 
Lage der von dieſer Geſetzgebung berührten Verhältniſſe in der Provinz er⸗ 
ſtattet, leider, wie der Referent Hr. Phillips bemerkt, nicht in dem ge⸗ 
wünſchten Umfange, da aus kleinern Städten zumal ſchwer derartige Auskunft 
zu erlangen ſei. Er ſchloß den Wunſch hieran, es möchten ſich, wie dies in 
Elbing bereits mit großem Nutzen geſchehen, in den einzelnen Städten Lokal⸗ 6 
vereine für die Zwecke der Geſellſchaft bilden. Man einigte ſich zu dem 
Beſchluß, dem Abgeordnetenhauſe eine Petition in dem dem vorjährigen Be⸗ 
ſchluſſe entſprechenden Sinne einzureichen. In ähnlicher Weiſe, wie dies in 
dem ebengedachten Vorſchlage des Herrn Phillips geſchehn, wurde auch die 
in der erſten Verſammlung angeregte Frage betreffs der Provinzialſtatiſtik 
jetzt durch eine Anbahnung der Ausarbeitung im Detail vertieft, indem die 
Verſammlung beſchloß für jetzt von der Sammlung ſtatiſtiſcher Nachrichten, 
betreffend die gewerbliche Induſtrie, abſtehen und zur Zeit die Thätigkeit ſeiner 
Mitglieder und Organe auf die landwirthſchaftliche Statiſtik richten zu wollen, 
in dieſer Beziehung alſo a. durch den ſtändigen Vorſtand unter die Mitglieder 
eine beſonders zu dieſem Zweck entworfene Tabelle zu vertheilen, damit ſie 
ſelbſt, reſp. unter Benutzung geeigneter Organe, in ihrem Kreiſe für die Aus⸗ 
füllung dieſer Tabelle und deren 88 an den Vorſtand Sorge tragen; 

b) den ſtändigen Vorſtand zu ermächtigen: den Landſchullehrern und ſonſtigen 

Perſonen, welche ſich gegen eine Vergütigung von 1 Sgr. pro Ackergrundſtück 

falt dem ſie die Tabelle aufnehmen) zu dieſer Arbeit bereit erklären, eine 

olche Vergütigung für die Sammlung der ſtatiſtiſchen Nachrichten aus den 
Geſellſchaftsmitteln zu zahlen, auch diejenigen Sammler, die fi durch eine 

beſondere Mitwirkung auszeichnen, der Geſellſchaft zur Bewilligung einer 1 
beſonderen Prämie oder zum Ausdruck einer beſonderen Anerkennung zu 
empfehlen. — Die betreffenden Verſuche ſollen vorläufig nur in Ein em, 
näher zu beſtimmenden Kreiſe, zur Ausführung kommen. 

In Betreff der Armenpflege war vom Oberbürgermeiſter Phillips 
folgender Antrag eingebracht: „Die Geſellſchaft erkennt die Nothwendigkeit 
der Vergrößerung der jetzigen Armen-Verbände an und behält ſich vor, bei 
Gelegenheit der Berathung einer neuen Gemeinde-Ordnung im Abgeordneten⸗ 
hauſe über dieſen Gegenſtand zu petitioniren, und beſchließt ferner, durch ihre 
Mitglieder die Bildung von Hilfskaſſen auch für ſolche Berufsklaſſen, die 
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bisher dergleichen noch nicht gehabt haben, anzuſtreben, um hierdurch und 
durch ſonſtige auf die Selbſtthätigkeit gerichtete Maßnahmen mit der Zeit die 
Beſeitigung der Zwangsarmenpflege zu ermöglichen.“ Der Antragſteller mo⸗ 
tivirte denſelben in einer ausführlichern, eingehenden und von der Zuſtimmung 
der Verſammlung begleiteten Auseinanderſetzung. Er warf, nachdem er an⸗ 
gegeben, in welcher Ausdehnung der Pauperismus in den einzelnen Ländern 
Europas um ſich gegriffen, einen Rückblick auf die hiſtoriſche Entwickelung 
der Armengeſetzgebnng. Im Alterthum und im Mittelalter ſei die Armen⸗ 
pflege nicht ein Gegenſtand der Geſetzgebung geweſen; im Mittelalter habe 
die chriſtliche Kirche, dem Grundſatz der Wohlthätigkeit treu, als Regel gelten 
laſſen, den vierten Theil des Kirchengutes für Arme zu verwenden. Mit 
der Reformation und der darauf folgenden Einziehung der Kirchengüter in den 
proteſtantiſchen Ländern hätte ſich die Lage der Armen ſo verſchlimmert, daß 
der Staat durch die Geſetzgebung habe Abhilfe ſchaffen müſſen. Am einfach⸗ 
ſten zu überſchauen ſei die Entwickelung der Armengeſetzgebung in England, 
wo ſchon durch das Statut vom Jahre 1602 in jedem Kirchſpiele zwei Kom⸗ 
miſſarien eingeſetzt wurden, welche für Beſchäftigung reſp. Unterſtützung der 
Bedürftigen zu ſorgen hatten. Sie hatten das Recht, durch eine beſondere 
Auflage von den Bürgern die Mittel dazu aufzubringen (die Armentaxe). 
Dieſe Auflage ſtieg allmälig ſo hoch, daß man ſich 1634 zu einer Reform 
durch Ausdehnung der Kirchſpiele gezwungen ſah. Aehnlich habe nd die 
Armengeſetzgebung in Deutſchland und Preußen entwickelt. In letzterem Staat 
werde durch das Geſetz vom 31. December 1842 beſtimmt, daß zur Unter- 
ſtützung eines Armen die Gemeinde verpflichtet ſei, in welcher der Arme als 
Mitglied aufgenommen oder ſeinen Wohnſitz habe, oder nach erlangter Groß— 
jährigkeit ſich drei Jahre aufgehalten habe. Die Novelle vom 21. Mai 1855 
habe einige Härten dieſes Geſetzes gemildert, im Weſentlichen aber nichts 
geändert. Es ſei bekannt, daß über die gegenwärtigen Armenverhältniſſe viel⸗ 
fach Klage geführt werde, in einzelnen Gemeinden werde das Armenbudget 
von Jahr zu Jahr größer, ohne daß die Zahl der Armen erheblich zunehme. 
Er habe nun die Anſicht, daß die ganze durch das Geſetz beſtimmte und 
geregelte Armenpflege verwerflich ſei. Erſtens ſei fie in ihrer Tendenz ver- 
ſchleierter Communismus. Haben die Armen auch kein Klagerecht, jo können 
ſie das durch die Geſetze gewiſſermaßen gegebene Recht auf Unterſtützung doch 
im adminiſtrativen Wege geltend machen. Die Armen haben einen guten 
Theil des Vermögens der Uebrigen inne, welches ſich von Jahr zu Jahr ver- 
mehre. Er halte das für geſetzlich geregelten Communismus. Zweitens liege 
in der durch Geſetze beſtimmten Armenpflege eine Ungerechtigkeit einmal gegen 
die Rittergüter, welche die Laſt der Armenpflege tragen, ohne die ihnen früher 
geſetzlich zugeſtandenen Rechte auszuüben und dann in Bezug auf die Ver⸗ 
theilung und Abgrenzung der Armenverbände. Es gebe kleine Güter, die 
ganz von Armen verzehrk werden. Um die Armenlaſt zu erleichtern, ſei es 
nothwendig, die Armenverbände zu vergrößern. Schließlich werde aber durch 
die gegenwärtige Geſetzgebung eine der ſchönſten menſchlichen Tugenden, die 
Wohlthätigkeit, zerſtört. Die Privaten würden den Armen, die wirklich der 
Unterſtützung bedürften, dadurch entfremdet, daß das Geſetz die Sorge für 
dieſelben übernimmt. Hiernach ſei alſo die geſetzlich geregelte Armenpflege 
verwerflich und erforderlich, andere Wege ausfindig zu machen, um die Armuth 
a heben. Es fei in dieſer Beziehung theils vom Staat, theils von Privaten 
Manches geſchehen. Gewiſſe Berufsklaſſen, namentlich Handwerker und Fabrik- 
arbeiter, haben ſich zu gegenſeitiger Unterſtützung vereinigt und Hilfskaſſen 
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gebildet. Unzweifelhaft ſeien ſolche Verbände auch für die übrigen Berufs⸗ 
klaſſen zu empfehlen: den Dienſtboten, ländlichen und ſtädtiſchen Arbeitern ꝛc. 
Dadurch würde die Nation zur Selbſtthätigkeit angeregt. Die Abhilfe des 
Pauperismus liege in der Selbſthülfe, nicht aber in der Begünſtigung 
deſſelben durch das Geſetz. 

Alsdann ergriff Hr. Prince Smith das Wort, um die vorgelegte 
Frage in prinzipieller Weiſe nach den Hauptgeſichtspunkten der Volkswirthſchafts⸗ 
lehre in einem klaren und mit lebhaftem Beifall aufgenommenen Vortrage zu 
beleuchten. Er wies nach, daß Armuth, als eine Krankheit des volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Lebens, für ein ſicheres Zeichen der unzulänglichen Wirkſamkeit 
volkswirthſchaftlicher Faktoren gelten müſſe, deren Beſtimmung es ſei, Wohl- 
ſtand zu verbreiten und Jedem die ſeinen Leiſtungen entſprechenden Mittel 
zum Unterhalt zu verſchaffen; er wies nach, daß das Elend naturgemäß in 
die Wirthſchaft nicht hineingehöre und darin nur durch wirthſchaftswidrige 
Gewalt aufrecht erhalten werden könne. Es ſei daher auch für den Volks- 
wirth nicht die Frage zu beantworten, wie die Armen am leichteſten und 
beſten zu verpflegen ſeien, ſondern vielmehr diejenige, auf welchem Wege die 
Urſachen der Armuth gemindert und weggeräumt würden. Die Armuth ent⸗ 
ſpringe aus Mangel an Arbeitskraft, Arbeitsgeſchick und Arbeitsgelegenheit. 
Die Letztere ſei die hauptſächliche Quelle der Armuth. Sie entſtehe dadurch, 
daß ein bedeutender Theil des vorhandenen Capitals nicht produetiv verwerthet 
werde. Der Betrag des vorhandenen Capitals ſei für die Lage der Arbeiter 
allein entſcheidend. Wachſe jenes durch richtige Wirthſchaft, ſo wachſe auch 
der Lohn für die Arbeit. Gegen die Vermehrung des vorhandenen Capitals 
ſeien eine große Anzahl von Hinderniſſen wirkſam: Gewerbebeſchränkungsge⸗ 
ſetze, Beſchränkungen der Verfügung über Grund und Boden, Beſchränkung 
des Handels, des Credits durch Wuchergeſetze, beengende Bank-Vorſchriften 
und die ſogenannten indirecten Steuern. Die Production werde durch das 
daraus folgende Unterbleiben von Thätigkeiten ſehr erheblich gelähmt. — Der 
Redner ging alsdann über zu einer Kritik der Staatsbudgete der einzelnen 
Länder und wies nach, daß ein großer Theil von Capital zu unproductiven 
Zwecken verbraucht werde und auch hierin ein Grund zur Erzeugung der 
Armuth liege. Namentlich ſeien es die gewaltigen Ausgaben für militäriſche 
Zwecke, gegen welche der Volkswirth ankämpfen müſſe. Die Armen pflege 
aber müſſe als ein ſehr verderbliches Palliativmittel gegen die Armuth betrachtet 
werden. Das Geld für die Almoſen vermindere die Summe des Capitals 
überhaupt in ganz ungerechtfertigter und ſchädlicher Weiſe. Alsdann ſei aber 
das geſetzliche Verbot des Verhungerns eine Täuſchung und ein falſches Be⸗ 
ſchwichtigungsmittel für das Gewiſſen des Staats. Es ſei ein Naturgeſetz, 
daß Jeder bei der Strafe des Darbens für ſeinen Unterhalt ſelbſt ſorgen 
müſſe. Verautwortlich machen für den Unterhalt Jemandes könne man 
Niemanden, es ſei denn den Herrn für ſeinen Sklaven. 

Die Verſammlung adoptirte ſchließlich den Antrag Phillips, nachdem 
der von Seiten eines Mitgliedes (über die Verſammlung liegen uns bis jetzt 
nur reſümirte Zeitungsberichte vor) angeregte Gedanke einer Landarmenver⸗ 
ſicherungsanſtalt auf Staatsgarantie, ohne Anklang geblieben war. Den 
Schluß der Berathungen bildete eine Diskuſſion über Beſteurung des Ge- 
werbes, deren nationalökonomiſche Schädlichkeit die Geſellſchaft in ihrem Be— 
ſchluſſe anerkannte. Für die nächſte Sitzung iſt u. A. die Schlacht- und 
Mahlſteuer zur Beſprechung angeſetzt. 
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Der Schulunterricht für die Rinder der arbeitenden 
Mlaſſen und die drei preußiſchen Regulalive 
vom J., 2. und 3. October 1854. 


Vorwort an den Eentral:Berein f. d. W. d. a. K. und 
deſſen Vorſitzenden Herrn Präſident Dr. Lette. 
Stetig und unbeirrt wandelt Ihr Verein ſeine Wege. Er ſtreut ſeinen 

Samen in ſeiner Weiſe aus und läßt kein Gebiet, wo er helfen zu können 

glaubt, unberührt. Auch Ihre Zeitſchrift, ein treues Bild ſeines ernſten, daß 

ich ſage, ſchwer wiſſenſchaftlichen Strebens, bekundet dieſelbe ſtille und uner— 
müdende Arbeit. Sein Ziel iſt ein hohes, großes, denn es iſt zuletzt ein echt 
menſchliches, das Wohl der von der Schwer-Arbeit bedrängten Menſchen zu 
fördern. Sie ſinnen auf Mittel, das Loos der arbeitenden Klaſſen zu fördern. 

Sie ſuchen Vereine und Genoſſenſchaften zu gründen, Sie fördern Kranken— 

Sterbe⸗Alter-Verſorgungs-Kaſſen, Sie widmen der Wohnungsfrage der Arbei— 

ter ihr Intereſſe, kein Gebiet ſcheint Ihrer praktiſchen Thätigkeit zu ſchwierig, 

wenn dem Loos der arbeitenden Klaſſen von dort Hilfe kommen ſoll. 

Nur Eins berührt Ihre Thätigkeit nicht. Ein Gebiet, — ſo deucht dem 
Fernerſtehenden — meiden Sie. Ich meine das der Schul-Erziehung für die 
arbeitenden Klaſſen. Und doch da liegt der Angel-, der Anfangs- und End— 
punkt für die Erreichung des Zieles, das auch das Ihre iſt. Der Mann mit 
dem großen, warmen Herzen für Volks-Wohl und Arbeiter⸗Intereſſen errich⸗ 
tete neben feinen Fabriken zu New-Lauark Schulen für die Arbeiter-Kinder. 
Owen hatte es ſcharf erkannt, was dem Arbeiter fehle; er wußte, daß der 
Arbeiter⸗Stand ein zuverläſſiger, ſittlicher, bürgerlich zufriedener und geachteter 
Stand werden würde, wenn er einer guten Schulbildung würde theilhaftig 
werden. 

Ihnen darf ich ja kaum andeuten, welche ungeheuere Tragweite dieſe 
Frage für die ſocialen, induſtriellen wie politiſchen Verhältniſſe Deutſchlands 
hat. Ein mit ſeiner Lage vertrauter, ein mit den ernſteren, geſellſchaftlichen 
Intereſſen ſeines Standes genau bekannter Arbeiter wird kein revolutionäres 
Holz liefern, ſondern einſehen, daß in der Geſammt-Entwickelung des deutſchen 
Geiſtes⸗Lebens die wahrhaft chriſtlichen Ideen (das iſt nicht die ſpecifiſche 
Chriſtianität der neupreußiſchen Kirche), die die „Wahrheit und das Leben“ 
nicht für eine Minderheit, ſondern für alle menſchliche Kreatur gegeben und 
vorhanden halten, nicht am Letzten die Gemüther bewegen. Er wird wiſſen, 
daß alle die Fragen, die ſein Leben ſo ganz unmittelbar berühren, wie die 
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Verhältniſſe, die es ausmachen, ernſtlich von den Beſten des Volkes, von den 
ehrlichſten Patrioten erwogen werden, er wird wiſſen, daß Privat-Vereine, 
allgemeine Congreſſe, Volks-Kammern wie Regierungs-Kreiſe unabläſſig auf 
Mittel ſinnen, ſeine Intereſſen zu fördern, denn jede gute Regierung weiß, 
daß das Wohl des Volkes ihr eigenes iſt. Ein unterrichteter, zum Nachdenken 
über feine eigene-Lage wie die feines Standes in Folge feiner Schul-Bildung 
gewöhnter Arbeiter wird nicht ein Werkzeug für ſociales Partei-Streben wer- 
den, ſondern, wenn auch noch ſchwer bedrängt durch Unſicherheiten ſeiner 
bürgerlichen Stellung, dorthin ſeine Hoffnung nicht nur ſondern ſeine perſönliche 
Mitthätigkeit wenden, wo er auf dem Wege beſſernder Inſtitutionen die Kräfte 
und Gedanken ſeinen Intereſſen zugewendet ſieht. — 

Ein tüchtiger deutſcher Arbeiterſtand wird aber Deutſchlands Induſtrie 
und Handel ſichern. Unſere Fabrikanten klagen über die Unzuverläſſigkeit, 
die bürgerliche Unſittlichkeit ihrer Arbeiter, denn fie wiſſen recht wohl, daß 
ihr koſtbarſter Beſitz gute Arbeiter ſind. Ein über den engen Kreis ſeines 
Amboſes, feiner Spindel und Spuhle, feines Lettern-Kaſtens oder feiner Hobel- 
Bank hinausblickender Arbeiter aber weiß recht wohl, daß das Intereſſe ſeines 
Fabrif- Herren oder feines Meiſters auch das feine iſt. Er ſieht über den 
Kreis des nächſten Abſatzes, der Haus-Kundſchaft hinweg und weiß, daß er, 
wenn als kleinſtes und unbedeutendes Glied des Ganzen, doch in ſeiner 
Stellung ein volles Ganzes, ein feſtbeſtimmter Werth iſt, deſſen Summen 
eben das große Ganze ſeines Gewerbes, ſeines Fabrik-Zweiges bilden. 

Ein denkender Arbeiterſtand endlich wird aber auch ein politiſch nicht zu 
corrumpirender fein. Wie in den verſchiedenen Phaſen der neueren und neue— 
ſten politiſchen Geſchichte, wie namentlich aber im J. 48 in Petitionen gemacht 
und zwar durch ſie Alles, was eben Parteiführer oder irgend wie in der 
bürgerlichen Geſellſchaft hervorragende Perſönlichkeiten machen wollten, bewieſen 
wurde, das iſt noch im lebendigſten Gedächtniß. Da machte man Petitionen 
für die Trennung der Kirche von der Schule und gegen dieſelbe, da fabricirte 
man ſolche für Gewerbe-Freiheit, wie ſolche für Zunftzwang, da arrangirte 
man ſolche für die Kaiſerfrage und welche gegen ſie, da ward für Staaten— 
Bund und Bundes-Staat, ja da ward für Alles petitionirt. Das war nur 
möglich bei der Unſelbſtſtändigkeit des Urtheils, namentlich der Kenntnißloſig— 
keit, der Dummheit der großen Maſſen, namentlich des beweglichſten Theiles 
der Bevölkerung, der in den Städten und Fabrik-Bezirken wohnenden Ar- 
beiter-Klaſſen. 

Werden dieſe Arbeiter aber durch eine die menſchliche Denk- und Beobach⸗ 
tungs⸗Thätigkeit entwickelnde Schul-Bildung angeleitet, auch in ihrem ſpäteren, 
nachſchulpflichtigen Alter zu denken und ſich über die Erſcheinungen im Leben 
Rechenſchaft zu geben, ſo werden ſie bald erkennen, daß zu jedem Urtheil ein 
Kreis von Wiſſen, ein Bereich von Kenntniſſen gehört und werden dort nicht 
urtheilen, wo ſie unfähig ſind, die einſchlagenden Verhältniſſe zu überſehen. 
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Mit einem Wort ein überlegender, ſeine Gedanken mit Urtheil verfolgender 
Menſch wird nicht leicht Spielwerk und Werkzeug für die Gedanken eines Ande— 
ren; der hierin gebildete Arbeiter wird nicht leicht politiſch zu mißbrauchen 
und zu täuſchen ſein. Er wird empfänglich ſein für die Intereſſen ſeines 
peußiſchen, ſeines deutſchen Vaterlandes, er wird ſich bekümmern um die Ehre 
oder Schmach, die ſeinem Lande, ſeinem Fürſten widerfährt, er wird zugreifen 
wenn das Vaterland ſeine Kraft heiſcht, wie er in ſeinem Kreiſe, ſeiner Fa— 
milie, ſeiner Gemeinde thätig iſt, wo es ſeine Stellung fordert, aber er wird 
eine Grenze in ſeinem Urtheil einzuhalten wiſſen und weder nach oben, noch nach 
unten zu mißbrauchen ſein. Aus dem Arbeiter wird der intelligente, ſelbſt— 
ſtändige Bürger des Staates werden. Doch das brauche ich ja Ihnen nicht 
zu ſagen. Sie ſind für dieſe Fragen ja ſo oft mit ihrer ganzen perſönlichen 
Kraft eingetreten. Aber warum taſtet der Central-Verein f. d. W. d. a. 
Kl., dem nichts näher liegt, als die erzieheriſchen Mittel für die Bevölke— 
rungs-Kreiſe immer wieder der ſorgfältigſten Beachtung zu unterwerfen, deren 
Wohl er ſeine Thätigkeit zuwendet, die Volks-Schul-Frage, warum taſtet er 
den Geiſt nicht an, in dem nun verordnungsmäßig ſeit bereits über 6 J. der 
Elementar-Unterricht in Preußen ertheilt wird? Ich kann mich nicht entbrechen, 
dem Votum derer zuzuſtimmen, die die Frage „wie erziehen wir in der Ge— 
genwart die Menſchen am beſten zur Arbeit?“ weit wichtiger halten, als die 
„was können wir thun, um das Wohl der arbeitenden Klaſſen zu fördern, wenn 
fie erzogen,“ was leider fo oft mit größerem Recht heißen ſollte, wenn fie 
für das Leben verzogen ſind. 

Und aus dieſen Gründen bitte ich um die Aufnahme folgenden Aufſatzes 
in Ihre geehrte Zeitſchrift. 


J. Umfang des preußiſchen Elementar⸗Schulweſens. 


Es wäre in der That der Mühe werth, nach den Gründen zu 
forſchen, weßhalb der Volksſchule von der öffentlichen Meinung in 
ihrem weiteſten Umfange nicht mehr Intereſſe erwieſen wird? Es 
kann gar keine wichtigere Frage für das geſammte Staatsweſen geben, 
als die „was wird aus der großen Maſſe unſeres Volkes?“ Es iſt 
gar Niemandem ein Zweifel, daß deren Gehalt, deren ſittliche Qua— 
lität die Staatsform beſtimmt. Die Geſammt-Kraft des Volkes kann 
einen Staat retten, wie die Geſchichte aus dem Anfang dieſes Jahr— 
hunderts uns das erzählt, die Maſſe des Volkes kann ebenſo Staats— 
formen fallen laſſen, wenn dieſelbe keine Sympathie in ihr ſich zu 
erwerben vermochten, wie die Geſchichte der Gegenwart das zeigt. 
Ob das Volk roh und unwiſſend und abergläubifh oder ob es intel- 
ligent und geweckt und verſtandig in feinem Thun und Treiben iſt: 
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was in aller Welt kann für das Vaterland dieſes Volkes wichtiger 
ſein! Wer einen Staat in Kaſten eintheilt und ſo lebt, als gehe 
ihm das Loos, das Wohl und Wehe des ganzen Staates gar nichts 
an, nun ja, der kann in ſeiner Standes-Exeluſivität wohl auch eine 
Zeit lang ſeiner Genußweiſe leben, aber den Leſern dieſer Zeitſchrift 
brauche ich darüber nicht zu reden, ob das ſtaatsmänniſch, ob das 
volkswirthſchaftlich, ob das chriſtlich, ob das menſchlich, ja ob das 
nur klug iſt? 

Daß aber die Volksſchule für die Bildung des Volkes, bei deſſen 
Erziehung durch die Familie ſo ſehr oft von allen daher kom— 
menden Erfolgen und in ihr wurzelndem Einfluß gaͤnzlich abgeſehen 
werden muß, der wichtigſte, ja im großen Ganzen allein entſcheidende 
Factor iſt, das haben die Menſchen ſchon lange gefühlt, ehe der edle 
Peſtalozzi die Kinder der Armen um ſich verſammelte. 

Ich kann hier nur auf die Erſcheinung hinweiſen, daß die Volks— 
ſchule ſtiefmütterlich von den Menſchen behandelt wird, ohne des Nä— 
heren darauf einzugehen, worin das ſeinen Grund hat. Die wenigen 
hier folgenden Angaben ſollen lediglich dazu dienen, um den Umfang 
des preußiſchen Geſammt-Elementarſchul-Weſens in wenig Zahlen 
einmal zu überſehen und die Maſſenhaftigkeit, in der das Wohl des 
Volkes durch den Elementarſchul-Unterricht beeinflußt wird, anſchau⸗ 
lich zu machen. 

Nach den Ausweiſen der eben publicirten preußiſchen Statiſtik 
exiſtirten im J. 1858 

A. an öffentlichen Unterrichts-Anſtalten: 

1) Seminarien zur Bildung von Elementarſchullehrern. 


A. In den Städten 


B. Auf dem platten Laude 


— 


In den Zahl der Zahl der 
Städten. darin darin 
Anſtalten aufgenommenen] Auſtalten aufgenommenen 
EN She | Zöglinge Zöglinge 
Preußen 6 2 ! 
MORER. PD 0 1 1 
Brandenburg ... 2 
Pommern 5 1 
leiten. 2... 8 = 
achſen 0 1 
Weſtphalen 3 2 
Rheinprovinz 3 6 1 


und die brei preußiſcheu Regulative vom I., 2. und 3. October 1854, 223 


2) An Elementarſchulen. 
A. In den Städten | B. Auf dem platten Lande 


In den I. Zahl der 
Provinzen Schu⸗ el Hilfs: | Lehrer | Schu: 5 Hilfe | Lehre⸗ 
len Er Lehrer | rinnen len r Lehrer rinnen 


4322 179 30 
99 1747 1750 16 321 
186 2579 2790 58 19 
84 2370| 2396 | 100 39 
101 | 3517| 3211 | 987 12 
125 | 2518| 2743 48 13 
179 | 1651| 1558 96 | 207 
399 | 3310|. 3174 | 559 348 
11 139 95 45 95 


2878 | 6330 | 549 | 1341 [22045 22039 


II. Zahl der Kinder, 
welche gewöhnlich die Elementar-Schulen beſuchen 


Mädchen Mädchen 


Preußen. 

Poſen 
Brandenburg 
Pommern.. 
Schleſien .. 
Sachſen 
Weftphalen . 
Rheinprov.. 
Hohenzollern 


Knaben Knaben 


Preußen . 27460 25634 159344 155090 
Poſen 29889 27700 81112 77356 
Brandenburg 48612 46980 113868 112384 
Pommern.. 18184 16568 80523 78684 
Schleſien .. 46915 46760 208715 209964 
Sachſen . 47394 49101 117282 116486 
Weſtphalen. 30810 30274 98714 85036 
Nheinprov, , 79118 74311 182874 174852 

857 875 4607 4739 


Hohenzollern 


329239 [ 318203 [ 1047039 | 1024591 


B. An Privat-Unterrichts-Anſtalten. 


— 
Elementarſchulen 
In den. In den Städten Auf dem platten Lande 
Zahl der Zahl der 
Städten 


Preußen . 150 64 155 
N 53 55| 20 
Brandenburg. . .. . 102299185 
Pommern 63 28 60 


Weſtphalen . 62 56 13 
Rheinprovinz... . 73 68 36 
Hohenzollern N — — 


582679 49718766 


% ͤ⁰⁵P—7 LEBE LEERE 
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In den 15 Jahren von 1843 1868 find in Preußen (exel. das 
Gebiet Hohenzollern) 1905 Elementarſchulen errichtet worden. 

Es hat aber die Bevölkerungs-Zunahme die Errichtung von 
Elementarſchulen überholt, d. h. es ſind dieſelben nicht im gleichen 
Verhältniß mit der Volks-Zunahme vermehrt worden. 


Es kommt in Preußen 


in den Provinzen I bei einer Bevölkerung ven] ı Schule auf Einwohner 
Fo 2744500 S 
Dll 1417155 659 
Branden bung 2329996 770 
Foo Se 1328381 512 
Schleſen A 3269613 824 
Sachen 1819062 660 
Westphalen 1565441 758 
Rheinprovinz 3096620 746 


Es kommen danach im Durchſchnitt auf 1 Schule 695 Ein- 
wohner. Preußen's Bevölkerung iſt aber in dieſem 15jährigen Zeit— 
raum um 2191012 Seelen geſtiegen. In derſelben Zeit wurden 1905 
Elementarſchulen errichtet, fo daß auf je 1150 Einwohner 1 Schule 
mehr kommt. 

Wenn der Grundſatz wahr iſt, daß die Schule um ſo mehr leiſten 
kann, je weniger Kinder in derſelben ſind, ſo kann der Vorwurf nicht 
abgewendet werden, daß das preußiſche Elementarſchulweſen in dieſer 
Beziehung ſeine Pflicht gegen das Intereſſe des Volks-Unterrichtes 
nicht erfüllt hat. 

Während im Jahre 1843 im Durchſchnitt auf 1 Elementarſchule 
98 dieſelbe beſuchende Kinder kamen, zahlt das Jahr 1858 auf 1 
Schule 107 Kinder. 

Es iſt ſehr zu bedauern, daß uns die Statiſtik keinen Aufſchluß 
über das Einkommen der Elementarſchullehrer gibt. Es liegt hier 
wie bekannt der Schwerpunkt für die ganze Volksſchulfrage, denn es 
wird Niemand leugnen, daß der Volksſchul-Unterricht längſt in den 
Händen ſtudirter Männer liegen würde, (die Römiſche Kirche ruft ſeit 
Langem ihren Prieſtern zu: „Euch gehört die Volksſchule an!“) 
wenn man die Volksſchullehrer fo beſolden würde, wie es je nach 
den örtlichen Verhäaältniſſen die find, die ſtudirt und ſich eine klaſſiſche 
Bildung zu eigen gemacht haben, wie z. B. die Geiſtlichen, Gymna— 
ſial-Lehrer, Aerzte ꝛc. 

Nach den Angaben von v. Beckedorf gab es 1836 unter den 
18140 Landſchullehrerſtellen noch 12083, deren Einkommen 100 Thlr., 
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3467, deren Gehalt 40 Thaler nicht überſtieg. — 8 ſämmtlicher 
Volksſchullehrer auf dem Lande hatte ſomit eine ſixirte Einnahme, 
die unter der Jahres-Einnahme der arbeitenden Klaſſen zurückblieb, 
ja die ſelbſt die Hand- oder Schwer-Arbeit erreichte, denn ein Tage— 
löhner verdient ſich, wenn er nicht erkrankt, im J. 100 Thlr. 

Es iſt berechnet worden, daß 16000000 Thlr. jahrlich dazu ge— 
hören würden, um das Gehalt des preußiſchen Lehrerſtandes fo zu 
firiven, daß derſelbe ein Leben führen koͤnnte, bei dem die perſönliche 
Kraft nicht aufgerieben würde, ſondern ungetheilt und ungebrochen 
dem Beruf erhalten werden könnte. Es iſt dabei eine Gehaltshoͤhe 
angenommen, bei der es noch durchaus nicht möglich iſt, z. B. mehr 
als die unerläßlich nöthigften pädagogiſchen Schriften zu kaufen, ein 
Gehalt, das Jeder, der den Stand des Lehrers als einen für das 
Staatswohl hochwichtigen hält, als ein nur eben auskömmliches 
bezeichnet. 

Es iſt offenbar, daß es ſich hier nicht um eine Hilfe des Staa— 
tes handeln kann. Hier kann eben nur ein Unterrichts-Geſetz, das 
geſetzlich beſtimmt, in wie weit und in welcher Weiſe die politiſche 
Gemeinde oder, wenn das Intereſſe des chriſtlichen Staates es nicht 
erlaubt, die unter Friedrich dem Großen gepflegten Simultanſchulen 
zu errichten, die Schul-Gemeinde oder die Parochie oder der Kreis 
die Schulſteuer zu tragen hat, helfen. 

Wir leben der zuverſichtlichen Ueberzeugung, daß das preußiſche 
Volk, freilich erſt wenn man es nicht mehr ſchulregulativt, eine Schul- 
ſteuer mit Freuden tragen wird, die dem Lehrerſtand ein Gehalt ſichert, 
bei dem der Lehrer des Volkes fein Brod nicht mit Sorgen zu effew 
braucht. 

Wir gehören nicht zu denen, die da über „die Steuerfreudigkeit 
des Volkes, wenn es nur erſt weiß und erkennt, für welchen Zweck 
es ſeine Thaler nach dem Schulzen-Amt trägt,“ wohlfeile Diatriben 
ſchreiben. Dieſe großen Finanz-Fragen, die ſo mächtige Geſetzgebung, 
die über die Steuerkraft des Landes verfügt, ſie liegt für Preußen 
in den Händen eines ehrlichen Fürften, auf den das Land mit Ver— 
trauen blickt und iſt in ſeinen Motiven den Blicken des Volkes nicht 
entzogen. 

Die hier vorliegende Frage hat mit der Politik der Mächte a priori 
nichts zu ſchaffen. Ich habe ſchon wiederholt darauf hingewieſen, daß 
die Bildung des Volkes die letzte, unterſte und entſcheidende Grundlage 
für die Regierungsform iſt, und daß ein je gebildeteres Volk den Boden 
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und die Stätte bilden, in denen Geſetz und Verfaſſung wurzeln, auch 
Recht und Regierung um ſo ehernere und unwandelbare, um ſo echt 
conſervativere Grundlagen gewinnen. a 

Das iſt das „Rüſtzeug,“ das eines unſerer geachteten politiſchen 
Blätter, das „Preußiſche Wochenblatt“ ganz kuͤrzlich als die ſicherſte 
Schutzwehr für drohende, äußere Gefahren der preußiſchen Regierung 
ſo dringend für ihr Programm empfahl. 

Und eine ſolche Wehre kann in erſter Linie ſchaffen die Emana— 
tion eines Unterrichtsgeſetzes, das in der Volksſchule das entſcheidende 
Mittel erkennt, das Volk von der Noth der Unwiſſenheit, der leiden— 
ſchaftlichen Sinnlichkeit und des Aberglaubens zu befreien. Und das 
Volk wird ſolche Nahrung, die es geneſen laſſen wird, gern bezahlen, 
wenn Ihr ihm nur nicht Steine ſtatt des Brodes mehr reichen werdet! 


II. Wem gehört die Volksſchule. 

Das heißt, welcher Theil der Bevölkerung oder welcher Kreis 
der Behörden hat für das Daſein der Elementar-Schulen einzuſtehen? 
Iſt es jedes ſelbſtſtändige Glied einer Gemeinde, mag es verheirathet 
und im Beſitz von Kindern ſein oder nicht, ſind es nur die Eltern, 
Wittwer oder Wittwen, alſo die Familien, die die Schule zu erhalten 
haben und bilden letztere als ſolche zu dem Ende einen Societätd- 
Verband, der in der Gemeinde ſteht, mit derſelben aber durchaus 
nicht ein und daſſelbe iſt? Oder iſt die Schule eine Domaͤne der 
Kirche und nur ein Theil derſelben? Hat, weil der oberſte Zweck 
von Kirche und Schule, „die Sittlichkeit des Menſchen-Geſchlechts zu 
foͤrdern“, im Grunde ein und derſelbe iſt, die Kirche die Schule nur 
als Mittel für ihren Zweck zu benutzen und ſteht ihr damit das Ober— 
Aufſichts-Recht ſo gut als die Unterhaltungs-Pflicht der Schule zu? 
Oder iſt endlich die Volksſchule eine Staats-Anſtalt, weil der Staat 
nicht gedacht werden kann ohne Regierung und weil die Regierung 
über jedes Volk abhaͤngt von der geiſtigen Zucht, in der dies letztere 
ſteht, weil alſo damit für den Staat das allernaͤchſte und von feinem 
Leben untrennbarſte Intereſſe gegeben iſt an der Art und Weiſe, wie 
die Volksſchule ihm die Bürger des Staats erzieht und bildet? 

Es kann mir im Bereich weniger Bogen, denen hier dieſe Fra— 
gen zur Beſprechung offen ſtehen, nicht einfallen, mehr als einen 
kurzen Ueberblick über die Stellung, die dieſe Fragen eingenommen, 
nach den amtlichen Quellen zu geben und ſchließlich den Standpunkt 
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zu bezeichnen, der daraus für die Beſtrebungen der Gegenwart zu 
reſultiren ſcheint. 

Wenn wir den Blick weitauf über die Zeit vor uns erheben, 
um unſer Urtheil über die Entwickelung der vor uns liegenden Frage 
zu laͤutern, fo kann im großen Gedanken-Lauf der bisherigen Welt 
folgende Geſtaltung kaum verkannt werden. 

Die Schule und ihre Zwecke können nur und müffen zu jeder 
Zeit die Träger der in derſelben herrſchenden Ideen ſein. Wo die 
Menſchen die geiſtige Continuität zwiſchen der Schule und dem Geiſt, 
der in deren Gemeinde herrſcht, ſtören und aufheben wollen, da heben 
fie alle Wirkſamkeit der Schule auf. 

So ſehen wir auch die Schule überall dem großen Gang der 
geiſtigen Ereigniſſe eben nur nachfolgen, nie ihm voraneilen. Zwiſchen 
Schule und Volk beſteht eine innige Solidarität. Verſuche der Schule, 
dieſe Miſſion zu verlaſſen, ſchlagen ſtets fehl. 

So lange das Wiſſen die Sache einer Kaſte war, wiſſen wir 
nichts von einer Schule. Das Wiſſen erbte im engſten Kreiſe fort. 
Es gab außer der Kaſte keine Bildung. So im alten Aegypten, wie 
in den älteſten Zeiten in Aſien überhaupt, in China, in Indien we— 
nigſtens in deſſen früheſter Cultur-Periode. Als morgenländiſche 
Ideen auf den claſſiſchen Boden Griechenlands zu neuem geiſtigen 
Leben ſich zuſammenfanden, und unter dem blauen Aether des himm— 
liſch ſchöͤnen Hellas mit fo gewaltigem Fluͤgelſchlag die Gedanken— 
Arbeit des Menſchen anhub und Ideen und Anſchauungen ſich ent— 
wickelten, an denen ſich heute noch, mehr als 2 Jahrtauſende ſpäter, 
die ganze gebildete Welt erfreut und unterrichtet: da ward auch die 
Schule gleich zum Mittelpunkt der geiſtigen Beſtrebungen, und Plato 
konnte ſagen: „Der Beſte unter allen Bürgern iſt dem geſammten 
Unterrichtsweſen vorzuſetzen.“ Erkenntniß und Wiſſen ſollte Gemein— 
gut werden. Das Kennen der Kaſte hatte ſich ausgebreitet über den 
Staat von Bürgern. Dieſe alle ſollten in ihrem Wiſſen und ihrer 
Einſicht des Staates würdig werden. Der Kreis der zur Bildung 
Berufenen unter den Menſchen war ein gewaltig größerer geworden, 
freilich immer noch klein gegenüber der Maſſe der im Staat lebenden 
Menſchen. Noch exiſtirte der Gedanke eines Gleich-Berechtigtſein 
aller Menſchen auf dem Erdkreis nicht. Da weit oftwärts im fernen 
Indien daͤmmerte neues gewaltiges Licht und das erſte Mal begegnen 
der hiſtoriſchen Forſchung jene Anſchauungen, an deren Einfuͤhrung 
in unſer gegenwärtiges Cultur⸗Leben wir heute noch mit aller Kraft 


a re, Tann ee ˙¹-Aü ˙ĩ dwuf 6m 


228 Der Schul-Unterricht für die Kinder der arbeitenden Klaſſen 


zu arbeiten haben. Ueber 2 Jahrtauſende iſt's, daß der Buddhismus“) 
lehrte, vor dem Ewigen ſeien alle Menſchen gleich, und heute noch 
gilt es einen heißen Kampf, dieſe Berechtigung zu realiſiren. Ja 
ein Theil dieſes Kampfes iſt's, wenn dieſe Zeilen ſtreben, der Volks— 
ſchule als der Haupt-Pflanz- und Bildungs-Statte des jetzt lebenden 
Menſchen-Geſchlechts die Theilnahme der Gebildeten in immer hoͤ— 
herem Grade zuzuwenden. 

Im Charakter der Nömifchen Republik lag es nicht, den Unter— 
richt zu einer ganz öffentlichen, im Staatszweck liegenden Sache zu 
machen. Das Ideal des Römers lag nicht in der Idee des Staates, 
ſondern in dem der virtus des Einzelnen. 

Die Erziehung war lediglich den Eltern uͤberlaſſen. Als Griechiſche 
Bildung auf den benachbarten Weſten ſich verbreitete, änderte ſich 
auch der Charakter der Schule. Eine das geſammte buͤrgerliche Leben 
umfaſſende Volksſchule aber kannte Rom nie. 

Die weſentlichſte Umgeſtaltung erfuhr die Schulſache durch das 
Auftreten des Chriſtenthums. Der Gedanke, der ſchon einmal im 
weit ferneren Oſten den menſchlichen Geiſt erfüllte, er trat im Chriſtus 
wieder mit gewaltiger Kraft unter die Menſchheit und die Idee, der 
menſchlichen Gleichberechtigung, der Gedanke, daß es vor der gött— 
lichen Liebe keinen bevorzugten Stand mehr geben ſolle, das Wort 
hohen Geiſtes: „Laſſet die Kindlein zu mir kommen und wehret ihnen 
nicht!“ faßte eine unaustilgbare Wurzel im Geiſt und Gemüth des 
Menſchen. Gedanken ſind wie Pflanzen, die ihres Bodens, ihres 
Vaterlands beduͤrfen und die ſich über den Kreis ihrer Heimath hinaus 
erſt dann verbreiten, wenn ihnen dort der Boden bereitet und die 
Bedingungen für ihr Gedeihen gegeben ſind. Nicht anders mit der 
Verbreitung der Idee, mit dem Leben des Geiſtes. Jahrtauſende 
ringen neue Gedanken um ihre Exiſtenz und Anerkennung und nicht 
eher erlangen ſie die Herrſchaft unter den Menſchen, als bis zur 
Aufnahme ihrer Anſchauungen der Boden überall bereitet iſt. Niemand 


*) cf. Monats Bericht der Königl. Academie der Wiſſenſchaſten zu Berlin Aug. 
1858. vid. Oeffentliche Sitzung vom 8. Juli 1858. Antrittsrede des Prof. Dr. 
Albrecht Weber (pg. 389) „Wir ſehen — — den Stifter des Buddhismus ſich 
erheben, eine der großartigſten Erſcheinungen in der Menſcheugeſchichte ſchon dadurch, 
daß er nicht nur zum erſten Male die Gleichberechtigung aller Menſchen proelamirte, 
ſondern auch auf Grund rein menſchlichen Denkens zu denfelben ethiſchen Prineipien 
gelangte, welche wir im Chriſtenthum als das Produkt göttlicher Offenbarung zu ver⸗ 
ehren gewohnt ſind.“ 
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aber wird heute mehr leugnen wollen, daß es eine Entwickelung, ein 
organiſches Geſtalten, ein Wachſen des Geiſtes giebt, und daß An— 
ſchauungen und Gedanken nicht fertig, unvermittelt und zauberiſch in 
die Köpfe der Menſchen treten, wie die bewaffnete Goͤttinn aus dem 
Haupte eben nicht eines Menſchen ſondern eines Gottes. 

Langer, langer Zeit, einer uns oft zu langſam ſcheinenden hiſto— 
riſchen Entwicklung bedarf die Propaganda für eine Idee. Natürlich 
daß die Dauer eines jeden pſychologiſchen Proceſſes ſich nach deſſen 
Größe und Bedeutung richtet. Eine weit ſchattende, mit ihrer gewal— 
tigen Blätter- und Zweig-Krone maſſenhaft in den der Erde nächſten 
Luftkreis hineinragende Eiche braucht fo viel Jahre zu ihrem Wachs— 
thum als die raſch abblühende Waldblume Stunden zu ihrer Entfal— 
tung bedarf. Der Gedanke, für den Chriſtus ſein Leben dahingab, 
iſt ſo groß, ſo unendlich herrlich und ſo überall hin Glück und Se— 
gen ausbreitend, dabei aber ſo tief, ſo alle Menſchheit, alle und jede 
Geſtaltung des menſchlichen Lebens durchdringend und erfüllend, daß 
nur recht unreifes Urtheil über das Geiſtes-Leben der Völker dazu— 
gehört, um über das Sich-nicht-erfüllen der Chriſtus-Lehre zu klagen. 

Erſt ſehen wir in der Geſchichte ein Berufenſein nur Einzelner 
zur Bildung, nur im engen Kreis der Kaſte pflanzt ſich gedankliches 
Leben fort, dann nimmt eine bevorzugte, excluſive Menge des Volkes 
Theil an der Bildung, endlich ſoll ſie Gemeingut Aller werden. Das 
iſt in großen Zügen die Geſchichte der Schule. Kann eine ſolche 
Entwickelung anders als nach Jahrtauſenden zählen? In der chriſt— 
lichen Zeit iſt der Unterricht mehr als anderthalb Jahrtauſende faſt 
allein von dem Prieſterſtande ausgegangen. Die ſcholaſtiſche Bildung 
war ein Reſultat des Kampfes, den die chriſtliche Kirche mit den 
heidniſchen Ideen, mit der Philoſophie wie den ſtaatlichen und ſocia— 
len Anſchauungen der griechiſch-roͤmiſchen Cultur-Periode aufnehmen 
mußte. Bereits im 4. Jahrhunderte begegnen wir einer ſtraff geglie— 
derten, feſt organiſirten Hierarchie, die die Schule in ihrer Hand hielt. 
So entſtanden Katechumenen- und Katecheten-Schulen. Im 5. Jahr— 
hundert bildeten ſich Episcopal- und Cathedral-Schulen. Vom 6.— 
12. Jahrhundert ſehen wir ſich Kloſter-Schulen bilden, daneben vom 
8—11 Jahrhundert Stifts- und Parochial-Schulen. 

Karl der Große und Ludwig der Fromme ertheilten zur Gründung 
eines Bisthums oder Stiftes ihre Erlaubniß nur unter der Bedingung, 
daß Schulen zur Unterweiſung des Volkes errichtet würden. Es ſcheint 
keinem Zweifel unterworfen, daß lediglich politiſche Zwecke hier die Mo— 
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tive waren. Befeſtigung des Reiches, Sicherung dynaſtiſcher Inter— 
eſſen, nicht nach- reformatoriſche Ideen reiner Humanität und echt 
chriſtlichen Geiſtes waren die Triebfedern für die der Volksſchule 
zugewendete Theilnahme. Die Schulen gingen bereits im 10. Jahr— 
hundert wieder ein. Alles wird endlich an feinen Früchten erkannt. 
Was bis dahin die Schule geleiſtet, konnte nicht verhindern, daß ein 
Paar Jahrhunderte Finſterniß und Barbarei über Europa kamen. 
Erſt mit dem 12. Jahrhundert beginnt neues geiſtiges Leben zu däm- 
mern. Von Arabien kommendes wiſſenſchaftliches Streben, im Mor— 
gen- und Abendlande gegründete Judenſchulen, das Aufblühen der 
Städte, die Erfindung des Leinen-Papiers und die Entdeckung, die 
Sprache ſtatt mit der Handſchrift durch den Druck von Lettern zu 
vervielfaͤltigen, wie die ganze Cultur der vor- und nach-xeformatori— 
ſchen Zeit übte ihren unmittelbarſten Einfluß auf die Geſtaltung des 
Schulweſens. In Bezug auf die Richtigkeit ihrer Stellung zur ſtaat— 
lichen Geſellſchaft lieferten die im 13. und 14. Jahrhundert gegrüns 
deten Stadtſchulen zu Lübeck, Nordhauſen, Leipzig, Stettin, Ham— 
burg u. ſ. w. ein ſchönes Bild. 

Bis in die Mitte des 18. Jahrhunderts jedoch wurde kein feſtes 
Princip für die Stellung der Volksſchule gefunden. Luther hatte 
durch Wort und Schrift und That die Bedeutung der Schule für 
Deutſchland, für ganz Europa begründet, ſeine Forderungen drangen 
in alle Welt: Seit der Reformation hat eine Reihe von Paͤdagogen 
und Philoſophen mächtig geſtaltend auf das Schulweſen eingewirkt, 
aber eine feſte Norm, welchem Theil des Staatslebens die Schule 
zugehöre, ward nicht feſtgehalten. 

Das prägt ſich zuerſt in Forderungen aus, die der Entwickelung 
Preußens im vergangenen Jahrhundert angehören. 

Die Cultur⸗Entwickelung der letzten 100 Jahre ventilirt im Grunde 
ſchon nicht mehr die große Frage, wer iſt zur Bildung überhaupt be— 
rufen, ſondern nur, bis zu welchem Grad iſt der Geiſt des Volkes 
zu entwickeln? Es handelt nicht um die Vorfrage, iſt überhaupt die 
Geſammtheit der Bürger eines Staates dem Unterricht zuzuführen, 
ſondern mehr darum, wer iſt zur Errichtung, wie zur Erhaltung der 
Volksſchule ebenſo verpflichtet als berechtigt? 

Iſt die Jugend-Erziehung eine Angelegenheit des Staates? A 
priori die Sache entſcheiden und auf Grund einer rein begrifflichen 
Beweisführung es z. B. feſtſtellen zu wollen, die Schule iſt ausſchließ— 
lich eine Angelegenheit der Familie und Niemand außer ihrem Kreiſe 
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ſteht ein Recht über die Art und Weiſe des Unterrichts zu, das geht 
nicht. Das iſt eine radicale Methode, die in ihrem Gefolge ſich ſelbſt 
in das Geſicht ſchlaͤgt. Der Staat — das iſt Thatſache — hat ſchon 
viel zu Entſcheidendes für die Schule gethan, als daß man ihn bei 
Seite ſchieben könnte. Er hat neue Schulen geſchaffen, er hat die 
Schule in ihren Rechten, in ihrem Anſehen geſchützt, er hat Bil— 
dungsſchulen für Volksſchullehrer in's Leben gerufen. Er hat die 
Autorität der Schule gehoben, dadurch daß er die Disciplin in derſel— 
ben beaufſichtigte. Er hat immer ſein Auge wachen laſſen, daß die 
Geſundheit der Schüler berückſichtigt werde, er hat Fachſchulen gegrün— 
det, kurz er hat ſich Sitz und Stimme durch die That erworben. 

Wenn auch der Kurfürſt Johann Georg 1573 in einer „Viſita— 
tions- und Conſiſtorial-Ordnung“ das Aufſichtsweſen der Schulen 
zu regeln anfing, wenn auch der große Kurfuͤrſt unter dem 20. Mai 
161,2 ein Decret erließ, „daß die Kirchen und Gemeinden allen Fleiß 
anwenden ſollten, daß hin und wieder, ſowohl in Dörfern, Flecken 
und Städten wohlbeſtellte Schulen angeordnet wuͤrden,“ wenn auch 
unter dem 24. October 1713 von Friedrich Wilhelm I. eine „König— 
lich⸗Preußiſche Evangeliſch-Reformirte Inſpections-Presbyterial-Claſ— 
ſical-Gymnaſien- und Schulordnung“ erlaſſen wurde, fo mußte doch 
in dem General-Schulen-Plan für das Königreich Preußen vom 
30. Juli 1736 im $ 10 noch verordnet werden: „Iſt der Schul— 
meiſter ein Handwerker, kann er ſich ſchon ernähren; iſt er keiner, 
wird ihm erlaubt, in der Erndte 6 Wochen auf Tagelohn zu gehen.“ 
Genau ſo, als heute noch in Tyrol, wo die Volksſchullehrer 50 fl. 
Gehalt jährlich haben und die Sommermonate durch irgend eine ge— 
werbliche- oder Hand-Arbeit ſich einen Nothpfennig für den Winter 
erwerben müſſen. Daß die das unglückliche Oeſterreich beherrſchende 
Hierarchie kein Intereſſe hat, das zu ändern, verſteht ſich von ſelbſt, 
denn nun ſendet ſie ihre Congregationen über das Land, die einen 
weſentlich beſſern Unterricht ertheilen, als jene elend ſituirten Schul— 
lehrer, und ſo bringt Rom, während es das arme Land mit Finſter— 
niß überzieht, denſelben das Licht eines „guten“ Schul-Unterrichts. 
Man ſieht, wie immer, „gut“ iſt ein relativer Begriff. 

Unter Friedrich dem Großen erwachte auch für das Schulweſen 
eine neue Zeit. In einer Inſtruction für das unter dem 4. October 
1750 neu errichtete Ober-Conſiſtorium heißt es 8. 7: „Das Ober-Con— 
ſiſtorium muß Acht haben, daß die Schulen mit tüchtigen Schulmeiſtern 
beſetzet und die Jugend wohl angeführet werde.“ Unmittelbar nach 
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dem 7jährigen Krieg wurde für die geſammte Monarchie das Gene— 
ral⸗Land⸗Schul⸗Reglement vom 12. Auguſt 1763 publicirt, worin es 
heißt: „Denn ſo angelegentlich Wir uach wiederhergeſtellter Ruhe 
und allgemeinem Frieden das wahre Wohlſein Unſerer Länder in 
allen Ständen Uns zum Augenmerk machen: fo nöthig und heilſam 
erachten Wir es auch zu ſein, den guten Grund dazu durch eine 
vernünftige ſowohl als chriftliche Unterweiſung der Jugend zur wahren 
Gottesfurcht und anderen nützlichen Dingen in den Schulen legen 
zu laſſen“ ꝛc. 

Recht eigentlich und in einer weit ausgeführten Weiſe wurde in 
demſelben Geſetz die Jugend-Erziehung zu einer Staatsſache, d. h. 
einer der ſtaatlichen Aufſicht unterſtellten Angelegenheit gemacht. Da 
wird im §. 1 — zum erſten Male in fo beſtimmter Weiſe — der 
Schulzwang ausgeſprochen, im §. 10 ein Straf-Geld feſtgeſetzt, wenn 
die Eltern die Kinder vom Schulbeſuch zurückhalten. Es wird die 
Unterrichts-Zeit für den Sommer wie für den Winter beſtimmt. Das 
Schulgeld wird fixirt und zwar ſollen 6 Pfennige, 9 Pfennige und 
1 Groſchen wöchentlich bezahlt werden, je nachdem das Schulkind 
noch nicht leſen kann, das Leſen verſteht oder im Schreiben und Rech— 
nen unterwieſen wird. Es werden alle Winkelſchulen verboten, ja 
es wird ganz beſonders erlaubt, daß die Familie für ihre Kinder 
„Privat⸗Informatores“ halten, ausdrücklich aber hinzugefügt, daß die 
Kinder ſolcher Leute, die in hoͤheren Wiſſenſchaften nicht unterrichtet 
werden können, nicht veranlaßt werden ſollen, an ſolchem Privat— 
Unterricht Theil zu nehmen. Dieſe ſollen durchaus nicht von der 
öffentlichen Schule zurückgehalten werden. 

Zur Vervollſtändigung der Beweiſe, wie in dem geſetzlichen Er— 
laß ein unbedingtes Ober-Aufſichts-Recht des Staates gar nicht erſt 
beanſprucht, ſondern als ſelbſt verſtändlich angenommen wird, dienen 
auch die Stellen in demſelben, die ſich direct auf den Schul-Unterricht 
Mittelloſer beziehen. So verlangt § 2 von den Herrſchaften, daß 
ſie die im „ſogenannten Schaarwerk“ oder einem Dienſtzwang für 
ſie arbeitenden Kinder der „Unterthanen“ nicht eher dem Unterricht 
entziehen, als bis dieſe leſen gelernt, im Chriſtenthum einen guten 
Grund geleget, auch im Schreiben einen Anfang gemacht haben. Es 
wird im 8 4 weiter angeordnet, daß die Kinder nicht durch das Vieh— 
hüten von der Schule entfernt werden, und je nach den Verhaͤltniſſen 
empfohlen, entweder einen Hirten zu halten, oder abwechſelnd ein Kind 
um das andere das Vieh austreiben zu laſſen oder „zwei Hauffen“ 
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zu bilden, ſo daß der eine die erſten 3 Tage der Woche, der andere 
die anderen 3 Tage derſelben die Schule beſucht. $. 8 endlich ſpricht 
es deutlich aus, daß die Kinder der Armen nicht in der Schule darunter 
leiden ſollen, daß ſie arm ſind, ſondern nachdem feſtgeſetzt, wer den 
Schulmeiſter für das von dem Armen nicht gezahlte Schulgeld zu 
entſchädigen hat, heißt es „— — folglich dieſelben (Schulmeiſter) 
auch beides armer und reicher Leute Kinder mit gleichem Fleiß und 
Treue unterrichten mögen.“ 

In einer Reihe von Reſeripten und Declarationen führte Fried— 
rich der Große die Beſtimmungen jenes General-Schul-Reglements 
weiter aus und hielt an ſeinen Grundzügen im Weſentlichen feſt. 
Durch ſeine Regierungs-Zeit war für Preußen die Stellung der Schule 
unter die Staats-Aufſicht proclamirt. Wenn er auch, wie das ja in 
der Natur der Sache liegt, die Schule auf das Innigſte mit der 
Kirche verband und ſie an letztere anlehnte, weil ihm eine tüchtige 
religiöſe Grundlage eben nur im Ausſchluß und auf Grund der kirch— 
lichen Lehre gelegt werden zu können ſchien, ſo ſteht doch außer allem 
Zweifel, daß er die Schule nimmermehr in eine Abhängigkeit von 
der Kirche gebracht oder ſie lediglich als im Dienſte der Kirche ſtehend 
angeſehen wiſſen wollte. Der ganze Geiſt der Geſetzgebung Friedrichs 
des Großen beweiſt es, daß ihm Kirche wie Schule gleiche Mittel zu 
gleichem Zwecke waren. Er wollte eine ſittlich tüchtige, eine geiſtig 
geweckte, eine dadurch zu perſönlichem Gluck und bürgerlichem Wohl— 
befinden geführte Bevölkerung in feinem Staate wiſſen. 

Verordnungen wegen Erhöhung des Schulgeldes, wegen Verbeſ— 
ſerung der Schullehrergehalte ergingen in den Jahren 1764, 1770, 
1771. In einem Circular vom 14. Novbr. 1771 wird noch einmal 
der unentgeltliche Unterricht an arme Kinder geſichert. Es heißt da 
(ef. nov. corp. constit. tom, V. e. pag. 461) „— — Es find ver- 
„ſchiedene Beſchwerden bei uns eingelaufen, daß die Schulmeiſter auf 
„dem Lande, die auch mit einem ziemlichen Gehalt verſehen ſind, ſich 
„weigern, die notoriſch armen Kinder unentgeltlich zu unterrichten. 
„Da nun ſchon unterm 3. Dezbr. 1764 beſtimmt worden, welche 
„Schulhalter das erhöhte Schulgeld verlangen konnen und welche ſich 
„mit dem gewöhnlichen begnügen müſſen; ſo wird hierdurch feſtgeſetzt, 
„daß diejenigen Schulhalter, die das erhöhte Schulgeld eigentlich nicht 
„verlangen konnen, die notoriſch armen Kinder, fo von jeder Orts— 
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„wenn ſonſt keine Freiſchule daſelbſt vorhanden iſt, umſonſt unterrichten 
„ſollen.“ 

In welch ganz durchgreifender Weiſe es des großen Friedrich 
Wille war, mit moͤglichſter Genauigkeit den Zuſtand des Volks-Unter— 
richts in der Hand zu haben und ſtaatlich zu überwachen, das beweiſt 
namentlich noch der unter dem 10. October 1771 veröffentlichte Schul— 
Catalogus mit ſeinen detaillirteſten Fragen über Umfaͤng, Leitung, 
Frequenz der Schulen, über Unterrichtszeit, Lehrer: Verhalten ꝛc. ꝛc. 

Demſelben Willen entſpricht die Inſtruction für das unter dem 
22. Februar 1797 errichtete Ober-Schul⸗Collegium. Da wird aber⸗ 
mals die ſtaatliche Oberhoheit über die Schule auf das Beſtimmteſte 
ausgeſprochen, wie geradezu die kirchliche Confeſſionalität der Schule 
als ihr Reſſort-Verhältniß zum Ober-Schul-Collegium gar nicht alteri— 
rend bezeichnet. Es heißt: „Uebrigens da dieſer Oberaufſicht auf 
„das Schulweſen, welche unſtreitig dem Landesherren gebührt — —“ 
und weiter: „es gehören demnach zur Oberaufſicht dieſes Collegiums 
alle Unſere Univerſitäten — ꝛc. ꝛc. — Stadt- und Land -Schulen 
Waiſenhäuſer ꝛc. ohne Ausnahme oder Unterſchied der Religion.“ 
Das Ober-Schul⸗Collegium iſt fo ſelbſtſtändig und frei von der Kirche 
geſtellt, daß §. 9 und $. 10 beſtimmen, „es habe daſſelbe Verbeſſe— 
„rungen durch die Conſiſtorien der Provinz machen zu laſſen“ und 
ſolle zu dem Endzweck, und „damit das Ober-Schul-Collegium deſto 
„mehr in den Stand geſetzt werde, ſich der Verbeſſerung des Schul— 
„weſens auf die wirkſamſte Weiſe anzunehmen“ daſſelbe an alle Lan— 
des-Regierungen und Conſiſtorien Befehle zu erlaſſen befugt ſein. 

Damit war faktiſch das erſte Mal eine Trennung der Schule 
von der Kirche ausgeſprochen. In dem freien Geiſt der ganzen In— 
ſtruction war deutlich zu leſen, daß die Schule auch an und durch 
ſich ſelbſt als Mittel zu dem Zweck anerkannt wurde, „durch zweck— 
„mäßigen Unterricht der Jugend gute Menſchen und brauchbare Bür— 
„ger für jeden Stand zu erziehen.“ 

Nur kurze Zeit wehete dieſer friſche und freie Geiſt für die Ent— 
wickelung des Volksſchulweſens. Die Kirche verwehrte der Schule 
eine ſelbſtſtaͤndige Entfaltung. Die Kirche erklärte die Religion in 
Gefahr: dieſes fo immer wie der gebrauchte Manöver, wenn es galt, 
die ſittliche Haltung, die religiöſe Grundlage einer Richtung zu ver— 
dächtigen und zu beſeitigen, die noch eine andere Baſis für das Gut— 
Sein anerkannte als die des kirchlichen Dogmas. 
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Unter dem 9. Juli 1788 wurde das — Wöllner'ſche — Religions 
Edict erlaſſen, ein „Circulare an ſämmtliche Inſpectoren der „Churmark“ 
ordnete unter dem 4. September 1794 die Ausſtellung eines Reverſes 
ſeitens der Schullehrer an, damit der neuen Irrlehre entgegengetreten 
werde und eine unter dem 16. December 1794 ergangene Anweiſung 
ordnet in extenso der Kirche die Schule wieder in einer Weiſe unter, 
die ſich ſelbſt neben den gerade 60 Jahre ſpäter erlaſſenen — von 
Raumer'ſchen — Schul-Regulativen noch mit Ehren ſehen laſſen 
kann. Hiermit iſt die Confeſſionalität der Schule wieder auf das 
Vollſtändigſte inaugurirt und man meint, es ſei ausſchließlicher Zweck 
geweſen, in der Volksſchule lauter kleine Kirchenmänner zu bilden. 

In einer Anweiſung vom 16. December 1794 heißt es „Jeder 
„chriſtlich geſinnte Unterthan wird aus dem 1788 erſchienenen Reli: 
„gions-Ediet erkannt haben, daß es S. K. Maj. Wille iſt, ſo viel 
„Monarchen dazu thun können, in feinem Lande wahre Erkenntniß 
„Gottes in Chriſto und Achte Gottſeligkeit auszubreiten.“ Und weiter: 
„Wahrer Religions-Unterricht, in welchem die Kinder zur Erkenntniß 
„deſſen, was zu ihrer Seligkeit und zur chriſtlichen Uebung ihrer 
„Pflichten in den Verhältniſſen dieſes Lebens gehört, hinlänglich an— 
„geleitet werden, iſt die eigentliche Hauptſache des Unterrichts in nie— 
„deren Schulen auf dem Lande und in den Städten.“ Wenn man 
dieſe Anweiſung durchlieſt, ſagt man unwillkührlich, im Weſentlichen 
hat ihr Verfaſſer genau ſo geſchrieben, als 60 Jahre ſpaͤter der Ver— 
faſſer der 3 preußiſchen Schul-Regulative. 

Es iſt der eine und derſelbe Geiſt confeſſionaler Excluſivität in 
die Räume der Schule hineingetragen, in der es doch gilt, den Grund 
für die ſittliche Handlungsweiſe eines Weſens zu legen, in dem das 
Sich⸗Bewußt⸗Werden der Beweggründe ſo recht Eigenheit und Cha— 
rakter iſt. Wie aber ſoll ein Kind im Kreis feiner — immer kind— 
lich bleibenden — Anſchauungen ſich des Werthes eines confeffionellen 
Dogmas bewußt werden?! Doch das gehört jetzt nicht hierher. Ich 
konnte nur auf die ſo frappante Geiſtes-Verwandſchaft der beiden 
Erlaſſe hinzuweiſen, mir nicht verſagen. Machen ſie doch beide ſo 
eclatant aus dem das Denken lernenden Kinde einen confeſſionell 
auf den Katechismus getrillten Schul-Buben. 

Vom Regierungs-Antritt Fried rich Wilhelm III. an hörte die 
fo ganz exeluſive Frömmigkeit auf, der Volksſchule ihren Stempel 
aufzudrücken und es heißt in einer Circ.-Verord. vom 31. Aug. 1799 


16* 


— ͤͤ“! ¼Ä—é 


236 Der Schul ⸗ Unterricht für die Kinder der arbeitenden Klasen 


wieder: „Unterricht und Erziehung bilden den Menſchen und den 
Bürger und beides iſt den Schulen anvertraut.“ 

Das allgemeine Landrecht, unter Friedrich dem Großen ſchon 
bearbeitet, war mittlerweile am 5. December 1794 publicirt und daſſelbe 
haben wir als ein für das Preußiſche Volks-Schul-Weſen im Ganzen 
heute noch giltiges Grund-Geſetz anzuerkennen. 

In ihm wurden die oben ſchon näher mitgetheilten Regierungs— 
Anſichten über die Stellung der Schule zum Staate wie über die 
Ausſchließung des kirchlichen Bekenntniſſes von der Schule von Neuem 
zum Geſetz erhoben. Die „Schulen ſollen nur mit Vorwiſſen und 
Genehmigung des Staates errichtet“ werden und „Niemanden ſoll 
wegen Verſchiedenheit des Glaubensbekenntniſſes der Zutritt in öffent- 
liche Schulen verſagt“ werden. 

Dieſe Proclamation der Schule als Staatsanſtalt hinderte es 
aber deßhalb nicht, daß dieſelbe doch wieder vorwiegend den Händen 
der Geiſtlichkeit überliefert wurde, weil nach den Ss. 25 und 49 
Tit. 12 Theil II. des Allg. L. R. die Auſſicht über die niederen 
Schulen in die Hände der örtlichen Gerichtsobrigkeit und der Geiſt— 
lichen gelegt wurde. 

So konnten die Streitigkeiten, ob die Schule der Kirche, der 
Gemeinde oder dem Staate gehöre, keine Endſchaft finden und erſt 
im J. 1848 wurde durch Geſetzes-Vorlagen den immer allgemeiner 
werdenden Wünſchen nach Erlaß eines Unterrichts -Geſetzes genügt, 
das bereits in einer Conſiſtorial-Inſtruktion vom 23. October 1817 
verheißen, 1818 im Miniſterium ausgearbeitet worden war, aber das 
Licht der Welt nicht erblickt hatte. 

1808 ſchuf eine neue Organiſation der höchſten Verwaltungs— 
Behörden des Staates im Miniſterium des Innern die 3. Section 
für den Cultus und öffentlichen Unterricht, welche 1807 erſt zu einem 
eigenen Miniſterium erhoben und unter die Leitung des Freiherrn 
von Altenſtein geſtellt wurde. 

In der Kammer-Debatte uͤber den unter dem 20. Mai 1848 
ausgearbeiteten und am 22. Mai der National-Verſammlung vorge— 
legten Verfaſſungs-Entwurf ſprach fi der damalige Miniſter der G. 
U.⸗ und M.⸗Angelegenheiten Graf Schwerin-Putzar gegen eine 
Löſung der Schule von der Gemeinde aus. Er bekämpfte es, die 
Volks⸗Schule zu einer Staats-Anſtalt zu machen, ſie aus Staats— 
mitteln zu erhalten ꝛc. 5 
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Es iſt dieſe Sitzung vom 3. Juni 1848 für die Geſtaltung des 
ganzen Volksſchulweſens dadurch von jo hoher Bedeutung und hiſto— 
riſcher Wichtigkeit, weil die Regierung zum erſten Male es officiel 
ausſpricht, daß die Schule eigentlich eine Sache der Gemeinde fei. 

In einer Reihe von officiellen wie privaten Gutachten zu dem 
Verfaſſungs-Entwurf und ſpeciell der Unterrichts-Geſetzgebung tauch— 
ten dieſen miniſteriellen Erklaͤrungen entgegen die Einſetzung der Schule 
als einer Staats-Anſtalt Cin faſt griechiſcher Anſchauung), die Unter— 
richts-Freiheit wie die Trennung der Schule von der Kirche wieder 
auf. Es wurde mit der Auflöſung der National-Verſammlung 
(5. Decbr. 1848) jeder Verſuch, auf dem Wege der Vereinbarung 
das Unterrichtsweſen zu regeln, aufgegeben und am 5. Decbr. 1848 
eine Verfaſſung gegeben, die Folgendes verordnet. 

„Der preußiſchen Jugend wird durch genügende öffentliche An— 
ſtalten das Recht auf allgemeine Volksbildung gewährleiſtet; die öffent— 
lichen Volksſchulen ſtehen unter einer Staats-Behörde; die Leitung 
der äußeren Angelegenheiten der Vollsſchule ſtehen der Gemeinde zu; 
den religiöſen Unterricht in der Volksſchule beſorgen und überwachen 
die betr. Religions-Geſellſchaften.“ 

Es leuchtet die Unmöglichkeit ein, nach dieſen ſich gegenſeitig 
aufhebenden Beſtimmungen das Volksſchulweſen zu organiſiren. 

Es erſchienen im J. 1849 miniſterielle „Erläuterungen,“ die 
dieſe Verfaſſungs-Artikel erklären und ihnen eine Realiſirbarkeit geben 
ſollten. 

Dieſe Erläuterungen, obgleich ihr Geiſt bis jetzt nicht in that 
fächliche Geſtaltungen des Volksſchulweſens überſetzt worden iſt, find 
abermals von hoher Wichtigkeit und Bedeutung. Wenn wir erwaͤgen, 
wie allgemein in der preußiſchen Geſetzgebung zu Ende des letzten 
und im Anfang dieſes Jahrhunderts die Volksſchulſache ausſchließlich 
faft für eine Domaine der Staats-Gewalt erklärt wurde, fo wird 
Niemand ohne Staunen die außerordentlich raſche Entwickelung der 
Ideen verfolgen, die in maaßgebenden und officiellen Regierungs— 
Kreiſen über dieſe Fragen jetzt an den Tag traten. v. Ladenberg 
hielt zunächſt an dem Satz, daß „die Wiſſenſchaft und ihre Lehre frei“ 
ſei, unter der ausdrücklichen Hinweiſung auf die richtige Anerkennung 
„deſſen, was Wiſſenſchaft und Intelligenz bisher dem preußiſchen 
Staate geweſen und mehr als je für die Zukunft bleiben muß,“ feſt. 
Dann trug er aber in die Grundfäge über die Organiſation des Volks— 
ſchulweſens folgende neue Anſchauung ein: „In Anerkennung, daß 
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„die Volksſchule zunächſt nur eine Fortſetzung oder Ergänzung der 
„Familienthätigkeit für die Erziehung und Bildung des heranwach— 
„ſenden Geſchlechts, in ſo fern zur Pflege und Ausbildung aller in 
„der Familie berechtigten Elemente verpflichtet und daher nicht als 
„ausſchließliches und einſeitiges Eigenthum des Staates oder der Ge— 
„meinde oder der Kirche anzuſehen ſei, iſt eine deßhalb nicht zutref— 
„fende und ausreichende Definition der Volksſchule als Staats- oder 
„Gemeinde- oder kirchlicher Anſtalt vermieden worden.“ 

Freilich wird ſogleich weiter hinzugefügt: „Da aber die Familie 
„im Allgemeinen zur Erfüllung deſſen, was zum Beſtehen des Staa— 
„tes an Bildung und Sitte erforderlich iſt, nicht ausreicht, ſo war 
„die Volksſchule als eine, für jedes geordnete Staatsleben unentbehr— 
„liche und dem Geſammtzweck des Staates dienende Anſtalt anzuſehen.“ 

Und endlich wird ausgeführt, daß „eine principale Verpflichtung 
der Gemeinde“ vorliege, „zur Aufbringung der Koſten für ihr öffent— 
„liches Schulweſen in derſelben Weiſe, wie die übrigen Gemeinde— 
„Bedürfniſſe aufgebracht werden. Es liegt im Intereſſe der Volks— 
„ſchule und der Gemeinde, daß die Gemeinde die erſtere in möglichſt 
ausgedehntem Sinne als ihr Eigenthum, als einen Gegenſtand ihrer 
„unmittelbaren Fuͤrſorge und Pflege anſehen kann.“ 

Da iſt nacheinander Familie, Staat, Gemeinde als Träger der 
Volksſchule anerkannt und Alles eher erreicht, als ein Austrag des 
alten Streites, denn ſchließlich wird auch noch die Kirche in die Rei— 
hen der Vaterſchaft über die Volksſchule eingeführt, indem in den 
Erläuterungen beſtimmt wird: „iſt die nächſte Aufſicht über den Re— 
„ligions-Unterricht von den dazu berufenen Organen der religiöſen 
„Geſellſchaften zu führen.“ 

In Allem aber ward endlich auf das nach $. 23 der Verfaſſung 
zu erlaſſende Unterrichtsgeſetz verwieſen. 

Der nächſte Schritt nach Edirung dieſer „Erläuterungen“ war 
die Erklaͤrung des Miniſters von Ladenberg, vom 10. Marz 1849, 
daß erſt Normen für ein Unterrichtsgeſetz gefunden werden müßten 
und, bis das geſchehen, ein „Verzug unvermeidlich“ ſei. Der Mi— 
niſter erklaͤrte: „Dieſer Verzug iſt ſchmerzlich für darbende Lehrer, 
deren Lage von der Regierung ſehr tief, deren Thränen zu trocknen, 
als heilige Pflicht empfunden wird.“ 

Am 30. Mai 1849 ward nach Auflöſung der Kammern das 
Klaſſen⸗Wahlgeſetz oetroyirt. Am 7. Aug. 1849 begannen die danach 
gewählten Kammern von Neuem ihre Berathungen. Die Reviſton 
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der Verfaſſung ſtellte am 31. Jan. 1850 die Verfaſſung feſt, in der 
es Art. 26 heißt: „Ein Geſetz regelt das ganze Unterrichtsweſen,“ 
und deſſen Uebergangsbeſtimmungen im Art. 112 feſtſetzen: „Bis 
„zum Erlaß des im Art. vorgeſehenen Geſetzes bewendet es hinſicht⸗ 
„lich des Schul- und Unterrichtsweſens bei den jetzt geltenden geſetz— 
lichen Beſtimmungen. 

Am 19. Decbr. 1850 trat von Ladenberg aus dem Miniſte— 
rium und ſein Nachfolger von Raumer erklärte der Kammer im 
Mai 1850 „daß kein praktiſches Bedürfniß vorliege, ein allgemeines 
„Unterrichtsgeſetz mit beſonderer Beſchleunigung zu erlaſſen.“ So 
ſtellte man ſich zu den Verfaſſungs-Verheißungen in den Jahren jener 
truͤben Reactions-Periode des preußiſchen Staatslebens. 

Von Raumer erklärte weiter, „daß es nicht möglich ſein werde, 
„den Schullehrern allgemein eine Einkommens-Verbeſſerung zu ver— 
ſchaffen.“ 

So ſchritt man über die vom Vorgänger ausgeſprochene „heilige 
„Pflicht hin, die Thränen der darbenden Lehrer zu trocknen.“ 

Im Febr. 1852 erklärte v. Raumer der Kammer weiter: „Ich 
„habe mich verpflichtet gehalten, zu erklären, daß ich für den Augen— 
„blick weder im Stande noch Willens bin, ein allgemeines Unterrichts 
„geſetz vorzulegen.“ — — 

Das „non posse nee velle” eines Miniſters ging über die 
Macht, die der Artikel der vom König beſchworenen Verfaſſung im 
preußiſchen Staate hatte. 

Das Alles erhielt ſeine Bedeutung und die durchaus bezeichnende 
Illuſtration erſt durch die Erklärung von Raumer's: „Es komme 
„hauptſächlich bei der Verbeſſerung des Schulweſens auf 
„die Einpflanzung einer religiöfen Geſinnung an.“ Was 
die den preußiſchen Staat im J. 1852 leitende Kirche unter „religiöſer 
Geſinnung“ verſtand, das iſt Niemand verborgen geblieben. 

Am 1., 2. und 3. Octbr. 1854 erließ von Raumer die 3 preu⸗ 
ßiſchen Regulative für die Seminarien, die Praͤparanden-Bildung 
und die einclaſſige Elementarſchule. Eine Betrachtung am Schluß 
dieſes Aufſatzes ſoll dem Geiſt dieſes Ediktes gewidmet werden. 

Wenn es gilt, die Frage zu beantworten, „Wem gehört die 
Volksſchule?“ ſo iſt das nicht möglich ohne einen geſchichtlichen Rück— 
blick auf die Geſetze, die über die Stellung der Schule im Staate 
in Geltung waren oder dies heute noch ſind. A priori und bloß 
nach den Forderungen der öffentlichen Meinung in der gebildeten 
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Welt läßt ſich keine Norm finden, die Ausſicht auf Lebensfähigkeit 
und gedeihlichen Erfolg hat. 

Ehe aber die richtige Heimath und die Zugehörigkeit der Schule 
zu dem oder jenem Kreiſe unſeres ſocialen oder ſtaatlichen Lebens 
gefunden und beſtimmt war, ließ ſich über Aufgabe und Weſen der 
Volksſchule keine Norm, ließen ſich deßhalb keine Grundzüge finden, 
weil deren Ausführbarkeit ja zu leicht an Verhältniſſen eben der Kreiſe 
ſcheitern konnte, denen man ſie als ihr recht ausſchließliches Eigenthum 
hatte zuerkennen muͤſſen. Wie wenn z. B. eine politiſche Betrachtung 
vom grünen Tiſch den Satz ausſprach, die Schule iſt rein eine An— 
gelegenheit der Gemeinde, ſich aber dieſe politiſche Gemeinde für zu 0 
ſchwach und mittellos erklärte, die Volksſchule zu erhalten, was konnte 
da jene Erklärung ſchaffen? Oder wenn Jemand ausführte, die 
Schule gehört der Familie an und hat dieſe allein über ihr Geſtal— 
tung zu entſcheiden. Wozu könnte das führen, wenn die Kirche die 
Schule nach wie vor für ihre Domäne erklärte. So konnte einzig 
und allein ein Anhaltspunkt zur Beantwortung der Frage „wem ge— 
hört die Volksſchule an?“ in der hiſtoriſchen Entwickelung gefunden 
werden, die die Volksſchul-Geſetzgebung bis heute gemacht hat. — 

Dazu an dieſer Stelle die kurze Ueberſicht, die nur Bekanntes ent— 
halten konnte. 

Auf keinem andern Gebiet iſt das menſchliche Gemüth fo ſehr 
verſucht, idealeren Anſchauungen Rechnung tragen zu wollen, als auf 
dieſem, wo es gilt, ſo heilige Pflichten, als die der Bildung unſerer 
Kinder ſind, zu normiren. Zu leicht ſetzen ſich Gedanken feſt, wie fol— 
gende. Das Kind iſt ein unmündiges Glied der bürgerlichen Geſell— 
ſchaft. Des Menſchen ſociale und politiſche Reife ſpricht unſer Geſetz 
erſt nach der Vollendung zweier Lebens-Jahrzehende aus. Dieſe Reife 
hängt ausſchließlich von ſeiner geiſtigen Entwickelung ab, die wieder 
in ziemlich beſtimmter Weiſe gebunden iſt an einen Abſchluß ſeines 
körperlichen Wachsthums. — Nun bei der erſten elementaren Bildung 
des Kindes, die bis jetzt in der Volksſchule mit der Confirmation im 
14. Jahre ihr Ende erreicht, handelt es ſich doch noch ſo ganz aus— 
ſchließlich um ein Kindes-Alter, in dem noch von keinerlei Selbſtſtän— 
digkeit die Rede iſt. Losgelöſt und abgedraͤngt von feiner Heimath, 
der Familie, geht das Kind im Strom des öffentlichen Lebens unter, 
wenn nicht an Stelle der ihm durch ſeine Geburt gewordenen Fami— 
lien⸗Heimath ſich im privaten oder öffentlichen Leben eine andere Zu— 
flucht ihm bietet. Das Kind iſt nicht denkbar ohne Familie, wie der 
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junge Bach nicht ohne die Quelle. Den Eltern gehört das Kind. 
Von ihrem Blut iſt ſein Blut. Ihr Leben iſt das Leben des Kindes. 
Ihre Gedanken, ihr Gut, ihre Liebe, ihre Arbeit, ihr Alles: es findet 
ſeine Endſchaft und ſein Erbe in ihren Kindern. Mehr uns Zuge— 
höriges haben wir nicht als unſere Kinder. Sie find unfer höchftes 
Gut, unſere größeſte Freude, unſer heiligſter Beſitz. Ihnen geben 
wir Alles, für fie thun wir Alles. Sie find ein Theil von unſerem 
Theil. — Unſer deutſches Weſen will das Kind lange ſeiner Heimath, 
lange der Zucht und Liebe ſeiner Eltern erhalten wiſſen. 

Die Griechen, denen das hoͤchſte Gut ihr Staat war, machten 
die Jünglinge mit 18 Jahren im Theater vor dem verſammelten Volk 
mit Speer und Schild wehrhaft, denn der Jüngling konnte da ſchon 
Mannes-Dienſt thun für den Staat. Den Nord-Amerikanern iſt die 
abſoluteſte Freiheit perſönlicher Entwickeluag hoͤchſter Beſitz und wir 
ſehen das Kind losgebunden von der Familie. Das Geſetz verbietet 
den Eltern, nach dem 8. Jahre das Kind zu ſchlagen. Dem Deutſchen 
ſind die Rechte über ſein Kind unantaſtbar. Eine Unbill, die ſeinem 
Kind widerfaͤhrt, widerfaͤhrt ihm. Die deutſche Mutter hängt an 
dem gebrechlichen Kinde am leidenſchaftlichſten und vermag den Ge— 
danken nicht zu faſſen, daß die Stamm-Aelteſten in Sparta die zu 
ſchwach befundenen Neugebornen in die Tiefen des Berges Taygetos 
warfen. 

Kurz der Familie, ausſchließlich der Familie gehoͤrt das Kind: 
fo verlangt es unſer deutſcher Sinn. Der Vater, die Mutter wünfcht, 
daß das Kind auch in ihr geiſtiges Erbe trete, die Eltern ſuchen 
womöglich eine Schule, wo Zucht und Sitte nach ihren Gedanken 
waltet. Es giebt für die Eltern nichts Schrecklicheres, als das Kind 
einem ihnen fremden kirchlichen Leben verkauft zu ſehen und der 
Mortara-Diebſtahl empörte jedes elterliche Gefühl. In dem Geiſt 
gehört die Schule ausſchließlich der Familie an. 

Von Ladenberg erklärte: „die Volksſchule iſt eine Ergänzung 
der Familienthaͤtigkeit.“ Damit war in echt deutſchem Sinn auf die 
unlösbare Zuſammengehöͤrigkeit zwiſchen Familie und Schule zum erſten 
Male von einem hoͤchſten Vertreter der preußiſchen Geſetzgebung hin— 
gewieſen. Die Legislation kannte die Schule nur als ein Inſtitut 
des Staates oder eine Angelegenheit der Gemeinde. In jenem Aus— 
ſpruch iſt das rechte Princip gewahrt; das Princip, das dem realen 
Verhaͤltniß, der Wahrheit entſpricht, daß das Kind der Familie gehört, 
denn nur im Schooß derſelben findet es ſeine volle Entwickelung. 
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Und doch wohin verſchlagen Verhältniffe, denen wir auf jedem 
Tritt und Schritt begegnen, ſolche Anſchauungen, wie machen die all— 
täglichſten Erfahrungen, daß Eltern ihre Kinder ſchlecht halten, ver— 
wahrloſen, verlaſſen, ja direkt dem Elend Preis geben, ſolche Ge— 
danken zu verderblichen Idealen, ſobald auf ſie allgemeinere Ord— 
nungen begründet werden ſollen! 

Den Satz „die Schule iſt eine Sache der Familienthätigfeit, die 
Bildung und Erziehung des Kindes in den Geiſt und das Haus der 
Eltern hinein gehört eben ihnen, gehört der Familie,“ muß man be— 
ſchraͤnken in die Worte „die Schule ſollte ausſchließlich eine Sache 
der Familienthätigkeit fein.” 

Die Familie, die ihr Kind nicht losläßt, die Familie, deren hoͤch— 
ſter Stolz und föftlichfter Schmuck die Kinder find, die Familie, die 
ſich als ein Glied der Gemeinde, des Staates, des Vaterlandes kennt 
und die Erziehung des Kindes im gehobenen Geiſt einer erleuchteten 
Volks-Erziehung will, die muß erſt geſchaffen werden. So lange wir 
ſie nicht haben, wollen wir das Ideal nicht aus den Augen verlieren, 
aber uns auch nicht zu Utopiſten machen dadurch, daß wir die Volks— 
ſchule einem Geiſt und einer Kraft überlaſſen, die heute noch ſo viel 
inmitten eines nicht gebildeten Volkes vermißt werden. 

Ich brauche die Geduld meiner Leſer mit keinem Beweiſe weiter 
zu ermüden, daß die Volks-Schule der Familie noch nicht überlaſſen 
werden kann. Unſere ſocialen Verhaͤltniſſe reden es von den Dächern, 
daß das Volk den Werth der Schule nicht zu ſchätzen weiß, ja daß 
es nur zu oft noch in dem Schulzwang eine Beeinträchtigung ſeiner 
Rechte ſieht. Das Kind, das wegen des Schulbeſuchs in der Fabrik 
ſich nichts verdienen oder nicht auf den Bettel nach Brod oder Al— 
moſen gehen kann, bringt ja einen reellen Verluſt. — 

So muß denn eine andere Heimath für die Volksſchule geſucht, 
ſie muß auf einen andern Factor als das Bildungsmaaß der Familien 
unſeres Volkes gegründet, ihr muß eine andere Zugehörigkeit geſchaffen 
werden, als der ſo oft halt- und kraftloſe Rahmen der Familie im 
Volke “). 


*) Ich darf die Bemerkung nicht unterdrücken, daß die ehrenwertheſten Aus: 
nahmen auch in focial ziemlich bedrängten Familien vorkommen, ich weiß, daß auch 
arme Arbeiter gern Schulgeld bezahlen, ich weiß, daß ſie oft genug erklären, gern 
noch mehr bezahlen zu wollen, wann nur ihre Kinder auch etwas Tüchtiges in der 
Schule lernten. Trotzdem wird Niemand leugnen wollen, daß das im Ganzen Aus⸗ 
nahmen find, D. Vf. 
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Seit der Staat feine Hand über die Sache der niederen Volks 
ſchule hielt, ſeitdem mußte er auch auf Mittel für die Erhaltung der 
Schule ſinnen. Eines der naheliegendſten war das des Schulgelder— 
Zwanges. Es iſt oben eine geſetzliche Beſtimmung aus dem 18. Jahrh. 
angeführt. 

Seit 1794 änderte ſich der geſetzliche Boden dafür, indem die 
landrechtliche Beſtimmung über den Unterhalt der gemeinen Schulen 
vorliegt, die fo lautet (cf. A. L. R. Th. II, Tit. 12 §. 29): „Wo 
„keine Stiftungen für die gemeinen Schulen vorhanden ſind, liegt die 
„Unterhaltung der Lehrer den ſämmtlichen Hausvätern jedes Ortes, 
„ohne Unterſchied, ob ſie Kinder haben, oder nicht, und ohne Unter— 
„ſchied des Glaubensbekenntniſſes ob.“ 

Seit dieſer landrechtlichen Beſtimmung änderte ſich der Charakter 
der Volksſchule weſentlich, denn ſie ward nun in ihrem bis dahin 
wichtigſten Theile, dem finanziellen Punkte durch eben dieſes Geſetz 
auf die Thätigfeit, die Mittel der Gemeindeglieder angewieſen. Es 
bedingten dieſe Beſtimmungen, daß ſich das Schulgeld immer mehr 
zu einer Schulſteuer umwandele. Und in der That lief darauf der 
Inhalt der dießfälligen ſpäteren Beſtimmungen im Weſentlichen hinaus. 
Am Ausführlichſten wird dieſe Einführung der Schulbeiträge an Stelle 
des Schulgeldes behandelt in einem Reſcript des Miniſters der 
Geiſtlichen, Unterrichts- u. Medizinalangelegenheiten v. 18. April 1831. 
In demſelben lauten die damaligen Regierungs-Principien am bin 
digſten bezeichnende Stellen: „Das Schulgeld für dieſelben (Kindern 
„unvermögender Eltern des Volkes) muß vielmehr nöthigen Falls, 
„da Elementar - Unterricht geſetzlich jedem Kinde verſchafft werden 
„muß, und mithin zu den unerläßlichen Bedurfniſſen der Erziehung 
„gehort, als ein Theil der Armenpflege aus den betreffenden Armen— 
„oder ſonſtigen allgemeinen Korporations- oder Kommunal-Fonds, 
„und bei deren Erſchöpfung durch Zuſchüſſe der betheiligten Gemein— 
„den aufgebracht werden.“ Weiter „Die Aufbringung der Schul— 
„Unterhaltung, und insbeſondere der Lehrer-Beſoldung, durch Schul— 
„geld, iſt aber ſeit Publication der Allgem. L.-R. überhaupt nicht 
„mehr die eigentliche, geſetzmäßige Einrichtung, ſondern es ſoll der 
„Bedarf durch firirte Beiträge ſämmtlicher Hausväter des Orts oder 
„reſp. Schulbezirks nach Verhaͤltniß ihres Vermoͤgens- und Nahrungs— 
„ſtandes aufgebracht werden.“ Schließlich heißt es dort: „Es ftellt 
„ſich vielmehr dadurch, daß erſtens durch die Heranziehung aller Haus— 
„väter der Schulgemeinde, ohne Rückſicht auf ſchulbeſuchende Kinder, 
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„die Kontribuentenzahl meiſtentheils betrachtlich vermehrt, daß zwei— 
„tens die Paft nach einem viel billigeren und zweckmäßigeren Repar— 
„titionsfuße, als dem rein zufälligen der Kinderzahl, unter ihnen 
„vertheilt, daß dabei drittens kein dergl. abſoluter Beitragsſatz, wie 
„das Schulgeld, ſondern ein für jede einzuſchätzende Klaſſe freier, 
„mithin auch die zur Zahlung des bisherigen Schulgeldes unvermö— 
„genden Eltern doch noch mit dem etwa in ihren Kräften ſtehenden 
„niedern Quanto heranziehender Satz genommen, und daß endlich 
„viertens die Beitragslaſt, ſtatt der ſonſtigen Befchränfung auf die 
„Schulzeit der Kinder, für jeden Kontribuenten auf die ganze Dauer 
„ſeiner Exiſtenz als Hausvater in der Schulgemeinde vertheilt wird, 
„der jährliche Beitrag für jedes Gemeindemitglied allemal in ein ſo 
„mildes Verhältniß, daß er namentlich mit dem oft ſo drückenden 
„Schulgelde in gar keine Vergleichung zu bringen iſt, und kaum für 
„die wohlhabendſten Haushaltungen dasjenige Quantum zu erreichen 
„pflegt, was an Schulgeld für die gewöhnliche Durchſchnittszahl ſchul— 
„beſuchender Kinder einer Familie, von den Eltern auch aus der 
„mindeſt vermögenden, nur eben noch Über der abſoluten Zahlungs: 
„Unfähigkeit ſtehenden Vermögensklaſſe hat aufgebracht werden müſſen.“ 

So war ein gefunder, politiſch wie national-wirthſchaftlich durch— 
aus correcter, ein durch keinerlei ſocialiſtiſche Sympathien entſtellter 
Grundſatz, in dem alten, von ganzen Lande mit Achtung und Ver— 
ehrung getragenen Landrecht wurzelnd, in einem ausführlichen Mini— 
ſterial-Reſcript entwickelt, nicht einem Miniſterium, deſſen Dauer nach 
Jahren, ſondern einem, das ſie nach Jahrzehenden zaͤhlte. Wenn 
man alle die weitſchichtigen ſtenographiſchen Berichte der Reden und 
Verhandlungen durchblättert, die über den Artikel IV der weiland 
deutſchen Grundrechte in der Paulskirche gehalten und gepflogen 
worden ſind, ſo findet man nicht eine Organiſation, nicht einen Ent— 
wurf, oder nur ein einen folchen ſtützendes Prinzip ausgefprechen, fo 
praktiſch und werthvoll, als das in dem vorſtehenden Miniſterial-Re— 
ſcript. Mag man von welcher Seite auch immer die für das Staats— 
Wohl jedes Cultur-Volkes zweifelsohne wichtigſte Frage „nach der 
Stellung, reſp. Zugehörigkeit der Volksſchule“ erwägen, ſo wie unſere 
geſellſchaftlichen Zuſtände nun einmal liegen, wird die Organiſation 
der Volksſchule der Heranziehung eines Gemeinde-Verbandes, mag 
ſolcher nun hier vorwiegend die politiſche, anderen Ortes mehr eine 
Schul⸗Gemeinde, ein Schul-Bezirk ſein, mag die Schul-Unterhaltung 
hier mehr als eine Staats- dort als Communal- in anderen Ver- 


und bie brei prenßifcken Regulative vom 1. 2 und 3. Oetobey 1854. 2483 


hältniſſen wieder als eine Societaͤts-Laſt ausgeſprochen werden müffen, 
nicht entbehren können. Die Familie, die wir als die Heimath jeden 
Schul-Intereſſes anerkennen mußten, denn die Eltern ſind's, denen 
die Erziehung der Kinder ebenſo viel Pflichten als Rechte auferlegt, 
iſt für die Uebernahme des ganzen Erziehungswerkes im Volke un— 
ausreichend: das bewieſen unſere geſellſchaftlichen Zuſtände. Wir 
wurden ſomit an die Gemeinde als den Boden für die Sache der 
Volksſchule gewieſen. 

Aber werden wir ſicher ſein, hier dies Intereſſe auch vollkommen 
geborgen, es vor dem Verfall ſicher geſtellt zu ſehen? Wie ſieht es 
in den Gemeinden heute aus? Wird ſo viel Sinn für Elternpflicht, 
ſo viel Hingabe an das Wohl des Volkes, ſo viel Bürgertugend für 
die Gemeinſamkeit der Sache zu finden ſein? Iſt unſer Gemeinde— 
Leben, iſt der öffentliche Geiſt in jedem Gemeinweſen ſo angethan, 
daß der Staat ruhig und unbekümmert in ſeine Haͤnde die Sache 
des Volks-Unterrichts legen kann? 

Ich glaube, daß kaum Jemand, der nuͤchternen Geiſtes die Ver— 
hältniſſe unſeres Volkslebens zu betrachten vermag, darauf mit einem 
freien, bedingungsloſen „Ja“ antworten wird. Wer das Leben und 
den Geiſt kleiner Gemeinden nicht bloß aus Romanen, Reiſen und 
Spaziergaͤngen kennt, ſondern, mitten in ihm einen Beruf ausübend, 
ſeine Erfahrungen ſammelte, der weiß recht wohl, welcher Horizont 
dort den Anſchauungen über Weſen und Bedeutung der Volksſchule 
im großen Ganzen — und auf die Majorität der Urtheile muß es 
bei allen Communal-Angelegenheiten ankommen — gezogen iſt. 

Und fo müffen wir, unſer Ideal in der Zugehörigkeit der Volks— 
ſchule an die Familie unverrückt im Auge behaltend, wie unſerer Erz 
klaͤrung getreu, daß ohne Heranziehung eines Gemeinde-Verbandes 
die Frage des Volksſchulweſens nicht gelöft werden kann, noch einen 
zweiten Schritt thun und uns nach einer Gewähr dafür umſehen, 
daß der Volksſchul-Frage ihre hohe Bedeutung bei deren Organiſa— 
tion auch gewahrt bleibe. 

Und da ſtehen wir vor der Thür der heute noch ſo überall hel— 
fen ſollenden, leider oft ſo unvermeidlich gehaltenen Staats-Gewalt. 
Hier muß — ſo wie die Sachen heute liegen — die Garantie ge— 
ſucht werden, daß der Schul-Erziehung des Volkes ihr hohes Recht 
werde. Es iſt kaum nöthig, für die Legalität dieſer Anſchauung ein 
Wort zu verlieren. Kein Jahrzehend iſt ſeit 100 Jahren vorüͤber— 
gegangen, in dem nicht von den verſchiedenſten Richtungen aus die 
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Volks ſchule als eine Sache wäre erklärt worden, über die dem Staat 
das letzte und ganz unbedingte Ober-Aufſichtsrecht zuſtehe. Siehe oben 
die näheren Verordnungen. An hiſtoriſcher Continuität fehlt es gewiß 
dieſer Anſchaung nicht. Lautete doch ſelbſt $. 19 von Artikel IV der 
deutſchen Grundrechte: „Das geſammte Unterrichts- und Erziehungs— 
weſen ſteht unter Oberaufſicht des Staates.“ 

Freilich ſoll die Kraft und die Einſicht unſeres Volkes danach 
ringen, ſich von der Staats-Gewalt dadurch zu befreien, daß es ſelbſt 
die Pflichten des Staates übernimmt und aus eigenem Antrieb eine 
Volksſchule erhält, die das hohe Ziel nicht aus den Augen verliert, 
daß durch ſie der Grund fuͤr die Heranbildung ſittlich zuverläſſiger 
und glücklicher Menſchen gelegt werde. 

Wenn wir alſo ein Reſultat unſerer bisherigen Unterſuchungen 
ausſprechen, ſo kann das nicht anders lauten, als: „die Erziehung 
des Kindes auch durch das Mittel der Schule kann im 
Grunde nur eine Sache der Familie ſein, von der das 
Kind ein Theil if. Da aber eine Familie ſelten in ſich 
ſelbſt die Mittel hat, einen ausreichenden Unterricht ihren 
Kindern zu gewähren, und die Gemeinde, ſo weit ſie die 
Verfolgung von Schulzwecken zu ihrer Aufgabe macht, eben 
nur als eine Vereinigung von Familien mit gleichen In— 
tereſſen gedacht werden kann, ſo fällt der Gemeinde ganz 
von ſelbſt die Ausführung einer Reihe von Aufgaben, die 
Erhaltung der Schulen betreffend, zu, die ihr eben nur 
als dem Repräſentant der einzelnen Familien zukom— 
men. Da endlich der Staat in ſeiner hohen Aufgabe, 
das Wohl des Einzelnen zu fördern, das unmittelbarſte 
Intereſſe und die dringendſte Pflicht erkennen muß, da 
es ohne ein Wohlbefinden des Einzelnen keine Geſund— 
heit und Kraft des Ganzen geben kann, ſo iſt offenbar, 
daß der Staat ſo lange ſein Auge nicht von der Errei— 
chung des Zieles der Volksſchule wegwenden darf, bis 
er daſſelbe ganz vollkommen in den Händen der Kreiſe, 
Bezirke, oder der einzelnen politiſchen, Kirchen- oder 
Schul-Gemeinden gewahrt ſieht.“ 

Soweit ſcheint die Aufgabe, die der Gegenwart vorliegt, eine ein— 
fache, glatte, leicht zu erfüllende. Die verſchiedenen Kreiſe des Staats— 
lebens haben ein und daſſelbe Ziel, es bieten ſich ein und dieſelben 
Mittel dar, es zu erreichen, die Ziele ſtehen ſich nicht feindlich und 
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einander ausſchließend gegenüber. Wo ſitzt denn nun der Zankapfel? 
Was iſt's denn, das die Schulfrage ſo heiklig macht, warum verwei— 
gert denn die Staats-Regierung ſeit nun bald 50 Jahren die Ema— 
nation eines Unterrichtsgeſetzes? 

Nur mit ganz beſonderer Zaghaftigkeit, nur mit einer ganz un— 
verholenen Scheu, ja meiſt mit ſtrafbarer Indolenz betaſtet Jeder dieſe 
Antwort. Und doch kennt ſie Jedermann ſo gut. Die Schwierigkeit 
liegt in dem Abfinden mit der Kirche. 

Jeder die heutige officielle Kirche noch nicht ganz als ausge— 
ſchieden aus der wahrhaften Religions-Gemeinſchaft der Menſchen 
Betrachtende ſagt ſich: „wie ſollen Kirche und Schule nicht mit ein— 
ander gehen können?“ Ein Ziel, eine Zukunft, ein Streben, eine 
Freiheit, einen Staat, eine Wiſſenſchaft, einen König oder einen 
Kaiſer oder ein Regiment, ein Wollen, nämlich das ein ehrlicher, 
ſich ſeines Denkens und Thuns, wie der Verantwortlichkeit für fein 
Handeln, immer klar bewußter Menſch zu werden: das ſucht die 
Menſchheit und, das zu erreichen, ſollte es zwei Mittel geben, die 
ſich beide fo feindlich ausſchloͤſſen, die keinen Raum neben einander 
hätten, deren Träger ſich einander bekämpften? Dieſe Frage iſt eben 
ſo brennend als natürlich. Es muß dem unbefangenen, vertrauenden 
Gemüth ein unerklärliches Raͤthſel ſcheinen, warum die Kirche und 
Schule ſich ſo auf Tod und Leben einander bekämpfen, während ſie 
doch Beide nichts als das Glück des Menſchen wollen können? 

Doch genug hierüber. Solche Vertrauens-Selige unter uns giebt's 
von Jahr zu Jahr, von Tag zu Tag Wenigere. Es wird immer 
klarer: „Mit der Religion iſt der Staat wie Schule in inniger Ein— 
heit, aber zwiſchen der zur Kirche gewordenen Religion und dem 
Staate ein richtiges Verhaͤltniß zu finden, iſt unmöglich." 

Die Religion iſt die Mutter der Schule, die Schule ſoll ein 
Zweig der religiöſen Thaͤtigkeit fein, aber nicht einer Thätigfeit, die 
wie die der Kirche die Lehrfreiheit unbedingt verwirft und die For— 
ſchung unbedingt beſchränkt. Doch wir müſſen unten den Punkt noch 
einmal berühren, deshalb brechen wir hier den Gedanken ab. 

Wenn ich frage, was trägt die Wieſe, was bringt der Wald 
ein, was leiſtet eine Maſchine, ſo ſetze ich dabei immer ſtillſchweigend 
eine gewiſſe Befähigung, einen Grad von Kenntniſſen im Landbau 
oder Forſtweſen, eine induſtrielle Geſchicklichkeit voraus, die die dabei 
dem Menſchen zukommende Arbeit thut. Ob ich einen Gärtner oder 
einen Bock in den Garten ſetze, iſt nicht gleich für das Aufblühen der 
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Pflanzen. Ob ich einem Erwachſenen oder einem Kind eine Arbeit 
anvertraue, ob ein Wiſſender oder Unwiſſender, ein Berufener oder 
Unberufener Pflichten überkommt, es iſt nicht gleich für das, was 
gefchafft werden fol. Es war unumgänglich nöthig, erſt zu unter— 
ſuchen, wem gehört die Volksſchule an, ehe man ein Urtheil fällen 
könnte über das, was dieſelbe leiſtet. 


III. Was leiſtet heute die Volksſchule? 

Wir haben keine weiteren Mittheilungen über den Stand der prin— 
cipiellen Fragen, ſoweit fie ſich aus den letzten miniſteriellen Erklärun— 
gen ergeben, zu machen. Artikel 21 der am 6. Februar 1850 vom 
Koͤnig beſchworenen Verfaſſung lautet: „Für die Bildung der Jugend 
ſoll durch öffentliche Schulen genügend geſorgt werden,“ und das Mini— 
ſterium von Raumer erklärte, 1852 das Schulgeld verdiene „die ſorgfäl— 
tigſte Conſervirung.“ Artikel 25 enthält die Worte: Der Staat gewaͤhr— 
leiſtet demnach den Volksſchullehrern ein feſtes, den Rocalverhältniffen 
angemeſſenes Einkommen,“ und von Raumer ſprach aus: „daß es 
nicht möglich ſein werde, den Schullehrern allgemein eine Einkommens— 
Verbeſſerung zu verſchaffen.“ Artikel 26 der Verfaſſung lautet: „Ein 
beſonderes Geſetz regelt das ganze Unterrichtsweſen“ und v. Raumer 
verweigerte die Vorlegung eines allgemeinen Unterrichtsgeſetzes. So 
ſtehen die Sachen heute noch. Nachdem endlich ſeit der Emanation 
des A. L. R.'s faſt ununterbrochen in allen Geſetzen das Ober— 
Aufſichtsrecht über die Schule dem Staate gewahrt worden iſt, nach— 
dem ſelbſt Artikel 23 der giltigen Verfaſſung von 1850 ausſpricht: 
„Alle öffentlichen und Privat-Unterrichts- und Erziehungs-Anſtalten 
„ſtehen unter der Aufſicht vom Staate ernannter Behörden,“ heißt 
es in dem unmittelbar darauf folgenden Artikel 24: „Bei der Ein— 
„richtung der öffentlichen Volksſchulen ſind die confeſſionellen Ver— 
„haͤltniſſe moͤglichſt zu beruͤckſichtigen. Den religiöſen Unterricht in 
„der Volksſchule leiten die betr. Religions-Geſellſchaften.“ 

Was leiſtet nun die heutige Volksſchule? Sie iſt eingerichtet 
und in ihrem Unterrichtsſtoff genau begrenzt nach den Beſtimmungen 
der 3 preußiſchen Regulative vom 1., 2. und 3. October 1854. Wir 
haben uns jetzt deren Geiſt klar vor das Auge zu führen. So hart es uns 
angeht, wir können es unſeren Leſern nicht erlaſſen, hier einer Reihe 
von Sätzen ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden, die den Geiſt dieſes quaſi 
Unterrichts-Geſetzes zu bezeichnen geeignet fein werden. Soweit nur 
moͤglich, werde ich mich einer Kritik der Worte enthalten, da ſie zu 
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laut ſich ſelbſt kritiſiren. Nöthig aber iſt die Veröffentlichung dieſes 
charakteriſtiſchen Inhalts deshalb, weil es eine Mode geworden ift, 
die Regulative zu vertheidigen, ohne fie zu kennen. Gewöhnlich wird 
alles Räſonniren contra damit als nicht zu beachten beſeitigt, daß 
man ſagt: „er räſonnirt ohne Kenntniß der Sache.“ Bei der Stel— 
lung zu den Regulativen findet ein Räſonniren pro ſtatt. Ihre Wer— 
theidiger raſonniren ohne Kenntniß der Sache. Die Regulative 
werden ſtill von den gebildeten Kreiſen unſeres Volkes ertragen und 
geduldet, wenn man aber Jemand fragt: „ob er ſie denn auch wirk— 
lich kenne,“ dann heißt es „nein, geleſen habe ich ſie noch nicht.“ 
Und das gerade iſt es, was wir ſo dringend wünſchen. In jedes 
Haus, in jede Familie, auf den Tiſch jedes Bucher Leſenden möchten 
wir fie tragen, zu den 6 Auflagen, in denen fie in der Lehrerwelt 
verbreitet ſind, möchten wir noch 10 Auflagen kommen ſehen, damit 
endlich das Volk höre, was ſie mit ihm vorgenommen wiſſen wollen. Es 
mag ein hartes Urtheil ſcheinen, aber feit dem Wöllner'ſchen Reli— 
gions-Edict ift wohl keine Verordnung, kein Regulativ, keinerlei wiſſen— 
ſchaftliche oder politiſche Erſcheinung, ſo tief einſchneidend, ſo allen Fort— 
ſchritt, und alles pädagogiſche Wirken, wie alle Entwickelung der Volks— 
Erziehung Lähmend und ertödtend geweſen, als dieſe Maaßnahmen vom 
I., 2. und 3. October 1854. Doch zur Blumenleſe ſelbſt. In dem erſten 
„Regulativ über Einrichtung des Seminar-Unterrichts“ heißt es pag. 
14: „Was die Erziehung im Allgemeinen betrifft, ſo wird für den 
künftigen Elementarlehrer eine Zufammenftellung und Erläuterung 
der in der heiligen Schrift enthaltenen, hierher gehörigen Grundſätze 
ausreichen. Die Lehre von der Sünde, menſchlichen Hilfsbedürftig— 
keit, von dem Geſetz, der göttlichen Erlöſung und Heiligung iſt eine 
Pädagogik, welche in ihrer Anwendung für den Elementarlehrer nur 
einiger Hilfsſätze aus der Anthropologie und Pſychologie bedarf.“ In 
der That, es iſt unglaublich, ſo der Erziehung im Allgemeinen ihren 
Grund und Boden angewieſen wiſſen zu wollen. Wer einmal nur 
ſich in die Myſterien, in die unergründlichen Satzungen, in dieſe 
ſchwierigſten aller dogmatiſchen Streitigkeiten, die Lehren über das Suͤn— 
den⸗Bewußtſein und das Erlöſungs-Bedürfniß vertieft hat und dabei an 
das Weſen eines Kinderherzens, an die Faſſungskraft des Volkes denkt, 
wer ſelbſt einmal im Leben wahr und ehrlich und offen es mit ſeinen 
eigenen Erfahrungen ausgerungen hat, jene confeſſionellen Fundamente 
der chriſtlichen Heilslehre durchzuleben, wer ſolche Dogmen nicht bloß 
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ſondern wer in ſeinem eigenſten innerſten Religions-Leben die Ver— 
mittelungen zwiſchen Leben und kirchlicher Satzung geſucht, wer na— 
mentlich nicht für eine doppelte Buchführung, jenen modern-jefuitifch- 
proteſtantiſchen Standpunkt der erflärteften Achfelträgerei und Doppel— 
züngigkeit auf dem Gebiet der heiligſten Lebens-Intereſſen, erzogen 
iſt: wahrlich der weiß nicht, was er nur denken ſoll, dieſe ſchwierig— 
ſten und tiefſten Gedankengebiete dem eben mit dem Suchen der ein— 
fachſten, pſychiſchen Elemente beſchäftigten Kinde dargeboten zu ſehen. 
Das Kind iſt damit erfüllt, feſte Formen zu erhalten für ſeine An— 
ſchauungen; es ſtrebt der Lehrer eine formale Geiſtes-Bildung für 
daſſelbe an, d. h. das Kind wird unterrichtet, in logiſcher Weiſe 
anſchauen, betrachten, urtheilen und denken zu lernen, es wird Alles 
daran geſetzt, ihm die Realien, die es umgeben, ſeiner Faſſungskraft 
entſprechend, verſtändlich zu machen; das Kind iſt eben bei den Ele— 
menten des in ihm ſich geſtaltenden Seelen-Lebens; es gilt, nicht 
etwa Vieles, ſondern Eines ihm zu lehren, oder an Einem ſeine 
geiſtigen Operationen ſich entfalten zu laſſen; es reicht für die ganze 
Zucht der Gehorfam gegen den conſequent handelnden Lehrer wie 
gegen die mit ernſter Liebe erziehenden Eltern vollkommen aus; 
Das Kind kann ſich, weil es keine Einſicht hat, noch nicht ſelbſt be— 
ſtimmen; das Schulkind wird nicht ſittlich oder unſittlich, ſondern gut 
oder böſe genannt; die Wahl, mit der es das Gute oder Böſe er— 
faßt, iſt noch dem Verſtand und Gewiſſen der Schule wie der Eltern 
anvertraut; das Lehren und Schulgehen erklärt das Kind eben eo ipso 
für unmündig: und da hinein in dieſe Zeit der Kindheit und der kind— 
lichen Entwickelung, da ſetzt unſere kirchliche Pädagogik eine Lehre, 
deren Erfaſſung und Wiedergeſtaltung die vollſte Kraft wie die reichſte 
Erfahrung des Erwachſenen erheiſcht. Und die Anwendung dieſer 
Heilslehre ſoll nur einiger Hilfsſätze aus der Pſychologie bedürfen. 
Es giebt allerdings eine empiriſche und eine dogmatiſche Psychologie nach 
dem Glaubensbekenntniß des Verfaſſers der Regulative, und wer in die 
philoſophiſche Rumpelkammer des vorigen Jahrhunderts greift, wird um 
einige ſolche Hilfsfäge nicht in Verlegenheit kommen. Nach den gewöhns 
lichen Begriffen der Gebildeten aber iſt die Pſychologie eine Wiſſenſchaft. 
Als ſolche iſt ſie die aus den bis jetzt gemachten Forſchungen reſul— 
tirende Ueberzeugung, dahin lautend, daß die Pſychologie, als die 
Lehre von dem menſchlichen Gedankenleben zuerſt und vor Allem die 
Natur des Gehirnes kennen lernen muß, als dem Organ, ohne das 
nach der Ueberzeugung aller Menſchen ein Gedanke nicht entſtehen 
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kann. Damit iſt die Naturwiſſenſchaft als erſte und unerläßlichſte 
Hilfswiſſenſchaft für jede Pſychologie anerkannt und nothwendig. — 
So lange aber muß ich es ebenſo eine im gefährlichften Sinne 
den Unbefangenen zu beſtechen geeignete, als eine durchaus werth— 
und gehaltloſe Phraſe bezeichnen, daß „die Anwendung der Heils— 
lehren fuͤr den Elementarlehrer nur einiger Hilfsſätze aus der Anthro— 
pologie und Pſychologie bedürfe,“ als dieſe Hilfsſätze nicht verbotenus 
angeführt nicht nur, ſondern auch in einer von der Wiſſenſchaft an— 
erkannten und gedeckten Weiſe entwickelt und begründet ſind. — Und 
bis ſolchen Forderungen Genüge geſchehen, müſſen wir alle Gedanken, 
Sentenzen und Ausführungen der Regulative, wo und wie ſie nur ihr 
dogmatiſches Holz aus wiſſenſchaftlichen Gründen oder dem Geiſt der 
Gegenwart zu ſchnitzen verſuchen, für Coquetterie, für Unwahrheit 
erklaren. Es giebt eben keinen Hilfsſatz aus der Anthro— 
pologie und Pſychologie, der die Anwendung der Lehre 
von dem tiefen Sündenbewußtſein und Erloſungs-Be— 
dürfniß für die Erziehung des Kindes im Allgemeinen 
zu ſtützen vermöchte. Mit dem unumwundenſten, lauteſten Be— 
kenntniß muß die Wiſſenſchaft jeden Verſuch zurückweiſen, mit ihr den 
todten Kram des dogmatiſchen Confeſſionalismus verkauft zu ſehen. 
Ich fahre in der Anführung weiterer charakteriſtiſcher Stellen aus 
den Regulativen fort. Da heißt es pag. 15: „Der — — Katechismus— 
Unterricht — — hat vornehmlich die Aufgabe, durch ein klares 
und tiefes Verſtändniß des göttlichen Wortes auf der 
Grundlage des evangeliſchen Lehrbegriffs der eigenen 
religiöſen Erkenntniß der Zöglinge Richtung und Halt, 
und indem er ſie durch jenes Verſtändniß ſich ſelbſt und 
ihr Verhältniß zur göttlichen Heilsordnung erkennen 
läßt, für ihr ganzes chriſtliches Leben die richtige Grund— 
lage zu ſchaffen.“ Ich bitte um nichts, als dieſen Satz drei, vier und 
und mehrmal zu leſen. Ferner pg. 16: „Bei dem Einfluß aber, welchen 
gerade dieſer (Katechismus-) Unterricht auf das ganze geiſtige Leben 
des Lehrers ausüben ſoll, kommt es — — beſonders darauf an, daß 
durch ihn ſichere und bleibende, mit dem Lehrbegriff der 
Kirche übereinſtimmende Reſultate der chriſtlichen Er— 
kenntniß erzielt werden.“ Ferner pg. 18: „— — weßhalb es 
auch nur erwiünfcht fein kann, wenn die Seminarien als ſolche 
lebendige Glieder der Vereine für Miſſion und verwandte 
Beſtre bungen find.“ Das bedarf keines weitern Commentars. 
17 * 
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Die Seminarien ſind kirchlichen Intereſſen gewidmet. — Noch eine 
Stelle ef. pg. 19 ff.: „Der Katechismus-Unterricht der Elementarſchule 
hat auf den letzteren (Conſirmanden-Unter.) in der Art vorzubereiten, 
daß durch eine einfache katechetiſche Behandlung der Katechismus 
feinem Wort- und Sach-Inhalte nach zum klaren und 
ſicheren Verſtändniß der Kinder gebracht und, foweit er— 
forderlich, ihrem Gedächtniß eingeprägt wird.“ Die Inſtruc⸗ 
tion für den „Religions-Unterricht in den evangeliſchen Schullehrer— 
Seminarien“ ſchließt pg. 24 mit den Worten: „Dem nach dieſen 
Grundzügen eingerichteten Religions-Unterricht wird es nicht nur 
möglich werden, für die Elementarſchule formell vorgebildete und ihrer 
Aufgabe ſich klar bewußte Lehrer heranzuziehen, in dieſen ſelbſt eine 
ausreichende und beſtimmte Erkenntniß des Wortes, der Lehre und 
des Lebens der evangelifchechriftlichen Kirche zu gründen; ſondern er 
wird auf dieſem Grunde auch ein gottesfürchtiges Leben der Zöglinge 
anbahnen können, das den Erziehungsgang Gottes von der Erkennt⸗ 
niß der Sünde bis zur Rechtfertigung durch den Glauben, der in 
der Liebe thätig iſt, jeden Einzelnen an ſich erfahren und in ſich 
nachleben läßt. Dazu gehort, daß ſich das ganze Leben im Se— 
minar unter die Zucht des Wortes und Geiſtes ſtellt, daß 
aus der Fülle der Gnadenmittel von Lehrern und Schü— 
lern fleißig und treu geſchöpft, im Ganzen eine evange— 
liſch⸗chriſtliche Lebens-Gemeinſchaft dargeſtellt wird.“ Hier 
fragt Jeder ganz unwillkührlich: „Was ſoll das ſein?“ Hundert⸗ 
jährige Entwickelungen der Geſetze über Volksſchul-Weſen und Volks— 
Unterricht haben ganz unzweifelhaft letztere der Ober-Aufſicht des Staa— 
tes unterſtellt und da mit einem Male ſind die Seminarien, die die 
Regulative „die unmittelbaren Pflanzſtätten der Volksbildung“ nennen, 
kirchliche Inſtitute. 

Die Ausführungen über den Religions-Unterricht füllen in den 
Regulativen 9, die über die Naturkunde 2 Seiten. Das genügt, 
deutlich zu machen, in welchem Maaßſtab die Regulative das Volk 
für die Kirche, in welchem ſie daſſelbe für das Leben erziehen, denn 
die ſie umgebende Natur iſt das Leben, an deſſen Geſtaltungen und 
Verhältniſſe das Volk ſeine Kräfte ſetzt. Ein ähnliches Verhältniß 
herrſcht im 3. Regulativ über Einrichtung des Elementar-Schul-Un⸗ 
terricht. Da iſt auch ein Erlaß von 4% Seiten über den Religions- 
und 3 Seiten über all den anderen Unterricht. 

Im erſten Regulativ heißt es weiter: „Mit dem deutſchen Sprach⸗ 
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Unterricht iſt die Privat-Lecture in einen geordneten und die Zwecke 
deſſelben foͤrdernden Zuſammenhang zu bringen.“ — — „Ausge— 
ſchloſſen von dieſer Privatlecture muß die ſogenannte klaſſiſche Literatur 
bleiben.“ Wir lieben Offenheit in allen Dingen zu ſehr, als daß 
wir nicht dies Aufziehen des Viſirs auch mit Freuden begrüßen ſollten. 
Ehrlicher wäre nur geweſen, noch hinzuzuſetzen: „Da wir es nicht 
für gut befinden, daß das Volk mit Gedanken bekannt werde, die 
nicht gleichzeitig die Gedanken unſerer Staatskirche ſind, ſo verbieten 
wir das Leſen von Schriften all der ſogenannten großen Geiſter, die 
die ſogenannte glorreiche Literatur-Periode ſchufen, auf die das foges 
nannte deutſche Volk mit ſogenanntem Stolz blickt.“ Das wäre ganz 
ehrlich geweſen. Seite 31 iſt zu leſen: „Sorgfältige Beobachtungen 
und Unterſuchungen haben ergeben, daß Unterricht in der allgemeinen 
Weltgeſchichte nicht mit dem erwarteten Erfolg in den Seminarien 
betrieben werden kann, vielmehr Unklarheit und Verbildung erzeugt, 
und daß über ihm Wichtigeres verſaͤumt wird.“ 

Das heute beſtehende Urtheil der Gebildeten glaubt, daß Geſchichte 
und gerade allgemeine Weltgeſchichte mit ihren Ueberſichten uͤber die 
Entwickelung einzelner Ideen, mit ihrem gewaltigen Blick über den 
Gang der menſchlichen Gedanken-Welt ebenſo tief-xeligiös-ſittliche Mo⸗ 
tive als das Geiſtes-Leben anregende Momente habe. Man iſt heute 
ferner der Ueberzeugung, daß der Lehrer-Beruf kein Handwerk, ſondern 
geiſtige Arbeit iſt, und daß ſomit von der Lehrer-Bildung nichts aus— 
geſchloſſen werden dürfe, was das geiſtige Leben fördert und befruchtet. 
In beiden Ueberzeugungen ſcheint nach dem Geſetz der Regulative das 
Urtheil der Gebildeten in einem traurigen Irrthum befangen zu ſein. 
In den Sünden⸗Stall der „ſogenannten klaſſiſchen Literatur“ gehört 
wahrſcheinlich auch die ſogenannte allgemeine Weltgeſchichte. Nun 
darin iſt doch wenigſtens Conſequenz. Seite 36 heißt es: „Daß 
auch für dieſen Unterricht (Naturkunde) religidfe Richtung und 
Haltung nothwendige Bedingung iſt, bedarf keiner näheren Erwaͤh— 
nung. Die Zöglinge ſollen lernen, eine verſtändige (? d. V.) 
Freude an der Natur und an der Beſchäftigung mit ihr 
zu haben.“ Hat Herr Stiehl ſchon gezeigt, wie man es machen 
muß, die realen Verhältniſſe der Hydroſtatik, das Geſetz von der Ge— 
ſchwindigkeit fallender Körper, alſo das rein Objective und Thatſäch— 
liche dieſer Erſcheinungen unter einem religiöſen Geſichtspunkt zu be— 
trachten? Will Herr Stiehl, da „das betreffende (Natur-) Geſetz 
aus der Erſcheinung und dem Verſuche ohne mathematiſche Faſſung 
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zum Verſtändniß gebracht“ werden ſoll, lehren, daß die Eichel deßhalb 
ſo derb dem unzufriedenen Menſchen auf die Naſe fiel, weil er ſich 
Kürbiſſe unter die grunen Eichblätter gewünſcht hatte, oder will er 
an der Atwood'ſchen Fall-Maſchine die Geſchwindigkeit fallender 
Körper den Kindern zur Anſchauung bringen? Die Grundlage ſämmt— 
licher naturwiſſenſchaftlicher Disciplinen iſt die Mathematik, d. h. ma- 
thematiſche Verhaͤltniſſe find es, in denen die Bewegungen und Ver— 
änderungen, auf denen alles natürliche Geſchehen beruht, ſich dem 
menſchlichen Erkenntnißvermögen darſtellen. Herr Stiehl iſt bis jetzt 
noch den Beweis ſchuldig geblieben, wie es der Mathematiker zu 
machen hat, daß der Unterricht in den Zahlen-Berhältniffen, Zahlen— 
Gleichungen und mathematiſchen Axiomen, deren Grundlagen ſeit Jahr— 
tauſenden in derſelben Weiſe Eigenthum der Menſchen waren, eine 
veligiöfe Haltung annehme? Ohne ſolche Beweiſe bleiben die bloßen 
Forderungen ohne Sinn. Man iſt in der That verſucht, Herrn Stiehl 
es erſt ſagen zu ſollen, daß über dieſe kleine — fo nebenbei aus— 
geſprochene — Forderung die Menſchen bis auf den heutigen Tag 
einen heißen Kampf geführt haben. Urplötzlich ſteht Herr Stiehl 
angeblich als Sieger auf der Wahlſtatt, denn — „es bedarf keiner 
näheren Erwähnung, daß ꝛc.“ 

Dies Regulativ vom 1. October 1854 ſchließt mit den Worten: 
„Unter Feſthaltung des chriſtlichen Grundes in Leben und Disciplin 
werden ſie (die Seminarien) immer vollſtändiger zu dem ſich ausbil— 
den, was fie fein müffen, Pflanzſtätten für fromme, treue, verftändige, 
dem Leben des Volkes naheſtehende Lehrer, die ſich in Selbſtverläug— 
nung und um Gottes willen der heranwachſenden Jugend in Liebe 
anzunehmen, Luft, Beruf und Befähigung haben.“ Wäre die Sache 
nicht fo furchtbar ernſt, man konnte verſucht fein, zu fragen, ob denn 
dies „um Gottes willen“ Dienen der armen Volksſchullehrer eine 
Entſchaͤdigung für den Artikel der Verfaſſung fein ſolle, der lautet: 
„Der Staat gewaͤhrleiſtet demnach den Volksſchullehrern ein feſtes, 
den Lokalverhaͤltniſſen angemeſſenes Einkommen?“ 

Die preußiſchen Regulative find oft mit der Homöopathie ver— 
glichen worden. Sie haͤtten, obgleich ebenſo jeder wiſſenſchaftlichen 
Grundlage ledig, vor jeder eingehenden Kritik ebenſo in nichts zer— 
fallend, doch beide außerordentlich viel genützt. Die Homöopathie 
habe das gefährliche, maſſenhafte Mediciniren, die preußiſchen Regu— 
lative hätten das maſſenhafte Lernen beſchränkt. Wir legen auf den 
Vergleich keinen Werth aber wir wünſchten nur, er wäre ganz wahr, 
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denn ſo viel wir wiſſen, iſt von dem preußiſchen Miniſterium für die 
Geiſtlichen⸗ Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten ein homözo— 
pathiſcher Lehrſtuhl nicht ereirt. 

Auch das II. Regulativ, deſſen nähere Kenntniß in einigen we— 
ſentlichen Beſtimmungen ich meinen Leſern nicht erſparen kann, ver— 
räth deutlich, daß das ganze Volksſchulweſen durchaus und vorwiegend 
als eine Sache der Kirche aufgefaßt wird. Die Sache iſt ja auch 
allgemach an den hellen Tag getreten. Männer, die zur Zeit, da die 
Regulative das Licht der Welt erblickten, in dem Miniſterium von 
Raum er ſaßen, fraterniſiren jetzt öffentlich mit den Römlingen. In 
den hoͤchſten Kreiſen der preußiſchen Bureaukratie ſpricht man von 
der evangeliſch-katholiſchen Kirche oder Partei als einem innig zu— 
ſammenſtehenden Ganzen. Die evangeliſchen Confeſſionellen haben 
es nur nicht mit der Offenheit ihren Prieſtern erklart, „Euch gehört 
die Volksſchule,“ als dies die ultramontanen Biſchoͤfe gethan haben. 
Thatſächlich aber haben fie es mit einer weit gelungeneren Escamo— 
tage jedes anderen Einfluſſes, wie des Ausſchluſſes aller Kreiſe des 
Fortſchritts, der Aufklärung und der Intelligenz dahin zu bringen 
gewußt, daß die Volksſchule Sache der Kirche und der Prieſter-Kaſte iſt. 

So „rechnet das II. Regulativ nach wie vor hinſichtlich einer 
zweckmäßigen Vorbildung für das Seminar auf die freiwillige Thä— 
tigkeit der Geiſtlichen.“ — Ferner „als beſonders günſtig wird der 
Fall zu betrachten ſein, wo zugleich der Ortspfarrer zur Ertheilung 
des Religions-Unterrichts an die Präparanden, überhaupt zur Bethei— 
ligung an ihrer Vorbildung bereit und geeignet iſt.“ Wohl verſtan— 
den „geeignet!“ Freiſinnige Geiſtliche würde die Regierungen dazu 
durchaus für ungeeignet zu halten veranlaßt worden ſein. Das in 
dem allgemeinen Theil der Auslaſſungen. Betreffs der Religion heißt 
es ferner pg. 52 ff.: Der Präparand ſoll den kleinen Katechismus 
Lutheri, beziehungsweiſe den Heidelberger Katechismus, feſt memo— 
rirt haben, mit richtiger Betonung und angemeſſenem Ausdruck her— 
fagen, uͤber das Wortverftändniß ſichere Auskunft geben und von dem 
Verſtändniß des Inhaltes dahin Rechenſchaft ablegen können, daß er 
im Stande iſt, die einzelnen Gedanken mit anderen Worten nach 
ſeiner Auffaſſung wiederzugeben. Eine ſyſtematiſche Kenntniß der 
chriſtlichen Lehre iſt nicht zu fordern, wohl aber zu erwarten, daß der 
Praͤparand der evangeliſchen Heilslehre, wie er in dieſelbe durch 
einen guten Confirmanden-Unterricht eingeführt, in derſelben durch 
fleißige Anhörung der Predigt und durch eifriges Betreiben des Wor— 
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tes Gottes befeſtigt ift, fo kundig ſei, daß er über Geſetz und Evan— 
gelium in elementarer Weiſe, im Anſchluß an den Katechismus, klare 
Auskunft geben kann.“ Nun in der That, das iſt ein Präparand 
der evangeliſchen Heilslehre, der Präparand der preußiſchen Volks— 
ſchule iſt verloren gegangen. 

Weiter heißt es: „Die betreffenden Sprüche müſſen ſicher gewußt und 
ihrem Wortinhalt nach verſtanden ſein. Daſſelbe gilt von den Pericopen 
des evangeliſchen Kirchenjahres, wenigſtens von den Evangelien, den 
meſſianiſchen Weiſſagungen und den Pſalmen 1, 8, 14, 16, 19, 23, 
32, 50, 51, 84, 90, 103, 104, 121, 126, 128, 137 und 139. Für 
die Aufnahme in das Seminar iſt die Kenntniß von 50 Kirchen— 
liedern erforderlich ꝛc. ꝛc.“ 

Meine Leſer werden glauben, ich treibe Scherz mit ihnen und ſchreibe 
Vorſchriften für evangeliſche Chor-Knaben ab. Nein, wahrhaftig nicht 
es iſt das Alles eitel Wahrheit und ſteht gedruckt zu leſen in dem 
Schriftchen, deſſen 6. Auflage 1858 von der Beſſer'ſchen Buchhand— 
lung vertrieben worden iſt. Jene Vorſchriften ſind wirklich für die 
zukünftigen Lehrer des preußiſchen Volkes geſchrieben. Hei, was muß 
das für ein Volk werden, welche Kraft des Geiſtes wird ſolch ein 
Volk entfalten, welche moraliſche Eroberungen werden wir Preußen 
machen, wenn mal noch 2 Jahrzehende unſer Volk von ſolchen Lehrern 
für den Buchſtaben der evangeliſchen Heilslehre gedrillt iſt! 

III. Was leiſtet die preußiſche Volksſchule? 

Das III. Regulativ „Grundzüge, betreffend Einrichtung und Un— 
terricht der evangeliſchen, einklaſſigen Elementarſchule“ betitelt, ſchreibt 
pg. 63 und ff.: „Die Gedankenbewegung, welche ſchon ſeit längerer 
Zeit bald in größerer, bald in minderer Klarheit auf dem Gebiete der 
Volksbildung und Volkserziehung hervortrat, iſt in vielen und wich— 
tigen⸗Beziehungen zu einem Abſchluß gediehen.“ Es heißt dort weiter: 
„Wie aber das geſammte Leben des Zeitalters an einer Grenzlinie 
angekommen iſt, wo ein entſcheidender Umſchwung nöthig und wirk— 
lich geworden; ſo muß die Schule, wenn ſie nicht in Feſthaltung eines 
überwundenen Gegenſatzes wirkungslos werden und untergehen ſoll 
in die berechtigte neue Bewegung Leben-empfangend und fördernd 
eintreten.“ Und dann beſtimmen dieſe Schul-Regulative im Speciel— 
len bezüglich des Religions-Unterrichts pg. 65 Folgendes: „Chriſtus 
iſt des Geſetzes Ende; wer an ihn glaubt, der wird gerecht, und 
das Geſetz iſt unſer Zuchtmeiſter auf Chriſtum. Dieß ift die Grund— 
lage, von welcher aus in dem Regulativ für den Seminar-Unterricht 
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die bibliſche Geſchichte als das Feld erklart worden iſt, auf dem 
die evangeliſche Elementarſchule ihre Aufgabe, daschriſt— 
liche Leben der ihr anvertrauten Jugend zu gründen und 
zu entwickeln, hauptſächlich zu löſen hat. Von da an, wo 
der dreieinige Gott Himmel und Erde geſchaffen, bis dahin, wo der 
heilige Geiſt die Jünger ausgerüſtet, daß fie von dem Herrn zeugen 
konnten, iſt die bibliſche Geſchichte fortlaufend eine Darlegung der 
Entwickelung des menſchlichen Herzens und der goͤttlichen Gnade, 
welche auch heute noch jedes menſchliche Herz ebenſo zur Erloͤſung 
vorbereiten, erlöſen und heiligen muß.“ — 

Dann heißt es weiter: „Darum ſoll ein Chriſtenkind die bibliſche 
Geſchichte an und in ſich erleben und dazu ſoll ihm die Schule 
verhelfen. Was man erlebt hat, das weiß man und verſteht man; 
darum ſoll das Kind die bibliſche Geſchichte verſtaͤndig erzählen 
können; und damit es das lerne, fol fie ihm der Lehrer vorerzäh— 
len. Das göttliche Wirken hat ſich in einem beſtimmten Worte 
offenbart, und darum ſoll die bibliſche Geſchichte mit dem Bibel— 
wort erzählt werdeu.“ Greift man ſich bei ſolchen Worten nicht an 
den Kopf, ſich beſinnend, wo man ſei, wo man denn lebe? Iſt es 
denn Wirklichkeit, daß am Vorort deutſcher Intelligenz ſo Etwas ge— 
ſetzt, ja gedruckt, ja als ein Regulativ, das im Effect ꝛc. die Bedeu— 
tung eines Landes-Geſetzes hat, veröffentlicht werden kann? 

Wo iſt denn das geſemmte Leben des Zeitalters an einer Grenz— 
Linie angekommen, wo iſt die Gedankenbewegung zu einem ce 
gediehen? Iſt es nicht ein Mißverſtehen ſonder Gleichen, ſolche aus 
der Luft gegriffene Sätze zur Baſis für ein neues quasi Unterrichts⸗ 
geſetz des Volkes zu machen? Iſt es nicht eine verwegene Kühnheit, 
ſolch eine Behauptung nur auszuſprechen? Wo iſt denn ein einziger 
ſolcher Abſchluß zu finden? Iſt nicht die Paͤdagogik (oder fallen etwa 
dieſe Regulative gar nicht in's Gebiet derſelben?) eine Wiſſenſchaft, 
die ihre Haupt-Grundlage in der Pſychologie hat? Und weiß nicht 
jeder Schulknabe, daß die heutige Pſychologie mitten in einer Ent⸗ 
wickelung ſteht, die einen gänzlich umbildenden Einfluß auf dieſelbe 
ausüben zu ſollen ſcheint! Iſt dem Schreiber jener Regulative das 
Alles unbekannt? Weiß er gar nichts von dem Standpunkt der heu— 
tigen wiſſenſchaftlichen Aufgaben und Ziele auf dem Gebiet der See— 
lenlehre? Will er als Schulmann es nicht wiſſen, daß die Erzieh— 
Lehre auf der Bildung des Geiſtes, damit auf der Pſychologie un— 
mittelbar beruht? Oder (— follte er das wiſſen,) meint er, der 
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Geiſtes⸗Bildung des Volkes gingen dieſe Fragen gar nichts an? Meint 

er, für das Volk ſei jene Reglementirung vollkommen genügend? Meint 

er, das möge wohl richtig ſein, daß die wiſſenſchaftliche Seelenlehre 

neue Grundlagen in der Gegenwart ſuche und gewinne, was gehe aber 

die Seelenlehre der Seelen-Bildung des Volkes an? Sollte wirklich 

dies der Standpunkt dieſes chriſtlichen Schulmannes ſein? Sollte er 

ſo das herrliche Chriſtuswort verſtehen „Laſſet die Kindlein zu mir 
kommen und wehret ihnen nicht?“ Sollte er nicht wiſſen, daß Chriſtus 
unter den Kindlein die an phariſäiſchem Witz Armen, daß er unter 
ihnen das Volk meinte, deſſen Geiſt noch iſt, wie der Geiſt des Kindes? 
Sollte er das vor dem Vater, vor dem Geiſt Gleich-Sein aller Men— 

ſchen in ſeiner modern-politiſchen Chriſtianität ſo faſſen, daß eine 

Art Menſchen- und Geiſtes-Bildung für den Gebildeten, eine andere 

für das Volk iſt? Sollte die Gedankenbewegung der Gegenwart, das 
geſammte Leben des Zeitalters (von dem er doch eine Ahnung we— 
nigſtens haben muß) nur für das Volk „abgeſchloſſen“ und „an einer 
Grenz- Linie angekommen“ fein und für die andern Menſchen nicht? 
VBernag uns etwa der Verfaſſer der Regulative auszuſprechen, was 

denn nun zum Abſchluß gekommen? 

Die mechaniſche Form allen Unterrichts iſt den einzel— 
nen Geſetzen zu unterwerfen, nach welchen ſich der menſch— 
liche Geiſt von ſinnlichen Anſchauungen zu deutlichen Be— 
griffen erhebt. Kann uns etwa Hr. Stiehl dieſe Geſetze in Etwas 
nennen und formuliren, da er meint, die die Volks-Schul-Frage be— 
treffenden Gedanken-Bewegungen ſeien zu einem Abſchluß gediehen? 
Ich darf doch wohl vermuthen, daß Hr. Stiehl einmal Etwas von 
Peſtalozzi gehört hat? Dieſer denkende Schulmann forderte nicht 
für die Kinder der Vornehmen oder für die Kinder irgend einer unferer 
gebildeten Geſellſchafts-Kreiſe ſondern für die Volks-Schule, daß die 
Kenntniſſe der Kinder, d. h. die deutlichen Begriffe auf Anſchauungen 
beruhen follten, er forderte, wie vor ihm Rouſſeau, auch ein denkender Paͤ— 
dagog, daß dazu Sinnenbildung nöthig ſei. Es iſt ja nun gar keine 
Frage, daß das Kind unterſtützt werden kann, wenn in ihm die An— 
ſchauung zur Benennung des Angeſchauten, zur Betrachtung der Ein— 
zelheiten deſſelben, alſo zur Beſchreibung, zur Definition und endlich 
zum klaren Begriff ausreift. Es muß wichtig ſein, ob man das Kind 
mit Weisheit zum Anfang der Anſchauung führt *) oder nicht. Nun 
5 Dies Führen mit Weisheit füllt die Beſtrebungen des großen Kinderfreundes 
Fröbel an und ſein Kindergarten will nichts ſein, als das Kind leiten, d. h. ihm 
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handelte es ſich bei der Anſchauung freilich nicht bloß, wie Peſta— 
lozzi meinte, um: die drei Begriffe von Zahl, Form und Wort, 
in denen im Menſchen die Anſchauungen ſich vollziehen, ſondern es 
iſt die Aufgabe des die Kinder des Volks erziehenden Schulfreunds, 
den reichen, unendlichen Kreis von Realitäten in Geiſtbildender Weiſe, 
in einer eine formale Bildung der kindlichen Seelenfräfte anbahnenden 
Art dem Schulkind zugänglich zu machen, jene Realitäten ihm zur 
Anſchauung zu bringen und ſo ſeine Begriffe ausreifen zu laſſen. 
Befindet ſich Herr Stiehl etwa im Beſitz aller dieſer paͤdagogiſchen 
Mittel? Der wirkliche Volksfreund hangt mit der ganzen Innigkeit 
und Wärme ſeiner Hoffnung an der Löſung ſolcher Aufgabe. Jeder 
mit den ſocialen Zuſtänden der Gegenwart Vertraute, weiß, daß nur 
auf dem Gebiete die Hilfe zu erwarten, nur von hier aus zu hoffen 
iſt, die Menſchheit einſt würdiger zu machen ihres Zieles, eine Ge— 
meinſchaft innig verbundener Glieder Eines Reiches zu werden, Glie— 
der, deren Zufriedenheit im Reichthum und Inhalt ihres Bewußtſeins 
wurzelt. Jeder Freund der Menſchheit weiß, daß alle Zukunft, alles 
Glück, aller Friede und alle Freude des Menſchengeſchlechts nur da— 
von abhängig iſt, daß das Bewußtſein des Einzelnen reich an Inhalt 
wird. Je allgemeiner aber die menſchliche Bildung wird, je reicher 
muß der Inhalt des Bewußtſeins werden, das von der Bildung ſeine 
Nahrung erhält. : 

Der Schreiber der Regulative ſagt: „Der Gedanke einer allge— 
mein menſchlichen Bildung durch formelle Entwickelung der Geiſtes— 
vermögen an abſtraktem Inhalt hat ſich durch die Erfahrung als 
wirkungslos oder ſchädlich erwieſen.“ 

Solche Sätze können unmöglich für Regulativ-Lehrer geſchrieben 
haben, denn die können das nicht verſtehen, ſondern fie muͤſſen an 
die „Gebildeten“ gerichtet ſein. Dieſe müſſen alſo nothwendig fragen, 
warum blieb Herr Stiehl bei dieſem axiomhaften Ausſpruch ſtehen? 
Soll man gar nicht wiſſen, daß es der Zug aller pädagogiſchen Be— 
ſtrebungen der Gegenwart iſt, eine allgemein menſchliche Bildung zu 
erzielen durch eine formelle Bildung der Geiſtesvermögen an realem 
Inhalt? Herr Stiehl nennt alle dieſe Beſtrebungen auf dem Ge— 
biet der Erziehungs-Wiſſenſchaft abgeſchloſſen, begrenzt, geſcheitert. 
In der That, man weiß nicht, was man dabei bewundern ſoll? 


das darreichen, was ihm dort dargeboten wird, wo ſeine erſten Anſchauungen, Be⸗ 
griffe und Fertigkeiten glücklich ausreifen. 
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Iſt in Herrn Stiehls Auge die Volks-Schul⸗-Frage vor Baſedow 
ſchon gelöſt geweſen? Hat die paͤdagogiſche Verſtandesſchule der 
Rochow, Zerrenner, Dinter mit ſeinen Denkübungen, mit ſeinen 
Verſuchen, die Geiſtes Bildung des Volkes durch eine Technik im 
Sichaneignen abſtracter Begriffe zu fördern, einen Abſchluß gefunden, 
find die Peſtalozzi'ſchen Beſtrebungen, die verſchiedenen Unterrichts— 
gegenſtände auf die Anſchauung zu begründen, bereits als abgethan 
zu betrachten, iſt der Schreiber der Regulative ſo wenig hiſtoriſch ge— 
bildet, daß er in den Lehren der Schüler Peſtalozzi's, den Deit 
zel und Dieſterweg die Entwickelung, die Weiterbildung der großen 
pädagogiſchen Frage nicht zu erkennen weiß, vermag er in der Ge— 
müths⸗Schule des Chriſtian Weiße und feiner Schüler der Gude, 
Grube, Friedrich Körner nicht den geſchichtlichen Gegenſchlag 
zu ſehen, der auf die Dieſterweg'ſche Richtung eintrat? Iſt nicht 
ſo ganz offenbar, wie nach ihr das warm empfindende Individuelle, 
das perfönlich, das individuell ausgeprägte Charakterbild, ja wie über: 
haupt die Form, alſo das ganze Gebiet der Schönheit, das von der 
Macht perſönlicher Geſtaltung ergriffene Gemüth feine Rechte, feine 
Anerkennungen forderte? Weiß das Alles Herr Stiehl nicht, will 
das Alles oder darf das Alles Herr Stiehl nicht wiſſen? Hört 
er nichts davon, wie z. B. neueſter Zeit in Württemberg der geſun— 
deſte Realismus ſich in der Volks-Schule ausbreitet und bewährt? 
Wie iſt das moͤglich geweſen, daß man eine ſolche Frage der Geſchichte, 
an der die Wiſſenſchaft in tauſend Köpfen arbeitet, ſo abthun zu 
können glaubt? Wo wird fo Geſchichte gemacht, daß eine hiſtoriſche 
Frage, in ihrer vollen Entwickelung ſtehend, ihre angebliche Reife 
plötzlich erhält durch ein Regulativ? 

Wir klagen deßhalb dieſe Regulative fo ſchweren Unrechts, einer 
fo entſetzlichen Spoliation an dem heiligſten, edelſten, werthvollſten Be— 
ſitzthum der Menſchheit an, weil fie den Menſchen feiner Bildung, feiner 
Würde, feiner Vervollkommnung, feiner Geiſtes-Entwickelung berau— 
ben. In den Regulativen finden wir nichts, was das Volk zur wirk— 
lichen Erkenntniß ſeiner ſelbſt, wie der es umgebenden Welt führt. 
Da iſt keine Seite der Anthropologie, kein Theil der Diätif, kein Wifs 
ſen der Phyſik, der Mathematik, der Chemie, ſo benutzt, daß das 
Kind die Dinge für ſein Leben verwerthen könnte. Der Arbeiter wird 
erſt dann das Tragband richtig anlegen, den Hobel erſt dann gut 
anwenden, die Reibung erſt dann vermeiden, wenn er dieſe einfachſte, 
alltäglichſte Mechanik in ihrem gegenſeitigen Verhalten, vor Allem in 
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einer ſyſtematiſchen Form in der Schule kennen lernte. Nicht daß 
der Schüler Hobel, Rolle, Pumpe, Waſſerrad und Thermometer nennen 
kann, daß ihm aus dem phyſikaliſchen Verſuch das betreffende Geſetz 
ohne Beweis, ohne mathematiſche Begründung klar werde, nicht in 
der bloßen Anſchauung, in dem Sehen und Geſehen-haben liegt die 
Aufgabe des Lehrers, ſondern die Realien des naturwiſſenſchaftlichen 
Unterrichts haben darin ihre Bedeutung, daß an ihnen dem Schuͤler 
das natürliche Geſchehen klar werde und zum Verſtändniß komme. 
Nicht um die gekannten Erſcheinungen, ſondern um die Methode dreht 
ſich aller paͤdagogiſche Werth, die im Unterricht an den natürlichen 
Vorzügen ſich nachweiſen und darſtellen läßt. So logiſch, fo gewiß, 
jo nothwendig, fo beſtimmt, fo zuverlaͤſſig, fo ficher, fo exact, fo präcis, 
als die in allen dieſen phyſicaliſchen Erſcheinungen ſich darſtellende 
Mechanik iſt, ebenſo correct und wahr und in ſich begründet ſind die 
Erſcheinungen in der Anthropologie, der Lehre von dem Verhältniß 
des Menſchenleibes zur Welt. Nicht die Details naturwiſſenſchaft— 
licher Dinge, nicht die Summe einzelner Kenntniſſe hat für den Men— 
ſchen einen Werth, denn es können dieſelben als ſolche in ſeinem 
Denken noch keinen logiſchen, keinen wahren Zuſammenhang gewinnen, 
ſondern der Methode des natürlichen Geſchehens, das Einficht-Gewinnen 
in Urſache und Wirkung der Erſcheinungen, das Begreifen, wie die 
und die Vorgänge nothwendig die und die Wirkungen nach ſich ziehen 
müffen, das allein vermag den Menſchen vertraut zu machen mit der 
Natur, das allein vermag ihm die Bekanntſchaft mit ſeiner Heimath 
zu bringen, die Jedem nöthig iſt, der dieſe Heimath lieb gewinnen, 
der ſich in ihr zurecht finden, in ihr glücklich werden ſoll. Und eine 
ſolche Vertrautheit, eine ſolche Bekanntſchaft mit der menſchlichen Hei— 
math, wer wollte ſie nicht gerade unſerem Volke wünſchen, das in 
aller Weiſe in ſo viel unmittelbarerem Verkehr mit ihr ſteht, als der 
bloß oder mehr theoretiſch, mehr wiſſenſchaftlich arbeitende Menſch! 
Der Wohlhabende, ſogen. Gebildete ſchützt ſich meiſt unbewußt gegen 
die Gefahren und Unbilden, die mit jenem unmittelbareren Verkehr 
verbunden find, das Volk, der praktiſch arbeitende, der mit feiner Kör— 
perkraft ſchaffende Theil der menſchlichen Geſellſchaft bedarf des Ver— 
trautſeins mit ſeiner Heimath in weit höherem Grade, wenn er in 
ihr glücklich werden ſoll. 

Und weil die Leiſtungen der Regulative gerade in dieſer für das 
Wohl der arbeitenden Klaſſen ſo wichtigen Beziehung in jeder Weiſe 
hinter dem auch nur geringſten Maaße der Aufgabe zurückbleiben, weil 
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ſie wohl ſo thun, als ſtrebten ſie hier Hilfe an, weil aber die Maſſe der 
auf die kirchlichen Intereſſen in Seminarien wie Elementarſchule auf— 
gewendeten Kraft das thatfächlih auch zu thun, geradezu unmöglich 
macht, weil Leben, Kraft, Friſche und Geiſt von dem Buchftaben-Glau- 
ben erdrückt wird, deßhalb muͤſſen wir ſagen, die preußiſche Volks— 
ſchule wird ihrer Aufgabe, die unmittelbare Pflanzftätte 
der Volksbildung zu ſein, nicht gerecht. 


IV. Was ſoll heute die Volksſchule leiſten? 


„Heute?“ werden mich meine Leſer fragen. Iſt denn heute eine 
andere Ehrlichkeit, ein anderer Fleiß, ein anderer Gehorſam unter 
das Geſetz, ſind heute andere Tugenden fuͤr den Handarbeiter, den 
Tagloͤhner, den Handwerker, den Gewerbtreibenden, andere für die 
dienenden Claſſen geboten als je? Andere nicht, lautet darauf die 
Antwort, aber der Geiſt unſerer Zeit, das Fortſchreiten menſchlicher 
Cultur, die Verbreitung der Kenntniſſe verlangt die Tugend von 
einer weit größern Maſſe unſeres Volkes als nur je. Der chriſt— 
liche Gedanke von der Gleichberechtigung der Menſchen für das gei— 
ſtige Beſitzthum der Welt hat in dieſem Jahrhundert ſo ungeheuere 
Fortſchritte gemacht als noch in keinem vor uns. Wo kann heute 
eine Gemeinde, ein Regiment, eine Behörde dem Druck der öffent— 
lichen Meinung widerſtehen, wenn dieſe ſich an die Gemüther 
der Gebildeten mit der Bitte wendet, hier oder dort, in dem oder 
jenem Verhältniß für die Erziehung verlaſſener armer Kinder etwas 
zu thun? Die Art und Weiſe, in der dieſe Gedanken maͤchtig und 
unwiderſtehlich geworden find, iſt ein fo herrlicher Beweis für die 
Macht der wahrhaft chriſtliche Ideen, daß die Phraſe von der „De— 
chriſtianiſirung der großen Maſſen,“ wie ſie der moderne Confeſſio— 
nalismus von allen Daͤchern predigt, in der That zu einem recht 
betrübenden Beweiſe entweder für die Beſchränktheit der fo klagenden 
oder, als dem im Grunde allgemeinen Motiv, für den Egoismus der 
kirchlichen Kaſte wird. 

Nein eine andere Tugend braucht und will die Gegenwart nicht 
von dem Menſchen, aber ſie will ſolche von Jedermann. Sie verab— 
ſcheut den Gedanken ſittlicher Parias, ſie will und kann es nicht 
mehr glauben, daß das ſittliche Handeln und Rechtthum nur für 
einen auserwählten Theil des Menſchengeſchlechts da ſein ſollte, daß 
nur der durch ſeine Bildung — die immer nothwendig im Geleiſe 
einer gewiſſen Wohlhabenheit einhergeht — bevorzugte Menſch ein 
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ſittlich ſich beſtimmender fein könnte. Der Cultur von heute iſt der 
Gedanke unerträglich, ein Sittengeſetz gälte für den Armen, den un— 
gebildeten, den geſellſchaftlich Bedrängten, ein anderes für den Rei— 
chen, den durch materielle Mittel ſicher Geſtellten, den Gebildeten. 
Es iſt noch nicht lange her, daß man ſo dachte. Man nannte das 
Volk das Kind, dem man die volle Wahrheit nicht ſagen dürfe. 
Nun keine Zeit hat das ſo gelehrt als die unſere, daß zwiſchen der 
Anſchauung der Gebildeten und der des Volkes eine ſo furchtbare 
Kluft iſt, noch nie iſt es ſo ſchrill, ſo tief einſchneidend empfunden 
worden, als im Jahre 48, welch ganz entſetzlicher Zuſtand der Be— 
griffe heute noch in den Maſſen — nicht der des niederſten Volkes, 
wo die zügelloſe Leidenſchaft wohnt, gleich fähig dem Guten wie dem 
Böſen zu folgen, ſondern der Maſſe des Mittelſtandes, in dem der 
ſchaale, begeiſterungsunfähige Egoismus, der weder die Kraft hat, 
das Gute zu wollen, noch die, das Gemeine und Niedrige zu verab— 
ſcheuen — vorhanden iſt. Aber gerade darum handelt es ſich, daß 
das ſo tief empfunden worden iſt. Darum dreht ſich der Schwer— 
punkt der heutigen Empfindung, daß das ſo traurig iſt. Dieſer 
Gedanke eben iſt es, der der Gegenwart unerträglich zu werden 
beginnt. Gerade dieſe Kindſchaft des Volkes — die dies in dem 
guten Sinne des Wortes doch ſein möchte! — dieſe moraliſche 
Unfähigkeit, dieſe ſittliche Verlaſſenheit, dieſe geiſtige Unerzogenheit, 
dieſe Gedankenverwahrloſung, dieſe Unfähigkeit der Begeiſterung für 
das Rechte und Gute, dies Kindiſche im Urtheil über Recht und 
Geſetz, das das Zeichen unſeres Volkes iſt: das will unſere Zeit 
eben ändern, das eben empfindet ſie ſo tief, daß ſie laut nach Hilfe, 
nach Beſſerwerden verlangt. Und aus dem Grunde hofft ſie auf die 
Schule. Das verlangt fie von der Schule. Dazu hält fie die 
Schule berufen. Unſere Zeit will die Schule zu einer Pflanzſtätte 
für die Sitte des Volkes gemacht wiſſen. Unſerer Zeit verlangt 
danach, den Lehrerſtand zu dieſem eben ſo hohen als heiligen 
Berufe emporgehoben zu ſehen. Unſere Zeit will die Religion als 
Mutter der Schule, die Religion, die kein Mittel unbenutzt läßt, um 
in dem körperlich wie geiſtig wachſenden Kinde den Weg, die Rich— 
tung wie das Fundament zu legen, auf dem der Erwachfene ficher 
zur Uebung des Rechten und Guten gelangt. 

Es iſt ein Grundübel unſerer heutigen Volksſchule, daß ſie die 


deutſche Jugend für die Kirche und den Himmel, aber nicht für die 


Religion und das Leben vorbereitet. Und unſere Zeit will, daß dem 


„ 


264 Der Schul⸗Unterricht für die Kinder der arbeitenden Klaſen 


anders werde, ſie will, daß unſere Jugend ſittlich handeln und auf 
der Erde glücklich werden lerne. 

Die Aufgabe der Paͤdagogik iſt, daß ſie den Menſchen zu dem 
bilde, was er ſeinem Weſen nach werden ſoll. Und was iſt das 
Weſen? Es liegt darin, daß der Menſch denken lerne, aber ſich 
dann auch der Macht dieſer Gedanken zu fügen wiſſe. Warum hat 
unſere Zeit den Rationalismus, der die Herrſchaft des Denkens wollte, 
fo in Verruf erklärt? Nicht weil die Methode, daß ich richtiger fage, 
nicht weil die Seite menſchlicher Kraft, die man anſprach, eine fälſch— 
lich berufene geweſen wäre, ſondern weil viele Gedanken, die man 
als brauchbare Waare, als ſichere Leitſterne ausgab, noch in ſich falſch 
und unwahr waren, weil die Menſchen ſich und Andere mit ihnen 
täuſchten. Nicht durch die Methode, das Princip iſt die rationelle Schule 
in Verruf gekommen, ſondern durch ihre Leiſtungen. 

„Die Gedanken ſind das Beſtimmende im Menſchen.“ Nicht 
ſolche Gedanken, die er annehmen und ablegen kann wie Kleidungs— 
ſtücke, ſondern ſolche, deren Gewalt er ſich gar nicht zu entziehen ver— 
mag, denen er ſich, wie ich oben ſagte, auch zu fügen weiß, d. h. 
deren Stärke, Klarheit und Sicherheit der Art, iſt daß er gar nicht 
anders kann, als in deren Conſequenz zu handeln. Solche Ge— 
danken ſind es, die Charaktere erzeugen, ſie ſind es, die Feſtigkeit, 
Männlichkeit und Treue bedingen, ſie ſind es, die allein zu überzeu— 
gen vermögen. Es ſind die Gedanken des innerſten, eigenſten, per— 
ſönlichſten Lebens, die Jeder zu ehren weiß. — Nicht die Gedanken 
ſind es, die da kommen wie die vorübereilenden Wolkenſchatten und 
auf dem ſandigen Boden der erſten beſten ſinnlichen Empfindung 
ruhen oder die, die iſolirt und unvermittelt wie abſichts- und wirkungs— 
los unſer Gehirn durcheilen, ſondern die Gedanken, die Reſultate 
unſeres ganzen „beſten Wiſſens und Gewiſſens“ ſind, die Gedanken, 
an denen das ganze Herzblut unſerer Perſönlichkeit hängt. Es mag 
viel Menſchen geben, die kein ſolch Herzblut haben, die aber, in denen 
es pulſirt und Leben ſchafft, die werden mir nicht widerſprechen, wenn 
ich ſagte: „Die Gedanken ſind das Beſtimmende im Menſchen.“ 

„Was aber in aller Welt werdet Ihr ſagen — hat das mit der 
Aufgabe, mit dem Geiſt, mit dem Inhalt der Volksſchule zu thun?“ 
Ich antworte „Alles.“ Wer an den Satz glaubt, der wird auch eine 
freie, rationelle Geſtaltung und Entwickelung der Volksſchule wollen, 
der wird, der muß wünſchen, daß die Schule den Menſchen zum Den⸗ 
ken erzieht und vorbereitet. Wer aber nicht an den Satz glaubt, der 
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wird die Volksſchule ausſtatten wie einen Abrichtungs-, einen Gewoͤhn⸗ 
ungs-Apparat; der wird überzeugt ſein „die Gedanken ſind doch alle 
trügeriſch und eitel und weltlich und es giebt nur Eins, woran ſich 
Kind und Menſch zu gewöhnen und zwar mit aller Macht und allen 
Mitteln, ſelbſt Mitteln auf Koſten ſeiner Individualität und ſeines 
Temperaments*) zu gewöhnen haben: „das Geſetz.“ Bei der Or— 
ganiſtrung der Volksſchule handelt es ſich in erſter Linie darum, ob 
der Menſch anzuſehen iſt als geſchaffen dafür, durch ſeine Einſicht 
und ſein Denken — zu dem ſelbſtverſtändlich die Summe alles Wiſ— 
ſens derer gehört, die vor ihm lebten — ſich ſelbſt Geſetzgeber und 
Regulator ſeines Thuns und Handelns zu werden, oder ob er dazu 
außerhalb des Gebietes ſeiner Geiſtes-Kraft liegende Beſtimmungen 
und von außerhalb der menſchlichen Natur kommende Normen bedarf? 
Darüber, daß, was dem Einem recht, dem Andern auch billig ſein 
möge, darüber iſt nach nun mehr denn 2000 Jahren die öffentliche 
Meinung nach gerade einig geworden, aber was denn „das Rechte“ 
iſt, darüber wird noch heißer Kampf geführt. Nun iſt es hier der 
Ort nicht, ihn aufzunehmen. Welcher Standpunkt der unſere, das 
iſt wohl zu nennen kaum noch nöthig. Es erübrigt mir nur, noch 
anzugeben, welche Leiſtungen an die heutige Volksſchule zu ſtellen ſind? 
Ich habe oben ausgeführt, daß es unerläßlich iſt, die Stellung der 
Volksſchule im Staate erſt zu ordnen und ihr den ihr geſetzlich ge— 
buͤhrenden Boden durch das laͤngſt verheißene Unterrichts-Geſetz erſt 
anzuweiſen, ehe ihre pädagogiſchen Ziele normirt werden, denn ich 
muß erſt ein Gefaͤß haben, ehe ich weiß, was ich in daſſelbe gießen 
kann. Ich kann neuen Wein nicht in alte Schläuche ſchütten. Ich 
kann einen bedeutenden Strom nicht in einen Graben leiten wollen, 
den kleine Menſchen mit dem Spaten durch ihr Dorf geleitet haben. 
Blühendes Reis waͤchſt am todten Stamm nicht. Und ſo kann nicht 
die friſche und freie Entfaltung des Geiſtes von einer Schule aus— 
gehen, deren Lehrer alle an das dürre Holz der preußiſchen Schul— 
regulative gebunden ſind und denen die bürgerliche Stellung jeden 
frohen Flügelſchlag des Wirkens und Lehrens lähmt. 

Wenn ich alſo ausführe, was die Volksſchule leiſten ſoll, ſo nehme 
ich an, daß der Volksſchullehrer das den Schülern zu bieten, ebenſo 


) „Die Kirche verwirft die Temperaments-Tugend, dieſe ſchönſte Gottesgabe.“ 
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die geiſtige wie phyſiſche Kraft hat, daß „der Volksſchullehrer ein be— 
ſtimmtes, auskömmliches Gehalt habe.“ 

Iſt aber die Stellung der Volksſchule im Staate feſt geregelt, 
und iſt ferner der Volksſchullehrer vor Noth bewahrt, dann kann 
auch neuer Geiſt, neuer Wein in den neuen Schlauch gefüllt werden. 
Und da wollen wir, daß zunächſt und vor Allem Ernſt, aͤußerſter 
Ernſt mit all den wohlwollenden Geſetzen gemacht werde, die von 
Seite der Sanitätspolizei an die Schullocalien in Bezug auf deren 
Lüftung, deren Lage zur Himmelsgegend, deren Verhältniß zur Schü: 
ler⸗Anzahl, deren innerer Einrichtung theils gegeben, theils als un— 
erläßlich für das Wohl der Kinder von der Wiſſenſchaft der Sanitaͤts— 
Polizei laut und dringend“) ſchon oft genug bezeichnet worden ſind. — 
Die Schulfäle gerade für die ärmſten Bevölkerungs-Klaſſen ſollen 
vollkommen ventilirbar ſein, damit ſie nicht, wie das faſt Regel iſt, 
die Heerde für epidemiſche Krankheiten werden. Gerade für die ärmſten 
Klaſſen ſage ich, weil hier wie bekannt Krankheit viel unheilbarere 
Wunden zurückläßt, als bei den wohlhabenderen, wo eine beſſere Pflege, 
man muß richtig ſagen, wo überhaupt Pflege das Uebel eher wieder 
gut zu machen vermag. 

Zunächſt und vor Allem alſo die Schulhäufer revidirt! Es ſollte 
ein Stolz für den preußiſchen Miniſter des Cultus fein, ſagen zu 
können, ich habe dem Volke Schul-Räume geſchaffen, die die Geſund— 
heit der Kinder der arbeitenden Klaſſen nicht mehr mit dem ganzen 
Heer von Nachtheilen bedrohen, die überfüllte und ungelüftete Schuls 
ſtuben mit ſich führen. 

Wie athmet jeder Menſch auf, wenn er ſei es aus der Werk— 
ſtätte, aus dem Comtoir, ſei es aus ſeinem Arbeitszimmer oder ſeiner 
Wohnſtube hinaus in das Freie tritt! Wie belebt ſich da ſein Weſen! 
Wie wird er da ein Anderer! Wir wiſſen recht wohl, das Menſchen— 
geſchlecht von heute kann noch nicht gefundheitgemäß leben, und wir 
bilden uns noch nicht ein, mit den Grundſätzen einer normalen Le— 
bensdiaͤtetik unter das Volk treten zu können, aber dem von unſerem 
ſocialen Elend und unſerer geſellſchaftlichen Noth noch am wenigſten 
berührten Theil des Volkes, der Kinderwelt, ihr ſind wir es ſchuldig, 
nach unſerem beſten Wiſſen und Gewiſſen Brod und Leben zu reichen. 
Die Erwachſenen und Alten haben ſich vielfach noch durch Mangel— 
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haftes und Schaͤdliches durchgerungen und durchgearbeitet, oder — 
ſind in dem Kampf untergegangen, mindeſtens ſchwer beſchaͤdigt wor— 
den. Sollen wir von dem Kampf unſern Kindern nichts erſparen? 
Haben wir für die Kräfte, die wir an das Ueberwinden von Nach⸗ 
theilen und Schädlichkeiten ſetzen mußten, unſeren Kindern nicht 
Beſſeres zu bieten? Iſt der Kreis der Gedanken und Anſchauungen 
von heute nicht ein 10fach erweiterter und tieferer als zur Zeit, da 
wir Kinder waren? 

Haben wir alſo nicht doppelte Veranlaſſung, für die größeren 
Aufgaben Leib und Seele auch doppelt geſchickt und ſtark zu machen? 
Die Kraft und Geſundheit für die Jahre unſeres Handelns wird in 
unſerer Jugend gelegt, wie dort die Keime für der Menſchen Siech— 
thum liegen. So wollen wir alſo der Jugend unſeres Volkes das 
bereiten helfen, was wir ihm ſelbſt nicht zu geben vermögen, wenn 
jene rechte Zeit der Hilfe verſäumt iſt. Wir wollen für das Wohl 
der arbeitenden Klaſſen ſorgen, indem wir deren Kinder behüten. Zuerft 
leiblich da, wo wir es können, indem wir geſunde Schulfäle in uns 
ſerer Volksſchule ſchaffen. 

Dann aber auch in die geſunden Räume einen geſunden, friſchen 
Geiſt! Und das Ziel! Ja das läßt ſich nicht nach dem Regulativ unfes | 
rer jetzigen Volksſchule ſtellen. Das hat ein erleuchteter ſtaatsmänni⸗ 
ſcher Geiſt zu bezeichnen. Nur kleiner engherziger pädagogiſcher Krä— 
mergeiſt mißt jetzt der Volksſchule ihr Maaß zu. Mit einer wahren Fluth 
von Phraſen iſt jetzt die Oede bedeckt, die das Maaß des Wiſſens und 
Verſtehens in der heutigen Volksſchule ausmacht. Dinge, die ſich ganz 
von ſelbſt verſtehen, elementaren Vorausſetzungen, die längſt ihre paͤdago— 
giſche Approbation erhalten haben, ſind jetzt zu Capitalfragen herausge— 
putzt mit einer, beſſerer Aufgaben würdigen Gewandheit. Die Handlanger 
haben geſchafft und gearbeitet, aber der Meiſter fehlt, dem Innen des 
Gebäudes Licht, Leben und die Weihe fur ſeine hohe Beſtimmung zu 
ſchaffen. Und wo hinaus hat der ſtaatsmänniſche Blick zu ſchauen, um die 
pädagogiſchen Ziele für den Inhalt unſerer Volksſchule zu finden? Nun ja 
eben hinaus auf den Staat, auf das ganze nationale Leben des deutſchen 
Volkes. Nicht der Blick des Pädagogen, nicht der der kirchlichen Confeſ— 
ſion genügt, um hier die rechte Aufgabe zu erkennen, ſondern es gilt 
den Gefammt- Geift des Staates, der ja immer bedingt und begrenzt 
wird von dem Wohl der Individuen, zu erfaſſen und für ihn zu orga— 
niſiren. Die Unterrichtsgeſetzgebung muß ſich zunächſt und vor Allem 
wieder freimachen von den beſchränkenden Feſſeln confeſſioneller oder 
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pädagogiſcher Engherzigkeiten, fie muß ſich zunächſt wieder erheben zu 
dem Geiſt, in dem Ariſtoteles ſchrieb: „Kein Menſch kann zweifeln, 
daß der Geſetzgeber für die Erziehung der Jugend ganz vorzüglich ſorgen 
müſſe. Die Erfahrung lehrt, daß in Städten, wo dies nicht 
geſchieht, ſelbſt die Verfaſſung dadurch Schaden leidet. 
Denn nach der Verfaſſung muß auch die Erziehung eingerichtet ſein. 
So wie jene urfprünglich aus beſtimmten Sitten und einer beſtimmten 
Denkungsweiſe des Volkes, welches fie gründete, hervorging, jo kann 
fie auch gewöhnlicherweife nur bei der Fortdauer dieſer Sitten und 
Denkungsart erhalten werden. Beſſere Sitten werden aber immer 
die Urſache einer beſſeren Staatsverfaſſung werden.“ Koͤnnten er— 
leuchtetere Worte das verheißene Unterrichts-Geſetz einführen? Nicht 
das Leſen, Schreiben, Rechnen und die Feſtſtellung der Methoden, 
wie das zu geſchehen hat, kann hier helfen, ſondern es iſt klar zu 
erfaſſen, aus welchem Holz die Menſchen ſein müſſen, die die kommende 
Zeit braucht. Da ruft der Hiſtoriker nach breiten Rücken und der— 
ben Fäuſten, um das Schwerdt zu führen gegen die Feinde des 
Vaterlands, da verlangt die wahre, ernſte Humanität Herzen von 
Mannes⸗- und Frauenliebe, um am Schickſal des Nächften nicht theil— 
nahmlos vorüberzugehen, da ruft der Arbeitgeber nach intelligenter 
Arbeit, nach Menſchen mit ſcharfer Beobachtung und körperlicher 
Gewandtheit, da verlangt die Wiſſenſchaft Koͤpfe von ſcharfem Ver— 
ſtand und feinem Denken, da braucht das alltägliche Leben von den 
Tauſenden der Dienenden Klugheit und Geſchicklichkeit und Kenntniſſe 
der mannigfachſten Art und da ſteht endlich der Staat mit ſeiner All— 
gewalt und fordert von Allen Achtung vor dem Geſetze und verlangt, 
daß der Einzelne nicht bloß blinden Gehorſam leiſte, ſondern, daß 
er mit ſeiner Einſicht, mit ſeiner Ueberzeugung zu dem Geſetz ſtehe, 
daß er nicht bloß Diener, daß er auch Träger des Geſetzes ſei. — 

Da liegt das Feld vor uns, für das das Volk erzogen werden 
ſoll. Und da mitten drin liegen noch die geſellſchaftlichen Aufgaben 
der Gegenwart. Da liegt noch die brennende Armenfrage, die ſich 
immer mehr zu der geſünderen um den täglichen Erwerb geſtaltet, da 
liegen die Fragen um Arbeit, und Lohn, da breitet ſich das Feld der 
aſſoziativen Hilfe und des Genoſſen-Verbandes aus. — Hat die Schule 
das Volk auch dafür zu erziehen? Wir ſagen nicht „dafur,“ aber 
ſo, daß es durch und nach der Schule fähig werde, das Leben 
der Gegenwart zu erfaſſen und zu verſtehen. Unſer Volk ſoll zum 
Denken und Urtheilen erzogen werden. Staatsmänniſcher Blick hat 
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feſtzuſtellen, was das Ziel der Volksſchule ſein ſoll. Die Paͤdagogik 
wird dann die Mittel zu finden wiſſen, um das Ziel zu erreichen. 

Es iſt hier gradegu unmöglich, liegt ganz außerhalb der Auf— 
gaben dieſer Zeilen und iſt lediglich die Sache techniſcher Arbeiten, aus— 
zuführen und anzugeben, wie viel Stunden für Leſen und Schreiben, 
Rechnen und Memoriren in der oder jener Schulklaſſe anzuſetzen ſind, 
es iſt rein Pädagogen-Frage, wie viel Religionsſtunden noͤthig ſind, 
um die Grundwahrheiten von Chriſti Lehre dem Kind in kindlichem 
Geiſte zur Empfindung und Anſchauung zu bringen, oder feſtzuſetzen, 
was zu geſchehen hat, daß neben dem zu lernenden Wiſſen das 
rechte Mittel zur Zucht gefunden werde. Welche Hilfsmittel anzu— 
wenden find, um das Kind in der nöthigen Weiſe mit der Natur, 
ſeiner Heimath, bekannt zu machen, das Alles gründlich zu erſchöpfen, 
ja nur in Abriſſen anzudeuten, iſt der Paͤdagogik Sache. Hier han— 
delte es ſich nur um die Frage, was die Volksſchule zu leiſten 
habe? Darauf lautet die bündige Antwort: „ſie hat das Volk 
für das Leben der Gegenwart zu erziehen und nur ein 
wahrhaft ſtaatsmänniſcher Sinn kann der berufene ſein, 
das längſt verheißene Unterrichts-Geſetz für die Gegen— 
wart zu erlaſſen. 

Im December 1860. Dr. Leopold Beſſer. 


Die Jorthildungsſchule eine nothwendige Ergän⸗ 
zung der Volſsſchule. 


„Die Erfahrung hat gelehrt, daß, weil die Mehrzahl der aus den 
Elementarſchulen ausſcheidenden und unmittelbar in das praktiſche Leben 
eintretenden jungen Leute fernerhin aller fortdauernden und an die Be⸗ 
mühungen der Schule ſich anſchließenden geiſtigen Anregung entbehren, 
dieſelben das in der Schule Erlernte bald wieder vergeſſen, und daher 
die Früchte des Volksunterrichtes bei aller demſelben gewidmeten Aufe 
merkſamkeit den Erwartungen im gewünſchten Maaße nicht entſprechen. 

Man hat längſt erkannt, wie nothwendig es ſei, ſolchen aus der 
Schule entlaſſenen jungen Leuten 5 einige wöchentliche Unterrichts⸗ 
ſtunden den Beſitz des Erlernten zu ſichern, in religibſer und ſittlicher 
Beziehung fortdauernd auf ſie einzuwirken, und ſie auf angemeſſene 
Weiſe noch mit Kenntniſſen zu bereichern, welche auch für die einfachſten 


Lebensverhältniſſe ſich ihnen als nützlich bewähren würden.“ 
Reſeript des Königlichen Miniſteriums der Geiſtlichen⸗, Un⸗ 
terrichts⸗ und Medieinal⸗Angelegenheiten vom 31. Mai 1844. 


Die Volksſchule bildet nach dem feſtſtehenden allgemeinen Ur— 
theile des In- und Auslandes eine vorzügliche Zierde der Verwal— 
tung des Preußiſchen Staates. Seit Jahrhunderten hat unſer Fürftens 
haus ſeine Ehre und ſeine Freude darin gefunden, die Segnungen 
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der Schule über alle Staatseinwohner ohne Unterſchied des Glaubens 
und des Standes zu verbreiten. Nach dem allgemeinen Landrechte 
(Th. II. Tit. 12 S. 43 u. 46) iſt Jedermann verpflichtet, feine Kinder, 
inſofern er ihnen nicht in feinem eigenen Haufe den nöthigen Unter 
richt beſorgt, zur Schule zu ſchicken und zwar jo lange, „Bis fie die 
einem jeden vernünftigen Menſchen ihres Standes nothwendigen 
Kenntniſſe gefaßt haben.“ 

Viele Tauſende von Schulen ſind in einem dichten Netze über 
das ganze Land verbreitet; — keine Ortſchaft, keine Anſiedelung, 
noch ſo klein oder noch ſo entlegen, welche nicht von einem Schul⸗ 
verbande umfaßt wird. Am frühen Morgen öffnen ſich die Pforten 
der Schule und empfangen die kleinen Wallfahrer von Stadt und 
Land, reich oder arm, in feinen Kleidern oder baarhaupt und baar— 
fuß, alle mit Schiefertafeln, Leſe- und Schreibbuch unterm Arm oder 
mit der Schultaſche auf dem Rücken; jene Pilgerſchaaren auf dem 
Wege zum Lande der Erkenntniß, welche der Franzoſe Couſin, aus⸗ 
geſendet, um das Preußiſche Schulweſen kennen zu lernen, ſo ge— 
rührt zu preiſen wußte. 

So ſtreut die Volksſchule Tag für Tag ihren Saamen in Mil— 
lionen jugendlicher Geiſter aus. Gehen auch unzählige Keime ver— 
foren, nach und nach findet ein Koͤrnlein hier, das andere dort einen 
mehr oder weniger empfänglichen Boden in den kindlichen Seelen, 
und es wächſt die Saat der Kenntniffe allmählich heran. Die Kin⸗ 
der lernen Leſen, Schreiben, Rechnen; zwar das eine beſſer, das 
andere minder fertig und vollſtaͤndig. Die Entlaſſung aus der Volks— 
ſchule ſoll jedoch nach der vorbemerkten geſetzlichen Vorſchrift und den 
zu ihrer Ausführung ergangenen Beſtimmungen der Schulverwaltung 
nicht eher erfolgen, als bis die elementare Reife erlangt iſt, man durfte 
ſich deßhalb der Erwartung hingeben, daß alle ſchulpflichtigen Kinder 
im großen Durchſchnitt auch wirklich auf die geſetzlich vorgeſchriebene 
Stufe, zu den für jeden vernünftigen Menſchen unentbehrlichen Kennt— 
niſſen, gelangen. In dieſen Elementen iſt die Moͤglichkeit gegeben 
auf dem Wege der Fortbildung, ſei's durch die Schule, ſei's durch 
eigene Bemühung geiſtig weiter voranzuſchreiten. Denn wer leſen, 
ſchreiben, rechnen kann, iſt befähigt, alles andere zu lernen. Die 
Volksſchule hat ihre Hauptaufgabe erfüllt, indem ſie ihren Schülern 
den Schlüſſel zu jedem anderen Wiſſen darreicht. 

Iſt nun dieſe Vorausſetzung einer durchſchnittlichen Reife der 
entlaſſenen Elementarſchüler gerechtfertigt, ſo möchte man ferner die 
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Hoffnung hegen, daß die jungen Leute, nachdem ſie in der Schule 
7 oder 8 Jahre hindurch an die Koſt der Wiſſenſchaft gewöhnt wor— 
den ſind, nachdem waͤhrend einer ſo langen Zeit eine gewiſſe geiſtige 
Beſchaͤftigung ihr tägliches Brod geweſen, auch nach der Entlaſſung 
aus der Schule zuweilen Hunger und Durſt nach dem Baume der 
Erkenntniß empfinden und, ſoweit ihre Lebensverhaͤltniſſe dies uͤber— 
haupt geſtatten und Gelegenheit darzu darbieten, ſich bemühen werden, 
die in der Schule erworbenen Kenntniſſe nicht nur durch Uebung zu 
befeſtigen, ſondern auch durch Fortbildung zu vermehren, namentlich in 
der Richtung ihres beſonderen Gewerbes und Berufes ihr Wiſſen weiter 
zu entwickeln. Zum wenigſten ſollte man ſich von vorneherein davon 
überzeugt halten, daß diejenigen Kenntniſſe und Fertigkeiten, welche 
der Knabe mit dem 14. Jahre aus der Schule ins Haus nimmt, 
demſelben durch die 7 oder Sjährige Uebung fo feſt eingeprägt find 
und durch das Leben ſelbſt, welches ja mindeſtens zum Leſen und 
Rechnen tagtäglich Veranlaſſung darbietet, jo in Uebung erhalten 
werden, daß ſie bei der großen Mehrheit der Jugend und 
der Hauptſache nach bis in die Jahre der praktiſchen Berufs— 
thätigkeit fortdauern, und daß auf dieſer Grundlage dann ein ge— 
wiſſer Bildungstrieb Wurzeln ſchlagen und das ganze Leben mit einem 
Zuge nach geiſtiger Nahrung erfüllen werde. 

Bei der Beantwortung der Frage, ob dieſe Vorausſetzungen durch 
das Leben beftätigt werden, ſcheiden natürlich diejenigen Kinder ganz 
aus, welche von der Elementarſchule in höhere Schulanftalten auf— 
ſteigen und dort eine weitergehende Bildung empfangen. — Es han— 
delt ſich um die ungeheure Mehrzahl der Kinder, bei denen der Ein— 
fluß der Schule mit der Entlaſſung aus der Volksſchule abſchließt. 

Für dieſe Kinder, für den weit aus überwiegenden Theil des Vol— 
kes ſcheinen nun jene Voraus ſetzungen und jene Hoffnungen 
durch die Erfahrung nicht beſtätigt zu werden. Prüfen wir 
namlich, was die aus der Volksſchule als reif entlaſſenen Kinder nach 
einigen Jahren noch an Schulkenntniſſen aufzuweiſen haben, wie fie 
leſen, ſchreiben, rechnen können, ſo werden wir zu unſerem Erſtaunen 
bei einer großen Zahl derſelben, wir möchten faſt ſagen, durchſchnitt— 
lich nur geringe Ueberbleibſel vorfinden. 

Man wende nicht ein: ja, das ſind die Kinder armer Leute. 
Wenn es auch nur dieſe wären, fo würde es betrübend genug fein. 
Aber nein, wir ſprechen ganz allgemein von der großen Maſſe der 
Kinder, welche mit der Volksſchule ihre Wiſſensbildung beenden; 
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von den Kindern nicht bloß der Tagelöhner, auch der Handwerker 
und Landwirthe, von den Kindern der unteren und niederen 
Klaſſen unſeres Volkes überhaupt. 

Daß ſo manche Kinder armer und verkommener Familien bei 
aller Anwendung der geſetzlichen Strafmittel dennoch die Elementar— 
ſchule ſehr unregelmäßig beſuchen und deßhalb, moͤgen ſie auch noch 
ſo ſpät von der Schulpflicht entbunden werden, doch zuletzt ſehr un— 
ö zulängliche Kenntniſſe aus der Schule mitnehmen, — das liegt in 
5 der nicht leicht umzugeſtaltenden Natur der Verhaͤltniſſe. Nicht beſſer 
wird es ausſehen mit manchen geiſtig beſchraͤnkten Kindern, wie ſolche 
ebenfalls in den dürftigen Lebenskreiſen ſich am haͤufigſten vorfinden, 
auch dieſe müſſen zuletzt aus der Schule entlaffen werden, nicht weil 
ſie reif, ſondern weil ſie zu alt geworden ſind. 

1 Wenn nun ſolchen Kindern die loſe anhaftenden Kenntniſſe in 
dem Drange des arbeitsvollen Treibens nach dem Verlaſſen der Schule 
ſehr ſchnell und faſt gänzlich entſchwinden, ſo wird das Niemanden 
Wunder nehmen, und man muß ſich dergleichen Erſcheinungen als 
| leidige Zeugniſſe der Unvollkommenheit aller menſchlichen Dinge und 
ij Einrichtungen ſchon gefallen laſſen. 
9 Aber nicht blos dieſe Kinder ſind es, von denen wir ſprechen. 
Es gilt der ganzen Jugend, deren Schulbildung mit der Entlaſſung 
5 aus der Volksſchule aufhört — es gilt dem ganzen Volke mit 
h Ausnahme des kleinen Bruchtheiles, welcher feine Kinder in mittlere 
N oder höhere Bürgerſchulen, Gewerbeſchulen, oder Gymnaſien zu ſchicken 
im Stande iſt. Das Volk nun im Großen und Ganzen ſcheint nach 
den vorliegenden Erfahrungen von dem, was während des Zeitraums 
0 von 7 bis 8 langen Jahren mit Mühe und Fleiß in der Schule ge— 
ſäet, gehütet und geordnet worden, für die Jahre des praktiſchen Lebens 
viel zu wenig aufzuſpeichern, als daß man nicht mit Bedauern be— 
kennen müßte: all' die Arbeit während jener langen Spanne des kur— 
ö zen Lebens ſteht in keinem Verhaͤltniſſe zu der gewonnenen Frucht. 
0 Das Schulwiſſen ſinkt nur zu häufig in außerordentlich kurzer 
| Zeit außerordentlich tief. Wird nach wenigen Jahren der Verſuch 
einer Fortbildung unternommen, ſo müſſen viele junge Leute mit dem 
Buchſtabiren, mit dem Schreiben einzelner Buchſtaben, mit dem Zählen 
wieder beginnen, und auch die Uebrigen vermögen in ihrer Mehrzahl 
nicht den Glauben daran zu beftärfen, daß fie vor vielleicht 2 Jahren 
als reif entlaſſen ſind, als reif, wie die bezüglichen Vorſchriften ſich 
ausdrucken: a. leichte Leſeſtücke geläufig zu leſen, ſich über Gegen; 
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ſtände aus feinen Kreiſen klar und verſtaͤndlich mündlich auszudrücken; 
b. leſerlich zu ſchreiben, leichte Gedanken in einer verftändlichen Sprache, 
ohne grobe Verſtöße gegen die Rechtſchreibung, ſchriftlich aufzuſtellen 
und Aufſätze des niedrigen Geſchaͤftsſtyls (Rechnungen, Schuldſcheine 
u. dgl.) abzufaſſen, — e. eine Regeldetri-Aufgabe ohne Brüche an— 
zuſetzen und auszurechnen, — welche Forderungen dabei ausdrücklich 
nur als das Minimum, nicht als das Ziel der Elementarſchule be— 
zeichnet werden, — dieſes müffe vielmehr in ſämmtlichen Gegen— 
ſtänden hoher geſtellt werden. — 

Man glaube ja nicht, ſich damit tröſten zu können, es gingen 
die Schulkenntniſſe in fo auffallendem Maaße nur bei Denjenigen 
verloren, welche unter beſonderem Drucke des Tagewerkes, in Noth 
und Entblößung ihr Leben kümmerlich durchſchlagen müſſen. Dies 
wäre eine nicht gerechtfertigte Unterſtellung. Zwar in verſchiedenem 
Maaße, doch mehr oder minder trifft unſere Klage — wir wiederholen 
es — den Durchſchnitt der arbeitenden Klaſſen in Stadt und Land. 

Die unſerer Klage zu Grunde liegenden Erfahrungen betreffen zwar 
nur einen Landestheil, nämlich den Regierungs-Bezirk Arns— 
berg; indeſſen iſt dieſer doch von einem ſolchem Umfange und hat fo 
mannigfache Beſtandtheile von Stadt und Land, von wohlhabenden und 
ärmeren Gegenden, von vorherrſchend induſtrieller und rein landwirth— 
ſchaftlicher Bevölkerung, von verſchiedenen Konfeſſionen ꝛc., und die 
Erhebungen find fo wenig bloß zufällig und vereinzelt, vielmehr fo 
umfaſſend durchgeführt, daß daraus füglich die Grundlage für ein 
allgemeines Urtheil gezogen werden darf. 

Um unſere Behauptung ſchlagend zu erhaͤrten, weiſen wir zunächſt 
auf die Proben der Schulbildung hin, welche die Gemeinde-Vorſteher 
abzugeben pflegen. Sie ſtehen doch wohl meiſtens an der Spitze der 
ländlichen Bevölkerung, find gewiſſermaßen die Blüte derſelben, und 
was ſie an Schulkenntniſſen nicht beſitzen, darf man gewiß nicht mit 
Ausſicht auf Erfolg bei ihren Standesgenoſſen oder gar bei den nie— 
driger Stehenden ſuchen. Nun iſt aber ein großer Theil der Ge— 
meinde-Vorſteher im ſchriftlichen Ausdrucke unglaublich ſchwach. Wir 
wollen kein beſonderes Gewicht darauf legen, daß ihnen dieſe und 
jene Regeln der Rechtſchreibung, der Grammatik, der Satzbildung ab— 
handen gekommen ſind, vielmehr iſt dies die nothwendige Folge davon, 
daß die niederdeutſche Sprache die Mutterſprache des Landmannes 
bildet und ihm die hochdeutſche Zunge, die Sprache der Schule, ge— 
wiſſermaßen nur eine Feiertagsſprache bleibt. Aber daß ſo manche 
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derſelben mit der ganzen Sprachlehre vollſtaͤndig Schiffbruch gelitten 
haben und ein Deutſch zuſammenſtoppeln, was ihnen als Knaben von 
10 Jahren Strafe zugezogen haben wuͤrde; daß ihre Schreibereien 
oft ein fo unverftändiges und unverſtändliches Zeug find, daß nur 
derjenige es deuten kann, welcher durch längere Erfahrung auf dieſem 
Gebiete die Abſicht inſtinktmäßig herausfühlt und ſelbſt dadurch ſich 
nicht irre machen läßt, wenn gerade das Gegentheil von dem geſchrie— 
ben iſt, was erſichtlich gemeint wird, — das kann nur der glauben, 
welcher dergleichen Muſterſtücke häufig in den Händen gehabt hat. 
Uns ſind Väter der Gemeinden bekannt geworden, welche nicht einmal 
ein einfaches Fuͤhrungszeugniß mit Sinn und Vernunft zu Stande 
zu bringen vermögen. 

Wir wollen die Bedeutung gerade dieſer Wahrnehmungen nicht 
uͤberſchätzen. Sie find im Vergleich zu der Maſſe des Volkes doch 
nur vereinzelt, und man könnte ſich bewogen finden, das Gewicht 
derſelben dadurch theilweiſe aufzuheben, daß man die zulängliche Bil— 
dung vieler tüchtiger Gemeindevorſteher in die andere Waagſchale legt. 

Indeſſen ſtehen uns, wir müſſen fagen: leider! ungleich trifti— 
gere und zahlreichere Beweismittel amtlicher Erfahrung über die ge— 
ringe Nachhaltigkeit der Elementarſchulbildung zu Gebote. 

Die allgemeine Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 bes 
ſtimmt im §. 148: 

„Vor der Aufnahme in die Lehre muß der Lehrling 
darthun, daß er leſen, ſchreiben und rechnen kann.“ 

Dieſe Vorſchrift wurde in den erſten Jahren nach Erlaß der 
Gewerbe-Ordnung nicht beſonders beachtet, ſondern erſt ſeit dem Jahre 
1851 auf Anregung der Königlichen Regierung von den Ortsbehörden 
ſchärfer ins Auge gefaßt. Das Ergebniß war im höchften Grade über— 
raſchend und betrübend. Saͤmmtliche Ortsbehörden fanden, daß die 
meiſten der jungen Leute, welche ſich zur Aufnahme in die Lehre melden, 
oder welche nachtraͤglich der Pruͤfung unterworfen worden, nicht leſen, 
nicht ſchreiben, nicht rechnen können, — d. h. nicht in einem Grade, 
welcher auch nur den gelindeſten Bedingungen der Reife einer tüch- 
tigen Volksſchule entſpricht. — 

Sei's, daß die Jünglinge ohne die geſetzlich erforderliche Aus— 
bildung von der Schule entlaſſen werden, ſei's daß ſie dieſelbe zwar 
beſeſſen, aber in dem Zeitraume zwiſchen der Entlaſſung aus der Schule 
und der Aufnahme in die Lehre, was zuweilen mehre Jahre dauert, 
entweder weil die körperliche Entwickelung nicht weit genug gediehen 
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ift, oder weil die Wahl des künftigen Berufes ſchwankt, verloren 
haben, kurz, mag der eine oder der andere Grund die wirkende Ur— 
ſache fein, — die Ortsbehoͤrden finden, daß die meiſten Lehrlinge nicht 
vermögen, (im Sinne des Geſetzes) zu leſen, zu ſchreiben, zu rechnen, 
und ſehen ſich deßhalb genöthigt, dieſelben (zufolge der Schlußbe— 
ſtimmung des gedachten $. 148) zur Theilnahme an einem nachhelfen— 
den Unterrichte zu verpflichten. 

Selten wird wohl über eine Frage mit ſolcher Uebereinſtimmung 
geurtheilt werden, wie über dieſen Punkt von allen betheiligten Be— 
hörden. Die Königliche Regierung hat ſich abſichtlich enthalten, auf 
das Urtheil derſelben einen maaßgebenden Einfluß auszuüben und 
nur darauf hingewieſen, daß der aufzunehmende Lehrlinge den Beſitz 
einer ſolchen Fertigkeit im Leſen, Schreiben und Rechnen darthun 
müffe, wie fie eine tüchtige Elementarſchule durchſchnittlich verleiht 
und wie dieſelbe unerlaͤßlich iſt, um darauf durch weitere Uebung 
und Unterweiſung diejenige Geſchicklichkeit zu gründen, welche der 
praktiſche Bedarf des Handwerks-Berufes in Fertigung von Anſchlä— 
gen, Aufſtellung von Rechnungen und allerhand Schriftſachen des 
bürgerlichen Lebens erfordert. Dennoch, wie geſagt, ſind alle bethei— 
ligten Behörden zu einem und demſelben Ergebniſſe gelangt und kön— 
nen in den vielen vorliegenden Berichten ihr Erſtaunen über dieſe 
Erſcheinung, welche ihnen früher niemals in ſolchem Umfange und 
fo ſcharf vor Augen getreten war, nicht lebhaft genug ausdrücken. 
Eine Vorausſetzung dürfen wir indeſſen zu Ehren der Wahrheit nicht 
verſchweigen. Es deucht uns nämlich nicht unwahrſcheinlich, daß die 
Behörden, in ihrer Ueberzeugung von dem außerordentlichen Nutzen 
der Fortbildung, geneigt ſein mögen, in Zweifelsfällen das Wiſſen 
des Lehrlings eher für ungenügend zu befinden und ihn der großen 
Zahl der nachhülfepflichtigen jungen Leute zuzurechnen. Jedoch kann 
wenigſtens durch den Inhalt der vorliegenden Berichte dieſe Ver— 
muthung nicht erhärtet werden. Mögen hier einige Aeußerungen 
aus denſelben, wie fie uns gerade aufſtoßen, als triftige Beläge vor— 
ſtehender Angaben eine Stelle finden: 

Stadt Lippſtadt: Viele Schüler ſind in den Elementarſchulen nur 
ſehr dürftig ausgebildet worden und müſſen bei dem Eintritte in die Fort- 
bildungsſchule mit den erſten Elementen wieder beginnen. 

Kreis Soeſt (plattes Land), aus den Urtheilen mehrerer Behörden zu⸗ 
ſammengeſtellt. 1. Die meiſten Lehrlinge haben in den Jahren nach dem 
Elementar- Unterrichte bis zum Eintritt in die Lehre ſogar Leſen und 
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Schreiben wieder verlernt; ſie müſſen, wie Elementarſchüler unterrichtet 
werden. 2. Noch nicht die Hälfte der eintretenden Lehrlinge iſt im Stande, 
der geſetzlichen Prüfung zu genügen, fo daß alſo alle, welche nicht leſen, ſchrei— 
ben und rechnen können, als unfähig und unwürdig, ein Handwerk zu erlernen, 
zurückgewieſen werden müßten, wenn nicht Nachhülfe in irgend einer Fort⸗ 
bildungsſchule verſchafft werden könnte. Dieſe Prüfung vor der Aufnahme 
des Lehr-Kontraktes liefert in den meiſten Fällen den betrübenden Beweis 
über die geringen Leiſtungen unferer Elementarſchulen. Es iſt kaum glaub- 
lich, daß manche junge Leute, nachdem ſie gegen 2 Jahre dieſe Schulen ver— 
laſſen und ſelbſtredend einer Fortbildung ſich nicht unterzogen haben, ſo un— 
wiſſend geworden ſind, daß ſie vom Rechnen nichts mehr wiſſen, kaum ihren 
Namen ſchreiben und Gedrucktes in leichteren Worten nicht ohne Mühe leſen 
können. Es erſcheint alſo als ein dringendes Bedürfniß, daß nicht allein für 
Handwerker-Lehrlinge, ſondern für die geſammte männliche Jugend Fortbil- 
dungsſchulen und zwangsweiſer Beſuch derſelben eingerichtet werden muß. 

Unter den Erwachſenen nehmen nur die für ausgebildet Geltenden etwa 
das Kreisblatt zur Hand. Die Meiſten verzichten auf alle und jede Lectüre, 
weil ſie ihnen zu ſchwierig iſt. Sie können nicht ohne große Mühe leſen und 
Geleſenes verſtehen, — alſo leſen ſie nichts. Bücher ſind für ſie nicht gedruckt 
und es entgeht ihnen mit dieſen ein Hauptbildungsmittel. 

(Aus dem Berichte eines im Dienſte ergrauten, ſehr erfahrenen und urtheilsfähigen 
Beamten.) 

3. Man darf, trotz aller Bedenken und Schwierigkeiten, welche dem Er— 
richten von Handwerksſchulen auf dem Lande entgegenſtehen, nicht auf die⸗ 
ſelben verzichten, ſie ſind für das Land ein dringendes Bedürfniß, eine 
Lebensfrage. 

Und wie es mit der Jugend iſt, die ſich dem Handwerkerſtande widmet, 
jo iſt es mit den Söhnen unſerer, ſelbſt begüterten Oekonomen. 

Stadt Werl. Die Knaben treten faſt durchgängig ohne genügende 
Schulbildung in die Sonntagsſchulen ein. (Beiſpielsweiſe werden 30 folder 
Knaben für das laufende Winterhalbjahr namentlich aufgeführt.) 

Kreis Hamm. Wenn man, wie es mir nicht ſelten ergangen, bis— 
weilen in den Schulen unter den ſogenaunten Aufſatzheften, nicht einen ein- 
zigen Aufſatz von wenigen Zeilen findet, der frei von orthographiſchen Fehlern, 
oder richtig conſtruirt wäre, dann braucht man ſich über die Ergebniſſe der 
Lehrlings-Prüfungen nicht zu wundern. Wo tüchtige Lehrer ſind, ſieht es freilich 
ganz anders aus und wird hier oft ſogar Ueberraſchendes geleiſtet. Im All- 
gemeinen ſteht aber das Elementarſchulweſen gewiß (in hieſiger Gegend we— 
nigſtens) nicht auf dem hohen Standpunkte, als man in der Regel glaubt. 

Stadt Arnsberg: Thatſache iſt, daß in den meiſten, wenn nicht 
in allen Elementarſchulen die Entlaſſung der Schüler mehr durch ihr Alter 
von 13 oder 14 Jahren, als durch ihr Wiſſen bedingt iſt. Folge davon iſt, 
daß der Schüler, welcher heute aus der Schule als reif zum Eintritt in das 
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Leben entlaſſen iſt, morgen, wenn er in das erſte Stadium des bürgerlichen 
Lebens, in das Verhältniß eines Handwerker-Lehrlings eintreten will, für 
nicht reif befunden wird. Würden die Beſtimmungen welche, wie vorerwähnt, 
die Entlaſſung aus der Elementarſchule bedingen ſollen, gewiſſenhaſter gehand— 
habt, ſo würde die Beſtimmung der Allg. Gewerbeordnung überflüſſig ſein. — 
Unſere durch die Anforderungen der jetzigen Zeit allerdings nothwendig ge— 
wordenen Handwerker-Fortbildungsſchulen würden dann eigentliche und wirk— 
liche Fortbildungsſchulen ſein können, während ſie jetzt zum größeren Theile, 
nur den Zeichnen-Unterricht abgerechnet, nur nachzuholen beſtimmt ſind, was 
die Elementarſchule, den beſtehenden Geſetzen und Verordnungen entgegen, 
verſäumt hat. 
Kreis Soeſt. Der ſehr tüchtige Lehrer an der Fortbildungs-Schule 
zu Oeſtinghauſen äußert ſich folgendermaßen: „Bei den meiſten Aufſätzen 
mußte den Schülern um eine brauchbare Arbeit zu erhalten, nicht nur 
das Thema, ſondern auch die Form zu denſelben gegeben werden, und zwar 
in der Art, daß der zu bearbeitende Stoff in katechetiſcher Lehrweiſe auch 
den ſchwächern Schülern, überſichtlich gemacht und darauf von allen ſo oft 
mündlich wiederholt wurde, bis auch die minder Begabten die Fertigkeit erlangt 
hatten, den ganzen Aufſatz zu Hauſe wörtlich aus dem Gedächtniſſe nieder— 
ſchreiben zu können. Bei dieſer Vorbereitung wurde vom Lehrer ſtrenge darauf 
gehalten, daß die Schüler denſelben Gedanken in möglichſt verſchiedener Form 
ausdrückten. Es wurde zwar wiederholt der Verſuch gemacht, die Schüler das 
gegebene Thema ohne vorherige Beſprechung ſelbſtthätig ausarbeiten zu laſſen, 
allein dieſe Verſuche führten leider zu keinem befriedigenden Reſultate, indem 
die auf dieſe Weiſe verfaßten Aufſätze meiſtens nicht correeturfähig waren. 
Stadt Hagen. Die Mehrzahl der mir bisher in hieſiger Fortbil— 
dungsſchule bekannt gewordenen Schüler iſt grenzenlos arm an allen Vor⸗ 
kenntniſſen, in jeglicher Hinſicht geiſtig vernachläſſigt ze. (Als Proben be- 
finden ſich in den Acten einige wahrhaft bejammernswerthe Schreibwerke.) 
Attendorn. Wir fühlen uns verpflichtet, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß die meiſten Schüler bei ihrem Eintritt in die Handwerker-Fortbildungs— 
ſchule eine unglaublich geringe Fertigkeit, ſelbſt im mechaniſchen Leſen und 
Schreiben beſitzen, ſo daß ſie in der Regel nicht im Stande ſind, Diktirtes 
leſerlich und nothdürftig richtig nachzuſchreiben, geſchweige denn, daß ſie 
einige Gedanken über ein leichtes, in ihren Geſichtskreis fallendes Thema im 
Zuſammenhange niederzuſchreiben vermöchten. Wenn auch einzelne eine leid- 
liche Handſchrift ſchreiben, fo iſt doch auch bei dieſen an ein orthographiſch 
richtiges Schreiben und an einen annähernd richtigen Gebrauch der Satz⸗ 
zeichen gar nicht zu denken. Ebenſo wenig kann bei ihnen, mit äußerſt ge- 
ringen Ausnahmen, von einem einigermaßen ſinngemäßen Leſen die Rede 
ſein; ja es giebt Einige, die, ſo zu ſagen gar nicht leſen können. Wir ſagen 
dies nur um die Thatſache zu konſtatiren. 
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Erwitte. Die Schüler fanden ſich in der Sprachlehre, im Auffage 
und im Rechtſchreiben ſo zurück, daß mit denſelben, wie mit Elementarſchülern 
verfahren werden mußte. — 

Zwei Drittel der Geſammtzahl mußte mit Numeriren beginnen. 

Endlich berichtet ein mit dem Fortbildungsweſen ſeit Jahren be— 
ſchaͤftigter Beamter: 

Bei meinen häufigen Beſuchen der Fortbildungsſchulen habe ich nur zu 
oft Gelegenheit gehabt, mich davon zu überzeugen, daß in der That manche 
der neu eintretenden Lehrlinge nicht ſchreiben, nicht rechnen, nicht leſen 
können und zwar bis zu der Stufe der Unwiſſenheit hinab, daß ihnen ein⸗ 
zelne Schriftzeichen ganz fremd geworden ſind, daß ſie ferner über 3 Ziffern 
hinaus nicht zu numeriren vermögen, daß es ihnen endlich nicht gelingt, mehr⸗ 
ſylbige Wörter zu leſen. 

Dieſe Beobachtungen über die große Unwiſſenheit der Lehrlinge 
erhielten eine ſchlagende Beſtätigung durch die Erfahrungen der Hand— 
werker⸗Prüfungs-Kommiſſionen über die Stufe des Wiſſens 
der ſich zu den Geſellen- und Meiſter-Prüfungen meldenden Perſonen. 
Auch hier wurde daſſelbe Erſtaunen laut über die erbärmliche Geiſtes— 
Kultur ſo vieler junger Männer, welche den Kern unſeres Bürger— 
ſtandes zu bilden berufen ſind. 

Endlich traten in den letzten Jahren noch ruͤckſichtlich einer ande— 
ren zahlreichen Klaſſe unferer Jugend ſehr forgfältige Unterſuchungen 
hinzu und befräftigten nur zu ſehr die vorſtehenden Bemerkungen. 
Das neu geſchaffene Amt eines Fabriken-Inſpectors gab nämlich eine 
ſehr erwünſchte Gelegenheit, die Schulbildung der jugendlichen 
Fabrik-⸗Arbeiter durch einen unparteiiſchen Beurtheiler nach dem 
eben mitgetheilten Maaßſtabe der Volksſchul-Reife meſſen zu laſſen. 
Das Reſultat war überall daſſelbe. Die vielen hundert jugendlichen 
Fabrikarbeiter beſitzen durchſchnittlich das vorſchriftsmaͤßige Minimum 
von Bedingungen der Reife nicht, viele, ſehr viele derſelben ſtehen 
nur auf der unterſten Schwelle des Elementarwiſſens. 

Bei allen dieſen Erfahrungen fand ſich doch ein leidiger Troſt, 
daß nämlich die vielen Ausländer welche gegenwärtig in die dieſ— 
ſeitigen Handwerke und Fabriken einſtrömen, noch ſchlechter, wie die 
ſchwächſten Inländer beſtellt zu ſein pflegen. 

Indem ſich auf dieſe Weiſe die Ueberzeugung von der Noth— 
wendigkeit der Fortbildung der aus der Volksſchule entlaſſenen Ju— 
gend in allen Theilen des Regierungs-Bezirks Arnsberg verbrei— 
tete, war die allgemeine Vermehrung der Fortbildungsſchulen eine 
natürliche Folge. Zählte man im Jahre 1849 nur 12 ſolcher An— 
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ſtalten, hauptſächlich von Bauhandwerkern beſucht, welche in denſelben 
die Vorbereitung zu den Prüfungen fuchten, fo beſitzt der Regierungs— 
Bezirk jetzt 67 Handwerker-Fortbildungsſchulen mit mehr als 3700 
Schuͤlern, nicht allein in den Städten, ſondern auch viele auf dem 
Lande. Es entſtehen immer neue. Die Ortsbehoͤrden drängen ſich 
dazu; das Bedürfniß derſelben wird allgemein auf das Lebhafteſte 
anerkannt, und die Königliche Regierung braucht gegenwaͤrtig ſo 
wenig dazu anzuregen, daß vielmehr mit der Durchführung dieſer 
heilſamen Einrichtungen ſo manche Verſuche gemacht werden, deren 
Nachhaltigkeit erheblichen Zweifeln unterliegt. Uebrigens ſind in 
obiger Zahl ſolche Fortbildungsſchulen, welche nicht gerade ſpeziell 
und vorzugsweiſe für die jugendlichen Gewerbetreibenden beſtimmt 
ſind, nicht einmal eingerechnet worden. 

Jetzt ſind wir in der Lage von Erfahrungen zu ſprechen, welche 
nach tauſenden zählen. Jetzt haben wir die kompetenteſten Gewährs— 
männer in den Elementarlehrern ſelbſt gewonnen. Hundert und mehr 
dieſer Männer wirken an den Fortbildungsſchulen und überzeugen ſich 
— vielfach zu ihrem großen Erſtaunen — wie ſchnell die Früchte 
ihrer vieljaͤhrigen Bemühungen um die Bildung der jugendlichen Geiſter 
verwelken und verdorren, wenn dieſelben nicht durch die Fortbildung 
friſch erhalten und zu einer dauernden Reife gebracht werden. Wie 
oft haben wir dem Unterrichte in ſolchen Stunden beigewohnt und 
dabei gehört, wie der Lehrer ſelbſt erſtaunt ausrief: „Aber du biſt 
ja erſt ſeit zwei Jahren aus der Schule! Du warſt ja ein lernluſtiger 
Junge und kannſt jetzt nicht mehr mit Sicherheit numeriren, nicht mehr 
das Ein mal Eins, nicht mehr einen Satz richtig ſchreiben!“ 

Ein Lehrer (aus Brilon), welcher feine Beobachtungen über die 
Nothwendigkeit der Fortbildungsſchulen ſchriftlich zuſammengefaßt hat, 
ſagt: „Bei den Lehrlingen pflegt bereits eine ſolche Art von Ver— 
wilderung und geiſtiger Verheerung eingetreten zu ſein, daß man 
glauben ſollte, ihre Geiſteskrafte ſeien noch nicht aus dem erſten Schlum— 
mer aufgeweckt; und doch haben dieſe jungen Leute meiſt alle (dem 
Verfaſſer bekannte) ſehr gute Schulen früher beſucht.“ 

Derſelbe ſagt ferner: „Die Behauptung, welche man fo häufig 
hört, daß die jungen Leute — welchen von ihrem 14. — 20. Jahre 
gar keine Gelegenheit geboten wird zum Schreiben — nach Verlauf 
von mehreren Jahren nach der Entlaſſung aus der Schule, ihren 
Namen nicht mehr ſchreiben können, iſt gewiß nicht als eine Ueber— 
treibung anzuſehen. — Wie viele Soldaten gibt's immer noch, welche 
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genoͤthigt find, ſich ihre Briefe ſchreiben zu laſſen! — Die gerichtlichen 
Verhandlungen können Auskunft geben, wie häufig Leute in den 
dreißiger Jahren analphabet ſind.“ 

Ein anderer Lehrer (aus Lippſtadt) bemerkt: „Während meiner 
15jährigen Wirkſamkeit an der hieſigen Handwerkerſchule haben min— 
deſtens 20% der Schüler mit den erſten Elementen im Schreiben 
und Rechnen beginnen müſſen.“ 


Doch genug der Zeugniſſe; die bisherigen Anführungen möchten 
in der That wohl keinen Zweifel darüber zulaſſen, daß die Preußiſche 
Volksſchule in ihren nachhaltigen Wirkungen — ſchlechter iſt, als 
ihr Ruf. Wir ſagen: in ihren nachhaltigen Wirkungen, indem wir 
davon ausgehen, daß die Schuld der beklagten Mängel nicht in, ſon— 
dern nach der Schule zu ſuchen ſei, daß die Schule an ſich leiſte, 
was ſie ſolle, und daß ihre Leiſtungen nur, weil nicht gewartet und 
gehegt, in Kurzem verloren gehen. Freilich darf für dieſe Anſicht 
nicht auf allgemeines Einverſtändniß gerechnet werden. Im Gegen— 
theil ſprechen ſich manche der oben angeführten Zeugen ſchlechthin 
dahin aus, daß viele Schulen ihr Ziel nicht erreichen, daß ſehr 
viele Schüler unreif aus der Volksſchule entlaffen werden. Beim 
Mangel eigener Erfahrung wäre es vermeſſen, über den Werth un- 
ſerer Volksſchule an ſich hier richten zu wollen, abgeſehen davon, daß 
das Urtheil über denſelben für die von uns behauptete Nothwendig— 
keit des Fortbildungs-Unterrichts nicht entſcheidend ſein kann. Denn 
verflüchtigt ſich mit häufig betrübender Schnelligkeit ſelbſt bei reifen 
Schülern tüchtiger Schulen, was ſie gelernt haben, bis zu einem 
dürftigen Bodenſatze, was wird dann erſt bei den unreif Entlaſſenen 
uͤbrig bleiben? Für die Volksſchule überhaupt, (für die 
gute und wie viel mehr für die ſchlechte) iſt die Fortbildungs— 
ſchule eine nothwendige Ergänzung. Und weil fie noth— 
wendig iſt, ſo muß die Verpflichtung zum Beſuche der— 
ſelben ebenſo geſetzlich geregelt werden, wie für die 
Volksſchule. 

Entweder man gebe den Zwang hinſichtlich der Elementarſchulen 
auf, oder man führe ihn bis zu dem Zeitpunkte durch, wo die jungen 
Leute begreifen und eben deßhalb behalten, was ſie lernen, — wo 
ſie den Werth der Schule für das Leben, die Anwendung des Wiſſens 
auf das Können begreifen. 
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Man glaubt kaum, ohne es ſelbſt beobachtet zu haben, welche 
ganz andere Frucht der Unterricht in den Jahren des Jüͤnglingsalters, 
als in den Zeiten der Kindheit, trägt; wie — fo zu ſagen — eine 
Stunde nach dem 14. Lebensjahre ebenſo viel nutzt, wie eine Woche 
vor demſelben. Es ließe ſich, — ſo ſcheint uns faſt, — auf die 
halbe Unterrichtszeit der bisherigen Elementarſchule verzichten, wenn 
man die jungen Leute noch 3—4 Jahre nachher 4 Stunden woͤchent— 
lich in die Fortbildungsſchule führte. Bis zum 14. Jahre den halben 
Tag in die Volksſchule, bis zum 18. Jahre einige Male in der Woche 
(Nachmittags oder Abends) und am Sonntage in die Fortbildungs— 
ſchule, — und, wir zweifeln nicht, der Ruhm der Preußiſchen Volks— 
ſchulen wird eine Wahrheit ſein. 

Dieſe Ueberzeugung iſt in der Laienwelt viel verbreitet. Möchte 
jetzt auch — (dieſer ſchon früher geäußerte Wunſch ſei hier von Neuem 
befürwortet) die Schule ſelbſt durch den Mund der Schul— 
Inſpectoren ihr Urtheil fällen. 

Die vorſtehenden Zeilen ſind zunächſt von dem Bedürfniß der 
Induſtrie eingegeben und mögen um ihretwillen Entſchuldigung fin— 
den. Bildung iſt zu unſeren Zeiten der Lebensodem der Gewerbe, des 
Handwerks, wie der Fabrikation, nicht nur für den Leiter und Her— 
ren der Gefchäfte, ſondern auch und vor Allem für die Arbeiter. 
Unſere Arbeiter ſtehen aber — Gott ſei es geklagt — auf einer ſehr 
tiefen Stufe der Einſicht und Bildung. Ihr geiſtiges Streben iſt 
gleich Null. Brod und Schnaps ſind den Allermeiſten das A und 
das O. Die Quellen dieſes Unheils näher zu erörtern, gehört nicht 
hierher, jedenfalls ſcheint uns die Elementarſchule, an und für ſich 
wie ſie iſt, keine ausreichende Befaͤhigung erwieſen zu haben, die ar— 
beitenden Klaſſen zum geiſtigen Leben zu erwecken. Wo ſieht man 
einen Fabrikarbeiter mit einem Buche in der Hand? Wie viele der— 
ſelben zählen wir jetzt in unſeren Fortbildungsſchulen? Wie ungünſtig 
ſind die Verſuche ausgefallen, ihr Intereſſe für belehrende Vorträge 
aus dem Gebiete der Naturwiſſenſchaft zu feſſeln? Wo ſind die 
Leſevereine der engliſchen Arbeiter bei uns aufzuweiſen? Welche tech— 
niſche Erfindungen gehen noch von Deutſchland aus; außerordentlich 


wenige, — denn unſere Arbeiter erfinden nichts, weil ſie ohne 
allgemeine Vorbildung, ohne techniſche Wiſſenſchaft, ohne geiſtige 
Regung in den Tag hineinleben, fruges consumere nati, — und 
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die Arbeiter ſind auch im Auslande die wahren Erfinder. Im Aus— 
lande? wo man unſer Schulweſen nicht ohne Zeichen der Verehrung 
nennt? Allerdings! — denn, ſagt A. V. Huber (bekanntlich in 
Staat und Kirche auf der rechteſten Rechten ſitzend) in ſeinen Reiſe— 
briefen über England: „die intelligentere Minorität der engliſchen 
Arbeiter iſt ohne allen Vergleich intelligenter, als dieſelbe Minorität 
bei uns; und haben ſie viel ſchlechteren Schul-Unterricht gehabt, ſo 
haben ſie im Leben viel mehr gelernt und wenigſtens in der Schule 
nicht die Fähigkeit und Luſt zu lernen verloren, wie dies bei uns 
ſo oft der Fall iſt. Ihr Streben nach Fortbildung würde nach dem 
Maaßſtabe, den wir dem Verſtändnißvermögen unſerer arbeitenden 
Klaſſen entnehmen könnten, weit über die Köpfe weggehen“. Er 
fand Ranke, Rotteck, Schiller, Göthe (Fauſt), Virgil (na— 
türlich in Ueberſetzungen) in den Bibliotheken der Arbeiter-Vereine. 

Und bei uns? Nun ſie können ihr Geſangbuch und das Kreis— 
blatt leſen. — 


Nachſchrift der Red. Obige Mittheilung regt, wie wohl nicht 
zu verkennen iſt, eine ſehr ernſthafte und wichtige Unterſuchung an. 
Man wird nicht einwenden wollen, daß es ſich hier um locale Aus— 
nahmsverhaͤltniſſe handeln könne, die etwa im Reg.-Bezirke Arnsberg 
obwalteten, denn es liegen Zeichen genug dafür vor, daß auch ander— 
wärts in Preußen der gleiche Uebelſtand empfunden worden ſei, wie 
das z. B. in neueſter Zeit aus dem Beſchluß des Gewerbevereins zu 
Oels (Schleſien) hervorleuchtet, den Magiſtrat zu erſuchen, er möge 
dahin wirken, daß die Innungen keinen Lehrling freiſprechen, welcher 
die Sonntagsſchule nicht regelmäßig beſucht hat. In Berlin ſelbſt 
treten ähnliche Erfahrungen oft genug hervor, obwol der Elementar— 
unterricht der Hauptſtadt ein durchſchnittlich wirkſamerer, das geiſtige 
Leben der Bevölkerung, auch in den niederſten Klaſſen, ein weit we— 
niger zu analphabetiſcher Verwilderung Anlaß gebendes iſt, als in den 
Provinzen. Sehr werthvolles Material für die ſtatiſtiſche Grundlegung 
würden Erhebungen über den Bildungsſtand der zum Militair Eins 
tretenden gewähren, wenn dieſelben, wie dies in Mecklenburg Sitte 
iſt, alljährlich veröffentlicht würden. Einſtweilen wäre es ſehr wün⸗ 
ſchenswerth, Beobachtungen in dieſer Beziehung, ſoweit dergleichen 
den Regierungen, den Provinzialſchulbehörden, den Magiſtraten u. A. 
vorliegt, zu ſammeln und dieſe Zeitſchrift würde gern derartige Bei— 
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träge aufnehmen. Die Reſultate einer ſolchen Unterſuchung würden 
dereinſt nicht blos der Angelegenheit des Fortbildungsunterrichts, 
ſondern auch der Schulfrage im weiteſten Sinne, der die Regulative, 
die Lehrerbeſoldung u. ſ. w. in ſich faßt, zu Gute kommen. Wie man 
anderwärts ſchon längft die Wichtigkeit dieſer Frage in ihrer Spe— 
cialbeziehung zur Induſtrie ins Auge gefaßt hat, daruber giebt eine 
Abhandlung von Klumpp in der deutſchen Vierteljahrſchrift von 1854 
ſchätzbaren Ausweis. . 


Denkfchrift des Königl. preuß. Miniſlerium des 
Innern über die Einzelhaft. 

Der Hr. Miniſter Gr. Schwerin hat im März d. J. der preußiſchen 
Landesvertretung eine Denkſchrift über das „Wich ern'ſche Syſtem“ vorge— 
legt, aus der wir nachfolgend dasjenige mittheilen, was über die bisher 
wenig bekannten Ausführungsmodalitäten dieſes „Syſtems“ Aufſchluß giebt. 
Daß die Darſtellung eine apologetiſche iſt, ergiebt ſich ſo vielfältig, daß das hier 
keines beſondern Hinweiſes bedarf, es wäre vielleicht nur noch hervorzuheben, 
daß der Hauptzweck der Denkſchrift, wie er in dem zweiten hier nicht mitge— 
theilten Abſchnitte derſelben weiter ausgeführt iſt, ein den Intereſſen dieſer 
Zeitſchrift feruſtehender iſt, nämlich die Rechtfertigung einer allgemeinen Durch— 
führung dieſer Gefängnißorganiſation auf dem Verwaltungswege und mit 
Vermeidung der legislativen Concurrenz. Manche, ſonſt nicht hierher gehö— 
rige Excurſe des beifolgenden Abſchnitts erklären ſich aus dieſer Beſtimmung 
der Schrift. 

Es haben wiederholt Verhandlungen auf dem Landtage darüber 
ſtattgefunden, ob die Verbüßung der Zuchthausſtrafe in der Form 
der Einzelhaft als eine Maßnahme zu betrachten, die von der Legis— 
lative abhängig zu machen, oder ob ſie lediglich auf dem Verwaltungs— 
wege anzuordnen ſei. 

Die Staats-Regierung wünſcht die Angelegenheit auf dem dies— 
maligen Landtage zu einem Abſchluß zu bringen und hat zur allſeiti— 
gen Verftändigung zugleich die Vorlage dieſer Denkſchrift für noͤthig 
erachtet. 

Zur Entſcheidung der Frage wird es zunächſt unerläßlich fein, 
beide, die gemeinſame Haft und die Einzelhaft, und zwar ſo, wie 
dieſelben bis jetzt in den Straf-Anſtalten der Monarchie angeordnet 
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ſind, zu charakteriſiren. Darnach wird die Angelegenheit nach den 
dabei in Betracht kommenden Geſetzesſtellen zu bemeſſen ſein, und 
zuletzt das Reſultat über die zur Entſcheidung zu bringende Frage 
zu ziehen. 

Es liegt in der Natur der Sache (und konnte geſchichtlich ſich 
kaum anders geſtalten), daß die Verbuͤßung der Freiheitsſtrafe zu— 
nächſt in der Form gemeinſamer Haft angeordnet wurde. Ebenfo 
natürlich war es, daß ſich unter dieſer Form der Strafverbüßung nach 
und nach ſittliche Mißſtaͤnde vielfacher Art herausſtellten, die dann 
namentlich auch in Preußen vor etwa 30 Jahren als ſo unerträglich 
erkannt wurden, daß eine Reform zunächft wenigſtens der Zuchthäufer 
nicht länger ausgeſetzt bleiben konnte. Dieſe Reform in den Zucht— 
haͤuſern richtete ſich mit Nothwendigkeit und zunächſt auf die Befeiti- 
gung oder Befchränfung der bis dahin ſtattgehabten mehr oder weni— 
ger freien Bewegung und des Verkehrs der Sträflinge unter einander, als 
woraus ſich die größte Zahl der gröbſten Mißſtände ergab. Damit 
in genaueſter Verbindung ſtand die Einführung einer feſt geregelten 
Haus-Ordnung und einer ſtrengen, mehr militairiſchen Disziplin, 
verbunden mit einer in allen Punkten normirten, alle Individuen 
umfaſſenden Beſchaͤftigung, ſodann die größere Trennung der Ge— 
ſchlechter, die Abſonderung der Sträflinge im noch mehr jugendlichen 
Alter, die kirchliche Beſorgung der Gefangenen durch Predigt und 
Seelſorge und die ſchulmaͤßige Unterrichtung derjenigen, die einer 
ſolchen Nachhülfe bedürfen u. ſ. w. 

Bis zur Stunde wird unausgeſetzt auf dieſer Grundlage weiter 
gebaut. Es bleiben freilich noch viele dahin gehörende Aufgaben 
auch in den angegebenen Richtungen ungelöft, jedoch minder in Be— 
ziehung auf die externen und greifbaren, als vielmehr in Beziehung 
auf die internen und ſittlichen Verhaͤltniſſe, und namentlich auch in 
Betreff der darauf bezüglichen baulichen Einrichtungen. Dieſe ſitt— 
lichen Verhaͤltniſſe der Straf-Anſtalten beanſpruchen zugleich ſeit 
mehreren Jahrzehnten das öffentliche Intereſſe, das ſich vorzugsweiſe 
anſchließt an die oft und immer aufs Neue zur Sprache gebrachte 
Schwierigkeit der Fürſorge für die entlaffenen Sträflinge. 
Dieſelben kehren jährlich zu Tauſenden in die Dörfer und Städte, 
zumeiſt die größeren Städte zurück. Bekannt ift die Furcht eines 
großen Theils der freien Bevölkerung vor dieſen „Beſtraften“ oder „Ent— 
laſſenen,“ nicht minder das damit in nächſtem Zuſammenhange ſtehende, 
gleichviel wie weit berechtigte Volksurtheil über die Zuchthäufer, daß 
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ſie „die Schule der Verbrechen“ ſeien. An dieſer Stelle kommen 
dieſe öffentlichen Urtheile inſofern in Betracht, als die Verwaltung 
dieſe Verhältniſſe zugleich im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung ſcharf ins Auge zu faſſen hat. Einmal bildet ſich durch 
dieſes Zurückziehen der freien Bevölkerung von den in ihre Mitte 
zurückkehrenden „Beſtraften“ und Entlaſſenen, namentlich in den gro— 
ßen Städten, ganz von ſelbſt eine immer kompaktere und gefaͤhrlichere 
Maſſe der polizeilich zu überwachenden Perſonen, in welcher ſich der— 
jenige Geiſt, der die Verbrechen neu oder wiederholt erzeugt und der 
die öffentliche Sicherheit für Perſonen und Sachen gefährdet, intenſiv 
wie extenſiv verſtärkt; andererſeits aber weiſen dieſe Zuſtände zugleich 
auf das Innere der Straf-Anſtalten ſelbſt zurück. Denn in dieſen 
ſelbſt bildet ſich trotz der dagegen gerichteten Haus-Ordnung mit ihrer 
Aufſicht, Arbeit und Disciplin, trotz der kirchlichen und ſchulmäßigen 
Beſorgung der Sträflinge, trotz der verſuchten Abſonderung beſonders 
gefährlicher Individuen, mit Nothwendigkeit das durch die Geme in— 
ſamkeit der Haft veranlaßte perſönliche Nebeneinanderſein der 
Verbrecher zu einer verbrecheriſchen Gemeinſchaft heraus. 

Dieſe Bemerkung iſt keine vereinzelte, ſie gründet ſich vielmehr 
auf einer allgemeinen Erfahrung; ſie iſt aber auch ebenſowenig neu, 
denn gerade ſie iſt der Ausgangspunkt jener durchgreifendſten Maß⸗ 
regel, welche die ganze ſeit mehreren Jahrzehnten reglementariſch feſt— 
geſtellte und beſtehende Haus-Ordnung der Straf-Anftalten beherrſcht 
und unter welcher jene vor mehreren Jahrzehnten begonnene Reform 
der Straf-Anſtalten ſich bis jetzt vollzogen hat und deswegen an 
dieſer Stelle vor allem andern in Betracht kommt und klarer ins 
Licht geſetzt werden muß. Es entging nämlich der Verwaltung, ſo— 
bald ſie Hand an die Reform der Strafanſtalts-Verwaltung legte, 
nicht, daß in der damals ganz ausſchließlich beſtehenden Gemeinſam— 
keit der Haft zugleich die Gefahr liege, eine Gemeinſamkeit aller 
weiteren perſönlichen, alſo in dieſem Fall vorwiegend verbrecheriſchen 
Beziehungen der Gefangenen untereinander zu veranlaſſen, ja daß 
eine ſolche weitergehende keineswegs zu ſtatuirende Lebens-Gemein⸗ 
ſamkeit zuſammen mit der einmal ſtatuirten Gemeinſamkeit der Haft 
von ſelbſt gegeben ſei. Ausgehend von der unzweifelhaft richtigen 
Einſicht in die Gefahr, die von der Gemeinſamkeit ſo vieler ver— 
brecheriſcher Perſonen, die vielfach in Laſtern gereift, meiſt fittlich rui⸗ 
nirt find und nur ſittlich ruinirenden Einfluß äußern können, ausgehen 
muß, überzeugte man fich eben fo ſchnell, daß es bei der nun einmal vor⸗ 
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handenen Gemeinſamkeit der Haft zur Abwendung jener Gefahr zu— 
gleich die Aufgabe fein müffe, eine Trennung und Loslöſung der verhaf— 
teten Perſonen von einander zu etabliren, ſolche Trennung derſelben 
von einander mußte nicht erſt nach und nach, ſondern von vornherein, 
mußte ausnahmlos, durch alle der Arbeit gewidmeten und für alle 
arbeitsloſen Zeiten, durch alle Räume (Arbeitsſäle, gottesdienſtliche, 
Schul- und Schlaf-Lokale) aufgerichtet werden. Man ſchritt, um 
bei der Gemeinſamkeit der Haft dieſe Trennung und zugleich dieſe 
Vereinzelung der Gefangenen zu erreichen, in Ermangelung einer 
andern beſſern Hülfe zu jener durchgreifenden Maßregel, den Sträf- 
lingen das Hauptmittel des Verkehrs und Austauſches, nämlich das 
Sprechen mit einander, zu unterſagen, ihnen das Gebot des abſoluten 
Schweigens aufzuerlegen. Das Sprechen der Sträflinge unters 
einander, ſo beſtimmt deswegen das ſeit dem 25. Dezember 1835 in 
allen Straf-Anſtalten (Zuchthäuſern) eingeführte (Rawiczer) Reglement 
vom Jahre 1835 pag. 10. $. 23., pag. 88. §. 63., ſei es durch 
Worte oder Zeichen, iſt auf's Strengſte verboten. Den Aufſehern 
wird, bei Vermeidung ernſter Ahndung, die Ueberwachung der Be— 
folgung dieſes Gebots eingeſchärft. Die Gefangenen dürfen deswe— 
gen nach dem Reglement ſich einander nicht einmal naͤhern, ſondern 
jeder ſoll, auch in arbeitsfreien Zeiten, auch an Sonn- und Feſttagen, 
auf ſeinem Platze ſitzend oder ſtehend verbleiben und dieſen Platz nie 
verlaſſen. Nur Geſpräche, die ſich unmittelbar auf die Arbeit bezie— 
hen, „was aber nicht oft vorkommen koͤnne,“ werden nicht beſtraft, 
ſonſt darf aber, wie es ausdrücklich heißt, auch ein Sprechen zwiſchen 
zwei Perſonen, welche des Geſchaͤfts wegen neben einander ſitzen, 
nicht geduldet werden; wird dergleichen von dem Aufſeher bemerkt, 
fo ſoll die Anzeige zu ſofortiger Beſtrafung erfolgen (pag. 88. §. 23.). 

Es iſt nicht ſchwer zu erkennen, was für eine Folge eine derartige 
Anordnung haben muß. Da bei Ankunft der in die Straf-Anſtalt 
neu eintretenden Sträflinge irgend welche Introduction derſelben, wo— 
bei deren Namen, Antecedentien, Verbrechen, Familienverhältniſſe 
und dergleichen fuͤr alle übrigen könnten bekannt gemacht werden, 
nicht ſtattfindet und begreiflicherweiſe auch nie ſtattfinden kann, — da aber 
doch jedem neuen Ankömmling zum Aufenthalt ein Raum angewieſen wird, 
an welchem er unausgeſetzt zuſammen mit immer 20 oder 50 oder 100 
Verbrechern und Leidensgenoſſen Tag fuͤr Tag ſeine Strafarbeit aus— 
zuführen und ebenſo die Nächte, Sonn- und Feiertage zuzubringen 
hat, ſo iſt nichts natürlicher, als daß von dem Augenblicke des Ein— 
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tritts in die neue Geſellſchaft der Sträflinge an, in Allen die voll— 
kommen gerechtfertigte Begierde entſteht, zu wiſſen, wer der Neuling 
ſei, was er begangen, wie er geſonnen, was er Neues wiſſe und 
bringe, oder (falls in ihm ein alter Bekannter oder ein erſt kürzlich 
Entlaſſener, alſo ein Rückfaͤlliger, erkannt wird) — was für Schickſale 
ihn wieder in die Anſtalt geführt u. ſ. w. Und ebenſo wird der 
neue Ankömmling ein lebhaftes Intereſſe haben, feine neue, für den 
Anfang jedenfalls befremdende Umgebung kennen zu lernen und zu 
erforſchen, oder alte Bekanntſchaften zu erneuern, vielleicht neue Bot— 
ſchaften und Aufträge von außen her auszurichten. 

Da aber nach dem Gebot des Schweigens kein Sträfling den 
andern fragen, keiner mit dem andern ſich austauſchen darf, und da 
die Aufſeher unter der Gefahr eigener Beſtrafung angehalten ſind, 
die Contravenienten anzuzeigen, ſo befinden ſich die Sträflinge in 
einer mißlichen Alternative. Entweder ſie entſagen all jener Begierde, 
zu erfahren: wer die Hunderte ſind, in deren Mitte ſie ſich zwangs— 
weiſe verſetzt finden, mit denen ſie arbeiten, eſſen und trinken, ſchla— 
fen und aufſtehen müſſen. Sie würden alſo in dieſem Falle auf alle 
Kunde von einander, auf alles menſchliche Intereſſe, das ſonſt ein 
Menſch an dem anderen nimmt, verzichten und würden alſo trotz alles 
Sehens und Hörens und aller inneren und äußeren Anregungen zum 
gegenſeitigen Austauſch, ſich alles auf dieſes menſchliche Bedurfniß 
gerichteten Verlangens für immer entäußern. Das hieße dann mit 
einem Worte: ſie würden das ihnen auferlegte Gebot des Schwei— 
gens erfüllen. Aus der ſtrikten Befolgung deſſelben würde ſich als— 
dann die menſchliche Geſellſchaft in den Zuchthäufern verwandeln in 
eine Geſellſchaft von Taubſtummen, von Automaten, in ein Neben— 
einander polizeilich ſprachlos gewordener Menſchengeſtalten. Oder 
aber, — und das iſt das allein natürliche und das faktiſche, wenn 
auch durchaus reglementswidrige Verhältniß — oder aber das Ge— 
bot des Scheigens wird nicht, wird von keine m Sträfling inne gehals 
ten, ſondern von Allen übertreten, und es entſteht dadurch zur Be— 
friedigung des unabweislichen Bedürfniſſes nach menſchlichem Verkehr 
eine Sprachverbindung der Sträflinge untereinander, jedoch in einer 
ſolchen Weiſe, daß zu gleicher Zeit verſucht wird: das Reglement 
zu umgehen, die Aufſicht zu täuſchen und: dem Reglement zu genügen 
und ſich gegen die Aufſicht zu ſichern — was eben nur durch einen 
konſequent durchgeführten Scheingehorſam möglich gemacht werden 
kann. Unter der Einwirkung des Schweigegebots wird dann bei 
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allem offiziell innegehaltenen Schweigen nicht geſchwiegen, und 
demnach der Nichtverkehr der Gefangenen untereinander zu einer 
völligen Illuſion gemacht. — Dieſer faktiſche Zuſtand muß für die 
Sittlichkeit der Einzelnen und des Ganzen die hoͤchſte Gefahr bereiten. 
Der Gefangene, deſſen ganzes Streben darauf gerichtet iſt, den zur 
Verhinderung des Sprechens und zur Ueberwachung der Beobachtung 
aller ſonſtiger Beſtimmungen der Haus-Ordnung beſtellten Aufſeher 
zu täuſchen, wird durch dieſe Stellung in der gemeinſamen Haft fort— 
dauernd zur Verſtellung, Hinterliſt und Lüge gereizt. Zugleich wird 
in den meiſten Gefangenen eine gewiſſe, jeder beſſeren Richtung hin— 
derliche, innere Verbitterung erzeugt, beſonders dadurch daß jeder 
Gefangene, welcher vom Aufſeher bei dem Direktor zur Anzeige 
gebracht und beſtraft wird, ſich parteiiſch ſund ungerecht behandelt 
glaubt weil er weiß, daß viele ſeiner Mitgefangenen, welche nicht 
beſtraft ſind, ſich in gleicher Weiſe vergangen und es nur geſchickter 
gemacht, oder, wie er glaubt, ſich mit dem Aufſeher beſſer zu ſtellen ge— 
wußt haben. Die ganze Situation wird in ſittlicher Beziehung aber 
dadurch noch um ſo viel mehr gefährlich, daß dieſe im Kreiſe der Ge— 
fangenen ſich erzeugende und unter dieſen Empfindungen weiter ent— 
wickelnde verbrecheriſche Gemeinſchaft nicht anders beſtehen kann, als 
indem ſie mit moͤglichſt ehrlichem Angeſicht immerfort Verſteck ſpielt 
und ſich in die abſolute Verheimlichung zurückzieht. In dieſer 
Geſtalt des geheim gehaltenen Verkehrs, in welchem alle unausge— 
ſetzte Ueberwachung unausgeſetzt überliſtet wird, muß unter der unge: 
geftörten Einwirkung der Gemeinſamkeit der Haft und der mit ihr noth— 
wendig verbundenen, anſcheinend rigoriſtiſchen Disziplin, nicht bloß 
die Wahrheit dieſer und aller Disziplin fort und fort aufgelöft wer— 
den, ſondern auch die verbrecheriſche Gemeinſchaft ſelbſt immer tiefer 
ſich befeſtigen, immer inniger zuſammenwachſen und zuletzt zu einer 
Alles beherrſchenden Macht unter den Gefangenen ſelbſt ſich ausge— 
ſtalten. Der Einzelne, der ſich ihr vielleicht, ſoweit es wenigſtens 
noch möglich, entziehen möchte, wird ſich ihr nicht entziehen konnen, 
ſondern ihr zuletzt doch erliegen muͤſſen. Und geſetzt (was übrigens 
durchaus nicht der Fall iſt), — geſetzt, dieſer Annäherung der 
Verbrecher untereinander würde auch zur Tageszeit durch die 
Aufficht irgendwie mit Erfolg entgegengewirkt werden können, fo 
könnte das doch immer nur Außerlih und mechaniſch geſchehen; aber 
vollends alle desfallſigen Garantien würden für die Nachtzeit ver— 
ſchwinden, wo jedesmal eine kleinere oder größere Schaar der Deti— 
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nirten in den Schlafräumen zuſammengelegt und zur Sicherheit ledig— 
lich wieder unter das Gebot des Schweigens geſtellt iſt, deſſen Auf: 
rechterhaltung dann wieder entweder eben Allen zu Beaufſichtigenden 
ſelbſt insgeſammt, oder, was wieder noch bedenklicher ſcheint, Einzel— 
nen aus ihrer eigenen Mitte dazu beſtellten Individuen anvertraut 
zu werden pflegt. 

Es liegt auf der Hand, wie naturwidrig eine ſolche Forderung 
des abſoluten Schweigens überhaupt iſt und inſonderheit für Per— 
ſonen ſein muß, die unausgeſetzt, bei Tag und Nacht, zuſammen 
wohnen; aber dieſe Naturwidrigkeit erreicht ihre Höhe, wo dieſe For— 
derung an ſolche Individuen geſtellt iſt, die, wie die Gefangenen gegen 
ihren Willen, durch Zwang zuſammen geſperrt ſind, die dabei durch 
das tiefgehendſte gemeinſame Intereſſe verſchuldeter Leiden und oft 
ſchwerſter, ſelbſt verſchuldeter Sorgen, aber auch der Sympathien und 
Phantaſien verbrecheriſcher Neigungen und oft abenteuerlichſter Unter: 
nehmungen mit all dem Reize, eine ihnen gegemüberftehende Macht 
zu überwinden, zuſammen verbunden werden. Dazu kommt in den 
Gefangenen die Macht ſowohl des unterdrückten als des in manchen 
Fällen erwachenden und ſtrafenden Gewiſſens, das nach beiden ſich 
entgegenſtehenden Seiten hin nothwendig dahin drängt, ſich mit Wort 
und Geberden zu äußern, das aber mit dem polizeilichen Gebote: 
ſich nicht zu äußern, in ſich zurückgedraͤngt und gebunden werden 
fol. So naturwidrig aber auch dieſe, jedenfalls immer auf min— 
deſtens zwei Jahre, ſehr häufig von da an aber auf 3, 5, 10 und 
auf viel mehr Jahre auferlegte Forderung iſt, ſo unerläßlich bleibt 
fie dennoch für jede gemeinſame Haft; denn ſowohl polizeiliche als 
ſittliche Gründe verwehren es für immer, das Geſpräch und den Ge— 
danken-Austauſch in einer ſolchen verbrecheriſchen Geſellſchaft frei zu 
geben, denn es exiſtirt abſolut keine Kontrole und Buͤrgſchaft gegen 
den verderblichſten und ſowohl die Sicherheit der Verwaltung als die 
fittliche Bewachung der einzelnen Gefangenen gefährdenden Mißbrauch 
eines ſolchen Sprachverkehrs. 

Aber ſollte, auch wenn der Sprachverkehr der Gefangenen unter— 
einander nicht zugelaſſen wird, doch in dieſer Beziehung nicht eine 
anderweite Befriedigung dieſes entſchieden menſchlichen Bedürfniſſes 
möglich ſein? 

Eine Art Ausgleichung dieſes Mißverhältniſſes ſcheint freilich 
möglich durch das Hinzutreten der unteren und oberen Beamten. 

Warum könnte den Gefangenen das Geſpräch und der freie Ver— 
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kehr mit dieſen nicht geſtattet werden? Aber abgeſehen davon, daß 
ein Aufſeher der Art ſchon aus rein phyſiſchen Gründen doch nimmer 
im Stande ſein könnte, ſolchen Haufen arbeitender Menſchen, ſei es, | 
daß er ſich allen zugleich oder nach und nach jedem Einzelnen widmen 
wollte, den Umgang, den ſte, die nebeneinander ſitzen, arbeiten, feiern 
und ſchlafen, ſich ſchaffen können, zu erſetzen, — abgeſehen hiervon, 
hat ſchon aus bloß dienſtlichen und polizeilichen Gründen in der ge— 
meinſamen Haft den Unter-Beamten ſolcher Gefprächs Verkehr mit 
den Straͤflingen, ſogar geradezu unterſagt werden müſſen. Was aber 
vollends die Ober-Beamten betrifft, ſo iſt ein ſolcher direkter Ver— 
kehr dieſen Beamten wegen deren anderweitigen Obliegenheiten, die 
fie für die Verwaltung in Anſpruch nehmen, und auch wiederum aus 
polizeilichen Gründen unmöglich und unzulaͤſſig. So iſt z. B. die 
unmittelbare und unangemeldete Anrede an den Direktor beim Durch— 
gang durch die Reihen der Gefangenen in dem Reglement aus guten 
Gründen im Allgemeinen ſogar „durchaus unterſagt.“ (pag. 10. S. 68.) -- 
Zu einem Sich-Ausſprechen bliebe den Gefangenen etwa nur der 
jedesmalige Geiſtliche; der Geiſtliche aber hat ohnehin eine Menge 
anderer Geſchaͤfte in Beziehung auf die Reception, Entlaſſung und 
Korreſpondenz im Intereſſe der Gefangenen zu beſorgen, und iſt über— 
dies von der Predigt, dem Unterrichte und dem ſpeziellen ſeelſorge— 
riſchen Bedürfniſſe Einzelner in Anſpruch genommen; es bedarf keiner 
Erörterung, daß ſchon aus den eben angeführten, aber auch aus an— 
dern eben ſo nahe liegenden Gründen der Geiſtliche nicht und nie 
im Stande ſein kann, dieſem nicht bloß einmaligen, ſondern täglichen 
Bedürfniß aller Einzelnen, oft 800 bis 1000 Gefangenen, zu ge— 
nügen. Außerdem aber wäre es unnatürlich, den ganzen Gedanken— 
Austauſch auf amtlich ſeelſorgeriſche Geſpraͤche der Gefangenen bes 
ſchränken zu wollen. Es kommt aber noch hinzu, daß gerade dies 
Zuſammenſein der Verbrecher in der gemeinſamen Haft ſelbſt denje— 
nigen unter ihnen, welche wirklich in der gemeinſamen Haft ſolche 
Wünſche im Verkehr mit dem Geiſtlichen zu Zeiten befriedigen möchten 
oder wirklich zu befriedigen ſuchen, die größten Hinderniſſe in den 
Weg legt, indem ſolche, die dieſe Wünſche zu erkennen geben, ſehr 
häufig der Gegenſtand der Bekrittelung oder gar des Geſpöttes ihrer 
Mitgefangenen zu werden pflegen, und auch da, wo das nicht der 
Fall wäre, werden doch auch die beſten Eindrücke, welche einzelne 
Gefangene nicht ſelten in Folge einer vertraulichen ſeelſorgeriſchen Zu— 
ſprache des Geiſtlichen oder in Folge einer guten Predigt in ſich auf— 
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nehmen, nicht ſelten aufs ſchnellſte wieder verwiſcht, ſobald ſie in den 
gemeinſchaftlichen Arbeitsſaal zurückkehren und dort wieder den ver— 
derblichen Einwirkungen ihrer Mitgefangenen, die keine Ahnung von 
dem haben, was in der Seele eines ſolchen ernſter geſtimmten Men- 
ſchen vorgeht, ausgeſetzt ſind. Ebenſo wird die, wenn auch nur ge— 
ringen, aber doch einigen Erſatz gewaͤhrende Selbſtbeſchäftigung der 
Gefangenen mit geiſtigen Dingen durch Leſen und Schreiben durch 
dies unausgeſetzte Zuſammengepferchtſein mit Anderen zu einer Un— 
möglichkeit, abgeſehen davon, daß zu einer derartigen Selbſtbefriedigung 
geiſtiger Bedürfniſſe dem Gefangenen in der Kollektivhaft alle äußeren 
das Innere unterſtützenden Einrichtungen (z. B. das Material zum 
Schreiben und Zeichnen) fehlen und — wenn überhaupt, doch nur 
unter den größten Beſchränkungen gewährt werden können. Ueber— 
dies würden immer nur ſehr wenige den dazu erforderlichen Grad 
geiſtiger Bildung und Uebung mitbringen und ebenſowenig würde die 
gemeinſame Haft die dazu nöthige Förderung der geiſtigen Bildung 
geſtatten. 

Daraus ergiebt ſich aber aufs Neue, daß die Sträflinge, wenn 
nicht bei ihnen der abſolute Verzicht auf allen Gebrauch ihrer Sprache 
eintritt, was natürlich nicht geſchieht, ſchlechterdings auf ſich ſelbſt, 
auf ihre eigene Gemeinſchaft, d. h. aber auf den ſo ſtrenge 
verbotenen Verkehr, und jenen heimlichen Austauſch untereinanz 
der angewieſen bleiben. 

So wird die Kollektivhaft, je ſtrikter ſie nach dem Reglement 
ausgeführt wird und je mehr bei ihr die Gefangenen in legaler 
Haltung erſcheinen, deſto mehr die Veranlaſſung, die Gefangenen und 
das Beamten-Perſonal einander gegenüber zu ſtellen, und jene im 
Zuchthauſe zu einer geſchloſſenen Geſellſchaft heranzubilden; in dieſer 
Gemeinſchaft innerhalb der Zuchthausmauern lernt ein großer Theil 
der Sträflinge ſich auch für jene Zeit der zukünftigen Frei— 
heit, wo fie in die Kategorie der „Entlaſſenen und polizeilich über 
wachten Beſtraften“ eintreten, als zufammengehörig aufs genauſte und 
in der gefährlichſten Weiſe kennen, während die Uebrigen, die von 
vornherein vielleicht beſſer geartet waren, wenn ſie dieſen Verſuchun— 
gen wirklich nicht erliegen, ſowohl im Blick auf die Gegenwart im 
Zuchthauſe als auch auf die Zukunft, die auf das Zuchthaus folgt, 
unter einer ſie erdrückenden, unnatürlichen Laſt zu ſeufzen haben. 

Es lag deswegen aus ſittlichen und polizeilichen Gründen der 
Verſuch nahe, eine noch großere durchgreifendere Trennung der In— 
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dividuen von einander, als die durch das Sprachverbot erreicht oder 
vielmehr nicht erreicht werden konnte, zu Stande zu bringen. Das 
allein hier ſich ergebende Auskunftsmittel war die lokale Ausſon— 
derung zunächſt Einzelner. Für dieſe richtete man Einzelzellen ein. 
Dabei mußte aber bald eine doppelte Reihe von Gefangenen ins 
Auge gefaßt werden, einmal die Reihe derjenigen, die einen allzu— 
gefährlichen verderblichen Einfluß auf die übrigen gleich bei ihrem 
Eintritt auszuüben drohten, oder die während der Strafverbüßung 
ſolchen Einfluß trotz des Schweiggebots geltend machten, ſodann die 
Reihe derjenigen, die noch beſſer geartet ſchienen, und die man dem 
verderblichen Einfluß der Maſſe entziehen wollte. Dieſe letzteren konn— 
ten ſolche ſein, die überhaupt zum erſten Mal beſtraft wurden, oder 
die nur durch ein ganz iſolirtes, etwa in leidenſchaftlicher Erregung 
veruͤbtes Verbrechen zur Strafhaft gekommen waren. 

Demgemäß iſt in manchen Straf-Anſtalten nach und nach erſt 
eine und dann noch eine Einzelzelle, dann eine größere oder klei— 
nere Reihe derſelben entſtanden, in der dieſe beiden, eben angeführ— 
ten Kategorien von Gefangenen untergebracht zu werden pflegen. 
Es kam aber noch ein drittes hinzu. Nämlich die bei korrekter 
Uebung der Disziplin in der gemeinſamen Haft verhältnigmäßige 
Unvermeidlichkeit häufiger Disziplinarſtrafen, die auf Vielen aufs 
empfindlichſte laſtet, die Erkenntniß Seitens auch der Stumpfſinni⸗ 
geren oder Erwerbsluſtigen, daß mit der Auflöfung der für fie werth— 
loſen Gemeinſchaft der Arbeitsfleiß ſich beſſer lohnt, ferner bei ande— 
ren das Unerträgliche des Gefühls, ſich Tag und Nacht in gezwun— 
gener unausgeſetzter Gemeinſchaft mit anderen Menſchen zu befinden, 
außerdem aber die beſſeren Regungen des Gewiſſens bei noch ande— 
ren, welche Reue über ihr Verbrechen empfinden und ſo für die Zu— 
kunft ſich bewahren wollen, alle dieſe größeren oder geringeren Werth 
habenden, aber in jedem Fall beobachtungswürdigen Motive haben 
nach und nach in den Straf-Anſtalten das Verlangen und den Blick 
auch der Gefangenen ſelbſt auf den Werth einer mehr oder we— 
niger durchgeführten Einzelhaft gerichtet. Alle dieſe Berückſichtigungen 
zuſammengenommen aber haben für die Verwaltung je länger deſto 
mehr die Nothwendigkeit außer Zweifel geſetzt, aus polizeilichen und 
ſütlichen Gründen der Einzelhaft eine immer größere Aufmerkſamkeit 
zu widmen und immer noch mehr Raum für fie zu gewähren. So— 
wohl für die lokale wie für die allgemeine Verwaltung mußte es zugleich 
immer klarer werden, daß auch diejenigen Gefangenen, welche 
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nach Berückſichtigung der fämmtlichen vorſtehenden Fälle als Reſt zus 
rͤckbleiben, ebenfalls unter jener Gefahr der Gemeinſchaft des ver— 
brecheriſchen Geiſtes verbleiben, dem man ſie durch das Gebot des 
Stillſchweigens in einer gemeinſamen Haft einmal nie und durch kein 
äußeres oder inneres Mittel wird entziehen können. 

Vielleicht kann eine Sonderung und Klaſſifizirung der Gefan— 
genen untereinander in ganz einzelnen ſeltenen Fällen und etwa bei 
kleineren Zuchtanſtalten, wie ſie in Preußen aber gar nicht vorkommen, 
im Allgemeinen aber kann ſolche Maßnahme, die die Gemeinſchaft 
der Verbrecher beſtehen läßt, nie zum Ziele führen. Ebenſo wenig 
die öfter vorgeſchlagene bloß nächtliche Trennung der Gefangenen 
von einander, während fie während der Tagesarbeit wieder zuſammen— 
geführt werden. 

Denn alles vorher über das Schweigen und Nichtſchweigen Ge— 
ſagte wird auch hier zu wiederholen ſein, ſofern die Zeit des heim— 
lichen Verkehrs für die Tageszeit fortbeſtände und nur durch die täg— 
liche Dazwiſchenkunft der Nacht durchbrochen wurde. 

Der eigentliche Schaden, um deſſen Beſeitigung es ſich handelt, 
und die betreffende Aufgabe fir die Verwaltung, die Gemeinſchaft 
der Verbrecher unter einander nicht ſcheinbar und temporair, 
ſondern gänzlich aufzuheben, würde dennoch weſentlich dieſelbe ver— 
bleiben. Eine gründliche Beſſerung des Schadens wird demnach 
nur in dem Maße noͤglich, als an die Stelle der gänzlich gemein— 
ſamen Haft eine allſeitige Durchführung der örtlichen Trennung der 
einzelnen Gefangenen von einander, alſo die ausgedehntere Einrich— 
tung der Einzelhaft für dieſelbe zu Stande kommt. 

Die Anfänge der Einzelhaft in verſchiedenen und in faſt allen 
Straf-Anſtalten der Monarchie ſind in der vorſtehenden Erörterung 
nachgewieſen. Doch iſt ſie an allen genannten Stellen inſofern un— 
vollſtändig, als die betreffenden Gefangenen zeitweiſe immer wieder 
mit einander und mit den übrigen Gefangenen zuſammengebracht 
werden; es iſt ein fortgeſetzter Wechſel zwiſchen der temporairen ge— 
meinſamen und der temporairen Einzelhaft; nach einer noch anderen 
Praxis wird vollends die letztere (die Einzelhaft) mit der erſteren 
(der gemeinſamen Haft) nach gewiſſen Zeitraͤumen vollſtaͤndig wieder 
vert auſcht. Dieſer täglich ſich wiederholende Wechſel der beiden 
mit einander oder vollends dieſe gänzliche Vertauſchung der einen 
mit der anderen Haftart erneuert aber, entweder taͤglich oder in 
größeren Pauſen, die ganze Summe derjenigen dargelegten Schwie— 
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rigkeiten und Widerſprüche, welche der gemeinſamen Haft eingeboren 
ſind. Derartiges Verfahren bleibt demnach eine halbe Maßregel mit 
neuen Mißſtänden, welche die etwaigen Vortheile, die aus der par— 
tiellen Einzelhaft hervorgehen könnten, wieder annulliren. Und doch 
könnten dieſe Mißſtände von der Verwaltung nur da gehoben werden, 
wo durch genügende Anzahl von Einzelzellen für alle Gefangene 
und zugleich durch anderweitige bauliche Einrichtungen für die gänz— 
liche Aufhebung der Gemeinſamkeit der Haft geſorgt worden iſt. 
Eine derartige Fürſorge läßt ſich zweckentſprechend und durchgreifend 
ſchwerlich in geſonderten Abtheilungen der Straf-Anſtalten, die für 
gemeinſame Haft angelegt ſind, ſondern nur in Baulichkeiten, die unter 
dieſem maßgebenden Geſichtspunkte errichtet ſind, zur Ausführung 
bringen. Wo dies aber geſchieht, iſt dann auch die folgenreiche 
Durchführung der Einzelhaft möglich. 

Eine ſolche Durchfuhrung nun iſt in der „Neuen Straf-Anſtalt 
zu Berlin“ in Moabit verwirklicht. Es iſt der andere Zweck dieſer 
Denkſchrift, das in dieſer Moabiter Anſtalt eingeſchlagene Verfahren 
der Einzelhaft im Unterſchied und Nicht-Unterſchied von der gemein— 
ſamen Haft in den hierorts als weſentlich in Betracht kommenden 
Beziehungen darzulegen. 

Voranzuſtellen iſt ſchon hier, daß die in dieſer Form zur Aus— 
führung kommende Vollſtreckung der vom Geſetz auferlegten Freiheits— 
ſtrafe ſich von der in der gemeinſamen Haft vorgenommenen Voll— 
ſtreckung zunächſt ſoweit in Nichts unterſcheidet, als es ſich um die 
bisherigen allgemein geltenden, die Verbüßung der Zuchthausſtrafe 
normirenden weſentlichen reglementariſchen Beſtimmungen 
handelt. 

Demgemäß gilt für die lokale und allgemeine Verwaltung und 
den Dienſt aller Beamten bei der Einzelhaft das in allen uͤbrigen 
Straf-Anftalten der Monarchie in Anwendung befindliche Rawiczer 
Reglement; daſſelbe beſtimmt das Weſentliche der Haus-Ordnung, 
der Speiſung, Kleidung, Geſundheitspflege, der ärztlichen und pfarr— 
amtlichen Behandlung der Gefangenen, desgleichen deren Beauf— 
ſichtigung, die Disziplin und deren Handhabung und namentlich auch 
den ganzen Arbeitsbetrieb derſelben. Nur ſolche Modificationen ſind 
eingetreten, welche ſich aus der zwedmäßigeren lokalen und anderen 
damit in Verbindung ſtehenden Einrichtungen im Intereſſe der Ver— 
waltung und der Gefangenen mit Nothwendigkeit von ſelbſt ergeben, 
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— Modificationen des Reglements, die ganz analog ſind denjenigen 
anderen derartigen beſonderen Abweichungen, die nach und nach, eben— 
falls je nach den individuellen und lokalen Bedürfniſſen in andern 
Preußiſchen Straf-Anſtalten nothwendig geworden ſind und die daſſelbe, 
wie jedes derartige Reglement je nach den, aus den jedesmaligen Be— 
dürfniſſen ſich ergebenden individuellen Verhältniſſen immer wieder 
aufs neue erfahren muß. Ebenmäßig beſteht für die ſogenannten 
größeren Iſolir-Stationen in andern Straf-Anſtalten kein abgefons 
dertes Reglement, und kann ein ſolches nicht beſtehen, weil die Strafe 
in dieſer Abtheilung keine andere iſt, als in den übrigen Abtheilungen 
mit gemeinſamer Haft. Als die die gemeinſame Haft am ſchneidend— 
ſten durchdringende und charakteriſirende, unerläßliche reglementariſche 
Beſtimmnung iſt aber oben diejenige bezeichnet, durch welche der ſaͤmmt— 
liche Verkehr und Umgang der Gefangenen unter einander von vorn— 
herein beſeitigt werden fol, namlich das Verbot alles und 
jedes Sprechens und Austauſches unter einander, für deſſen 
Ueberwachung die Aufſicht unter beſonderer Strafandrohung aufs 
Strengſte verantwortlich gemacht iſt, und deſſen Uebertretung ſofort 
angezeigt und disziplinariſch beſtraft werden ſoll. Auch dieſe charak— 
teriſtiſche Beſtimmung gilt unverändert für das Einzelhaftgefängniß; 
ſie iſt alſo für dieſes ſo wenig das Charakteriſtiſche und ein 
neues, daß vielmehr in ihr das alte bisher ganz allgemein geltende 
mitweſentlichſte Kriterium der Vollſtreckung der Zuchthausſtrafe ſich 
einfach fortſetzt. Aber freilich an dieſer Stelle tritt zugleich der Un— 
terſchied in der Durchführung der beiden Haftarten ins Licht. In 
dem Einzelhaftgefängniß iſt durch vollſtändig räumliche Sonderung 
jeder einzelne Gefangene von allen Uebrigen und ſind wiederum Alle 
von jedem Einzelnen getrennt. Indem einem jeden einzelnen Gefan— 
genen eine beſondere Wohn- und Arbeitszelle angewieſen iſt, iſt für 
ihn von vornherein jene Summe von Schwierigkeiten und Verſuchungen 
entfernt, durch welche die Ausführung des Schweiggebotes in der ge— 
meinſamen Haft völlig illuſoriſch gemacht wird. Während man in 
der gemeinſamen Haft nicht den leiſeſten Verkehr der Gefangenen unter 
einander geftatten kann und geſtatten will, induzirt man zu gleicher 
Zeit die Geſammtheit der Gefangenen durch die ganze Art der ihnen 
angewieſenen Exiſtenz, nämlich durch ihr ununterbrochenes erzwun— 
genes Nebeneinander- und Zuſammenſein bei Tag und bei Nacht von 
vorn herein zu dem intimften, durch keine Kontrole zu überwachenden 
Verkehr; man macht, indem man das Verbot des Verkehrs und Aus— 
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tauſches ſtellt, zugleich die Erfüllung des Gebotes abſolut unmoglich. 
Und weil das Gebot ſelbſt keine innere Wahrheit hat, wird es der 
Anlaß zu einer großen konſequenten Lebensunwahrheit in und unter 
den Sträflingen. Dagegen während man bei der Einzelhaft von 
derſelben völlig richtigen Grundforderung ausgeht und allen Verkehr 
verbietet, macht man durch die Art der Exiſtenz, naͤmlich die Abſon— 
derung bei Tag und bei Nacht ohne irgend welche Künſtelei und Quä— 
lerei, ganz naturgemäß die Erfüllung der geſtellten Vorſchrift wirk— 
lich möglich, ja nothwendig. Die Gefangenſchaft in der Einzelzelle 
verſetzt jeden einzelnen Gefangenen in eine ähnliche Lage, wie wenn 
er in dem jedesmaligen Gefängnig — nicht der einzig lebende Menſch 
wohl aber der einzige Gefangene wäre, der als ſolcher jedenfalls von 
anderen Gefangenen völlig iſolirt und zu jedem derartigen Verkehr, 
der ihm aber ohnehin durchaus verwehrt würde, außer Stande ſein 
würde. Der Nichtverkehr der Sträflinge unter einander wird zu einer 
Wahrheit, und dieſe Wahrheit wird die ergiebige Quelle ſegensreichſter 
Folgen für die Einzelnen und für das Ganze. — Der zunächſt frei- 
lich nur negative, aber in dieſem Falle außerordentliche Gewinn 
ſowohl für die Verwaltung als für den einzelnen Gefangenen, ſowie 
auch für das freie Gemeinweſen iſt der, daß alte Bekanntſchaften der 
Verbrecher unter einander nicht fortgeſetzt, und daß neue Bekannt— 
ſchaften derſelben unter einander nicht eingeleitet werden lönnen, — 
daß der böſe Einfluß und die im Böſen ſich etwa vertiefende Ent— 
wickelung Einzelner nicht für deren Umgebung zugleich ſittlichen Scha— 
den bringen kann, und daß es moͤglich wird, weniger Verſunkene vor 
tieferem Verſinken wenigſtens durch Fernhaltung des böſen Einfluſſes 
zu bewahren. Die Thatſache liegt in der Erfahrung von Moabit 
vor, daß Hunderte nach und neben einander in der Moabiter Straf— 
Anſtalt detinirt geweſene oder noch detinirte Verbrecher während der 
mehrjährigen Zeit ihrer Haft ſich nicht haben als Mitverbrecher kennen 
gelernt, ja für den Fall, daß fie einander ſonſt wie bekannt wären 
oder geweſen waren, gar nicht erfahren oder erfahren haben, daß ſie 
als Sträflinge zuſammen in derſelben Anftalt gewohnt oder noch woh— 
nen. Namentlich für die Zeit der Entlaſſung bleibt und wird mehr 
und mehr dies Moment von größter Wichtigkeit. Man vergegen— 
wärtige ſich das Gegentheil, daß Hunderte von Dieben und Be— 
trügern, von Meineidigen und Unzuchtsverbrechern, die in dieſem 
Falle größtentheils aus der Reſidenz oder ihrer Umgebung kamen, an 
demſelben Strafort Jahrelang ſich zuſammen gelebt, daß fie, nachdem 
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fie fo als Unglücks- und Sündengefährten einander bekannt und viels 
fach untereinander vertraut geworden, nach verbüßter Strafe als gute 
Bekannte aus der Zeit des Zuchthauslebens wieder in die Freiheit 
zurückkehren, und es wird nicht ſchwer fein, den Werth der Einzelhaft 
Einrichtung ſchon lediglich von dieſer Seite her gerecht zu würdigen. 

Allein die Wirkung der Einzelhaft-Einrichtung hat noch eine an⸗ 
dere, von der erſteren untrennbare pof itive Seite. Durch die Fern⸗ 
haltung jenes heimlich gehaltenen Verkehrs der Verbrecher unterein⸗ 
ander, durch die Fernhaltung jener Summe von Unwahrheit und Täus 
ſchung, die wie eine unreine Atmosphäre den Zufluß ſittlich geſunder 
Luft und klaren Lebenslichtes hindert, durch Beſeitigung des ganz be⸗ 
ſonderen Drucks, der auf Veranlaſſung dieſer ungüunſtigen Verhält⸗ 
niſſe unausbleiblich ſich über alle dieſe ſittlich belaſteten Gemüther la— 
gern muß und in den einen neue Verbrechen brüten und in den andern 
ſtille Verbitterung oder gar Verzweiflung entſtehen läßt. — Durch 
die Fernhaltung und Beſeitigung all' dieſer ſchweren, bedenklichen und 
irgendwie verderblichen Umſtände iſt in der Einzelhaft der Gefangene 
zugleich in eine neue gleichſam gereinigte ſittliche Atmoſphäre verſetzt, 
und ſein Gewiſſen vor tieferem Fall und Abfall, wenn nicht vor 
gänzlicher Ertödtung bewahrt. Ihm wird in dieſer gereinigten At- 
mojphäre die Sammlung neuer fittli her Kräfte zur Erfüllung feines 
menſchlichen Berufes gegenwärtig in der Gefangenſchaft und kuͤnftig 
nach verbüßter Strafe in wieder erlangter Freiheit wenigſtens unend⸗ 
lich viel leichter moglich gemacht. Die Gefängniß⸗Verwaltung ſelbſt 
aber iſt nach Beſeitigung jener Hinderniſſe in einem ganz anderen 
Umfang als bei der gemeinſamen Haft, gerade bei der Einzelhaft in 
der Lage, dem Gefangenen zur Gewinnung dieſer ſittlichen Kräfte die 
Hand, und ihm ohne Verwiſchung des Charakters und des Ernſtes 
der Strafe, doch zugleich diejenige innere und äußere Hülfsleiſtung 
bieten zu können, deren Erweiſung bei der Gemeinſamkeit der Haft 
unmöglich bleibt. Zu den weſentlichen und unausfüllbaren Maͤngeln 
der gemeinſamen Haft gehört nämlich nicht die Nothwendigkeit der 
hier geſtellten Forderung, daß unter den Gefangenen kein Verkehr 
ſtattfinden ſoll, gehört nicht das unter Androhung ſofortiger Diszi⸗ 
plinar⸗Strafe geſtellte Gebot, fich alles Austauſches und Geſpraͤchs in 
Worten oder Zeichen zu enthalten (ganz daſſelbe Gebot und Verbot 
bleibt ja unabänderlich daſſelbe auch bei der Einzelhaft), wohl aber 
iſt es einer der tiefgehenden Mängel an der gemeinſamen Haft, daß 


bei ihr an die Stelle dieſes beſonderen, unter Verbrechern der Re⸗ 
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gel nach nie zu geſtattenden, und deswegen in jeder Haftform mit 
Recht verbotenen Verkehrs und Geſprächs kein anderer Verkehr 
und kein anderes Geſpräch geſetzt iſt, und daß, wie oben nachge— 
wieſen, ſelbſt die Möglichkeit eines ſolchen Erſatzes fehlt. Die 
Preisgebung und Verleugnung dieſes unzweifelhaften Menſchen-Rechtes 
und dieſes nie zu tilgenden Menſchen-Bedürfniſſes der Sprache in 
der gemeinſamen Haft raͤcht ſich durch jene, in demſelben Maß, als 
die Disziplin korrekt iſt, heimlich gehaltene und ſchon deswegen ver— 
werfliche, aber in allen Fällen illegale und darum immer ſtrafbare 
Gemeinſchaft. Die Verwaltung hat unter der Nöthigung der gemein 
ſamen Haft ſich zu Einrichtungen verſtehen müſſen, die in einem uns 
lösbaren Widerſpruch mit allgemein menſchlichen Forderungen ſtehen. 
Es handelt ſich demnach um eine Strafvollſtreckung, in der dieſer 
Widerſpruch durch Anordnung der Verwaltung ſelbſt und im Ein— 
klang mit allen hoheren ſittlichen Forderungen gelöft werden kann. 
Und dieſe den ſittlichen Anforderungen genügende Löſung tritt ein 
mit der gänzlichen Durchführung der Einzelhaft. Denn indem bei 
der Einzelhaft das Verbot des Verkehrs und des Sprechens der 
Verbrecher untereinander aufs Bündigſte feſtgehalten wird, alſo 
der ſittliche Nerv der in der Kollektiv-Haft angeordneten Disziplin 
in ganz gleicher Weiſe wie in dieſer geltend gemacht wird, wird mit 
dem Verbot dieſes verbrecheriſchen Verkehrs zugleich der Verkehr und 
der Austauſch mit andern, nämlich ſolchen Perſonen, die nicht Ver⸗ 
brecher find, nicht bloß frei, und als möglich in Ausſicht geſtellt, fon- 
dern prinzipaliter angeordnet. Und dadurch iſt dem Einzelhaft⸗ 
Gefangenen, indem ihm durch Abtrennung von den andern Ver— 
brechern und durch Ausſcheidung aus ihrer Gemeinſchaft der Kern 
feines ſittlichen Lebens, nämlich das Gewiſſen, gewahrt ift, zugleich 
in der Sprache und der das ſittliche Leben fördernden Menſchen— 
Gemeinſchaft das beſte menſchliche Gut, das er mit in die Gefangen« 
ſchaft hinüber genommen und deſſen er bei der gemeinſamen Haft 
zugleich mit der Freiheit für verluſtig erklart ſein ſollte, wieder zurück— 
gegeben. Für die Durchführung der Einzelhaft, wie ſie in Moabit 
eingerichtet worden, iſt nämlich das in der gemeinſamen Haft auch 
den Unter-Beamten, namentlich dem Aufſeher-Perſonale auferlegte 
Verbot des Redens mit den Gefangenen ausdrücklich nicht mehr in 
Kraft, vielmehr ſind dieſe Beamten recht eigentlich darauf angewieſen, 
den ihnen zugewieſenen Zellen-Gefangenen wie mit allen ſonſtig be- 
fohlenen Dienſtleiſtungen, fo namentlich auch je nach dem Bedürfniß 
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in fortdauernder Weiſe im Verkehr naͤher zu treten. Ebenſo iſt den 
Ober⸗Beamten dieſer Verkehr ausdrücklich zur Pflicht gemacht. Di⸗ 
rektor, Geistliche, Inſpektoren, Lehrer, Ober-Aufſeher, Werkmeiſter und 
Werkgehuͤlfen, Unter⸗Aufſeher — und zu alle dem der Arzt, kurz das 
ganze angeſtellte Perſonal der Anſtalt bildet den Kreis, mit wel— 
chem die Straflinge zum Theil ununterbrochen im Verkehr ſtehen. 
Dieſe ſehen ſich alſo bei allem ihnen innewohnenden Gefühl über 
den Verluſt der Freiheit zwar von ihren verbrecheriſchen Genoſſen 
entfernt gehalten, aber darum des menſchlichen Umgangs und Ver⸗ 
kehrs keineswegs beraubt, vielmehr in einen je nach dem Beduͤrfniſſe 
ſelbſt lebendigen Verkehr hineinverſetzt. Die Exiſtenz eines ſolchen 
Gefangenen kann in dieſer Beziehung mit der eines für ſich allein 
arbeitenden Handwerkers oder Arbeiters verglichen werden, deſſen 
ohne Gehülfen ausgeführte Tagesarbeit von den Beſuchen ſolcher, die 
ihm Arbeit bringen, oder ſolcher, die fertige Arbeit wieder abholen, 
oder auch ſolcher Freunde, die ſonſt wie ſich theilnehmend um ihn bes 
kümmern, unterbrochen wird. Das Gefpräch mit den Gefangenen in 
der Einzelzelle Moabits erwächſt aus den Beziehungen der Gefangenen 
zu feiner ihm anbefohlenen Arbeit, oder aus denjenigen Bedürfniſſen, 
denen die Lehrer entgegenkommen, ſowie aus ſolchen Beziehungen, 
denen der Seelſorger ſpeziell zu genügen hat, wiewohl auch dieſer 
Verkehr ſich keineswegs nur auf dies Seelſorgeriſche im engern Sinne 
beſchränkt, und verbreitet ſich außerdem über den ganzen Geſichtskreis 
der Familie, über feine Vergangenheit und oft fo ſorgenvolle Zukunft, 
nimmt aber nicht minder auch das ſcheinbar ganz gleichgültige Gebiet 
des täglichen Lebens mit feinen untergeordneten Intereſſen der Woh 
nung und des Hausbedarfs, ſowie auch allgemeine geiſtige Intereſſen, 
ſoweit der Gefange dieſelben in ſich aufgenommen, in Anſpruch. 

Mit Rückſicht auf letzteres iſt gleich hier zuerſt hervorzuheben, 
daß als ein weſentliches Moment in der Durchfuhrung der Einzel— 
haft der Schul-Unterricht anzuſehen iſt. Derſelbe wird mit nicht 
nennenswerthen Ausnahmen ganz Einzelner, die ſeiner nicht bedürftig 
erſcheinen, allen Gefangenen ohne Ausnahme zu Theil; er erſtreckt 
ſich nach einem einfachen Lehrplan, in 5 Klaſſen mit mehreren pa- 
rallelen Abtheilungen über die Gegenftände des Elementar-Unterrichts, 
aber macht in den oberen Klaſſen hinſichtlich des naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen, geſchichtlichen und geometriſchen Stoffes auch ſolchen, die bei 
ihrer Einlieferung ſchon weiter gefördert waren, ein noch weiteres 
Fortſchreiten möglich und zur angenehmen Pflicht. Gerade dieſer Un— 
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terricht übt eine überaus lebendige Ruͤckwirkung auf das Geiſtesleben 
ö dieſer im Alter zum Theil ſchon ſo gereiften Schüler: zwar längſt der 
eigentlichen Schule entwachſen, folgen ſie dennoch zum allergrößten Theil 
mit aufrichtiger Dankbarkeit und ernſtem Fleiß den ſich mit ihnen be— 
ſchäftigenden Lehrern. Es entſteht daraus für fie eine ihnen faſt ohne 
Ausnahme längft unbekannt gewordene geiſtige Regſamkeit und Uebung 
in Aneignung nützlicher Kenntniſſe und in ſofortiger Verwerthung der 
neu erlangten oder wieder erweckten Fertigkeiten, ſei es zur Ausfüh— 
rung von Schul-Aufgaben oder in Anfertigung frei gewählter fehrift- 
licher Arbeiten, ebenſo im Briefwechſel mit ihren Angehörigen, 
oder in andern Uebungen des Schreibens und namentlich auch des 
Handzeichnens und eigenen Erfindens. Nicht minder wird die 
Anſtalts- Bibliothek fleißig und forgfältig benutzt, die eine um— 
fangreiche und werthvolle Sammlung von Werken, namentlich auch 
biographiſchen, geſchichtlichen, technologiſchen, ethnographiſchen, natur— 
| wiſſenſchaftlichen Inhalts, außerdem auch forgfältig ausgewählte Un— 
|| terhaltungsſchriften enthält. Dem Gefangenen ſtehen zu dieſem Zweck 
in feiner Zelle nicht bloß Bücher und Schreibmaterial mit Stift oder 
Feder, ſondern auch täglich nach Vollendung ſeines Arbeits-Penſums 
alle übrig bleibende Zeit und fonntäglich, mit Ausnahme der zum Got— 
tesdienſt angeordneten Stunden, der ganze Tag zur Verfügung. 

Bei alledem iſt den Zellengefangenen kein geringeres tägliches 
Arbeitspenſum und kein anderer Arbeitsverdienſt als den Gefan— 
genen aller übrigen Straf-Anſtalten zugewieſen; im Allgemeinen wird 
von Allen zur Erfüllung des Penſums und Erreichung eines Ueber— 
penſums eine Arbeitsluſt bewieſen, die wenig und vielfach Nichts zu 
wünſchen übrig läßt. Ueberaus erfreulich iſt die auch nach dieſer 
Seite hin entwickelte Regſamkeit auch ſolcher, die vor dem Verluſt der 
Freiheit als Arbeitsſcheue bezeichnet werden mußten, ſowie die Geleh— 
rigkeit Anderer, die die bis dahin ihnen ganz unbekannten Arbeiten 
mit großem Geſchick ausführen lernen, ſo daß z. B. fruͤhere Tage— 
löhner die ſchönſten Holzbildhauer-Arbeiten, zu denen fie in der An⸗ 
ſtalt angeleitet worden, in freier Weiſe zu Wege zu bringen im Stande 
geweſen ſind. Die betreffenden Arbeiten find natürlich ſolche, die in- 

nerhalb einer Zelle ausgeführt werden können, z. B. die genannten 
Bildhauer- ſowie Tiſchler-Arbeiten, Metalldreherei, Täſchnerei, Schnei— 
derei und Schuhmacherei, Portemonnaie- und verſchiedene Papier-Ar⸗ | 
beiten, verſchiedene Weberei, Rohr-Arbeiten c. Da im Ganzen in 
die Anſtalt zu Moabit verhältnißmäßig nur wenig Handwerker und | 
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überdies im Ganzen meiſt nicht ſehr langzeitig Verurtheilte eingeliefert 
werden, könnte es ſcheinen, als müßte darunter der Arbeitsbetrieb 
leiden; dennoch iſt als Reſultat anzuführen, daß die Arbeitsleiſtungen 
der dortigen Gefangenen überhaupt jährlich zugenommen und daß ihr 
Brutto-Arbeits⸗Ertrag in den Jahren 1858 und 1859 pro Kopf und 
pro Arbeitstag ſo hoch geweſen, daß in den beiden genannten Jahren 
in Betreff dieſes Arbeits-Ertrages unter den 33 größeren Straf-An⸗ 
ſtalten der Monarchie die Moabiter Anſtalt die resp. dritte und zweite 
Stelle eingenommen hat. 

Demgemäß iſt die Arbeitskraft der Gefangenen in Moabit nicht 
bloß nicht weniger als in andern Straf-Anſtalten, ſondern auch mit 
beſtem Erfolg in Anſpruch genommen. 

Ein gleich günſtiges Reſultat ergiebt ſich nach dem Augetmen 
Berichte des Anſtalts-Arztes und aus Vergleich mit den übrigen An— 
ſtalten hinſichtlich der Geſundheitspflege, trotzdem, daß bei weitem der 
größere Theil der eingelieferten Gefangenen in einem phyſiſch ungün— 
ſtigen Zuſtande, ja daß unter dieſen verhaltnißmäßig eine nicht geringe 
Zahl mit dem Keim des herannahenden Todes eingeliefert iſt. Die 
Zahl der Geſtorbenen betrug in den 4 Jahren von 1857 bis 1860 
unter zuſammen 902 Zellengefangenen 35 Perſonen, oder nach den 
Jahren je 8, 9, 11, 7 = pCt. 1%, 1%, 1½4 und 14. — 
Der Geſundheitszuſtand war faſt durchweg, trotz mannigfacher Ungunſt 
der Verhältniſſe und zum Theil ganzer Transporte von Leuten, die 
unter ſchwerer Krankheit gelitten hatten, im Ganzen erfreulich. 

Da bei Beſprechung der Einzelhaft ſo oft die Gefahren des 
Selbſtmordes und der Geiſteskrankheiten in den Vordergrund 
geſtellt werden, dürfen beide auch hier nicht übergangen werden. Unter 
den 13 und resp. 14 Selbſtmorden, die in den beiden Jahren 1858/1859 
in den 35 großen zum Reſſort des Miniſteriums des Innern gehoͤ— 
renden Straf- und Gefängniß-Anftalten vorgekommen, fallt nur 1 (im 
Jahre 1859) auf das Moabiter Zellengefaͤngniß, und innerhalb der 
4 Jahre von 1857 bis 1860, während welcher in Moabit die kon— 
ſequente Einzelhaft beſteht, iſt dies der einzige derartige unglückliche 
Fall. Und auch dieſer eine Fall iſt nicht von der Art, daß in der 
Einzelhaft ein ſpezifiſch urfächliches Verhaͤltniß für ihn angenommen 
werden könnte. Es iſt nach der übereinſtimmenden Anſicht der Di— 
rektion, des Arztes und der Geiſtlichen die allerhöchſte Wahrſchein— 
lichkeit vorhanden, daß die Gelegenheit zu der That auch in jedem 
andern Gefängniß geſucht und gefunden worden wäre, 
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Die Geiſteskrankheiten betreffend, jo hat ſich unter den 
902 Gefangenen, die während der 4 Jahre die Zelle bewohnt haben, 
nur Ein Fall von eigentlichem ausgebildeten, bis jetzt noch nicht wie⸗ 
der geheiltem Wahnſinn ergeben. Die betreffende Krankheitsgeſchichte 
weiſt klar nach, daß die Erkrankung in Lebensverhältniſſen, die ſeit 
längerer Zeit dieſem Ausgang entgegen reiften, ihren Grund hatte, 
und nachweislich in keiner Verbindung mit dem Aufenthalt in der 
Zelle ſtand. Außerdem kamen einzelne, auch in andern Straf-An⸗ 
ſtalten zum Theil vielfach beobachtete, aber häufig nicht notirte, leichte 
Sinnestäufchungen, die in andern Anſtalten zum Theil vielleicht ganz 
überſehen wären, vor; es waren deren in den 4 Jahren 6; fie gin- 
gen nach der Anwendung leichter Mittel, hie und da mit Hinzunahme 
zeitweiſer Unterbrechung der Einzelhaft, bald vorüber, von einigen 
derſelben iſt noch zweifelhaft geblieben ob ſie nicht ſimulirt geweſen. 
Nur in zwei Fällen iſt die Einzelhaft aus dieſem Grunde ganz auf— 
gehoben, nur ein einziger anderer derartiger Fall hat bei einem Er— 
krankten länger nachgewirkt-). In den beiden letzten Jahren 1859 
und 1860 iſt je nur ein einziger derartiger Fall vorgekommen. Ueber— 
haupt aber iſt der geiſtige Zuſtand aller in Moabit befindlichen Zel— 
len⸗Gefangenen, abgeſehen von der natürlichen Beſchaffenheit, in der 
ſie, unabhängig von der Gefangenſchaft, in die Anſtalt eintreten, ein 
normaler. Die geſunde ſittliche Atmoſphaͤre des menſchlichen Verkehrs, 
in der die Gefangenen leben, der Troſt, den ihnen die Predigt des 
göttlichen Wortes ſpendet, der Unterricht und die Seelſorge, die ihnen 
belehrend, belebend und aufrichtend entgegenkommen, die regelmaͤßige 
Handarbeit, in der ſie zugleich einen ordentlichen, wenn auch zwangs— 
weiſe ihnen auferlegten Lebensberuf finden, der Wechſel dieſer Hand— 
arbeit mit der geiſtigen freien Selbſtbeſchäftigung in den Feierſtunden 
und Sonntagen, überhaupt die ganze geordnete, dem Bedürfniß des 
Leibes wie dem Geiſte entſprechende Lebensweiſe, unter der Ein— 
wirkung all dieſer günſtigen Verhältniſſe, entwickelt ſich in den Rei— 
hen der Zellen-Gefangenen vielfach eine ſolche geſunde Energie des 
geiſtigen Lebens, die auf die Aneignung der dargebotenen geiſtigen 
Güter gerichtet iſt, daß die auf die rechte Weiſe zur Ausführung ge— 
brachte Einzelhaft, ſtatt, wie man oft gefürchtet, einen ſtörenden oder 


) In demſelben Jahre 1858 wurden beiſpielsweiſe in einer andern Preußiſchen 
Anſtalt mit gemeinſamer Haft von dem Arzte 21 Fälle von ſchweren und leichten 
Geiſtes⸗Erkrankungen notirt; in einer anderen 35, in noch einer anderen 10 Per⸗ 
ſonen, die in dieſe Kategorie mit Symptomen von Geiſteskrankheit gehören, angemerkt. 
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zerſtörenden Einfluß zu üben, vielmehr, wie hier zu Tage liegt, im 
Stande iſt, den Gefangenen in erfreulichſter Weiſe Kräfte zur inneren 
Hebung und Heilung zuzuführen. 

Nach dem Bisherigen könnte es ſcheinen, als wenn die Zellen⸗ 
Gefangenen durchweg an den beſchränkten Aufenthalt in der Zelle ge- 
bunden wären, und als wenn fie die Einzelzelle nie verließen. Sie ver⸗ 
laſſen ſie aber täglich und zwar oft mehrmals. So oft dies geſchieht, 
tragen fie eine Mütze, mit deren Schirm fie den oberen Theil des Geſichts 
bedecken können, ſo aber, daß Raum gelaſſen iſt für das Auge, wo— 
durch verhütet wird, daß hintereinander Hergehende ſich erkennen. 
Um ſich, nach der allgemeinen Vorſchrift für alle Straf-Anſtalten, 
täglich eine halbe Stunde im Freien bewegen zu können, iſt jedem 
Einzelnen in den die Anſtalt umgebenden Garten-Anlagen ein beſon— 
derer Raum angewieſen, der ihn auch hier von der Gemeinſchaft mit 
ſeinen Neben-Gefangenen trennt. Nicht bloß wird dem Blick des 
Spazierenden für den Sommer eine gruͤne Anpflanzung dargeboten, 
ſondern ſie finden auch auf ihrem Hofe eine Gelegenheit zu einer die 
Körperkraft in Anſpruch nehmenden Turnübung. An drei andern 
Tagen verläßt außerdem jeder Gefangener die Zelle, um die ihm an— 
gewieſene, höchſtens 39 Schüler zählende Schulklaſſe im Schulhauſe 
zu beſuchen. Wenn auch hier kein Gefangener den andern fieht, fo 
ſehen doch alle den Lehrer, wie dieſer zu gleicher Zeit Alle vor Au— 
gen hat. 

In denſelben Räumen ertheilen die Geiſtlichen den katechetiſchen 
Unterricht. Nicht ſelten entſpinnt ſich in dieſen Unterrichtsſtunden ein 
lebhaftes Zwiegefpräch zwiſchen dem Lehrer und den lernbegierigen 
Schülern. Hier wird zugleich die Schul-Aufgabe für die nächſte Unter— 
richtsſtunde geſtellt; während im Lauf der Woche die Lehrer die von 
ihnen unterrichteten Sträflinge in ihren Zellen mit Beziehung auf den 
ertheilten Unterricht, ſei es zur Nachhülfe oder zur weitern Beſpre— 
chung der Lehr-Gegenſtände, beſuchen. In gleicher Weiſe befucht 
jeder Gefangene wöchentlich einmal den Gottesdienſt in der Kirche, 
wo auch Sonntags in zwei Abtheilungen, Morgens und Nachmittags, 
jedesmal zur Hälfte ſämmtliche Gefangene zum Gottesdienſt und zur 
Predigt verſammelt werden; in Abhaltung der Predigten wechſeln in 
einem gewiſſen Turnus die beiden Geiſtlichen mit einander. Auch 
hier ſind, wie in der Schule, durch die beſondere Einrichtung der von 
einander geſonderten und amphitheatraliſch aufgebauten Kirchſtühle die 
Gefangenen für einander nicht ſichtbar, während alle ohne Ausnahme 
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in Einem Blicke den Geiſtlichen und die im Gottesdienſt anweſenden 
Beamten, und dieſe wiederum die Geſammtheit der Gefangenen vor 
ſich ſehen. Der gemeinſame Chorgeſang mit oder ohne Orgelbegleis 
tung iſt der Geſang einer verſammelten Gemeinde. 

Eine weitere Veranlaſſung zum Verlaſſen der Zelle giebt der 
Weg in das Zimmer des Direktors, zu dem auf Meldung Alle den 
Zutritt haben, oder in das Sprechzimmer, wo der Gefangene mit den 
ihn etwa beſuchenden Angehörigen, unter gehöriger Aufſicht ohne er— 
ſchwerende Hemmungen, z. B. von Gitterwerk und dergleichen, zu— 
ſammentrifft. Daß er mit dieſen durch Briefwechſel in direktem Ver: 
kehr ſteht, wenn er will, und daß von dieſer Erlaubniß vielfach Ge— 
1 brauch gemacht wird, iſt ſchon oben angedeutet. Hinzuzufügen iſt an 
| diefer Stelle noch als eine beſondere Gunſt der Moabiter Anſtalt, daß 
| durch die Verbindung der Geiſtlichen mit dazu bereitſtehenden Privat: 
ai perfonen ein mannigfacher Verkehr zwiſchen den Familien der Gefan— 

| genen und dieſen vermittelt wird, fei es zur Ausſöͤhnung der Familien 
1 mit dem Gefangenen oder zur Erledigung von Wünſchen, die die Fa— 
milien angehen oder zur Vorbereitung desjenigen, was etwa für die 
bevorſtehende Entlaſſung des Gefangenen nöthig iſt, für die von den— 
ſelben Privaten ebenfalls in weitem Umfange, ſoweit als die Anſtalts— 
Verwaltung ſie dazu in Anſpruch nimmt, geſorgt wird. Doch aber 
haben dieſe Privaten in der Regel gar keinen direkten Zutritt zu den 
9 Gefangenen in der Zelle, ſondern ſind nur, und zwar nur für außer⸗ 
halb, Gehülfen der Anſtalts-Verwaltung, namentlich der Geiſtlichen, 
Bl foweit dieſelben von dieſer Hülfe Gebrauch machen wollen. 
A Diefer ganzen Behandlung der Gefangenen entſprechend iſt auch 
hi deren Verhalten gegenüber der geſtellten Haus-Ordnung geweſen. Die 
ö Eingelieferten ſind im Allgemeinen keineswegs, wie vielfach angenom— 
men wird, eine in ſittlicher Beziehung vor andern Sträflingen ſich 
| auszeichnende Kategorie von Gefangenen; fie gehören großentheils zu 
den ſittlich allerverkommenſten und wenn auch nicht mit Zuchthaus, 
doch mit Gefängniß bereits vielfach beſtraften Verbrechern, die nicht 
geringen Theils aus der Verbrecherſchule der unterſten Klaſſe der Ber— 
liner oder der aus der Umgegend der Reſidenz heimiſchen Bevölkerung 
herausgewachſen find*). Trotz alle dem und obgleich die Disziplin 
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) Unter den ult. Dezember 1860 in den Zellen detinirten 433 Gefangenen waren 
nur 148, welche bis zur Verurtheilung zu dieſer Zuchthausſtrafe noch nie gefanglich 
beſtraft worden waren, dagegen waren alle übrigen 285 bereits vielfach (ihrer 28 auch 
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nicht lar, vielmehr grundfäglich mit Strenge geübt worden, find doch 
in den 4 Jahren von 1857 — 1860 unter den je 452, 554, 564, 
588 Gefangenen nur 123, 164, 135 und 105 geweſen, gegen die 
(übrigens größtentheils nur einmal und meiſt wegen geringer Ver— 
gehen) disziplinariſch hat eingeſchritten werden müſſen, während in 
von Jahr zu Jahr ſteigender Zahl je 329, 390, 429 und 483 Ge- 
fangene keinerlei Anlaß zu einer ſolchen Beſtrafung gegeben haben. 

Die für die Straf-Anſtalten beſtehende körperliche Züchtigung iſt 
auch in der Moabiter Anſtalt, da in ihr das allgemeine Rawiczer 
Strafanſtalts-Reglement gilt, nicht ausgeſchloſſen, aber während der 
4 Jahre nur in 2 Jahren, nämlich im 2. und 3. Jahre zuſammen 
5mal, je gegen 2 und 3 Perſonen, meiſt jüngere, übermüthige Ber— 
liner Burſche, im Jahre 1857 aber und im letzten Jahre 1860 in 
keinem einzigen Falle nothwendig geworden. 

Das Bild eines Zellen-Gefangenen zeigt demnach, um 
alles Vorſtehende zuſammenzufaſſen und an einzelnen Stellen noch 
zu ergänzen, einen Straf-Gefangenen, der in einem nur für Eine 
Perſon eingerichteten Raume ſeine Wohnſtätte hat), und iſt mit Licht, 
guter Luft und Wärme genügend verſehen; es befinden ſich in feiner 
Zelle eine Lagerſtätte, die in einer am Tage zuſammengerollten Hänges 
matte beſteht, der Handarbeits-Apparat (Drehbank, Hobelbank u. ſ. w.), 
ein Tiſch nebſt Stuhl, Trink-, Waſchgeſchirr und Lampe, ein Brett mit 
Büchern und allem nöthigen Material zum Schreiben, Zeichnen, eine 
ſonſtige geruchloſe Bequemlichkeit. Ein Zug des Gefangenen an der 
Schelle veranlaßt in etwaigen Nothfällen ſofort den Zutritt des auf— 
ſichtfuͤhrenden Stations-Beamten. Friſche Luft kann der Gefangene 
ſich durch Oeffnen des Fenſters oder der Fenſterklappe nach Belieben 
verſchaffen. 

In dieſer Zelle lebt der Gefangene zwar nach einer ihm ſtreng 
vorgeſchriebenen Ordnung, er ſteht zu einer vorgeſchriebenen Stunde, 
im Sommer um 5, im Winter um 5% Uhr auf, beſorgt feine per— 


mit Zuchthaus) in allen Abſtufungen bis zu 14 und 16 und ſelbſt bis zu 20mal ge⸗ 
fänglich beſtraft. Demnach waren die bei weitem meiſten (nämlich 285 von 433), 
wenn auch nicht als Zuchthaus-Sträflinge, aber dennoch Rückfällige, unter ihnen ſehr 
viele ſolche, die ſich von Jugend auf auf der Verbrecher-Laufbahn befanden. Aus 
Berlin ſelbſt waren 174, von denen 131 zu den am meiſten Rückfälligen gehörten. 

) Die Moabiter Zellen meſſen im Erdgeſchoß und erſten Stock 12“ 8“ Lange, 
6° 8" Breite = 750 . Fuß, im zweiten Stock 13° 1“ Länge und 678“ Breite = 
756 [] Fuß. 
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ſönlichen und gewiſſermaßen häuslichen Bedürfniſſe, indem er ſelbſt 
allmorgentlich alles Geräth, Bettung und Wohnung wieder in guten 
Stand, in Ordnung und Reinlichkeit zu bringen hat; er hat darnach 
eine halbe Stunde zum Frühſtück, in der er nicht zur Arbeit ange— 
0 halten iſt, geht aber dann an ſeinen ordentlichen Lebensberuf, der ihm 
| ein vollſtaͤndiges Tagewerk auferlegt; er ift Schuhmacher, Metalldreher, 
| Bildhauer, Weber, oder treibt ſonſt ein Gefchäft, er verkehrt unaus— 
i geſetzt mit den Aufſehern und deren Aſſiſtenten, den Werkmeiſtern und 
| Werfgehülfen, die ihm Arbeit liefern oder gefertigte Arbeit von ihm 
in Empfang nehmen, die mit ihm buchen und abrechnen, die ihn beleh— 
ren oder feine desfallſigen Wünfche anhören; inzwiſchen find die näch- 
ſten aufſichtfuͤhrenden Beamten zwar feine nächften Vorgeſetzten, aber 
auch ſeine Freunde, denen er ſein Vertrauen ſchenken, mit denen er 
ſich ausſprechen darf; dieſelben verſehen ihn in den vorgeſchriebenen 
Tageszeiten mit Speiſe und Trank, ſorgen für Luft und Licht, ſie ver— 
ſorgen ihn mit Allem, deſſen er ſonſt bedarf, auch mit Büchern u. dgl., 
N und wachen als die Nächſten zunächſt darüber, daß die geſetzte Tages— 
Ordnung eingehalten werde; jeden Tag waͤhrend der frühen Morgen— 
ſtunden bis 10 Uhr bewegt ſich der Zellen-Gefangene im Winter ½, 
im Sommer ½ Stunden im Freien und iſt dabei durch Gelegenheit 
zum Turnen mehrfach zu einigen anſtrengenden Körperbewegungen in 
den Stand geſetzt; in derſelben frühen Tageszeit beſucht er an 4 oder 
5 verſchiedenen Tagen der Woche den ihn geiſtig erfriſchenden und 
belebenden Unterricht in Schule und Kirche; er geht inzwiſchen aufs 
Neue daran, ſein ihm auferlegtes Arbeits-Penſum in der Handarbeit 
zu vollenden, und hat während dieſer Zeit, außer dem durchgehenden 
ſchon oben angemerkten Verkehr mit dem Stations-Aufſeher und deſſen 
Aſſiſtenten, ſo wie dem Werkführer und Werkgehuͤlfen, im Laufe der 
Woche noch die Beſuche der Ober-Beamten, d. h. wechſelnd des Di— 
rektors oder der Geiſtlichen oder der Inſpektoren, des Lehrers oder 
anderer Perſonen zu erwarten. Dieſelben knüpfen an dasjenige an, 
was ihn für ſich, für ſeine Familie, wegen ſeiner Vergangenheit oder 0 
Zukunft oder ſonſt wie im Intereſſe des in ihm geweckten Wiſſenstriebs 
oder hinſichtlich ſeiner Berufs-Arbeiten beſchäftigt, je wie er ſelbſt es 
wuͤnſcht und verlangen mag. Die Stunde von 12 — 1 Uhr iſt die 
Mittagsſtunde, in der der Gefangene nicht genöthigt iſt, zu arbeiten, 
und ſich, nachdem er gegeſſen, mit Leſen oder ſonſtwie beſchäftigen 
kann. Eine zweite derartige Y,ftündige Pauſe tritt um 5½ Uhr für 
das Abendbrod ein. Morgens gleich nach dem Aufſtehen, dann um ! 


il 
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11 Uhr und Nachmittags 4 Uhr erhalten alle Gefangenen friſches 
Trinkwaſſer. Um 7 Uhr iſt der Schluß der Arbeit. Die Feiertage 
und die Sonntage, an denen das Handwerk des Wochentags ruht, 
ſind, wie alle — faſt ohne Ausnahme — bekunden, die Tage, wo ihnen 
Erholung, nicht bloß wegen der Gottesdienſte, ſondern auch wegen 
der Muße, die ihnen zu freier geiſtiger Beſchäftigung im Leſen, Schrei— 
ben, Zeichnen und Uebung deſſen, was der Wochen-Unterricht ihnen 
gebracht hat oder wozu ihr Geiſt ſonſt aufgelegt ſein mag, gewährt 
iſt. Eine nicht geringe Vergünſtigung beſteht überdies für den Zellen— 
Gefangenen darin, daß neben all der Uebung und geiſtigen Beſchäf— 
tigung, die ihm täglich in der Freiſtunde Mittags und nach Feier— 
abend und vollends Sonntags geſtattet iſt, er ſich auch leiblich in 
ſeiner Zelle hin und her bewegen kann und darf, ein bedeutender 
Vorzug vor den Gefangenen in der gemeinſamen Haft, denen auch 
dieſes ſich Wegbewegen von der Arbeitsſtelle aufs ſtrengſte unterſagt 
iſt, weil im Intereſſe der Disziplin die Aufrechthaltung einer ge— 
wiſſen äußeren Ordnung nothwendig wird, welche geftört werden 
würde, wenn jeder Gefangene von ſeinem Arbeitsplatz beliebig auf— 
ſtehen und ſich herumbewegen könnte. 


Der nunmehr anzuſtellende Vergleich der in Vorſtehendem dar— 
geſtellten, in der Straf-Anſtalt zu Moabit ſeit vier Jahren ausge— 
führten Einzelhaft — und der in den übrigen Straf-Anſtalten im 
Allgemeinen beſtehenden gemeinſamen Haft, — führt auf eine Reihe 
von Verſchiedenheiten zwiſchen beiden. Doch aber ſind dieſe Ver— 
ſchiedenheiten nur relative, graduelle, nämlich ſolche, die auf ein 
in beiden Haftarten Gemeinſames zurückweiſen. Ohne Unterſchied 
gleich iſt bei beiden zunächſt das geſetzliche Fundament, der geſetzliche 
Ausgangspunkt für die Zuchthausſtrafe überhaupt. Nach der Beſtim— 
mung des Geſetzes nämlich ſollen „die zur Zuchthausſtrafe Ver— 
urtheilten in der Straf-Anſtalt verwahrt und zu den in 
derſelben eingeführten Arbeiten angehalten werden“ 
(Strafgeſetzbuch 8. 11.). 

Weder die Einzelhaft noch die gemeinſame Haft fügt dieſer ge— 
ſetzlichen Beſtimmung etwas hinzu, noch nimmt die eine oder andere 
von dieſer Beſtimmung Etwas hinweg, beide ſind in dieſer Beziehung 
vollkommen ununterſcheidbar. Sowohl in der einen als in der andern 
wird der Verurtheilte in einer Anſtalt verwahrt, die gleichmaͤßig eine 
Straf⸗Anſtalt iſt, ſowohl in der einen als in der andern werden die 
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Verurtheilten zu den in der Anſtalt eingeführten Arbeiten und zwar 
ganz gleichmäßig angehalten. Es handelt ſich demnach nur um die 
0 Art und Weiſe, wie die im Geſetz angeordnete „Verwahrung“ und 
„Anhaltung zu Arbeiten“ zur Ausführung gebracht wird. Das Geſetz 
aber giebt darüber keine Vorſchrift, die Ausfuͤhrung der Verwahrung 
iſt ſo wenig bei dieſer wie bei den andern Arten der Freiheitsſtrafe 
näher normirt. Daſſelbe gilt von der Art der Anhaltung zur Arbeit, 
nur daß dieſe Arbeit im Zuchthaus Zwangs-Arbeit ſein ſoll, was 
| ebenſowohl in der Einzelhaft als in der gemeinfamen Haft zutrifft. 
| Allein auch in der Art der Zuchthaus-Verwahrung weichen die beiden 
| (Einzelhaft und gemeinſame Haft) im Weſentlichſten nicht von einander 
ab. In ein und derſelben Anſtalt befindet ſich vielfach wenigſtens par— 
tielle Einzelhaft und partielle gemeinſame Haft. Wie aber in den 
alten Gefängniffen jedenfalls die letztere überwiegt und die erſtere 
nur, hier vielleicht zehn, dort aber hundert Mal hinzukommt, ſo iſt 
es umgekehrt bei der Moabiter Anſtalt. Zur Straf-Anſtalt in Moabit 
gehört eine Abtheilung von Gefangenen, die theils im Souterrain, 
theils in der Filial-Anſtalt in gemeinſamer Haft verwahrt werden. 
Etwa ein Drittel der Gefangenen ult. Dezember 1860 (207 Mann) 
befinden ſich in gemeinſamer, zwei Drittel (433 Mann) in Einzel⸗ 
haft, freilich ſo, daß beide Abtheilungen gänzlich von einander fern 
gehalten ſind und mit einander in keinem unmittelbaren Verkehr ſte— 
hen. — Aber jedenfalls iſt das für beide in Anwendung gekommene 
nicht geſetzlich beſtimmte und auch nicht geſetzlich zu beſtimmende, ſon— 
dern von der Verwaltung eingeführte Reglement bis auf einzelne Mo— 
difikationen, die das Ganze nicht verändern und auch in andern An— 
ſtalten ähnlich vorkommen, völlig daſſelbe. 

Ja ſelbſt die durchgreifendſte Beſtimmung dieſes Reglements, 
wonach alles Reden und aller Verkehr der Gefangenen unter einan— 
der, ſei es durch Worte oder Geberden, bei Strafe verboten iſt, und 
von den Beamten auf Gefahr ſie treffender Strafen verhindert, resp. 
Behufs Beſtrafung der Gefangenen angezeigt werden ſoll; ſelbſt dieſe 
durchgreifendſte Maßregel iſt für die Einzelhaft nicht eine andere 
als für die gemeinſame Haft, ſondern iſt in beiden Fällen ganz dies 
ſelbe und ſteht für beide Haftarten gleich unweigerlich feſt. Es han— 
delt ſich ſchließlich eigentlich nur um die Mittel und Wege, gerade 
dieſe nicht neue, etwa für die Einzelhaft erfundene und aufgeſtellte, 
ſondern durchweg in allen Straf-Anſtalten ohne alle Ausnahme gel— | 
tende unerläßliche reglementariſche Beſtimmung zur vollen Berwirk- 
lichung zu fühten. 
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Während die Verwaltung durch ihre disziplinariſchen Anordnun— 
gen in den Straf-Anſtalten für gemeinſame Haft mit Hülfe des 
Schweiggebots ſich vergeblich bemüht hat, eine gänzliche perſönliche 
Trennung der Gefangenen von einander zu bewirken und dies nur 
in dem Maß erreicht hat, als ſie die einzelnen Anſtalten, ſeit länge⸗ 
rer oder kürzerer Zeit, mit mehr oder weniger Einzelzellen verſehen 
und zu dieſem Zweck in den alten Gefängniß-Gebaͤuden in immer 
größerem Umfange, Umbauten und Anbauten vorgenommen, ohne da— 
durch mehr als immer nur Halbes zu erreichen, iſt das Einzelhaft— 
Gefängniß, wie es unter Preußiſcher Verwaltung beſteht, nichts 
anderes als eine in Einem Guß ausgeführte bauliche Einrichtung, 
die lediglich bezweckt, dieſe in der gemeinſamen Haft aus ſittlichen und 
polizeilichen Geſichtspunkten allmälig entſtandene Tendenz der lokalen 
Vereinzelung der Gefangenen nunmehr für möglichſt viele, resp. alle 
diejenigen, die nicht eine Ausnahme nothwendig machen, zu realiſiren. 

Die Einzelhaft nimmt demgemäß, und zwar auf Grund lang— 
jähriger Verwaltungs-Erfahrung, das in der, disziplinariſch und ſitt— 
lich richtig angelegten Haus-Ordnung der Kollektivhaft angeſtrebte, 
alles übrige Verhalten beſtimmende Verfahren des Redeverbots — 
oder vielmehr die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit der Auflö— 
fung aller verbrecheriſchen Gemeinſchaft — zum Aus— 
gangs punkt aller ihrer Einrichtungen; fie macht ganz wie die Kollek— 
tivhaft die Abtrennung der Sträflinge von einander in der Haus— 
Verwaltung zur Hauptſache der Disziplin, ſie gebietet das Schwei— 
gen gegen einander und verbietet das Reden mit einander; aber um 
die Erfüllung dieſes Gebotes möglich zu machen, verallgemeinert 
fie die, ſchon in den Einzelzellen der Kollektiv-Gefängniſſe hervor— 
tretenden, aber nur einzelnen Gefangenen zu gute kommenden Be— 
ſtrebungen durch bauliche Einrichtungen in der Weiſe, daß nun mögs 
lichſt kein Gefangener davon ausgeſchloſſen zu ſein braucht. Was 
man auf disziplinariſchem Wege dort zum Beſten einzelner Ge— 
fangenen erreichen will, wird hier zu einer allgemeinen disziplina— 
riſchen Maßregel zum Beſten aller Gefangenen. Die Einzelhaft 
baut demnach nur konſequent auf dem Grunde weiter, aus dem in 
dem Reglement der Straf-Anſtalten das Gebot des Schweigens her— 
vorgegangen iſt; demgemaͤß erſcheint die Einzelhaft, wie ſie in Moa— 
bit geübt wird, eben ſo ſehr und zugleich als Ausfluß der ſtrafge— 
ſetzlichen Beſtimmung (S. 11. des Strafgeſetzbuchs), als zugleich als die 
geſunde Konſequenz des beſtehenden Strafanſtalts-Reglements; fie iſt 
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ſowohl in legislativer als adminiſtrativer Hinſicht dieſelbe Strafe, ihre 
Geſtalt aber iſt mit Feſthaltung des Geſetzes aus dem ſittlichen Ernſt 
der bisherigen Straf-Anſtalts-Verwaltung mit innerer Nothwendig⸗ 
keit hervorgewachſen, fie iſt recht eigentlich ein geſchichtliches Reſultat 
der bisherigen Preußiſchen Straf-Anſtalts-Verwaltung. 

Die naturgemaͤße Folge aber dieſer hier dargeſtellten Einzelhaft— 
Einrichtung iſt für die ganze Straſvollſtreckung eine weitgreifende, 
nämlich inſofern, als mit ihr alle bei der Kollektivhaft unvermeidli— 
chen ſittlichen Mängel und alle bisherigen Hemmungen der ſchon 
bisher in der Straf» Ausführung vorkommenden ſittlichen Faktoren, 
nämlich der Arbeit, der Disziplin, des Unterrichts, der Predigt und 
Seelſorge, des ganzen Umgangs-Verhältniſſes zwiſchen den Beamten 
und den Gefangenen u. ſ. w. von ſelbſt wegfallen. Während näms 
lich dieſe ſittlichen Faktoren in der gemeinſamen Haft ihrerſeits ſelbſt 
gebunden und gefangen erſcheinen, ſind ihnen bei dem Einzelhaft— 
Verfahren dieſe Feſſeln abgenommen, ſo daß ſie ſich jetzt nach allen 
Seiten zum Beſten jedes einzelnen Gefangenen, in individuellſter Ein— 
wirkung auf jeden Einzelnen, frei entfalten können. 

Vor allen Dingen aber giebt ſie den Gefangenen die Uebung 
des Rechts, von der Sprache durchgehend Gebrauch zu machen, zu— 
rück, unbeſchadet der Trennung der Gefangenen von einander. Sie 
wird durch alle dieſe Momente nicht minder fuͤr das Beamten-Per⸗ 
ſonal und für den ganzen Dienſt an den Gefangenen ein durchgrei— 
fendes Mittel zur weſentlichſten Hebung dieſes Dienſtes, inſofern 
die Stellung des Beamten-Perſonals und der Gefangenen zu einan— 
der, ohne daß von dem Ernſt der Zuchthausſtrafe etwas nachgelaſſen 
wird, eine andere, nämlich eine edlere, weil wahrhaft humanere 
Geſtalt mit Nothwendigkeit gewinnt. — Letzteres iſt für die Verwal— 
tung ein Gewinn und bezeichnet keinen geringen Fortſchritt, ſofern 
ſich daraus wie aus dem ganzen veredelten Verfahren in der Ge— 
fangenpflege mit Grund hoffen läßt, daß mit dem weitern Fortſchrei⸗ 
ten der Verwaltung auf dieſem Wege auch die Stellung der freien 
Bevölkerung zu den Geſtraften und ſpeziell den entlaſſenen Sträflin- 
gen mit der Zeit eine vertrauensvollere und daß die ſpätere glüds 
liche Unterbringung der Gefangenen weſentlich erleichtert werden wird. 
Auch dafür ſprechen ſchon jetzt mannigfache erfreuliche Erfahrungen, die 
Seitens der Moabiter Verwaltung bei der Unterbringung der aus 
der Anſtalt zu entlaſſenden Gefangenen gemacht werden. 


Pericht 
über die Thätigkeit des Vereins für das Wohl der arbeitenden 
Klaſſen zu Frankfurt a. O. mit Hinſicht auf die Prineipien der 
Humanität und der Selbſthülfe. 


Die Frage: 
wie weit das Princip der Humanität, welches zur Gründung der 
Vereine für das Wohl der arbeitenden Klaſſen, — fo wie der fpeciel- 
len Zwecken in derſelben Richtung gewidmeten Vereine — den An— 
trieb gab, mit dem volkswirthſchaftlichen Prineip der Selbſthülfe in 
Verbindung bleiben könne und dürfe, 
ſteht jetzt auf der Tagesordnung. 
Mit Recht legt Schulze-Delitzſch in ſeiner Aeußerung über 
„Die Reorganiſation der Berliner Bezirks⸗-Darlehn-Kaſſen a 
zuvörderſt dagegen Verwahrung ein, 
„daß man die Volkswirthſchaft überhaupt als etwas der Humanität 
Entgegengeſetztes oder auch nur Fremdes auffaſſe.“ — 
„Indem die Volkswirthſchaft“ — fährt er fort — „die Geſetze des 
menſchlichen Verkehrs auf materiellem Gebiet überall aus dem an— 
gebornen Weſen des Menſchen ableitet, bringt ſie grade 
die Humanität in den hier einſchlagenden Beziehungen erſt zur 
Geltung.“ 
Weiter wird ausgeführt, daß wenn auch die 
Unterſtützung Hülfbedürftiger 
ſo wie die 
Anleitung der Bedrängten zur Selbſthülfe 
beide von der Humanität ausgehen, beide Zwecke auch an und für ſich be— 
rechtigt und von volkswirthſchaftlichem Intereſſe find, es doch zu keinen er— 
ſprießlichen Reſultaten führen könne, wenn ein und daſſelbe Inſtitut es unter- | 
nehme, beide in ihrem Weſen einander widerſtrebende Zwecke zu vereinigen, ! 
daß man ſich daher entſchließen müßte: 
„Die beiden mit fo wenig Erfolg bisher in den Vereinen zu gleicher | 
Zeit verfolgten Zwecke auf das Strengſte von einander zu ſcheiden, N 
und für jeden beſondern von einander getrennte Inſtitute einzurichten ). | 
Die Redaction hat 3), indem fie die Correctheit dieſer volkswirth⸗ 


) Im erſten Heft des dritten Bandes dieſer Zeitſchrift Seite 33. 
2) S. 39 daſelbſt. 
3) S. 46 daſ. 
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ſchaftlichen Grundſätze vollkommen anerkennt und die Hoffnung hegt, daß das 
Verſtändniß derſelben in immer weiteren Kreiſen Platz greifen werde, einige 
| Bemerkungen hinzugefügt, um zu bevorworten, daß die weſentlich zur Abhülfe 
| der Noth unter Mitwirkung gemeinfinniger und menſchenfreundlicher Bürger 
| entſtandenen Vereine, beſonders unter den in einer großen Stadt beſtehenden 
Verhältniſſen, einer Umbildung nach jenen Grundſätzen nicht unbedingt fähig 
ſeien, es daher den einzelnen beſtehenden Inſtituten anheim gegeben werden 
müſſe, unter ſchonender Berückſichtigung gegebener Zuſtände und Verhältniſſe 
auf Beſeitigung erkannter Mängel hinzuarbeiten. 

Allerdings iſt es ein Anderes, ob etwas Neues gegründet oder Beſtehendes 
umgeſtaltet werden ſoll. Ein Inſtitut iſt, wie jeder Menſch, ein Kind ſeiner 
Zeit; es wird wie dieſer, nach dem Maaße der erworbenen Erkenntniſſe und 
an der Hand der Erfahrung fortzuſchreiten ſuchen, — doch vollzieht ſich der 
Fortſchritt nicht ſo leicht, wie bei dem freien Individuum; das Verlaſſen oder 
Verändern der bei der Gründung vorgezeichneten Bahn, das Umſtoßen der 
normgebenden Regel und Ordnung, erfordert große Vorſicht und reifliche 
Ueberlegung, welche ſtets bedacht ſein wird, darin nur ſo weit zu gehen, als 
die allgemein gewordene Ueberzeugung mit Nothwendigkeit gebietet. Wie ge- 
rechtfertigt ein ſolches Verhalten iſt, werden Diejenigen am beſten zu ermeſſen 
vermögen, welche dem Gange der allgemeinen Geſetzgebung einige Aufmerk— 
ſamkeit widmen. 


Schulze-Delitzſch fordert, daß „Unterſtützung“ und „Selbſthülfe“ als 
Gegenſätze aufgefaßt werden. Im Sinne dieſes Gegenſatzes iſt die oben 
vorangeſtellte Frage zu verſtehen. Das Feld der Humanität iſt ſehr groß, es 
umfaßt auch die beſagten beiden Gegenſätze, welche nur verſchiedene Richtungen 
der Humanität ausmachen. Bei Errichtung der in Rede ſtehenden Vereine 

. lag nun ohne Zweifel überall das Princip der Humanität im weiteren Sinne 
zu Grunde, allein es kann behauptet werden, daß, wenn auch jene Gegenſätze 
nicht ausdrücklich geſondert waren, doch die Selbſthülfe und die Anleitung 
dazu in der Regel als Zweck betrachtet wurden. Nur Mißbräuche und Mängel 
der Einrichtung, hervorgegangen aus der hier und da vorwiegenden Tendenz 
zur Wohlthätigkeit im engeren Sinne, haben dieſen Zweck mehr oder weniger 
vereitelt, und die Forderung geht eigentlich dahin, den Zweck der Anleitung 
zur Selbſthülfe beſtimmter ins Auge zu faſſen, und diejenigen, denen geholfen 
werden ſoll, ſobald als möglich auf ihre eigenen Füße zu ſtellen, womit dann 
die Aufgabe der Humanität in dieſer Richtung in ſegenbringender Weiſe er— 
füllt iſt. ö 


Für die Erörterung dieſes Gegenſtandes wird es ohne Zweifel von Inter⸗ 
eſſe ſein, die Entſtehung und Fortbildung eines naturwüchſigen derartigen 
Vereines, der vermöge der ihm zu Theil gewordenen umſichtigen Leitung ſich 
eines guten Gedeihens erfreut, zu betrachten. 
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In dem erſten Heft des dritten Bandes dieſer Zeitfchrift*) iſt bereits 
ein kurzer Bericht über den gegenwärtigen Zuſtand der von dem Frankfurter 
Lokalverein für das Wohl der arbeitenden Klaſſen geleiteten Inſtitute enthalten. 
Die hier folgende Darſtellung iſt den Acten des Central-Vereins für das 
Wohl der arbeitenden Klaſſen entnommen, mit welchem der gedachte Lokal- 
Verein von Anfang an in Verbindung getreten und geblieben iſt, insbeſondre 
ſeine Rechenſchaftsberichte alljährlich mitgetheilt hat. — 

Der „Verein für das Wohl der arbeitenden Klaſſen zu Frankfurt an 
der Oder“ trat bereits im Sommer 1847 zuſammen und conſtituirte ſich in 
der General-Verſammlung am 6. September 1847 unter Genehmigung des 
Magiſtrates der Stadt, auf welche der Verein ſeine Wirkſamkeit beſchränkt 
hat. Als Zweck iſt ausgeſprochen: 

„Verbeſſerung des wirthſchaftlichen und ſittlichen Zuſtandes des Ar⸗ 
beiterſtandes.“ 

Die Erreichung dieſes Zweckes ſoll erſtrebt werden durch 

„die Kraft moraliſchen Einfluſſes“ in Verbindung mit den 
erforderlichen „äußeren Mitteln,“ und unter thätiger „Mit⸗ 
wirkung der arbeitenden Klaſſen ſelbſt.“ 

Als Einrichtungen, denen der Verein ſeine Fürſorge zu widmen N 
werden namentlich bezeichnet: 

Sparkaſſen und Spar⸗Vereine, 
Belohnungs⸗Anſtalten für Dienſtboten, 
Arbeit-Nachweiſungs-Anſtalten, 
Kranken - Unterftügungs- und Penfions - Kaffen, 
Kinderbewahr-Anſtalten, 
Fortbildungsſchulen u. dergl. 
Als erſtes und dringendes Bedürfniß erkannte man die 
Beförderung der Arbeitſamkeit und 
Unterdrückung der Bettelei; 
und indem die Vereinsmitglieder ſich anheiſchig machten, privatim in dieſer 
Richtung zu wirken, beſchloß man die 
Errichtung einer Arbeit-Nachweiſungs-Auſtalt mit beſoldetem 
Buchhalter und Aufwärter (§ 8 des Statuts v. 6. September 1847) 
— es wird dabei die Vermehrung dieſes Perſonals, wenn es nöthig 
werden ſollte, vorbehalten. — Arbeitſcheue Perſonen ſollen der Armen⸗ 
Verwaltung und Polizei angezeigt werden (8 20). 

Auf dieſe erſte That beſchränkte ſich zunächſt die praktiſche Wirkſamkeit 
des Vereins. — 

Nach dem Schreiben an den Central-Verein vom 18. April 1848 hatte 
um dieſe Zeit der Verein ſich bereits veranlaßt geſehen, zur Abhülfe der Noth 


) Seite 118 — 120. 
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im Arbeiterſtande die Gründung eines Vorſchuß-Vereins in die Hand 
zu nehmen, und erlangte zur Verſtärkung der Mittel dazu auf ſein Anſuchen 
von dem Central-Verein ein zinsfreies Darlehn von 100 Thlr. 


Im September 1848 nahm der Verein den ſeit zwei Jahren nach 
Liedtke ſchem Muſter dort beſtehenden Spar-Verein, deſſen Vermögensbeſtand 
nach dem Rechenſchaftsbericht vom 15. Mai 1848 121 Thlr. 13 Sgr. 9 Pf. 
betrug, nach beiderſeitiger Beliebung in ſich auf. 

Durch Kabinetsordre vom 16. December 1848 erhielt der Verein Cor— 
porationsrechte. Es wurde eine Verbeſſerung des Statutes für zweckmäßig 
erachtet und berathen. Das in der Generalverſammlung vom 8. Mai 1849 
angenommene revidirte Statut enthält zunächſt unter 

J. Allgemeine Beſtimmungen 
die Darſtellung der Grundſätze und Zwecke des Vereins, der Mittel und 
Wege zu deren Verwirklichung, der Rechte und Pflichten der Mitglieder u. ſ. w. 
Der Verein wird geleitet von einem Vorſtande dem ein Verwaltungs-Rath 
zur Seite ſteht; die Mitgliedſchaft iſt bedingt durch Zahlung eines Beitrages 
von mindeſtens 2 ½ Sgr. monatlich. Der Verein nimmt Darlehne an, welche, 
ſobald ſie 10 Thlr. überſteigen, auf Verlangen verzinſet werden (§ 11). 

Dann folgen ſpeciellere Beſtimmungen über die einzelnen von dem Verein 

theils bereits errichteten, theils in Ausſicht geſtellten Inſtitute; zunächſt: 
II. Anſtalt für Arbeitnachweiſung (8 51—59) 
wobei das ſchon oben erwähnte Vorgehen gegen arbeitſcheue Perſonen wiederum 
ſeine Stelle findet. 
III. Vorſchuß-Inſtitut ($ 60 — 70). 
Den Arbeitskräften der unterſtützungsbedürftigen Einwohner ſoll durch die 
Mittel des Kapitals Hülfe zu Theil werden durch Gewährung zinsfreier 
Vorſchüſſe bis zur Höhe von 30 Thlr. gegen Beſtellung eines annehm⸗ 
baren Bürgen; die Zurückzahlung ſoll erfolgen mit 1 Sgr. auf Einen Thaler 
wöchentlich. 
IV. Darlehns-⸗Inſtitut ($ 71 — 75). 
Wo ein Vorſchuß dem Bedürfniß und den Verhältniſſen nicht entſprechen 
würde, ſollen Darlehne von 20 bis 100 Thlr. auf höchſtens 6 Monate 
gegen Verzinſung zu 5 pCt. und Sicherſtellung durch Unterpfand 
gegeben werden. 
V. Garantie-Geſchäft ($ 76). 
Daſſelbe ſoll zu den dem Vorſchuß- und Darlehns-Inſtitut zum Grunde 
liegenden Zwecken und unter ähnlichen Bedingungen die Verſchaffung von 
Credit vermitteln. Der Beginn dieſes Geſchäfts ſoll jedoch erſt ſtatt finden, 
ſobald die Schulden des Vereins aus Darlehnen von Privatperſonen getilgt ſind. 
VI. Procura⸗-Geſchäft ($ 77). 
Einziehung ausſtehender Forderungen zum Beſten und im Auftrage von Hand⸗ 


+ 
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werkern und andern Perſonen, allenfalls auch gegen Ceſſion für Rechnung 
des Vereins. 8 8 

Das Nähere im Betreff der ad V und VI gedachten Inſtitute iſt 

der Geſchäfts-Ordnung vorbehalten. 

VII. Spar⸗Inſtitut ($ 78102). 

Daſſelbe bezweckt neben der Unterſtützung der arbeitenden Klaſſen 
durch materielle Mittel zugleich die Belebung eigner Thätigkeit 
wie des Sinnes für Ordnung und ſittliche Lebensweiſe. Die Spar— 
periode dauert vom 1. Februar bis 30. November; während dieſer Zeit 
können unbemittelte Einwohner wöchentlich 2 bis 15 Sgr. einlegen ($ 80). 
Es wird mit dieſen Einlagen eine beſondre Kaſſe gebildet (§ 82). Die 
Einlagen werden auf Verlangen ohne Kündigungsfriſt und ohne Zinſen zurück— 
gezahlt (§ 86), ſobald ſolche den Betrag von 10 Thlr. erreicht haben, können 
fie als Darlehne betrachtet und verzinſet werden (§ 87 ef. § 11 oben ad J). — 
Alljährlich im Juni wählen die Sparer aus ihrer Mitte drei Vertreter 
ihrer Geſellſchaft behufs Kenntnißnahme der Verwaltung und Wahrnehmung 
ihrer Gerechtſame und ſprechen ihre Wünſche aus im Betreff der anzuſchaf— 
fenden Lebensbedürfniſſe (§ 88. 89), von denen jeder Sparer demnächſt nach 
Wunſch im Verhältniß ſeiner Einlage ſeinen Antheil erhält. — 

Den Einlagen treten hinzu die durch deren Ausleihung etwa gewonnenen 
Zinſen und eine Prämie, deren Höhe von dem Verein in einer General— 
Verſammlung feſtgeſetzt wird. Zu dieſer Prämie ſind zu verwenden: 

1. Die etwa eingehenden ausdrücklich hiezu beſtimnten Geſchenke an 

Geld oder Naturalien; 


2. ein aus den laufenden Beiträgen der Vereinsmitglieder zu bewilligender 
Zuſchuß. 
Beſonders würdigen Sparern können noch außerordentliche Unterſtützungen 
bewilligt werden. — 


Was die Geldmittel des Vereins betrifft, ſo iſt hierbei abzuſehen 
von dem Beſtande, welchen das Spar⸗Inſtitut bei ſeiner Aufnahme hatte, da 
dieſes Inſtitut ſeine beſondre Verwaltung behielt. — Die, wie oben erwähnt, 
von dem Centralverein vorgeſchoſſenen 100 Thlr. ſind bereits im Jahre 1848 
dem Verein überlaſſen zur Beſtreitung der Zinſen für Darlehne, die zu Ver⸗ 
einszwecken aufgenommen werden ſollten, und ſind demnächſt anderweit „zur 
dauernden Begründung und Erweiterung des Darlehns⸗Inſtituts“ im April 1850 
vom Central-Verein 200 Thlr. auf 2 Jahre zinsfrei vorgeliehen. Da die 
Zurückzahlung bisher nicht erfolgt iſt, fo iſt zuvörderſt dieſer Betrag als von 
außen hergefloſſen zum Betriebs⸗Kapital hier aufzuführen mit: ... 200 Thlr. 
Die obigen 100 Thlr. ſind ohne Zweifel in den weiterhin zu erwähnenden 
Geſchenken enthalten. — 

An laufenden Beiträgen der Mitglieder des Vereins, welche 

21* 
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| keine Anſprüche machen an die Vortheile deſſelben, find eingekommen ): 
1% 2 PIE 
TRAG a ar 
| RE EN, Sn ie ee 
| r 
| VF 
„ ee 
I re SE ln rs  DOREL zus 
S ar Arsen DOG Sn . 
18 0 ee DAT se 
I „ 
e .. 0.0 00 3.002 22 SE SEE 8 A. 9 Pf. 
11 478 = — 
. 7304 Thlr. 3 r 9 5 
an ER ee 
CCC 35 Sala 3. 0 En 
... 1 ce Be al nee 


1880 rt ie Be ne ee 
C ² A Se RT ze 
1 EP ARTE 
11;C;öß%kU—?? na aaa &. AU EEE 
ee 


ER ee WE 
1777; ² 
C T 
überhaupt 692 Ti 
Summa bis incl. 1859 8196 Thlr. 9 Sgr. 9 Pf. 
Rechnet man hievon die oben aufgeführten 200 = — - — + 
als passivum ab, ſo bleiben 7996 Thlr. 9 Sgr. 9 Pf. 
Nach dem Rechenſchafts-Berichte von 1859 betrug 
das Vereins-Vermögen, mit Einſchluß des als 
„Fond zur Prämiirung der Sparer“ bezeichneten 
Kapitals von 2029 Thlr. . 858338 
Der Ueberſchuß beträgt 586 Che 20 Sgr. J. f. 
Um dieſe 586 Thlr. 20 Sgr. 3 Pf. hat ſich alſo das von außen hergefloſſene ' 
Betriebskapital — nach Beſtreitung der Verwaltungskoſten — vermehrt, woraus 
ſich ergiebt, daß die bemerkbare Abnahme der freiwilligen Beiträge gefahrlos 
iſt für das Beſtehen der von dem Vereine geſtifteten und geleiteten Inſtitute, 
zu deren Hebung auch von Seiten des Vereins Darlehne aufgenommen und 
mit 4 PCt. verzinſet worden find. Was nun dieſe Inſtitute einzeln betrifft, 


) Nach Inhalt des Rechenſchaftsberichts von 1857. 
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ſo wird im Betreff der 
Arbeit-Nachweiſungs-Anſtalt ad II des Statuts 
ſchon in dem Rechenſchaftsbericht von 1848 bemerkt, daß zwar Arbeitſuchende 
ſich genug gemeldet, es aber an Arbeitgebern gefehlt habe, ſo daß das Wirken 
des Vereins in dieſer Richtung habe aufgegeben werden müſſen, daß jedoch 
die Errichtung einer eigenen Beſchäftigungs-Anſtalt für die Folge beabſichtigt 
werde, wozu es zur Zeit noch an Mitteln fehle. In dem Rechenſch haftsberichte 
„ vom Jahre 1853 wird denn ſehr treffend bemerkt: „In gewöhnlichen Zeiten 
findet Jeder Beſchäftigung, dem es Ernſt damit iſt, Arbeit zu ſuchen; bei 
Verkehrsſtockungen aber, wo auch bemittelte Familien ſich Einſchränkungen 
auflegen müſſen, können dergleichen Anſtalten die Nachfrage nach Arbeit nicht 
befriedigen, weil überhaupt weniger Arbeit verlangt wird. Man ließ alſo mit 
Recht dieſe Anſtalt ganz fallen.“ Für dies Inſtitut ſind ungefähr 200 Thlr. 
verausgabt, die als verloren zu betrachten ſind. 
Beſſeren Erfolg hatte das 
III. Vorſchuß-Inſtitut. 
Schon in den 10 Monaten vom 1. März bis letzten December 1840 wurden 
aus dem verfügbaren durch Aufnahme eines Darlehns von 500 Thlr. auf 
etwa 1330 Thlr. gebrachten Fond — größtentheils an kleine Handwerker und 
in Poſten von 10 Thlr. und darunter — nur 46 Poſten über 10 Thlr. — 
244 Vorſchüſſe mit überhaupt 2215 Thlr. gegeben. Im Jahre 1849 ſind 
verabreicht: s 
400 Poſten mit überhaupt 4802 Ba: 


1860 4660 «nl 4 6285 
1851 586 34-35 - 8584 
1852 818 nee - 11272 
1853 961 . = 13967 
5 1854 96 = a . 14262 
1885 U 980 . 8 14966 - 
1856— 929 Ina 7% - 14923 = 15 Sgr. 
1857 - 815.294" > = - 14088 = 
1858 9683 ũ K - 15183 = 


1859 907 = . 15930 = 

Wie ſich ſchon aus dieſen Zahlen ergiebt, liegt die Ausdehnung der Wirkſamkeit 
dieſes Inſtitutes weniger in der Vermehrung der Vorſchuß-Empfänger, als 
in der Höhe der einzelnen Vorſchuß-Beträge. Dies wird recht anſchaulich, 
wenn man das erſte und letzte Jahr in dieſer Beziehung vergleicht. Im Jahre 
1848 wurden gegeben 244 Poſten mit überhaupt 2215 Thlr. nämlich: 

95 Vorſchüſſe zu 5 Thlr. und weniger, 

103 - = 6—10 Thlr. 

34 - 12—15 = 

6 „ 220 Thlr. 
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3 Vorſchüſſe zu 25 Thlr. 
3 


im Jahre 1859 waren es 907 Poſten mit 15930 Thlr. nämlich: 
64 Vorſchüſſe zu 2—5 Thlr. 


266 = = 6-10 = 
184 . „ 11—15⸗ 
104 8 = 16—20 = 
292 ® = 22—30 = — darunter 224 zu 30 Thaler. 


Der Andrang zu den kleinen Vorſchüſſen hat alſo ab-, der zu den höchſten 
Beträgen dagegen bedeutend zugenommen. 

Die Zurückzahlung fol — wie oben bemerkt, — mit 1 Sgr. wöchentlich 
auf 1 Thlr., alſo in 30 Wochen erfolgen, geſchieht aber oft früher, und da 
kommt es vor, daß pünktliche Zahler im Laufe Eines Jahres zwei», drei-, 
mitunter ſogar viermal Vorſchüſſe erhalten. Aber auch viele Zahler waren 
ſäumig und mußte auf die Bürgen zurückgegangen werden. Es ſind auf dieſe 
Weiſe von den Bürgen gedeckt worden: 

ee 25 Poſten im Betrage von 170 Thlr. 28 Sgr. 
1850 8 = = sn 62 26 
Es blieben außerdem manche Posten rückſtändig, und mußte zur gerichtlichen 
Einziehung geſchritten werden. Nach dem Rechenſchaftsberichte vom Jahre 1851 
waren von den Reſten aus den 3 erſten Jahren 1848 —50 im Ganzen 126 Vor⸗ 
ſchuß⸗Rückſtände mit 948 Thlr. 29 Sgr. 6 Pf. durch gerichtliche Klage bei- 
getrieben worden, und zwar von den Bürgen gezahlt: 
N 70 Poſten mit 480 Thlr. 19 Sgr. 6 Pf. 
Es ſind ferner von den Bürgen eingezogen: 
1851 und 1852 zuſammen 8 Poſten mit 73 a Sgr. 6 ra 


1853 14 = „ 117 2 5 
1854 A = „ 3330 ers 
1855 64 = F — 
1856 47 © „ 462 = — = — =: 
1857 34 R AH 
1858 24 = = 2 Wie „ 


Für das Jahr 1859 erhellet der Betrag nicht aus dem Rechenſchaftsberichte. 
Die übrigen Vorſchüſſe ſind von den Empfängern ſelbſt, wenn auch zum 
Theil verſpätet, zurückerſtattet, beziehungsweiſe beigetrieben; als völlig unein⸗ 
ziehbar mußten niedergeſchlagen werden im Jahre 
1851 eine Poſt aus dem Jahre 1848 mit 3 Thlr. 10 Sgr. 
18585 fi, 12 
1854 = = = 6 * 26 — 
In den ſpäteren Rechenſchaftsberichten finden ſich e Niederſchlagungen 
wegen Unvermögens nicht mehr verzeichnet, ſind auch aus den Rechnungs⸗ 
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Auszügen nicht erſichtlich, obwohl immer ein Theil der Vorſchüſſe zur gericht⸗ 
lichen Verfolgung gekommen iſt. In dem Bericht von 1858 findet ſich aus- 
drücklich vermerkt, der Verein habe keinen Ausfall erlitten, indem 
die gegen die Schuldner vergebens verfolgten Reſte durch die Bürgen gedeckt 
worden. Wahrſcheinlich iſt man in Annahme der Bürgen und die Bürgen 
find in Uebernehmung der Vürgſchaften vorſichtiger geworden, wie ſich aus 
der oben dargelegten Abnahme der von Bürgen zu decken geweſenen Beträge 
bei ſo ſehr geſteigerter Zahl und Höhe der Vorſchüſſe von ſelbſt ergiebt. Zu 
kleineren Vorſchüſſen wurde es mit der Zeit immer ſchwieriger, Bürgen zu 
bekommen, wie der Rechenſchaftsbericht von 1857 beſonders hervorhebt. Haupt⸗ 
ſächlich erfreulich iſt aber die ferner ſich als Wechſelwirkung ergebende Folgerung, 
daß die Vorſchuß-Empfänger würdiger geworden, und die Vorſchüſſe nicht 
mehr ſo ſehr als Unterſtützung, ſondern als Mittel zum Zweck der Aufhülfe 
in der Erwerbsfähigkeit betrachtet worden ſind. 

Die Vorſchüſſe welche 1857 und 1858 auf Anweifung des in Frankfurt 
für ſich beſtehenden „Armen- und Hülfs⸗Vereins“ an viele Einwohner behufs 
Beſchaffung eiſerner Oefen gegeben worden — 1857 waren es 44 von 4 bis 
9 Thlr., überhaupt 257 Thlr. und im Jahre 1858 waren es 121 Poſten 
mit überhaupt 596 Thlr., ſind nach Ausweis des Rechenſchaftsberichtes von 
1859 von dem Armenverein ſelbſt übernommen und dadurch erledigt worden. 

Vorſchuß-Empfängers waren anfangs mehrentheils Handwerker; die 
Zahl der Vorſchuß-Suchenden dieſes Standes hat ſich nicht verhältnißmäßig 
vermehrt, ſondern nach und nach vermindert, und die Zunahme an Vorſchuß⸗ 
Empfängern gehört zu anderen Berufsklaſſen. Im erſten Jahre 1848 waren es 

218 Handwerker, 
16 Arbeiter und 
10 Handelsleute; 
im Jahre 1850, als das Inſtitut wohl erſt mehr eine feſte Geſtaltung gewann 
und bekannter geworden, waren es 
318 Handwerker, 
57 Hand⸗ und Fabrik⸗Arbeiter, 
24 Händler, 
33 kleine Grund⸗Eigenthümer, 
34 Wittwen; 
im Jahre 1855 werden aufgeführt: 
257 Handwerksmeiſter, 
59 geſellen, 
81 Maurer- und Zimmerleute, 
20 Fabrik⸗Arbeiter, 
127 Arbeitsleute, 
34 Handelsleute, 
45 kleine Eigenthümer, 
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59 Beamte und 
9a Frauen; 

und im Jahre 1859: 

291 ſelbſtſtändige Handwerker, 

147 Geſellen und Fabrik-Arbeiter, 

78 Händler, Fuhrleute und andre Geſchäftstreibende, 

130 Arbeitsleute, 

65 Subaltern⸗Beamte, 

82 Frauen. 
Bürgen waren meiſt Handwerksmeiſter, Eigenthümer, Kaufleute, mitunter auch 
Beamte. 

Statutenmäßig waren — wie oben bemerkt, — die Vorſchüſſe zinsfrei. 
Noch in dem Rechenſchaftsberichte von 1850 wird darauf hingewieſen, daß 
dieſe Vorſchüſſe hauptſächlich dem Stande der kleinen Handwerker gelten, dem 
es nicht gelingen werde, ſich ſelbſt zu helfen, daß daher das Princip der 
Humanität ſich kräftig erweiſen müſſe nicht nur um der Begründung ſolches 
Inſtitutes willen, ſondern auch zu deſſen Erhaltung. Es wurde damit die 
Aufforderung motivirt an die wohlhabenden Einwohner der Stadt, nicht zu 
N! ermüden in der Entrichtung freiwilliger Beiträge. Der Thatſache gegenüber, 

daß dieſe Beiträge ſich vermindert hatten, entſchloß man ſich jedoch mit prak⸗ 
tiſchem Takt zu einem Auskunftmittel, welches? indem es gewiſſermaßen einen 
Uebergang von dem Princip der Humauität zu dem der Selbſthülfe 
darſtellt, von dem wohlthätigſten Einfluſſe wurde. Man verlangte nämlich 
I von den Vorſchußempfängern kleine Geldbeiträge „zu den Verwaltungskoſten;“ 
I insbeſondre — wie der Rechenſchaftsbericht von 1853 jagt — „zur Deckung 
| der vom Verein zu zahlenden Zinſen für aufgenommene Darlehne.“ Im 


| Jahre 1851 waren dieſe Beiträge normirt für Vorſchüſſe bis zu 15 Thlr. 
| auf 1 Sgr. 3 Pf. und für höhere auf 2½ Sgr. monatlich; ſpäter hat man 
I aus nahe liegenden Billigkeitsgründen — wie der Rechenſchaftsbericht für 1855 
ergiebt — mit Hinſicht auf die als Vorſchuß gegebenen Beträge dieſe Beiträge 
von 6 Pf. bis 3 Sgr. monatlich ſteigen laſſen. Durch die in ſolcher Weiſe re⸗ 
gulirte Verzinſung erlangten die Vorſchüſſe die Natur geſchäftsmäßiger Darlehne. 
Zwar konnte man für dieſe Beiträge nicht die Bürgen in Anſpruch neh⸗ 
men; eben ſo mochte es nicht angemeſſen gefunden werden, in Fällen, wo der 
Vorſchuß ſelbſt nur mit Mühe und Noth zurück zu erlangen war, die Ein⸗ 
ziehung dieſer Beiträge mit peinlicher Strenge zu verfolgen; die beſte Strafe 
für ſäumige Zahler war immer die, von Erlangung fernerer Vorſchüſſe aus⸗ 
geſchloſſen zu ſein. Die Ausfälle an dieſen Beiträgen waren daher nicht uns 
bedeutend; das Reſultat war aber immerhin ein erfreuliches zu nennen. 
Im Jahre 1850 waren beiſpielsweiſe zur Soll-Einnahme geſtellt 
207 Thlr. 26 Ser 
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darauf gingen nur ein . 102 Thlr. 20 Sgr. 3 Pf. 


lieben, Net „ n Ar eee ee, 
und wurden niedergeſchlagen 33 98 9 


ſind 207 Thlr. 26 Sgr. 
Auf die Reſte, 71 Thlr. 26 Sgr. ſind im Jahre 1851 nur noch eingegangen 
6 Thlr. 17 Sgr. 9 Pf. und die bleibenden Reſte mit 65 Thlr. 8 Sgr. 6 Pf. 
wurden niedergeſchlagen. Der Kürze halber ſollen die Reſultate hier nur im 
Ganzen angegeben werden. 


gegebenen Borſchöſſ. eingegangene Beiträge. Niedergeſchlagen. 


1850 6285 Thl. 102 Thl. 20 Sgr. 3 Pf. 33 2% 9 Sgr. 9 Pf. 


1851 8584 ⸗ 176 = 2 „ — = 65 8 = 6 » (Refte v. 1850.) 
1852 11272 = 313 = Pu Et | = unser ai I a Eu JE 

1853 13976 = 406 = r 

1854 14262 500 = Fin ee 

1855 14966 = 498 « 25 = — 131ͤ 3 9 

1856 14923 15 fg. 544 = 15 3 = 104 IT 

1857 14088 - Die Beträge find im Rechenſchaftsbericht nicht angegeben. 

1858 15183 - 538 ⸗ 22 6 - 121 14 — 

1859 15930 - 509 1 TE I 


Das Verhältniß ift ſonach feit einer Reihe von Jahren ziemlich gleich- 
mäßig geblieben, und es entſprechen die wirklich eingegangenen Beiträge einer 
Verzinſung von etwa 3 ½ pCt. — Man würde aber irren, wollte man den 
wirklichen Vortheil der Kaſſe nicht höher anſchlagen. Denn zur Hingabe der 
Vorſchüſſe ift keinesweges ein eben fo hoher Kapitalbeſtand erforderlich geweſen, 
ſondern das Kapital hat oft den Inhaber gewechſelt. Ein annähernd richtiges 
Reſultat ergiebt ſich ohne Zweifel, wenn man die Zeit, auf welche jeder Vor- 
ſchuß verliehen wird, nämlich 30 Wochen, zum Grunde legt, — denn wenn 
auch manche Rückzahlung verzögert wird, jo geſchieht dieſelbe auch oft in kür— 
zerer Friſt, was ſich gegeneinander aufheben wird; — iſt aber für 30 Wochen 
ein Zins für 31, pCt. erzielt, fo ftellt ſich der Zinsgenuß des Inſtituts für 
das Jahr auf etwa ſechs Procent. — 


IV. Darlehnus.Juſtitut. 


Statutenmäßig ſollten, — wie oben bemerkt — Darlehne von 20 bis 


100 Thlr. zu 5 pCt. zinsbar auf 6 Monate gegen Unterpfand gegeben 
werden können. 

Schon vor Errichtung des Statuts — 8. Mai 1849 — war im Laufe 
des Jahres 1848 durch beſonderen Beſchluß ein Darlehn von 48 Thlr. aber 
ohne Zinſen bewilligt, auch in demſelben Jahre zurückgezahlt worden. 

Im Jahre 1849 ſind darlehnsweiſe e 178 Thlr. 
„ 11850 P 5 - 
= 5 1851 5 5 * 290 * 
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In dieſem Jahre, 1851, hatte man auch angefangen, unter Beſtellung 
von zwei Bürgen Darlehne zu gewähren, welche von hier ab unter dem Titel 
„Bürgſchafts-Darlehne“ eine beſondre Kategorie bilden. Es waren im 
Jahre 1851 an Bürgſchafts⸗Darlehnen 14 Poſten à 49 Thlr., im Ganzen 
686 Thlr. ausgegeben, alſo an Darlehnen überhaupt im Jahre 1851 976 Thlr. 
im Jahre 1852 an Pfand- und Bürgſchaft⸗Darlehnen überhaupt 595 Thlr. 20g. 

Von da ab können aus den vorliegenden Rechenſchaftsberichten beide Arten 
von Darlehnen verfolgt und nachgewieſen werden, welchen ſeit dem Jahre 1854, 
noch „Wechſel— Darlehne“ hinzutreten, ſo daß von 1854 ab unter der Benennung 

Credit-Inſtitut 
außer dem oben ausführlich behandelten Vorſchuß-Inſtitut begriffen werden: 
a. Größere Darlehne, 
b. Pfand-Darlehne und 
c. Wechſel-Darlehne. 
a. Größere Darlehne: 

Der Maximalbetrag eines Darlehns war urſprünglich 100 Thlr., wurde 
im Jahre 1854 auf 150 Thlr., im Jahre 1857 auf 200 Thlr. und im Jahre 
1858 auf 300 Thlr. erhöht. 

Die Zurückzahlungsfriſt war urſprünglich „2 Jahr; ſeit 1854 1 Jahr, 
und zwar jo, daß entweder zu den drei Meſſen je ù oder vierteljährlich *,, 
der Summe heimgezahlt werden ſoll. 

Die Geſtellung zweier Bürgen dient als Sicherheit; und dies iſt es 
hauptſächlich, wodurch die Darlehne ſich von den Vorſchüſſen bis zu 30 Thlr. 
— wo Ein Bürge genügt — unterſcheiden; denn auch für die Darlehne werden 
keine Zinſen, ſondern nur verhältnißmäßige Beiträge zu den Verwal⸗ 
tungskoſten, wie bei den Vorſchüſſen, entrichtet. 

Dergleichen Darlehne ſind, wie oben bemerkt, im Jahre 1851 in 14 Poſten 


a 49 Thlr. gegeben 686 Thlr. 
Im Jahre 1852 find ausgegeben 441 = in 9 Poſten. 
5 „„ 1853 . 1 1m, 04 = 
= = 1854 = - 2956 * * 54 = 
= „ 1855 - = 580 „ 39 
„ 1 . BE e 
. „ 1857 « . 6248 = = 78 2 
= „ 1858 = = 7217 86 . 
= : 1859 = . 9372 108 5 


Die meiften Darlehns-Empfänger waren 1 und Handeltreibende; 
ebenſo die Bürgen meiſt Handwerksmeiſter oder Kaufleute. Dem Einzelbetrage 
nach wurden ausgegeben 

im Jahre 1854 49 Poſten zu 50 Thlr. und weniger, 
3 bis ⸗ 100 = 
23 „ „150 = 
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im Jahre 1855 1 Darlehn zu 30 DR: 


42 . = 49 
0 She 

. Do 
1d 


Im Jahre 1857, wo der Maximalbetrag auf 200 Thlr. beſtimmt war, 
1 Darlehn zu 25 Thlr. 
1 


„ EB 

3 = = 40 
35 = „ 49 

9 3605 bis 80 Thlr. 
18 = » 98 Thlr. 

3 = 147 = 

8 = 196 


Auch bei dem ſpäteren Maximalbetrage von 300 Thlr. iſt das Verhältniß 
ein ähnliches geblieben; die meiften wurden geſucht und gegeben zwiſchen 40 
und 100 Thlr. 


Die Zurückzahlung iſt oft vor der Fälligkeit geſchehen und es iſt vorge— 
kommen, daß dieſelbe Perſon zwei und mehrmals Darlehne erhalten; — oft 
iſt die Zurückzahlung aber auch verzögert, doch im Ganzen nicht fo häufig, 
wie bei den kleinen Vorſchüſſen. Erſt vom Jahre 1855 wird gefagt, daß 7 
gerichtliche Klagen angeſtellt worden. Verluſte hat der Verein nicht erlitten; 
im Rechenſchaftsbericht von 1857 wird jedoch bemerkt, daß 7 Bürgen mit 
364 Thlr. haben für die Schuldner eintreten waffen im Jahre 1858 erlitten 
4 Bürgen überhaupt 303 Thlr. Verluſt. 


In dem Rechenſchaftsberichte von 1856 wird bemerkt: 

„Wenn es ſich bei den kleinen Vorſchüſſen häufig um Abwendung der 
dringendſten Noth handelt, ſo dienen die größeren Darlehne in der 
That zur Aufhülfe des Geſchäftsbetriebes und wirken deshalb in den 
meiſten Fällen viel wohlthätiger noch als jene.“ 

An Beiträgen zu den Verwaltungskoſten ſollten nach der 1851 
getroffenen Beſtimmung von dieſen ſogenannten Vürgſchafts- oder größeren 
Darlehnen je 5 Sgr. monatlich entrichtet werden. Ohne Zweifel iſt ſpäter 
— wie bei den Vorſchüſſen — eine billige Stufenfolge feſtgeſetzt worden, da 
es nicht zu rechtfertigen wäre, wenn der Empfänger eines Darlehns von 200 
bis 300 Thlr. nicht mehr entrichten ſollte, als der Empfänger von 20 bis 
30 Thlr., welcher wiederum mit 5 Sgr. monatlich offenbar zu ſtark beſteuert 
würde, während der Empfänger eines Vorſchuſſes von 30 Thlr. nur 3 Sgr. 
monatlich zu entrichten hat. 

Eingegangen ſind dieſe Beiträge regelmäßiger als dies nach Obigem bei 
den Vorſchüſſen der Fall war. Es ſind eingekommen im Jahre 


W 
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1851 von dargeliehenen 686 Thlr. an Beiträgen 12 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. 
1852 = - 441 = (erhellt nicht.) 
1853 8 16232 34 U Me 
1854 - = 2958 = = 108 nm 6 
1855, = = 3836 a 184 = ec, 
1856 = = 5891 = = > 276 ' = 6 EZ 
1857 - G I games (erhellt nicht.) 
1858 = :  - 7217 4414 Thlr. 9 Sg. — Pf. 
1859 = = 9372 = 511 ̃ 19 — 
Nur die Iſt⸗Einnahme wird hier abe niedergeſchlagen ſind 

1853 2 Thlr. 20 Sgr. — . 

1855 22 1 - — 

1856 15 = -— — 

1858 17 — =: — > 

1859 45 n rt 


Es find das, wie ſich von fest verſteht, immer nur Reſte aus früheren 
Jahren. Das Verhältniß iſt bei vielen günſtiger als bei dem Vorſchuß⸗Inſtitut, 
wo von Anfang an ein großer, zuletzt durchſchnittlich der fünfte Theil der 
Beiträge niedergeſchlagen werden mußte. 

Die wirklich eingekommenen Beiträge haben in den letzten Jahren einen 
Zinsgenuß von mehr als 5 pCt. herausgeſtellt, zumal wenn man berückſichtigt, 
daß die Darlehne zum Theil ſchon innerhalb des Jahres terminweiſe abge- 
tragen werden. 

b. Pfand⸗Darlehne. 

Gegen Verpfändung von Gold, Silber, Werthpapieren, auch Hypotheken 

ſind auf 6 Monate zu 5 pCt. zinsbar und Erlegung geringer Schreibgebühren 


ausgeliehen: 
1849 in 5 Poſten 175 Thlr. 
1850 = 3 5 95 
18851 „ 1 „ 290 
1852 7 . 155 = 
1858 76 - 1976 - 
1854 = 127 2118 = 
1855 3533 4378 
1856 445 = 4896 = 
1857 463 6198 
1858 590 ͤ 7920 15 Sgr. 
1859 817 87007 6 Pf. 


Urſprünglich war beſtimmt, es ſollten dergl. Darlehne in Beträgen von 
20 bis 100 Thle gegeben werden; hievon iſt man ſpäter abgegangen; min⸗ 
deſtens ſeit 1854 find Darlehne von 1 Thlr. ab, feit 1855 auch über 100 Thlr. 
in einzelnen Fällen bewilligt, im Jahre 1857 ſogar bis zur Höhe von 800 Thlr. 
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Die Sache hat ſich dahin geftaltet, daß ſchon feit mehren Jahren der Zahl 
nach die meiſten Poſten in ganz geringen Beträgen beſtehen; beiſpielweiſe 


1858 1859. 
zu 1— 5 Thlr. 402 Poſten. zu 1— 2 Thlr. 397 Poſten. 
„ 6— 10 80 „ 3— 9 = 253 5 
= 11— 20 47 5 = 10—24 - 102 = 
= 21— 30 = 22 = = 25—49 = 34 
31— 50 = 1 50 Thlr. u. mehr 31 
= 51—100 - 1 * 
= 101—200 = 4 = 
über 200 = 6 
Der Zins⸗Ertrag hat ſich geſtellt wie folgt: 
Soll einkommen. Iſt⸗Einnahme. Reſt gebl. Niedergeſchl. 


Thlr. Sg. Pf. Thlr. Sg. Pf. Thlr. Sg. Pf. Thlr. Sg. Pf. 
1849 58 11 5 8 — — — — — — 
1850 5 25 — 5 25 — — — — HD— — — 
1851 13 4 3 13 43 ——— — — 
1852 nicht erſichtlich. 

1853 37 24 6 28 26 9 8 27 9 — D—— 
1854 89 16 70 4 — 18 27 ( — — — 
1855 174 22 — 125 — 3 44 24 3 . r 6 
1856 nicht erſichtlich. 246 26 9 nicht erſichtlich. 

1857 nicht erſichtlich. 

1858 558 6 3 450 7 — 107 29 3 a 
1859 699 10 9 5730 17 3 125 28 6 m — 

Das Reſultat iſt ziemlich günſtig zu nennen, zumal wenn man erwägt, 
daß in dem Soll ſtets die vorjährigen Reſte mit enthalten ſind. Ein Kapital⸗ 
Verluſt iſt gar nicht, und an Zinſen außer den 1855 niedergeſchlagenen 4 Thlr. 
27 Sgr. 6 Pf. keine Einbuße vorgekommen. 

Der Verein hat ſich mit dieſem Geſchäft nur befaßt, weil ein Pfandleihe⸗ 
Inſtitut in Frankfurt bisher nicht vorhanden war und doch als Bedürfniß er— 
achtet wurde; es wird gehofft, daß ein ſolches Inſtitut durch Vermittelung des 
Magiſtrates ſich anderweitig aufthun werde, wo denn der Verein geſonnen iſt, 
dies Geſchäft fallen zu laſſen. 

c. Wechſel-Darlehne. 

Dieſe find zuerſt, mit Hinſicht auf die neuen Wechſelgeſetze, zum Beſten 
der Gewerbetreibenden im Jahre 1854 ausgegeben durch Ankauf gezogener 
Wechſel, die höchſtens 4 Monat zu laufen haben, gegen 5 pCt. Zinſen p. a. 
und ½ Sgr. Schreibgebühr. Es find Wechſel angekauft im Jahre 
1854 für 488 Thlr. — fg. — pf. wofür an Zinſen u. Schreibgeb. einkamen: 

10 Thlr. 7 Sg. — Pf. 
1855 1022 ͤ 21 " , 


0 
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1856 für 2168 Thlr. 28 Sg. 3 Pf. 39 Thlr. — Sg. 9 Pf. 
1857 = 5416 — - — =» (Betrag nicht erfichtlic.) 
1858 = 855807 7 6 141 Thlr. 18 Sg. — Pf. 
1859 „% 0% 9 6 „ 163 „ 2 a 


Der Nutzen iſt entſprechend, wenn man erwägt, daß viele der Wechſel 
auf geringere Zeit als 4 Monate geſtellt werden. Verluſte find nicht vorgekommen. — 

V. und VI. Die urſprünglich intendirten Garantie- und Procura— 
Geſchäfte ſind nicht ins Leben getreten. 


VII. Spar⸗Inſtitut. 

Die Sparer jedes Jahres bilden eine von dem Verein geleitete Affocia- 
tion, indem die Einlagen, ſoweit die Sparer es nicht vorziehen, das baare Geld 
zurückzunehmen, zur Anſchaffung von Lebensmitteln verwendet werden, deren 
Ankauf im Großen ſchon an ſich, verglichen mit dem Einkauf in kleinen dem 
Bedürfniß des einzelnen Sparers entſprechenden Poſten, einen erheblichen Vor- 
theil gewährt. Dieſer Vortheil wird noch bedeutend erhöhet durch die Spar— 
prämie. Dieſe Prämie wurde urſprünglich nur erzielt durch milde Beiträge 
und es wurden beſondre Sammlungen zu dieſem Zweck veranſtaltet; mit der 
Zeit iſt für den Spar-Verein ein Stamm-Kapital angeſammelt worden, und 
die Prämien erwachſen ſonach: 

a. aus beſonders dazu beſtimmten Geſchenken, — welche zuweilen auch 
in Naturalien beſtanden: 

b. aus beſonderen Zuſchüſſen, die der Haupt-Verein aus feinen ſon— 
ſtigen Mitteln bewilligt, die alſo ebenfalls als Geſchenke zu be— 
trachten ſind; 

e. aus Zinſen des Stamm⸗Kapitals, welches durch Zuwendungen 
— alſo durch Geſchenke — gebildet worden; i 

Dazu treten noch 

d. Zinſen, die aus den Spar- Einlagen genommen werden, die jedoch 
nicht beſonders ins Gewicht fallen, da die Einlagen nur nach und 
nach eingehen und zu baldiger Verwendung und Ausſchüttung be— 
ſtimmt ſind. 

Die Zahl der Sparer hat nach und nach zugenommen: im Jahre 1848 
waren es 220, im Jahre 1858 — 850. — Im Jahre 1859 trat wegen der 
damaligen Mobilmachung ein Rückſchlag ein, es ſparten nur 765 Perſonen; 
die Summe der Einlagen war 1848 912 Thlr. — Sgr. 

1858 472 = — = 
1859. 3667 25 ⸗ 

Der Betrag der einzelnen Einlagen iſt durchſchnittlich 3 bis 5 Thlr., in 
Wirklichkeit erreichen viele Einlagen nicht den Betrag von 1 Thlr. und über 
15 Thlr. iſt, ſoviel erſichtlich, die Einlage niemals geſtiegen. 

Wer die Einlage vor Ablauf der Sparperiode — 1. Febuar bis 30. 
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November — zurücknimmt, erhält ſolche zurück, hat aber auf Zinſen keinen 
Anſpruch. — $ 86 des Statuts. — 

Von der Befugniß, Einlagen, die den Betrag von 10 Thlr. erreicht ha⸗ 
ben, dem Verein als zinsbares Darlehen zu belaſſen, iſt anſcheinend niemals 
Ae gemacht worden. 

Der ſtatutenmäßige Zweck des Spar-Inſtituts war die Beſchaffung 
billiger Lebensmittel für die Zeit des Bedarfs und des geringeren Ver— 
dienſtes, wohinzu auch noch Brenn-Material trat. Man hat aber von 
Anfang an den Sparern geſtattet, die Einlagen ganz oder theilweiſe am 
Schluſſe der Sparperiode baar zurückzunehmen, nach ihrem freien Belieben. 

Bei der Zurücknahme in Baar erhält der Sparer als Prämie für 
den Thaler 1 ſgr 6 pf, alſo 5 pCt. der Einlage. Dieſer Satz iſt, ſoviel 
erhellet, ſtets feſtſtehend geblieben. - 

Bei der Zu rücknahme der Einlage in Feuerungsbedarf und 
Lebensmiteln iſt die Prämie — nach Maaßgabe der vorhandenen, be— 
ziehungsweiſe bewilligten Zuſchüſſe — ſtets höher ausgefallen und hat ge— 
wöhnlich 8 bis 10 pCt. der Einlage betragen. Dazu kommt der Vortheil 
der Aſſociation vermöge des billigen Einkaufes, welcher noch dadurch geſtei— 
gert wurde, daß nicht ſelten die Verkäufer im Großen um des Zweckes willen 
beſonders billige Preiſe ſtellten, ſo daß nach den in den Rechenſchaftsberichten 
aufgeſtellten Vergleichungen der Gewinn der Sparer auf dieſe Weiſe — 
mit Einſchluß der Prämie — auf etwa 25 pCt. der Einlage angenommen 
werden kann. 

Anfangs machten die Sparer mehrentheils von dieſen ihnen gebotenen 
Vortheilen Gebrauch; mit der Zeit hat ſich aber das Verhältniß geändert, 
wie die folgende Zuſammenſtellung ergiebt: 


Betrag der Abgehoben in 
3 — — 

Spar⸗Einlagen n Naturalien 
1848 912 4 — Sg. 104 a: — Sg. et 808 . Frag in 
1849 1730 — 250 — . 1480 — — 
1850 141000ü „ — 319 — — 1084 — = 
1851 10799 ͤ⸗ß — = 73895 = — — 684 — — 
1852 1111! :. 88 — 703 ee 
1853 155 — 668 = — = — 837 — = — + 
1854 21214 - 917 en. 1007 = — 5: 
1855 2509 — 1185 — — 1324 
1856 3267 — 21998 — - — 1069 — ar = 
1857 4163 1-7. ae Te 
1838 — 74009 1 3 66e 7) ce 
1859 3667 - 25 2989 2 — 678 23ͤ— . 


Während alſo anfangs die Erſparniſſe zu 7's in Naturalien abgehoben 
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wurden, geſchieht dies jetzt nur noch etwa zum fünften Theil. Die Erklärung 
dieſer Thatſache iſt — um mit Schulze -Delitzſch zu reden — in dem „an- 
gebornen Weſen der Menſchen“ zu ſuchen und nicht ſchwer zu finden. 

Einestheils müſſen die Empfänger der Naturalien ſich beſonders 
bevormundet fühlen. Es iſt ihnen zwar geſtattet, dem Verein ihre Wünſche 
kund zu thun, und ſie haben drei aus ihrer Mitte gewählte Vertreter, die 
ihre Gerechtſame dem Verein gegenüber wahrnehmen. Allein die untergeord— 
nete Bedeutung dieſer Vertretung liegt auf der Hand; der Verein ſorgt für 
Alles. Er verſüßt dieſe Bevormundung allerdings durch Zuwendung be— 
trächtlicher Vortheile; ſie bekommen für 3 Thlr. ziemlich ſoviel, als ſie ſich 
ſonſt nur für 4 Thlr. kaufen könnten; wenn ihnen aber alljährlich vorgerech— 
net wird, wieviel ſie der Wohlthätigkeit beſſer geſtellter Mitbürger verdanken, 
ſo hat dies nothwendig N 

Zweitens: das beſchämende Gefühl des Almoſen-Empfanges im 
Gefolge. Wird dies Gefühl auch in etwas gemildert durch das Bewußtſein: 
Die Wohlthat wird erkauft durch Hingabe der ſauer erworbenen und ſchwer 
erübrigten Groſchen, ſo wird zugleich dieſes Bewußtſein 

Drittens: bei den Empfängern eine Beurtheilung des Empfangenen 
veranlaſſen; das Sprichwort vom „geſchenkten Gaul“ trifft nicht zu, gar viele 
werden die ohne ihr Zuthun angeſchafften und verabreichten Naturalien be— K 
kritteln und — mag auch noch ſo wenig Anlaß dazu vorhanden ſein, — daran 
zweifeln, ob ihnen der verheißene und erwartete Vortheil wirklich zu Theil ge— 
worden ſei. Der Verein erntet alſo nicht einmal überall den Dank, den er 
verdient. 

Dieſe in der menſchlichen Natur begründeten unvermeidlichen Mißtöne 
fallen größtentheils hinweg bei denen, die ihre Erſparniſſe baar zurücknehmen. 
Die Prämie, die ſie erhalten, überſteigt zwar weit den Zins-Ertrag der zur 

1 zinsbaren Anlegung einzeln gar nicht geeigneten Einlagen, muß alſo, ſoweit 
dies der Fall, wo anders herkommen; den Zinſen wird ein Geſchenk beigefügt 
zur Belohnung der Sparſamkeit und zur Aufmunterung, darin fortzufahren. 
— Immerhin iſt aber der Prämie etwas Zins beigemiſcht, und die Beſtimmt⸗ 
heit derſelben geſtaltet das ganze Verhältniß mehr zu einem vertragsmäßigen 
Geſchäft. — „Wenn Du ſparſt, ſo erhältſt Du dieſe Prämie.“ — Sodann 
mögen viele Bedenken tragen, im Juni ſchon zu beſtimmen, was ihnen im 
December willkommen ſein wird, wo ihnen vielleicht neue Kleidung und andre 
Dinge nöthig werden; jedenfalls ziehen ſie es vor, mit ihrer Erſparniß frei 
nach eignem Belieben zu ſchalten, und verzichten um dies zu können, auf die 

| ihnen von milder Hand angebotenen größeren Vortheile, die ihnen die Be⸗ 
haglichkeit der Selbſtbeſtimmung nicht erſetzen. 

Seit dem Jahre 1850 beſteht auch noch eine beſondre 

Brodkaſſe. 
In Veranlaſſung der damaligen Theurung contrahirte der Verein mit 


U 
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ſechs Bäckermeiſtern, welche ſich anheiſchig machten, Brode zu liefern zu den⸗ 


ſelben Bedingungen, wie ſie ſolche den Kleinhändlern (Hökern) zu bewilligen 
pflegen, nämlich zu dem Preiſe von 4 Sgr. 6 Pf. ſtatt 5 Sgr. Der Verein 
vermittelt den Verkauf durch Brodmarken. Die Bäckermeiſter geben daneben 
von jedem Thaler, den fie gezahlt erhalten, 3 Pfennige zu den Verwaltungskoſten. 

Im Jahre 1850 wurden nur 5478 Brodmarken ausgegeben; die Zahl 
ſtieg nach und nach bis zu 60097 im Jahre 1857; von da ab verminderte 
ſich die Theilnahme; im Jahre 

1857 ſind ausgegeben 35571 Marken; 
1858 30601 
1859 = s 32480 : 

Wenn in den Rechenſchaftsberichten der Gewinn auf 6 Pf. für jedes 
Brod berechnet wird, ſo ſcheint dies nicht richtig zu ſein, da der ſonſt durch 
die Zugabe einer Semmel zu 4 Pf. auf ein Brod zu 5 Sgr. beim Einzeln⸗ 
Verkauf gewährte Rabatt bei den Brodmarken wegfällt. Der Gewinn wird 
alſo bei 60000 Brodmarken nicht, wie berechnet wird, 1000 Thlr., ſondern 
nur 166°, Thlr. betragen. Immerhin bleibt das Unternehmen dankenswerth, 
zumal die Bäcker ſich anheiſchig gemacht haben, möglichſt gewichtige Brode zu 
liefern. 5 

Die Verwaltungs⸗Koſten ſind mit 20 bis 25 Thlr. in Rechnung gebracht; 
die Beiträge der Bäcker reichen alſo zur Deckung aus, ſobald etwa 18000 
Brodmarken in Verkehr kommen. Seit dem Jahre 1852, wo ſchon über 
22000 Marken ausgegeben ſind, haben ſich hiernach Ueberſchüſſe ergeben, 
welche der Sparkaſſe überwieſen wurden. Dieſe Ueberſchüſſe werden im 

Jahre 1852 etwa . 5 Thlr. 
1853 (von 28000 Marken) . 10 Thlr. 
betragen haben; ſpäter ſind ſie in den 
Rechenſchaftsberichten aufgeführt und zwar 
1854 mit.. . . 22 Thlr. 29 Sgr. 6 Pfg. 
SES een 
1856 0 en 
She r I rd 
18588. tr 329-5 
1859 = 20 10 


u 


one | 
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ein Gewinn, der durch Vermittelung des Vereins von den Bäckermeiſtern 
dem Spar⸗Inſtitut zugewendet wird. 

Hiermit ſchließt die Reihe der von dem Vereine gegründeten Inſtitute. 
Die früher gehegte Intention, Affocitationen unter den Handwerkern zuwege 
zu bringen, iſt wie der Rechenſchaftsbericht von 1853 erwähnt, auf Schwie⸗ 
rigkeiten geſtoßen, die ſich nicht haben beſeitigen laſſen. 

Auch die ſonſtigen Zwecke, welche das Statut an die Spitze ſtellt, ſind 

22 
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| bisher nicht weiter verfolgt worden. Der Rechenſchaftsbericht von 1857 fagt 
in dieſer Beziehung: 
„Andre hier“ — im Statut — „erwähnte Einrichtungen, z. B. Kran⸗ 
ken- und Sterbe⸗Kaſſen, Handwerker⸗Fortbildungsſchulen, beſtanden be⸗ 
reits in hieſiger Stadt, oder konnten doch nicht gleichzeitig von Ei— 
nem Privat- Vereine ins Leben gerufen werden, deſſen Kräfte dadurch 
| unfehlbar übermäßig angeſpannt worden wären.“ 
6 Die Thätigkeit des Vereins hat ſich hiernach bisher auf die Stiftung 
und Ausbildung beſagter Inſtitute beſchränkt. Um das Verhältniß derſelben 
zu einander und zu dem Verein vollſtändig überſehen zu können, iſt noch 
Folgendes hier zu bemerken: 

Die sub III und sub IV a. b. e. oben aufgeführten Inſtitute bilden, 
wie ſchon sub IV gefagt worden, zuſammen genommen das Credit-Inſtitut 
und es wird über die Credit-Kaſſe beſondre Rechnung geführt. Wie ſich 
dieſe Credit-Kaſſe von Anfang an befunden und nach und nach gehoben hat, 
iſt ſchon aus den obigen fpeciellen Zahlen-Angaben erſichtlich, das ſchließ— 
liche Reſultat aber in dem Rechenſchaftsberichte von 1857 überſichtlich darge— 
ſtellt wie wörtlich folgt: 

„Bis zum Jahre 1853 konnte ſich die Credit-Kaſſe nicht ſelbſt erhalten 


ſondern empfing aus der Haupt⸗Kaſſe Verwaltungs⸗Zuſchüſſe, und zwar: * 
1848 140 Thlr. 
1849 198 
1850 120 
1851 0 
1852 8 * 
1853 * 
in den erſten 6 Jahren. „541 Thlr. 
Hie rvon gehen ab die 1854 ad 1855 an wee Haupt⸗ 
kaffe ab geführten 296 
Die Hauptkaſſe hat demnach. . 245 Ihe. 


für das Credit⸗Inſtitut anſyrwendel⸗ — em gahre 1856 wurde be- 
ſtimmt, daß die ferneren Ueberſchüſſe der Credit-Kaſſe an die 
Vereins-Sparkaſſe abgeführt werden ſollen, damit auch die Spar⸗ 
kaſſe nach und nach einen ſicheren Kapitalfond erhalte, aus welchem 
die Sparer Prämien empfangen, überhaupt aber Zuſchüſſe 
| bilden können zu den desfallſigen laufenden Beihülfen für die Sparer. 
| Die in den beiden Jahren 1856 und 1857 an die Sparkaſſe 
abgeführten Ueberſchüſſe betragen .. . 6668 Thlr. 
wird hievon der Zuſchuß aus der Haunpttafie von. . 245 - 
abgerechnet, fo hat die Creditkaſſe in 10 Jahren .. 423 Thlr. 
verdient. 
Dieſer Verdienſt iſt allerdings nur ſcheinbar, da die Creditkaſſe 
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weder die Vorſchüſſe der Hauptkaſſe verzinſet, noch auch, mit Ausnahme 
des Botengehaltes, irgend welche Beſoldung an die vielen für die Ver⸗ 
einszwecke thätigen Perſonen zu zahlen hatte. Hiezu kommt, daß die 
Inventarienſtücke weder von der Creditkaſſe angeſchafft worden find, 
noch auch von derſelben Lokalmiethe gezahlt zu werden braucht.“ 
Den hier am Schluſſe des — 1857 als Verdienſt der Credit-Kaſſe 


aufgeführten . . 4423 Thlr. — Sgr. — Pf. 
ſind im Jahre 1858 re eat 
, . ee 


ſo daß Ende 1859 der Verdienſt ſchon betrug 1396 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. 
und bei fernerem Gedeihen einer weiteren Steigerung entgegengeht. 

Was die in obigem Auszuge enthaltene ſchließliche Aeußerung: „daß der 
Verdienſt nur ſcheinbar,“ betrifft, fo hatte im Jahre 1857 dieſe Anſicht offen— 
bar volle Berechtigung. Was die Verwaltungs⸗-Koſten der Credit-Kaſſe be⸗ 
trifft, ſo haben dieſe mit Einſchluß des Botengehaltes von 180 Thlr. ſeit 
1853 zwiſchen 200 und 250 Thlr. jährlich betragen, indem nur Druckſachen, 
Buchbinderlohn, Kanzlei-Arbeiten u. dergl. zu bezahlen geweſen ſind. Man 
würde aber irren, wollte man annehmen, die Credit-Kaſſe werde verwaltet auf 
Koſten der Vereins-Haupt⸗Kaſſe. Dieſe führt an allgemeinen jährlichen Ver— 
waltungs⸗Koſten nur Beträge zwiſchen 40 und 70 Thlr. in Ausgabe auf; ſie 
bezahlt eben ſowenig Beſoldungen, denn alle Verwaltungsbeamte außer jenen 
Boten dienen ohne Geldlohn, und auch der Rendant des Vereins und der 
Credit-Kaſſe verwaltet fein ſchwieriges Amt ohne alle Entſchädigung, ein 
außergewöhnlicher Vortheil, der möglicherweiſe einmal aufhört. 

Man ſollte zwar glauben, die Credit-Kaſſe ſei nun ſo weit gediehen, 
daß wenn fie auch noch einige hundert Thaler mehr an Verwaltungs-Koſten 
verwenden müßte, ſie dennoch ſehr wohl aus eigener Kraft beſtehen im Stande 
ſein werde, ſelbſt wenn es ganz bei der jetzigen Einrichtung bleibt. Denn 
daß der Geldverkehr ſich vermindern werde, iſt gewiß nicht zu beſorgen, und 
der Umſtand, daß die Einſchußgelder mit 4 pCt. verzinſt werden, während 
die Credit-Kaſſe circa 6 pCt. nimmt, ſichert eine beſtändige Mehr-Einnahme. 
Die jetzige Einrichtung entſpricht auch in Einer ſehr wichtigen Beziehung dem 
Schultze⸗Delitzſchſchen Grundprineip, inſofern fie die in der im Eingange ge— 
dachten Aeußerung !) fo ſcharf und treffend genügte „Ausnahme von der 
Regel:“ 

a wonach aus beſonderen Rückſichten von der Verzinſung, Sicherſtellung, 
je ſelbſt Rückzahlung der gegebenen Gelder abgegangen werden kann, 

nicht kennt; denn wenn auch der General-Verſammlung des Vereins das 
Recht zur Niederſchlagung einzelnen Poſten nicht beſtritten werden kann, fo 
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iſt es doch ſchon höchſt wichtig, daß ſolche Niederſchlagung „aus beſonderen 
Gründen“ nicht von Hauſe aus in Ausſicht geſtellt iſt; der Verein hat auch 
| mit nicht genug anzuerkennendem Tacte von ſolchem Rechte keinen Gebrauch 
j gemacht, indem, ſoviel erſichtlich, nur ſolche Poſten niedergeſchlagen find, 
| die weder von dem Schuldner noch von dem Bürgen zu erlangen waren; 
{ es find auch feit einer Reihe von Jahren gar keine Kapital-Verluſte mehr zu 
regiſtriren geweſen und nur an den die Stelle der Zinſen vertretenden Bei⸗ 
ö trägen, hauptſächlich der Vorſchuß-Empfänger ſind Einbußen vorgekommen, 

die aber bei obiger Berechnung des durchſchnittlichen Zins-Ertrages außer 

Betracht geblieben ſind, indem nur die Iſt-Einnahme zu Grunde gelegt iſt. 

Die andern von Schulze-Delitzſch ebendaſelbſt bezeichneten Normal-Beſtim⸗ 

mungen: 

a. die Mitgliedſchaft der Vorſchußſuchenden, 
b. die Aufſammlung eines Guthabens oder Geſchäfts-Antheils durch 
fortlaufende Beiſteuern der Mitglieder, 

fehlen allerdings der Credit-Kaſſe, und der Verein wird ſich mit der Zeit 

die Frage vorzulegen haben, ob es nicht erſprießlich fein werde, durch Ver⸗ 

wirklichung dieſer Normalbeſtimmungen oder doch des in ihnen ausgeſprochenen 
| Grundſatzes der reinen Selbſthülfe der Credit-Kaſſe volle Selbſtſtändigkeit zu 
gewähren: ja es könnte von den Intereſſenten der Credit-Inſtitute wohl nach⸗ ge‘ 
gerade die Frage aufgeworfen werden, mit welchem Rechte die von ihnen auf- 
gebrachten Verwaltungs -Ueberſchüſſe für einen ihnen fremden Zweck, nämlich 
zur beſſeren Fundirung des Spar⸗Inſtitutes, verwendet werden, — ſtatt zur 
Bildung eines Reſervefonds für die Credit-Kaſſe zu dienen? — 
| Allein bei unferer Erwägung muß zugegeben werden, daß der Anſpruch, 
N der in dieſer Frage liegt, wenigſtens zur Zeit noch nicht gerechtfertigt fein 

würde. Die Credit⸗Kaſſe ſteht durch viele zarte Fäden mit dem Verein in 
5 der innigſten Beziehung; ſie iſt mit den Mitteln des Vereins gegründet und 
hat Jahre lang der Beihülfe aus dieſen Mitteln und der ſo tactvollen umfich- 
tigen Leitung des Vereins zu einer Zeit, wo die Humanität über die Art 
und Weiſe, wie ſie ſich auf dieſem Gebiete am beſten bethätigen und dabei 
die Selbſthülfe fördern könne, noch ſehr im Dunkeln herumtappte, — dringend 
bedurft, um nur zu beſtehen; ſo iſt ſie von dem Verein gepflegt und groß gezogen 
worden, und was das wichtigſte ift: der Solidität des Vereins und der Hu⸗ 
manität der bemittelten Mitbürger hat ſie es zu verdanken, daß ihr Darlehen 
— die ſogenannten Einſchußgelder — zu Vier Procent Zinſen auf Treu und 
Glauben anvertraut worden ſind, deren Summe am Schluſſe des Jahres 
1859 26170 Thlr. betrug. Die Credit-Kaſſe ſteht daher zu dem Verein 
unbedingt in einem Abhängigkeitsverhältniß, welches fie ſich noch länger ges 
fallen laſſen und getroſt erwarten kann, daß der Verein bei fernerem Gedeihen 
der von ihm gepflegten Inſtitute nicht ermangeln werde, auf die Verbeſſerung 
der Einrichtung derſelben Bedacht zu nehmen ſobald die Ueberzeugung von 
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der Nützlichkeit ſolcher Verbeſſerungen Platz greift; daß er auch die Credit⸗ 
Kaffe aus feiner Vormunpſchaft entlaſſen wird, ſobald er fie für mündig ge- 
worden erklären kann. Wer wollte es aber tadeln, wenn der Verein ſich hier- 
mit nicht übereilt und dem unter ſeinen Händen blühenden Inſtitut ſeine Sorg— 
falt ſo lange widmet, als dieſelbe nicht offenbar überflüſſig iſt? 

Ob und was etwa geſchehen könne, um die Emancipation der Credit. 
Kaſſe anzubahnen, das wird der Verein ſelbſt, dem die lokalen Verhältniſſe 
und Umſtände vor Augen liegen, und der die in neuerer Zeit anderweit ge— 
machten Erfahrungen zu prüfen und zu berückſichtigen nicht verfehlen wird, 
zu erwägen am beſten im Stande fein. Haupt- Intereffenten des künfti- 
gen Credit-Inſtituts werden ohne Zweifel nur die Vorſchuß- und Bürgſchaft⸗ 
Darlehns-Empfänger fein; denn mit den Pfandſchuldnern und Wechſelver— 
käufern ſteht die Creditkaſſe mehr in einem reinen Geſchäfts-Verkehr, welcher 
eine innigere Verbindung nicht nothwendig vorausſetzt ). — 

Nur das muß bedenklich gefunden werden, daß das Spar-Inſtitut mit 
ſo großer Vorliebe gepflegt wird auf Koſten des Vereins, und in den letzten 
Jahren beſonders auf Koſten der Credit-Kaſſe, aus deren Ueberſchüſſen der 
Kapitalſond zur Prämiirung der Sparer bereits am Schluſſe des Jahres 1859 
bis auf 2020 Thlr. gebracht worden. Nach §. 91— 93 des Statuts ſoll 
„möglicherweiſe“ aus Vereinsmitteln ein Zuſchuß zu den Sparprämien bewil⸗ 
ligt werden, ſoweit zu dieſem Behuf beſtimmte Geſchenke nicht ausreichen. Mit 
dieſen Zuſchüſſen iſt man ſehr freigebig geweſen. Dabei iſt der Zweck, Be— 
ſchaffung billiger Lebensmittel, nur theilweiſe erreicht worden, denn wie oben 
nachgewieſen, haben die Sparer es größtentheils vorgezogen, ihre Einlagen 
baar zurückzunehmen und die Theilnahme an den andernfalls gebotenen grö- 
ßeren Vortheilen verſchmähet. Es iſt alſo den Leuten hauptſächlich darum zu 
thun, die ſauer erſparten Groſchen zu einer Zeit zurückzuempfangen, wo ihnen 
größere Ausgaben bevorſtehen; und da kommt es ihnen ohne Zweifel nicht ſo 
genau darauf an, ob die dazu gegebene Prämie ein Paar Silbergroſchen mehr 
oder weniger beträgt; ſie wird auch immer ſchon bei den jetzigen Mitteln des 
Spar⸗Inſtituts und mit Hülfe der demſelben zufließenden Geſchenke, viel höher 
ausfallen, als der Zins, den eine gewöhnliche Sparkaſſe zu gewähren im Stande 
ſein würde. 

Der Zweck, das nur durch einige Energie mögliche Sparen zu beför— 
dern, iſt gewiß vollkommen berechtigt, und wenn dazu die Ausſetzung einer 
Prämie ſich als förderlich erwieſen hat, ſo kann gewiß gegen deren Bewilligung 
nichts eingewendet werden. Sie iſt und bleibt aber größtentheils ein Geſchenk, 
8 — nur gegeben werden ſollte aus dem, was dazu geſchenkt iſt. — Da 


*) Uns iſt nicht zweifelhaft, daß die Intereſſenten die größeren Opfer, welche 
ihnen die Selbſtſtändigkeit auferlegen wird, gern auf ſich nehmen werden; der Trieb 
nach freier Selbſtbeſtimmung iſt zu tief in der menſchlichen Natur begründet. 
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indeſſen auf Anſammlung eines Kapitals zur Sicherſtellung der Prämien Be⸗ 
dacht genommen worden, ſo ſieht ohne Zweifel auch in dieſer Beziehung der 
Verein einer erfreulichen Zukunft entgegen. 
Hören wir, wie der Verein ſelbſt in dem Rechenſchaftsberichte für 1858 
ſich über ſeine Zukunft ausſpricht: 
„Wenn wir nun in neuerer Zeit hier und da als Grund der Wei— 
gerung zur neuen oder Fort-Entrichtung von Geldbeiträgen der Be— 
merkung begegnen, daß der Verein bereits Kapitalien beſitze und des— 
halb keiner weiteren Geldbeiträge mehr bedürfe, ſo liegt darin ein 
Verkennen unſerer Vereinsthätigkeit.“ 
„Denn wenn allerdings auch das geſammte Vereinsvermögen gegen— 
wärtig 7611 Thlr beträgt, ſo genügt daſſelbe immer noch nicht, um 
durch Verwendung der Zinſen dieſes Kapitals die Verwaltung ſelbſt— 
ſtändig zu machen. Hiezu wird es erforderlich ſein, daß das Kapital 
mindeſtens die Höhe von 12000 Thlr. erreicht habe. Iſt dieſer Zeit— 
punkt eingetreten, dann allerdings werden die regelmäßigen Geldbei— 
träge und außerordentlichen Geſchenke zwar noch immer willkommen 
ſein, um unſer Spar-Inſtitut zu heben, und unſre Thätig⸗ | 
keit auch andern Zweigen widmen zu fünnen; dieſe Geld— 
beiträge werden aber alsdann nicht mehr zum Fortbeſtande des Ver— \, 
eins nothwendig fein.” 8 
Am Schluſſe 1859 betrug das Vereins-Vermögen bereits 8583 Thlr; 
der Verein geht alſo ohne Zweifel mit raſchen Schritten dem nächſten Ziele 
entgegen, nemlich Sicherſtellung der Mittel zur Hebung des materiellen Woh— 
les der Arbeiter. Und mit Recht war dies das nächſte Ziel. Iſt dies aber 
erreicht, dann wird der Verein auch andern Zweigen ſeine Thätigkeit wid⸗ 
men; er wird insbeſondere beachten, daß auch zur Hebung der Intelligenz 
0 im Arbeiterſtande viel geſchehen kann was das Wohl dieſes Standes — den 
ausgeſprochenen Zweck des Vereins - — befördert, da die materiellen und 
geiſtigen Intereſſen einander die Hände reichen; auch dazu wird es ferner 
der Geldmittel bedürfen, und wir ſind überzeugt, daß die humanen Bewohner 
Frankfurts nicht ermangeln werden, den Verein mit den Mitteln zur Verfol— 
gung ſolcher Zwecke reichlich zu verſehen. 
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Das Thema iſt auf die Tagesordnung des nächſten volkswirthſchaftlichen Con⸗ 
greſſes geſetzt worden, die Mittheilung des nachfolgenden Referates wird zur Verſtän⸗ 
digung über dieſe Frage beizutragen vermögen. 

Das Herannahen der Volkszählung vom 3. December 1861, mit welcher 
nach den Beſchlüſſen der Zollvereins- Konferenzen die Aufſtellung einer Ge⸗ 
werbeſtatiſtik nach einem für das ganze Zollvereinsgebiet gleichmäßigen Formu⸗ 
lar erfolgen ſoll, hat dem Director des ſtatiſtiſchen Bureaus Hrn. Dr. Ernſt 
Engel Veranlaſſung gegeben, in der neueſten Nummer der Zeitſchrift des 
ſtatiſtiſchen Bureaus eine Denkſchrift unter dem Titel: „Die Methoden 
der Volkszählung, mit beſonderer Berückſichtigung der im 
preußiſchen Staate angewandten“ vorzulegen, welche auch als Separat⸗ 
Abdruck veröffentlicht worden iſt. — Der Abſchluß der Zollvereinsverhand— 
lungen über die Aufſtellung einer Gewerbeſtatiſtik, welche neue Formulare 
für die Gewerbe-, Fabriken- und Handels-Statiſtik an die Stelle der 
bisher in Preußen angewendeten Tabellenformulare ſetzt, erheiſcht mit Noth⸗ 
wendigkeit eine Umgeſtaltung des geſammten preußiſchen Tabellenweſens: der 
Director des ſtatiſtiſchen Bureaus hat es ſich nun zur Aufgabe gemacht, bei 
dieſer Umgeſtaltung zugleich alle diejenigen Verbeſſerungen in der Methode 
der Aufnahme und Herſtellung der Tabellen, welche den in der neueſten Zeit 
auf dem Gebiete der wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Statiſtik gemachten 
Fortſchritten entſprechen, und welche ihren hervoragenden Ausdruck in den 
Verhandlungen und Beſchlüſſen der ſtatiſtiſchen Congreſſe gefunden haben, zu 
verwirklichen. 

Die einzelnen Abſchnitte der Denkſchrift behandeln das bisherige Ta⸗ 
bellenweſen im preußiſchen Staate hauptſächlich von dem Geſichtspunkte aus, 
inwieweit die bisherigen Tabellen den Anforderungen der Verwaltung und der 
Wiſſenſchaft an eine Volkszählung und Volksbeſchreibung entſprechen; dann 
die Methoden der Volkszählung, wobei die Nothwendigkeit der Weiterentwicklung 
der bisherigen Methode in Uebereinſtimmung mit den Beſchlüſſen der ſtatiſtiſchen 
Congreſſe und der aus der vorgeſchlagenen Zählungsmethode ſich ergebende 
ſtatiſtiſche und ſtaatswirthſchaftliche Gewinn nachgewieſen wird, und die ſpe— 
ciellen Vorſchläge für die Ausführung der Volkszählung in Verbindung mit 
der Sammlung alles übrigen für die Zwecke der Statiſtik erforderten Mate⸗ 
rials, insbeſondre die hierbei von den Behörden wie den Privatperſonen in 
Anſpruch genommene Thätigkeit. Beilagen der Denkſchrift ſind ein ſynoptiſches 
Tableau zur Veranſchaulichung des Entwickelungsganges der preußiſchen Volks- 
zählungsmethoden, ferner die Entwürfe zu den bei der vorgeſchlagenen Zäh— 
lungsmethode anzuwendenden drei Formularen der Ortsliſten, Hausliſten und 
Haushaltungsliſten und das aus 33 einzelnen Tabellen beſtehende in die fünf 
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Gruppen: Bewohner, Wohnplätze, Landwirthſchaft, Induſtrie, Handel und 
Verkehr zuſammengefaßte Syſtem der aus den Volkszählungsaufnahmen reſul⸗ 
tirenden Tabellen. 

Die Beleuchtung des beſtehenden preußiſchen Tabellenweſens beginnt mit 
der Tabelle, welche bei Hoffmanns Antritt der Direction des ſtatiſtiſchen 
Bureaus im Jahre 1810 zur Anwendung gebracht wurde; welches 625 Spalten 
enthielt. Das angewandte Formular war zu umfaſſend, „es wollte die Zu— 
ſtandsſchilderung des Staats in einer einzigen unſtreitig mit großem Scharf— 
ſinn entworfenen Tabelle erſchöpfen.“ Nach einer Reihe von Jahren ſah ſich 
Hoffmann genöthigt, ſie in mehrere Tabellen zu zerlegen; dieſe einzelnen 
Tabellen, von welchen hier die ſtatiſtiſche Tabelle, die Liſte der Wohnplätze, 
die Judentabelle, Handwerkertabelle, und Fabrikentabelle namhaft gemacht wer— 
den, enthalten mehr ein Conglomerat verſchiedener ſtatiſtiſcher Nachrichten, als 
daß ſie einer ſyſtematiſchen Gruppirung entſprechen, in der man ſich leicht und 
einfach zurechtfinden könnte. — Die Urſache der Schwierigkeiten, welche ſich der 
ſyſtematiſchen Ausbildung der preußiſchen Tabellen entgegengeſtellten, wird dem⸗ 
nächſt von dem Verfaſſer der Denkſchrift in wenigen Worten treffend bezeichnet: 

Man hat von Anfang an keinen Unterſchied in der Form der Erhe— 
bungsliſten und der der Publicationstabellen gemacht, während doch beide 
Arten von Formularen ganz unabhängig von einander ſind. Die ſelbſt bis 
in die neueſte Zeit dauernde Nichtbeachtung dieſes Umſtandes hat in die vom 
ſtatiſtiſchen Bureau gepflegte amtliche preußiſche Statiſtik ein eigenthümliches, 
und zwar ſchädliches Element hineingetragen. Unleugbar iſt ein weitläufiges 
ungemein ſpaltenreiches Formular für die Erhebung der Thatſachen ſowohl, 
als auch für die Zuſammenſtellung derſelben etwas höchſt Unpraktiſches. Nicht 
allein, daß man es mit einem phyſiſch nur ſchwer zu bewältigenden Papier⸗ 
convolut zu thun hat, iſt es auch etwas Troſtloſes, eine Arbeit vor ſich zu 
zu haben, deren Ausdehnung ſich im buchſtäblichen Sinne des Worts nach 


der Elle meſſen läßt. „Kein Wunder daher, daß diejenigen, denen die Aus— 


füllung der Tabelle oblag, ihren Hauptwunſch unabläßig dahin richteten, daß 
ſoviel Spalten als möglich unterdrückt würden, denn mit jeder unterdrückten Spalte 
nahm die Arbeit um einen Zoll ab.“ Leider hat auch in den getrennten Tabellen 
die Spaltennumerirung ihre Wirkungen fortgeäußert. Lediglich aus Rückſicht 
auf die Beſchränkung der Zahl derſelben auf ein Minimum iſt der wünſchens⸗ 
werthe Aus bau mancher von ihnen unterblieben, fo daß thatſächlich quantitativ 
die preußiſche amtliche Statiſtik keine Bereicherung erfuhr.“ 

Davon ausgehend, daß ſchon Hoffmanns Auffaſſung dahin gegangen 
ſei, das Volk nicht zu zählen, ſondern es zu beſchreiben, weiſt der Verfaſſer 
der Denkſchrift darauf hin, wie es kaum eine größere Beläſtigung der Bewohner 
ſei, wenn neben der Zahl derſelben, zu deren genauer Feſtſtellung es durchaus 
nothwendig iſt, daß die Behörde den Namen eines jeden Menſchen wiſſe, zu— 
gleich auch die Beſchaffenheit der Einwohner zu ermitteln verſucht wird. „In 
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der That ſind alle Volkszählungen der neueren Zeit nicht bloß Volkszählungen, 
ſondern Volksbeſchreibungen, zuſammengeſetzt aus der detaillirten Beſchreibung 
jedes einzelnen Individuums. Und alle Fragen der inneren Politik und der 
Verwaltung, der Socialökonomie ze. laſſen ſich beantworten, wenn durch die 
Volksbeſchreibung von jedem Bewohner neben ſeiner Exiſtenz 1) Geſchlecht, 
2) Alter, 3) körperliche Beſchaffenheit, 4) geiftige Beſchaffenheit, 5) Religions- 
bekenntniß, 6) Familienverhältniß, 7) Stand und Beruf, Erwerb und Ver— 
mögen, 8) Arbeits- und Dienſtverhältniß, 9) Art des Aufenthaltes, Wohnungs- 
weiſe, 10) Abſtammung und Sprache d. h. alſo ſeine körperliche, geiſtige und 
ſociale Beſchaffenheit ermittelt worden iſt. Daher iſt es denn auch vorzugs— 
weiſe das Beſtreben der Statiſtik, ihre Methoden auszubilden und um es kurz 
zu ſagen, ein Maximum der ebengenannten Details mit einem Minimum von 
Beläſtigung für die Befragten und die Fragenden zu erforſchen und raſch zur 
allgemeinen Ueberſicht zu bringen.“ 

Nach dieſen zehn Gegenſtänden der Befragung bei den Zählungsaufnahmen 
iſt durchgegangen, was durch die Tabellenform in der amtlichen preußiſchen 
Statiſtik bereits ausreichend gewährt wird, welche Beziehungen ganz fehlen 
und welche in nicht ausreichender oder nicht zweckmäßiger Weiſe behandelt ſind, 
fo daß die weitere Entwickelung derſelben nothwendig wird. Das Reſultat 
der Unterſuchungen iſt: „daß die Volkszählungen in Preußen hinſichtlich der 
Volksbeſchreibung zwar immerhin ſchon viel, doch keineswegs alles Das 
leiſten, was durch einen guten und ſorgfältigen Cenſus geleiſtet werden kann 
und erfahrungsmäßig geleiſtet wird. Gleichzeitig dürfte in dieſer Kritik aber 
auch dargethan worden fein, daß durch die neu vereinbarten Zollvereinsfor— 
mulare die vorhandene Lücke nicht ausgefüllt wird. Letzeres iſt nichts Auffäl- 
liges. Der Zollverein hat bis jetzt weder überhaupt noch nach irgend einer 
Richtung hin einen Einfluß auf die Ausbildung der Statiſtik geübt.“ 

Als Urſache dieſes Mangels wird es bezeichnet, daß die möglichſt häufige 
Ausführung der Volkszählung durch das finanzielle Intereſſe der Zollvereins— 
ſtaaten bedingt wird, indem die Bevölkerungszahl in den zollvereinten Staaten 
den Maßſtab der Revenüenvertheilung abgiebt, andererſeits aber, daß es abſolut 
unmöglich iſt, eine vollkommene Volksbeſchreibung alle drei Jahre (ſo oft wer— 
den die Volkszählungen ausgeführt) vorzunehmen, denn dazu reichen weder die 
Zeit noch die Mittel aus. 

„Selbſtverſtändlich“ fährt die Denkſchrift fort „iſt Alles, was die Be— 
handlung der Volksbeſchreibung betrifft, eine interne Frage der einzelnen 
Staaten, nicht eine ſolche des Zollvereins, dem es blos um die Volkszahl 
zu thun iſt. Wenn der Zollverein aber deſſenungeach'et zuweilen in das 
Gebiet der Volks beſchreibung hinübergreift, Formulare aufftellt ohne weſent— 
liche Rückſicht auf die von der Verwaltung und der Wiſſenſchaft geſtellten 
Anforderungen zu nehmen, und ohne in genaue Erwägung zu ziehen, was 
ein Cenſus leiſten und was er nicht leiſten kann, was er unbedingt leiſten 
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muß und was ihm ferne bleiben muß: ſo iſt das aufs Tiefſte zu beklagen. 
Die Schuld liegt freilich weniger an dem Zollverein als ſolchem, als vielmehr 
an den Staaten, deren Bewohner ihn conſtituiren, und in dieſen Staaten 
wiederum an den, die amtliche Statiſtik reſp. die Volkszählungen leitenden 
Perſönlichkeiten. Man ſoll nicht ſagen, daß ſie nur wenig Einfluß auf die 
Vereinbarung der Beſtimmungen über die Zollvereinsſtatiſtik haben, ſondern 
man ſoll vor allen Dingen fragen: warum ſie keinen haben. Die Antwort 
hierauf iſt: die amtlichen Statiſtiker Deutſchlands repräſentiren ungefähr fo 
viel Meinungen wie Köpfe. Der beklagenswertheſte Separatismus trennt ſie 
in ihren wiſſen ſchaftlichen Ueberzeugungen. Eine Gelegenheit zu gegenſeitiger 
mündlicher Verſtändigung iſt nicht gegeben. Seit dem Wiener ſtatiſtiſchen 
Congreſſe im Jahre 1857 hat ſogar das Streben nach Vereinigung der deut- 
ſchen amtlichen Statiſtiker mehr Rückſchritte als Fortſchritte gemacht. Wäh— 
rend die period iſch wiederkehrende Vereinigung und der mündliche Ideenaus— 
tauſch der Zollbeamten, der Poſt-, Eiſenbahn- und Telegraphenbeamten ꝛc. 
ſo Großes leiſteten und die beachtenswertheſten Vorbilder ſein könnten und 
ſollten, herrſcht in der amtlichen Statiſtik nur Zerſplitterung und Wirrſal, 
welche auch die internationalen Congreſſe nicht zu löſen vermögen, weil es 
national noch ſo kräftig fortwuchert.“ 

Es würde hier zu weit führen in die kritiſche Behandlung der zehn Ge— 
genſtände der Volksbeſchreibung, wie ſolche in der Denkſchrift ausgeführt wird, 
ſpeziell einzugehn, es möge daher hier nur die Veſprechung zweier Punkte, 
nämlich der Fragen hinſichtlich des Standes und Berufes, Erwerbs und Ver— 
mögens der Einwohner und die hinſichtlich des Aufenthaltes der Bevölkerung 
im Auszuge erwähnt werden, die erſtern weil ſie den bedeutendſten und um— 
fangreichſten Gegenſtand der Befragung bildet, die letztere, weil ſie mit der 
Methode der Volkszählung in näherer Beziehung ſteht als irgend eine andere 
Frage. 

gie nun den Stand und Beruf, den Erwerb und das Vermö— 
gen anlangt,“ ſagt die Denkſchrift ad 7, „ſo gebührt den preußiſchen Ta— 
bellen wohl unbeſtreitbar das Verdienſt einer frühzeitigen verhältnißmäßig 
großen Vollſtändigkeit. Auch die gegenwärtigen gewähren hierüber mancher— 
lei Einſicht, doch keine hinreichende. Nothwendig iſt, daß man hierbei nicht 
blos mehr oder weniger willkührlich einzelne Berufszweige erfaſſe, ſondern 
daß man von jedem Bewohner im Staate die fo eben genannten Verhält- 
niſſe erforſche. Zur gründlichen Auffaſſung der ganzen nationalökonomiſchen 
Lage eines Landes und zur Beurtheilung ſeines wirthſchaftlichen und finan⸗ 
ziellen Fortſchreitens iſt deren Kenntniß geradezu unentbehrlich. Eine ſorg— 
fältig und verſtändig gearbeitete Zählung der Bewohner nach Berufs- und 
Erwerbsklaſſen iſt nicht blos die ſicherſte Baſis für eine brauchbare Gewerbe— 
und Handelsſtatiſtik, ſondern in Ermanglung letzterer ſogar ein Surrogat dafür, 
denn es iſt nicht ſchwer, aus einer fo geordneten Zählung mit ziemlicher Sicher 
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heit auf die Größe der Production und Conſumtion einer Bevölkerung, mithin 
auch auf deren internationale Tauſchbeziehungen, zu ſchließen. Die landwirth⸗ 
ſchaftliche Statiſtik ruht ebenfalls auf der Baſis einer guten Bevölkerungsſtatiſtik. 

Wenn man die ganze Bevölkerung in Standes- und Berufsgruppen unter- 
bringen will, ſo muß dies logiſch geſchehen. Gegen dieſes Gebot verſtoßen 
die preußiſchen Tabellen leider hier und da. Die neuvereinbarten zollvereins— 
ländiſchen Tabellen laſſen bedauerlicherweiſe den ſo eben hervorgehobenen 
Zweck gleichfalls ziemlich außer Acht; ſie confundiren wie es die preußiſchen 
auch thun: Gewerbeſtatiſtik mit Statiſtik der Bevölkerung nach Stand und 
Beruf, und ſo ſind keine von beiden das Eine oder das Andere ordentlich 
und vollſtändig. Dem älteren preußiſchen Formular, welches nach und nach 
entſtand und ſo zu ſeiner jetzigen Ausdehnung heranwuchs, gereicht es aus 
den vorn entwickelten Gründen weniger zum Vorwurf, daß es eine Miſchung 
verſchiedener Zwecke repräſentirt, das zollvereinsländiſche iſt aber davon nicht 
ganz freizuſprechen. Die Beſchlüſſe des Wiener ſtatiſtiſchen Congreſſes ſchei⸗ 
nen ganz ohne Einfluß auf die endliche Feſtſtellung der Rubriken geblieben 
zu ſein, ebenſo dürften auch Hinblicke auf muſterhafte Vorlagen faſt ganz 
unterlaſſen worden fein. Vor einer ſtrengen Kritik können daher dieſe neuen 
Formulare aus vielen Gründen nicht beſtehen. Es wäre vor allen Dingen 
nothwendig geweſen, erſt die Bevölkerungsſtatiſtik in dem bezeichneten Sinne 
auszubilden, ehe man an eine Gewerbe- und Handelsſtatiſtik ging, deren 
Haupteigenſchaft doch immer wieder die Unvollſtändigkeit und Unbeſtimmt— 
heit ſein wird. Niemand dürfte nämlich darüber einen Zweifel hegen, daß 
eine Induſtrieſtatiſtik, dafern fie Anſpruch auf Vollſtändigkeit e will, 
wenigſtens Aufſchluß geben müßte: 

1) über die Sitze der Induſtrie und der induſtriellen Bevölkerung; 
2) über die Zahl der induſtriellthätigen lebenden und todten Maſchinen— 
kräfte; 
3) über den Umfang der Production und Conſumtion; 
mit anderen Worten alſo über die Elemente jeder Production: Natur, Ar 
beit, Capital und Abſatz. 

Legt man dieſen Maßſtab an die preußiſchen wie auch an die Zollvrr⸗ 
einsformulare, ſo giebt ſich ſofort zu erkennen, daß in beiden der Begriff 
der Induſtrie einestheils zu eng gefaßt, anderntheils willkührlich in die Breite 
gezogen worden iſt. Zu eng inſofern, als die Nationalökonomie den Begriff 
der Induſtrie auch auf die Landwirthſchaft, Viehzucht, Forſtwirthſchaft, Jagd, 
Fiſcherei, den Bergbau und Steinbruchbetrieb, ſodann auch auf den Handel 
und Verkehr ausdehnt. Das ganze Verſicherungsweſen fällt gleichfalls der 
Induſtrie anheim, und im allerweiteſten Sinne des Worts iſt Alles, was 
des Erwerbs wegen geſchieht, alſo das geſammte Bereich der menſchlichen 
Arbeit, Induſtrie. Und mit Recht. Denn Das kann keinen durchgreifenden 
Unterſchied begründen (am allerwenigſten in der Statiſtik der Bevölkerung), 
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daß die Einen mit ihrer Arbeit materielle und tauſchbare Güter produeiren, 
die Andern immaterielle. Gehören aber geiſtige Bildung, welche die Lehrer 
und Gelehrten produciren, Schutz des Eigenthums, welchen die Beamten und 
die Militairmacht produciren, nicht eben ſo zu den nothwendigſten Lebens— 
| bedürfniſſen wie Nahenng und Kleidung? Nur der Sprachgebrauch verhin— 
I! dert, die Dinge beim rechten Namen zu nennen. Dem Sinne und Weſen 
der Sache nach fällt die Erzeugung der immateriellen Güter unzweifelhaft in 
das Gebiet der Induſtrie. Um ſo richtiger iſt es daher, ſämmtliche Berufs— 
arten, die es überhaupt giebt, nur einer Claſſification zu unterwerfen und fie 
nicht, wie es bisher geſchehen iſt, und auch noch durch die Zollvereinstabellen 
bis zur Wendung zum Beſſern zu geſchehen hat, über eine Menge von Ta— 
bellen zu zerſtreuen, und dennoch die wichtigſten dabei unberührt zu laſſen. 
Es fehlt nämlich in letzteren die Induſtrie des Ackerbaues ꝛc. gänzlich, eben 
ſo fehlen auch alle die Berufszweige zur Hervorbringung immaterieller Güter.“ 

Hinſichtlich der Claſſification der Einwohner, welche in den preußiſchen 
Formularen nicht vollkommen ſyſtematiſch durchgeführt iſt, werden die in den 
franzöſiſchen, engliſchen und königlich-ſächſiſchen Statiſtiken angewendeten Ein— 
theilungen angegeben. — Mit der Angabe des Standes und Gewerbes der 
Einwohner iſt jedoch noch nicht „die Zahl der induſtriell-thätigen lebenden und 
todten Maſchinenkräfte in Erfahrung gebracht, noch weniger etwas Directes 
über den Umfang der Production und der Conſumtion.“ Jenes geſchieht durch 
die preußiſchen und zollvereinsländiſchen Formulare gleichfalls nur unvoll— 
ſtändig und Letzteres bleibt außer allem Betracht. Es fehlen daher auch der 
erſt ins Leben zu rufenden, zollvereinsländiſchen Gewerbeſtatiſtik zwei der 
wichtigſten Eigenſchaften zu ihrer Vollſtändigkeit; die Statiſtik der Kräfte 
und die der Leiſtungen. Preußen könnte ſofort an die Spitze einer wirklichen 
Gewerbeſtatiſtik treten, wenn es neben den Daten für die zollvereinsländiſche 
auch noch diejenigen erheben wollte, welche für den obengenannten Zweck er— 
forderlich ſind. Beides läßt ſich, wie ſpäter darzulegen iſt, ohne große 
Schwierigkeiten mit der Volkszählung verbinden, wie ja überhaupt der Volfs- 
zählungsapparat zur Erhebung einer Menge ſtatiſtiſch wichtiger Dinge in 
Bewegung geſetzt werden kann.“ 

Auf dasjenige eingehend, was hinſichtlich des Erwerbs und Vermögens 
bei einzelnen Induſtriezweigen zu wiſſen von allgemeinem ſtatiſtiſchen Inter— 
eſſe iſt und was über dieſes hinaus geht, führt der Verfaſſer demnächſt aus, 
wie die Ermittlung des Werths der Beſitzungen, und des Werths des In— 
ventars, ſo wie die Höhe der Realverſchuldung und in der Handelsſtatiſtik die 
Ermittlung der Richtung des Handels zu den wichtigſten Aufgaben eines Cenſus 
gehören. 

„Die Ermittelung der Art des Aufenthalts“, heißt es ad 9. der Denkſchrift 
„hat in den preußiſchen Tabellen bisher noch ganz gefehlt. Und wohl nur aus 
a Grunde herrſcht eine vollſtändige Unſicherheit darüber, ob man es in 
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| 
den Zählungsreſultaten aus den verſchiedenen Gebietstheilen des Landes mit | | 
der population de fait oder mit der population de droit zu thun habe. 
Die factiſche und rechtliche Bevölkerung ſind aber zwei ſehr verſchiedene Dinge. ! 
Für die Zwecke des Zollvereins wird nur die factiſche verlangt, doch auch 
dieſe wiederum nicht rein, ſondern in einem Fall unter Zurechnung Abwe— 


| 
t 
ſender, in einem andern unter Hinweglaſſung Anweſender. Nothwendig ift 1 
indeß, daß ein Staat den Aufenthalt ſeiner Angehörigen nicht bloß vom Mi | 
Geſichtspunkt der Conſumtion, ſondern auch von feiner ſocialen Bedeutung | | 
aus betrachte, wie dies jetzt in ſehr vielen Ländern ſchon geſchieht. Dazu 1 | 
bietet die Ermittelung der Arten des Aufenthalts die Hand. Sie find fol- | | 
gende: 1 | 
1) dauernd und mit Grundbeſitz, | 
2) dauernd aber ohne Grundbeſitz, | | 
3) zeitweilig (ein Aufenthalt, der mehr als einen Monat ſchon gewährt 0 
hat und vorausſichtlich noch länger währen, aber kein beſtändiger werden 9 ö | 
wird), N 9 
4) vorübergehend (ein Aufenthalt, deſſen Dauer von 1 Tag bis höchſtens | | 
1 Monat währt); 140 
hiergegen kann die Abweſenheit ſein: 


5) eine vorübergehende (die weniger als einen Monat währt), ! 
6) eine zeitweilige (die mehr als 1 Monat währt, vorausſichtlich aber keine 0 
dauernde iſt). | 
Es laſſen ſich mit Hilfe dieſer Unterſcheidungen ſehr leicht Beſtimmungen 1 
treffen (und ſie ſind bei Zählungen in den Staaten, welche die Art des 
Aufenthalts mit ermittelten, getroffen worden), daß, trotzdem jeder Bewohner 
gezählt wird, Niemand doppelt in den Liſten erſcheine, auch Niemand wegge— 
laſſen werde. N 
Die Art des Aufenthalts reſp. der Abweſenheit wird noch durch einen 
andern Umſtand erheblich beeinflußt. Neben der ſtabilen Bevölkerung der 1 
Ortſchaften giebt es auch noch eine ſolche, deren Aufenthalt in den betreffen— | 
den Orten nicht oder doch nur ausnahmsweiſe das Werk freier Selbſtbe— 
ſtimmung iſt, ſo daß alſo dieſe Art von Bewohnern mehr oder weniger als 
ein zufälliger Beſtandtheil der betreffenden Orte angeſehen werden muß. x "N 
Auch lebt fie meiſt nicht in Familienhaushaltungen, ſondern in Staats-, 1 
Provinzial, Gemeinde- oder ſonſtigen Haushaltungen, die man am Beſten ih 
unter dem Vegriffe extraordinaire Haushaltungen oder kurz „Extrahaushal— 1 
tungen“ zuſammenfaßt. Die Fremden in den Gaſthäuſern und Hotels, die 
Inſaſſen von Heil- und Verſorganſtalten aller Art, von Armen- und Ge— 
meindehäuſern, von Gefängniffen, die Zöglinge (Penſionaire) von Erziehungs— 
und Penſionsanſtalten, die unverheiratheten Soldaten in den Caſernen ge— 
hören hierher. Will man daher, wie es unerläßlich iſt, neben der ſtabilen 
Bevölkerung gleichzeitig die flottirende kennen lernen, ſo muß man auf die 
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Sondererhebung ihrer Zahl und Verhältniſſe bedacht ſein. Die preußiſchen 
Formulare ſchenken bis jetzt dieſem Umſtande noch keine Aufmerkſamkeit, ſie 
kann ihm aber unmöglich länger entzogen bleiben.“ 

Der Umſtand, auf welchen der Verfaſſer hiermit hinweiſt, hat deßhalb 
eine bedeutende Tragweite, weil in Preußen die vollſtändige Ermittlung der 
zur flottirenden Bevölkerung gehörigen Perſonen mehr als zweifelhaft iſt; die 
neue Methode, welche durch die Unterſcheidung der verſchiedenen Arten des 
Aufenthaltes die vollſtändige Aufnahme der flottirenden Bevölkerung in hohem 
Maaße ſicher ſtellt, wird daher nicht nur die richtigere und vollſtändigere Kennt⸗ 
niß der Bevölkerungszahl überhaupt, ſondern auch denjenigen finanziellen Vor- 
theil für die Staatskaſſe herbeiführen, welcher durch die Zunahme dieſer Zahl 
und die hierdurch veranlaßte höhere Theilnahme dieſes Staats an den Zoll⸗ 
vereinsrevenüen erzielt wird. 

In dem zweiten Abſchnitte der Denkſchrift bezeichnet der Verfaſſer die 
üblichſten ſechs Methoden der Volkszählung, von welchen die zu 5 bezeichnete 
„die individuelle und namentliche Zählung von Haus zu Haus durch beſondere 
Zähler mittels Anwendung von Hausliſten“ der allgemein in Preußen ange— 
wendeten zunächft ſteht. In einem ſynoptiſchen Tableau find die für den Preu— 
ßiſchen Staat für die einzelnen Volkszählungen ſeit 1840 getroffenen Beſtim⸗ 
mungen ſyſtematiſch zuſammengeſtellt und dieſen die entſprechenden Beſchlüſſe 
der ſtatiſtiſchen Congreſſe zu Brüſſel und zu London beigefügt. 

Der Sinn der Londoner Beſchlüſſe, welcher im weſentlichen die Grund— 
ſätze der von dem Verfaſſer auch zur Anwendung im preußiſchen Staate in 
Vorſchlag gebrachten ſechſten Methode „individuelle und namentliche Zählung 
von Haushalt zu Haushalt durch beſondere Zähler mittels Anwendung von 
Haushaltungsliſten“ enthält, iſt folgender: 

1. Es iſt wünſchenswerth, das der Cenſus ein namentlicher ſei und auf 
das Princip der factiſchen Bevölkerung gegründet werde. Doch ſind 
gleichzeitig Anſtalten zu treffen, um auch die Ziffer der rechtlichen Be— 
völkerung durch Aufzeichnung der zur Zeit der Zählung vorübergehend 
Abweſenden feſtſtellen zu können. 

2. Es iſt wenigſtens aller 10 Jahre ein Cenſus aufzunehmen. Wo in 
kürzeren Zwiſchenräumen gezählt wird, iſt es nicht erwünſcht, hieran 
etwas zu ändern. 5 

3. Die Erfahrung hat beſtätigt, daß, wenn die Zählung im ganzen Lande 
an einem Tage begonnen und zu Ende gebracht wird, dieß der Ge— 
nauigkeit derſelben großen Vorſchub leiſtet. Wenn dies aus irgend wel— 
chen Gründen in manchen Gegenden unausführbar iſt, ſo iſt es doch 
wünſchenswerth, daß die Zählung innerhalb einer gewiſſen, ſo kurz als 
möglich bemeſſenen Zeitperiode beendigt werde. Jedenfalls müſſen die 
Aufzeichnungen ſich auf den Bevölkerungszuſtand eines einzigen, für 
das ganze Land gleichmäßig beſtimmten Tages beziehen. 
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„Obgleich ſich die Bevölkerung im Monat December in den meiſten 


Staaten am wenigſten in Bewegung befindet, und darum dieſer Monat 
der geeignetſte zur Zählung iſt, ſo muß doch gegenüber der Nothwen- 
digkeit, die Zählung an einem Tage zu beenden, die Wahl der Jahres⸗ 
zeit und des Tages der Zählung der Specialerwägung anheimgeſtellt 
bleiben. 


. Jeder Familie oder Haushaltung iſt eine Westie Liſte zu behändigen 


in welche alle die über ihre Glieder zu ſammelnden Nachrichten einzu— 
tragen ſind. 


. Die Zähler, welchen die Austheilung und Wiedereinſammlung der Li— 


ſten obliegt, haben darauf zu achten, daß letztere richtig ausgefüllt ſind, 
erforderlichenfalls ſelbſt die Ausfüllung nach den Angaben der Fami— 
lienhäupter und Haushaltungsvorſtände vorzunehmen. Um Bollftändig- 
keit und Genauigkeit zu erzielen, iſt es nöthig, daß das Geſetz, welches 
die Zählung anordnet, eine Strafe Denjenigen androht, welche die ein: 
zuziehenden Nachrichten verweigern, oder ſie wiſſentlich falſch geben. 


Weil mit dem Worte „Familie“ ein feſt beſtimmter Begriff nicht leicht 


zu verbinden iſt, ſo iſt dafür der Begriff Haushaltung zu ſubſtituiren 
und als Haushaltungsvorſtand ebenſowohl Derjenige anzuſehen, welcher 
der Eigenthümer eines Hauſes iſt, als auch die Perſon, welche, wenn 
ſie zur Miethe wohnt, die Miethe zahlt, ſei es für das ganze Haus 
oder nur für einen Theil deſſelben. 

Es iſt wünſchenswerth, daß die einzuziehenden Nachrichten in 2 Kate⸗ 
gorien geſchieden werden. Die erſte ſoll alles Das über die einzelnen 
Bewohner umfaſſen, was zu wiſſen in jedem Staate unerläßlich iſt, die 
zweite dagegen Dasjenige, was außerdem noch wünſchenswerth iſt, in 
Erfahrung zu bringen. 


Als unerläßliche Gegenſtände der Forſchung find zu betrachten: 


a. Der Name; 

b. das Geſchlecht; 

e. das Alter (entweder durch Angabe deſſelben in Jahren oder des 
Geburtstages und Jahres); 

d. der Verwandtſchaftsgrad zum Familienhaupt; (durch Angaben, ob 
die Perſon: Vater, Mutter, Sohn, Tochter ꝛc. iſt) 

e. Familienſtand; 

f. Beruf oder Beſchäftigung; 

g. Geburtsort; (bei den fremden nicht naturaliſirten Bewohnern des 
Staats die Angabe des Heimathslandes) 


h. Körperliche Beſchaffenheit (ob blind oder taubſtumm). 


= 


Hiergegen werden nicht als unerläßlich, doch aber als im höchſten 
Grade erwünſcht, die Nachrichten folgender Art bezeichnet: 
i. Sprache, die geſprochen wird (alſo Nationalität); 
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k. Glaubensbekenntniß; 

J. Art des Aufenthalts, ob dauernd oder vorübergehend; 

m. von Kindern, ob ſie den Unterricht in der Schule oder im Hauſe 

empfangen; 

n. Geiſtesbeſchaffenheit (ob irrſinnig oder blödſinnig). 

10. Es iſt wünſchenswerth, daß in allen Ländern Ortseivilſtandsregiſter 
(Einwohnerliſten) eingeführt und fortwährend auf dem Laufenden erhal— 
ten werden. 

11. Ueber die Gebäude ſind folgende Nachrichten einzuziehen: 

a. Ob ſie bewohnt, unbewohnt, oder im Bau begriffen ſind. 

b. Von den bewohnten Gebäuden überhaupt iſt anzugeben: Die Zahl 
der Stockwerke, Wohnzimmer und Fenſter. Ferner der Zweck und 
Benutzung der Gebäude, von wie viel Familien ſie bewohnt ſind. 

Von den unbewohnten Gebäuden iſt der Grund, weshalb fie un— 

bewohnt ſind, anzugeben. 

d. Von allen andern Gebäuden iſt gleichfalls die Art der Benutzung 


anzugeben. 
12. Es iſt überall genau zu definiren, was als Gebäude angeſehen werden 
ſoll oder nicht. 5 


13. Es iſt unnöthig, in den Tabellen die Orte, die weniger als 2000 Ein— 
wohner haben, unter den Städten aufzuführen. 

14. Wo außer den oben genannten Nachrichten über die Bewohner und die 
Gebäude noch andere zur vollkommenen Erkenntniß der wirthſchaftlichen 
und ſocialen Zuſtände beitragende, gelegentlich der Volkszählung und 
ohne weſentliche Vermehrung der Koſten derſelben erhoben werden können, 
da iſt es höchſt wünſchenswerth, daß dies geſchehe. 

Der Verfaſſer bringt die Erhebung durch dreierlei Liſten in Vorſchlag: 
die Haushaltungsliſten, Hausliſten und Ortsliſten; alle drei ſind auf einen 
Bogen von mäßiger Größe beſchränkt, auf welchem zugleich mit den zur Ein- 
tragung dienenden Spalten eine kurze leicht faßliche Inſtruktion gegeben iſt, 
nach welchen Grundſätzen die Eintragung zu erfolgen hat. 

„Die Haushaltungsliſten find die Grundlagen der Volkszählung und 
Volksbeſchreibung. Für die Zählung reichen ſie, abgeſehen von anderen zur 
Controle der Einträge nöthigen Liſten, vollſtändig aus. Um aber gleichzeitig 
den Zweck der Volksbeſchreibung zu erreichen, iſt ihr Rahmen durch einige hin— 
zuzufügende Fragen zu erweitern, welche theils die gewerblichen, theils die com- 
merziellen Verhältniſſe betreffen. Die für die flottirende Bevölkerung noth- 
wendig werdenden Extraliſten find keine beſondere Art von Liſten, ſondern 
nur Modificationen der gewöhnlichen Haushaltungsliſten.“ 

Die Haushaltungsliſte enthält nur 31 Spalten, die einzutragenden Angaben 
haben ſich zu beziehen auf die perſönlichen Verhältniſſe der Haushalts⸗Ange⸗ 
hörigen und zwar ihren Familiennamen, Taufnamen, Geſchlecht, Alter, kör⸗ 
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perliche Beſchaffenheit (ob blind oder taubſtumm), Geiſtesbeſchaffenheit (ob blöd⸗ 
ſinnig oder geiſteskrank), Confeſſion, den Civilſtand (d. h. eheliches Verhältniß), 
die Beſchäftigung (Stand, Rang, Beruf oder Gewerbe), das Arbeits- oder 
Dienſtverhältniß, die Art des Aufenthaltes am Orte der Zählung, die Art 
der Abweſenheit der nach den Zollvereinsverträgen an ihrem dauernden Wohnort 
zu zählenden, zur Zählungszeit aber von demſelben auf Reifen abweſenden Per⸗ 
ſonen, das Geburtsland, die Anſäßigkeit, die Sprache, welche gewöhnlich in 
der Familie geſprochen wird, und die Thatſache des Empfangens von Armen- 
unterſtützung. Hinzugefügt ſind acht Fragen, betreffend die Gewerbe, den 
Handel und Verkehr, ſie beziehen ſich auf die Art des Geſchäfts, die Firma, 
die Geltung der fabricirten over verhandelten Waaren, das betheiligte Per- 
ſonal, die verwendeten mechaniſchen Kräfte und die Art der angewandten Ma⸗ 
ſchinen, den Umſatz des Geſchäfts und die Richtung des Abſatzes, und die 
etwaige Verbindung mit dem landwirthſchaftlichen Gewerbe. 


Zur Controlle der Einträge in die Haushaltungsliſten ſind Hausliſt en 
erforderlich. Sie find der loſe Umſchlag um die Haushaltungsliſten eines 
Hauſes und dienen gleichſam nur als Inhaltsverzeichniß der erſteren, ſie 
enthalten nächſtdem die Beſtätigung des für die Zählung verantwortlichen 
Hauswirths oder Adminiſtrators, daß nach ſeinem beſten Wiſſen die Angaben 
in den Haushaltungsliſten richtig ſind. Will man dieſe Liſten gleichzeitig 
dazu benutzen, in denſelben einige Fragen nach der Beſchaffenheit der Häuſer 
zu ſtellen, ſo ſteht dem wenigſtens kein formelles Hinderniß im Wege. Man 
erzielt auf ſolche Weiſe mit einem Schlage eine Zählung und Beſchreibung 
der Bewohner, wie auch eine Zählung und Beſchreibung der Häuſer. Natürlich 
darf man in letzter Beziehung nicht zu weit gehen. Man kann ſich überdies 
bei dem, was in Preußen über die Beſtimmung der Gebäude aufgenommen 
wird, ſehr wohl beruhigen. Das, was über die Veränderung derſelben zu 
erheben ift, kann nicht durch die Hausbeſitzer, ſondern durch die Ortsobrig⸗ 
keit in Erfahrung gebracht werden. Die Hausliſten ſind auch der Ort, in 
welchem die auf die Landwirthſchaft und Viehhaltung Bezug habenden Fragen 
niedergelegt werden müſſen, da ja das eine wie das andere in der Regel nur 
mit Grundbeſitz zuſammen vorzukommen pflegt. 


Die hinſichtlich der Lage und Beſchaffenheit der Grundſtücke geſtellten 
Fragen beziehen ſich auf die Numerirung und Benennung des Grundſtückes, 
den Namen des Beſitzers, den Zweck, zu welchem das Grundſtück benutzt wird, 
die darauf befindlichen Gebäude nach der Art der Benutzung, den Verkaufs- 
werth und die Hypothekenſchulden. — Die Fragen in Betreff der Landwirth⸗ 
ſchaft und Viehhaltung beziehen ſich auf den Flächenraum, die Art der Boden- 
nutzung, die gebaute Frucht, den Viehſtand (Pferde, Rindvieh, Schafe, Schweine, 
Ziegen, Eſel), die beſchäftigten Arbeiter und die etwaige Verbindung der 


Landwirthſchaft mit anderweitigem Gewerbebetrieb. 
3. d. C.-V. 8. Bd. 23 
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Wie die Haushaltungsliſten durch Hausliſten zuſammengefaßt werden 
und dadurch jene die erſte Controlle empfangen; jo üben Ortsliſten eine 
Art von Controlle über beide zuſammen. Indeß iſt dieſe Controlle nur eine 
äußerliche, die Zahl der verſandten und zurückzuempfangenden Liſten betreffende. 
In die Ortsliſten können gleichzeitig einige die Orte betreffende Fragen auf⸗ 
genommen werden, deren Beantwortung durch die Ortsobrigkeit zu geſchehen 
hat. Ferner iſt die Ortsliſte dazu zu benutzen, die Zu- und Wegzüge auf 
das Genaueſte zu ermitteln. Auch in dieſer Beziehung darf auf den Bor 
gang im Königreich Sachſen verwieſen werden. Dort iſt lediglich durch die 
Ortsliſten das Material zu einer Auswanderungsſtatiſtik beſchafft worden, 
welche an Genauigkeit und Vollſtändigkeit nur wenig zu wünſchen übrig läßt. 

Die Fragen in der Ortsliſte betreffend die Gebäude des Orts beziehen 
ſich auf die Numerirung der Gebäude, die Zahl und Art der öffentlichen und 
der Privatgebäude, die im letzten Jahre erfolgte Zerſtörung oder Abtragung 
von Häuſern bez. den Neubau von Häuſern und das zu der Gemarkung des 
Orts gehörige Ackerland. Die Fragen hinſichtlich der Auswanderung betreffen 
das Datum der Auswanderung, den Namen des Ausgewanderten, deſſen Alter, 
Confeſſion, Stand und Beruf ꝛc., die Mit-Ausgewanderten, das Ziel der Aus- 
wanderung und den Grund und Zweck derſelben; entſprechende Fragen ſind 
hinſich tlich der Einwanderung geſtellt. 

Von ſo außerordentlich geringem Umfange iſt der Apparat, 
aus welchem demnächſt das Tabellenſyſtem entwickelt wird, welches der Ver⸗ 
faſſer zur Anwendung bei der nächſten Volkszählung in Vorſchlag bringt, und 
welches die Aufnahmen in einem Maaße verwerthen wird, wie es bis jetzt in 
keinem andern Staate in gleicher Auswahl und in gleicher Ueberſichtlichkeit 
geboten wird. Die fünf obenerwähnten bisher gelegentlich der Volkszählungs⸗ 
aufnahmen in Preußen aufgeftellten Formulare ſollen dagegen in Wegfall kom- 
men. Als dritte Beilage zu der Denkſchrift (S. 44 bis 64 derſelben) iſt dieſes 
Tabellen⸗Syſtem abgedruckt; hier möge es genügen, die Bezeichnung der Ta⸗ 
bellen zu geben und ihren Umfang im Allgemeinen anzudeuten. 

I. Bevölkerung. 

1) Zahl der Bewohner jedes Orts (5 e Vergleichung mit der vori— 
gen Zählung) 

2) Geſchlecht und Alter der Bewohner in ne Abſtufungen der Alters- 
klaſſen nach Provinzen (10 Sp., die bisherigen Tabellen unterſchieden 
nur 12 Altersklaſſen). 

3) Geſchlecht und Alter in fünfjähriger Abſtufung der Altersklaſſen nach 
Kreiſen (21 Sp.) 

4) Körperliche und geiſtige Beſchaffenheit der Bewohner: d. h. Taubſtumme 
und Blinde, Blödſinnige und Irrſinnige (31 Sp., die Angaben hinſicht⸗ 
lich mangelhafter Geiſtesbeſchaffenheit fehlen bisher in den preußiſchen 
Aufnahmen). 
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5) Religionsbekenntniß (8 Sp. wie bisher). 

6) Familienſtand (Unverheirathete, Verheirathete und Verheirathet⸗Geweſene, 
mit Unterſcheidung einiger Hauptaltersklaſſen und Zahl der in Haushal⸗ 
tungen zuſammenlebenden Perſonen, 37 Spalten). 

7) Aufenthalt, Anweſenheit, Abweſenheit, Art des Wohnens (47 Sp., durch⸗ 
weg bisher in den preußiſchen Aufnahmen nicht erwähnt). 

8) Stand und Beruf, Beſchäftigung, ernährende und ernährt werdende Be⸗ 
völkerung (43 Spalten, eine ſehr einfache und überſichtliche Claſſification). 

9) Sprache, Nationalität (unterſcheidet die 10 Sprachen, die im preußiſchen 

Staate geſprochen werden, und die Geburtsländer der außerhalb dieſes 
Staates geborenen Einwohner enthält, 39 Spalten). 

10) Auswanderung: a. Zahl, Geſchlecht und Alter; b. Stand und Beruf, 
Arbeits- und Dienſtverhältniß; e. Ziel der Ausgewanderten (68 Sp.). 

11) Einwanderung: a. Zahl, Geſchlecht und Alter; b. Stand und Beruf— 
Arbeits- und Dienſtverhältniß; e. Heimath der Eingewanderten (66 Sp.). 
II. Gebäude und Wohnplätze. N 

1) Beſtimmung der Gebäude (13 Spalten, Unterſcheidungen wie bisher). 

2) Abbruch und Neubau (mit Unterſcheidung der Art der Gebäude, 25 Sp., 
durchweg neue Tabelle). 

3) Größe der Wohngebäude, Dichtigkeit der Bewohnung derſelben (ebenfalls 
nur 14 Spalten). 

4) Werth und Realverſchuldung des nicht landwirthſchaftlichen Grundbeſitzes 
in den Städten und auf dem Lande (ebenfalls nur 14 Spalten). 

III. Landwirthſchaft. 

1) Größe der Grundſtücke (29 Sp., die bisherigen Aufnahmen ſind durch 
vermehrte Claſſificirung derſelben in ſehr zweckmäßiger Weiſe erweitert). 

2) Verwendung der Fläche (9 Spalten, wie bisher). 

3) Anbauverhältniß des Ackerlandes (gebaute Frucht, 12 Spalten, neue 
Tabelle). 

4. Produktion (nach der Fruchtart, 10 Spalten, neu). 

5) Viehhaltung überhaupt (22 Spalten). 

6) Viehhaltung auf dem kleineren, mittleren und großen ländlichen Grund⸗ 
beſitz (eine neue Zuſammenſtellung, 18 Spalten). 

7) Art des Betriebes der Landwirthſchaft (ob durch die Eigenthümer oder 
durch Pächter, 24 Spalten, neu). 

8) Werth und Realverſchuldung des landwirthſchaftlichen Grundbeſitzes (nach 
größeren und kleineren Beſitzungen unterſchieden, 17 Spalten, neu). 

IV. In duſtrie. 

1) Die Kleingewerbe, Handwerker und vorherrſchend für den örtlichen Be⸗ 
darf beſchäftigte Gewerbtreibende und Künſtler in den einzelnen Pro⸗ 
vinzen. Die Claſſiſication iſt nach dem Zollvereinsformulare in Vor⸗ 
ſchlag gebracht, welches 16 Hauptarten und 85 Unterarten unterſcheidet: 
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nur deshalb, weil die Claſſification vereinbart worden iſt, iſt ſie hier 
beibehalten. Aus andern Gründen empfiehlt fie ſich nicht, wie ſich über⸗ 
haupt eine Theilung der Induſtrie in Groß- und Kleingewerbe nicht 
empfiehlt. Nicht blos die Grenzen und Uebergänge, ſondern auch die 
Schwankungen ſind viel zu häufig, viel zu fein, als daß eine Trennung 
nach irgend welchen Principien jemals das Richtige treffen könnte. Nur 

0 indem man die ganze Induſtrie zuſammenfaßt und das Arbeits- und 
Dienſtverhältniß nach der Zahl der Arbeitgeber und Arbeitnehmer be- 
rückſichtigt, gelangt man zu einem zutreffenden Bilde. Die einzelnen 
Spalten unterſcheiden die Beſchäftigten nach der Art des Arbeitsver— 
hältniſſes (18 Spalten). 

2) Die Großinduſtrie, Fabriken und vorherrſchend für den Großhandel be- 
ſchäftigte Gewerbsanſtalten, exel. der typographiſchen Gewerbe. Auch 
hier iſt die Claſſification nach dem Zollvereinsformulare beibehalten, 
welches bei den Großgewerben 9 Hauptarten und 110 Unterarten unter- 
ſcheidet; in den 39 Spalten dieſes Formulars ſind die perſönlichen Kräfte, 
die mechaniſchen Kräfte (Dampf, Waſſer⸗, Roßkräfte und die beſonderen 
Arbeitsmaſchinen für jeden Induſtriezweig), der Werth der Fabrikation, 
des Umſatzes und Abſatzes und die Richtung des letzteren anzugeben. 

3) Die typographiſchen Gewerbe und die literariſchen Unternehmungen 
(34 Spalten, enthaltend die perſönlichen Kräfte, welche bei der Her- 
ſtellung und bei dem Vertriebe beſchäftigt ſind und die Dampfmaſchinen 
und Preſſen). 

V. Handel und Verkehr. 

1) Handel und Transportgewerbe. Die Claſſification nach dem Zollvereins⸗ 
formular in 4 Hauptklaſſen (Handel und Handelsvermittlung, Schifffahrt, 
Landtransport, Gaſt- und Schankwirthſchaft) und 13 Unterklaſſen iſt 
außerordentlich dürftig und man wird nach Anſicht des Verfaſſers der 
Denkſchrift auf eine eingehendere Berückſichtigung der einzelnen Handels- 
gewerbe bedacht ſein müſſen. Die 43 Spalten dieſer Tabelle ſollen die 
Zahl der Geſchäfte, die perſönlichen Kräfte, die mechanischen Kräfte (Dampf, 
Wind und thieriſche Zugkraft) und die Werthſumme des Umſatzes mit der 
Richtung deſſelben enthalten. 

2) Der Umfang der Geſchäfte nach der Zahl der Arbeitnehmer (nach den 
einzelnen Hauptgruppen der Gewerbe aufzuſtellen, 22 Spalten). 

3) Das Alter der kaufmänniſchen Firmen (ebenfalls nach den Hauptgruppen 
der induſtriellen und Handelsgeſchäfte, 9 Spalten). 

Der folgende Abſchnitt der Denkſchrift betrifft die Ausführung der Volfs- 
zählung, insbeſondere: 1. die Austheilung der Liſten, 2. die Ausfüllung der— 
ſelben, 3. die Wiedereinſammlung derſelben, 4. die Prüfung derſelben, 5. die 
Zuſammenſtellung und Concentrirung der Ergebniſſe, 6. die Veröffentlichung 
derſelben, 7. die Aufbewahrung der Urliſten, 8. die Koſten des Verfahrens. 


Die Methoden der Volfszähfung. 349 


Der größere Theil dieſer Thätigkeiten (zu 1, 3, 4 u. 5) iſt Sache der Staats⸗ 
behörden und zwar hauptſächlich der Ortsobrigkeiten der größeren Städte und 
der Landwirthe der Kreiſe, ſowie in höherer Inſtanz der Regierungen. Hin- 
ſichtlich der Thätigkeit der Behörden nimmt der Verfaſſer der Denkſchrift ſpecielle 
Veranlaſſung die Beſeitigung zweier bisher beſtandenen Mängel zu verlangen; 
ſie betreffen die Zählung der Militairbevölkerung und die Zählung in Berlin. 

Hinſichtlich der Militairbevölkerung iſt es der ſeit langer Zeit 
beſtehende Brauch in Preußen, dieſelbe durch die Militairbehörden zur Ziffer 
bringen zu laſſen. Indeſſen ermitteln dieſe nicht die ganze Militairbevölke⸗ 
rung, ſondern nur die active und ihre Angehörigen. Die penſionirten Of— 
ſiciere und deren Angehörige, ſodann die zur Dispoſition geſtellen Officiere 
werden wiederum von den Civilbehörden gezählt und endlich auch die auf 
längere Zeit beurlanbten Soldaten im activen Dienſt. 

Es unterliegt nun gar keinem Zweifel, daß eine ſolche Spaltung des 
Zählungsgeſchäfts zu allerlei Unrichtigkeiten führen muß. Uebergehungen ſind 
dabei ebenſowenig zu vermeiden als Doppelzählungen. Hierzu kommt, daß 
die Ermittelung der Zahl aber gar nicht der alleinige Zweck des Cenſus iſt, 
ſondern daß er auch den Zweck der Volksbeſchreibung mit zu erfüllen hat. 
Von dieſem Geſichtspunkte aus iſt der Militairſtand kein Stand, ſondern 
ein Beruf. Jeder active Militair, der während der Zählung unter den 
Fahnen ſteht, iſt eben nur als ein Organ der Landesvertheidigung zu be— 
trachten. Das begründet keine Ausnahme, daß dieſelbe eine allgemeine 
Staalspflicht iſt. Außer dieſem Beruf find ja alle übrigen Verhältniſſe 
der Militairbevölkerung dieſelben, wie die der Civilbevölkerung. Sie lebt 
theils in Familien, theils in Extrahaushaltungen, ſie iſt verſchieden nach Alter, 
Confeſſion, Abſtammung und Sprache, alles Dinge, die von ihr ſo gut zu 
erheben und nachzuweiſen ſind, wie von der Civilbevölkerung. Darum iſt es 
dringend nöthig, daß die Specialzählung der Militairbevölkerung durch die 
Militairbehörden aufhöre. 

Der andere Punkt, die Zählung in Berlin, hat bei jedem Cenſus 
Anlaß zu Differenzen gegeben und ſeit mehr als 20 Jahren kehren bei jeder 
Zählung die Streitigkeiten über die Richtigkeit der Volkszahl der Reſidenz 
wieder. Wäre der Fehler, der das Streitobject bildet, ein kleiner, ſo würde 
er nicht ſo gebieteriſch durchgreifende Maaßregeln zur Richtigſtellung der 
Zahl erfordern, er iſt aber zu Zeiten ſchon ein ſehr großer geweſen und hat 
gegen 30,000 betragen, d. h. 6— 8 Procent der Geſammtbevölkerung der 
Reſidenz. 

Für große Städte mit einer mehr oder weniger beträchtlichen latitirenden 
Bevölkerung iſt die wichtigſte Regel der Zählung die, daß die Aufnahmen 
auf den Zuſtand in einer ſehr kurzen Zeit reducirt werden. So wird alſo 
die Bevölkerung Berlins zu ermitteln ſein, wie ſie in der Mitternacht vom 
2. auf den 3. December war. In Folge deſſen iſt jeder Haushaltungsvorſtand 
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zu verpflichten, in feiner Haushaltungsliſte über diejenigen theils Angehö- 
rigen, theils Aftermiether, theils bloße Schlafleute Auskunft zu geben, welche 
in der Nacht vom 2. bis 3. December ſeiner Haushaltung im Sinne der 
Zählungsverordnung angehörten. Ebenſo haben die Inhaber von Herbergen, 
Gaſthäuſern die nämliche Angabe über die von ihnen Beherbergten oder Lo— 

ii girten in den hierfür beſtimmten Extraliſten zu machen. Wird mit Strenge 
auf Erfüllung dieſer Vorſchriften gehalten, ſo kann es ſich nur noch um die 
Bewohner der Reſidenz handeln, die in der genannten Nacht weder in einer 
Familien- noch in einer Extrahaushaltung zubringen. So weit dies auf der 
Reiſe Befindliche (die Nacht hindurch Fahrende) betrifft, finden die hierfür 
getroffenen Beſtimmungen Anwendung, ſo weit es aber Vagabondirende ſind, 
ſo iſt deren Zahl freilich nur ſchwer zu ermitteln. Indeß eine Nacht vom 
2. zum 3. December iſt gerade nicht ſehr einladend zum Herumſtreifen im 
Freien. Wird demnach ein Fehler begangen, ſo kann er nicht ſehr groß ſein 
und keinesfalls in die Tauſende gehen. 


Die Ausfüllung der Liſten erfolgt: die der Haushaltungsliſten durch die 
Haushaltungsvorſtände, die der Hausliſten durch die Hauswirthe, die der ſo— 
genannten Extraliſten durch die Adminiſtratoren der betreffenden Anſtalten, 
die der Ortsliſten durch die Ortsobrigkeiten. Allerdings wird hierbei die Mit⸗ 
wirkung des Publikums in höherem Maaße in Anſpruch genommen, als ſolches 
bisher der Fall war, dagegen wird die Verwendung einer ungeheuren Menge 
von Zählern, durch welche die Zählungen ſehr vertheuert werden, dadurch 
entbehrlich. 


Daß die Ausfüllung der Haushaltungs- und Hausliſten durch beſondere 
Zähler ein richtigeres Reſultat verbürge, als die durch die Haushaltungsvor⸗ 
ſtände und Hausbeſitzer, kann im Ernſte nicht behauptet werden. Sicher 
können die Zähler doch nur ausnahmsweiſe alle zu Zählende perſönlich zählen, 
fie werden es ſchon als ein Glück betrachten, den Haushaltungsvorſtand 
ſelbſt anzutreffen, um aus ſeinem Munde das über ſeine Angehörigen zu 
vernehmen, was ſie aufzeichnen ſollen. Sehr häufig werden ſie aber auch 
dieſen nicht treffen. Dann ſind ſie auf die Relationen der Frau, der Kinder, 
ſonſtiger Angehörigen, oder etwaiger Wohnungsnachbarn, wenn nicht gar der 
Hausnachbarn, angewieſen. Je weiter ſie ſich aber von der eigentlichen 
Quelle der richtigen Auskunft entfernen, deſto mehr wird letztere ſelbſt zwei⸗ 
felhaft. Das iſt nicht der Fall, wenn die Volkszählung aus dem Rahmen 
einer rein adminiſtrativen Sache heraustritt und gleichſam zu einer National⸗ 
ſache, zu einem patriotiſchen Unternehmen gemacht wird. Gerade in Preußen, 
wo der Patrietismus ſo rege iſt, iſt von einer Behandlung der Zählung im 
bezeichneten Sinne das Beſte zu erwarten. 


Für die gewiſſenhaftere Ausführung der Zählung ſollen, wie der Ver⸗ 
faſſer am Schluß der Denkſchrift bemerkt, außer den amtlichen Organen auch 
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noch die guten Dienſte der Preſſe, ſowie die einzelner anwendungsfähiger 
Corporationen und Privatperſonen in Anſpruch genommen werden. 

Die Frage wegen der Aufbewahrung der Urliſten ſoll, wenn ſie richtig 
entſchieden wird, zugleich einem oft beſprochenen Wunſche Erfüllung bringen: 

„Es wird nämlich mit allem Rechte darauf ein Gewicht gelegt, daß in 
jeder Gemeinde ſogenannte Gemeindebücher gehalten werden möchten, in 
welchen nicht blos die Nachweiſe über das Gemeindevermögen, ſondern auch 
die Nachweiſe über die Bewohner der Gemeinde und ihre perſönlichen Ver— 
hältniſſe, ihr Kommen in die Gemeinde, ihr Bleiben in derſelben und ihr 
Gehen aus derſelben zu finden ſeien. Man hat dergleichen Gemeindebücher 
in vielen deutſchen, vorzugsweiſe aber ſüddeutſchen Ländern. Wodurch könnte 
nun aber eine beſſere Unterlage dafür beſchafft werden, als durch die Hause 
haltungs⸗, Haus und Ortsliſten der einzelnen Gemeinden? Sind fie nicht das 
leibhafte Inventarium der Angehörigen jeder Familie, der Bewohner jedes 
Hauſes, der Gebäude und ihrer Wandelungen jedes Orts? Und da mit 
den Haushaltliſten gewerbliche Fragen zu verbinden ſind, ſo ſind fie gleich- 
zeitig ein treuer Spiegel nicht blos der Art, ſondern auch des Umfangs der 
Beſchäftigung; die Hausliſten, die einige landwirthſchaftliche Fragen enthalten 
ſollen, geben Auskunft über Ackerbau und Viehzucht jedes Gemeindemitgliedes, 
und die Ortsliſten laſſen erkennen, was die Gemeinde durch Wegzüge ver— 
loren, durch Zuzüge gewonnen hat. Dazu kommt, daß in der Verwerthung 
der Urliſten zu Gemeindebüchern jeder Bewohner der Gemeinde eine Veran— 
laſſung erhält und ſicher auch empfinden wird, feine in dieſelben niederzu⸗ 
ſchreibenden Angaben mit Sorgfalt und Wahrheitsliebe zu bewirken. Alſo 
werden dadurch zwei Zwecke auf einmal gefördert: die Ortsſtatiſtik und die 
Landesſtatiſtik.“ 

Auch am Schluſſe der Denkſchrift weiſt der Verfaſſer nochmals darauf 
hin, in welchem Maaße die neue Methode des Cenſus auch jede anderweitige 
und namentlich im Intereſſe der Gemeinde liegende Erhebung erleichtert. „Daß 
man in einer Stadt von der hohen Bedeutung Berlins gleichzeitig mit der 
und durch die Volkszählung auch noch viele andere, die communlichen Inter⸗ 
eſſen berührende Verhältniſſe erheben könne, iſt ebenſo ſelbſtverſtändlich, als es 
wünſchenswerth iſt, daß Berlin in Bezug auf eine Specialſtatiſtik nicht hinter 
Paris und Wien zurückſtehe. Berlin iſt ſicher berufen, in der Statiſtik der 
großen Städte eine der hervorragendſten Stellen einzunehmen.“ 

Angehend die Koſten des Volkszählungsgeſchäfts, ſo ſtellt ſich der Bedarf 
für Papier, Satz und Druck von 4000000 Haushaltungsliſten, 2300000 Haus⸗ 
liſten und 100000 Ortsliſten auf 18000 Thlr., und dies iſt der hauptſächliche 
Theil der Koſten des Volkszählungsgeſchäfts. In America betrugen die Koſten 
der Zählung 2,44 Sgr. auf den Kopf der Einwohner, in England 1,36 Sgr., 
in Belgien 1,13 Sgr., im Königreich Sachſen dagegen nur Pfennig auf 
den Kopf der Einwohner; die bedeutende Differenz in den Zählungskoſten rührt 
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Zähler erſpart wurde. 
Auch in Preußen würden ſich daher die Zählungskoſten verhältnißmäßig 
nicht höher ſtellen als ſolches im Königreich Sachſen der Fall war; auch iſt 
es nicht anzunehmen, daß die gegenwärtigen Koſten der ſtatiſtiſchen Aufnahmen 
| in Preußen für die Urliſten, die übrigen Formulare einſchl. der Koſten der 
Zuſammenſtellung geringer ſeien, als diejenigen, welche bei der Verwirklichung 
des in dieſer Denkſchrift vorgeſchlagenen Aufnahmeſyſtems erwachſen werden. 
„Geſetzt aber auch, es entſtände eine geringe Mehrausgabe; wird ſie nicht 
reichlich durch die Vortheile einer genaueren Zählung compenſirt? Im Kö— 
nigreich Sachſen wurde conſtatirt, daß, als im Jahre 1832 die individuelle 
Zählung durch Hausliſten eingeführt wurde, der Zuwachs der Bevölkerung, 
der ſonſt circa 45,000 Einwohner pro Triennium betrug, auf einmal auf 
156,000 Einwohner ſtieg. Von da bewegte er ſich in den 50 60,000 pro 
Triennium bis zum Jahre 1852, in welchem die Haushaltungsliſten einge— 
führt wurden; in dieſem Jahre wurde ein Zuwachs von 93, 181 auf das 
vorangegangene Triennium ermittelt. Im nächſten Triennium ſank er aber 
wieder auf 51,564, ein ſicherer Beweis alſo dafür, daß der verbeſſerten 
Methode der Zählung ein guter Theil des Zuwachſes zu verdanken war. 
Könnte man, nicht den Zuwachs, ſondern die Mehrzählung etwa auf , 
Procent in Preußen veranſchlagen, jo würde das bei 18 Millionen Einwoh— 
nern eine Mehrermittelung von 90,000 Bewohnern bedeuten, die bei den | 
bisherigen Zählungen lediglich der Methode wegen ungezählt blieben und dem— 
zufolge auch der auf ihre Zahl entfallende Antheil an den Zollvereinsrevenuen 
dem Staat verloren ging. Da nun aber die Koften des vorgeſchla— 
genen Zählungsverfahrens lange nicht jo groß find, als die 
durch dieſelbe dem Staate in Ausſicht ſtehende Mehreinnahme 
aus den Zollvereinserträgniſſen, jo empfiehlt ſich gewiß eine 
Methode auch aus finanziellen Gründen, die nicht blos den 
Zweck der Volkszählung, ſondern auch den der Volksbeſchrei— 
bung in ſo vollkommener Weiſe erreichen läßt.“ 


daher, daß im Königreich Sachſen die ſehr beträchtliche Remuneration der | 
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Der Vorſtand des Central-Vereins für das Wohl der arbei— 
tenden Klaſſen hat folgendes— Circuſar erlaſſen: 


Der Centralverein in Preußen für das Wohl der arbeitenden 
Klaſſen hat ſeit ſeiner Begründung in Veranlaſſung der erſten all— 
gemeinen deutſchen Gewerbeausſtellung zu Berlin, im October 1844, 
ſtets — ſeinem Statut gemäß — die Beförderung gemeinnütziger 
Einrichtungen mit vorzugsweiſer Berückſichtigung jener Klaſſen ver— 
folgt, insbeſondere auch, ſchon ſeit 1849, die Errichtung einer allge— 
meinen Preußiſchen Alterverſorgungs-Anſtalt in den Kreis ſeiner 
Berathungen gezogen. 

Ueber den Beginn, den Fortgang und Abſchluß dieſer letzteren 
geben die ſeit 1848 herausgegebenen „Mittheilungen des Central— 
vereins ꝛc.“ Auskunft, in denen ſich zunächſt ausführliche Nachrichten 
über die belgiſchen und franzöſiſchen, auch engliſchen Einrichtungen 
dieſer Art, nebſt den verſchiedenen Geſetzen und legislativen Verhan— 
lungen, ſodann aber die vom Centralverein ausgearbeiteten Statuten, 
reſp. Geſetzentwürfe nebſt Ausführungsbeſtimmungen, den Motiven 
derſelben, reſp. den Berechnungen und Tarifen dazu befinden. — 
Verſchiedene Umftände, unter andern Verhandlungen mit der Staats— 
regierung und der Mangel eines von dieſer erforderten ſehr bedeu— 
tenden Garantie-Kapitals, haben die Ausführung der vom Central— 
verein projektirten Alterverſorgungs-Anſtalt bisher verzögert. Zur 
Begegnung dieſes zuletzt gedachten Anſtandes hat nunmehr aber der 
Centralverein laut anliegenden, im Weſentlichen mit ſeinen fruheren 
Entwürfen übereinſtimmeuden Statuts, den urſprünglichen Plan durch 
die Mitwirkung der Concordia, Kölniſchen Lebensverſiche— 
rungs-Geſellſchaft, wenn zunaͤchſt auch nur für Berlin und nächſte 
Umgebung, ins Leben gerufen; der bedeutende Fonds dieſer Geſell— 
ſchaft (von 10 Millionen) gewährt nicht allein eine vollſtändige und 
unbedingte Sicherheit, ſondern es ſtellt dieſelbe auch, nach Maßgabe 
ihrer Tarife, durchaus angemeſſene, und ſoweit es mit der Sicherheit 
vereinbar iſt, billige Bedingungen. 
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Indem der Centralverein auf dieſe Weiſe, feiner Aufgabe gemäß, 
den lange verfolgten Zweck erreicht, glaubt er durch ſeine im anliegenden 
Statut näher beſtimmte Betheiligung bei der Beaufſichtigung und 
Verwaltung der Altersverſorgungs-Anſtalt allmälig das Vertrauen 
und die größere Theilnahme für eine Einrichtung dieſer Art auch bei 
denjenigen Klaſſen der Bevölkerung zu gewinnen, „deren Verbeſſerung“ 
— wie ſein Statut vom 2. März 1847 und beſtätigt am 12. April 
1848 beſagt — „ihres ſittlichen und wirthſchaftlichen Zuſtandes“ der 
Verein zum Zweck hat. 

5 Im Gegenſatz zu jenen verkehrten ſocialiſtiſchen Syſtemen, welche 
„alle Invaliden der Arbeit“ auf Staatskoſten penſionirt oder ver— 
pflegt wiſſen wollten und, indem ſie den Menſchen von der Bewährung 
eigener, ſelbſtthätiger Fürſorge und Kraft für ſich und die Seinen 
entbanden, zur allgemeinen Demoralifation und unerträglichſten poli— 
zeimäßigen Bevormundung von Erwerbs- und Lebensverhaͤltniſſen 
zurückführen müßten, weiſen dagegen Altersverſorgungs-Anſtalten 
der vorliegenden Art auf die individuelle Freiheit, die eigene ſittliche 
Kraft und die Pflicht der Selbſthülfe hin; ſie vermehren den Antrieb 
und die Neigung zur Sparſamkeit und Vorausſicht, ſchon in jüngern, 
rüftigeren Lebensjahren und werden es vielen fleißigen Arbeitern 
möglich machen, ſich durch verhältnigmäßig geringe Erſparniſſe ein 
kleines Kapital, oder eine zur Lebensnothdurft ausreichende Penſion 
für diejenigen Lebensjahre zu erwerben, in denen die abnehmende 
oder verſagende Arbeitskraft zur Gewinnung der Exiſtenz nicht mehr 
befähigt, in denen deshalb viele Arbeiter der öffentlichen Armenpflege 
oder doch dem widerwilligen Mitleiden oft ſelber unvermögender Ver— 
wandter anheimfallen. 

Wenn durch Anſtalten dieſer Art die Menſchen mehr und mehr 
vor der immerhin entwürdigenden Lebenslage geſchützt werden, in 
welcher ſie bei allem Widerſtreben zuletzt doch genöthigt ſind, das 
Almoſen ihrer Gemeinde in Anſpruch zu nehmen, ſo muß anderſeits 
der große Werth und die weitgreifende Wirkung von dergleichen Alters— 
verſorgungsanſtalten, bei deren wachſender Ausdehnung und Popu— 
larität, als Präſervativ gegen die ſich mehrende Laſt der Armenpflege 
für die Kommunen, von ſelbſt einleuchten. Es iſt aber nicht die 
Humanität allein, der allerdings auch Altersverſorgungs-Anſtalten 
ihre Anregung verdanken, ſondern es find zugleich ernſte wiſſenſchaft— 
liche Forſchungen und auf deren Ergebniſſe beruhende ſtaatswirth— 
ſchaftlich-arithmetiſche Berechnungen, welche einerſeits die Sicherheit 
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dieſer Einrichtungen, ſowie andrerſeits ihren ſittlichen Werth und 
Charakter (den der Selbſthuͤlfe, im Gegenſatze vom Almoſenempfange) 
begründen. 

Diefe wenigen Betrachtungen, deren weitere Ausführung in den 
in unſeren „Mittheilungen des Centralvereins ꝛc.“ abgedruckten Mo— 
tiven der früheren Statutenentwürfe enthalten iſt, werden es hinrei— 
chend rechtfertigen, wenn wir uns in vertrauensvoller Zuverſicht ſo— 
wohl an Behörden, wie an Fabrikunternehmer und andere Arbeit— 
geber, nicht minder aber an Vereine und Geſellſchaften von und für 
Handwerker, von Gewerbtreibenden jeder Art und Arbeitern mit der 
Bitte wenden: daß ſie vom Statut und deſſen gemeinnützigem, wohl— 
thätigen Zweck nicht bloß ſelber Kenntniß nehmen, ſondern erſteres 
auch verbreiten und für die Erreichung des Zwecks kräftig mitwirken 
wollen. g 

Berlin, 1861. 


Der Vorſtand des Centralvereins in Preußen für das Wohl der 
arbeitenden Klaſſen. 5 


Statut 


der unter Mitwirkung des Central⸗Vereins in Preußen für das 
Wohl der arbeitenden Klaſſen von der Concordia, Kölniſchen 
Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft, errichteten Altersverſorgungs⸗ 
Anſtalt nebſt Begräbniß⸗ und Unterſtützungs⸗Kaſſe. 


ö 8. 1. 

Unter der Mitwirkung des Ceutralvere ins in Preußen für 
das Wohl der arbeitenden Klaſſen errichtet die Concordia, Kölniſche 
Lebensverſicherungs-Geſellſchaft, eine Altersverſorgungsanſtalt nebſt Sterbe⸗ 
und Unterſtützungskaſſe. 

8. 2. 


Die Garantie für die verſicherten Penſionen, Kapitalien und Begräbniß⸗ 
gelder wird von der Concordia allein übernommen, auch die Verwaltung der 
Anſtalt von der Concordia geführt. 

§. 3. 
Die Mitwirkung des Centralvereins beſteht in den, in den 88. 4, 157 
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26 und 29 benannten Geſchäften; er übt dieſelbe aus durch ein aus 9 Mit- 
gliedern beſtehendes Curatorium, zu welchem der Central-Verein acht Mit- 
glieder aus der Mitte des Vereins wählt und dem als neuntes Mitglied 
der jedesmalige Generalagent der Concordia hinzutritt. 

8.4. 

1) Die Mitgliedſchaft im Curatorium ift ein Ehrenamt. 

2) Von den acht durch den vereinigten Vorſtand und Ausſchuß des Cen— 
tralvereins gewählten Mitgliedern des Curatoriums ſcheiden mit dem 
Anfange eines jeden Geſchäftsjahres die zwei älteſten aus, welche jedoch 
wieder wählbar find. Bis dahin, wo dieſer Turnus inne gehalten 
werden kann, entſcheidet zwiſchen den gewählten acht Curatoren von 
gleicher Amtsdauer das Loos über ihr Ausſcheiden. 

Alljqährlich wählt das Curatorium aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden 
und deſſen Stellvertreter. Es faßt ſeine Beſchlüſſe mit abſoluter Stim— 
menmehrheit und iſt beſchlußfähig, wenn fünf Mitglieder anweſend ſind. 

4) Das Curatorium iſt bei der ihm durch das Statut zugeſicherten Ver— | 

waltung zu Allem ermächtigt, wozu die Geſetze eine Specialvollmacht 

erfordern. 

Die Legitimation des Curatoriums wird durch das Wahlprotokoll oder 
ein Atteſt des Vorſitzenden des Centralvereins geführt. 


8 5. 

Zweck der Anſtalt iſt, allen denjenigen Perſonen, welche durch ihre 
Thätigkeit in den jüngern Jahren kein hinreichendes Kapital ſammeln können, 
um davon ihren Lebensunterhalt im Alter zu beſtreiten, Gelegenheit zu geben, 
durch einmalige oder fortgeſetzte Einzahlungen (SS 12. 13) ſich für ihr Alter 
ein ihren Einzahlungen entſprechendes Kapital, oder nach ihrer Wahl eine 
entſprechende Penſion zu verſichern. 


3 


8 6. 

Die Anſtalt bleibt für jetzt auf Berlin und deſſen nächſte Umge- 
gebung beſchränkt. Der Einkauf in dieſelbe iſt jeder Perſon geſtattet, 
welche das fünfzehnte Lebensjahr vollendet, das fünf nnd fünfzigſte aber noch 
nicht angetreten hat. 


817. 
Zum Abſchluß einer Verſicherung ift die Beibringung einer Geburts⸗ 
beſcheinigung und die Ausſtellung einer Deklaration Seitens derjeni⸗ 
gen Perſon, welche ein Kapital oder eine Penſion erwerben will, erforderlich. 


88. 
Kapitalien, wie Penſionen können nur für das vollendete 55., 60%, 


oder 65. Lebensjahr verſichert, reſp. für die danach folgenden Lebensjahre 
und zwar nach Maßgabe der beigefügten Tarife I und II erworben werden. 
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8 9. 

1) Ein und derſelbe Verſicherte kann jedoch Kapitalbeträge und Penſionen 
für alle drei im § 8. gedachten Altersſtufen erwerben. 

2) Bei Erwerbung jeder Verſicherung wird jedoch ſowohl der Termin der 
Fälligkeit, als auch die Art, ob Kapitalbetrag oder Penſion, unwider⸗ 
ruflich feſtgeſtellt. 

3) Der geſammte Betrag des von einer und derſelben Perſon (nach Tarif II) 
zu erwerbenden Kapitals darf für ſich nicht mehr als 1000 Thlr., die 
Penſion (Tarif I) für ſich nicht mehr als 100 Thlr. jährlich ausmachen; bei 
gemiſchten Verſicherungen darf der mit dem 20 fachen Betrage der Penſion 
kapitaliſirte Werth der jährlichen Penſion mit dem verſicherten Kapital zu⸗ 
ſammen die Summe von 1000 Thlr. nicht überſteigen. 

8 10. 

Ein Jeder kann ſowohl Gelder einzahlen als auch Verſicherungsſcheine entneh⸗ 
men im Namen und für Rechnung eines Dritten; die verſicherten Beträge ſelbſt 
aber werden nur demjenigen ausgezahlt, auf deſſen Namen ſie eingetragen ſind. 

Ss 

Die verſicherten Kapitalien oder Penſionen können rechtsgültig in keiner 
Weiſe abgetreten oder verpfändet werden, dergeſtalt, daß niemals ein Dritter 
auf Auszahlung Anſpruch erheben kann. 

5 12. 

1) Verſicherungen von Kapitalien oder Penſionen werden in Gemäßheit 
der Tarife L und II. nur gegen Einzahlungen von je fünf 
Thalern erworben. 

2) Außerdem muß beim Abſchluß der erſten Penſions- oder Kapitalsver⸗ 
ſicherung eine Aufnahmegebühr von Einem Silbergroſchen zu Gun— 
ſten der Unterſtützungskaſſe (ef. 88 27. ꝛc.) entrichtet werden. 

§ 13. 

Ferner muß mit dem Abſchluß der erſten Penſions- oder Kapitalsver⸗ 
ſicherung auch die Verſicherung eines Begräbnißgeldes von mindeſtens 5 Thlr. 
verbunden ſein. 

Die erſte Einzahlung von 5 Thlr. wird daher zunächſt auf die Verſiche⸗ 
rung des Begräbnißgeldes und nur deren Ueberſchuß auf die Kapitals- oder 
Penſions⸗Verſicherung in Gemäßheit des Tarif III. angerechnet; es ſteht jedem 
Verſicherten frei, das Begräbnißgeld bis auf 10 Thlr. zu erhöhen. 

8, 14 

Geringere, als die als Minimalſätze nach den SS 12 und 13 erforder- 
lichen Beträge reſp. Theilzahlungen für Verſicherung eines Begräbnißgeldes, 
reſp. eines Kapitals oder einer Penſion können vom Einzahler nicht zurückge⸗ 
fordert werden. Wenn jedoch der Einzahler mit Hinterlaſſung einer Wittwe 
oder ehelicher Descen denten verſtirbt, ſo haben dieſe das Recht, den Be⸗ 

trag, indeß ohne Zinſen, zurückzufordern. Geſchieht dies nicht, jo wie unbe⸗ 
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dingt in dem Falle, wenn vom Tage der letzten Zahlung zehn Jahre ver- 
floſſen ſind, ohne daß inzwiſchen der zur Erwerbung einer Verſicherung von 
Begräbnißgeld, oder beziehungsweiſe von Kapital oder von Penſion erforderliche 
Betrag (§ 12 und 13) erfüllt worden iſt, ſo verfallen dergleichen geringere 
Beträge reſp. Theilzahlungen der Unterſtützungskaſſe. (SS 27 und 29). 

8 15. 

Zur Erleichterung der Einzahlungen ſetzt die Anſtalt Agenturen ein, 
deren Beſtellung und Beaufſichtigung dem Curatorium, deren Remuneration 
jedoch der Concordia obliegt. 

Die Einzahlungen können zu jeder Zeit, entweder, inſofern der Mini⸗ 
malſatz einer Kapitals- oder Penſionsverſicherung nebſt Begräbnißgeld (88 12. 
und 13) erfüllt wird, ſofort bei der General-Agentur der Concordia, oder 
auch, und zwar ſowohl in jenem, wie im entgegengeſetzten Falle, ſtets bei 
den von der Anſtalt eingeſetzten Agenturen erfolgen. 

§ 16. | 

Dagegen können geringere, als die in SS 12. und 13. gedachten Beträge 
reſp. ſolche Theilzahlungen, für welche die Verſicherung eines Kapitals oder 
einer Penſion noch nicht ertheilt und erworben wird (vergl. 8 12), nur bei 
den vom Curatorium der Anſtalt eingeſetzten Agenturen eingezahlt, indeß ſollen 
auch von den Agenturen keine Beträge reſp. Theilzahlungen unter funfzehn 
Silbergroſchen angenommen werden. 

§ 17. 

Erreichen die bei dieſen Agenturen von verſchiedenen Perſonen geleiſteten 
geringeren Beträge reſp. Theilzahlungen zuſammengenommen die Summe von 
10 Thlr., ſo muß ein ſolcher Betrag und jeder höhere Betrag, ſobald er durch 
5 theilbar iſt, vom Agenten an die General-Agentur der Concordia, unter 
Ueberreichung der Liſte der Einzahler abgeführt werden. 

Die Concordia haftet vom Tage der Einzahlung an für dieſes Kapital 
und verzinſt alsdann dieſe Beträge vom Tage der Einzahlung an bis zum 
Abſchluß der Verſicherung mit 3½ % und es fließen dieſe Zinſen der Unter- 
ſtützungskaſſe zu. (SS 27. 30). 5 

§ 18. 

1) Sind die Einlagen bei einem von der Anftalt eingeſetzten Agenten ge⸗ 
ſchehen, fo empfangen die Einzahler gegen Austauſch der von dem ein- 
geſetzten Agenten ausgeſtellten Interimsquittungen über die bei demſel— 
ben gemachten Einlagen, ſpäteſtens zu Ende des der Einzahlung fol- 
genden Monats von einem Mitglied des Curatoriums und dem Agenten 
gezeichnete Einzahlungsſcheine, auf welchen die ſpäter einzuzahlenden 
Beträge nachgetragen und von der betreffenden Agentur quittirt werden 
müſſen. 

2) Beim Abſchluß der Verſicherung müſſen dieſe Einzahlungsſcheine der 
Generalagentur der Concordia behufs Caſſation der Quittungen gegen 
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Aushändigung des Aufnahmebuches reſp. Verſicherungsſcheines vorgelegt 

werden. 

8 19. 

Wenn binnen vier Wochen nach Ablauf der im § 18. No. 1 beſtimm⸗ 
ten Friſt dem Curatorium keine Anzeige Seitens des Einzahlers über die 
Nichtbehändigung des Einzahlungs- oder des Verſicherungsſcheins zugekommen 
iſt, ſo iſt die Anſtalt wegen aller hieraus etwa entſtehenden Nachtheile dem 
Einleger nicht verpflichtet und trägt alsdann Letzterer Gefahr und Schaden 
allein. Es liegt daher demſelben ob, dem Curatorium der Anſtalt von der 
Verzögerung rechtzeitig Anzeige zu machen. 

8 20. 

1) Sobald die Einlagen den zur Verſicherung eines Kapitals oder 
einer Penſion genügenden Betrag (S 12. und 13.) erreichen und ent⸗ 
weder in dieſem vollen Betrage unmittelbar bei der Concordia einge⸗ 
zahlt oder derſelben von der Agentur überſandt find (8 17), hat erſtere 
die Verſicherung zu ertheilen. Jeder Verſicherte erhält koſtenfrei bei der 
Einſchreibung feiner Verſicherung ein auf ſeinen Namen von der Direction der 
Concordia ausgeſtelltes und von deren General-Agentur mit vollzogenes 
Aufnahme-Buch, in welchem zunächſt der eingezahlte Betrag, das dadurch 
erworbene Kapital oder die jährliche Penſion und das Alter reſp. der 
Tag, wann die Hebung des Kapitals oder der Penſion erfolgen ſoll, 
— je nachdem der Verſicherte mit Vollendung des 65., 60. oder 55. 
Lebensjahres in den Genuß des Kapitals oder der Penſion zu tre— 
ten wünſcht — eingetragen wird. In demſelben Buche werden auch 
alle ſpäter erfolgenden Einzahlungen, durch welche eine weitere Verſi— 
cherung erworben wird (8 12) nebſt den jedesmal dadurch erworbenen 
Beträgen vermerkt. 

2) Nur die von der Direction der Concordia ausgeſtellten Verſicherungs⸗ 
ſcheine ſind für die Geſellſchaft verbindlich. 

8 21. 

Es erfolgt die Auszahlung des Begräbnißgeldes, der Ver— 
ſtorbene mag bereits in den Genuß eines Kapitals oder einer Penſion 
getreten ſein oder nicht, an denjenigen, welcher das Aufnahmebuch mit glaub⸗ 
haftem Nachweiſe des Todes einreicht, von der General-Agentur der Con⸗ 
cordia innerhalb der nächſten 48 Stunden. 5 


8 22. 

1) Sobald der Verſicherte das für den Beginn des Kapitals» oder Pen⸗ 
ſionsbezuges vorher beſtimmte Alter erreicht hat, erhält er, inſoweit es 
ſich um eine Kapitalsverſicherung handelt, gegen Vorlage des Aufnahme— 
buches, in dem die Auszahlung vermerkt wird, und einer von ihm aus⸗ 
geſtellten Quittung die Summe koſtenfrei von der General-Agentur der 
Concordia in Berlin ausgezahlt. 


| 


360 Statut der Alterverforgungs-Anftalt. 


2) Handelt es ſich um eine Penſion, jo werden ihm von der Concordia 
Penſionsquittungen auf eine angemeſſene Anzahl Jahre ausgehändigt, 
gegen deren Einlieferung die Penſionsraten an den Fälligkeitstagen 
koſtenfrei von der General-Agentur der Concordia in Berlin ausgezahlt 
werden. Die Auszahlung geſchieht halbjährlich vom 15. April u. 15. October 
ab, und zwar zum erſten Male an demjenigen der bezeichneten Tage, der 
auf die Vollendung des vorherbeſtimmten Lebensjahres folgt. 

Die Quittung über das empfangene Kapital oder die empfangene 
Penſion iſt auf dem von der Concordia auszureichenden Formulare zu 
leiſten und nach den darauf abgedruckten Beſtimmungen beglaubigen zu 
laſſen. 

Beim Tode eines Penſionsberechtigten werden Nachzahlungen für den 
zwiſchen dem Todestage und dem letzten Fälligkeitstage der Penſion liegen— 
den Zeitraum niemals geleiſtet. 

§ 23. 

In allen Fällen (§§. 21, 22) iſt die Generalagentur der Concordia 
befugt, aber nicht verpflichtet, die Berechtigung des Präſentanten des Ver— 
ſicherungsſcheins oder Aufnahmebuchs zu prüfen. 

N S 24. 

Die Verpflichtung zur Zahlung der verſicherten Beträge 
iſt erloſchen und ſind alle vom Verſicherten eingezahlten Gelder unbedingt 
verfallen, wenn in der eingereichten Geburtsbeſcheinigung oder Declaration 
das Alter des Verſicherten wiſſentlich falſch angegeben worden iſt. | 

S$ 25. 

Sind Begräbnißgelder nicht innerhalb eines Jahres nach dem Tode 
| des Verſicherten, jo wie fällige Jahrespenſionen oder fällige Kapitalien 
nicht vier Jahre nach dem betreffenden Fälligkeitstage erhoben und iſt | 
| auch von der zur Hebung berechtigten Perſon innerhalb jener Friſten 
keine gerichtliche Klage angeſtellt worden, ſo ſoll unter Ausſchluß des Gegen— 

beweiſes angenommen werden, daß der Berechtigte auf die Begräbnißgelder, 
reſp. auf das verſicherte Kapital, ſowie nicht blos auf die fällige Jahres— 
penſion, ſondern überhaupt auf die fernere Hebung der Penſion verzichtet 
hat, und es ſollen alle aus dem Verſicherungs-Vertrage ihm zuſtehenden 
Anſprüche erloſchen ſein. 


8 26. 

Wird ein Verſicherter, deſſen Subſiſtenz von ſeiner Arbeit abhängt, 
durch Verluſt oder Verſtümmelung eines Gliedes oder Sinnes andauernd 
arbeitsunfähig, ſo kann demſelben auf feinen Antrag eine Invaliden- 
penſion gewährt werden, deren Höhe ſich nach den verſicherten Kapital— 
oder Penſionsbeträgen und nach den Altersverhältniſſen normirt. 

Dem darauf gerichteten Antrage ſind urkundliche Beweiſe, ſowie das 
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beglaubigte Atteſt eines approbirten Arztes, welches ſich ſpeeiell über den 
vorliegenden Fall auszusprechen hat, beizufügen. 

Das Curatorium hat derartige Anträge zu prüfen; die endgültige Ent⸗ 
ſcheidung ſteht indeß nur der Concordia zu, bei deren Beſchluß es fein un- 
abänderliches Bewenden behält. 

8 27. 

Die mit der Anſtalt verbundene Unterſtützungs-Kaſſe hat den Zweck, die 
Hinterbliebenen von ſolchen Verſicherten, welche ſterben, bevor ſie in den 
Genuß des verſicherten Kapitals oder der verſicherten Penſion treten, zu 
unterſtützen. 

8 28. 

Dem desfallſigen Antrage müſſen Beſcheinigungen über die Verhältniſſe 
der Bittſteller beigefügt ſein. Jedoch können nur Anträge der Hinterbliebenen 
ſolcher Verſicherten, deren Verſicherung wenigſtens fünf Jahre lang in Kraft 
war, Berückſichtigung finden. 

8 209. 

Dem Curatorium ausſchließlich ſteht die Befugniß zu, über die eingehen- 
den Anträge auf Unterſtützung zu entſcheiden und die Höhe, ſowie die Art 
der Unterſtützung feſtzuſetzen; bei deſſen Feſtſetzung behält es fein unabänder- 
liches Bewenden. 

c 8 30. 
Die Mittel der Unterſtützungskaſſe entſtehen: 
1) aus der zu zahlenden Aufnahmegebühr ($ 12); 
2) aus den Zinſen der geringeren Beträge reſp. Theilzahlungen ($ 17); 
3) aus den Kapitalien, die ihr nach § 14 zufallen; 
4) aus den Kapitalien, welche ihr, ſei es von der Concordia, ſei es von 

Dritten, zugewieſen werden. 

Bis die der Unterſtützungskaſſe zufließenden Kapitalien die Höhe von 
fünftauſend Thalern erreicht haben, ſoll zu Gunſten der Unterſtützungsbedürftigen 
nur über die Zinſen der Theilzahlungen und über die Zinſen der Kapitalien ver- 
fügt werden. Iſt aber das Kapital auf 5000 Thlr. angewachſen, ſo kann alsdann 
über die Hälfte der demnächſt noch eingehenden Kapitalien verfügt werden, wäh— 
rend die andere Hälfte dem Stamm⸗Kapital zugeſchlagen wird. 
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III. I. I. 
ee e Für eine einmalige Zahlung von 5 Thalern wird je 
keittsnlter erworben. Dede nach dem Beitrittsalter erworben: 
dee 
8 „0 gpde Bes e N entweder: oder: 
= ) eine lebenslängliche Pen⸗ſei Bir i i italſumme, 
= fion, in halbjänrlichen Nas eee bar ier e en 
* ten zahlbar und nach der und nach der Wahl des g d icherten 
25 Wahl des Berficherten bes | Verſicherten beginnend mit gezahlt wird bei Erreichung des 
= ginnend mit Erreichung des Erreichung des Alters von: Alters von: 
2 Alters von: 
55 wer Jahren [65 Jahren.ſſos Jahren. 60 Jahren. s Sanren.]55 Sahren.][60 Sanren.]655 Jahren 
th. fa. pf. th. fu pf. th. fg. pf. th. th. fa. pf. | th. fg. pf. Uthl. fg. 3 pf. f 
1612| 11—]3 19] 613 — [423] 98 110 3129] 2] 6 3 — 
1 171260 93 915 9 —225— 4160 37288 92726 — — 6 
1861022 912 4 28 612 20— [4 8} 9715 — 26121! — 6 6 
19119 6/2 418 — 2160 34 1 37 2 62517] 3]? 3 3 
201160 3/2 4 9 — 212] 6/325 — 6210 302415 — 9146 — 9 
2111 [13] 312 88 94 1— 28 9] 3118| 96110 31 23]13| 3 9144 1 — 
221100 3J 2 4 613 |23| 602 5— 313 96 1| 3122112] 9 9142| 30 6 
2311| 7) 612 — 613 116| 612 | 1| 33 8| 915 122] 61 21113] 6 3140 8| 9 
241 5— 1/260 9310 — 127 613 | 3| 915 |13| 9120115] 3 3138116 — 
25|1| 3—123—3 3| 61 |25|—1 2 |28] 915 | 5/— 1918] 6/26/14 — 3625 6 
261 1—1 19 9227] 3 122] 6223] 9427 6 1822| 9] 25] 9 35 7 — 
27 — 29 — 116 92210 6 1/20— 220 —] 4 120/— 17/28 — 246 33200 6 
280 — 27 — 1130 912160 36117] 612 16 314 [12] 617 A| 3] 230 4—| 32) 60(— 
29 — 25] 31111-2110 30 1(15— 2 12 64 | 6| 316110 6 220 3| 330 3| 6 
30— 23] 618 326 910120 6028 914 —— 15200210 4 — 2912 6 
31(— 21 915 922 60110 — 2 5(— 323 914,29 — 20 5| 9128] 3] 6 
32— 20 3lı 3] 3128 91 7] 62 1 3318 9114| 9 — 19 9|—| 26 — 
330— 19 — [11] 3125] 31 6| 311288 913 113) 913020 —18ʃ13—2 — 
34.— 18 —[— 29 31/210 91 5(— 1260 33 8| 9113| 1) 617180 3 6 | 
35— 17 — 27] 3118| 61 2 6122 613 | 3 912014 — 16249 6 | 
36 —|16|—- |25| 6115 301 1 3] 1 |20|—|2 |28| 911027 3] 16] 2]— | 2211) — | 
37.—15—[— 23 9112 3] 1 |—/—}ı |17| 612 123) 9l 1111 | 15110] 3]: 9 | 
38|--|141—1—122)— | 1 | 9| 3-28] 91 ı 115] —| 2 |20/—|| 100/260 3] 141201 — 9 
39 — 130 3J— 20 61 6| 9127| 6112 6/216 31 100110 9] 14— 9 9 
40 — 12 6— 19 — [1 4| 30— 260 31110 — 212 60 9128| — 13/12 3 — 
410110 9|— 117) 91] 2 —(—[25(—[1 7 62 8| 9 9ſ15(— 1224 6 3 
42 — 11 —[— 16 9[— 29 90— 23] 91 6 32 5— 9 2 312 7 6 6 
430.— 10 3— 15 91— 27 6— 22 661 5[— 2 1| 30 8120| 311/210 3 — 
44| | 9 6— 14 9 — 25] 6— 21 31 3] 9127 6 8| 8911/5] 6 3 
45.— 8 9— 13 9|— 23 9—120|—11 | 2 6/125 — 7/27 6] 10/20 6 3 
46 — 12 91 — 22 — 1 — 1122 6 100 6 3 6 
47 — 11 91— 20 6 — 28 1 88 9022 — 6 
48 — 10 9 — 19 — — 27 6117] 6 9 8 6 9 
49 10 1871 6 — 26 3] 1 115/—|l 8.25.— — 
50 — 9 3— 16 3 — 230 9112 6 8121 — 5 
51 — 115 — 1110 — 3 
52 — 13 9 1176 9 
53 — 12 6 1182 3 
54 — 110 3 | 1| 2 6 | 3 
55 — 110 — 1'113 6 
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NB. Der zu II. gehörige Tarif, welcher die Kapitalverſicherung berechnet, die durch eine erſtmalige 
(und nicht wiederholte) Einzahlung von 5 Thlrn erworben wird, folgt im nächſten Hefte. 
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Zwei neue Zeilſchriften. 


Die Innung der Zukunft. Blätter für das Genoſſeuſchaftsweſen (Aſſociationen). 
Volkswirthſchaftlich und ſtatiſtiſch. Als Organ des Central-Correſpondenz-Bureaus 
deutſcher Vorſchuß-, Credit- und Rohſtoff-Vereine ꝛc. Herausgegeben von Schulze⸗ 
Delitzſch. Selbstverlag, Leipzig in Commiſſion bei G. Mayer. 10 Nrn. jährl. 
Abonnement 1 Thlr. — 

„Alt und doch neu“ — ſagt das Einleitungswort Schulze's — „unter 


dem frühern Namen, aber nicht in der frühern Form, tritt heute die Innung 


der Zukunft, welche wir im eifrigen Ringen erblicken zur „Innung der 
Gegenwart“ zu werden, vor ihre Leſer. Nicht länger, wie bisher, an das 
geſicherte Unternehmen wohlmeinender Männer ſich anlehnend gleichſam von 
fremder Firma gedeckt — drängt es ſie, ganz ſelbſtſtändig ihren Weg zu 
gehen. Als laute Mahnerin an die eigene Kraft, als Herold der Selbſt⸗ 
hülfe im Erwerb in unſerer Arbeiterwelt, ſtand es ihr ferner nicht 
wohl an, anders als in vollſter Unabhängigkeit, nur allein auf ſich ſelbſt ge⸗ 
gründet, vor dem Publikum aufzutreten. 

Es ſteht aber in dieſer Beziehung mit dem Blatte, wie mit unſern 
Genoſſenſchaften und Vereinen ſelbſt, welche ſich durch Gründung und Erhal— 
tung eines ſolchen, ihnen eigends angehörigen Organs in der Tagespreſſe 
das Mündigkeitszeugniß ausſtellen. Die Geſchichte des Blattes fällt mit der 
Geſchichte der Vereine innig zuſammen. Aus dem Engen heraus, im Kampfe 
mit Schwierigkeiten und Hemmniſſen aller Art mußten ſie beginnen, ehe ſie 
zu der jetzigen Ausbreitung und Bedeutung zu gelangen vermochten. Es ſind 
mehr als 11 Jahre verfloſſen, ſeitdem die erſten Anfänge der Bewegung in 
den Rohſtoff⸗Aſſociationen der Tiſchler und Schuhmacher zu 
Delitzſch, unter unmittelbarer Leitung des Herausgebers, gegen Ende 1849 be- 
gannen, denen ſich 1850 die Vorſchußvereine in Delitzſch und Eilen⸗ 
burg anſchloſſen, über welche der Verfaſſer in feinen erſten „Mittheilun⸗ 
gen über gewerbliche und Arbeiter⸗Aſſociationen,“ Leipzig 
1850 bei E. Keil, berichtete. Allerdings rief dieſes Büchlein einige Nachfolge, 
beſonders mehrere Rohſtoff⸗Aſſociationen der Handwerker in verſchie— 
denen Gegenden des nördlichen Deutſchlands hervor, unter denen die 1851 ge- 
gründete der Schuhmacher zu Wolfenbüttel die bedeutendſte Stelle 
einnimmt. Indeſſen blieb die Sache noch immer ziemlich unbeachtet. Erſt 
als der Herausgeber, der inzwiſchen (1851) den Staatsdienſt aufgegeben 
und ſich der weiteren Ausbildung der Aſſociationen in ſeiner Vaterſtadt 
Delitzſch angenommen hatte, mit den weiter gewonnenen Reſultaten in 
feinem „Aſſociationsbuch für Deutſche Handwerker und 
Arbeiter“, Leipzig 1853, bei E. Keil, auftrat, nahm das Publikum und 
die Preſſe mehr Notiz von dieſen Beſtrebungen, und im Anfange des fol⸗ 
genden Jahres forderte endlich der verſtorbene Fr. G. Wieck den Heraus- 
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geber für die von ihm redigirte Deutſche Gewerbezeitung in Leip⸗ 
zig zu ſtehenden Referaten darüber auf. So entſtand durch Uebereinkommen 
zwiſchen Beiden, als Organ der Bewegung, zuerſt „Die Innung der Zu— 
kunft“ als beſondere Abtheilung der genannten Zeitung, indem dem wackeren, 
bis an feinen Tod dem Genoſſenſchaftsweſen mit wärmſtem Eifer zugethanen 
Wieck der Mahnruf des Herausgebers an unſere Handwerker im Aſſociations— 
buche: „daß die Aſſociation, die freie Genoſſenſchaft, 
die Innung der Zukunft ſei,“ zum Titel des Blattes Anlaß gab. 
Trotz alledem verbreiteten ſich die Vereine nur ſehr allmälig, und es mögen 
bis gegen Ende 1855 von allen Arten zuſammen nicht über 30 —40 in Thä— 
tigkeit geweſen ſein. Erſt das 1855 in erſter Auflage erſchienene Büchlein des 
Herausgebers über Vorſchuß-Vereine als Volksbanken gab zunächſt 
dieſer wichtigen Art der Genoſſenſchaften, und ſodann mittelbar der ganzen 
Genoſſenſchaftsbewegung einen entſchiedenen Anſtoß. In Folge deſſen wuchſen 
nämlich die Worſchußvereine von etwa 12—15 zu Ende 1855 bis auf 
circa 220 zu Ende des verfloſſenen Jahres mit einem Umſatze von circa 
10 Millionen Thalern pro 1860 an, und die Rohſtoff⸗Aſſociationen 
in einzelnen Handwerken von etwa 12 bis auf mehr als 100, von denen eirca 
20 bis 25 zur gemeinſamen Magazinirung fertiger Waaren vorgeſchritten ſind. 

Bei dieſem Stande der Sachen wird es nicht vorzeitig erſcheinen, wenn 
wir, dem auf dem letzten Vereinstage zu Gotha von den dort verſammelten 
Vertretern einer größern Anzahl von Vorſchußvereinen geäußerten Wunſche zufolge, 
an ein ganz ſelbſtſtändiges und ausſchließliches Blatt für das deutſche Genoſſen— | 
ſchaftsweſen gedacht haben, deſſen Herausgabe und Leitung namentlich mit | 
dem von den Vereinen vor 1½ Jahren gegründeten Central-Correſpon⸗ 
denz⸗Bürcau verbunden, dieſes Inftitut ſelbſt erſt zu einem wirklichen Ab⸗ 
ſchluß in ſich zu bringen im Stande iſt, da es demſelben ohne dies an dem 
Hauptorgan für eine weiterreichende nachhaltige Wirkſamkeit völlig gebrechen 
würde. Der Zeitpunkt rückt immer näher, den der Herausgeber ſchon in ſei— 
nem Anfang 1856 erſtatteten Jahresberichte über die Reſultate der Vor— 
ſchußvereine im Jahre 1855 vorherzuſagen wagte: „wo die Genoſſenſchaften 
ſich als eine Macht im Verkehr zu fühlen beginnen, welche der Großinduſtrie 
mehr und mehr ebenbürtig zur Seite tritt, uud wo es keine Stadt in unſerm 
Vaterlande geben wird, welche nicht einen oder mehrere ſolcher Vereine aufzu— 
weiſen hätte.“ Darum dürfen wir hoffen, daß die Vereine weit genug vorge— 
ſchritten ſind, um die Bedeutung einer ſolchen ſpeciellen Vertretung in der Preſſe 
für ihren ferneren Aufſchwung genugſam zu würdigen, und ſind entſchloſſen, es 
auf die Probe ankommen zu laſſen. 

Der von uns im Allgemeinen angedeuteten Beſtimmung gemäß, wird unſer 
Blatt eine doppelte Aufgabe zu löſen haben. Einmal wird es im Allge⸗ 
meinen: a) die volkswirthſchaftlichen Principien, auf denen unſere Vereine 
beruhen, klar zu entwickeln und uach allen Seiten hin zum Bewußtſein wie 
zur Geltung zu bringen ſuchen; b) ſich mit der inneren Einrichtung der geſchäft⸗ 
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lichen Organiſation der verſchiedenen Arten der Genoſſenſchaften beſchäftigen, 

um dieſelbe möglichſter Vervollkommnung zuzuführen; c) die erzielten Reſul— 

tate, als den beſten Prüfſtein der Zweckmäßigkeit des an den einzelnen Orten 
angewendeten Verfahrens, in genauen ſtatiſtiſchen Mittheilungen aus dem 

Vereinsleben zur öffentlichen Kenntniß bringen; d) die gemeinſamen Inter⸗ 

eſſen der Vereine beſprechen, Mittel und Wege zu ihrer Wahrnehmung an— 

bahnen, und dieſelben vor der öffentlichen Meinung wie vor den Staatsbe— 
hörden vertreten. 

Insbeſondere ſoll aber das Blatt auch noch, wie ſchon bemerkt, 
dem auf dem Vereinstage in Gotha gefaßten Beſchluſſe gemäß, dem Een: 
tral⸗Correſpondenz⸗Büreau der deutſchen Genoſſenſchaf⸗ 
ten, deſſen Leitung gegenwärtig ſich in den Händen des Herausgebers befindet, 
zum Organ dienen. In dieſer Beziehung wird es die Geſchäftsverbindungen 
zwiſchen den im Verbande befindlichen Vereinen in Gang zu bringen ſich bemühen, 
die Beantwortung eingehender Anfragen von allgemeinerer Bedeutung veröffent— 
lichen, und überhaupt Alles thun, um einen lebendigen Verkehr der Vereine unter 
einander und mit dem Bureau, ſowie des letzteren mit dem auf dem Vereins— 
tage ihm an die Seite geſetzten engern Ausſchuſſe zu befördern.“ — 

Es bedarf für die Freunde der Centralvereinszeitſchrift keines ausdrück— 
lichen Wortes darüber, mit welcher Freude wir das Unternehmen, dem all— 
mälig aus ſeiner Verbindung mit der Gewerbezeitung Schranken erwuchſen, 
jetzt auf eignen Füßen vorwärts ſchreiten ſehn. Möge es nicht nur inner- 
halb der ſchon beſtehenden Genoſſenſchaften zur Stärkung, Klärung und Ei— 
nigung in Ziel und Mitteln wirken, ſondern auch da, wo es bis jetzt viel— 
leicht nicht an Anlaß und Luſt, wohl aber an Rath und Angriff zur Genoſ⸗ 
ſenſchaftsbildung fehlte, das zündende lebendige Wort des trefflichen Heraus: 
gebers erſetzen und den Muth der That erwecken! 

Concordia. Beiträge zur Löſung der forialen Fragen in zwangloſen Heften von 
V. A. Huber. Leipzig. G. Mayer. Die Hefte von eirca 2 Bogen Umfang, 
der Bogen zum Preiſe von eirca 2 Ngr. 

Der geehrte Hr. Verf. ſpricht ſich in einem Vorworte ausführlicher über 
ſeine perſönliche Stellung zu der ſocialen Beſtrebung der Gegenwart aus, über 
die politiſche Neutralität, welche er dieſem Gebiete vindieirt, ſowie über die 
chriſtlich- kirchliche Grundlegung, in der allein er die Möglichkeit der vollen 
fittlichen Löſung erblickt. Wir haben hier weder Aufgabe noch Luft, die diametral 
entgegengeſetzte Auffaſſung als eine gleichberechtigte und in praktiſcher Hinſicht 
mindeſtens ebenſo fruchtreiche auszuführen; dem Zweck dieſer Zeilen dient es zur 
Genüge, die Abſichten des jungen Unternehmens, das ſich als das erſte den 
ſogen. ſocialen Fragen ausſchließlich gewidmete und ſelbſtſtändige Organ der 
Tagespreſſe einführt, mit ſeinen eignen Worten kurz zu zeichnen. Die Zeitſchrift 
ſoll ſich „ganz überwiegend mit dem wirklichen Leben, mit der That und 
Praxis und nur ſehr ausnahmsweiſe und beiläufig mit Theorien, Doktrinen 
und Abſtraktionen beſchäftigen. — So gilt es denn vor Allem Thatja- 
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chen, Zuſtände und zwar ſowohl aus dem Gebiet der ſocialen Krank— 
heit, als des geſunden oder in der Heilung begriffenen National— 
lebens, zumal der untern Volksſchichten. — Vor Allem aber gilt es Darſtellung | 
der verſchiedenen Heilmittel und Heilverfahren und ihrer Wirkungen 
auf die gegebenen Zuſtände. Und hier wird das Genoſſenſchaftsweſen 
in allen ſeinen Formen vorzugsweiſe in's Auge zu faſſen ſein. Hierbei wird 
jedoch jede ſtörende Concurrenz mit ſchon vorhandenen und dieſer hochwichtigen 
Sache ausſchließlich dienenden Zeitſchriften (wie z. B. die „Innung der Zu— 
kunft“), die wir als natürliche Verbündete und Mitarbeiter anſehen, dadurch 
zu vermeiden ſein, daß wir uns hauptſächlich mit dem Ausland beſchäftigen | 
werden, während jene ausdrücklich die deutſchen Genoſſenſchaften vertreten. | 
Nächſt dem Genoſſenſchaftsweſen werden wir der Wohnungsfrage ſowohl | 
nach der Seite der Noth als der Abhülfe um fo mehr Aufmerkſamkeit zuwenden, 
da wir deren Löſung recht eigentlich als Ziel der vollen Entwicklung des genoſſen— 
ſchaftlichen Princips auffaſſen. Aber auch andere, nur mittelbar mit dieſen Haupt⸗ 
punkten in Beziehung ſtehende Gebiete werden wir nicht unbeachtet laſſen dürfen 
— ſo namentlich die Volksbildung und das Armenweſen und manche 
darauf bezügliche Seiten des Polizei- und Strafgerichtsweſens. Doch 
werden wir nicht vergeſſen, daß dieſe Gebiete ſchon eine ſelbſtſtändige Vertretung 
in der Preſſe gefunden haben. Endlich behalten wir uns auch gelegentliche Blicke 
in die Vergangenheit offen. 
Hinſichtlich der Form unſerer Mittheilungen behalten wir uns die größte, | 
Freiheit vor, welche ſogar die Poeſie, wenigſtens in der Proſa des ſocialen Ro⸗ 
mans, nicht auszuſchließen braucht.“ | 
Bis jetzt find zwei Hefte erſchienen, das erſte handelt über die allgemeine 
volkswirthſchaftliche und ſociale Bedeutung des Genoſſenſchaftsweſens, das zweite 
enthält einen Artikel über die Wohnungsfrage und verbreitet ſich aus Anlaß 
einer literariſchen Beſprechung über das Auswanderungsweſen. 
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Einladung und Programm 
zur vierten 


Uerſammlung des volkswirtäfchaftlichen Nongreſſes, 


welche in Stuttgart vom 9. bis 12. September d. J. ſtattfindet und 
am 9. September, Vormittags 10 Uhr eröffnet wird. 


1. Die Anmeldung, wie die Aushändigung der Eintrittskarten 
nebſt bereiten Denk- und Druckſchriften über die Berathungsgegenſtände er⸗ 
folgt gegen Erlegung von drei Thalern oder 5½ Gulden ſüddeutſcher oder 
4½ Gulden öſterreichiſcher Währung bei dem unter Leitung des Directors 
der Centralſtelle für Gewerbe und Handel, von Steinbeis zu Stutt⸗ | 
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art, zu bildenden Localcomits am 7ten und Sten September er. Vor⸗ und 
Nachmittags, ſpäter, während der Sitzungstage, am Eingange des Verſamm⸗ 
lungslocals. Letzteres wird vom Localeomité bei der Anmeldung bekannt ge- 
macht. Die Mitglieder haben anzugeben, an welchen Abtheilungsbera— 
thungen ſie Theil nehmen wollen. 

2. Der Zutritt zum Kongreß und deſſen Verhandlungen ſteht Jeder— 
mann frei, welcher ſich dazu meldet und die Eintrittskarte löſt. Staats⸗ 
und Gemeindebehörden, Geſellſchaften, Vereine und Geſchäftshäuſer können 
durch Bevollmächtigte vertreten werden. 

3. Die Mitglieder der früheren Kongreſſe, wie neu hinzutretende Mit- 
glieder, welche auf dem Kongreß zu erſcheinen verhindert ſind, erhalten auch 
bei ſpäterer ſchriftlicher Meldung, gegen Einſendung des oben gedachten 
Jahresbeitrages an den Schatzmeiſter, ein Exemplar der im Druck erſchei— 
nenden Verhandlungen nebſt vorhandenen Denk- und Druckſchriften. 


Die Tagesordnung des Kongreſſes 
iſt (vorbehaltlich abweichender Beſchlüſſe deſſelben) folgende: 

1. Wahl eines Präſidenten, ſeiner beiden Stellvertreter und von fünf 
Schriftführern für die Kongreßverhandlungen. 

2. Jahresbericht der ſtändigen Deputation. 

3. Entgegennahme etwaniger neuer Anträge von Mitgliedern, dergleichen 
ſtatutenmäßig nur vor oder bei Eröffnung des Kongreßes geſtellt werden 
heine! über deren Berathung und den Zeitpunkt derſelben der Kongreß ent- 

eidet. 


4. Berichterſtattungen durch die ernannten Referenten und reſp. 


Berathungen, auch in der Regel ſofort im Plenum, 
I. (Gewerbeweſen betreffend) 
1. über die Fortſchritte und die Lage der Geſetzgebung 
a. in Beziehung auf den Gewerbebetrieb in den einzelnen deut⸗ 
ſchen Staaten; 
b. desgl. die damit in Verbindung ſtehende Freizügigkeit in 
volkswirthſchaftlicher, insbeſondere gewerblicher Hinſicht; 
2. in Betreff des gewerblichen Conceſſionsweſens; 
3. über das Eiſenbahn⸗Monopol, hierbei unter Vorberathung 
in der Abtheilung II. i 
4. Speciell Discuſſion der Frage: 
Ob die Beibehaltung der In nungen als öffentlicher Infti- 
tutionen mit oder ohne Zwangsbeitritt bei Einführung gewerbe- 
freiheitlicher Geſetzgebung zu empfehlen ſei? 
II. (Genoſſenſchaftsweſen betreffend): über die Fortſchritte ꝛc. der ge⸗ 
werblichen und wirthſchaftlichen deutſchen Genoſſen— 


ſchaften. 
III. (Zollweſen betreffend.) n 
1. über Beſteuerung des Zuckers im Zollverein. 
2. desgleichen über Twiſtzölle. 
3. Niederſetzung einer permanenten Kommiſſion in Bezug auf die Ne— 
form der Zollvereinsgeſetzgebung beim bevorſtehenden Ab- 
lauf der Zollvereinsverträge. 
IV. (Münzweſen betreffend). Berichterſtattung und Berathung: über Her- 
ſtellung der Münzeinheit in Deutſchland. 
V. desgl. „über den Realeredit“. 
VI. (Verſicherungsweſen, beſondere Abtheilung). — Berichterſtattung, fo 
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wie ſpeciellere Mittheilungen über die Lage der Geſetzgebung in 
den einzelnen deutſchen Staaten und Berathung über das Verſiche— 
rungsweſen mit Rückſicht 
a) auf das dabei obwaltende Konzeſſionsſyſtem, 
b) auf den Betrieb durch den Staat, durch ſtändiſche Inſtitute oder durch 
Kommunen, und 5 
e) die Zwangsverſicherung. 
VII. (Volkswirthſchaftslehre und Statiſtik.) „über die bei der nächſten 
Volkszählung im Zollverein zu erhebenden Thatſachen“ 
— unter Vorberathung in der betreffenden Abtheilung. 
5. Wahl der ſtändigen Deputation zur Geſchäftsbeſorgung für 
das folgende Jahr von 9 Mitgliedern, 6 durch die Verſammlung, 
3 durch Cooptation. 

Anfang und Zeit der Plenarſitzungen an den folgenden Tagen wird 
vorher jedesmal beſtimmt: die Abtheilungsſitzungen resp. zu VII. und wegen 
des Eiſenbahn⸗Monopols finden am 9. September e. Abends und dann nad) 
Beſtimmung der betreffenden Abtheilung ſtatt. 

Berlin, den 3. Mai 1861. 

Die ſtändige Deputation des volkswirthſchaftlichen Kongreſſes. 
Dr. Lette (Berlin) Vorſitzender. Dr. Braun (Wiesbaden). Schulze (Delitzſch). 
von Steinbeis (Stuttgart). Hopf (Gotha) Schatzmeiſter. Dr. Böhmert (Bremen). 
v. d. Horſt (Hannover). Dr. Soetbeer (Hamburg). Prince Smith (Berlin). 


Preisausfchreiben, 

Aus der Mitte des volkswirthſchaftlichen Kongreſſes find zur Verthei— 
lung durch deſſen ſtändige Deputation drei Preiſe von 500 Thaler, 200 
Thaler und 100 Thaler zur Förderung und Verbreitung volkswirthſchaftlicher 
Kenntniſſe und Anſchauungen für die drei beſten volkswirthſchaftlichen popu- 
lair gehaltenen Schriften ausgeſetzt. Den Bewerbern wird hinſichtlich der 
Form und des Inhalts keine Vorſchrift gemacht; nur wird möglichſte Kürze 
gewünſcht und darf der Umfang der Schrift 10 bis 15 Druckbogen nicht 
überſchreiten. 

Die Einſendung des Manuſeriptes muß bis zum 31. März 1862 an 
den mitunterzeichneten Vorſitzenden der Deputation (Link-Straße No. 43 in 
Berlin) erfolgen und daſſelbe mit einem Motto bezeichnet und von einem 
ebenſo bezeichneten verſiegelten Convert, worin Name und Adreſſe des Ein- 
ſenders befindlich, begleitet ſein. 

Die Beurtheiler werden nach Ablauf des Einſendungstermins von der 
Deputation ernannt und bekannt gemacht; die Entſcheidung über die Preis— 
würdigkeit und die Zuerkennung der Preiſe erfolgt durch die ſtändige Depu— 
tation auf dem Kongreß des Jahres 1862. 

Entſprechen die eingehenden Schriften dem Zwecke nicht, ſo werden die 
Prämien ganz oder theilweiſe für eine neue Concurrenz vorbehalten. 

Die prämiirten Schriften werden Eigenthum des Kongreſſes; ein bei 
deren Herausgabe etwa erzielter Ertrag ſoll jedoch dem Verfaſſer zu gute 
kommen. Berlin den 30. April 1861. 

Die ſtändige Deputation des volkswirthſchaftlichen Kongreſſes. 
Dr. Lette zu Berlin, (Vorſitzender); Dr. Braun zu Wiesbaden; Schulze zu Delitzſch; 
Dr. Böhmert zu Bremen; von Steinbeis zu Stuttgart; Hopf zu Gotha; Prince⸗ 
Smith zu Berlin; Dr. Soetbeer zu Hamburg; v. d. Horſt zu Hannover. 


Druck von F. W. Baade in Berlin. 


Zeilſchriſt 


des 


Gentral-Bereins in Preussen 


für daa Wohl der arbeitenden Rlaanen. 
Er 
N er, 
Im Auftrage und unter Mitwirkung des Vorſtandes und Ausſchuſſes des Vereins 
herausgegeben 


von 6 
Dr. Guido Weiß. 


Unter verantwortlicher Redaction von Heinrich Hübner. 


— 


(an 
n 
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Dritter Band. Viertes Heft. 


Leipzig 1861. 


Verlag von Heinrich Hübner, 


Beiträge zur Renntniß der Cage der Perg⸗ 


und Hüttenſeute, 
beſonders in Bezug auf die Knappſchaftsvereine. 


Von Hrn. Huyſſen in Düren. 


(Aus der „Zeitſchrift f. d. Berg-, Hütten- und Salinenweſen im preuß. Staate.“ 
S. Bd. 2. dieſer Zeitſchr. S. 416.) 


Zweites Stück. 


Lage der Arbeiter auf den Eiſenhütten des Hörder 
Bergwerks⸗ und Hüttenvereins. 


Betriebene Werke und Zahl der Arbeiter. 

Der Hörder Bergwerks- und Hüttenverein betreibt Bergbau auf 
Steinkohlen und Eiſenſtein und Hütten zur Darſtellung von Roheiſen, 
ſo wie zu deſſen weiterer Verarbeitung zu Eiſenbahnſchienen, Stab» 
eiſen, Puddelſtahl, Eiſenbahnwagenraͤdern u. dergl. Derfelbe befchäf- 
tigte in ſeinem unmittelbaren Dienſte auf den verſchiedenen Werken 
im Jahre 1858 3300 und im Jahre 1859 2670 Arbeiter, welche 
mit ihren Angehörigen eine Seelenzahl von 9180, beziehungweiſe 7969 
ausmachten. Außerdem ſtanden im mittelbaren Dienſte im Jahre 
1858 noch gegen 1000 und im Jahre 1859 gegen 900 Perſonen. 

Die wichtigſten Werke der Geſellſchaft ſind die beiden Eiſenhütten 
bei Hörde im Bergamtsbezirke Bochum. Von dieſen beſtand das 
Puddel⸗ und Walzwerk „Hermannshütte“ bereits bei der Gründung 
der Actiengeſellſchaft im Jahre 1852 und wurde durch dieſe von den 
früheren Beſitzern, Piepenſtock & Co., übernommen; die nahe dabei 
gelegene Hohofenhütte „Hörder Eiſenwerk“ dagegen iſt erſt nach der 
Gründung der Geſellſchaft von dieſer errichtet und ſchon im Jahre 
1854 in Betrieb geſetzt worden. Wir beſchränken die gegenwärtigen 
Betrachtungen“) auf die Arbeiter dieſer zwei Hütten, indem die von 
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) Herrn Commerzienrath Wieſehahn und Herrn Krankenkaſſen⸗Seeretair Emmel 
zu Hörde ſind wir für deren große Gefälligkeit in Mittheilung der Rechnungsabſchlüſſe 
und ſonſtigen Notizen von der Kranken- und Unterſtützungskaſſe der Hörder Hütten⸗ 
arbeiter ſehr zu Danke verpflichtet. 
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der Geſellſchaft auf dem Hörder Kohlenwerke und den Eiſenſteingru— 
ben Argus, Adele, Joſephine, jo wie in Joeſt's Erbſtolln ꝛc. beſchäf— 
tigten Bergleute, dem Märkiſchen Knappſchaftsverbande angehörend, 
ganz andere Beziehungen haben als die Hüttenleute. 
Die Zahl der letzteren war im Jahre 1859 bei den einzelnen 
Betriebszweigen: 
I. Auf der Hermannshütte. 
a. im eigentlichen Puddelwerk: 
207 Puddler, 
| 46 Luppenwalzer, 
11 Satzwieger, 
14 Luppenwieger, 
10 Luppenzänger, 
5 Schrotfahrer, 
10 Schlacken⸗ und Aſchenfahrer, 
17 Eiſenprobirer, 
10 Mafchinen- und Keffelwärter und Heizer, 
zuſammen 31. 779 er 330 
b. im Stabeiſen⸗ eh Siienenwahnsnt: 
114 Schweißer, 
26 Schienenwalzer, 
24 Brammenwalzer 
14 Grobeiſenwalzer, 
18 Feineiſenwalzer, 
14 Hammerſchmiede, Hobler und Stangenarbeiter, 
88 Scheerenarbeiter und Packer, 
13 Brammenſchneider, 
9 Kohlenfahrer, 
22 Schladen- und Aſchenfahrer, 
2 Säger, 
10 Warmrichter, 
19 Mafchinen- und Keſſelwärter und Heizer, 
zuſammen . st en re ER 375 
c. im Seng 
7 Kaltrichter, 
12 Schienenfraiſer, 
4 Schienenfeiler, 
4 Schienenpitſcher, 
Latus 703 
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9 Warm⸗ und Kaltflider, 
2 Schienenlocher, 
3 Laſchenarbeiter, 
7 Schienenbrecher, 
19 Schienenträger, 


zuſammen > 67 
d. im Blechwalzwerk: 
60 Puddler, 
80 Schweißer, 
28 Radfelgen- und Achſenwalzer, 
35 Blechwalzer, 
9 Luppenwalzer, 
16 Hammerſchmiede, Hobler und Etangenarbeiter, 
74 Scheerenarbeiter und Packer, 
4 Satzwieger, 
4 Luppenwieger, 
4 Luppenzänger, 
12 Kohlenfahrer, 
20 Schlacken⸗ und Aſchenfahrer, 
2 Säger, 
31 Maſchinen⸗ und SRG und Heizer, 
zuſammen 8 . 379 
e. in der Räͤderfabrik: 
17 Schreiner und Zimmerleute, \ 
182 Schmiede und Zuſchlaͤger, 
122 Dreher, Bankarbeiter und Schloſſer, 
27 Former und Gießer, N 
1 un 3 348 
f. Platzarbeiter u. dgl. 
51 Maurer und Handlanger, 
21 Mann zur Darſtellung feuerfeſter Steine, 
4 Arbeiter im Eiſenmagazin, 
2 Dachdecker, 
7 Thürhüter, 
2 Fuhrleute, 
88 verſchiedene Arbeiter im e 
zuſammen BER ö 5 175 
überhaupt 1672 


! 


374 Beiträge zur Kenutuiß der Lage der Berg- und Hüttenleute. 


Transport 1672 
II. Im Hörder Eiſenwerk: 
24 Schmelzer, 
9 Gichtſetzer, 
26 Möller- und Erzfaͤhrer, 
12 Erz⸗ und Kohlenablader, 
16 Kalkſteinſchläger und Fahrer, 
5 Roheiſenlader, 
4 Anſchläger, 
21 Schladen- und Aſchenfahrer, 
16 Maſchinen⸗ und Kefjehvärter und Heizer, 
80 Koksarbeiter, 
32 Schmiede, 
1 Former, 
12 Wage⸗, Platz- und Haldenmeiſter, 
2 Maurer, 
4 Thürhuͤter, 
45 verſchiedene Arbeiter im Tagelohn, 
ehrt te ce 000 ARGUMENT MD 
Geſammtzahl der Hüttenarbeiter 1981 

Hierunter befanden ſich keine weibliche Arbeiter, wohl aber 13 Kna— 
ben unter 16 Jahren, welche auf der Hermannshütte in angemeſſener 
Weiſe beſchäftigt wurden. . 

Die obige Arbeiterzahl entſpricht dem in Folge der ſchlechten Eon- 
juncturen eingeſchränkten Betriebszuſtande; in beſſeren Zeiten iſt die— 
ſelbe viel ſtärker und ſtieg im Jahre 1857 bis auf 3100. 

Nachſtehende Ueberſicht enthält einige nähere Angaben über den 
Perſonalſtand während der letzten 7 Jahre. 


Zahl der Darunter waren 

Arbeiter Verheirathete Unverheirathete 
1833 23838. 987 .. TBR 
1884. 2850 1 0 20 Te 
1853: =... 250, RE 1177 
1888 3000 2 „=: 1709459577. 1205 
1857 55.310072. 18604060, 1240 
185838. 29 e IL 
g 1981! 1168 (68, „) al 
Durchſchnitt 2585 . . 1419 (54, pCt.) 1165 
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Arbeiterordnung. 

Ueber die Anforderungen, welche an die Arbeiter gemacht werden, 
die Dauer ihrer Arbeits- und Ruhezeit und manche andere zur Beur— 
theilung der Lage der Arbeiter wichtige Verhältniſſe giebt die vom 
Verwaltungsrathe der Aetiengeſellſchaft am 1. Juli 1853 erlaſſene 
Arbeiterordnung näheren Aufſchluß, daher wir dieſe hier wörtlich fol— 
gen laſſen: 


Allgemeine Beſtimmungen zur Aufrechthaltung der Ordnung. 


Art. 1. Die auf ſaͤmmtlichen Betriebswerken des Hörder Berg: 
werks- und Hüttenvereins eintretenden Meiſter und Arbeiter find ge— 
halten, dem zumächft vorgeſetzten Beamten ihre Legitimationspapiere 
vorzuzeigen. 8 

Art. 2. Wer nicht das Alter von 15 Jahren erreicht hat, wird 
zur Arbeit nicht angenommen. 

Art. 3. Unmittelbare Vorgeſetzte des Arbeiters ſind: A. Auf 
dem Hörder Eiſenhüttenwerk: der Platzmeiſter, der Koksmeiſter, der 
Oberſchmelzer, der Werkmeiſter. — B. Auf der Hermannshütte: der Platz— 
meiſter, die Meiſter, die Obermeiſter, die Vormänner, der Werkmeiſter. 

Art. 4. Mittelbare Vorgeſetzte ſind: der leitende Abtheilungs— 
Ingenieur, der Specialdirector. 

Art. 5. Die gewöhnliche Arbeitszeit iſt feſtgeſetzt, wie folgt: 
a. für die Hüttenbetriebsarbeiter, als: Hohofenarbeiter, Puddler, 
Schweißer, Walzer u. ſ. w. von Morgens 6 Uhr bis Abends 6 Uhr 
als Tagſchicht und von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens als Nacht— 
ſchicht. — b. Für Bau- und Maſchinenarbeiter in geſchloſſenen Merk: 
ſtätten, welche im Winterhalbjahr vom 1. October bis den 4. April 
bei Licht arbeiten müſſen: von Morgens 6 Uhr bis Abends 7 Uhr. — 
c. Für Arbeiter und Tagelöhner überhaupt, wenn ſie im Freien be— 
ſchaͤftigt find und nicht bei Licht arbeiten ſollen: vom 1. April bis 
den 1. October ebenfalls von Morgens 6 Uhr bis Abends 7 Uhr. 
Vom 1. October bis 31. Maͤrz richtet ſich ihre Arbeit nach der Tageslänge. 

Art. 6. Als Ruhezeit iſt beſtimmt: a) für die Bau⸗ und Ma⸗ 
ſchinenarbeiter: Morgens von 8 bis halb 9 Uhr, Mittags von 12 
bis 1 Uhr, und Nachmittags von 4 bis halb 5 Uhr. — b) Für 
Arbeiter, welche nur im Freien arbeiten konnen, fallt die Morgens— 
und Nachmittagsruhezeit vom 1. October bis den 31. März weg. — 
c) Die Ruhezeit für die Hüttenbetriebsarbeiter richtet ſich nach ihrer 
Arbeit. Dieſe Leute eſſen und ruhen, wenn es für fie am paſſend— 
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ſten iſt; womöglich muß jedoch die unter a) feſtgeſetzte Ruhezeit 
innegehalten werden. 

Art. 7. Alle Meiſter und Arbeiter ohne Ausnahme ſind ihren 
Vorgeſetzten im Dienſt unbedingten Gehorſam ſchuldig. 

Art. 8. Jedes dienſtliche Anliegen hat der Meiſter oder Arbeiter 
zunächſt dem Abtheilungs-Ingenieur, oder wenn er ſich bei deſſen Be⸗ N 
ſcheid nicht beruhigen kann, in letzter Inſtanz dem Specialdirector vor⸗ 
zutragen. \ 

Art. 9. Zur Anbringung von Beſchwerden dürfen ſich nie mehr 
als zwei Perſonen bei ihren Vorgeſetzten einfinden. Erſcheinen bei 
einer ſolchen Veranlaſſung mehr als zwei Perſonen, ſo iſt dies als 
eine Verletzung der beſtehenden Ordnung anzuſehen, und koͤnnen die 
Arbeiter ſofort entlaſſen werden. 

Art. 10. Dem täglichen Verleſen, was bei Anfang und nach 
beendigter Arbeit, ſowie beim Schichtwechſel geſchieht, muß jeder Mei⸗ 
ſter und Arbeiter ohne Ausnahme beiwohnen; Wegbleiben vom Ver— 
leſen wird mit 1 bis 10 Sgr. beſtraft, und kann der Betreffende über- 
dies, wenn ihm für den Tag, an welchem er vom Verleſen wegge— 
blieben war, nichts notirt iſt, keinen Anſpruch auf Nachvergütung 
ſeines Lohnes machen. 

Art. 11. Ruheſtörungen, Ungezogenheiten im Dienſte gegen 
Vorgeſetzte oder Mitarbeiter, Lüge, Widerſpänſtigkeit und Selbſthülfe, 
ſowie alle Thätlichfeiten werden mit 15 Sgr. bis 5 Thlr. und unter 
Umſtänden außerdem auch noch mit ſofortiger Dienſtentlaſſung bes 

| ftraft. 

Art. 12. Kein Meiſter oder Arbeiter darf vor beendigter Schicht 
oder vor feiner Ablöfung feinen Poſten verlaſſen; dies kann nur aus⸗ 
nahmsweiſe in dringenden Fällen und nur mit Erlaubniß des Vor⸗ 
geſetzten geſchehen. Verlaſſen der Arbeit ohne Erlaubniß wird mit 
15 Sgr. bis 3 Thlr. beſtraft. 

Art. 13. Kein Meiſter oder Arbeiter darf ohne Erlaubniß des 
Abtheilungs-Ingenieurs willkürlich von der Arbeit zu Hauſe bleiben 
bei Strafe von 5 Sgr. bis zu 3 Thlrn. 

Art. 14. Eine gleiche Beſtrafung findet ſtatt, wenn ein Arbeiter 
den Tag nach einem Sonn- oder Feiertage, oder nach einer Aus⸗ 
lohnung wegen Trunkenheit oder Schwärmerei ausbleibt, und werden 
Entſchuldigungen wegen Unwohlſeins durchaus nicht angenommen. 

Art. 15. Ein beurlaubter Arbeiter hat ſich die Dauer ſeines 
Aufenthalts am Urlaubsorte durch die betreffende Polizeibehörde be 
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ſcheinigen zu laſſen. Den Urlaubsſchein hat er beim Wiederantritte 
der Arbeit feinem unmittelbaren Vorgeſetzten einzuhändigen. 

Art. 16. Das Branntweintrinken in den Werkſtaͤtten und auf 
den Arbeitsſtellen iſt unterſagt. Das Einbringen von Branntwein 
in die Werkſtätten oder auf die Arbeitsſtellen wird an dem, der 
den Branntwein zugetragen hat, ſowie an denen, für welche derſelbe 
beſtimmt war, mit 10 Sgr. bis 20 Sgr. beſtraft. 

Art. 17. Trunkenheit im Dienſte wird mit 15 Sgr. bis zu 
3 Thlrn. beſtraft. 

Art. 18. Alle zugetheilten und übernommenen Arbeiten müffen 
ſtets auf's Beſte und ohne alle Widerrede ausgeführt werden. 

Art. 19. Das Tabakrauchen aus anderen als kurzen Pfeifen, 
welche in der Arbeit nicht hinderlich ſind, iſt unterſagt. Ebenſo das 
Tabakrauchen während der Auslohnung. Zuwiderhandelnde werden 
mit 10 Sgr. bis 1 Thlr. beſtraft. 

Art. 20. Die Werkſtätten und Hüttenplätze, ſowie die Abtritte 
ſind ſtets rein zu halten. Alle Arbeitsſtellen müſſen vor Abgang von 
der Schicht gereinigt werden, und haben die Meiſter und Arbeiter 
dafür zu ſorgen, daß bei je desmaligem Schichtwechſel Alles reinlich 
und in Ordnung übergeben wird. Zuwiderhandlungen gegen dieſe 
Beſtimmungen werden mit 10 Sgr. bis zu 3 Thlrn. beſtraft. 

Art. 21. Schlafen während der Arbeitsſchicht wird mit 5 Sgr. 
bis zu 2 Thlrn. beſtraft. Dampfmaſchinenwärter und Schuͤrer erlei— 
den wegen ihrer größeren Verantwortlichkeit doppelte Strafe. 

Art. 22. Frauen und Angehörige, welche den Arbeitern das Effen 
zutragen, dürfen dieſes nicht vor der feſtgeſetzten Ruhezeit thun und ſich 
nicht länger in den Werkſtaͤtten aufhalten, als durchaus nöthig iſt. Das 
Zutragen des Eſſens in Körben und von Kindern unter 10 Jahren 
iſt unterſagt. Zuwiderhandlungen werden mit 5 Sgr. bis zu 3 Thlrn. 
beſtraft. \ 

Art. 23. Nach acht Uhr Abends darf kein Eſſen mehr in die 
Werkſtätten zugetragen werden; vielmehr iſt daſſelbe an den Thor- 
wächter zur weiteren Beförderung abzugeben. 

Art. 24. Jeder Meiſter oder Arbeiter haftet für das ihm an⸗ 
vertraute Werkzeug. Bei der Reviſion fehlende Geräthe ſollen ab— 
geſchaͤtzt, und deren Werth von feinem Verdienſte in Abzug gebracht 
werden. 

Art. 25. Es iſt jedem Meiſter und Arbeiter unterſagt, eine 
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Werkſtätte zu betreten, in welcher er nicht. befchäftigt ift, bei Vermei— 
dung einer Strafe von 8 Sgr. bis 2 Thlr. 

Art. 26. Geräthe von Meſſing, Blei, Kupfer oder Stahl müffen, 
fo lange fie ſich zum Ajuſtiren in den Handen des Arbeiters befinden, 
von dieſem jedesmal vor dem Verla ſſen der Schicht an den Maſchinen⸗ 
werkmeiſter abgeliefert werden. Wird dieſes unterlaſſen und es geht 
ein Stück verloren, ſo iſt der betreffende Arbeiter zum Erſatz ver— 
pflichtet und erleidet außerdem eine Strafe von 15 Sgr. bis 5 Thlr. 
Der Werth des verloren gegangenen Stücks wird ihm an ſeinem 

\ - Verdienſte gekürzt. 

Art. 27. Allen Meiſtern und Arbeitern wird zur ſtrengſten | 
Pflicht gemacht, Veruntreuungen und Diebftähle zum Nachtheile des | 
Hörder Bergwerks- und Hüttenvereins, fie mögen ſolche nun ſelbſt 
entdecken oder ihnen ſonſt von Jemandem mitgetheilt werden, ſofort 
dem Abtheilungs-Ingenieur anzuzeigen. Sofern es die Umſtände 
geſtatten, ſoll der Name des Angebers verſchwiegen bleiben. 

Art. 28. Jeder Meiſter oder Arbeiter kann wegen dringenden 
Verdachtes der Veruntreuung ſofort entlaſſen werden. 

Art. 29. Wer den Schrank oder Kaſten eines Arbeiters in 
welchem derſelbe ſeine eigenen oder ihm vom Werke anvertraute Gegen— 
ſtände aufbewahrt, erbricht, wird mit fofortiger Dienſtentlaſſung be— 
ſtraft. 

Art. 30. Allen Meiſtern und Arbeitern iſt unterſagt, gegen 
einander gerichtliche Klage zu führen, ohne zuvor dem Abtheilungs— 
Ingenieur die Sache vorgetragen zu haben. Glaubt der Arbeiter 
ſich mit dem Beſcheide des Ingenieurs nicht begnügen zu können, 
ſo ſteht ihm der Recurs an den Specialdirector offen, deſſen Ent— 
ſcheidung er ſich unbedingt zu unterwerfen hat. Zuwiderhandlungen 
gegen dieſe Beſtimmung werden mit 1 Thlr. bis 5 Thlr. oder auch mit 
ſofortiger Dienſtentlaſſung beſtraft. 

Art. 31. Die Auslohnung der Bau- und Maſchinen-Arbeiter 
geſchieht regelmäßig alle vierzehn Tage, die der Betriebsarbeiter da— 
gegen monatlich. 

Art. 32. Jeder Arbeiter iſt gehalten, ſeinen Lohn zur beſtimmten 
Zeit in Empfang zu nehmen. Wird der Lohn nicht innerhalb vier 
Wochen nach der Auslohnung erhoben, ſo verfällt das Geld der 
Krankenkaſſe. 

Art. 33. Reclamationen wegen zu wenig empfangenen Lohnes 
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müſſen ſpäteſtens Einen Tag nach der Auslohnung dem betreffenden 
Rechnungsführer angemeldet werden. 

Art. 34. Bei Vergehen, welche hier nicht vorgeſehen ſind, er— 
kennt der Abtheilungs-Ingenieur die Strafe entweder in Geld oder 
in zeitweiſer oder gänzlicher Dienſtentlaſſung. Kann der Arbeiter ſich 
hierbei nicht beruhigen, jo ſteht ihm der Recurs an den Specialdi⸗ 
rector frei, deſſen Entſcheidung endgültig iſt. 

Art. 35. Wiederholte Vergehen ziehen die Verdoppelung der 
Strafe, oder nach Bewandtniß der Sache, die Entlaſſung nach ſich. 

Art. 36. Auf Verlangen des Vorgeſetzten muß auch nach 
Feierabend, Sonntags und Nachts gearbeitet werden. 

Art. 37. Jeder Werkſtättenarbeiter hat auf die ihm übergebene 
Schiefertafel taglich zu notiren, an welchen Arbeiten und wie lange 
er dabei befchäftigt geweſen: er darf dieſe Notiz nicht eher löſchen, 
bis davon der nöthige Vermerk genommen iſt. 

Art. 38. Unrichtige Zeitangaben auf der Tafel, namentlich 
wenn mehr Zeit angegeben iſt, als auf die Arbeit wirklich verwendet 
worden, werden mit 5 Sgr. bis. 1 Thlr. beſtraft. 

Art. 39. Sowie der Vormann resp. Werkführer jedem Arbei— 
ter ſeine Beſchäftigung anweiſet, kann in der Regel Letzterer auch 
nur durch jenen davon abgerufen werden. Geſchieht die Abberu— 
fung durch einen höheren Vorgeſetzten, ſo hat dies der Arbeiter ſeinem 
Vormann resp. Werkführer baldigſt zu melden. 

Art. 40. Die zur Arbeit nöthigen Materialien erhält jeder Ar- 
beiter durch ſeinen Vormann oder Werkführer. Mit der fertigen Ar— 
beit ſind auch die übrig gebliebenen Materialien gewiſſenhaft abzu— 
liefern. Die Abfallſtücke, Spaͤhne ꝛc. müſſen ſorgfältig geſammelt 
und übergeben werden. Im Verbrauch des Materials hat Jeder die 
möglichſte Sparſamkeit zu beobachten. 

Art. 41. Zeigen ſich Fehler im Material, gleichviel wie weit 
das Stück ſchon verarbeitet iſt, ſo muß dies dem Vormann ſogleich 
angezeigt werden. Jedes Verſchweigen ſolcher Fehler wird nach Er— 
meſſen des Abtheilungs-Ingenieurs beſtraft. 

Art. 42. Daſſelbe gilt auch von Fehlern, welche durch eine 
Arbeit entftanden find, gleichviel ob durch eigene Schuld oder durch 
die eines andern, oder auch unverſchuldet. 

Art. 43. Jeder Werkſtättenarbeiter erhält ein Verzeichniß des 
ihm überlieferten Handwerkzeuges. 

Art. 44. Unbrauchbar gewordenes Handwerkszeug hat der Ars 


beiter an den Vormann resp. Werkführer abzuliefern, um dafür Er⸗ 
ſatz zur Ergaͤnzung der überlieferten Stückzahl zu erhalten. Die neuen 
(Erſatz⸗) Stücke find unverzüglich in das Verzeichniß (Art. 43.) ein⸗ 
zutragen; die abgegangenen aber unter Angabe der Urſache und Be— 
nennung der Werkſtätte in demſelben zu loͤſchen. 

Art. 45. Beim Abgange eines Arbeiters aus der Werfftätte 
hat derſelbe das verzeichnete Handwerkszeug an ſeinen unmittelbaren 
Vorgeſetzten abzuliefern, den Werth des Fehlenden aber zu erſetzen. 

Art. 46. Allgemeine Werkzeuge der Werkſtatt, die dem einzelnen 
Arbeiter nicht zugetheilt werden können, hat derſelbe von dem Vor— | 
manne zu entnehmen, ſelbige gut zu erhalten und im nämlichen Zuſtande 
zurückzuliefern: jedenfalls aber die durch den Gebrauch entſtandenen 
Fehler dem Vormann ſofort anzuzeigen. Ohne Anweiſung des Vor— 
mannes dürfen dergleichen Werkzeuge an keinen anderen Arbeiter ab— 
gegeben werden. 

Art. 47. Niemand wird als Arbeiters in die Werfftätten auf— 
genommen, der ſein Handwerk gleichzeitig in ſeiner Wohnung als 
Erwerbszweig ſelbſt treibt oder betreiben läßt. 

Art. 48. Alle Geld⸗Strafen fließen in die Kranken- und Unter: 
ſtüͤtzungskaſſe. 

Art. 49. Wenn nicht ein Anderes contractlich feſtgeſetzt iſt, oder 
einer der in den vorhergehenden Artikeln bezeichneten Faͤlle vorliegt, 
kann der Austritt resp. die Entlaſſung aus dem Dienſte des Hoͤr— 
der Bergwerks- und Hüttenvereins erſt nach gegenſeitiger vierzehn— 
tägiger Kündigung erfolgen. 
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Aeußerliche Lage der Arbeiter, 

Die aus den obigen Angaben hervorgehende Zunahme der An— 
zahl der verheiratheten Arbeiter bis zum Jahre 1857, wo die Kriſis 
eintrat, beweiſt die Steigerung des materiellen Wohlſtandes, welcher 
durch die hohen Löhne in den Zeiten der guten Conjunctur weſent⸗ 
lich gefördert iſt, und für welchen ſeitens der Direction alles Moͤg— 
liche geſchieht. 

Im Jahre 1855, als durch die raſche Vermehrung des Perſo— 
nals auf den Hütten des Hörder Vereins, wie auf den umliegenden 
Bergwerken die Beſchaffung von Lebensmitteln theuer und ſchwierig 
wurde, iſt auf der Hermannshütte für Rechnung der Geſellſchaft mit 
erheblichen Koſten eine Speiſeanſtalt eingerichtet worden, welche zu 
dem niedrigen Satze von 2½ Sgr. ein gutes Mittageſſen und für 
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13, Sgr. ein Abendeſſen lieferte. Desgleichen trug die Direction in 
jener Zeit für die Beſchaffung wohlfeiler Lebensmittel für die Arbeiter 
Sorge, ſo lange ſolches nothwendig war. Das Bedürfniß ſolcher 
außerordentlichen Mittel hörte jedoch bald auf, indem die Theuerung 
aufhörte, und auf gewöhnlichem Wege eine der raſchen Zunahme der 
Bevölkerung entſprechende Menge von Lebensmitteln beſchafft wurde. 
Mit dem Aufhören des Bedürfniſſes nahm auch die Theilnahme der 
Arbeiter an der Speiſeanſtalt ab, und man konnte dieſe im Jahre 1859 
eingehen laſſen. 

Zur Niederlegung ihrer Erſparniſſe bedienen die Arbeiter ſich 
theils der Hörder, theils der Dortmunder Sparkaſſe, vorzugsweiſe aber 
der letzteren. 

Die Direction der Actiengeſellſchaft befördert, fo viel fie kann, 
das Beſtreben nach eigenem Grund- und Haäuſerbeſitz, der wichtigſten 
Grundlagen materiellen Wohlſtandes und eines ſicheren Mittels zur 
Gewinnung eines tüchtigen und ſtändigen Arbeiterſtammes ſo wie zur 
ſittlichen Hebung der Leute durch Begründung von Familien. Wir 
kommen weiter unten auf dieſen Gegenſtand zurück. 


Unterricht. 

Hauptſächlich durch die Hüttenverwaltung iſt in Hörde eine 
Sonntagsſchule in's Leben gerufen, welche unter der Leitung eines der 
ſtädtiſchen Elementarlehrer ſteht und worin Leſen, Schreiben, Rechnen 
Mathematik und Zeichnen unterrichtet wird. Gegenwärtig nehmen 
12 Hüttenarbeiter Theil. 

Zu den Koſten der Hörber Kleinkinderbewahranſtalt leiſtete die 
Actiengeſellſchaft einen Jahresbeitrag von 100 Thlrn. unter der Be⸗ 
dingung der unentgeltlichen Aufnahme von 15 Kindern armer Arbeiter 
ihrer Werke. Leider iſt dieſe nützliche Anſtalt wegen mangelnder 
Theilnahme wfeder aufgelöft worden. 

Für den gewöhnlichen Unterricht der Kinder genügen die in 
Hörde beſtehenden Elementarſchulen, zu deren Koſten die Geſellſchaft 
vermöge ihres ſehr erheblichen Antheils an den Communalkoſten ſtark 
beiträgt. Beſonderer Inſtitute bedurfte es daher in dieſer Beziehung nicht. 

An den in Hörde beſtehenden drei Geſangvereinen, deren einer 
auch Blasinſtrumente beſitzt, nehmen die Hüͤttenarbeiter in erfreulicher 
Weiſe Antheil. 

Arbeiterwohnungen. 
Bei dem ſchnellen Anwachſen der Bevölkerung in Hörde und 
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den umliegenden Ortſchaften“) würde es der zahlreichen Belegſchaft 
der Eiſenhütten nicht möglich geweſen fein, Unterkommen zu finden, wenn 
nicht ſeitens der Hüttenverwaltung Sorge dafür getragen wäre. Auch 
war dieſe durch die (erſt in den letzten Jahren beſeitigte) Schwie- 
rigkeit, ſich das erforderliche Perſonal zu verſchaffen, genöthigt, für 
Wohnungen zu ſorgen. 

Bereits im Jahre 1845 wurden in der Nähe der Stadt auf 
dem vormaligen Haldenplatze der Steinkohlengrube Clarenberg für 
Arbeiter der Herrmannshütte 15 zweiſtöckige Häuſer errichtet, welche | 
in drei Straßen von je 24 Fuß Breite liegen und 71 Wohnungen, 
nämlich 49 Familienwohnungen zu 4 Stuben und 22 engere Woh- 
nungen zu 2 Stuben enthalten. Erſtere werden zu 24, letztere zu 
18 Thlr. jährlich an die Arbeiter vermiethet. Zu jeder Wohnung 
gehören 15 Quadratruthen Garten. Um jedoch dem wachſenden Be— 
dürfniſſe zu genügen, hat man einige der aus vier Räumen beſtehen— 
den Wohnungen in zwei Hälften getheilt, die nun zu je 12 Thlrn. 
vermiethet werden. An derſelben Stelle wurden im Jahre 1857 zwei 
neue Häufer erbaut, deren jedes 4 Wohnungen zu 5—6 Raͤumen 
enthält, welche einſchließlich 15 Quadratruthen Gartenland 48 Thlr. 
je jährlicher Miethe aufbringen. Ließen die älteren Häufer Manches 
zu wünſchen übrig, fo find deren Mängel bei dieſen neuen Haͤuſern 
forgfältig vermieden. 

Außer dieſen 17 Häuſern zu Clarenberg hat die Geſellſchaft 6 | 
| in der Stadt Hörde gelegene, ihr gehörige Häuſer an 31 Arbeiter⸗ 
familien zum Preiſe von 12, 18 und 24 Thalern jährlich vermiethet. 

Auch bei dieſen Wohnungen iſt die Nutzung von je 15 Quadrat⸗ 
ruthen Garten inbegriffen. 

Für Arbeiter des Hörder Eiſenwerks find. im Jahre 1854 in 
deſſen unmittelbarer Nähe 8 einſtöckige Häuſer mit 27 Familienwoh— 
nungen errichtet worden, welche je nach der Größe zu 21, 25 und | 
46 Thlrn. vermiethet werden. | 

Endlich ift noch in der Nähe der Hermannshuͤtte eine Kaferne 
für unverheirathete Arbeiter vorhanden. Dieſelbe enthält, außer der 
Küche, 15 Zimmer, deren jedes 10 Ceiferne) einmänniſche Betten faßt; 
außerdem ſtehen auf dem Bodenraume 25 (hölzerne) zweimänniſche 
Bettſtellen. Die Miethe beträgt fir jeden Arbeiter monatlich 15 Sgr., 
wofür Bett, Bettwäſche, Licht, Heizung und heißes Waſſer zur Kaffee— 
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bereitung geliefert werden. Zur Aufrechthaltung der Ordnung und 
Reinlichkeit iſt ein Aufſeher mit 180 Thlrn. Gehalt und freier Woh— 
nung, Beleuchtung und Feuerung angeſtellt. 

Höchſt zweckmäßig iſt die Einrichtung des Abtritts, indem an deſſen 
Behälter ein Schütz angebracht iſt, durch deſſen Aufziehen derſelbe un— 
mittelbar auf einen dazu vorgerichteten Wagen entleert werden kann. 

Um den Meiſtern und Arbeitern den Bau eigener Wohnhäufer 
oder die Beſtreitung der Reparaturen an vorhandenen Haͤuſern, fo 
wie den Ankauf von Ländereien zu erleichtern, werden ihnen aus der 
Krankenkaſſe kleine Kapitalien bis zur Höhe von 300 Thlrn. gegen 
5 pCt. Zinſen geliehen, deren Rückzahlung durch monatliche Lohnab— 
züge ſtattfindet. 


Geſundheitszuſtand. — Krankheiten. 


Die Zahl der unter den Hüttenleuten vorgekommenen Krankheiten 
können wir nicht genau angeben, da ſich die geführten Nachweiſungen 
auf die Anzahl der Fälle, in welchen Krankenlohn gezahlt iſt, beſchränken. 
Dieſe ergeben ſich aus nachſtehender Tabelle: 


Zahl Verſchriebene Recepte 
Zahle der Krank⸗ Anzahl 
beitsfaue . Durch. 
der 2 „S „ ſchnittl. 
Jahr. 3 2 Bemerkungen: 
Ar⸗ z der 8 
8 übers = = 8 2 
beiter. | haupt. haupt. S = S 3 
#187 
= 723 1 
1854, Die Zahl der Fälle war 
1853 3 923 5 groß, die Krankheiten 
1854 2, 81 2 aber von kurzer Dauer, 
1835 6,62 — ſo daß das Ergebniß 
1856 7 = 1 nicht ungunftiger iſt, als 
= ‚00 in anderen Jahren. 
1857 10 }ıs57. 58. 59. Seit Auguſt 1857 
1858 5 hie auch die ge 
heiten von weniger a 
1859 3 4 Tagen mit. 
Summe | — 
Drch ſchn. 
für 2585 s| 8 
Jahr 


Wir haben in dieſe Nachweiſung zugleich die Angaben über die 
Zahl und die durchſchnittlichen Koſten der von den Aerzten verſchrie— 
benen Arzneien aufgenommen. Hierüber wird unſeres Wiſſens nur 
bei den Weſtfäliſchen Knappſchaftsvereinen Notiz geführt. Dies iſt 
aber ein ſehr weſentlicher Ausgabepoſten, bei welchem durch übermaͤßiges 
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Verſchreiben von Arzneien eine arge Verſchwendung herbeigeführt werden 
kann“), ſo wie andererſeits eine unzeitige Sparſamkeit darin ſehr zum 
Nachtheile der Vereinsmitglieder ausſchlagen kann. Daher ſollte keine 
Knappſchaftsverwaltung verfäumen, ihr Augenmerk dieſem Gegenſtande 
zuzuwenden und die bezüglichen Zahlen jährlich aus den Rechnungen 
auszuziehen. 

Bei den meiſten Vereinen hat man auch bisher unterlaſſen, über 
die verſchiedenen Arten von Krankheiten und die Anzahl der Fälle, 
in welchen ſie aufgetreten ſind, Nachweiſungen aufzuſtellen, zu wel⸗ 
chen ſich doch in den Krankenberichten, welche in der Regel viertel— 
jahrlich von den Knappſchaftsärzten eingereicht werden müſſen, das 
Material vollftändig vorfindet. Je ſeltener daher ſolche Nachweiſungen 
find, um fo dankbarer müſſen wir dem Vorſtande der Hörder Kranken⸗ 
und Unterſtützungskaſſe für die Aufſtellung derſelben ſein. Wir laſſen 
fie für die Jahre 1857, 1858 und 1859 folgen. 


(Die den Namen der Krankheiten vorgeſetzten Buchſtaben deuten an, in welche der 9, 
in der unten folgenden Tabelle angenommenen Hauptklaſſen die einzelne Krankheit 
gebracht iſt. Rheumatiſche Leiden find mit e, Nervenleiden im engeren Sinne mit 
o bezeichnet.) 


Durch⸗ 


185 
ſchnitt 


1859 | Summe 


3 Verletzungen: 
nn des Koyfs . 

: des Seuche 18 6, 
a z der Bruft . : 8 272 
a z der Hände 83 217 
a = der Finger 51 17, 
a 5 ber Füße 92 30, 
T7 30 10% 
a Verſtauchunn g 49 16, 
a Verhebunaaüů¶gg 83 275 
a Verbällungennn 325 108, 
a Quetſchungen * 895 298,3 
a Verſchiedene Verwundungen * 137 45% 
b Verbrennung . 731 

Gliederbrüche: 
a der Rippen ee 
Arne. Adele 
der Finger wuagei er 
a des Schenkels 
der Beines are 


) Vergl. die trefflichen Arbeiten von S. Neumann über dieſen Gegenſtand. 


Latus | 
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1857 1858 


1859 | Summe 


Transport 

Fieber: 
k Gaſtriſches Fie ben 
e Bruſtſie ben 
f Wechſelſiebbee n 
Nervenſie ber.. 
f Typhus 


Entzündungen: 
h der Augen 
f 
e der Lunge 
d des Unterleib dz 
endes Bindegewebes2. 
e ei ber U 
c des Rippenſells +++: 
d des Bauchfells 
e der Hoden 
e der Knochen haut. 
e der Gelenke 
ie 
e. der Achſeldrüſen 
e deß Hand 
e der Schleimhau .:. + - 
e des Kehlkopff dd. 
e bes Sale ee 
e der Mandeln 
e der Mundhöhle 
e des Gehirns ir; 
e der Ohren 


Sonſtige Krankheiten: 

a Achſelſehnenzerreißung nahen 
a Leiſtenbrüche ag 
e Rheumatismus und Gicht. 

e Fußgeſchwülſtee. 
e Halsbeſchwerden 
e Lähmung der Seite 
e Kane 
cee 


ehrte 
eG 


— 
—— 8 


e! 


d ebene und Kolik TEE 
d Magenleiden 
d Waſſerſu cht. 


8888 e 


d Gelbſucht. en 17 7 
d Darmblu tungen.. 1 
d Milzleiden N er 
d Hämorrhoiden Sk» 2 
d Gaſtricismuas 20 
eo 107 
e Bruſtbeſchwerden 34 
e Grippe TER — 


3. d. C. B. 2. Bd. 26 


| e Schwindfuht. --....... 0.5 
\ e Blutſturz und Blutfpeien .. . 59 19, 
\ FNP — — 8 Anm 
FREE 145 79 64 288 96, \ 
PB 113 oe Ser 120 14 1 135 45, 
r Ru 9 — 9 3.0 
FCC er 19 13 17 49 16, 
o = 2 = 2 0, 
ce ee 6 4 4 14 45 | 
u!!! — 1 8 1 0,5 
FFC — 5 10 15 50 | 
i Kopſſchmer zz C 3, | 
1. Ibrenſchmq;; ac 6 1 — 7 2,3 
i Muskelzerrungen — 2 1 3 1·⁰ 
i Herzleiden e ARE 6 2 1 9 30 
Sn! ee 5 2 2 3 1.0 
1 Gehirn leiden — 1 — 1 0,3 
Holt ds EA Ze 3 — 1 — 1 3 
i Zahngeſchwüre = 6 1 7 2,3 
3. Geiss ec — — 2 2 0, 
i Kenn; 3 — 1 4 1.3 
1 Wasen??? 1 — 1 0, 
Te — 2 — 2 0, 
i Alcoholwergiftung » +... . - > 1 — 1 0.5 
1 Altersſchwaͤ chte = — 1 1 0,; 


— 


Summe 2339 | 2170 | 1481 5990 | 1996, 


Bringen wir die in obiger Nachweiſung namhaft gemachten 
Krankheiten unter die 9 Abtheilungen, welche bei dem Altenberger 
Knappſchaftsvereine angenommen und in dem erſten Stück unſerer 
Beitraͤge“) den Durchſchnittsberechnungen der Tabellen II. und IV. (über 
Krankheiten) zum Grunde gelegt ſind, ſo ergiebt ſich Folgendes: 


— 


) Bd. 2 S. 416 der Centralvereinszeitſchrift. | 


86% 
10, 


Anzahl der vorgekommenen Krankheitsfälle 
215, 


73 

243, 
98, 
122 


gungen. 
1840 
613, 
246% 
30% 


Aeg 209 jg 


2485 
Dies macht auf je 100 Arb. jährl. 
Procente . 


Durchſchn. für! Jahr 


Die mittlere Dauer einer Krankheit kann aus dem bezahlten 
Krankenlohn, da dieſer jetzt von Anfang bis zu Ende der Krankheiten 
verabfolgt wird, annähernd berechnet werden. Da nämlich im Jahre 
1859 der Krankenlohn taglich im Durchſchnitt 5,3. Sgr. betragen 
hat uud überhaupt 5232 Thlr. gezahlt ſind, fo ergeben ſich durch⸗ 
ſchnittlich für jede Krankheit 22 Tage. 

Für den Dienſt des Vereins ſind drei Aerzte angeſtellt, welche 
zuſammen mit 1250 Thlrn. beſoldet werden und ſich in dieſe Summe 

| nach Verhältniß der Zahl der von ihnen behandelten Kranken theilen. 
26 * i 


w ³²˙w. ̃ % uA EB 


a > Se 
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Zu ihrer Hülfe und für die ſogenannte kleine Chirurgie iſt überdies 
ein Heildiener mit 300 Thlrn. Beſoldung angenommen. 

Nach dem mit dem Apotheker abgeſchloſſenen Vertrage werden 
die Arzneien zur Taxe mit Abzug von 25 pCt. geliefert. 


Krankenhaus. 


Zur Pflege der verwundeten und ſchwer erkrankten Meiſter und 
Arbeiter des Hörder Bergwerks- und Hüttenvereins hatte man ſchon 
längft einige Krankenſtuben eingerichtet, die proviſoriſch benutzt wur— 
den, bis man in den Jahren 1856 bis 59 zum Bau eines eigent— 
lichen Krankenhauſes für Rechnung der Krankenkaſſe überging. Dieſes 
liegt bei der Herrmannshütte und faßt bei ſeiner jetzigen Einrichtung 
in 10 Krankenſtuben 40 Kranke, iſt aber noch nicht vollſtändig dem 
Plane gemäß ausgeführt, indem der eine Flügel noch fehlt. Wenn 
auch dieſer gebaut iſt, ſo wird man 48 Kranke aufnehmen können. 
Dies Gebäude liegt nördlich der genannten Hütte und fo, daß daſſelbe 
durch den Hüttenrauch nicht beläſtigt wird; zugleich iſt es durch die 
nördlich vorliegende Anhöhe, auf deren Abhang es erbaut iſt, gegen 
den Nordwind geſchützt. 

Das Krankenhaus iſt maſſiv aus Ziegeffteinen gebaut und befteht 
gegenwärtig aus dem Mittel- oder Hauptbau von 21, und einem Flügel 
von 1½ Stockwerken. Es ift durchweg mit überwoͤlbten Kellern verfe- 
hen, die theils zur Aufbewahrung von Lebensmitteln, theils zur Waſch— 
küche dienen, welche letztere ſowohl von innen, als auch von außen 
her zugänglich gemacht iſt. Das im Lichten 12 Fuß hohe Erdgeſchoß 
des Mittelbaues und des Flügels iſt der Längenrichtung nach durch 
einen mit großen Fenſtern verſehenen Flur in zwei Hälften getheilt; 
daſſelbe enthält außer dieſem Flur und dem Treppenraum ein Ein- 
trittszimmer, ein Operationszimmer, drei Krankenſtuben, eine geraͤu— 
mige, durch einen Anbau erweiterte Küche nebſt Vorrathskammer. 
Das ebenfalls 12 Fuß hohe zweite Stockwerk des Hauptbaues ent— 
hält 5 Krankenſtuben, den Treppenraum und einen Flur, durch den 
es mit dem 9 Fuß hohen Halbſtockwerk des Flügels in unmittelbarer 
Verbindung ſteht. In letzterem finden ſich 2 Zimmer und zwei Kam⸗ 
mern, zur Wohnung der barmherzigen Schweſtern und der weiblichen 
Dienſtboten beſtimmt; dieſe Wohnräume laſſen ſich gegen die Kran— 
kenräume beſonders verſchließen. Das oberſte oder halbe Stockwerk 
des Hauptbaues hat 9½ Fuß lichte Höhe und enthält 2 Kranken⸗ 
ſtuben und mehrere durch Lattenwände abgekleidete Räume für Weiß⸗ 


— 
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zeug u. dergl. Der darüber befindliche Söller iſt beſchloſſen und 
dient zum Wäſchetrocknen. 

Durch Kanäle und Röhrenleitungen iſt für die Abführung des 
Waſſers aus der Küche und Badeſtube geſorgt, was bei der Lage 
des Hauſes am Berggehänge leicht war. 

Das Leichenhaus befindet ſich nördlich des Gebäudes, jedoch ſo, 
daß die Verbindung mit dieſem unter Dach ſtattfinden kann. Im 
Dachraum deſſelben liegt ein dampfkeſſelartiger Behälter mit Kalk— 
waſſer, der von Zeit zu Zeit mittelſt einer Nöhrenleitung und einer 
Druckpumpe aus dem Brunnen geſpeiſt wird. 

In einem anderen Nebengebäude, das auch maſſiv und 1½ Stock— 
werke hoch iſt, befindet ſich die Keſſelfeuerung für die Warmwaſſer— 
leitung, ein Raum zur Aufbewahrung der Kleidungsſtücke der Kran— 
ken und die Wohnung des Krankenhausdieners. Auch ein Eiskeller 
fehlt nicht. 

Hinter dem Krankenhauſe und nördlich deſſelben liegen Stallung, 
Hühnerhof und Abtritte, welche letztere erreicht werden können, ohne 
durch's Freie zu gehen. Der übrig gebliebene freie Raum des Grund— 
ſtuͤcks iſt terraſſenartig angelegt und dient als Gemüſegarten und zum 
Spaziergange der in der Beſſerung begriffenen Kranken. 

Die Errichtung dieſer Anſtalt hat folgende Koſten veranlaßt: 

2 füs Den Baur. 5; .. 15419 Thlr. 25 Sgr. — Pf. 
2. für Mobiliar und ſonſtige Ausstattung e 7 Bund 7y 


18500 Thlr. 1 Sgr. 7 Pf. 
Die Eröffnung fand am 21. Januar 1858 ſtatt. 


Krankenpflege und Haushalt wurden drei barmherzigen Schweſtern 
übertragen, für welche im Ganzen 110 Thlr. jährlich an das Mutters 
haus zu Paderborn bezahlt werden, nämlich 50 Thlr. für die aͤlteſte 
Schweſter als Vorſteherin und 30 Thlr. für jede der beiden jüngeren. 
Gegen dieſen Entgelt ſorgt das Mutterhaus für die Kleidung der Kran— 
kenpflegerinnen. 

Dieſen iſt eine Dienſtmagd (mit 20 Thlr. Jahreslohn) und ein 
Hausknecht, der außer der Wohnung und Beköftigung taͤglich 7 Sgr. 
erhält, beigegeben. 

In dem Krankenhauſe ſind im Jahre 1858 299 und im Jahre 
1859 231, zuſammen 530 Kranke verpflegt worden, welche an fol— 
genden Krankheiten litten: 
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Zahl der Krankheitsfälle. 


1858 1859 
Verletzungen: 
Verletzungen des Kopfes. 6 1 
7 R Tan an 3 5 
Pert... ni ee a 13 
Bern p ³˙ en nee 42 24 
Quetſchungen C 19 
e OP ARENER sales 2 — 
verſchiedene Verwundungen 1 20 
Gliederbrüche: 
der Beine e d f 2 — 


der Rippen. 1 

der Arme ee e 1 

der Binder... d . ai ee er 1 

des Schenkels. ok 3 

Fieber: 

Riten. ir Tr 3 

Wechſelfieber enn e 2 

Bruſtßeber c eee eee e 4 
Entzündungen: 

der Lunge A. 

der Augen . 

der Leber 

des Halfes . 

der Ohren. 

der Hoden . 

der Kniee ; 

der Bindehaut. 

der Knochenhaut . 

des Unterleibs . 

des Gelenks 

detz Wan eerre . gn 

N Kehle TE BE 

des, Nippenſellsg . d, e ere e ee e ee 

der Achſeldruſen . 

ECC STE a ALTER ST a 

Vie me 

des „ö ee 


S 


HN a ee 
| u 


OD e % | 


Ve —— 
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Zahl der Krankheitsfälle. 
1858 1859 
Verſchjedene Krankheiten. 


Gaſkieismus ů x J 20 


| Blattern 9 = 
Gefhwüre . FFP 10 
Ahh fe 8 
Gehirnleiden E 1 — 
Typhus. 8 — 
Krätze 10 15 
Katarrh. 8 11 
Rheumatismus 10 22 
Gicht 3 
Roſe. Ar 
Darmblutung . = 
Waſſerbruch ze 


Wahnſinn . 
Alkoholvergiftung . 
Herzleiden . 

| Lähmung der Seite . 
Tripper. 
Grippe. 
Leiſtenbruch 
Schwindſucht 
n h 
Drüfen . 
Magenkrampf . 
Gelbſucht E 
r ER 
Wallungen zum . 1 
Epilepſte 3 ne aa) TE 

BR FE ANY, , 
Sledtens > N FREE ¼ i 
Heiden 
r e in u 1 WE a ee = 
Pf 2 TER IORSMEITNIE Fe 
GE. „en ˙ ken 

Summe der Krankheitsfälle 299 231 


— . 


— —— —— al Cu RD — 2 2 — —— — — 
6 


eee 
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Im Jahre 1859 ergab ſich als mittlere Dauer der Pflegezeit für 
einen Krankheitsfall einen Zeitraum von 27 Tagen. 

Unter obigen Krankheiten befinden ſich im Ganzen 13 Fälle, in 
welchen die Kranken wahrend der Pflege geftorben find. Es ſtarben 
nämlich an 1858 1859 
Kopfverletzung u Per 
Körperverletzung. 
Lungenſchwindſucht . 
Typhus 
Pocken l 
Bruch des Unterſchenkels 8 
Nervenfieber 5 
Nuhr . 7. 
Unterleibsſchwindfucht 
Alterſchwäche . . Ä : 1 
Lungenbrand .. . — 1 

Nach den Nahteste we pet Kränkenkaſſe haben die laufen⸗ 
den Koften des Krankenhauſes in dieſen beiden Jahren betragen: 

1858 1859 
An Unterhaltungskoſten 104 Thl. 4 Sg. — Pf. 133 Thl. 28 Sg. 6 Pf. 
Für Feuerverſicherung 


ad —— — — — — — 


und Steuern — „ — „ — „ 28 „ 12 „ — „ 
Für die Oekonomie . 
a. der Kaäche. 16862 „ 12, 9 „ 1316 % Ben . 
h ſonſt 3552 „ 19% IL, 39 8 
An das Mutterhaus der 
barmh. Schweſtern — „ — „ — „ 110 „ — „ — 
Lohn der Map . . 22 „ 5 „ — „ 20 „ — „ — „ 
Lohn des Knechtes . 52 „ 28 „ 5 83 „ 6 „ 


alſo überhaupt 2384 Thl. 9 Sg. Sn 2084 Th. 2Sg. IM. 
Dazu kommen (für 1859) 3% Zinſen der 


en RO). „ „ 770.15: 28 a 
% Zinfen der Aus Pattunglepen (ſ. o.) 308 „ — „ 8 „ 
1 5 9 * ‚ . 365 „ 27 „ — 


a 3528 Th. 28 Sg. 6 Pf. 
Dies macht, da 231 Kranke verpflegt wurden 


für jede Krankheit 13 „ 25 „ — „ 
und, weil dieſe Kranken zusammen 6526 Tage 
da blieben, für jeden Tg. — „ 16 „ 3, 


4 V ⁵⁵— — 
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Auf dieſe Koſten kommt jedoch das ftatutenmäßige Krankengeld, welches 
in dem Krankenhauſe Verpflegten nicht ausbezahlt wird, in Anrechnung. 
Dieſes würde im Jahre 1859 betragen haben: 
für 561 Schichten zu . Sgr. . 187 Thlr. — Sgr. — Pf. 

„ 583 1 5 7 D ED Er TRUE 
„ 5582 Pr „ g " EIER 

zufammen 1206 Thlr. 21 Sgr. — Pf. 
davon ab an außerordentlichen Unter— 


ſtüͤtzungen ee eee eee 
bleibt Erfparung 1081 Thlr. 21 Sgr. — Pf 
dies macht auf jeden Krankentgagg. — „ 4 „ 11, „ 
die Arzneikoſten betragen — a 
Krankentag - —— rn 


Zieht man dieſe 6 Sgr. 8 8 fg. von öigen Koſtenbetrage ab, 
ſo ergiebt ſich als wirklicher Aufwand, den die Krankenkaſſe hat tra— 
gen müſſen, der Betrag von 9 Sgr. 7 Pfg. für jeden Tag des Jahres 
1859, den ein Kranker in dem Krankenhauſe verpflegt worden iſt. 

Die geſammten Kurkoſten, welche für die Hörder Knappſchaft 
im J. 1856 54, und 1857 68,68 Sgr. auf je ein Mitglied betrugen, 
ſind ſeit der Benutzung des Krankenhauſes in den Jahren 1858 und 
1859 auf 98,58 und 97,00 Sgr. geſtiegen, — ohne Nüdficht auf die 
Zinſen des Baukapitals. 

Durch die Errichtung des Krankenhauſes iſt alſo ein ſehr bedeutendes 
Opfer gebracht worden, dem gegenüber die wohlthätigen Wirkungen der 
Anſtalt ſtehen, in welcher die Mitglieder des Vereins eine gute und treue 
Pflege in ihren Leiden finden, eine Pflege und Wartung, die in jeder 
Hinſicht viel beſſer ift, als fie ihnen zu Haufe gewährt werden kann, die 
daher auch weſentlich zur Verkürzung der Krankheitsdauer beiträgt. 

Sterblichkeit. 

Die Zahl der Sterbefaͤlle unter der Belegſchaft der Hermanns— 
hütte und des Hörder Eiſenwerks belief ſich in den ſieben Jahren 
1853—59 auf 170. Es ſtarben nämlich 

im Jahre 1853 von 2338 Mann 5 oder 5, auf 1000 

„ * 1854 „ 2550 „ 

1855 „ 2750 „ 25 
u BDO: „ 300 % „ 
, 3e , „„ u 
5 „ 1858 „ 2374 5 rr 
" „1859 1981 17 856 


im Durchſchnitte jährlſch * ober 9,4 Per: 1000 


2 ͤ u 
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Es iſt uns angenehm, nach den auf den Hütten geführten No: 
tizen die Todesfälle nach ihrer Veranlaſſung klaſſificiren zu können. 
Es ſtarben von den 170 Perſonen: 15 durch Verunglückung bei der 
Arbeit, A an den Folgen von Verbrennungen, 1 an Verletzung der 
Unterleibseingeweide, 1 an Quetſchung des Unterleibs, 1 an Ver- 
letzung des Rückenmarks, 3 an Verletzung des Gehirns, 3 an fonftiger 
Verletzung des Kopfs. 3 durch Erhenkung, ! durch Trunkſucht, 3 durch 
Schlagfluß, 1 durch Lähmung einer Seite, 2 an Epilepſie und Alters— 
ſchwaͤche, Z an Hirnentzündung, 7 an den Pocken, 7 an typhoſer Lungen⸗ 
entzündung, 1 an gallichter Lungenentzündung, 45 an Lungenſchwind— 
ſucht, 1 an Lungenbrand, 3 durch Blutſturz, 5 an der Auszehrung, 3 an 
Bruſtkrankheit, 1 an chroniſchem Katarrh, 1 an Grfältung, 1 an 
Darmgicht, 1 an Darmſchwindſucht, 3 an Unterleibsſchwindſucht, 
1 an Stuhlverſtopfung, 1 an Kolik, 6 an der rothen Ruhr, 4 an 
Unterleibsentzündung, 2 an chroniſcher Magenentzündung, 1 an Ma- 
gengeſchwür, 5 an gaſtriſchem Fieber, 22 am Nervenfieber, 1 am Wech— 
ſelfieber, 7 an der Waſſerſucht. 

Es verunglückten alſo nach fiebenjährigem Durchſchnitte jährlich 
unter 1000 Arbeitern nicht mehr als 0,83 Mann bei der Arbeit, was 
als ein günſtiges Verhältniß angeſehen werden muß. 


Zahl der Unterſtützten | Von d. Unterſtützten flarb. od. gingen ab 


überhaupt auf 1000 Arbeiter | überhaupt | auf 1000 Arbeiter 


JaHanı naganaı ua 


der 


1853 
1854 
1855 
1856 
1857 


| 
* 


1858 : 12,2 1 

1859 1981/14 : e 30,3 „ 
Summe] — 29 PFF 31 81 — — — 
mit 2588 44 8,3 22,7 Br — ln de 5, 4,4 l,ı 3 156 FE: 


Die 29 Invaliden ſtanden, als fie arbeitsunfaͤhig wurden, in 
folgendem Alter: 


) Die Waifen erhalten erſt ſeit dem Jahre 1858 eine Unterſtützung. 
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1 unter 20 Jahren (16 J. alt); 
3 zwiſchen 20 und 30 Jahren (22, 22 u. 28 J. alt); 
5 „ 30 „ 40 „ 633, 33, 36, 37, und 38); 
10 7 40 U 50 17 (40, A, 4l, 41, 43, 44, 45, 46, 48 u. 49); 
9 „ 50 „ 60 „ G4, 55, 56, 56, 56, 57, 57, 58 u. 59); 
1 über 60 Jahre (61 Jahre alt). 
Als mittleres Alter, in welchem dieſe Leute arbeitsunfähig wur— 
den, ergeben ſich alſo nur 44, Jahre!). 


Knappſchaftskaſſe. 

Für die Belegſchaft der Hermannshütte beſtand ſchon feit läns 
gerer Zeit eine Krankenkaſſe, deren Mittel und Leiſtungen jedoch ge— 
ring waren; die jetzige Organiſation wurde erſt ſeit der Uebernahme 
des Werks durch die Actiengeſellſchaft eingeführt, welche letztere hier— 
durch, wie durch jo manche andere wohlthätige Einrichtung, ihre Für- 
ſorge für das Wohl der Arbeiter rühmlichſt an den Tag legte. Das 
Statut der „Kranken- und Unterſtützungskaſſe für die Meiſter und 
Arbeiter des Hörder Bergwerks- und Hüttenvereins“ iſt am 4. Au- 
guſt 1853 von der Bezirksregierung zu Arnsberg genehmigt worden, 
was in Bezug auf die Reſſortverhaͤltniſſe als eine Unregelmaͤßigkeit 
zu betrachten iſt, da die Werke, auf welchen die Vereinsmitglieder 
beſchäftigt ſind (mit Ausnahme eines kleinen Theils der damit ver— 
bundenen Werkſtätten), dem Geſchaͤftskreiſe der Bergbehoͤrde ange— 
hören, dieſer alſo die Beſtätigung des Statuts obgelegen hätte. Nach 
dieſem Statut iſt der Verein ein Knappſchaftsverband im vollen Sinne 
des Wortes, indem den Mitgliedern alle bei ſolchen Verbänden üb— 
lichen Wohlthaten gewährt werden. Bei der noch bevorſtehenden 
Umaͤnderung des Statuts nach dem Geſetze vom 10. April 1854 wird 
daher nur wenig zu ändern ſein; insbeſondere werden die bisherigen 
Beitragszahlungen bleiben können. Auch der Umfang des Vereins 
braucht nicht geändert zu werden, da das Knappſchaftsgeſetz den Bei— 
tritt der mit Hütten verbundenen Werkſtätten zu den Knappſchafts⸗ 
vereinen geſtattet. 

Mitgliedſchaft. 

Alle Meiſter und Arbeiter der Hütten und Werkſtätten des Hoͤr— 

der Bergwerks- und Hüttenvereins find zum Eintritt verpflichtet. Je 


) Ueber die Hörder Invaliden ſiehe ferner Dr. Marten „über den Begriff der 
Invalidität“ in Casper's Vierteljahrſchrift für gerichtliche und öffentliche Mö edizin, 
XVI. Seite 132 ff. 
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der wird ärztlich unterſucht, und wer ſich dieſer Unterſuchung nicht 
unterwirft, oder dabei nicht durchaus geſund befunden wird, hat nur 
bei wirklichen Verwundungen im Dienſte, nicht aber bei anderen 
Krankheiten Anſpruch auf Unterſtützung. Mit dem Ausſcheiden aus 
dem Dienſte der Geſellſchaft hört die Mitgliedſchaft auf; wer ſich je— 
doch beim Ausſcheiden in der Krankenpflege befindet, behält bis zur 
Geneſung oder bis zum Tode ſeinen Anſpruch auf Krankenunter— 
ſtützung und Sterbegeld. 

Ständige Mitglieder ſind die, welche drei Jahre ununterbrochen 
auf Werken der Geſellſchaft befchäftigt waren, die unftändigen find 
die übrigen. Jede dieſer Abtheilungen zerfällt nach dem Lohn in 4 
Klaſſen. a 


Einnahmen der Kaffe. 
1. Laufende Beiträge der Mitglieder: 
1. Klaſſe (mit mehr als 1 Thlr. tägl. Lohn) 1½ Sgr. vom Thlr. 


H. eit Fon enn | u a 
III. (mit 20 Sgr. bis ausſchl. 1 Thlr.) „ ũ „ - 0 
IV. = (mit weniger als 20 Sgr.) 9 . 


15 Sgr. und mehr wird für 1 Thlr., unter 15 Sgr. gar nicht gerechnet. 

2. Eintrittsgeld der Mitglieder: der dreifache Tagesverdienſt; 
wird nach freiwilligem oder unfreiwilligem Verlaſſen der Dienſte der 
Geſellſchaft auf's Neue entrichtet. 

3. Beitrag der Aciengeſellſchaft: die Hälfte des laufenden Bei⸗ 
trags der Vereinsmitglieder. 

4. Freiwillige Geſchenke der Geſellſchaft und Anderer; dahin 
gehören alle Trinkgelder, welche von Fremden beim Beſuch der Werke 
an Arbeiter gegeben werden. | 

5. Die rückſtändigen Löhne, welche von den Mitgliedern bis | 
vier Wochen nach dem Lohntage nicht abgeholt find. | 

6. Die Ordnungsſtrafen. 

7. Die Zinſen des Kapitals. 


Leiſtungen der Kaſſe. 

a) Freie Kur und Arznei für die activen Mitglieder und die im 
Umkreiſe von zwei Stunden bei Hoͤrde wohnenden Invaliden. Man 
muß ſich der angeſtellten Hüttenaͤrzte und der beſtimmten Apotheke 
bedienen. Die Aerzte find angewieſen, fo viel als möglich nach der 
Militair-Pharmacopoe zu verordnen. Die Krankenſcheine ſtellen die 
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Obermeiſter aus und führen darüber ein Regiſter. Uebertretung der 
(auf den Werken aushangenden) Verhaltungsregeln über die Kran— 
kenſcheine wird mit 1 Thlr., Erheuchelung einer Krankheit mit ſo— 
fortiger Entlaſſung beſtraft. Zur Ueberwachung der Kranken iſt ein 
vereideter Krankenaufſeher angeſtellt. Ein Kranker, dem das Aus— 
gehen erlaubt iſt, muß ſich bei Verluſt des Krankenlohns alle zwei 
Tage beim Arzte einfinden. — Die Angehörigen der Vereinsmitglieder 
haben keinen Anſpruch auf freie Kur und Arznei, jedoch legt die 
Kaſſe, wenn es gewuͤnſcht wird, die Arzneikoſten für ſie aus und 
zieht fie ſpaͤter von den Familienvätern wieder ein. 

b) Krankenlohn: I. Klaſſe 15 Sgr., II. 10 Sgr., III. 7½ Sgr. 
IV. 5 Sgr. täglich, nach der urſprünglichen Beſtimmung jedoch nur 
bei Krankheiten von längerer als viertägiger Dauer, auf ſechs Wochen 
und nur vom fünften Tage an, wenn nicht der Vorftand in Verwun— 
dungsfällen die Zahlung vom erſten Tage an geftattete. Nach einem 
Zuſatz vom 13. Auguſt 1857 zahlt man den Krankenlohn fur die 
ganze Dauer der Krankheit. Erfolgt die Verpflegung in einer Heil— 
anſtalt, ſo wird kein Krankenlohn ausbezahlt. 

c) Beerdigungskoſten: 12 Thlr. für jeden Sterbefall activer oder 
invalider Mitglieder. 

d) Unterſtützung der Invaliden nach Maßgabe der Mittel der 
Kaſſe für jeden einzelnen Fall nach beſonderer Beſtimmung der Com— 
miſſion. Unſtändige können nur im Falle der körperlichen Verletzung 
bei der Arbeit Penſion erhalten. 

e) Unterſtützung der Wittwen nach Maaßgabe der Mittel. 

f) Seit dem 13. Auguſt 1857 Erziehungsgelder für die vor der 
Invalidität gezeugten ehelichen Kinder der verſtorbenen und invaliden 
Mitglieder bis nach zurüdgelegten 14. Jahre: monatlich 10 Sgr. und 
für mutterloſe Waiſen 1 Thlr. 

Bei Verwundungen, Gebrechen oder Krankheiten in Folge von 
Leichtſinn, Streitigkeiten oder Ausſchweifungen geht jeder Anſpruch 
auf Unterſtützung verloren. 


Verwaltung. 
Der Vorſtand beſteht aus ſtändigen und wechſelnden Mitgliedern. 
Die erſteren ſind der Director der Actiengeſellſchaft als Vorſitzender, 
deſſen Stellvertreter als ſtellvertretender Vorſitzender, der Seeretair 
und der Rendant der Kaſſe, welche beide vom Director ernannt wer— 
den, 2 vom Director beſtimmte Betriebsbeamte der Geſellſchaft, und 


— En || 
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die zwei nach dem Dienſtalter älteſten Obermeiſter. Dazu treten 

acht immer für drei Jahre gewählte Mitglieder, naͤmlich 4 von den 
Meiſtern unter ſich gewählte Meiſter und 4 von den Arbeitern ge— | 
wählte Arbeiter. 

Der Vorſitzende beſtimmt die Sitzungen; wenn 9 Vorſtandsmit⸗ 
glieder es begehren, muß er eine Sitzung anberaumen. Zur Gültigkeit 
der Beſchluͤſſe iſt die Anweſenheit von zwei Dritteln erforderlich. 

Die beſondere Verwaltung der Kaſſe geſchieht durch eine Com— 
miſſion von 4 Mitgliedern, beſtehend aus dem Geſellſchaftsdirector, 
deſſen Stellvertreter und zwei Perſonen, welche von den im Vorſtande 
befindlichen Meiſtern und Arbeitern erwählt werden. Zur Faſſung 
von Beſchlüſſen iſt die Anweſenheit von 3 Mitgliedern nothwendig. 
In der Commiſſion, wie im Vorſtande, entſcheidet bei Stimmengleich— 
heit der Vorſitzende. f 

Sache der Commiſſion iſt die Abſchließung der Verträge mit Aerzten 
und Apothekern, die Anlage und Verwaltung der Kapitalien des 
Vereins, die Vertheilung der vom Vorſtande feſtzuſetzenden Unter— 
ſtützungsſumme für Invaliden, Wittwen und Waiſen nach Maßgabe 
des Bedürfniſſes, Beſchluß über die Aufnahme von Kranken in die 
Krankenſtuben und das Krankenhaus, Bewilligung außergewoͤhnlicher 
Unterſtützungen. 

Der Rendant hat der Commiſſion und dieſe dem Vorſtande der 
Kaſſe halbjaͤhrlich Rechnung zu legen. Der letztere überreicht die 
Rechnung ebenfalls halbjaͤhrlich dem Gemeindevorſtande. 

Dieſer führt die Aufſicht über die Verwaltung, hat das Recht, 
ſich von deren Gange durch Einſicht der Kaſſenbücher und Aufnahme 
der Beſtände Kenntniß zu verſchaffen und entſcheidet über alle vor— 
kommenden Beſchwerden. Derſelbe iſt auch befugt, Kaſſenvorſtands— 
mitglieder wegen beharrlicher Nichtbeachtung der ihnen obliegenden 
Pflichten vom Amte zu entfernen. 

Die Befugniſſe der Ortsbehörde bei der Aufſicht über den Kaſſen— 
vorſtand gehen alſo außerordentlich weit und muͤſſen weſentlichen Be: 
ſchränkungen unterliegen, ſobald die Umgeftaltung des Vereins nach 
dem Knappſchaftsgeſetze vom 10. April 1854 vor ſich gehen wird, 
welches letztere das Recht der Behörde zur Beſeitigung mißliebiger 
Perſonen aus dem Vorſtande (wovon nach dem jetzigen Statut kein 
Vorſtandsmitglied aus geſchloſſen iſt) nicht kennt. 

Auch die Beſtimmung des Statuts, wonach die Koͤnigl. Regierung 
daſſelbe aus öffentlichen Rückſichten ohne Weiteres abzuändern und 


. \ 
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Aufhebung des Vereins anzuordnen befugt iſt, ſteht mit dem Knapp 
ſchaftsgeſetze in Widerſpruch und muß abgeändert werden. 

Im Falle der Aufhebung des Vereins ſoll deſſen Vermögen der 
Gemeinde behufs Verwendung zum Beſten der Fabrikarbeiter in Hörde 
überwieſen werden. Auch dieſe Beſtimmung wird zu ändern und der 
Gemeinde das Verfügungsrecht zu nehmen, jedenfalls aber bei dieſer 
Erbſchaft die Begünſtigung der Fabrikarbeiter vor den Berg- und 
Hüttenleuten aufzuheben ſein. 

Statutabänderungen kann der Kaſſenvorſtand beſchließen, jedoch 
unterliegen ſolche der Zuſtimmung des Verwaltungsrathes der Actien— 
geſellſchaft und der Beſtätigung der Königl. Regierung. 

Ergebniſſe der Knappſchaftsverwaltung. 

Der Hörder Knappſchaftsverein hat in den ſieben Jahren feiner 
jetzigen Organiſation unter der ausgezeichneten Leitung ſeines Vor— 
figenden, des Herrn Commerzienrath Wieſehahn, ſehr günſtige Re— 
ſultate erzielt und die wohlthätigſte Einwirkung auf die Lage der ihm 
angehörigen Hüttenleute ausgeübt. Neben dieſen Ergebniſſen, welche 
ſich in Zahlen nicht darſtellen laſſen, ſind auch die Zahlenreſultate 
von Bedeutung. Wir haben dieſe nach den uns von Herrn Wieſe— 
hahn gütigſt mitgetheilten Rechnungen in nachſtehenden Tabellen über— 


ſichtlich geordnet. 
I. Ueberſicht der Einnahme. 


Einnahme) 


2 


4 


m a . 
J a h r Beitrag ge Aan Vermiſchte Ganze 
Mitali inſen 7 
der Mitglieder Werkbeſitzer Einnahmen Einnahme 
(b, d) (50 (e, eng, lu. m) 
ole. Ig of thlr, fa. pf] thlr. fg. vf. thlr. Ig. pf. 


91210 5— 
27 — 14945160 5 
1973729 4 


7294 21 
581613— 


1259028011J1177 7 3] 2015001711 


Summe | — [87074 01011 41623 18,081 IA0ſto fs 09 401 ITTAI91S 220 6 
Durchschn. 12585 12439 5100 5946 6, 6 68717/12010 9, 3] 20274 30 2 


auf jelMit- 2 
glied jährl.) — 424 4 2 9.— — 780 — [all 70251 2 


y Die den einzelnen Spalten beigeſetzten Buchſtaben zeigen an, welchen Spalten 
4 — Nachweiſung II. der einzelnen Einnahmepoſten die hier angegebenen Beträge 
entſprechen. 
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II. Nachweiſung der 
—d— —— — 


8 a; b. e. 2 25 t. 
= | Beiträge Statuten Gelb: Freiwillige Geſchente Zinſen 
Jahr 3 von dem mäßiger Reafen der * aus⸗ 
— Verdienſte Beitrag 
2 der Werks⸗ welche geliehener 
— der der Werks⸗ die Werke 
= Mitglieder beſitzer Arbeiter beſitzer OST Kapitalien 
5 ® thlr. Ia. pf. thlr. g. vf thlr. fg. pf. I thlr. fg. pf. thlr. fg. pf. tylr. Ig. pf. 
1853 12338] 6335015 —J 1780 2— 547229] — —— 11 100] 1810 7 6 
1854 25500 8903110 3] 3698| 9 2 729 2— — —— 10 20 190028 — 
1855 2750010717 17—J 6112 41 8310 30 9| 100 —— — — — 143 — 9 
1856 300013077130 60 6538210 91042160 9/2000 —— 6 10— 797ʃ130 8 
1857 3100145660 7/11 7283 3111] 96613 3/1000 ——] — 511013018 1 
1858 23741458912 3] 729421 1] 9402106 — ——] 5 — 11225019011 
1859 |1981|11632]26|—} 5816013— 774 7—] — ——]— 13 60125928011 
Summe | — [79822 12|11[38523|15|10[5831|27|—]3100| — 33 28 75 20/10 
Dechſchn. 12585 114030 60 1] 550301010 8330 30101033010 7 25 ö 687/11 
fur! Jahr 
Von der Einnahme — 
153 — | 2 —_ — 1 — — — [2] 4 
1854 1 — ] 3 — ||| — — — | 2] 3 
1855 I — 3 = — [17 
1856 | — | 4 — 20 — — 8 
1857 4 910 
1858 6 
1859 5 
et - 4 = FH 
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einzelnen Einnahmen, 
—— . —— nn nn 
g. h. i. Kk. J. m. 
Be: Linti Wieder⸗ Rück⸗ Vermiſchte ee 82 
löhne, welche gelder 1 N, Einnahmen | ficherungs- & 
4 Wehen me 25 eee zahlungen f einſchl. der [sefeuichaften] Einnahme 
nach jedem neu | Arzneikoſten von Erſtattung er. 
2 8 einge- der Familien- dar kleiner ee (ausſchl. 1 u. k) 
a ae,, ee Joer, ben | 
thlr. fa. pf. tolr. 19. pf thlr. fa. pf. thlr. ſg. pi] thlr. fo. pf. thlr. thlr. ſg. vi. 
50124] 6] 214| 8| 3] 189 3 —— 9121 5— 
8010 — 11244 4—] 29110 6| 40—— 11-1 14945160 5 
131 8 91560100 3] 18217 6| 27031151 — — 1 1973729 4 
194160 9108917 —| 2185 9 3788021 6 12 — 2487227 5 
167027 6182527 3] 30119] 2] 5241021 — 3 — 27289250 8 
188115/— 11053118] 6| 337180 3] 6662] 2) 6 25 — 25800 |20| 9 
50.22 3| 264| 2 9| 23617 S| 5772023 3 14— 20150 17/11 


8640 4 97251028 e 13 141918 22 6 
10. 601035029, 9 251 * 2 enbe 
durchſchnittlich ii. 
Pe, SC; Ze 3 275 
eee 5 2510 
— 1 Im] - 7 184 
sie ein s |sis 
Tl - 3 = 8 24011 
er 10 26.— 
3 10 302 
— 0 7 250 3 


1) Die erſtatteten Beträge der geleiſteten Vorſchüſſe find in der Einnahme (Spalte D ganz mit 
enthalten, weil ſie ſich von den andern vermiſchten Einnahmen nicht trennen ließen. Erſcheinen 
hierdurch die vermiſchten Einnahmen etwas zu hoch, ſo thun dies auch die Ausgaben, in welchen 
die geleiſteten Vorſchüſſe auch enthalten ſind, die übrigens für alle 7 Jahre nur 388 Thlr. 23 Sgr. 
9 Pfg. betragen. 

) Dieſe Capitalien ſind anderweitig ausgethan worden. 


3. d. E.⸗V. 8. Bd. 27 
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| 
III. Koſten der Pflege und 
— — —— E—Uö—ͥ ——————— 


23 I. Koften der . II. Un 
2 Be 
® Wartung Ir uchband er 1 Eigent⸗ 
& | Befoldung N und Fort⸗ = 

823 = Arzneikoſten ſchaffung und andere 2 2 Zahl der 

SEE der Aerzte He künſtliche a Fälle, in 
2 Kranken, 10 = 8 5 
2 |est. Anm. 1) [wergl. Anm. 20] Auſſicht ] Vorrich.] überbaut S | denen 
= 4 tungen S Lerſelbe 
= (vgl. Anm. 3) 505 ift 
6 8 f bezahlt i 

— Hue fa. ut. thlr. fa. vf. thlr- sg Br thlr. Ia. fL t lr. fg. vf. 2 


1853 2338 708027 30 1860 69 157 
1854 25801206014 6] 2504 6011“ 399021 
1855 2750135711 2898 a 6] 702ʃ14 
1856 3000 145523 — 280418 10110811 
1857 [3100 1552-1 3851| 2 901503011 
1838 [237415670 7| 6! 3278 11 928700. 
1859 1981161424 9 2254 han 


2730014 
41560 4 
500318 
5491, 2 
7092 13 
7800/22 
643919 


1830 
148,8 2925 
54,8] 1450 
54,51 1490 
68,53] 2339 
98,58 1871 
97, 1250 


Summe 9462 b 6 Ei 
1 5 7 
Durchſchn. < Bene \ 3 
für 1 Jahr 2585135124 — 611312 1879,3 
) Hiervon kommen: 
thlr. ſgr. pf. thlr. ſgr. pf 


1. auf die Beſoldung der drei Hüttenärzte 7770 17 6 od. im Durchſchn. jährl. 1110 2 6 
DS 2 eines Chirurgen- 


gehülfen „ 183 ur 2 z 72 5 2 
3. auf die Ausgabe für auswärtige Aerzte 
und Bäder 128 8 ᷣ 63 a ö 18 12 8 
4. auf die Anſchaffung mti Werke 
(nur im J. 1859) 211 24 8 


917602 17 11 
thlr. ſgr. pf. 
2) Die Arzneikoſten für die activen Mitglieder betrugen in den 7 7 Jahren 19429 27 7 


im J. 1858 fi 
Diejenigen für die Invafiden fin S 15 15 u: F ſar. a 2 . 22 1 
— — — 
19451 — 6 


Die Ausgaben für Bruchbänder u. dgl. ſind hierin nicht mitenthalten. | 
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Unterſtützung der Kranken. 

— ———— ́—ͤ—4 4 3 
3 terſtützung der Kranken I. u. II. Koſten III. Sonſtige 
der Kur, Pflege und Ausgaben für Zwecke der 
Unterſtützung der Krankenpflege 


licher Krankenlohn Geſammtausgabe 


i a 2 Kranken 
— dentliche SE en und | dirzneifoften 
| durchſchnittl. 8 28 | uusnattung | „ie die 
| een Unter⸗ | überhaupt 5 8 des der Mit- 
im Gamen [33 S8 dige 8 im cane, | 35 arne, e 
tie. for] 2 Finke fol the. sa. pf. | inte fa „I =I the Ig. vf. thle. fa vf. 
ſg. | 18- 19. 
3144125/—| 51,6040, 3] 28 — 3172/25 —]40,,,] 59039 — 75,75 — —1 237 151 
2090124 9| 29,34, | 151160 3033/10 935, 7209 15 3] 84,82 — 21 28315] 7 
354102 73,38% 1810 372222 — 440% 8726010 3] 95, — 1 170110110 
4575| 7— 92,4, 340.— 4915| 7449,10 406 9) 100% 48600 2 5 2460191 
658517 6ſ 84,563, | 256/— 6841/17 6166, 13934 1] 2134, J 7467| 6 7 3430 1— 
6518| 6— 104,582, ] 567 — 7085| 6489, 1488528 2188, 4082 — 1] 3490130 7 
35232 — — 125,679, 821— 6053 — — 91, 1249219 30189, % 265310 — 1810260 6 
| 324991203 — | — 2344 16034843/280 3] — 73558 2] 2] — 1906219 ılısıalıı) 8 
| 
5 44642 20 21 80,54%] 334.280 497710 267% 10580 801112% — ——J 258027 4 
3) In dieſer Summe find folgende Ausgaben enthalten: 
thlr. ſgr. pf. thlr. ſgr. pf. 
J. Krankenwartungskoſten in den früheren 
Krankenſtuben in Hörde und für die s 5 
Kranken außerhalb Hörde . 1204 7 — od. im Ochſchn. jährl. 172 1 — 
2. Verpflegungskoſten in auswärtigen An⸗ 
ſtalten und in den Krankenſtuben . 2295 6115. . „ % e e 8 
3. Reiſekoſten von Kranken v7 FE ee z „ ͤ I 10 
4. Koſten der Fortſchaffung von Kranken 139 4 — + z 2 ».190:236- 3 
. 5. Koſten d. Unterhalts u. d. Pflege im neuen 
5 1858 2384 th. 9 fg. 8 pf. 5 
7 Ktrantenhauſe 1859 2084 2 4% 44e 12 — - „ 22304 6 — 
l 6. Lohn des Krankenaufſehers (in den ein⸗ 
zelnen Jahren 16—133½— 142 — 147 
5 183,04, 20% i) 8 3 


9198 th. 2fg. 8 pf. 
Die Koften des Bau's und der Ausſtattung des Krankenhauſes find hierin nicht mit enthalten. 


27 * 
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IV. Unterſtützung der Invaliden, 


Penſionen und dergl. 
2 1. Invaliden II. Wittwen III. Erziehungsgelder!) 
2 Bee 
= Vetrag der 7 ns 5 erftüßn Bet um 
= 8 Unterſügung I Betrag der Unterſtützung 5 rag der Unterſtützung 
Jahr & 8 ar durchſchn. ze dur chſchn. 2 durchſchn. 
ir 5 2 3 1 2 x . = 7 — 5 b 
= 8 auf je 2 5 auf = > = auf 22 
— 12 Gan-]. e 183 
== > einen Sn = F je eine 221 7 je ein 2 
2 g 2 Ganzen 2 2 Ganzen | 25 
* 2 zen validen 8 Bitwe ler] & Kind [ 
o = 
m ed BE BE Ltnlr.. ſg. pf. Pth. ſg. I fe. | ſthlr. fg. pf. th. sg. g 
re - _ nah a = rer 
1853 12348] — I — . — 81 0 0 18,8 1 Boa] — I — |—1-1—1 — 
1854 [2550] ı 919 — 820% 27 0% %% ee 
1855 12750] 3 | 71/2320 597.15 —29 29, 652] — | — ||] | — 
1856 3000 6 | 111118115 699|15/ — 126127 60 (— — 4 —1— 
1857 13100] S | 26232022, 86715 —130129,5 | 8,300 — | — 10——— — 
1858 12374114 | 47734 2,14 878 5 — 25 2,57[11,00] 29 12020— 4/4, g]l,52 
1859 1981026 759029 5,5; 99115-3129, 14,0% 60 252 20 — 416, 3, 
| 
Summe] — 158 1689 — | - — 1159 14442) — | —I—| — | — 89 1373/20/ —I—| —] — 
Och) „ar 1 T 55 5408 185 N 
j 18200 2565 8, 24/29 3,5) 2,22, 63417 202728, 7, 12 57 11 5] 46 (0% 


, ) Die Zahlung von Erziehungsgeldern für die Kinder der Invaliden und der Wittwen 
it erſt im J. 1858 eingeführt. 


Beiträge zur Kenntniß der Lage der Berg- und Hüttenleute. 405 


- 


Wittwen und Waiſen. Begräbnißkoſten. 
;; . > = 
Beihilfe zu den Begräbnißkoſten 


dergl. Mr — Ei Die 
IV. Außeror⸗ | Summe dieſer der activen der . eſa 
dentliche Unter-] Unterſtützungen 5 ee, Zuſammen geſammten 
ſtützung d. Hin⸗ (AIV) Mitglieder Invaliden) laufenden 
terbliebenen — ——ů 1 Ausgaben 
een 122 1% = 2 8 9 
rbeitern?) 2 = wi 
. 3 5 8 betragen 
> 5 2 5 
im Is# Edle Betrag = Betrag IS] auf je 
Er 2 a 2 2 : 
srl Ganzen S | L 5 5.2 Mitglied 
Ganzen | 8.3 sel ® = 8 2 
53 5 2 6 2 
32 thlr. Jg. Sgr. thlr. ſg. pf. Sar. Ithlr. . pf. * 
164— — 2,06 223 — 
23918 — 2,2] 377 
2760 8 — 3,1 3123| 5 
291 272% 45/3 
467 7 94, 3118| 7 


3960 8 15% 7 1111 — 
2010260 43,0] 725111 


170 201210 8J 2 24 — — 203610 80 ———— 


96230 12 [1026| 111% 24,0 28714 40% 3/1210 29027 303% 422 6 


2) In der Regel erhalt jede Wittwe beim Tode ihres Mannes 10 Thlr. außerordent⸗ 
liche Unterſtützung. Si. 

3) Erſt ſeit 1858 werden für die verſtorbenen Invaliden Beerdigungskoſten vergütet. 

1) Die Summa aller Ausgaben iſt in der Nachweiſung J angegeben. Dort, wie hier, 

find die Ausgaben für den Bau und die Ausſtattung des Krankenhauſes fü wie die Aus— 

gaben für Arzneien der Angehörigen der Vereinsglieder, welche wieder eingezogen werden, 

ausgeſchloſſen, dagegen die in den vermiſchten Ausgaben enthaltenen kleinen Vorſchüſſe, 

welche bei der Wiedereinziehung unter den vermiſchten Einnahmen gebucht find, eingerechnet. 
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Endlich iſt noch der allmälige Anwachs des Vermögens des Knapp⸗ 
ſchaftsvereins zu erwaͤhnen. Das verzinslich angelegte Kapital betrug: 


Thlr. Sgr. 155 Thlr. Sgr. Pf. 
1853 bei 2338 Mitgl. 6349 3 A auf 1 Mitgl. 2 21 6 
1854 „ 2880 „ 11150 — — „ „ „ „ 4 11202 


1855 % 16788 15 — „ K „ naitgn 6 3 2 

1856 „ 3000 „ 24933 23 6 „ „ „ „ 8 

Jĩ?5k1i]])])) 8 

1858 „ 2374 „ — 30358 — — „ „„ „ 12 23 8 

1859 ,, 1981 „ 36093 6 9 „ Be 57 
Immobiliarvermögen ift erſt feit dem e tak vorhanden. 
Daſſelbe beträgt mit Schluß des Jahres 1859: 

Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. 

16848 19 7 oder 8 15 2 auf je 1 Mitgl. 
hierzu das Mobiliarverm. 3243 21 7 „ 1 19 2 „ „„ „ 
der Kafſenbeſtand 2936 5, 1 12 1 „ „„, 
dazu obiges Kapital . 36098 6 9 „ 18 6 7 „ „„ „ 

59021 18 3 oder 29 23 10 auf je 1 Mitgl. 

Iſt auch die überrafchend ſchnelle Vermehrung des Kapitals auf 
je ein Mitglied in den letzten Jahren durch die Verminderung der 
Belegſchaft weſentlich mit veranlaßt, ſo bleibt doch die von Jahr zu 
Jahr erfolgte regelmäßige Steigerung eine hoͤchſt erfreuliche und giebt 
ſichere Buͤrgſchaft für die Lebensfaͤhigkeit des Vereins, auch wenn die 
Penſionen der Invaliden und Wittwen, wie es billig fein dürfte, bei 
der bevorſtehenden Aenderung des Statuts erhöht werden. 

Das Kapital iſt grͤßtentheils beim Hörder Bergwerks- und Hit: 
tenverein verzinslich niedergelegt und bringt 4 pCt. Ein Theil iſt, 
wie ſchon erwähnt, in kleinen Beträgen bis zu 300 Thlrn. an Knapp⸗ 
ſchaftsmitglieder gegen verbürgte Schuldſcheine zu 5 pCt. verliehen. 


Aeber die patriotiſchen Frauenvereine im groß⸗ 
herzogthum Sachſen-Weimar⸗Eiſenach. 

Das Princip, welches unſer Central-Verein in Bezug auf die 
Unterſtützung der arbeitenden Klaſſen verfolgt, kann dahin formulirt 
werden, daß er anregend wirken will, daß er die Arbeitskraft eines 
jeden Einzelnen zur Entwicklung zu bringen ſtrebt, daß er für die 
Bildung der Hülfsbedürftigen ſorgt, um ſie ſelbſt tüchtig zu machen, auf 


ee 
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eigenen Füßen zu ſtehen. Das iſt die eigentliche Aufgabe des Wohl— 
thuns, nicht das Geſchenk, das wir einem Armen hinwerfen, um unſer 
ſubjektives Mitleidsgefühl zu befriedigen, das kaum jemals die Quelle 
der Hülfsbedurftigkeit ſtopft. Wie wenig iſt aber dieſer Grundſatz 
bei dem größten Theile unſer ſtaatlichen Armenverwaltung zur Geltung 
und Ausführung gekommen. 

Seit einer Reihe von Jahren beſteht im Herzen Deutſchlands, 
im Großherzogthum Sachſen-Weimar ein Frauen-Inſtitut, einzig in 
feiner Art, welches unſere Principien zur vollſten und fegensreichen 
Ausbildung gebracht hat, über das in dieſen Blättern noch nie ein 
Bericht veröffentlicht worden iſt. Durch die großherzige Idee der ver— 
verewigten Frau Großfürftin Großherzogin Marie Paulowna in's 
Leben gerufen und groß geworden, hat dieſes Inſtitut, von den Frauen 
des Landes geleitet, das ganze Land mit ſeinem Netz umzogen und 
in ſeinem ſtillen Getriebe die eindringendſte und in ſeinen ſchließlichen 
Erfolgen eine überraſchende Wirkſamkeit kund gethan, welche der Re— 
ferent ſelbſt mehrere Jahre hindurch zu erleben Gelegenheit gehabt hat. 

Die Stiftung des Inſtituts iſt eine praktiſche Folge jener Zeit 
der Begeiſterung, welche die deutſchen Fürften und das deutſche Volk 
in gemeinſamen Streben und gemeinſamer Gefahr an einander 
feſſelte, aber aus dem Bedürfniß der augenblicklichen Hülfe zunächft 
hervorgegangen, hat die Stiftung auch von vornherein im richtigen 
Gefühle die Erziehung und den Unterricht der weiblichen Jugend als | 
eine feiner Hauptaufgaben in's Auge gefaßt. 

Laſſen wir das Stiftungsſtatut ſelbſt ſprechen: 

In dem großen Kampfe für deutſche Unabhängigkeit, da Jeder 
ſich aufgefordert fühlte, nach allen feinen Kräften zu dem allgemeinen | 
Zwecke beizutragen und Keiner zurückſtehen mochte, mußten auch die, 
welche von der Natur ſelbſt beſtimmt find, das Haus zu hüten, ſich 
berufen fühlen, ihre Tage nicht unnütz für die gute Sache verſtreichen 
zu laſſen. Die Fuͤrſorge für die Streitenden, die Pflege der Verwun— 
deten, die Unterſtützung der Hinterlaſſenen von den im Felde Gebliebenen 
waren die naͤchſten und wichtigſten Zwecke der vom Gemeingeiſt be— 
ſeelten vaterländifchen Frauen und nicht ohne Erfolg für die allge— 
meine Sache waren die ſtillen Bemühungen im Einzelnen. Einmal | 
erweckt zur Wohlthaͤtigkeit und zur thätigen Mitwirkung an einem all⸗ 
gemeinen Staatszwecke, konnten auch nach glücklich errungenem Frie— 
den, die gegen die Vorſehung und die aufopfernde Thaͤtigkeit der 
Mitbürger dankbaren Frauen, den Wunſch nicht aufgeben, ferner zum 
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allgemeinen Beſten Etwas beizutragen und die hohen Gefühle von 
Vaterlandsliebe durch Sorge für fein Wohl in der Fürforge für Ein— 
zelne zu erhalten und zu befördern. So entſtand zuerſt in der Stadt 
Weimar der Gedanke eines Werkes, das damals neu, ſich nur auf 
die Ueberzeugung der Theilnehmer ſtützte, ohne daß deſſen feſter Ge— 
ſichtspunkt ſich anders, als aus der allgemeinen Noth hätte faſſen 
laſſen können. Es wurde ein Verein geſtiftet zu Unterſtützung der 
Nothleidenden, zu Beförderung edler patriotiſcher Gefühle; er hat ſich 
ſeitdem erhalten und geleiftet, was feine Kräfte und die Umſtände 
erlaubten. Zugleich ſuchte man in den übrigen Städten und in ein⸗ 
zelnen Dörfern der Großherzoglichen Lande gleiche Geſinungen und An— 
ſichten zu erwecken und bald bemerkte man, indem man bei jenen 
Zwecken die möglichfte Rückſicht gegen die Lebensverhältniſſe beobachtete, 
daß es hauptſächtlich Noth that um die Verbeſſerung des praktiſchen 
Theils der Erziehung der Jugend. Mit Freuden erfaßte man die 
Möglichkeit durch dieſen wichtigen Zweig patriotiſcher Thätigfeit, den 
bürgerlichen Wohlſtand zu befördern und ſo entſtanden mehrere wohl— 
thätige Vereine in verſchiedenen Städten und auf dem Lande wobei die 
Erziehung und der Unterricht der verlaſſenen weiblichen Jugend immer 
mehr und mehr als der bei weitem nützlichſte und wichtigſte Zweck 
erſcheinen mußte. — Die Erbgroßherzogin ſah ſich um ſo lieber als 
Obervorſteherin dieſer verſchiedenen Anſtalten anerkannt, weil nur 
durch deren Leitung aus einem Centralpunkte, Einheit in der Aus füh— 
rung erreicht werden mag und weil der Allen bekannte Name zugleich 
Bürgſchaft fuͤr die Oeffentlichkeit, Allgemeinheit und Feſtigkeit des 
Zweckes iſt. Da aber das Ganze nur auf der Ueberzeugung der Theil— 
nehmenden und auf dem allmählichen Erkennen der Möglichkeit, Nütz— 
lichkeit und Nothwendigkeit beruht den geſammten guten Willen zu 
ſolchen Zwecken zu benutzen, ſo muß jede Handlung der Willkühr, 
auch bei der Anwendung richtig anerkannter Grundſätze vermieden wer— 
den; ſo iſt der Entwurf geſetzlicher Vorſchriften nothwendig erſchienen. 
Mit dieſen Worten wurde der geſetzliche Entwurf dieſes Inftis 
tutes in Jahre 1817 eingeleitet. 
Die Vereine zerfallen in Local- und Centralvereine, der letzteren ſind 
7, in Weimar, Jena, Ilmenau, Allſtedt, Neuſtadt a. d. Orla, Eiſenach, 
und Lengsfeld (für das Eiſenacher Oberland, jenſeits der Werra), 
welche in Weimar ihre ſchließliche Spitze finden. In jedem Verein 
haben die Frauen, welche an der Spitze ſtehn, einen oder mehrere 
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achtbare Männer, welche das öffentliche Vertrauen genießen, als 
Rathgeber, Gehuͤlfen oder Rechnungsfuͤhrer zur Seite. 

Nach § 15. iſt im Allgemeinen Wohlthätigkeit durch gemeinſames 
Zuſammenwirken der einzelnen Kräfte und Beförderung des Fleißes 
der Hauptzweck eines jeden Vereins. Derſelbe betrachtet ſich jedoch 
nur als ein außerordentlicher Hülfsfonds, deſſen Wirkſamkeit nur in 
ſoweit eintritt, als die vom Staate eingerichteten Armen- und Erzie⸗ 
hungsanſtalten nicht ausreichend, find, daher denn auch die bei dieſen 
Anſtalten beſtehenden Vorſchriften auf das Strengſte zu berückſichtigen 
ſind, die Vorſteherinnen der Vereine mit den Armen-Kommiſſionen oder 
Deputationen ihrer Orte ſtets Rückſprache zu nehmen haben und Alles 
ſorgfältig vermieden werden muß, was bei den öffentlichen Behörden 
zum Anſtoß gereichen könnte. 

($ 16). Die wohlthätigen Zwecke eines jeden Vereins erſtrecken 
ſich a) auf die Unterſtützung alter und zur Arbeit unfähiger, hülflofer 
Perſonen, b) auf die Unterſtützung und Pflege verlaſſener Kranken, 
c) auf ſchleunige Hülfe für andere Perſonen in dringenden, unver— 
ſchuldeten Nothfällen als Brand, verheerende Krankheiten ꝛc., ) auf 
Beförderung der Arbeitſamkeit und des rechtmäßigen Verdienſtes arbeits— 
fähiger Menſchen, — hauptſächlich aber und beſonders an den Orten 
wo zu wenig Kräfte vorhanden ſind, um mehrere Zwecke zu verfolgen, 
auf e) die Erziehung und den Unterricht der verlaſſenen, weiblichen 
Jugend. — Es iſt nicht nothwendig, daß gleichzeitig ein jeder dieſer 
Zwecke verfolgt werde, überall aber ſoll chriſtlicher Gemeinſinn auf 
das eifrigſte erweckt und moͤglichſt befördert werden. 

§ 19— 23 ſtellt die Zwecke des Vereins ſpecieller feſt. 

Sorge für arme Kranke, event. Ausbildung und Sorge fuͤr Kran— 
kenpflege ſteht voran; Unterſtützung von Hülfsbedürftigen darf, natür— 
lich immer mit Berückſichtigung der Localverhältniſſe und der Kommu— 
naleinrichtungen nur dann ſtatthaben, wenn ſie arbeitsunfähig find; 
für alle Arbeitsfähigen beſteht die Unterftügung nur in der Arbeits— 
anweiſung, deren Erzeugniſſe der Verein an ſich nimmt und verwer— 
thet. Nähen, Spinnen, Stricken, überhaupt weibliche Arbeiten hat 
der Verein zunächſt in's Auge zu faſſen; Arbeitsanſtalten für Maͤn— 
ner wurden bei der Stiftung nicht ausgeſchloſſen, ſind aber nicht zur 
Ausführung gekommen. 

§ 22 beſtimmt: „Die Arbeiter mögen entweder blos mit Geld 
oder in befonders theuren und drückenden Zeiten zum Theil auch durch 
Speiſen, wenigſtens durch Brodt bezahlt werden, wo dann mit einer 
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ſolchen Arbeitsanſtalt eine Speiſeanſtalt oder wenigſtens eine Bäckerei 
in Verbindung zu ſetzen iſt.“ 

Soweit aus ſeinem Kreiſe dem Ref. bekannt iſt, hat ſich die re— 
gelmäßige Speiſung auf die Sorge für arme Kranke und Wöchnerinnen 
beſchränkt, doch find die einzelnen Localvereine fo felbftitändig in ihrer 
Verwaltung, daß möglicherweife auch dieſe Beſtimmung zur Ausfuͤh— 
rung gelangt iſt. 

§ 23 ſetzt die Erziehung und den Unterricht der verlaſſenen 
weiblichen Jugend als den Hauptzweck feſt: Waiſenkinder, die keine 
ſorgſame Pflegeeltern gefunden haben oder deren Eltern wegen Ar— 
muth oder aus Nachläſſigkeit für ihre Erziehung und Unterricht nicht 
hinlänglich ſorgen können. 

Solche Kinder find vom 5—17ten Jahre an, in einer Inter: 
richts- und Arbeitsanſtalt zu vereinigen, wo fie unentgeldlich in Flachs, 
Wolle- und Baumwollenſpinnen, in Stricken, im gröbern und feinern 
Nähen, je nachdem ſie Fähigkeiten dazu zeigen und ihre künftige Be— 
ſtimmung ſolches erheiſcht, ferner nach der Konfirmation im Waſchen, 
Bügeln, Kochen Unterricht erhalten, zugleich aber auf ihre moraliſche 
Ausbildung und ihre ſittliche Vervollkommnung ſoweit als möglich, 
gewirkt wird. Wie der Unterricht erfolgen ſoll, wie oft, ob durch die 
Mitglieder des Vereins ſelbſt oder durch angeſtellte Lehrer und Leh— 
rerinnen oder für den Unterricht im Waſchen ꝛc. durch Unterbringung 
bei tüchtigen Hausfrauen, hat jeder Localverein nach den örtlichen 
Verhältniſſen zu ordnen. 

Das Material zu den Arbeiten wird entweder von den Mit— 
gliedern des Vereins unentgeltlich verehrt oder angekauft oder von 
einzelnen dargeliehen. Die Arbeitserzeugniſſe koͤnnen den Kindern 
als Belohnungen oder am heiligen Abend wieder gegeben werden, 
oder ſie werden zum Beſten der Anſtalt verkauft oder den Darleihern 
des Materials gegen billigen Arbeitslohn zurückgeliefert. 

Zu dieſen Beſchäftigungsanſtalten find in dem letzten Decennium 
Kinderbewahranſtalten hinzugetreten, in welchen Kinder von 
2— 5 Jahren den Tag über Beaufſichtigung, bildende Spiele und Nah— 
rung finden. Die Kinder werden früh von den Eltern, die auf Arbeit 
gehn, hingebracht, Abends wieder abgeholt und von denjenigen Eltern 
die durch ihre Arbeit etwas verdienen, für das Eſſen der Kinder 
eine Kleinigkeit bezahlt. (In Jena 4 Pf. pro die). Dieſer Inſtitute 
ſind bis jetzt 4, in Weimar, in Jena, Eiſenach und Allſtedt und 
beſonders die 3 erſteren in raſcher Fortentwickelung und von außer— 
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ordentlich günſtigem Einfluße auf die geiſtige und koͤrperliche Aus— 
bildung der Kinder. Ohne daß gerade ein beſtimmtes Syſtem der 
Spielſchule als vorſchriftsmaͤßiges Muſter hingeſtellt worden iſt, haben 
ſich doch manche von den Fröbelſchen Spielen und Liedern Eingang 
verſchafft; aber es iſt bis jetzt nicht der Zweck geweſen, die Kinder 
irgend wie und wäre es auch auf die geiſtreichſte Weiſe, zu dreſſiren; 
fie lernen Ordnung, Gehorſam, Reinlichkeit, die ſchläfrigen wachen 
in dem gemeinſamen Getümmel auf, fie find den ganzen Tag aus 
ihren ſchlecht geluͤfteten Wohnungen entfernt, in einem hellen, ſon— 
nigen Raume und erhalten eine kräftige, geſunde Nahrung (beſonders 
Milch, Fleiſchſuppen und Weißbrot). Ref. hat ſich oft genug überzeugen 
können, daß elende und ſieche Kinder durch die beſſere Koſt der Be— 
wahranſtalt binnen wenigen Monaten in ihrer Ernährung vollſtän⸗ 
dig umgewandelt wurden. 

So hat ſich der Verein immer wachſend weiter geſtaltet und ſeine 
Lebensfähigkeit durch die Aufnahme und Berückſichtigung eines jeden 
neuen werthvollen Prinzips, in völliger Freiheit der Bewegung und 
zu gleicher Thätigkeit die vornehmſten und geringſten Frauen des Lan⸗ 
des wachrufend glänzend bekundet. 

Es liegt uns eine Zuſammenſtellung aus den Jahren 1858 und 
1859 vor welche über die Ausdehnung und die Mittel des Vereins 
das kürzeſte Zeugniß giebt: 


1858. 


Sn. Kinder in den Beſchäftigte] Vermögensbeſtand 
Eentral⸗ a Ber durch durch 
duſtrie⸗ 5 Wisch e wahr- Spinn⸗ . — — 
Verein i duſtrie ans werbs⸗ an⸗ Aue liche 31. December 1858 
— ie Ratten oulen galten falten geifen Thlr. Sgr. vlg. 
Weimar 3311593] 8 | 25 280 | 69 | 21 23502 8 4 
Jena 15] 520 8 | 39 | 75 60 | 25 5553 | 14 | 7 
IAmenau . 6 253 — | — — 42 — 417 6 8 
Allſtedt . 71 285 — — 181 32 — 764 69 
Neuſtadt a. O. 51 28 — — — — — 775 — 3 
Eiſenach .. 191 848808 — 86 | 28 | 37 13487 21 — 
Eiſenacher 2 
Oberland 401303 — | — | — 6 3308 | 15 | 2 
Summa | 125 5020 


47808 12 | 9% 
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1859. 
In- | Kir Kinder in den | Beichäftigte Vermögensbeſtand 
Gentral- derbe] In⸗ | Be Er- durch durch ans 
duftrie-| wahr-] n, wahr⸗ Spinn⸗ weib⸗ 
Vereine ; An⸗ jpufteie) an- werbs⸗ an⸗ u 31. December 1859 
e er ſchulen alten ſchulen falten beiten Thie. Sgr. Big. 
Weimar. 35 5 1677 334 | 31 | 60 29 25780 28 [10 
Jena... 15 1510] 73 40 | 65 25 4522 25 9 
Ilmenau. - - 6 — 263 — — 32 = 397 214 
Allſtedt 71 1.4277 18 — 1 30 — 840 12 4 
Neuſtadt a. O. 51 — 188 — u — nt 789 21 9 5 
Eiſenach. .. 20] 1 925 100 — | 28 | 21 12825 11 111%, 
Eiſenacher an 9 Fe, ’ 
Oberland 0 1350 6 3451 17 | 1% 
Summa | 128 8 5190525 71 [22175 J 48008 19 ıY, 


Im Jahre 1859 iſt die erlauchte Fürftin, welche das Inſtitut in's 
Leben rief, aus dem Leben geſchieden und hat noch bei Ihrem Heim— 
gange das Werk Ihrer Jugend bedacht; die Frau Großherzoginn 
Sophie iſt jetzt allein an die Spitze getreten, in demſelben Geiſte und 
mit derſelben Hingebung fortwirkend, wie die Verewigte. 

Wir wiederholen, das patriotiſche Frauen-Inſtitut erſcheint uns 
für Deutſchland in ſeiner Art einzig zu ſein, aber auch nicht nach— 
bildbar für uns, wahrſcheinlich überhaupt nur möglich in dem Lande 
in dem es geworden iſt. Wo wäre jetzt die ſtete, immer treue und 
nimmer müde Hingebung einer ganzen Bevölkerung an eine Idee zu 
finden, deren praktiſche Reſultate nicht augenblicklich in die Augen 
ſpringen? Das Inſtitut in Weimar iſt nur ſo geworden, wie es iſt, 
weil es aus der Begeiſterung einer großen Zeit hervorging, weil die 
Hingebung der ganzen Bevölkerung in der Liebe zu ihrer Fürſtin 
nicht müde wurde, weil die localen Verhaͤltniſſe des Landes, die an 
vielen Orten noch patriarchaliſch ſind, die eingehendſte Kenntniß der 
Einzelnen, ihrer Bedürfniſſe, ihrer Verſchuldung oder Schuldloſigkeit an 
ihrem Unglücke geftatten und eine eingehende Detailhuͤlfe möglich machen. 
Bei uns z. B. in Berlin wäre der Gedanke eines ſo umfaſſenden, 
Alles centraliſirenden Privathuͤlfevereins ein Unding. 

Aber gerade das alle Bedürfniſſe umfaſſende und centraliſirende 
Weſen des Inſtituts läßt, ſobald man die Möglichkeit einer Ueber— 
pflanzung oder Gründung eines ähnlichen Inſtitutes an einem an— 
deren Orte denkt, eine Frage von der größten Bedeutung für die 
Verwaltung des Staates nicht unterdrücken. Werden die einzelnen 
Kommunen, wird der Staat im Ganzen durch ein derartiges Inſtitut, 
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das zu ſolcher Macht und ſolchem Umfang heranwächſt, nicht in ihrer 
Leiſtungspflicht und Leiſtungsfähigkeit gegen die Hülfsbedürftigen ihrer 
Bezirke verkümmert und geſchmälert? Man kann jagen, daß in einer 
gut organiſirten Gemeindeverwaltung die Mittel, welche die private 
Wohlthaͤtigkeit zuſchießt nach anderen Richtungen zu verwenden ſind 
und ſo in der That eine Steigerung der Unterſtützungskraft zu er— 
zielen iſt. Aber find nicht die Kommunalverwaltungen ohnehin über- 
bürdet mit Laſten, herrſcht bei ihnen nicht überhaupt der Grundſatz 
vor, gerade in den Armenverwaltungen zu kargen und in jeder Pri— 
vatwohlthätigfeit ein Mittel zu ſehen, ſich ihrer Pflicht gegen ihre Anz 
gehörigen noch mehr zu entziehen? 

Doch dieß ſind Ueberlegungen, welche uns weit über unſeren 
Zweck hinausführen; ich wollte über die Frauenvereine Weimars be— 
richten. 

R. Leubuſcher. 
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Die halbamtliche Allg. Preuß. Ztg. veröffentlicht nachfolgenden bemer— 
kenswerthen Artikel: 


Der Verein zur Beförderung der Arbeitſamkeit zu Aachen. 

In einer Adreſſe, welche die Beamten des Vereins zur Beförderung der 
Arbeitſamkeit vor Jahr und Tag, bei Gelegenheit der Feier des 25jährigen 
Beſtehens deſſelben, an ihren Vorſitzenden J. F. Paſtor richteten, heißt es 
unter Anderm: „Aus beſcheidenen Anfängen hervorgegangen, durch die Ein- 
ſicht und Beharrlichkeit ſeines Gründers David Hanſemann zur Feſtigkeit ge- 
langt, durch ſeine Leiſtungen und das Vertrauen des Publikums getragen, 
durch die umſichtige Verwaltung zu immer größerer Ausdehnung geführt, ſteht 
das Inſtitut jetzt gefeſtigt und in einer ſo umfaſſenden Thätigkeit da, daß es 
längſt ein Muſter bis in die weiteſte Ferne geworden iſt.“ So 
Ausgezeichnetes dieſe Anſtalt bisher geleiſtet haben mag, ſo bedenklich will es 
uns erſcheinen, wenn ſie noch ferner in dem bisherigen Syſteme fortwirken 
ſollte. Schwerlich würde ihr dann jener Preis der Muſtergültigkeit noch ferner 
zugeſtanden werden können! Die von ihr bisher anſcheinend kaum beachteten, 
auf das Princip der Selbſthülfe gegründeten volkswirthſchaft lichen Reformen 
des letzten Decenniums erobern von Tag zu Tag mehr Terrain. 
Sie werden ſich endlich auch im Regierungsbezirk Aachen Bahn brechen. 
Eine unbefangene öffentliche Beſprechung der Wirkſamkeit des Vereins zur 
Beförderung der Arbeitſamkeit ſcheint uns ſonach an der Zeit zu ſein. 
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Der Zweck, das Endziel der Thätigkeit dieſes Vereins iſt zwar un⸗ 
veränderlich, aber ſowie die ſozialen, die kommerziellen, die induſtriellen, 
überhaupt alle Lebensverhältniſſe der Bevölkerung dem Wechſel unterworfen 
ſind, ebenſo muß ſolcher Verein in der Wahl der Mittel und Wege zur Er⸗ 
reichung des Zieles wechſeln, ſich zeitgemäß ſtets den allgemeinen Bedürf⸗ 
niſſen, den Verhältniſſen anſchließen. Die Gründer der Aachener (ſpäter Aachen⸗ 
Münchener) Feuer- Verſicherungs⸗ Geſellſchaft ſtifteten bekanntlich (im Jahre 
1825) gleichzeitig mit dieſem kaufmänniſchen Inſtitute auch das für ſich 
beſtehende gemeinnützige Inſtitut, den „Verein zur Beförderung der Arbeit— 
ſamkeit. Als Zweck deſſelben wurde bezeichnet: „durch Beförderung der Arbeit— 
ſamkeit unter der ärmeren Volksklaſſe und durch Herbeiführung von Gelegen— 
heiten zur Erwerbung ihres Unterhalts eine Quelle der Armuth zu verſtopfen, 
Bettelei und Hülfsbedürftigkeit in Abnahme zu bringen, die Kinder der ge— 
ringeren Volksklaſſe bei moraliſcher Erziehung zur Arbeit anzuhalten, ihnen 

| Liebe zu derſelben beizubringen und ſie dadurch geſchickt und geneigt zu machen, 
ſich ihr Brod auf ehrliche Weiſe zu verdienen.“ Die Fonds des Vereins 
ſollten nach den Statuten gebildet werden aus: der Hälfte vom geſammten 
jährlichen Gewinne der Aachener Feuer-Verſicherungs⸗Geſellſchaft, den Beiträgen 
der Vereinsmitglieder und aus Schenkungen und freiwilligen Beiträgen. Die 
Verwendung dieſer Fonds war urſprünglich für die Bewohner des Regierungs- 
bezirks Aachen ausſchließlich beſtimmt. In der zweiten Generalverſammlung 
der Aktionaire der ſtiftenden Geſellſchaft vom 17. Auguſt 1825 wurde jedoch 
dieſe Beſtimmung dahin modifizirt, daß die „Direktion“ befugt ſein ſolle, an 
der Hälfte des reinen Gewinnes dieſer Geſellſchaft auch außer dem hieſigen 
Regierungsbezirk einzelne Städte, Provinzen oder Länder zu betheiligen. Dieſe 
Beſtimmungen wurden durch die Kabinets-Ordres vom 24. Juni 1825 reſp. 
17. April 1832 genehmigt. (?) In Folge deſſen wurde ſeitdem dem Ver— 
| ein zur Beförderung der Arbeitſamkeit von der Aachen⸗ Münchener $ Feuerver⸗ 
| ſicherungs⸗Geſellſchaft nur noch ein verhältnißmäßig geringer Antheil von der 
Gewinnhälfte der Aachener Feuerverſicherungs-Geſellſchaft jährlich!) über— 
wieſen, der übrige Theil derſelben hingegen von der Direktion der letzteren li 
Geſellſchaft ſelbſt, ohne öffentliche Rechnungslegung, verwendet. Der Verein 6 
zur Beförderung der Arbeitſamkeit konſtituirte ſich, als der auf 30,000 Rthlr. | 
beſtimmte Fonds angeſammelt war, in der Bezirksverſammluug vom 21. | 
Juni 1834. Er organiſirte an dieſem Tage die Verwaltung, regelte die | u 
Thätigkeit der Vereinsbehörden und Beamten und beſtimmte als Gegenftand ul 
feiner Wirkſamkeit: „die Erweckung, Entwickelung, Vermehrung und Beför- 05 
derung der freiwilligen Arbeitſamkeit durch den Einfluß des Vereins, ſowie 


| 

die Aufmunterung derſelben durch direkte oder indirekte Belohnung nach Maf- | 
gabe der vorhandenen Mittel.“ 
In Ausführung dieſes Beſchluſſes geſchah bisher hauptſächlich Folgendes: Nil 

Der Verein errichtete Prämienkaſſen für die Mitglieder der arbeitenden Klaſſe N 
0 

| 
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des Regierungsbezirks Aachen, vierprocentige Sparkaſſen für dieſelbe Klaſſe der 
Bevölkerung, Sparkaſſen mit 3 ½ procentiger Verzinſung für alle Bewohner 
des Regierungsbezirks; Arbeiter⸗Penſionskaſſen für die handarbeitenden Volks⸗ 
klaſſen, er richtete Kleinkinder-Bewahranſtalten ein, veranlaßte, reſp. beför⸗ 
derte und unterſtützte in einer großen Zahl von Gemeinden den Unterricht 
in weiblichen Handarbeiten, unterſtützte die handarbeitenden Klaſſen durch Be⸗ 
ſchaffung von Lebensmitteln und Feuerungsmaterial und gewährte Geldunter⸗ 
ſtützungen an Handwerker- und Gewerbeſchulen, an die Taubſtummen- und 
die Speiſe-Anſtalt hierſelbſt, zu Kulturarbeiten in der Eifel und dergleichen 
mehr. Ferner bewilligte er einen Beitrag von 5000 Rthlr. zur Unterhal- 
tung der projektirten polytechniſchen Schule für den Fall, daß ſie ihren Sitz 
in Aachen erhalten ſollte; die Errichtung einer „Hanſemann-Stiftung“ zur 
Unterſtützung hülfsbedürftiger Familien von Reſerviſten; 
einer „Paſtor-Stiftung“ zur Un terſtützung hülfsbedürftiger Vete— 
ranen und invalider Krieger aus dem Arbeiter- und Dienſt⸗ 
botenftande; die Unterſtützung von Kreis-Darlehnskaſſen durch Ueberlaſſung 
billiger Darlehne u. ſ. w. Beſonders eminent ſind die Leiſtungen des Ber- 
eins bezüglich der Sparkaſſen. Dieſelben erſtrecken ſich bereits über den ganzen 
Regierungsbezirk Aachen und die Geldgeſchäfte haben einen Umfang erlangt, 
daß der Verein zur Beförderung der Arbeitſamkeit dadurch eine Geldmacht 
geworden iſt. Ungeachtet des beſchränkten Stiftungsfonds und der ſehr ver- 
kümmerten jährlichen Bezüge aus der Gewinnhälfte der Aachener Feuerverſiche— 
rungs-Geſellſchaft und trotz der jährlichen Verwendungen hat das baare ei— 
gene Vermögen des Vereins bereits eine Höhe von weit über / Million 
Thaler erreicht; ſeine Sparkaſſen verwalten bereits gegen 6 Millionen Thaler 
Einlagen! 

Befinden ſich nun die bisher beſchloſſenen Verwendungsarten nicht ein- 
mal im vollen Einklange mit den oben mitgetheilten Normen (namentlich gilt 
dies von den in neueſter Zeit beliebten Quaſi-Almoſenſtiftungen), ſo wird 
dadurch nur um ſo mehr auf die Nothwendigkeit hingewieſen, die engen 
Grenzen der Statuten angemeſſen zu erweitern, um die Anſtalt vor den 
beiden gleich gefährlichen Klippen — dem kaufmänniſchen Spekulationsgeiſte 
(dem Streben nach Sammeln von Kapitalien) und der Spendung von Al⸗ 
moſen zu bewahren. Beſonders bedenklich erſcheint uns das anſcheinend noch 
immer fortbeſtehende Beſtreben des Vereins nach fernerer Vermögensanhäu⸗ 
fung! ?) Die eigentliche Aufgabe des Vereins beſteht nämlich nach §. 11 
der Statuten der ſtiftenden Geſellſchaft lediglich darin: die aus der Gewinn⸗ 


) In den letzten Jahren betrug dieſer Zuſchuß jährlich einige dreißig Tauſend 
Thaler, die ganze Gewinnhälfte mehr als 200,000 Rthlr. 

) Die Zuſchüſſe aus der Gewinnhälfte der Aachen-Münchener Feuer-Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft werden in Folge eines in der erſten Zeit des Beſtehens des Vereins ges 
ſaßten Vorſtandsbeſchluſſes noch immer regelmäßig kapitaliſirt. (Zu welchem Zwecke?) 
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hälfte der Aachen-Münchener Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaft fließenden Gel⸗ 
der zum ſtatutenmäßigen Zwecke zu verwenden. Seiner rechtlichen Natur 
nach nur Verwahrer und Verwalter jener, unſeres Erachtens nach der Ana⸗ 
logie der Geſetze über milde Stiftungen zu beurtheilenden Gelder, hat der 
Verein nicht das Recht, ſie übermäßig anzuhäufen und ſomit der 
Erreichung des öffentlichen Wohlthätigkeitszweckes zu ent— 
ziehen.!) Indem der Verein lurſprünglich nur dazu gebildet, eine gewiſſe 
jährliche Einnahme aus dem Gewinne der ſtiftenden Gefellſchaft zu verwalten 
und zu verwenden) für ewige Zeiten eine reichliche Quelle der Wohlthätigkeit 
geſchaffen hat, verdient feine Thätigkeit — ungeachtet der mangelnden ftatu- 
tenmäßigen Berechtigung — die dankbarſte Anerkennung. Aber jetzt, wo 
er ſich auf ſolcher Höhe befindet, iſt die fortgefeßte Kapitalvermehrung 
unnöthig und deshalb verwerflich. Um auf dieſe Höhe als Geldmacht zu 
gelangen, hat der Verein ſchon bisher bei der Verwaltung der Sparkaſſen⸗ 
Einlagen und der Rentbarmachung ſeines erworbenen Vermögens mit ent⸗ 
ſchiedener Hintenanſetzung ſeines ſtatutariſchen Zweckes vorwiegend fauf- 
männiſche Geſichtspunkte walten laſſen müſſen. Seine Bankgeſchäfte haben 
einen enormen Umfang gewonnen. So hat er im Durchſchnitt der Jahre 
1857 und 1858: - 


durch Diskontirung von Wechſeln ꝛc. cirea . .. 48, 500 Rthlr. 
durch Darlehne gegen Depoſiten „ e670 , 
an Zinſen von Bankhäuſern gr 18000 


zuſammen jährlich 93, 000. Kthlr. 
gewonnen. Die Geſchäfte überflügeln ſomit weit die der Filiale der König⸗ 
lichen Bank zu Aachen?), welche während jener Zeit nur etwa 15000 Rthlr. 
jährlichen Zinſen⸗ ꝛc. Ertrag erzielt hat, und nähern ſich mehr dem des groß⸗ 
artigſten rheiniſchen Bank-Inſtituts, des vom Staate garantirten Abraham 
Schaaffhauſen'ſchen Bankvereins zu Köln, welches in den bezeichneten Jahren 
durchſchnittlich 65 Millionen Thaler Wechſelumſchlag nachweiſt, während der 
Umſchlag des Vereins zur Beförderung der Arbeitſamkeit etwa 12 Millionen 
Thaler betragen hat. Wir finden es ganz natürlich, daß dieſer Verein, als 
Kind des Handels und der Induſtrie, bisher die Mutter mit beſonderer Vor— 
liebe gepflegt hat. Wir wiſſen, daß ſich die bedeutenden baaren Geldmittel, 
welche die Verwaltung der Sparkaſſe erfordert, durch das Diskontogeſchäft 
am leichteſten flüſſig machen laſſen. Aber durch ſeine eigentliche Beſtimmung 
) Die Anhäufung dieſer Kapitalien hat nur den Zweck, den Finanzoperationen 
des Vereins als ſicheres Fundament zu dienen. Der Verein iſt aber kein Bankverein. 
2) So erklärt es ſich, daß in Aachen noch immer keine Bank- Commandite 
eingerichtet iſt. Tritt aber eine Geldkriſis ein, ſo hört der Aachener Verein zur Be⸗ 
förderung der Arbeitſamkeit plötzlich auf zu discontiren, um ſeinen Gläubigern — 
den Sparern — gerecht werden zu können. Alsdann weiß man den Kredit der König⸗ 

lichen Bankfiliale zu Aachen allgemein zu ſchätzen und zu benutzen. 

3. d. C.⸗V. 3. Bd. 28 
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— die Förderung der Arbeitſamkeit — werden ſeiner Thätigkeit in dieſer 
Richtung Grenzen geſteckt, welche ohne Verletzung der rechtlichen Verpflich— 
tungen nicht ferner überſchritten werden ſollten. 

Die Nothwendigkeit der Reform des Aachener Vereins zur Beförderung 
der Arbeitſamkeit wird kein Sachverſtändiger und keine Behörde beſtreiten 
können. Unſere Vorſchläge zur Reviſion der Vereinsſtatuten können aber an 
dieſer Stelle nicht füglich näher erörtert werden. Wenden wir uns lieber 
bezüglich der ferneren Vereinsthätigkeit zu einzelnen Vorſchlägen, und zwar 
zunächſt für die Stadt Aachen. Daſelbſt herrſcht z. B. außerordentlicher 
Mangel an geſunden und billigen Wohnungen für die handarbeitenden Klaſſen, 
für die Unterbeamten der Geſellſchaften, der Gemeinde und des Staates ꝛc. 
Die Folgen dieſes Mangels in phyſiſcher und moraliſcher Beziehung ſind be— 
kannt. Wäre es nun nicht zweckmäßig, wenn der Verein zur Beförderung 
der Arbeitſamkeit dieſem Mangel durch Gründung einer gemeinnützigen Ak⸗ 
tien⸗Baugeſellſchaſt Abhülfe zu verſchaffen ſuchte?!“) Nicht minder nützlich 
wäre es, wenn der Verein ſich bemühte, die Stadt Aachen mit geſundem, reich⸗ 
lichem Trinkwaſſer zu verſorgen, die Straßen beſprengen, die Kloaken des⸗ 
infiziren zu laſſen und zur Verwerthung des Unraths geeignete Einrichtungen 
herbeizuführen.?) Für den ganzen Regierungsbezirk Aach en wäre 
es von großer Wichtigkeit, wenn der Verein mit derſelben Bereitwilligkeit, 
wie er bisher die Einrichtung der Näh- und Strickſchulen unterſtützt hat, ſich 
auch der ländlichen Fortbildungsſchulen annehmen möchte. Iſt die Förde⸗ 
rung der Intelligenz nicht ein noch viel weſentlicherer Hebel der Arbeitſam— 
keit, als die Erlernung mechaniſcher Fertigkeiten? — Und doch iſt eine, um 
die Einrichtung der landwirthſchaftlichen Fortbildungsſchulen im Regierungs- 
bezirk Aachen hochverdiente Lokalabtheilung des landwirthſchaftlichen Vereins 
für Rheinpreußen noch im vorigen Jahre auf einen ſolchen Unterſtützungs⸗ 
antrag vom Vereine zur Beförderung der Arbeitſamkeit abſchläglich beſchieden 
worden! 2) Eine fernere ſegensreiche Wirkung hätte die Unterſtützung der 
Landeskultur in den ſehr bedürftigen Eifelkreiſen durch zu amortiſirende Vor⸗ 


Der Aachener Verein fungirt ſonach nur als Darlehnskaſſe für Kaufleute, 
Fabrikanten u. |. w., alſo für den kaufmänniſchen Verkehr. Dagegen exiſtirt unter 
feiner Aegide keine einzige Darlehnskaſſe für den kleinen Grundbe⸗ 
ſitzer, den Handwerker und Arbeiter! 

1) Früher war in Aachen und Burtſcheid eine „gemeinnützige“ Baugeſellſchaft 
in Thätigkeit, welche wohl vorwiegend den Charakter einer Aktien-Geſellſchaft ges 
habt hat. In unſerem Sinne hat ſie wenigſtens nicht gewirkt, wenn ſie auch 10 
pCt. ihres Gewinnes zu gemeinnützigen Zwecken (Verſchönerungen) hergegeben hat. 

2) Zuverläſſige Unternehmer werden ſich in einer induſtriereichen Stadt wie 
Aachen für ſolche Projekte ſofort finden, ſobald der Verein die nöthigen Geldunter⸗ 
ſtützungen zu billigen Zinſen, oder durch Uebernahme von Garantien, bewilligt. 

) Auch die Turnervereine und die Ausbildung von Lehrern als Turnmeiſter, 
die Anſchaſfung von Volksbibliotheken ſollte der Verein unterſtützen. 
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ſchüſſe zu Bodenmeliorationen, Ent⸗ sn; Bewäſſerungen, Drainagen, Straßen⸗ 
bauten u. ſ. w.). Als noch wichtigeren und allgemeineren Vorſchlag er⸗ 
lauben wir uns hervorzuheben: die reichlichere Unterſtützung der bereits befte- 
henden Darlehnskaſſen der Eifelkreiſe Montjoie, Malmedy und Schleiden. 
Nichts wirkt ſo förderlich zur Hebung des ſittlichen und materiellen Wohles 
der unbemittelten Volksklaſſen, namentlich des Handwerkerſtandes, des Land⸗ 


mannes u. ſ. w., als die bereitwillige, nicht an koſtſpielige, weitläufige 


Formalitäten gebundene und deshalb nicht mit allzuvielem Zeitverluſt ver- 
knüpfte Gewährung von billigem Gelde und Kredit, beſondrrs von Perſonal⸗ 
kredit. Die gedachten Kreisdarlehnskaſſen haben bereits nützlich gewirkt, aber 
— ihnen fehlt das billige Geld. Wenn der Verein zur Beförderung der 
Arbeitſamkeit dem Handel und der Induſtrie Millionen, dem einzelnen Ban⸗ 
quier und Fabrikanten viele Tauſende von Thalern (18 Bankhäuſer figuriren 
in einer der neueſten Ueberſichten der Aktiva mit 505, 562 Rthlrn.) zur Ver⸗ 
fügung ſtellt, fo iſt es ein trauriges Mißverhältniß, wenn den von den 
Kreisſtänden garantirten Kreisdarlehnskaſſen bisher im Ganzen nur wenige 
Tauſende von Thalern gegen dreiprocentige Verzinſung überlaſſen wurden. So 
wurde z. B. einer Kreisdarlehnskaſſe in der Eifel, in deren Bezirk der Man⸗ 
gel an Kredit und Geld der ärmeren Volksklaſſe beſonders fühlbar und nach— 
theilig iſt, noch vor Jahr und Tag anſtatt eines dringend erbetenen Dar- 
lehns von 1000 Rthlrn. und eines Kredits von 4000 Rthlren. „wegen man⸗ 
gelnder Fonds“ nur ein Darlehn von 1500 Rthlrn. gegen 3 pCt. zugebilligt. 
Noch zweckmäßiger möchte es ſein, wenn der Verein dieſe Kreisdarlehnskaſſen 
übernähme, mit ſeinen Sparkaſſen vereinigte, die Geſchäfte derſelben durch 
ſeine ſchon eingerichteten Filialkaſſen verwalten ließe?) und dadurch bis in 
die kleinſten Dörfer ſolche wahrhaft ſegenbringende Wirkſamkeit verbreitete. 
Die Erwähnung dieſer Kreditanſtalten führt uns ſchließlich zu dem wich⸗ 
tigſten unſerer Vorſchläge, den wir oben bereits angedeutet haben. Die 
Entdeckungen und Fortſchritte im Reiche der Naturwiſſenſchaften und der 
Mechanik haben eine vollſtändige Umwälzung im Gebiete der Künſte, des 
Handels und der Induſtrie hervorgerufen und alle ſozialen Verhältniſſe ver⸗ 
ändert. Die Macht des Kapitals hat die entdeckten chemiſchen und mecha⸗ 
niſchen Kräfte erfaßt und dieuſtbar gemacht und durch fie die Menſchenhände 
weſentlich aus dem Gebiete der Induſtrie zurückgedrängt. Der Fabrik- und 
Großbetrieb der Geſchäfte, unterſtützt durch die ſich immer mehr und mehr 
entfaltenden leichten Verkehrsmittel, hat den Stand der Handwerker, Arbeiter 


) Wenn derartige Verwendungen dem jetzigen Vereinszwecke nicht ganz und di⸗ 
rekt entſprechen, ſo ſteht nichts im Wege dieſen bei Reviſion der Statuten zweckent⸗ 
ſprechend zu modifiziren. 7 

) Iſt es nicht ein weſentlicher Mangel, wenn der Aachener Verein z. B. d. A. 
durch ſeine Sparkaſſen eirea 6 Millionen fremder Gelder verwaltet und bisher keine 
einzige e für den kleinen Verkehr eingerichtet hat? 
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und kleinen Gewerbetreibenden unterdrückt und läßt eine gänzliche Auflöſung 
der früheren Verbände deſſelben vorausſehen. Zur Löſung dieſes ſozialen 
Problems kennt die Gegenwart nur ein Auskunftmittel, nämlich: die bei den 
einzelnen Individuen der unterdrückten Stände ohnmächtigen und völlig ver- a 
ſchwindenden Einzelkräfte zur Großkraft, zur Großmacht zu v ereinigen. Ein- | 
zeln vermag der Handwerker, Arbeiter, der kleine Grundbeſitzer und Gewerbe⸗ 
treibende nichts; für ſich allein iſt er machtlos, kreditlos. Aber durch die Ver⸗ 
einigung vieler ſolcher Einzelkräfte, Atome, wird er ſtark und mächtig, und dem 
Fabrikanten, Großhändler und Kapitaliſten ebenbürtig. Für ihn iſt nur in: 

der Selbſthülfe durch und in der Aſſoziation 
Rettung zu finden. Was wir hier behaupten, iſt keine hohle Theorie. In dem 
durch und durch praktiſchen England finden wir unwiderlegliche thatſächliche Be⸗ 
weiſe. Dort hatten dieſelben Urſachen ähnliche Erſcheinungen hervorgerufen. 
Und was hat dort die unterdrückte Volksklaſſe vermöge der Selbſthülfe durch 
und in der Aſſoziation bereits geleiſtet?! Summirt man die Millionen, welche 
meiſtens die ärmeren Volksklaſſen in den Sparkaſſen, den Pennybanken, den 
money order offices, den friendly societies, den Vorſchußkaſſen, den distri⸗ | 
butiven und produktiven Genoſſenſchaften u. ſ. w. u. ſ. w. — ſämmtlich auf dem 
Princip der Selbſthülfe ruhende Anſtalten — für ſich arbeiten laſſen, ſo iſt man 
erſtaunt über dieſe koloſſalen Erfolge des Aſſoziationsprincips. Denfelben glän⸗ 
zenden Erfolg zeigen die in den letzten Jahren hauptſächlich durch Profeſſor Huber 
und Schulze⸗Delitzſch ins Leben gerufenen Genoſſenſchaften in Deutſchland. Wir 
müſſen uns jedoch darauf beſchränken, auf die vortrefflichen Schriften des 
Profeſſors Huber, Schulze⸗Delitzſch und auf die Abhandlung in Nr. 4 der Zeit⸗ 
ſchrift des königlich preußiſchen ſtatiſtiſchen Büreaus von dieſem Jahre, über: 
ſchrieben „die Sparkaſſen in Preußen“, zu verweiſen. 

Auf dieſes Gebiet nun möchten wir die Aufmerkſamkeit des Vereins zur 
Beförderung der Arbeitſamkeit ganz beſonders hinlenken, auf ihm ſeine Thä⸗ 
tigkeit ſich vorzugsweiſe entwickeln ſehen. Wenn ein einzelner, genialer und 
zugleich geſchäftskundiger Mann, wie Schultze⸗Delitzſch, jo Großes leiſten konnte, 
was würde da nicht der mächtige Verein zur Beförderung der Arbeitſamkeit 
vermögen, ſobald er das Princip der Selbſthülfe erſt einmal offen aner⸗ 
kannt hätte. Aber — man kann es nicht oft genug wiederholen — nicht 
um Wohlthätigkeitsſpenden und Geldgeſchenke handelt es ſich — les iſt be 
kannt, daß viele dieſer neuen Aſſoziationen im Gefühl der eigenen Kraft alle 
Arten von Geſchenken zurückgewieſen haben) ſondern nur um ſachverſtän⸗ 
dige Anregung, Leitung und Beförderung des Aſſoziations⸗ 
weſens und — zur Förderung dieſes Zweckes — um Gewährung von 
Kredit. — Der Verein zur Beförderung der Arbeitſamkeit ſage nicht, daß 
er durch die Spar- und Prämienkaſſen dem Bedürfniß des Kredits genügt 
habe. Auch wenn er, was nicht der Fall, der arbeitenden Klaſſe im aus⸗ 
gedehnteſten Maße Perſonalkredit gewährte, immer würde ſeinen Kaſſen 
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die belebende, moraliſch und materiell erhebende Wirkung der genofjen- 
ſchaftlichen Sphäre mangeln. Der Verein iſt durchaus nicht im Stande, 
durch ſeine Kaſſen und die ſonſt ihm zu Gebote ſtehenden reichen Mittel die⸗ 
jenige Unterſtützung, diejenige Anregung zur Arbeitſamkeit und Sparſamkeit 
zu geben, welche der Arbeiter aus der genoſſenſchaftlichen Sphäre ſchöpft. 
Welch weites Feld der ſegensreichſten Thätigkeit bietet nicht gerade der indu⸗ 
ſtriereiche Regierungsbezirk Aachen mit ſeiner zahlreichen Arbeiterbevölkerung, 
mit ſeinen der Unterſtützung ſo ſehr bedürftigen drei Eifelkreiſen! Der Ver⸗ 
ein zur Beförderung der Arbeitſamkeit ſehe ſich nach dem rechten Manne um, 
gebe ihm eine ſorgenfreie, feſte Stellung im Direktorium und laſſe ihn in dem 
oben geſchilderten Geiſte wirken! Man verſchmelze und reorganiſire die vie⸗ 
len im Regierungsbezirk Aachen bereits beſtehenden Arbeiter-Unterſtützungs⸗ 
und Krankenkaſſen nach vorher gehörig feſtgeſtellten Grundſätzen ohne ängſt⸗ 
lichen Schematismus, den verſchiedenen Bedürfniſſen entſprechend. Gleich⸗ 
zeitig forge man für Konſumvereine, Vereine zur Beſchaffung von billigen 
Rohmaterialen, Lebensmitteln u. ſ. w. u. ſ. w. Namentlich könnte mit die⸗ 
ſen bedeutenden Mitteln auch das jetzt in Süddeutſchland (Naſſau) in der 
glücklichſten Entwickelung begriffene lñandwirthſchaftliche Aſſoziationswe⸗ 
ſen in großartiger Weiſe zur Hebung des Wohlſtandes der Eifeler Landwirthe 
angewendet werden. 

In ſolcher Richtung thätig, wird der Verein zur Beförderung der Arbeit- 
ſamkeit ohne erhebliche Opfer im vollſten Sinne des Wortes als ein Muſter⸗ 
verein ohne Gleichen daſtehen. Er wird dann die Worte bethätigen, welche die 
Gründer des Vereins in der Anſprache vom März 1827 an die Bewohner 
des Regierungsbezirks Aachen richteten: „Es handelt ſich um etwas Edles 
und Großes, welches ſchöne Früchte nicht nur für die nahe Zukunft, ſon⸗ 
dern auch auf kommende Geſchlechter hinaus tragen wird.“ Unendlich viel 
„Edles und Großes“ könnte aber in ganz Deutſchlaud geſchehen, wenn ſich 
die noch bis zum Jahre 1875 privilegirte Aachener und Münchener Feuer⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaft geneigt finden laſſen möchte, ihre koloſſale ſtatuten⸗ 
mäßig „zu gemeinnützigen Zwecken“ beſtimmte jährliche Gewinnhälfte fortan 
in demſelben Sinne zu verwenden oder durch den vorher entſprechend zu re- 
organiſirenden Aachener Verein zur Beförderung der Arbeitſamkeit in Ge⸗ 
mäßheit der urſprünglichen Beſtimmungen der Statuten verwenden zu laſſen. 


Die Beſchaffung kleiner Maſchinenkräfte für den Hand⸗ 
werkerſtand ift das Thema eines Vorſchlages, den die Schl. Ztg. für ſpecielle 
Breslauer Verhältniſſe erörtert, der aber in betr. localer Modification gleichen 
Werth für eine Anzahl anderer an Waſſerläufen gelegener größerer Städte hat. 
Das genannte Blatt ſchreibt: Nachdem man einmal das nachtheilige Verhältniß 
erkannt, in dem der Handwerker dem Fabrikbetriebe gegenüber ſteht, iſt es 
jedenfalls rationell, die Bedingungen, unter denen beide um die Exiſtenz käm⸗ 


422 Vermiſchte Mittheilungen. 


pfen, möglichſt gleich zu machen. Die Gegner der Gewerbefreiheit laſſen die 
Fabriken als ein Noli me tangere bei Seite und ſeſſeln nur den Handwerker, 
indem ſie ihn vor der Concurrenz ſeines Gleichen zu ſchützen vorgeben. Die 
echten Freunde des Handwerks ſuchen demſelben alle die mächtigen Hülfsmittel 
des Kapitals und Credits, der geſteigerten Intelligenz, endlich die nützlichen Dienſte 
der Elementarkräfte zu Gebote zu ſtellen, durch welche der Fabrikbetrieb bisher 
ſolche Erfolge errungen, gegen die der Handwerkerſtand bisher jo mühſam an- 
gekämpft hat. Wohlfeile, leicht zu benutzende, mechaniſche Kraft, | 
ſelbſt in den kleinſten Dimenſionen für den Handwerker zu beſchaffen, das ift N 
der weſentlichſte Dienſt, den man demſelben heutzutage leiſten kann. Von 
verſchiedenen Seiten ſind dazu Anläufe geſchehen und erfolgreiche Verſuche 
gemacht worden. Als das einfachſte, überall zu beſchaffende Mittel, um me⸗ 
chaniſche Kraft zu erzeugen, galt bisher die Dampfmaſchine, wenn auch Waſſer⸗ 
kräfte in den meiſten Fällen billiger ſich herausſtellten. Zur Dampfmaſchine 
gehören indeſſen bis jetzt beſondere Keſſel mit zahlreichen Sicherheitsvorrich⸗ 
tungen, ein beſonderes Lokal zur Aufſtellung derſelben, eine hohe Eſſe, ein 
beſonderer Heizer und Maſchiniſt; es gehört dazu ferner die Erfüllung zahl⸗ | 
reicher, oft ſehr läſtiger polizeilicher Bedingungen, alles Dinge, die Zeit, Geld 
und Raum in Anſpruch nehmen. Wo ſoll der Handwerker, der mit Mühe 
ein enges Arbeitslokal in Mitte der bevölkertſten Straßen aufgefunden hat, 
dort noch einen Keſſel und eine Maſchine placiren, wie ſoll er den Wider— 
ſpruch der Nachbaren überwinden, wie die Gewerbepolizei zufriedenſtellen? 
Er braucht vielleicht für feinen Betrieb ',—1 Pferdekraft; unter 2 Pferde⸗ 
kräften aber wird ihm kein Maſchinenbauer bis jetzt mit Vortheil eine Dampf⸗ 
maſchine bauen. Wenn die größeren Dampfmaſchinen per Pferdekraft und 
Stunde vielleicht 4—5 Pfund Kohlen verbrauchen, ſteigt dieſer Verbrauch bei 
den kleinen Maſchinen vielleicht auf 10—15 Pfd. Die Koſten des Heizers 
und Maſchiniſten bleiben ziemlich dieſelben, ob ſie ſich auf 20 oder 2 Pferde⸗ 
kräfte vertheilen. Eine Nebenbeibeſorgung der Maſchine iſt, wenn auch mög⸗ 
lich, doch mit fo vielen Unterbrechungen der Arbeit, mit jo manchen Nad)- 
theilen verknüpft, daß weſentliche Erſparniſſe dabei nicht gemacht werden. 
können. Trotzdem wäre die Conſtruction von / — 1 pferdekräftigen Dampf⸗ 
maſchinen, die in einem möglichſt kleinen Raume Keſſel und Maſchine ver- 
einigten, welche man in jedem Winkel der Werkſtätte hinſtellen könnte und 
deren Feuerungsgaſe in jede beliebige Zimmer⸗Eſſe geleitet werden könnten, + 
ein jedenfalls ungemein ſegensreich wirkendes Unternehmen. Maſchinenbau⸗ 
anftalten, die ſich darauf legten, ſolche Maſchinen nach einem und demſelben 
Modelle, in möglichſter Einfachheit und zu den billigſten Preiſen maſſenhaft \ 
herzuſtellen, würden damit jedenfalls ein gutes Geſchäft machen und auf gre- 
ßen Abſatz zählen können. Die derzeit noch etwa hindernd auftretenden ge- 
werbepolizeilichen Bedenken ließen ſich allenfalls dadurch beſeitigen, daß die 
Maſchinen in der Maſchinenbauanſtalt ſelbſt ein für allemal geprüſt und etwa 
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nur alljährlich auf ihre Sicherheit revidirt würden. In neuerer Zeit ſind 
als Erſatz der Dampfmaſchine zwei neue Motoren, die Erie ſonſche caloriſche 
Maſchine und die Lenoirſche Gasmaſchine mit vielem Eclat empfohlen wor- 
den. Daß man dabei mechaniſche Kraft mit ziemlicher Einfachheit erhalten 
kann, daß man die polizeilichen Beſchränkungen, bis jetzt wenigſtens noch, 
ziemlich wenig zu fürchten hat, wer wollte das leugnen? Bei den caloriſchen 
Maſchinen wird die Kraft durch die Ausdehnung erzeugt, welche Luft beim 
Erwärmen annimmt. Da indeffen, der Haltbarkeit der Maſchinentheile wegen, 
dieſe Erwärmung keinen ſehr hohen Grad erreicht, da überhaupt der Druck 
der Luft durch die Erhitzung nur langſam zunimmt, ſo müſſen die benutzten 
Maſchinen verhältnißmäßig coloſſale Dimenſionen annehmen, wenn man 
nur einigermaßen beträchtliche Kraftmengen erzeugen will. Selbſt dann leiſten 
die Maſchinen meiſtens nur die Hälfte deſſen, was die Maſchinenfabriken ver⸗ 
ſprechen. Unter den günſtigſten Verhältniſſen verbraucht man per Pferdekraft 
und Stunde immer noch 15 Pfd. Steinkohlen. Rechnet man dazu die bei 
der unvollkommenen Schmierung der arbeitenden Theile nicht ausbleibende 
ſtarke Abnutzung, das ſehr unangenehme, läſtige Geräuſch der Ventile, end— 
lich die ſehr bald nöthig werdende Auswechſelung des Feuerkaſtens, den ziem⸗ 
lich hohen Preis der Maſchine und die doch immer noch nöthige Bedienung 
derſelben (wenigſtens ',, Tagelohn), jo kann man in derſelben immer noch 
nicht die nöthige billige Bewegungsmaſchine erkennen. 
1 Pferdekraft käme dabei: für 180 Pfd. Kohlen / Tonne: = 12 Sgr. 
per Tag von 12 Arbeitsſtunden. ½ Tag Arbeitslohn 7 Sgr. 6 Pf. 
Verzinſung, Reparaturen, Schmiere c. . 5 Sgr. 
24 Sgr. 6 Pf. 
Die Lenoir'ſche Gasmaſchine erzeugt die Kraft durch Verpuffung eines Ge⸗ 
miſches von Leuchtgas (5 pCt.) mit atmoſphäriſcher Luft. Dadurch, daß dies 
in einem Cylinder auf beiden Seiten eines darin befindlichen Kolbens geſchieht, 
wird eine ähnliche hin⸗ und hergehende Bewegung wie bei einer doppeltwir⸗ 
kenden Dampfmaſchine erzielt. Die Entzündung des exploſiven Gemiſches 
wird durch elektriſche Funken (von einem ſogen. Inductionsapparat), und 
zwar abwechſelnd mit der einen und anderen Seite des Kolbens erzielt. Da- 
mit die Maſchinentheile ſich nicht zu ſehr erhitzen, ift der Kolben mit einem 
Mantel umgeben, in welchem kaltes Waſſer circulirt. Die verbrannte Luft 
entweicht trotzdem mit einer noch ziemlich hohen Temperatur. Abgeſehen von 
dem Uebelſtande, daß zum Betriebe einer ſolchen Maſchine immer das Vor⸗ 
handenſein einer Gasanſtalt gehört, iſt auch ſchon von vorn herein das ganze 
Princip derſelben zu verwerfen, wenn es ſich, wie hier, um eine billige 
Kraft handelt. 8 a N 
Mittelbar entſteht jede mechaniſche Kraft aus Wärme, ob nun die Sonne 
die Luftſchichten erwärmt und dadurch Wind erzeugt, ob ſie Waſſer verdun⸗ 
ſten läßt, das als Regen unſere Gebirgsbäche ſpeiſt, ob wir Kohlen unter 


424 Vermiſchte Mittheilungen. 


dem Dampfkeſſel verbrennen und dadurch Dampf erzeugen, ob wir mit der 
Kohle Zink herſtellen und durch Auflöſung deſſelben einen galvaniſchen Strom 
erzielen, der eine elektromagnetiſche Maſchine in Bewegung ſetzt u. ſ. f. — 
Wenn es ſich aber um eine billige Kraft handelt, ſo müſſen wir natürlich 
das verhältnißmäßig billigſte Brennmaterial wählen, d. h. ein ſolches, mit 
dem wir für einen und denſelben Preis die meiſte Wärme produciren, und 
ferner die erzeugte Wärme auf das Möglichſte ausnützen. Gegen beide Be- 
dingungen verſtößt indeſſen die caloriſche Maſchine. Nach Breslauer Kohlen- und 
Gaspreiſen erhält man dieſelbe Wärmemenge, ſagen wir 10,000 Wärmetheile, 
oder ſoviel, um 100 Pfund Waſſer von 0 Grad auf 100 Gr. C. zu erwärmen, 
bei Kohlen für 1 Pf., bei Gas für 1 Sgr. 10 Pf.!) alſo zum 22fachen 
Preiſe. Setzen wir ſelbſt den Preis des Gaſes auf die Hälfte herab, ſo 
bleibt immer noch das Verhältniß 1:11. Die erzeugte Wärme wird aber 
auch ſchlecht ausgenützt, indem fie ſogleich vom kalten Waſſer abſorbirt wird 
und mit der heißen Luft entweicht. Dieſe Vorausſicht der hohen Koſtſpielig⸗ 
keit des Betriebes hat ſich in der That in der Praxis auch bewährt. Ver⸗ 
ſuche in Paris gaben an, daß man per Pferdekraft und Stunde ca. 50 K.⸗ 
F. Gas, alſo nach hieſigen Preiſen für ca. 4 Sgr. 9 Pf. gebraucht; dazu 
treten noch Schmiermittel, Erhaltung der Vatterie, Verzinſung, Reparatur 
und Reinigung, was man gern und gut noch mit 1 Sgr. 8 Pf. per Stunde 
rechnen kann, ſo daß alſo die Pferdekraft per Stunde mindeſtens auf 6 Sgr., 
oder per Tag zu 10 effectiven Arbeitsſtunden auf 2 Thlr. kommt. Nach 
neueſten Nachrichten ſteigt der Koſtenpreis per Pferdekraft und Stunde gar 
auf 1 Franken oder 8 Sgr. Das iſt bei unſeren Verhältniſſen entſchieden 
zu theuer. 5 

In Städten, wo, wie in Hamburg z. B., mächtige Waſſerleitungen das 
Waſſer unter hohem Drucke in alle Häuſer ſenden, hat man mit Erfolg den 
Verſuch gemacht, mit dieſem, der Waſſerleitung entnommenen Waſſer kleine 
Turbinen zu treiben, die in den Werkſtätten angebracht find. Mit der Waſſer⸗ 
leitung iſt es indeſſen nicht allein geſchehen, man muß auch Gelegenheit haben, 
das verbrauchte Waſſer durch ein unterirdiſches Kanalſyſtem abzuleiten. Die 
mechaniſche Kraft, die eine große ſorgfältig conſtruirte Dampfmaſchine zum 
Heben des Waſſers und zur Ueberwindung der Reibung in den Röhren left 
wird ſo gewiſſermaßen überall hin detaillirt. Der Uebelſtand iſt nur der, 
daß einmal bedeutende Kraft auf dem langen Wege verloren geht, und daß 
dann noch windeſtens 30 pCt. derſelben bei der erneueten Verwendung in 


9 Die Delta, auf denen dieſe Rechnung baſirt, ſind folgende: 1 Tonne Kohlen 
wiegt 636 Pfd. und koſtet 24 Sg., 1 Pfd. Kohlen giebt 8000 Wärme - Einheiten. 
360. 8000 W.⸗E. koſten 12. 24 Pf. (2,880,000 W.⸗G. 2288 Pf.) 10,000 W.⸗E. If. 
1000 C.⸗F. Gas von 0,300 ſpec. Gewicht, wiegen eirea 40 Pfd., das Pfd. giebt 13,000 W.⸗ 
E.; fie koſten 3 Thlr. 5 Sgr. (40. 13,000 W. -G. = 95. 12 Pf. = 520,000 W. = 
1140 Pf.) 10,000 W.⸗E. = 21½ Pf. 
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den kleinen Treibmaſchinen verſchwinden. Das lange Röhrenſyſtem, die erfte 
Dampfmaſchine ꝛc. müſſen unterhalten und verzinſt werden und ſteigern dieſe 
Poſten weſentlich die Koſten der ſo erhaltenen Kraft. Intereſſant iſt es, daß 
bei dem Bau der Rheinbrücke in Mainz ein ganz ähnliches Princip angewen⸗ 
det wird. Um die Löcher für die Nieten in den Eiſentheilen zu bohren, ſollen 
eine ganze Anzahl kleiner trausportabler Turbinen vorhanden fein, die mittelſt 
eines Schlauchs von einem hochſtehenden Waſſerreſervoir geſpeiſt werden. 

Ebenſo wie Waſſer oder Leuchtgas könnte man auch comprimirte Luft 
durch Röhren in den verſchiedenen Straßen einer Stadt vertheilen, und da⸗ 
mit Treibmaſchinen ſpeiſen. Dieſes in England aufgetauchte Projeet ſcheitert 
jedenfalls daran, daß es ſchwierig, die Röhren unter hohem Drucke dicht zu 
erhalten, daß ein Theil der zum Comprimiren angewandten Kraft die Luft 
erwärmt, eine Wärme die bei der Leitung durch den Boden verloren geht, und 
daß die Reibung in den Röhren zu bedeutend iſt. Ich komme nun zu dem, 
meiner Anſicht nach einzig zuläſſigen und in der Praxis glänzend erprobten 
Syſteme, nämlich der Kraftvermiethung, welches in der Schwabenmühle 
zu Nürnberg in größter Ausdehnung in Anwendung gekommen iſt. 

Dieſe Mühle wurde von der Stadt zu billigem Preiſe erkauft. Dieſelbe 
wird von der Pegnitz betrieben, hat 4 Räder und eine Waſſerkraft von ca. 
42 Pferden. Ein Theil dieſer Waſſerkraft wird zum Betriebe der ſtädtiſchen 
Waſſerkunſt benutzt, die das Waſſer 175° hoch hebt und in alle Häuſer lei— 
tet. Ein anderer Theil der Kraft wird in kleinen Antheilen, bis zu / Pferde— 
kraft herab, vermiethet. In 3 Etagen übereinander ſind 48 Werkſtätten von 
80-150 Quadratfuß Größe eingerichtet. Die Transmiſſionen gehen durch 
Werkſtätten durch und find in jeder mit den nöthigen Riemſcheiben zur Kraft- 
übertragung verſehen. Mit der Erzeugung der Kraft hat der Miether einer 
ſolchen Werkſtätte nichts zu thun, als ſeinen Treibriemen aufzulegen. Die 
Verwendung der Kraft iſt ſeine Sache, und muß er ſich ſeine Arbeitsmaſchinen 
natürlich ſelbſt beſchaffen. Die Miethe der Werkſtätten iſt ſehr niedrig, nur 
9 Kr. per Quadratfuß. Auch der Miethspreis der Kraft iſt ſo niedrig ge— 
ſtellt, daß keine der oben erwähnten Methoden damit concurriren könnte. Eine 
Pferdekraft koſtet per Jahr 250 Gld. oder, bei 300 Arbeitstagen, ca. 14 
Sgr. per Tag; „ Pferdekraft per Jahr 140 Gld. oder per Tag 8 Sgr.; 
„ Pferdekraft 75 Gld. oder per Tag etwa 4 Sgr. 3 Pf. Die Werkſtätten 
ſind meiſt alle beſetzt und die Arbeiter befinden ſich ſehr wohl dabei. Sie 
können ihre bisherige Wohnung zum Fertigmachen der Arbeit und zum Ver— 
kaufslokal benutzen, anſtatt im gedrängt vollen Arbeitsraume wohnen zu müſſen, 
und haben dadurch weſentlich im Wohlbefinden gewonnen. Nebenbei macht 
die Stadt gar kein ſchlechtes Geſchäft, indem ſich (mit Zuhülfenahme der 
Miethe von den nach der Straßenfront belegenen Geſchäftslocalen und Woh- 
nungen) eine ſehr anſtändige Verzinſung des Anlagecapitals herausrechnet. 

In unſerer guten Stadt Breslau liegt eine ähnliche Anlage ſo nahe; 


426 Vermiſchte Mittheilungen. 


wir meinen die Waſſerkraft der Mathiasmühle. Dieſelbe, wie bekannt, von 

der Stadt faſt umſonſt erworben, bietet mindeſtens 60 — 70 Pferdekräfte. 

Ein Theil derſelben könnte wie in Nürnberg zur Erweiterung unſerer Waffer- 

kunſt, ein anderer zur Einrichtung ſolcher Werkſtätten verwendet werden. Rech⸗ 

net man die Pferdekraſt für das Waſſerwerk zu 100 Thlr., die zum Ver⸗ 

miethen zu 150 Thlr, die Miethe für ein Local nur zu 50 Thlr., ſo hat man: 
30 Pferdekräfte zum Waſſerwerk A 100 Thlr. = 3000 Thlr., 


30 . - Bermiethen à 150 = 4500 
800 Lacale na mi Anl eee eee ee 


Summa 9000 Thlr., 
davon ab Reparatur und Unterhaltung 2000 = 


bleiben 7000 Thlr., 

die à 5 pCt. einem Capital von 140,000 Thlr. entſprechen, das man unſerer 
Anſicht nach nicht voll brauchen würde. Wirft man uns ein, daß kein paf- 

ſender Platz dort zu beſchaffen, ſo ſteht nach neueren Erfahrungen nichts im | 
Wege, die Kraft durch ein Drahtſeil mit beliebigen Entfernungen, z. B. auf die 
andere Seite der Oder zu übertragen. Der dabei entſtehende Kraftverluſt iſt 
nach den neueſten Unterſuchungen unerwartet klein, vielleicht höchſtens 3—4 
pCt. Die mit Kraft verſehenen Arbeitslocale würden unter allen Umſtänden 
reißenden Abgang finden. Iſt dieſe Idee nicht vielleicht einer näheren In⸗ 
betrachtnahme werth? 


Die gewerblichen Fortbildungsſchulen haben ſich in dem Regie- 
rungsbezirke Arnsberg ſeit längerer Zeit einer beſonderen Pflege ſeitens der 
Behörden und zum Theil eines großen Anklangs ſeitens des Publicums zu 
erfreuen gehabt, ſo daß ihre Zahl und ihr Umfang wohl bei Weitem größer 
ſein wird, als in irgend einem anderen Theile des Preußiſchen Staats. Die 
neueſten Nachrichten für das Jahr 1860 weiſen 76 folder Schulen mit zu— 
ſammen 4029 Schülern auf. Die Bedeutung und die Wirkſamkeit derſelben 
iſt freilich ſehr verſchieden; — von den blühenden Anſtalten mit 100, 200 
und mehr Schülern, mit einer entſprechenden Zahl von Klaſſen und mit 
einem umfaſſenden Lehrplane in welchem namentlich das Zeichnen eine erheb— 
liche Stelle einnimmt, und hier und da auch die Naturwiſſenſchaft erſcheint, 
(in den Orten Arnsberg, Dortmund, Halver, Hamm, Iſerlohn, Lippſtadt, 
Lüdenſcheid, Siegen, Soeſt) bis zu ſehr kleinen Schulen hinab, deren gering- 
fügige Schülerzahl die erſte Stufe des Entſtehens oder die letzte Stufe des 
Verſcheidens andeutet. Dergleichen kleinere und in ihrem Beſtehen unſichere 
Schulen finden ſich namentlich in den ländlichen Gemeinden wo ein Wech— 
ſel in der Perſon des geeigneten Lehrers oder der Abgang bildungsluſtiger 
Jugend große Schwankungen hervorrufen kann. Dabei bleibt es aber immer⸗ 
hin erfreulich, daß dieſe nützlichen Einrichtungen auch über die Städte hinaus 
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auf dem Lande Wurzel geſchlagen haben. Sie fehlen jetzt in keinem Kreiſe 
des Regierungs Bezirks Arnsberg; die geringſte Zahl beträgt 2 im Kreiſe 
Wittgenſtein, die größeſte 16 in dem gewerbreichen Kreiſe Hagen. Es liegt 
uns gegenwärtig noch ein beſonders ſprechender Beweis dafür vor, wie das 
Bildungs⸗Bedürfniß der Handwerker und die Aufgabe der Handwerkerſchulen 
im dortigen Bezirke mit eingehender Sorgfalt ins Auge gefaßt werden; es 
iſt dies ein kleines Schriftchen: „Die Buchführung des Handwerkers. 
Darſtellung eines einfachen und klaren gewerblichen Rechnungsweſens für 
Handwerker und Handwerkerſchulen von C. E. H. Vild haut Arnsberg. 1861. 
Druck und Verlag von H. F. Grote, Preis 5 Sgr.“ Der Verfaſſer iſt Leh- 
rer an der Fortbildungsſchule zu Arnsberg und Vorſitzender der Handwerker⸗ 
Prüfungs⸗Kommiſſionen. Die Arbeit iſt aus unmittelbarer Anſchauung des 
praktiſchen Bedürfniſſes der kleinen Gewerbe erwachſen und drückt daſſelbe mit 
den richtigen Worten aus: „Nur der iſt ein wirklicher Meiſter ſeines 
Geſchäfts, der daſſelbe praktiſch verſteht, theoretiſch erkennt und 
durch das klare Auge einer geordneten Buchführung zu über wa— 
chen gelernt hat.“ Wir empfehlen das brauchbareBüchlein allen denen, 
welchen es gilt, — den Handwerkern und den Han dwerkerſchulen. 


Was die Anwendung der Aſſociation auf die „Conſum- und Lebens 
mittel⸗Vereine“, die Anſchaffung der hauptſächlichſten Bedürfniſſe, betrifft, 
fo iſt auch hier zuerſt Schulze-Delitzſch und zwar auf dem Gebiete des Hand— 
werkerſtandes in ſtreng genoſſenſchaftlicher Form, nach denſelben Grundſätzen, 
wie bei den Rohſtoff-Vereinen, vorgegangen, und der Lebensmittel-Verein 
in Delitzſch bietet ein ganz erfreuliches Gedeihen, wenn auch im beſchränkten 
Zuſchnitt. Aber dieſe Anregung iſt auf dieſem Gebiete lange nicht ſo frucht— 
bar geweſen, als die andern Arten der Genoſſenſchaft. Dies erklärt ſich (heißt 
es in der Elberf. Ztg., welche der Aſſociation und den Kreditvereinen eine längere 
Reihe von Artikeln widmet) ohne Zweifel zum Theil daraus, daß die ganze genoſ— 
ſenſchaftliche Bewegung ſich bisher in Deutſchland hauptſächlich oder faſt aus: 
ſchließlich auf dem Gebieteder handwerksmäßigen Induſtrie bewegt, während die 
Fabrik⸗Arbeiter der Sache viel fremder geblieben find. Dann auch liegt es in 
der Verſchiedenheit der einſchlagenden Verhältniſſe, daß dieſer an ſich fruchtreiche 
und wichtige Zweig des Genoſſenſchaftsweſens in der Entwickelung namentlich 
gegen England ſo ſehr zurückgeblieben iſt. Zunächſt fehlt es in Deutſchland an 
einer ſo dichten und unternehmenden Arbeiter-Bevölkerung, wie in den dortigen 
großen Induſtrie-Diſtrikten, und ſodann find die Lebensmittel bei uns billi- 
ger und bei Weitem nicht ſo ſehr der Verfälſchung ausgeſetzt, wie dort, wenn 
man ſie von Zwiſchenhändlern bezieht. So iſt es zu erklären, daß in Eng— 
land, bei dem gebieteriſchen Bedürfniß der zahlreichſten und bedrängteſten Be⸗ 
völkerungsklaſſez, gerade von den Vereins-Magazinen nöthiger Lebensbedürf⸗ 
niſſe, die Aſſociations-Bewegung recht eigentlich ausging, oder doch einen wirk— 
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lich poſitiven, auf materielle Vortheile gerichteten Charakter annahm, und bald | 
von der gemeinſamen Beziehung der Waaren im Handel zur Production der 
Hauptartikel für gemeinſame Rechnung überging. Bei uns haben ſich dage⸗ 
gen mehr die noch ſelbſtſtändigen Kleinmeiſter in den handwerksmäßig betrie- 
benen Gewerben der Genoſſenſchaft zur Erhaltung ihrer gewerblichen Selbſt— 
ſtändigkeit der Groß - Induftrie gegenüber bedient. 

Indeſſen beginnt auch in Deutſchland mit der wachſenden Fabrik-In⸗ 
duſtrie das Bedürfniß, die mehr und mehr in gewiſſen Gegenden und ein« 
zelnen Orten ſich anhäufenden Arbeitermaſſen auf ſolche Vereine, welche fo 
weſentlich auf Verſorgung mit billigen und guten Lebensmitteln wirken, hin⸗ 
zuweiſen, und ſchon beginnt man auch Seitens der Arbeitgeber ſelbſt derar- 
tige Beſtrebungen zu begünſtigen, ja wohl ſelbſt in die Hand zu nehmen, fo 
daß binnen Kurzem auch hier regeres Leben zu erwarten ſteht. Es muß zunächſt 
bemerkt werden, daß wir uns hier auf diejenigen Conſum-Vereine beſchrän— | 
fen, welche auf der genoſſenſchaftlichen Selbſthülfe der Betheiligten be— | 
ruhen, und alle anderen, bisher vielleicht zahlreicheren Inſtitute ausſchließen, 
in denen wohlthätige Vereine oder Perſonen die ganze Sache für gewiſſe Kreiſe 
vermitteln, und Riſico wie Verwaltung für ſich allein beſtreiten. Dies iſt 
namentlich bei den nicht ſelten vorkommenden ſogenannten Spar-Vereinen 
der Fall, wo man gewiſſe Arbeiterklaſſen anhält, in Zeiten beſſeren Verdienſtes 
kleine Beiſteuern von ihrem Lohne in die Kaſſe zu legen, von welcher ihnen 
alsdann durch Geſammt-Ankauf im Großen ihr Bedarf zu billigeren Preiſen 
geliefert wird. 

Was den rein genoſſenſchaftlichen Conſum-Vereinen die Sache ſehr erleich— 
tert, iſt derUmſtand, daß ein verhältnißmäßig ſehr geringes Betriebs-Kapital dazu 
gehört. Der Abſatz der auf die nöthigſten Lebensbedürfniſſe beſchränkten Waaren 
in einem beſtimmten, an das Geſchäft gefeſſelten Kundenkreiſe, deſſen Bedarf 
ſich ziemlich genau vorher überſehen läßt, geht jo ſicher und raſch von Stat⸗ 
ten, daß das Kapital leicht 10 bis 12 Male im Jahre umgeſchlagen wird, und 
mit 3 bis 500 Thlr. ſchon ein leidliches Reſultat erzielt werden kann. Nach 
der bewährten Erfahrung genügt es, wenn die Mitglieder 1 bis 2 Thlr., ein 
jedes, einlegen, da ja immer auf einige Hundert gezählt werden kann, wo 
überhaupt das Bedürfniß zu ſolchen Vereinen vorhanden iſt. Das, was bei 
den Einkäufen an Baarſchaft alsdaun etwa noch fehlt, wird man leicht durch 
Entnahme der Waaren auf Kredit erhalten, welchen die Großhändler und 
Producenten ſolchen Vereinen ſtets gerne gewähren, da fie bei der Solidar— 
haft der Mitglieder keine Gefahr laufen. Werden nun gar jene Einlagen 
durch Zuſchreibung des Geſchäfts-Gewinns allmählig erhöht, und behält man 
ſo dieſen Gewinn zur Verſtärkung des Betriebsfonds in der Kaſſe, ſo gelangt 
man bei einſichtiger Verwaltung in acht bis zehn Jahren leicht dahin, nicht 
nur mit den genannten geringen Mitteln das ganze Geſchäft ohne Kredit 
ſchwunghaft zu betreiben, ſondern bildet den Mitgliedern auch, ohne irgend 
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ein Opfer von ihrer Seite, kleine Kapitalien. In dieſer Weiſe operiren im 
Weſentlichen: 1) Der Conſum-Verein zu Apolda; 2) der Spar-Verein, 
„die Zukunft“, in Breslau; 3) der Conſum-Verein des Handwerker-Vereins 
zu Köln; 4) der Conſum-Verein der Weber zu Crefeld; 5) die Aſſociation 
zur Anſchaffung nöthiger Lebens- Bedürfniſſe zu Delitzſch; 6) der Verein 
zur Beſchaffung billiger Lebensmittel zu Elgersburg; 7) die Aſſociation für 
Mitglieder des Bürger-Hülfs⸗Vereins zu Gera; 8) der Verein zur Anſchaf⸗ 
fung nothwendiger Lebens-Bedürfniſſe zu Gotha; 9) die ältere Geſellſchaft 
zur Vertheilung von Lebens-Bedürfniſſen zu Hamburg; 10) die neue Geſell— 
ſchaft daſelbſt von 1856; 11) der Conſum-Verein zu Königsberg in Preußen; 
12) die Aſſociation zur gemeinſchaftlichen Anſchaffung der nöthigen Lebens⸗ 
Bedürfniſſe zu Leipzig; 13) der Conſum-Verein zu Pösneck; und 14) der 
Conſum⸗Verein zu Zürich. 

Im Allgemeinen erſtreckt ſich die Verſorgung der Mitglieder durch die 
Vereinslager auf: Mehl, Brod, Kohlen und ſonſtiges Feuerungs-Material, 
Brennöl und Colonial-Waaren. An einzelnen Orten, wie in Delitzſch, wurde 
ab und zu auch auf gemeinſame Rechnung geſchlachtet, jedoch eine dauernde 
Fleiſch⸗Verſorgung, wie fie bei der gegenwärtig wieder aufgehobenen Société 
de Thumanité in Lille fo großartig organiſirt war, nirgends verſucht. Die 
bedeutendſten Leiſtungen fallen auf die beiden Vereine in Hamburg und in 
Zürich, welchen letztern wir freilich im politiſchen Sinne nicht zu Deutſchland 
rechnen dürfen, der aber zu den thätigſten und am beſten organiſirten und ge⸗ 
leiteten gehört. Der jüngere Hamburger Verein hat bereits ſieben Läden in 
den verſchiedenen Stadttheilen für ſeine Mitglieder etablirt; der ältere hat 
vier Läden. Eine eigenthümliche Einrichtung bei dem überaus lebhaften Ge⸗ 
ſchäfts verkehr in dieſen Läden beſteht darin, daß die Käufer die Gefäße und 
Behälter für ihren Einkauf ſelbſt mitbringen mußten, wodurch man nicht un- 
bedeutende Speſen erſparte. Der Abſchluß pro 1860 ergab einen Umſatz von: 

161,217 M. B. für Mehl und Colonialwaaren, 
38,622 „ „ für Brod, 
11,030 „ „ für Steinkohlen. 

Im Ganzen 210,860 M. B. oder circa 70,290 Thalern, und wird am 
Beſten geeignet fein, von der Ausdehnung, welcher dieſe Art von Genoffen- 
ſchaften fähig iſt, ein Zeugniß abzulegen. Der erzielte Geſchäftsgewinn be⸗ 
trug 2644 M. B., und wenn derſelbe deßhalb, weil man den Waarenpreis 
ſo billig als möglich zu ſtellen für die Hauptaufgabe hielt, nicht bedeutend 
erſcheint, jo wird dadurch doch der überaus raſche Umſatz des angelegten Ka— 
pitals erſichtlich. Nach der vorigjährigen Bilanz betrug das von den Mit⸗ 
gliedern angelegte Kapital: 16,898 M. B. von der früheren, und 3862 M. 
B. von der neueren Einlage, mithin zuſammen 20,760 M. B. Davon wurden 
aus dem Geſchäft gezogen und anderweit zinsbar angelegt, 10,000 M. B., ſo 
daß nur noch 10,760 M. B. im Betriebe blieben, von denen noch 878 M. B. 
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in Utenſilien angelegt waren. Es hat alſo bei einem Geſammt-⸗-Erlös aus ver- 
kauften Waaren von 210,000 M. B. ohngefähr ein zwanzigmaliger Um- 
ſchlag des Betriebsfonds ſtattgefunden. Das Magazin iſt daher für die Mit- 
glieder eine vollkommene Einkanfs-Agentſchaft und eine Sparkaſſe zugleich. Als 
Erſtere verſchafft ſie ſich Waaren zum Preiſe des Großhandels, gibt ſie an ihre 
Mitglieder zum Preiſe des Klein-Verkehrs, und vertheilt unter ſie, am Ende 
jeden Jahres, die Differenz zwiſchen dieſen beiden Preiſen nach Abzug der Ver⸗ 
ſchleiß⸗Koſten. Auf dieſe Art erhalten die Mitglieder des Magazins, da fie 
ihre Waaren bei einem Handelsmaune einkaufen, deſſen Intereſſe mit dem 
Ihrigen eins iſt, Waaren von der beſten Qualität, die weder gefälſcht noch 
beſchädigt find; außerdem empfangen fie alljährlich eine zu ihrem Vortheil er— 
ſparte Summe Geldes. Als Erſparniß-Kaſſe erhält das Magazin die Bei⸗ 

ö träge der Mitglieder, oder derjenigen, welche die Abſicht haben, es zu werden; 
und vergütet ihnen reichliche Zinſen. 

Was den Erfurter Conſum Verein betrifft, der allerdings ſehr bald gar 
viele andere, namentlich auch auf dem Gebiete eigener Production überflügeln 
dürfte, denn ſein Abſatz hat ſich mindeſtens auf 60,000 Thlr. herausgeſtellt, 
ſo hat er in ſeiner jüngſten Umgeſtaltung kaum eins der weſentlichſten Kenn⸗ 
zeichen einer eigentlichen Genoſſenſchaft bewahrt, ohne daß ihm deshalb eine 
gemeinnützige Berechtigung abzuſprechen wäre. Es iſt eigentlich nur ein von 
einigen großen Kapitaliſten gegründetes und betriebenes, ſeinen Gegenſtänden 
nach ſehr umfaſſendes und gemiſchtes Diſtribution und Produktion vereinigen⸗ 
des Privatgeſchäft, welches aber feinen Kunden eine nach dem Maaß der Kund— 
ſchaft berechnete Dividende oder Prämie berechnet, die verzinslich im Betriebs— 
Kapital ſtehen bleibt, und alſo eine Art von Actie bildet. Jedenfalls fallen 
ſolche Unternehmungen, ſoweit ſie ein genoſſenſchaftliches Moment in ihrer 
materiellen Einrichtung bewahren, unter den Begriff der latenten Genoſſen— 
ſchaft, und zwar in ſeiner weiteſten Ausdehnung. Die latente Aſſociation 
iſt eine gleichſam unbewußte Aſſociation. Inſofern die Perſon nicht nothwen⸗ 
dig ſelbſtthätig mitwirkend dabei auftritt, kann ſie auch ohne eine Genoſſen— 
ſchafts-Atmoſphäre gedeihen. In den meiſten Fällen findet ſich auch das ge— 
noſſenſchaftliche Prinzip nicht in voller Selbſtſtändigkeit. Bald iſt es ein gro— 
ßer Arbeitgeber, oder eine Korporation, oder die Gemeinde, oder der Fiseus, 
welcher bei den ihm untergeordneten Arbeitern die Entwickelung des Aſſocia⸗ 
tions⸗Princips hinſichtlich der Errichtung von Kranken-Kaſſen, Unterſtützungs⸗ 
Kaſſen oder Begräbniß⸗Kaſſen ꝛc. fordert, bald iſt es eine Elite von ſocial 
beſſer geſtellten Elementen, welche ähnliche Zwecke, wie die Vereine für Sup⸗ 
pen⸗Anſtalten, für Wöchnerinnen ꝛc. unter den arbeitenden Klaſſen, ohne Rück⸗ 
ſichtnahme auf deren wirthſchaftliche Zuſammengehörigkeit, verfolgt. Bei aller 
gemeinnützigen Berechtigung derſelben können wir doch darin das Weſen der 
Genoſſenſchaft nicht in ihrer Form erkennen. Viel kräftiger, wenn auch immer⸗ 
hin latent, läßt ſich das genoſſenſchaftliche Princip in unſeren Baugefell; 
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ſchaften und in manchen von Seiten großer Fabrikherren oder Gemeinden auch 
bei uns unternommenen Anſtalten zur Reform der Wohnungsnoth der arbei— 
tenden Klaſſen aufweiſen, woran ſich deun um jo leichter alle anderen Vor⸗ 
theile der genoſſenſchaftlichen O u ohne alle Gefährdung des Familien⸗ 
weſens, anknüpfen laſſen. 

Nehmen wir nun die Intenfiät des genoſſenſchaftlichen Wirkens 
bei der Selbſthülfe als Richtmaaß zur Beurtheilung der Genoſſeuſchaften ſelbſt, 
ſo unterliegt es keinem Zweifel, daß in Deutſchland der eigentlichen Co nſum⸗ 
Vereine, wobei es auf die Befriedigung materieller Lebens-Bedürfniſſe abge⸗ 
ſehen iſt, im Ganzen nur höchſtens fünfzig ſich befinden, während ſie gleichfalls 
in England ungemein zahlreich und hoch entwickelt ſind. Fragen wir nach den 
Urſachen dieſer langſameren Entwickelung, ſo iſt es nicht zu verwundern, daß 
— wenn die Anſichten oder Stimmungen der Staatsgewalt zu Gunſten der 
Privilegien ſich ſteigern, wenn dazu die allgemeine Antipathie der bureaukra— 
tiſchen Routine gegen jede freie Bewegung, ſowie das krankhafte Bewußtſein 
der Verantwortlichkeit für ihren möglichen Nachtheil ſich geſellt, wenn endlich 
noch dazu das polizeilich-politiſche Mißtrauen einer innerlich ſchwachen Reaction 
kommt, — — die genoſſenſchaftliche Entwickelung in Deutſchland ſchon von 
dieſer Seite allein mit mancherlei poſitiven Schwierigkeiten zu kämpfen hat, 
wovon man in England keine Ahnung hat. Sind nicht z. B. in einem Nach⸗ 
barlande die ſogenannten „Schulze-Delitzſch'ſchen“ Credit-Vereine unter Hand⸗ 
werkern verboten, weil nach den am betreffenden grünen Tiſche regierenden Dok— 
trinen jene nicht die nöthige Sicherheit gewähren, und weil beſagter grüner 
Tiſch ſich verantwortlich hält für das Unheil, welches aus jenen erwachſen könnte, 
deren außerordentlicher Vortheil ſeit mehreren Jahren für jedes unbefangene 
Urtheil erfahrungsmäßig ſich vollkommen bewährt hat. Natürlich ſteigern ſich 
fo verderbliche Maßregeln der bureaukratiſchen Bevormundung noch, wo der 
Zweck einer genoſſenſchaftlichen Pulſation etwa einem gewerblichen Privilegium 
zu nahe treten zu können ſcheint. So haben namentlich die ſogenannten Conſum— 
Vereine oft einen harten Stand, wenn der grüne Tiſch eine Verpflichtung zu 
haben glaubt, entweder das Intereſſe des Fiskus in der Conceſſion, oder die 
Intereſſen des Materialiſten, oder ähnliche Grundfeſten der bürgerlichen Ge— 
ſellſchaft gegen ſo gefährliche Agitationen zu ſchützen. In Preußen zwar iſt 
die Zumuthung der Einholung einer Conceſſion in ſolchen Fällen, wo das 
genoſſenſchaftliche Geſchäft feine Kundſchaft nicht über feine eigenen Gränzen 
hinaus auf den allgemeinen Verkehr erſtreckt, durch Richterſpruch beſeitigt. 
Anderwärts aber hält man dieſe Hemmungen für vollkommen gerechtfertigt. 
Möchte man doch Jenes „Wir haben über Alles Macht, aber es frommt nicht 
Alles“ beſſer bedenken! Das Opfer jener hannoverſchen Maßregelung ſollen 
dreizehn blühende Genoſſenſchaften geworden ſein. Sind die Theilnehmer wohl 
gar irgend einmal politiſch mißliebig geworden, ſo iſt es ihnen kaum erlaubt, 
daß ſie ſich ihren Käſe oder Kaffee oder Oel und Feuerung auf dem Wege 


432 Vermiſchte Mittheilungen. 


der Aſſociation um ein paar Groſchen wohlfeiler verſchaffen, als es ihnen ſonſt | 
möglich iſt. 

Und doch drängt die jo lange ſchon anhaltende Theuerung immer ent— 
ſchiedener auf die Bildung dieſer Conſum⸗Vereine hin. Das Einkommen des 
Arbeiters beſteht aus den Nutzungen eines mühſam erworbenen Kapitals, und 
dieſes Kapital liegt bei dem gewöhnlichen Arbeiter nur in ſeiner Arbeitskraft. 
Durch die fortwährende mühevolle Anwendung dieſer körperlichen und geiſtigen 
Kräfte wird das Einkommen beſchafft, und zwar nur fo lange, als dieſe Kräfte 
dauern; mit ihrer Abnahme nimmt das Kapital ab, mit ihrem Verluſte geht 
daſſelbe verloren. Was alſo kann näher liegen, als wenigſtens die Mißver⸗ 
hältniſſe durch die Beförderung der Conſum Vereine ſo viel als möglich aus⸗ 
zugleichen, welche die andauernde Theurung geſchaffen, wobei jo Viele bei kärg- 
lichem Verdienſt die nöthigen Lebens-Bedürfniſſe kaum noch bezahlen können. 

So lange es Menſchen giebt, ſind auch die Leiden derſelben immer dageweſen, 
aber ſie waren nicht immer ſo intenſiver Art, wie heute, und die von ihnen | 
Betroffenen waren ſich ihrer nicht immer fo klar bewußt, wie gegenwärtig. 

Die beſtehende Theuerung und die Erwerbsloſigkeit unſerer Tage hat dieſes 
Bewuß tſein gehoben, und eine Zunahme ſozialer Mißſtände erzeugt, ja ganzen 
Klaſſen der bürgerlichen Geſellſchaft die gewohnten Mittel zu ihrer materiellen 
Exiſtenz geſchmälert. Die Conſum⸗Vereine, die diſtributiven Aſſociationen, find 

die Anſtalten und Einrichtungen, welche zur Bekämpfung des gedachten Uebels 

mit beſtem Erfolge zu benutzen find; und nicht allein, weil die Zeitverhältniſſe 

und die Humanität ihre Begünſtigung und ihre Bildung fordern, ſondern auch, 

weil der ſelbſtſtändigere, zu kleinem Beſitz gelangende Arbeiter, dem die Nah— 
rungsſorgen nicht ewig zur Seite ſtehen, auch der tüchtigere, verſtändigere und 
gewiſſenhaftere zu werden pflegt. 

Wir veröffentlichen das nachfolgende, uns jo eben zugehende Preis- 
ausſchreiben für würtetmbergiſche Volksſchullehrer in Betreff 
der Vorbereitung der Schüler für ihr künftiges Erwerbsleben, 
indem wir uns vorbehalten demnächſt auf die in dieſem Ausſchreiben erwähnte 
Schrift „die Ausſtellung der Arbeiten württembergiſcher Volksſchulen im Jahre 
1860“ zurück zu kommen. Das Publicandum lautet: | 

Veranlaßt durch die Erſolge unſeres Preisausſchreibens vom 3. Sept. 1859 
haben wir beſchloſſen, die aus patriotiſcher Hand uns wiederholt zur Verfügung ge- 
ſtellten Mittel auch fernerhin zu Preiſen für Volksſchullehrer, beziehungsweiſe auf Aus⸗ 
ſtellung von Volksſchularbeiten, welche die Fürſorge im Schulunterricht für 
die künftige Befähigung zum Erwerbsleben darthun, zu verwenden. Das 
Programm zu dieſen Ausſtellungen bleibt im Weſentlichen daſſelbe wie bisher. Nur 
nöthigt uns einerſeits die lebhafte Theilnahme, welche Dank dem regen Eifer des würt- 
tembergiſchen Lehrerſtandes an der Preisbewerbung zu erwarten iſt, anderecſeits die 
Beſchränktheit des uns zur Verfügung ſtehenden Lokales bei der Ausſtellung mit Aus⸗ 
wahl zu verfahren. Wir müſſen die Bedingung ſtellen: daß die zur Konkurrenz 
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| beſtimmten Arbeiten erſt dann in ihrem ganzen Umfange eingefandt werden, wenn wir 
den Vewerber auf den Grund einer von ihm vorher vorgelegten Auswahl aus den⸗ | 
ſelben, ſowie feines Berichtes und deſſen Zubehörden, worüber wir unten das Nähere 
| beſtimmen, dazu aufgefordert haben. Durch die mit der Preisvertheilung verbundene | 
öffentliche Ausſtellung eingeſandter Schularbeiten wird wiederum dem öffentlichen Ur⸗ N 
theile Gelegenheit zur geeigneten Mitwirkung gegeben werden, um ſowohl dem bis jetzt | 
Geleiſteten die gebührende Anerkennung und Nacheiferung, als unſerer Aufgabe ſelbſt || 
ihre weitere richtige Entwicklung zu ſichern. Die in Folge der erſten Ausſtellung er- | 
ſchienene Schrift „Die Anstellung der Arbeiten württewbergiſcher Volksſchulen im | 
Jahre 1860“ giebt über das, was anzuſtreben fein dürfte, ſehr ſchätzbare Winke. Wir 
\ wiederholen übrigens, daß dieſe Preisvertheilung, weit entfernt, dem beſtehenden Begriff 
und der bisherigen Beſtimmung und Aufgabe der Volksſchule irgendwie entgegenzutreten, 

| vielmehr dazu beitragen foll, daß in dem Volksſchulunterrichte die von unferer Zeit 


mehr als früher geforderte Richtung auf das praktiſche Leben in richtiger Weiſe und IN 
} | im Einklang mit den beſtehenden gefeglichen Verhältniſſen und den Bedingungen einer 5 | 
| 


allgemein menſchlichen, auf religiöfer Grundlage ruhenden Bildung der Kinder ergriffen | 
| und verfolgt, daß einem edlen Wetteifer in Löſung dieſer zwar allgemeinen, aber von 
den örtlichen Verhältniſſen mannigfach modiſtzirten wichtigen Aufgabe Nahrung gegeben, 
die dabei gewonnene Erfahrung des Einzelnen zum Gemeingute Aller gemacht und 
dadurch fürderhin an die Stelle eines unſichern, da oder dort vielleicht ſchädlichen Ex⸗ 
perimentirens, die planmäßige in ihrem Erfolge geſicherte Ausführung gebracht werde. 
Zur allgemeinen Richtſchnur wird auf Folgendes aufmerkſam gemacht: Es wird von 
der Volksſchule keineswegs ein beſonderer Unterricht über landwirthſchaftliche oder ge- 0 
werbliche Gegenſtände, wie er in die Fortbildungsſchule gehört, verlangt. Wohl aber 10 
kann erwartet werden, daß in ihr unter gewiſſenhafter Durchführung der ſämmtlichen ihr 0 
vorgeſchriebenen Unterrichtsfächer durch eine verſtändige Auswahl des Stoffs für das IB 
| eine und andere derſelben, — je nach Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe aus dem 
haus- und landwirthſchaftlichen oder dem gewerblichen Betriebe, ſowie aus der un⸗ 
mittelbaren Umgebung überhaupt — ſodann durch eine zweckmäßige Behandlung des 


naturkundlichen und realen Stoffs der Schulbücher und ſonſtigen Lehrmittel, und end⸗ ill 

lich beſonders durch Aufnahme des Zeichnens als ſtehenden Unterrichtsfaches der ge— 0 

| ſammte Unterricht auf eine ebenſo geiſtweckende und praktiſch vorbereitende, als gemüth⸗ h 
| 


lich und ſittlich bildende Weiſe ertheilt werde; daß ſolcherweiſe bei den Schülern der | 
Sinn für das praktiſch Nützliche ſowohl geweckt, als veredelt, das ſtrebſame und be— 0 
ſähigte Kind zur vollkommenen altersgemäßen Entwicklung feiner geiſtigen Fähigkeiten N 
| gebracht und daſſelbe für einen etwa nachfolgenden beruflichen Fortbildungsunterricht il 

wohl vorbereitet werde. Für die unſerer ſchließlichen Entſcheidung zu unterſtellende 
Bewerbung um fünf Preiſe von zwanzig bis ſechszig Gulden für diejenigen fünf 0 
Schulen, welche im oben genannten Sinne zu den relativ beſten Reſultaten gelangt 0 
ſind, werden nun folgende genau einzuhaltende Bedingungen veröffentlicht: 1) Jede IN 
Volksſchule Württembergs ohne Unterſchied der Konfeffion, in deren öffentlichem Schul: 
unterricht im obenbezeichneten Sinne — ſei es nun auf die eine oder andere Weiſe 
— weſenkliche Beziehung auf das ſpätere Erwerbsleben der Schüler genommen iſt 
und welche insbeſondere mit demſelben einen angemeſſenen Zeichnenunterricht ver: 
bunden hat, kann mit ihren Schülern, welche 10 bis 14 Jahre alt ſind, in die 
Preisbewerbung eintreten. 2) Dieſe Bewerbung hat von dem an der Spitze der 0 
3. d. C.⸗V. 8. Bd. 29 1 
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Schule ſtehenden Lehrer auszugehen, welcher ſich jedoch da, wo er nicht allein ſteht, 
ſondern kombiuirter Fachunterricht gegeben oder das Zeichnen durch einen Fachlehrer 
gelehrt wird, ſalls ſeine Schule einen Preis erhält, in dieſen ſich mit den ihm bei den 
konkurrirenden Klaſſen zur Seite ſtehenden Lehrern nach dem von uns als angemeſſen 
erachteten Maßſtabe zu theilen hat. 3) Die Zeit, für welche um die diesmal ausge⸗ 
ſetzten Preiſe konkurrirt werden kann, iſt das Halbjahr von Martini 1861 bis Georgii 
1862; die Preisbewerbung hat im Juni 1862 zu geſchehen. 4) Jeder Bewerber hat 
zunächſt einzuſenden: a) den Lehr- und Stundenplan ſeiner Schule, b) eine Tabelle, 
welche die Namen und das Alter ſämmtlicher den bezeichneten Altersklaſſen angehö— 
| rigen Schüler, ſowie den Stand ihrer Eltern und ſchließlich eine kurz gefaßte An— 
gabe der Hauptnahrungszweige des Ortes enthält, o) ein Verzeichniß der ſämmtlichen 
zur Anwendung kommenden Lehrmittel und d) eine kurzgefaßte überſichtliche Darle⸗ 
gung des Gangs und der Art und Weiſe des geſammten Unterrichts im Lefen, Schrei— 
5 ben, Rechnen, Singen, Zeichnen, in der Religion und in den Nealien. Auf dieſe 
ſämmtlichen unter lit. a, b, e und d bezeichneten Dokumente hat ſich der Bewerber | 
die Beglaubigung der Ortsſchulinſpektion zu erbitten. e) Eine Auswahl aus allen 
Schulheften vom bezeichneten Zeitraume, nämlich von den Schön-, Rechtſchreib-, Auf⸗ 
ſatz⸗ und Rechnenheften, überhaupt von allen Schularbeiten, welche zur Darlegung des 
Gangs im Schulunterrichte und ſeines Erfolgs beitragen können. Dieſe Auswahl hat 
zu beſtehen aus den ſämmtlichen Heften von je zweien der beſten, der mittleren und 
der geringſten Schüler; jedes dieſer Hefte muß mit dem Titel ſeines Inhalts, mit dem 
Namen des Schülers und mit der Nummer, welche derſelbe in der Schultabelle (lit. b.) 
hat, verſehen fein. k) Alle Zeichnungen, welche die vorerwähnten ſechs Schüler in der 
Schule geſertigt haben, verſehen mit dem Dalum der Fertigung, dem Namen und der 
Nummer des Schülers; g) ein ſummariſches Verzeichuiß dieſer ſämmtlichen Objecte | 
nach Gattung und Stückzahl und h) einen allgemeinen, kurzgefaßten Begleitbericht, in 
welchem auch die Schwierigkeiten, auf welche der Bewerber in ſeinem Streben nach 
verbeſſerter Schuleinrichtung geſtoßen iſt oder noch ſtößt, nebſt der Art, wie er ſie zu 
bewältigen hofft, bezeichnet werden können. Sämmtliche eingeſandte Gegenſtände ſind 
oben am Anfange mit dem Orts- und Bezirksnamen und am Schluſſe mit der Unterſchrift 
der Bewerber zu verſehen. Sie werden, ſo weit ſie die Leiſtungen der Schule anſchaulich | 
machen, in der im Eingange erwähnten Austellung ausgelegt werden. Was von den 
eingeſandten Schülerarbeiten nach der Ausſtellung zurückgewünſcht wird, muß behufs 
der thunlichen Berückſichtigung dieſes Wunſches die beſondere Aufſchriſt: „Zurück- 
erbeten“ erhalten. Alle Schülerarbeiten, welche dieſe Aufſchrift nicht tragen, werden 
ausdrücklich als zur Dispoſition des Preisgerichts beſtimmt angeſehen werden und können 
von demſelben in beliebiger Weiſe, alſo z. B. auch zur Abgabe an andere Schulen ver: 
wendet werden. Eine Reſponſabilität für die eingeſandten Arbeiten wird von uns 
nicht übernommen, wohl aber thunliche Fürſorge gegen Beſchädigung und Verluſt ein⸗ 
geleitet werden. 5) Den obenbenannten Vorlagen iſt eine verſiegelte, ausführlichere 
mit Beglaubigung der Bezirksſchulinſpeetion verſehene Aeußerung der Ortsſchulinſpection 
über den Stand der betreffenden Schul-Klaſſen, um welche dieſe Stellen rechtzeitig zu 
erſuchen find, anzuſchließen oder nachzuſenden. 6) Der Einlauf der in Ziffer 4 erwähn⸗ 
ten Gegenſtände hat im Juni 1862 unter der Adreſſe: „Preisgericht für die 
Schulausſtellung in Stuttgart” unter Vorſchreibung billigſter Fracht zu erfolgen, 
wel che von uns bezahlt werden wird. Auf den Paketen iſt außer der Adreſſe auch der 
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Name und Wohnort des Abſenders zu bemerken („Abſender N. zu N.“). Gleichzeitig 
iſt unter gleicher Adreſſe ein Verzeichniß der abgeſandten Gegenſtände (Abſchrift von 
Punkt A lit. g) burch die Briefpoft frankirt einzuſenden und die Verſendung in 
üblicher Weiſe anzuzeigen. Nach dem 30. Juni 1862 einlaufende Bewerbungen können 
nicht berückſichtigt werden. 7) Wer bei ſeinen Einſendungen die hier gegebenen Vor⸗ 
ſchriften nicht einhält, hat es ſich gefallen zu laſſen, daß ihm die eingeſandten Gegen⸗ 
ſtände unter Nachnahme der durch die Einſendung entſtandenen Fracht- und Porto⸗ 
auslagen unfrankirt zurückgeſandt werden. 8) Jeder Bewerber hat die ſämmtlichen 
Heſte und Zeichnungen aller Schüler bereit zu halten, um dieſelben, falls nicht ſchon 
auf Grund der ausgewählten Hefte (Ziffer 4 lit. e) ſein Ausſchluß von der weiteren 
Bewerbung ſich ergeben ſollte, durchaus mit der unter Ziffer 4 für die Auswahl vor⸗ 
geſchriebenen Bezeichnung (Gegenſtand des Hefts, Ortsname, Name des Schülers, bei 
Zeichnungen Tag der Vollendung 1.) verſehen, nebſt einem ſummariſchen Verzeichniß 
der Gattung und Stückzahl auf Verlangen alsbald nachſenden zu können. Für dieſe 
Nachſendung gelten abgeſehen von den Terminen die gleichen Beſtimmungen, welche 
unter Ziffer 4, 6 und 7 für die erſte Sendung aufgeführt ſind. Im Uebrigen behalten 
wir uns vor, beſonders bei etwa ſich ergebenden Schwierigkeiten in der Lokation kon⸗ 
kurrirender Lehrer von dem ganzen Stande einzelner Schulen weitere Kenntniß zu 
nehmen, ſchließlich aber die Ergebniſſe der Preisbewerbung öffentlich bekannt zu machen. 

Stuttgart, den 3. September 1861. 

Dr. v. Stirm, Oberkonſiſtorialrath. GEiſenlohr, Seminarrektor. Stock- 
meier, Seminarrektor. Dr. v. Steinbeis, Dir. d. gew. Centralſt. v. Oppel, 
Oberreg.⸗Rath, Vorſtand der landw. Ceutralſtelle. Pfleiderer, Regierungsrath. 
v. Mathes, Oberregierungsrath. Kaufmann, Reg.- und Oberſtudienrath. Pis⸗ 
calar, Seminarrektor. 


Central⸗Verein in Preußen für das Wohl der arbeitenden Klaſſen. 
General-Verſammlung, Berlin am 25. Juni 1861 
im Engliſchen Hauſe. 
Anweſend: 
I. Vom Vorſtand: 
1. Profeſſor Kaliſch, 
2. Kammergerichts⸗-Rath Bud dee, 
3. Fabrikbeſitzer Friedberg, 
4. Dr. S. Neumann. 
II. Vom Ausſchuß: 
1. Amtmann Luther, 
2. Partikulier v. Laer, 
3. Director Haenel, 
4. Reg.⸗Rath Gabler, 
5. Fabrikbeſitzer Friedheim, 
29* 
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6. Dr. G. Weiß, 
7. Bau⸗Inſpector Em mich. 
III. Andere Mitglieder: 
General⸗Lieutenant v. Prittwitz, 
Profeſſor Leubuſcher, 
Bau⸗Inſpector Lohſe u. ſ. w. 
Entſchuldigt ſind: 
der Vorſitzende, Präſident Dr. Lette, 
der Buchhändler F. Duncker. 

Die General-Verſammlung wurde um 6 Uhr durch den ſtellvertre— 
tenden Vorſitzenden, Profeſſor Kaliſch, eröffnet. Derſelbe theilte zuvör— 
derſt mit, daß der Vorſitzende, Präſident Dr. Lette durch eine Reiſe ver— 

\ hindert fei, die Verſammlung zu leiten, daß er ihm daher den Vorſitz über— | 
tragen und daß diefer von ihm angenommen ſei in der Vorausſetzung, daß 
er dem Auftrage entſpreche durch Verleſung des vom Präſidenten Dr. Lette 
entworfenen Jahresberichts und Ausführung der damit in Verbindung ſte— 
henden Handlungen. 

1. Der Vorſitzende trug hierauf den anliegenden Jahresbericht über die 
Wirkſamkeit des Central-Vereins im abgelaufenen Geſchäftsverwaltungsjahr 
vor und knüpfte daran folgende ergänzende Bemerkungen: 

a. der Central⸗Verein hat ſich der Fortbildungsſchulen nach Kräften ange— 
nommen, — indirect durch Förderung des hieſigen Handwerker-Vereins, 
der ſeine Schule aus eigenen Mitteln hält und direct durch ſeine Beihülfe 
zur Fortbildungsſchule des Hirſchberg-Schönauer Lokal⸗Vereins, eines 
ſo muſterhaft geleiteten Vereins, daß er eine Liegnitzer Regierung zur 
amtlichen Anerkennung ſeiner Zwecke und Leiſtungen bewogen hat; 

b. der Vorſitzende des Centralvereins für das Wohl der arbeitenden Klaſſen, 
Präſident Dr. Lette, iſt gleichzeitig Vorſitzender der ſtändigen Deputation 
des deutſchen volkswirthſchaftlichen Kongreſſes, welcher letztere ſeine dies- 
jährige General-Verſammlung im September in Stuttgart abhalten wird; 

c. die zur Zeit beſtehenden vier Kindergärten haben ſich zu einem am 28. d. M. 
im Krug'ſchen Garten abzuhaltenden Spielfeſt vereinigt. 

2. Regierungsrath Gabler trug den Kaſſenbericht pro 1860 vor, der 
mit einem Baarbeſtand von 474 Thlr 29 Sgr. 8 Pfg. und mit einem Be⸗ 
ſtande in Papieren und Dokumenten von 15300 Thlr. abſchließt, und fügte 
hinzu, daß die unter Titel 5 aufgeführten ausſtehenden Darlehne vorausſicht⸗ 
lich bald zurückgezahlt werden würden. 

3. Nunmehr wurde zur Ergänzungswahl des Vorſtandes und Ausſchuſſes 
geſchritten; der Vorſitzende theilt in dieſer Beziehung mit, daß durch's Loos 
ausgeſchieden ſeien: 

a, vom Vorſtande 
Präſident Dr. Lette 
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| 
Kamm.-Ger.-Nath Buddee | 
Fabrikbeſitzer Friedberg 
b. vom Ausſchuß 
Buchhändler Dr. Veit 
Baurath Knoblauch | 
Komm.⸗Rath Krauſe 
Ob.⸗Trib. Rath Blumenthal Il 
Medizinal⸗Rath Dr. Krieger ; | 
Amtmann Luther 
daß die Ausgeſchiedenen wieder wählbar ſeien und daß anheimgegeben werde, 
anderweite Kandidaten zu nennen. 
Außer den vom Präſidenten Dr. Lette namhaft gemachten Kandidaten für 
den Ausſchuß (Profeſſor Leubuſcher, Kaufmann Delbrück, Fabrikbeſitzer 
Jacques Meyer, Regierungs-Aſſeſſor Boeckh und Geh.-Rath Jacobi) 
wurden keine weitere Vorſchläge gemacht, indeſſen vereinigte man ſich über 
den Wahlmodus dahin, daß durch Zettelwahl abzuſtimmen ſei. 
a. Bei der Ergänzungs-Wahl des Vorſtandes wurden 15 Zettel aus- und 
abgegeben und erhielten Stimmen: 


1. Präſtdent Dr Lette 15 
2, K.⸗G.⸗Rath Budde 14 
3. Fabrikbeſitzer Friedberg . . . . 14 
4. Reg,-Rath Gabler 1 
5, D Berier. .. . 1 


ſo daß alſo die durch das Loos ausgeschiedenen Mitglieder wiedergewählt find. 
b. Bei der Ergänzungswahl des Ausſchuſſes wurden ebenfalls 5 Stimmzettel 
aus- und abgegeben und erhielten Stimmen: 


1. Ob.⸗Trib.⸗Rath Blumenthal. . . 14 
2. Geh. Reg.⸗Rath Jacobi. . 14 
3. Kaufmann Delbrück... 11 
r lu unbe wear Bd 
5. Profeſſer Dr, Leubuſcher 11 
6. Komm. ⸗Rath Krauſe 11 


und außerdem: 
Stadtbaurath Knoblauch 9 
Reg.⸗Aſſeſſor Böckh n 
Mediz.⸗Raälh Dr. Köſege . 02 
PF ii 1 | 
Bau - Infpector Lohſe . 12 0 
ſo daß alſo die von 1 bis 6 gedachten Berisuen als in den Ausſchuß ger | 
wählt zu betrachten find. |i 
Es beſteht nunmehr Hi 
a. der Vorſtand aus folgenden Perſonen: 8 
A 1 
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Wehrmann, Geh. Ob.⸗Reg.⸗Rath, 
Duncker, Syndikus, 
. Kaliſch, Profeſſor, 
. Dr. Gneiſt, Profeſſor, 
. Dr. S. Neumann, 
L. Reichenheim, Kommerz. Rath, 
. Dr. Lette, Präſident, 
Bud dee, Kam.⸗Ger.⸗Rath, 

9. Friedberg, Fabrikbeſitzer. 
b. der Ausſchuß: 

1. Emmich, Bau⸗Juſpector, 
. Gabler, Reg.⸗Rath, 
. v. Laer, Particulier, 
Friedheim, Fabrikbeſitzer, 
F. Duncker, Buchhändler, 
Dr. Weiß, Redacteur, 
Dr. Beſſer, Arzt, 
. Dr. Hübner, 
. Haenel, Maſchinenbau-Anſtalts⸗Director, 
. Michaelis, Statiſtiker, 
. v. Salviati, Landes⸗Oekon.⸗Rath, 
. Dr. Engel, Geh.⸗Reg.⸗Rath, 
. Blumenthal, Ob.⸗Tribun.⸗Rath, 
Jaeobi, Geh. Reg.⸗Nath, | 
Delbrück, Bankier, 
. Luther, Amtmann, 
. Dr. Leubuſcher, Profeſſor, 

18. Krauſe, Kommerz⸗Rath. 

Da weiter nichts zu verhandeln war, wurde die Sitzung um 7½ Uhr 

geſchloſſen. 
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Jahresbericht 
des Vorſitzenden Präſ. Dr. Lette, 
über die Wirkſamkeit des Centralvereins für das Wohl der 
arbeitenden Klaſſen. 


Der Verein iſt auch in dem vergangenen Jahre, ſeit ſeiner letzten im 
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Decbr. 1859 abgehaltenen Geueral-Verſammlung, in der Erfüllung feiner fta- 
tutenmäßigen Aufgabe: „für die Verbeſſerung des ſittlichen und wirthſchaftli⸗ 
chen Zuſtandes der arbeitenden Klaſſen anregend und fördernd zu wirken,“ 
thätig geweſen. 

Zu den hervortretenden Erfolgen feiner Wirkſamkeit gehört vor allen an- 
deren das mit der Concordia (Kölniſchen Lebensverſicherungsanſtalt) verein- 
barte Statut der nunmehr endlich ins Leben gerufenen Altersverſorgungs— 
anſtalt nebſt Begräbniß- und Unterſtützungskaſſe, welches ſich 
S. 355 ff. im 3. Hefte des 3. Bandes ſeiner Zeitſchrift abgedruckt findet. 

Getreu dem obengedachten, angemeſſen begrenzten Zwecke des Central— 
vereins, iſt dieſe Anſtalt eine vollkommen ſelbſtſtändige, fortan von ihm getrennte, 
bei welcher die Garantie und Verwaltung ausſchließlich von der Concordia über— 
nommen, dem Centraloerein jedoch durch das von feinem Vorſtande und Aus— 
ſchuſſe zu erwählende, jahrjährlich zu einem Viertel zu erneuernde Curatorium von 
acht Mitgliedern eine im Statut näher beſtimmte Mitwirkung vorbehalten bleibt. 

Für unſeren Verein wenigſtens iſt es von Intereſſe, an die Entſtehung, 
wie an die früheren Phaſen des Entwurfs einer vorzugsweiſe auf die arbei- 
tenden Klaſſen berechneten Altersverſorgungsanſtalt zu erinnern. 

Die erſten Anregungen und Pläne gehören bereits den Jahren 1848 und 
1849 an. Ein Plan des früheren Berliner Localvereins und des Fabrikbe⸗ 
ſitzers Pflug wurde zu Anfange des Jahres 1849 dem Centralverein zur Be⸗ 
gutachtung vom Miniſter für Handel und Gewerbe überwieſen, wobei jede zu— 
läſſige Mitwirkung der Staats-Behörde in Ausficht geſtellt wurde. Die zahl⸗ 
reichen Vota von Mitgliedern über dieſen Gegenſtand, (ich verweiſe auf die von 
Eduard Goldſchmidt, Nobiling, Suſſmann, Stephan, Jungnick, 
Adolph Meyer, Rodbertus, Diergardt, Quentin, Emmich und 
dem Unterzeichn eten, im erſten Jahrgange der älteren Mittheilungen des Ver— 
eins), zeugen von dem lebhaften und allgemeinen Intereſſe, das der Sache zu— 
gewendet war. Schon damals ſtellte ſich indeß bald als Ergebniß eingehender 
Berathungen die Anſicht feſt: daß eine Invalidenkaſſe der Art nur auf das 
Prineip des freiwilligen Beitritts und im Weſentlichen der eigenen Thätigkeit 
und Fürſorge der Arbeiter für ihr Alter zu gründen fei. Bei dieſer Anſicht 
und zur ſicheren Begründung der Kaſſe in und durch ſich ſelber, mußte hier- 
nächſt auf die politifche Arithmetik und bewährte Erfahrungen über Mortalität 
und Invalidität zurückgegangen werden, und wir verdankten dieſe entſprechenden 
Grundlagen und Berechnungen unſerem verſtorbenen Ausſchußmitgliede, dem 
Dr. Rädell. 

Unſer erſter, im Dechr. 1849 dem Staatsminiſterium, wie den beiden Kam⸗ 
mern überreichte Entwurf ging von der Vorausſetzung aus, daß der Staat neben 
der oberen Aufſicht (ähnlich, wie es nach dem Vorgange in Belgien geſchehen) 
auch die Garantie, wie die Verwaltungskoſten für die „allgemeine preus 
ßiſch e Altersverſorgungsanſtalt“ übernehme. Die wohl nicht ungerechtfertigten 
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Bedenken gegen dieſe vom Staate zu übernehmenden Verbindlichleiten führten 
zu einer Umarbeitung des erſten Entwurfs. Der Realiſirung dieſes umgear— 
beiteten Entwurfs trat dann aber die von der Staatsregierung geſtellte For- 
derung: „ein Garantie⸗Capital von einigen 100000 Thalern nachzuweiſen,“ 
entgegen. Dem Vereine, welcher, erfüllt von der Wohlthätigkeit des Planes, 
in beharrlicher Verfolgung deſſelben, unter Berückſichtigung der belgiſchen, eng⸗ 
liſchen und franzöſiſchen Einrichtungen dieſer Art, wie verſchiedener ſachverſtän⸗ 
diger Gutachten, der Sache eine wiederholte langjährige Prüfung und Arbeit 
gewidmet hatte, blieb deßhalb nur übrig, ſchließlich, wie jetzt geſchehen iſt, die 
Vermittelung eines bereits beſtehenden, ſicher fundirten Privatinſtituts für ſeinen 
Plan in Anſpruch zu nehmen. Dabei hat denn aber auch dieſer Plan die ſchon 
früher von einigen Seiten erwünſchte Erweiterung erfahren, daß nicht blos 
Penſionen, ſondern auch Kapitalien für die Jahre der gewöhnlich eintretenden 
Invalidität des Arbeiters verſichert werden können. Im Weſentlichen entſpricht 
das mit der Concordia vereinbarte Statut, ſowohl in Betreff der ſächlichen Be— 
ſtimmungen und Zwecke, als in Betreff der Tarife, den früheren eigenen Ent— 
würfen des Vereins. b 

Hoffentlich werden wir in kürzeſter Zeit mit gleicher Befriedigung das end— 
liche Zuſtandekommen eines, gleichfalls ſchon ſeit mehreren Jahren in der Bear⸗ 
beitung begriffenen „Werks über Sparkaſſen“ anzeigen können. Der Druck 
deſſelben nähert ſich jetzt dem Ende. Der Verein hat es nicht daran fehlen 
laſſen, vollſtändige Materialien und Nachrichten über die Sparkaſſen aller deut- 
ſchen, wie vieler fremden Staaten herbeizuſchaffen; er ſchuldet dafür auch im 
letzten Jahre dem bereitwilligen Entgegenkommen vieler Regierungen und Ge— 
ſandtſchaften ſeinen Dank. 

Wenn einzelne umfangreiche Arbeiten nicht in der erwünſchten kürzeren 
Zeit erledigt werden, ſo darf der Vorſitzende für ſich, wie für die übrigen Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes und Ausſchuſſes die Thatſache geltend machen, daß die 
freiwillige Vereinsthätigkeit der Mehrzahl oft und auf längere Zeit von ihren 
anderweiten Amts- und Berufsgeſchäften gehemmt wird. Jedenfalls aber durfte 
das Werk über das Sparkaſſenweſen um ſo weniger aufgegeben werden, als, 
laut Statut vom 2. März 1847 (S. 5), zur Zeit der Entſtehung des Vereins, 
während der erſten Deutſchen Gewerbeausſtellung zu Berlin im Octobr. 1844, 
die Bildung und Beförderung von Sparkaſſen unter den vom Verein, im In⸗ 
tereſſe des ſittlichen und wirthſchaftlichen Wohls der arbeitenden Klaſſen zu ver- 
folgenden Zwecken, noch in erfter Linie ſtand und auch gegenwärtig dieſer Zweck 
ſeine große Bedeutung nicht verloren hat, wenngleich der Preußiſche Staat, im 
raſchen Zuwachs, ſchon vor 2 Jahren (1859) an einzelnen ſtädtiſchen, Kreis⸗ 
und Communal⸗Sparkaſſen vierhundert einige ſechszig mit 45 Millionen Ein- 
lagen, beſitzt. 

Was im Geiſte und nach den Zwecken unſeres Vereins und ſeiner Grün⸗ 
der, ſeitdem der Verein durch die A. H. Kabinetsordre vom 31. März 1848 
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die ſpäte Beſtätigung nebſt Corporationsrechten erhielt, auf den mannigfachen, 
in den Bereich ſeiner Theilnahme hineinfallenden Gebieten geſchehen und er— 
wachſen iſt, das geht — man mag ſich deſſen dankbar bewußt werden — ſehr 


weit über die damaligen, bei ſeiner Gründung vorwaltenden Erwartungen und 


Anſprüche hinaus, wenngleich wir nur noch zweier, in Verbindung mit dem 
Central-Verein ſtehender Localvereine, des zu Frankfurt a. O. und des 
Hirſchberg-Schönauer, des letzteren unter Leitung unſeres eifrigen Ausſchuß⸗ 
mitgliedes, des Hrn. Dir. Kobes zu Erdmannsdorf, beider Localvereine aber 
beſonders rühmend zu erwähnen haben; über deren umfaſſende und vieljeitige 
Wirkſamkeit auf die Mittheilungen theils im 2., theils im 3. Bande unſerer 
Zeitſchrift verwieſen wird. 

Um ſo zahlreicher ſind dagegen in allen gewerbreichen Orten, Gemeinden 
oder Bezirken gemeinnützige Inſtitute, als Kranken-, Sterbe-, Penſion s-, 
Wittwen- und Unterſtützungs-Kaſſen, theils für einzelne, theils für 
alle Arbeiterklaſſen, theils für ganze Gemeinden, theils für einzelne Fabrikan— 
ſtalten, neu gegründet oder erweitert und verbeſſert worden. 

Von den hierüber in unſerer Zeitſchrift enthaltenen Mittheilungen ſind 
beſonders die Seite 84 ff. Bd. 3 Heft 1 enthaltenen: „ſtatiſtiſchen Nachrichten 
über die gewerblichen Unterſtützungskaſſen des Regierungsbezirks Arnsberg im 
Allgemeinen und die Kranken- und Unterſtützungskaſſe für die 
Meiſter und Arbeiter des Hörder Bergwerks- und Hütten-Ver⸗ 
eins insbeſondere“ hervorzuheben. 

Haben auf die Errichtung von Unterſtützungskaſſen für Fabrikarbeiter, wie 
für Geſellen und Gehülfen die in verſchiedenen Beziehungen gleichwohl zwei— 
felhaften Prineipien der Geſetzgebung von 1849 und 1854, einen Einfluß ge- 
habt, ſo ſind dagegen ſeit kaum einem Jahrzehnt und vorzugsweiſe erſt in den 
letzten Jahren die gewerblichen Genoſſenſchaften, als 1. Confumver- 
eine zur Beſchaffung guter und billiger Lebensbedürfniſſe, 2. die Rohſtoffver⸗ 
eine zum vortheilhaften Ankauf der zu verarbeitenden Materialien und 3. ganz 
beſonders als Vorſchuß⸗ und Darlehnsvereine (Volksbanken), zur Vermittelung 
eines billigen und bereiten Credits unter ſolidariſcher Verhaftung aller Ver— 


einsgenoſſen, — auf dem Boden des freien Vereinsweſen und eigener Selbſt⸗ 


hülfe erwachſen. Vereine der gedachten Art, insbeſondre die Vorſchußvereine 
haben ſich unter der einſichtsvollen und unermüdlichen aufopfernden Leitung und 
Thätigkeit unſeres Ausſchußmitgliedes, des Hrn. Schulze-Delitzſch, am zahl- 
reichſten im nördlichen und mittleren Deutſchland, in wenigſtens 200 Orten, 
mit dem außerordentlichſten Erfolge für Hebung von Gewerbe und Wohlſtand 
gebildet. 

Als im Herbſt 1844 gemeinſinnige, edle Männer, insbeſondere Fabrik⸗ 
beſitzer und Beamte, im Centralvereine zu dem Zweck zuſammentraten, „für 
die Verbeſſerung des ſittlichen und wirthſchaftlichen Zuſtandes der Hand- und 
Fabrik⸗Arbeiter, bei möglichſt ausgedehnter Theilnahme und thätiger Mitwir⸗ 
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kung an den darauf abzielenden Einrichtungen zu wirken,“ ging man allerdings 
vorzugsweiſe von dem Standpunkt aus, daß das wohlwollende Patrocinium 
der arbeitenden Klaſſen ſeitens der höheren und begüterten, unentbehrlich und 
Pflicht der letzteren ſei, daß dabei ſelbſt durch Geldunterſtützungen, als Prä⸗ 
mien für Sparer, Zuſchüſſe zu den Kranken- und Unterſtützungskaſſen, Her⸗ 
ſtellung billiger und geſunder Wohnungen u. ſ. w. ausgeholfen werden müſſe. 

Und wer möchte es bei einem nur oberflächlichen Blick auf die Zuſtände 
eines großen Theils und nicht weniger Kategorien der arbeitenden Klaſſen leugnen, 
daß jener urſprüngliche Standpunkt des Centralvereins noch gegenwärtig feine 
volle Berechtigung hat und noch für lange Zeit behalten wird. Man werfe 
unter anderen nur den Blick auf den S. 269 im neuſten (dritten) Hefte des 
3. Bandes unſerer Zeitſchrift befindlichen Aufſatz: „die Fortbildungsſchule eine 
nothwendige Ergänzung der Volksſchule.“ Wie viel fehlt, um das große ſociale 
und volkswirthſchaftliche Princip der Selbſtverantwortlichkeit, die innerliche fitt- 
liche Grundlage der Selbſthülfe, zum Bewußtſein zu bringen und überall ſoweit 
zu ſtärken, daß es nicht blos für die Gewinnung genügender Subſiſtenzmittel, 
ſondern auch für die fortſchreitende geiſtige Ausbildung und die Veredlung der 
geſellſchaftlichen Zuſtände fruchtbringend wird.!) 

Der Centralverein erkennt auch ſeinerſeits in jenem Princip der Selbſt— 
hülfe den Ausgangspunkt und das Ziel ſeiner Wirkſamkeit; er hat dies durch 
feine weſentliche Mitwirkung bei Gründung des volkswirthſchaftlichen 
Kongreſſes, wie durch die fortgeſetzte lebendige Theilnahme ſeiner Mitglie— 
der an deſſen Arbeiten und Beſtrebungen, thatſächlich bezeugt. Die auch im 
neuſten Hefte der Zeitſchrift abgedruckte Einladung zu dem diesjährigen, am 
9. September in Stuttgart zu eröffnenden vierten Kongreſſe deutſcher Volks— 
wirthe iſt auch allen Mitgliedern unſeres Centralvereins zugegangen. Dabei 
hat unſer Verein jedoch, wie unter anderem die Vorträge unſeres verehrten 
Ausſchußmitgliedes, des Hrn. Profeſſor Huber zu Wernigerode, auf den Kon- 
greßverſammlungen darthun, auch für die Bethätigung ſeiner Zwecke, eine ihnen 
entſprechende Stellung zum volkswirthſchaftlichen Kongreſſe eingenommen und 
es werden, wie wir hoffen, auch die nächſten Verhandlungen des Kongreſſes 
den Beweis liefern, daß innerhalb derſelben die Aufgabe auch unſeres Central: 


1) Ich ſetze zur Vervollſtaͤndigung hinzu, daß der Central-Verein ſich auch der 
„Fortbildungsſchule“ nach Kräften angenommen hat; unter andern durch För⸗ 
derung des hieſigen Handwerkervereins, der aus eigenen Mitteln Schule hält, und 
direkt durch feine Beihülfe zur Fortbildungsſchule des Hirſchberg- Schönauer Lokal⸗ 
vereins, die ſelbſt eine Liegnitzer Regierung zur Anerkennung ihrer Zwecke und 
Leiſtungen bewogen hat. — Es iſt zu hoffen, daß, wie überhaupt dieſer muſterhaft 
geleitete Verein, fo insbeſondere auch feine Fortbildungsſchule in der Provinz Nach- 
ahmung und Verbreitung finden werde. K. 


Jahresbericht. 


Vereins ihren Platz findet.!) Auch in dieſem Jahre wird der Verein, — 
abgeſehen vom Vorſitzenden und anderen Mitgliedern, welche in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Mitglieder der ſtändigen Deputation des volkswirthſchaftlichen Kon⸗ 
greſſes denſelben beſuchen, — einige Abgeordnete dahin entſenden. Eine Wirkung 
der in immer weiteren Kreiſen durch alle deutſchen Länder ſich ausbreitenden 
Erkenntniß von der unermeßlichen Wichtigkeit richtiger volkswirthſchaftlicher 
Grundſätze und Einrichtungen für den Wohlſtand aller Volksklaſſen iſt — wie 
nicht unerwähnt bleiben darf — die Bildung von vier bereits zahlreichen und 
einflußreichen volkswirthſchaftlichen Geſellſchaften, für Nordweſt— 
Deutſchland (zu Hannover), für Südweſt-Deutſchland (zu Frankfurt a. M.), 
für Oſt⸗ und Weſtpreußen (zu Danzig) und für Sachſen oder das mittlere 
Deutſchland (zu Dresden). Auch in Mecklenburg ſuchen neuerdings die 
vom Dr. Moritz Wiggers herausgegebenen volkswirthſchaftlichen Flugblätter 
für eine Reform zu wirken, die, wenn irgendwo, in jenem Lande, wo die Reſte 
des Feudalſtaats in unnatürlicher Vereinigung mit dem Polizeiregime zur Er- 
niedrigung der arbeitenden Klaſſen gewirkt haben, zunächſt auch dieſen Klaſſen 
zu gute kommen muß. 

Mit beſonderer Befriedigung darf der Centralverein auf ſeine Theilnahme 
und Mitwirkung bei Begründung der Kindergärten nach Fröbelſchen 
Grundſätzen und des Handwerkervereins in unſerer Haupt- und Ne 
ſidenzſtadt blicken. Dem großen Berliner Handwerkerverein, „welcher 
den Zweck hat, allgemeine Bildung, tüchtige Berufskenntniſſe und gute Sitte 
unter ſeinen Mitgliedern zu befördern,“ nach deſſen Vorbild ſich nicht blos in 
Berlin, ſondern auch bereits in verſchiedenen anderen Orten Vereine gleicher 
Art konſtituirt haben, haben wir zur Erwerbung eines eignen Grundſtücks, aus 
unſeren Fonds ein auf dieſem Grundſtück hypothekariſch ſicher geſtelltes Dar— 
lehn von 2000 Thalern gewährt. Mehrere von uns gehören theils dem Vor⸗ 
ſtande, theils der Lehrerſchaft und Repräſentanten-Verſammlung des Handwer⸗ 
kervereins an. Wie dieſer Verein, treu ſeinem Zwecke, ſeit den wenigen Jahren 
ſeines Beſtehens in glücklichſter Weiſe gedeiht, iſt allgemein bekannt. Nur 
einem Bedürfniß fühle ich mich gedrungen, auch in der Verſammlung des Cen⸗ 
tralvereins Worte zu geben, dem der größten Anerkennung der mit fo viel 


) Ich darf mir hier hinzuzuſetzen erlauben, daß unſer verehrter Präſident zugleich 
auch Vorſitzender der ſtändigen Deputation dieſes Deutſchen volkswirthſchaftlichen Kon⸗ 
greſſes iſt. Sie erinnern fich, daß das Statut unſers Vereins von 1847 denſelben, 
gleichſam aus eigner Machtvollkommenheit, zum Gentralverein nicht bloß für Preußen, 
ſondern für das ganze Deutſchland eingeſetzt hat. Dieſer etwas fanguinifch-hege: 
moniſche Gedanke von damals iſt wirklich nun zur Wahrheit geworden, wenn auch in anderer 
Weiſe und auf anderem Wege, als man ihn damals ſich gedacht haben mag. Seine 
deutſche General-Verſammlung iſt nicht jetzt und nicht hier, ſondern wird im Sep⸗ 
tember dieſes Jahres in Stuttgart ſein. — K. 
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Opfer von Zeit und perſönlicher Kraft verbundenen Thätigkeit der Leiter des 
Vereins und der Mitglieder der Lehrerſchaft, unter den letzteren aber vorzugs— 
weiſe derer unſeres Lehrerſtandes. Deren belehrende Vorträge an faſt allen 
Abenden haben die in früherer Zeit vom Centralverein hin und wieder ver— 
anſtalteten öffentlichen Vorträge erübrigt. 

Seit Aufhebung des 1851 ergangenen miniſteriellen Verbots der Kin— 
dergärten nach Fröbelſchem Syſtem, infolge Antrags des Vorſtandes des 
Centralvereins, und der Conſtituirung eines ſelbſtſtändigen Frauenvereins unter 
unſerer Mitwirkung, ſind hier in weniger als Jahresfriſt vier Kindergärten 
eingerichtet, deren neueſter (Schumannſtr. 17) erſt am 1. Mai d. J. eröffnet 
wurde. In denſelben fungiren — nach den durch die Güte eines Mitgliedes 
zugegangenen Notizen, — einſchließlich der Gehülfinnen acht Kindergärtne— 
rinnen. Sie wurden im Ganzen von 365, zur Zeit noch von 140 Kindern 
beſucht. Man beabſichtigt auch die Errichtung eines Kindergartens für arme 
Familien mittelft des Erlöſes aus einer Lotterie (288 Thaler). 

Unſer Central» Verein ſteht fortgeſetzt mit anderen, unter andrem auch 
landwirthſchaftlichen Vereinen oder gemeinnützigen Inſtituten durch gegenſei— 
tigen Austauſch der Zeitſchriften und Blätter in Verbindung, ſo— 
wohl Preußens und Deutſchland, als ſelbſt des Auslandes. Insbeſondre 
haben wir der Mehrzahl preußiſcher Handelskammern für die regelmäßige Zu— 
ſendung ihrer ſo werthvollen Jahresberichte unſeren Dank auszuſprechen. 
Seit Errichtung des Centralvereins wird unſere Zeitſchrift ſtets Sr. Ma⸗ 
jeſtät dem Könige überreicht, auch dem Königl. Miniſterium und höheren Be— 
hörden der Reſidenz und Provinz regelmäßig überſendet und hat ſich dieſelbe 
überall einer geneigten Aufnahme zu erfreuen. 

Die Sitzungen des vereinigten Vorſtandes und Ausſchuſſes 
finden ſchon ſeit längerer Zeit allmonatlich am zweiten Freitage jeden Mo- 
nats — mit wenigen Unterbrechungen — Eichhorn-Straße No 6. ſtatt. Es 
werden dazu auch diejenigen anderen Mitglieder des Vereins 
eingeladen, welche dies wünſchen und dieſen Wunſch dem Vor— 
ſtande zu erkennen gegeben haben. 

Zur Bearbeitung eines neuen Verzeichniſſes unſerer Bibliothek wird 
unſer Secretair Herr Dr. Weiß (Schaftian-Strafe 8), in deſſen Wohnung ſich 
die Bibliothek befindet, hoffentlich recht bald im Stande ſein und ſteht die 
Bibliothek insbeſondre unſern Mitgliedern zur Benutzung frei. Doubletten 
ſollen dem hieſigen Handwerkerverein überwieſen werden. 

Die Anzahl der dem Vereine treu gebliebenen Mitglieder iſt ſchon 
ſeit einer Reihe von Jahren zu unſerem Bedauern ſtationair geblieben; fie be- 
trägt nur 153. Die Gründe ſind zweifelsohne in der — wiederum aber 
glücklicherweiſe — alljährlich wachſenden Zahl anderer gemeinnütziger, mit den 
Zwecken unſeres Vereins mehr oder weniger verwandter Vereine! zu ſuchen, 
welche, in und außerhalb Berlin, Mittel und Kräfte, wie Intereſſe derer 
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| 
die mit uns dieſelben Beſtrebungen theilen, unmittelbarer und perſönlicher in 
Anſpruch nehmen. Il 

Der Verein verdankt fein Vermögen bekanntlich der Munificenz des hoch⸗ | | 
jeligen Königs, Friedrich Wilhelm IV. Durch Allerhöchſten Erlaß vom 25. Oe⸗ || 
tober 1844 wurden zur Förderung der Zwecke des Vereins 15000 Thlr. IN 
bewilligt, davon jedoch, infolge 8.-D. v. 31. März 1848, nur 7500 Thlr. 
abſchläglich überwieſen, während die zweite Hälfte mit 7500 Thlr. erſt viel 
ſpäter, unter der Bedingung an uns gezahlt iſt, daß ſie in Aetien der gemein⸗ 
nützigen Baugeſellſchaft angelegt bleibt. 

Ungeachtet in früheren Jahren manche Darlehen ohne Sicherheit, zur 
Unterſtützung von Lokalvereinen, auch zur Begründung von Darlehnskaſſen für 
Gewerbtreibende und Arbeiter gegeben wurden und davon theilweis verloren 
gingen, hat ſich unſer Vermögens- und Kaſſenſtand inzwiſchen wieder gehoben. 
Er iſt zur Zeit als ein günſtiger zu bezeichnen. Einige noch ausſtehende Dar- 
lehne werden eingezogen. 

Durch einen plötzlichen Tod iſt unſerem Vorſtande ſein langjähriger treuer |) 
Schatzmeiſter, Kaufmann Hugo Löwenberg entriffen, dem der Verein ein 
ehrendes Andenken zu widmen hat. In ſeine Stelle, als Schatzmeiſter und 
Vorſtandsmitglied, iſt Hr. Commerzien-Rath Leonor Reichenheim erwählt, 
welcher die Kaſſe bereits zu übernehmen die Güte gehabt hat. 

| Die gegenwärtigen Vorſtands⸗, einheimiſchen und auswärtigen Ausſchuß⸗ 
mitglieder, ſowie unſere korreſpondirenden Mitglieder, die der Redactionscom⸗ 1 
miſſion und die zeitigen Kaſſencuratoren weiſt die Anlage nach. Danach ſcheiden I 
die daſelbſt benannten drei Vorſtands- und ſechs Ausſchußmitglieder aus und 
es iſt nunmehr für je drei und ſechs die ſtatutenmäßige Neuwahl zu vollziehen. 
| Diefe Neuwahl von drei Vorſtands- und ſechs einheimischen Ausſchuß— 
| mitgliedern bildet den zweiten Gegenſtand unſerer heutigen Generalverſammlung, 


1 
ö 
1 
wogegen auf Beſtätigung der auswärtigen Ausſchuß⸗ wie der korreſpondirenden | 
Mitglieder angetragen wird. Berlin, den 25. Juni 1861. 

. / Dr. Lette. 
| 
| 


| Zur Wahl der Vorſtands- und Ausſchußmitglieder 
in der N 
General⸗ Verſammlung am 25. Juni 1861. 
1. Der Vorſtand beſteht zur Zeit aus folgenden Mitgliedern: 
1. Dr. Lette, Präſident (als Vorſitzender), | | 
2. Wehrmann, Geh. Ob. -Reg.-Rath, | 
3. Buddee, Kamm.⸗Ger.⸗-Nath, : 
4. Duncker, Syndikus, I 
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5. 
6. 
15 
8. 
9. 
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Kaliſch, Profeſſor, 

Friedberg, Fabrilbeſitzer, 

Dr. Gneiſt, Profeſſor, 

Dr. S. Neumann, Arzt, 

L. Reichenheim, Kommerzienrath, welcher letztere ſtatt des verſtorbenen 
Kaufmanns Hugo Löwenberg, in der Vorſtandsſitzung vom 17. Mai 
1861 gewählt iſt. 


ad 1 — 6 find in der General-Verſammlung vom 29. Jannar 1859, 


ad 7— 9 in der vom 5. December 1859 gewählt. Da ſtatutenmäßig 
alljährlich ausſcheidet, ſo iſt — da die erſten 6 Mitglieder gleichzeitig gewählt 
find — nach dem Beſchluß in der vereinigten Vorſtands- und Ausſchuß⸗Sitzung 


vom 


17. Mai 1861 dem Vorſitzenden unter Zuziehung des Sekretairs über⸗ 


laſſen, durch das Loos die diesmal ausſcheidenden 3 Vorſtands-Mitglieder zu 
beſtimmen. Nach der vorgenommenen Verloſung ſcheiden aus: 


a. 
b. 
e. 


für welche eine Neuwahl zu veranſtalten, deren Wiederwahl ſtatutenmäßig aber 


Dr. Lette, Präſident, 
Buddee, Kamm. ⸗Ger.⸗Rath, 
Friedberg, Fabrilbeſitzer, 


zuläſſig iſt. | | 


II. 


Die Ausſchußmitglieder (einheimifchen) find: 

1. Dr. Veit, Buchhändler, N 

2. Knoblauch, Stadtbaurath, | 
3. Krauſe, Kommerzienrath, 

4. Blumenthal, Ober-⸗Tribunalsrath. 


ad 1—4 in der General-Verſammlung am 30. April 1858 gewählt. 


5. Dr. Krieger, Medizinalrath, 

6. Luther, Amtmann, | 
7. Emmich, Bau-Infpector, | 
8. Gabler, Neg.-Rath, 

9. v. Laer, Partikulier, 

10. Friedheim, Fabrikbeſitzer, 

11. F. Duncker, Buchhändler, 

12. Dr. Weiß, Redacteur. 


ad 5—12 in der General-Verſammlung vom 29. Januar 1859 Arne 


13. Dr. Beſſer, Arzt, | 
14. Dr. Hübner, Director des ftatift. Archivs, 

15. Haenel, Director der Maſchinenbau⸗Anſtalt, 

16. Michaelis, Statiſtiker, 

17. v. Salviati, Landes⸗Oekonomie-Rath. 


ad 13—17 in der General-Berfammlung am 5. Decbr. 1859 W — 


18. Dr. Engel, Geh. Reg.⸗-Rath 
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— in der vereinigten Vorſtands- und Ausſchuß⸗Sitzung am 17. Mai 1861 
für den in den Vorſtand getretenen L. Reichenheim gewählt. IN 
Da nur die vier erſten Ausſchußmitglieder 3 Jahre fungirt haben, fo 
ſcheiden außer dieſen noch zwei andere durch das Loos (d. h. von den unter | 
5—12 genannten) zu beſtimmende Mitglieder aus. Das Loos traf den Dr. 
Krieger und den Amtmann Luther, ſo daß nunmehr ausſcheiden: 
a. Dr. Veit, Buchhändler, 
b. Knoblauch, Stadtbaurath, 
e. Krauſe, Kommerz.-Rath, | 
d. Blumenthal, Ober-Trib.- Kath, N 
e. Dr. Krieger, Medizinalrath, | 
f. Luther, Amtmann, Il 
für welche zwar eine Neuwahl zu 5 deren Wiederwahl aber Rath | 
mäßig geftattet ift. | 
III. Die Ausſchußmitglieder (auswärtiger) ſind: i 
. Dr. Baumſtark, Profeſſor und Geh. Reg.-Rath in Eldena, | 
. Piper, Oberbürgermeiſter in Frankfurt a. O. | 
Schulze, Kreisrichter a. D. in Delitzſch, 
Harkort, Hauptmann a. D. in Wetter, | 
Jacob, Kaufmann in Halle, f 
Wagner, Amtsrath in Zellin, 
. v. Diergardt, Freiherr, in Vierſen, | 
. Kobes, Seehandl.-Director in Erdmannsdorf, 
Dr. Schubert, Geh. Reg.-Rath und Profeſſor in Königsberg i. P. | 
10. Czieskowski, Graf, zu Wierzenica, 
11. Schmid, Stadtrichter in Breslau, ! 
12. Griebel, Rittergutsbeſitzer zu Bütow bei Bütow, | 
13. Huber, Profeffor in Wernigerode, 
14. Berger, Kaufmann in Witten, 
15. v. Patow, Freih., Finanz-Miniſter. | 
Die Herren Grafen Schwerin, Minifter des Innern und Haffer, : | 
1 


8 90 d g = 9e 


Regierungs⸗Rath in Marienwerder, find aus dem Central-Verein, ſelbſtre— N 
dend alſo auch aus dem Ausſchuß geſchieden. Der Landes-Oekonomie-Rath 


v. Salviati iſt unter die Zahl der einheimiſchen Mitglieder getreten. | 
IV. Die korrespondirenden Mitglieder find: 


Dr. Varrentrapp zu Frankfurt a. M., 
Dr. Max Wirth, daſelbſt, 

Dr. Lammers, daſelbſt, c | 
Dr. Boehmert zu Bremen, 
Dr. Pickford zu Heidelberg, 
Runge, Rentier in Zürich, 
Haarmann, Director in Holzminden. 
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V. Redactions⸗Kommiſſion für die Central-Vereins⸗Zeitſchrift: 


N 


. Dr. Lette, Präſident, 

. Dr. Gneiſt, Profeſſor, 

Dr. Neumann, Arzt, 8 
Kaliſch, Profeſſor, | 
. Dr. Otto Hübner. 


Als Kaſſen-Kuratoren fungiren: 


Wehrmann, Geh. Ob.-Neg.-Rath, 


2. Buddee, Kammer-Gerichts-Rath, 


Em mich, Bau-Infpector. 


—— 


Einige Bemerkungen zu Dr. Engeſ's „die 


Sparkaffen in Preußen,” 


abgedruckt in No. 4 der Zeitſchrift des K. preuß. ſtatiſtiſchen Bureaus. 

Hr. Dr. Engel hat die Statiſtik des Sparkaſſenweſens zur Haupt⸗ 
ſache ſeiner Abhandlung gemacht und nur nebenher einige Streiflichter 
auf die gejchäftliche Seite derſelben geworfen. Deshalb iſt es wohl 
erlaubt, den von ihm gemachten Vorſchlaͤgen, für die von den Spar— 
kaſſen künftig einzuhaltende Geſchäftsrichtung, einige Worte hinzuzu— 
fügen oder zu entgegnen, 

Die Gründer der Sparkaſſen wollten den Sparſinn beim Prole— 
tarier, beim Dienſtboten und Arbeiter und bei den Kindern wecken, 


und ihm Gelegenheit zu handgreiflichen Erfolgen bereiten. Dieſer 


Zweck iſt in ſehr hohem Grade erreicht. Aber die Sparkaſſen ſind 
weit über das ihnen von den Gruͤndern geſteckte Ziel hinausgewachſen. 
Hr. Dr. Engel ſagt, „daß viele Sparkaſſen ihren urſprünglichen Zweck 
überſchreitend zu Depoſitenbanken geworden find, und andere es noch 
werden. Indem fo ihr Charakter als Anſtalten zur Selbſthuͤlfe mehr 
und mehr in den Hintergrund tritt, gewinnt der rein geſchäftliche die 
Oberhand. Die Anſchauungen vom Sparkaſſenweſen und die Folge— 
rungen aus den Geſchäftsreſultaten derſelben werden alsdann vielfach 
getruͤbt.“ 

Es find nicht nur viele, es find alle die Sparkaſſen zu Depofi- 
tenbanken geworden, welche ſich nicht auf eine beſtimmte Klaſſe von 
Einlegern (Berg- oder Fabrikarbeiter, Dienſtboten u. f. w.) oder ſonſt 
beſchraänken. 
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Nicht nur die kleinen Erſparniſſe der Kinder, Dienftboten und 
Arbeiter, ſondern auch die größern der Kleingewerbtreibenden und der 
Beamten werden in den Sparkaſſen auf kürzere oder längere Zeit an— 
gelegt. Und neben den wirklich gemachten Erſparniſſen deponirt der 
Beamte ſeinen Vierteljahrsgehalt, der Gewerbtreibende und Oekonom 
ſeine augenblicklichen Ueberſchüſſe, um ſie je nach eintretendem Bedarf 
wieder abzuheben. Ja der Kapitaliſt benutzt die zwiſchen beendeter 
alter und der neuen Anlage ſeines Kapitals entſtehende Pauſe zur 
zinsbaren Belegung bei der Sparkaſſe. Aus dieſen verallgemeinerten 
und vervielfältigten Quellen ſammelten bis zu Ende 1859 die 110 Spar⸗ 
kaſſen Sachſens 15 Millionen, und die 462 Preußens 45 Millionen. 


Die geſchäftliche Grundlage der Sparkaffen, 

Die preußiſchen Sparkaſſen find in ihrer weitaus größten Mehr- 
zahl von Gemeinden oder Kreiſen errichtet. Ihre geſchäftliche Grund— 
lage iſt der Credit der Gemeinde, des Kreiſes. Eigenes Kapital 
haben weder die Gemeinden, noch die Kreiſe in dem Geſchäfte ange 
legt. Die unternehmenden Gemeinden haben jedoch faſt alle ander— 
weites Vermögen: zum kleineren Theil in andern gewerblichen Unter— 
nehmungen, zum größeren Theil in depoſitionsfähigen Werthpapieren 
oder in Grundeigenthum, und bieten damit dem Einleger eine über die 
Steuerkraft der Einwohner hinausreichende dingliche Sicherheit. Von 
den Kreiſen haben nur wenige eigenes Vermögen, viele aber erhebliche 
Schuldung, fo daß fie im Durchſchnitt dem Einleger nur die Steuer 
kraft ihrer Bewohner als Sicherheit für ſeine Einlage bieten. 

Die übrigen Depoſitenbanken haben eine ſolide Grundlage in ihrem 
eigenen Betriebskapitale, wodurch fte ſich vor den Sparkaſſen auszeichnen. 
Ein weiterer Vorzug beruht auf ihren bereiten Mitteln, die ſie in einem 
bewußten und angemeſſenen Verhältniß halten zu ihren täglichen Verbind⸗ 
lichkeiten und zu denen, welche ihnen aus Kündigungenentſtehen können. 
Einen zweckmäßigen Regulator hierfür finden ſie in der Leichtigkeit, mit 
der fie die zu gewährenden Zinſen erhöhen odererniedrigen können. 

Die Sparkaſſen hingegen gewähren ihren Gläubigern für die 
verſprochene ſofortige, oder in ſehr kurzen Friſten zu gewährende Rück 
zahlung ſo gut wie gar keine Sicherheit. Sie ſetzen einfach voraus, 
daß ihnen ſo viel oder mehr Geld gebracht, als von ihnen geholt wird. 
Ihre Baarbeſtände find überaus klein und außer allem Verhäͤltniſſe 
zu dem Umfange ihrer Gefchäfte, Wie klein fie find, zeigen leider die 


ſtatiſtiſchen Ueberſichten nicht. 
3.8.6. B. 3. Bd. 30 


| | 


450 Die Sparkaſſen in Preußen. 


Die Sparkaſſenbücher lauten ſtatutenmäßig auf einen beſtimmten 
Namen. Andere Beſtimmungen derſelben Statuten machen ſie jedoch 
auf den Inhaber lautend — wie die Noten der Zettelbanken. 

Die Zettelbanken ſind mit der Notenausgabe an eine beſtimmte 
Summe gebunden, welche ihrem eigenen Kapitale und in der Regel 
auch ihrem Geſchaftskreiſe entſpricht. Die Sparkaſſen haben aber weder 
eigenes Betriebskapital, noch ſind ſie mit Ausgabe ihrer in Wirklichkeit 
auf den Inhaber lautenden Depoſiten-Dokumente an eine beſtimmte 
Summe gebunden. Dieſer Zuſtand iſt deshalb nicht weniger monſtrös, 
weil er zum Theil ſein Präjudiz in den Privilegien der preußiſchen 
Bank findet. 

Die Zettelbanken halten einen den laufenden Noten entſprechenden 
Baarvorrath und der Reſt der laufenden Noten ſowohl als ihr eigenes 
Kapital iſt in leicht realiſirbaren Werthen angelegt. Die Sparkaſſen 
dagegen haben kein eigenes Kapital, ſehr kleine Baarvorräthe und den 
großen Reſt der ihnen zugekommenen fremden Gelder in Hypotheken 
feſtgelegt, die erſt gekündigt werden müſſen, wenn der 1 baar 
Geld verlangt und zu verlangen berechtigt iſt. 

Die geſchäftliche Grundlage der Sparkaſſen findet ihr Gegenſtück 
nur in den rein auf Wechſelreiterei gegründeten Gefchäften. Beide 
haben nur den Credit zur Baſis. Freilich kann der Credit einer Ge— 
meinde nicht ſo leicht erſchüttert werden, als der einer Privatperſon. 
Der Wechſelreiter weiß jedoch, an welchem beſtimmten Tage ſeine 
Wechſel verfallen und kann vorher ſeine Verfügungen treffen. Die 
Sparkaſſe weiß nicht, wann ihre Bücher zur Einlöſung präfentirt werden. 
Den Verbindlichkeiten des Wechſelreiters ſtehen feine täglich fällig wer— 
denden Forderungen und feine verhältnigmäßig leicht verkäuflichen Vor⸗ 
raͤthe gegenüber: die Sparkaſſe hat jedoch nur Forderungen, welche 
erſt gekündigt werden müſſen und welche in jedem Falle ſehr langſam 
eingehen. 


Die Geſchäfte der Sparkaſſen. 
1. Einlagen — Rückzahlung. 

Den Abſichten der Gründer und den Statuten nach ſollen die 
Einlagen kleiner Summen (bis zu 50 Thlr.?) die Regel fein und grö⸗ 
ßere Summen (bis zu 300 Thlr.) nur ausnahmsweiſe in Empfang 
genommen werden. Nach den vom Herrn Dr. Engel gegebenen Ueber⸗ 
ſichten iſt aber die Ausnahme zur Regel und die Regel zur Ausnahme 
geworden, da ſie nachweiſen, daß die Einlagen über 50 Thlr der Zahl 
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nach zwar 41710 Procent betragen, die von ihnen repräſentirte Geſammt⸗ 
einlage jedoch erheblich größer ſein muß, da die Durchſchnittsſumme 
aller Einlagen mehr als 80 Thlr. beträgt. 

Nach dem 8. 6. eines mir vorliegenden Statuts der Provinz Sach⸗ 

ſen ſoll die Rückzahlung der Einlagen auf Erfordern erfolgen 

bis zum Betrage von 10 Thlr. ſofort, 
MB A „ 24 „ nach wöchentl. Kündigung, 
rau N „ 49 „ nach monatl. Kündigung, 

und über 49 „ nach vierteljährl. Kündigung. 

Da nach 8. 8. deſſelben Statuts das Sparkaſſenbuch in der Praxis 
auf den Inhaber lautet, braucht der eigentliche Beſitzer nur 30 vers 

ſchiedene Boten je 10 Thlr. ſofort abheben zu laſſen, um den möͤglichſt 
höchſten Einlagebetrag von 300 Thlr. an einem Tage zurückziehen zu 
können. Wollte aber die Sparkaſſenverwaltung den . 6. fo auslegen, 
daß auf ein Sparkaſſenbuch an einem Kaſſentage nur 10 Thlr. ſo⸗ 
fort abzuheben find, würde ſie doch durch geſchickte Benutzung der zwei⸗ 
mal wöchentlich wiederkehrenden Kaſſentage und der gewaͤhrten ver— 
ſchiedenen Kündigungsfriſten nach Ablauf eines Monats 300 Thlr. 
und darüber herauszuzahlen gezwungen werden können. 

Der hier angezogene §. 8. enthebt die Sparkaſſenverwaltung der 
Verpflichtung, die Identitat des urſprünglichen Einlegers mit dem In— 
haber des Sparkaſſenbuches oder deſſen förmliche Legitimation zur theil— 
weiſen oder gänzlichen Abhebung der Einlage zu pruͤfen. Dieſe Be— 
ſtimmung, im Intereſſe der Unternehmer entſtanden, um ihnen die 
Verwaltung leicht und ſicher, ja überhaupt möglich zu machen, hat 
ſich praktiſch als eine große Annehmlichkeit für den Einleger geſtaltet, 
indem ſie eine Uebertragung der in den Sparkaſſen niedergelegten 
Gelder ungemein erleichtert. Die Sparkaſſenbüͤcher eirculiren an vielen 
Orten gleich baaren Geldes, wie die Noten. 

Eine ebenſo tief einſchneidende und offenbar ebenfalls nicht vor⸗ 
hergeſehene Wirkung dieſer Beſtimmung ift die in Prari erfolgte Auf- 
hebung der anderweit aufgelegten Beſchränkung der Einlagen eines 
Einlegers auf ein Maximum (300 Thlr. 2). Sie macht es möglich, und 
es geſchieht täglich mit und ohne Wiſſen der Sparkaſſenverwaltungen, 
daß ein Einleger unter beliebigem fremden Namen jede Summe zu 
deponiren und ſelbſt oder durch den nachfolgenden Inhaber der Bücher 
daruber zu verfügen im Stande iſt. 

Die im Statut ſelbſt erfolgte Aufhebung der gewollten Beſchrän— 
kungen, oder wenn man will, die Dehnbarkeit der Beſtimmungen des 
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Statuts hat die Benutzung der Sparkaſſen allgemein zugänglich ge⸗ 
macht und den Umfang ihrer Geſchaͤfte ungemein erweitert. Sie hat 
aber auch ebenſo die für die Unternehmer mit dem Geſchäͤft verknüpfte 
Gefahr ungemein vergrößert, 

Die Einlagen von 100 Thlr. und darüber kann die Kaffe. dem 
Einleger unter den auch ihm geſtatteten Friſten kündigen und zurück⸗ 
zahlen — ſetzt das Statut feſt. Da die Bücher jedoch nur ſcheinbar 
auf einen Namen, in Wirklichkeit auf den Inhaber lauten, iſt auch 
dieſe Beſtimmung praktiſch unausführbar, weil der Inhaber nicht er— 
mittelt werden kann. 

Für Einlagen unter 100 Thlr. iſt eine Kündigung von Seiten 
der Kaſſe nicht vorgeſehen und es ſcheint, als ob das Statut die Ge⸗ 
meinde verpflichten ſolle, unter allen Umſtanden Einlagen unter 100 Thlr. 
anzunehmen oder doch ſie zu behalten und nach dem Statut zu ver⸗ 
zinſen. Damit iſt denn auch ferner die Kündbarkeit höherer Einlagen 
aufgehoben, weil ein Einleger feine Einlagen theilen und auf beliebige 
Namen in die Sparkaſſe bringen kann. 1 


2. Zinſen. 5 
Die Höhe des Zinsſatzes giebt ein weiteres Zeugniß fur die Ab⸗ 
ſicht der Gründer, den Sparſinn der Armen zu reizen und auszubilden. 
So lange man nur das Proletariat im Auge und zum Kunden hatte, 
mochte man ſich vom guten Herzen beſtimmen laſſen, den Zinsſatz über 
den marktgängigen Preis zu normiren. Nun aber die Sparkaſſen zu 
einem gewöhnlichen Geldgeſchäft herabgeſunken oder hinaufgeſtiegen 
ſind, wird es nöthig, das Auge von der Noth der Armen gelegentlich | 
über den eigenen Geſchäftskreis hinaus auf den allgemeinen Markt 
ſchweifen zu laſſen. Auf dem Geldmarkte ſind faſt nie ſofort rückzahl⸗ 
bare Depoſiten 3—3 pCt. werth — im Durchſchnitt nicht über 2 pCt. 
Wenn nun die Sparkaſſen ſo hohe Preiſe für das Geld zahlen, kann 
man über das in ſteigender Progreſſton zunehmende Angebot nicht 
erſtaunen. Dieſer Umſtand verbietet aber, aus der Zunahme der Spar⸗ 
einlagen irgend ſichere Schlüſſe auf das Sparen, auf die Zunahme | 
des Geſammtvermögens zu machen. 
Es muß hier bemerkt werden, daß die Wellen des Geldmarktes 
ſich allerdings verflachen, ehe fie in Heine Staͤdte abgelegener Gegen⸗ 
den gelangen und daß an ſolchen Orten der Werth des Geldes ſta⸗ 
biler iſt, ja daß der Preis deſſelben für verſchiedene Arten der Anlage 
nicht ſo weit guseinanperliegt, als an Geſchäftsplätzen. Doch wird 
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ſelbſt die entlegenſte Landſchaft ſich dem Zuge des allgemeinen Ge⸗ 
ſchaͤftsganges nicht ungeſtraft entgegenſtemmen. 
Der dem Einleger zu gewährende Zins iſt nicht abhängig von 
dem Unternehmer der Sparkaſſe, wie es die Natur des Geſchäfts 
gebietet. Er iſt vielmehr durch das Statut feſt beſtimmt. Soll der 
Zinsfuß abgeändert werden, bedarf es 
1. der Uebereinſtimmung beider ſtädtiſchen Behörden oder eines 
Beſchluſſes der Kreisſtände; | 
2. der durch die Bezirksregierung nachzuſuchenden Genehmigung des | 
Oberpräſidenten; 1 
3. einer der Inkraftſetzung 6 Monate vorhergehenden, in mehreren il 
Blättern zu veröffentlichenden Anzeige. | 
. Dieſe weitläufige und ſchwierige Manipulation hat eine große | 
Stabilität des Zinsfußes, in den meiften Fällen wohl feine volle Un⸗ 0 
veränderlichkeit zur Folge gehabt. 


3. Baarbeſtand. 
Der . 11. des mir vorliegenden Statuts erlaubt die Belegung N 
der eingehenden Gelder nur infoweit, als fie nach den Umſtänden des 1 
Inſtituts entbehrlich ſind. Es entſteht nun die Frage, welches ſind u 
die Umſtände des Inſtituts? und inwieweit find die Baarmittel ent u 
behrlich? Das Inſtitut als ſolches giebt keinen Anhalt zu einem Ur⸗ 
theile über die Entbehrlichkeit ſeiner Baarmittel. Man muß fragen: 1 
| wer find die Einleger? was können fie wollen? was werden fie müffen? 1 
Wenn die Sparkaſſen-Verwaltung nicht aus Perſonen zuſammen⸗ Al 
geſetzt iſt, die nicht nur über den Geldmarkt im Allgemeinen und die Ur⸗ 
ſachen ſeiner Fluctuationen, ſondern auch über das ganze Gewerbsleben N 
ihres Geſchäftskreiſes genau und fortgeſetzt unterrichtet find und dar— I 
über ein competentes Urtheil haben, werden fie gar nicht im Stande 1 
ſein, mit einiger Sicherheit vorherzuſagen, inwieweit die Baarmittel | 
der Sparkaſſe entbehrlich find oder nicht. 
Sind die Beamten der Sparkaſſe fir ihre Arbeit auf eine un⸗ | 
| beftimmte oder nach den Ueberſchüſſen der Sparkaſſen zu bemeffende 
Remuneration oder Fantieme angewieſen, dann werden fie durch ihr 
Intereſſe zu der Meinung hingedrängt, daß ein geringer Baarvorrath 
dem Gefchäft am vortheilhafteſten fein müſſe. Es iſt ſchon in einem 
der vorigen Abſchnitte darauf hingewieſen, wie ſehr verſchieden die 
Anſicht der Sparkaſſen⸗Verwaltungen iſt über die Zweckmäßigkeit an⸗ 
gemeſſen großer Bagrvorräthe von den Anſichten der Verwaltungen 
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anderer Geld-Inſtitute über dieſen Punkt. Man ſollte doch denken, 
dieſe von allen praktiſchen Geſchäftsleuten für unumgänglich gehaltene 
Maaßregel muͤſſe die Sparkaſſen- Verwaltungen nachdenklich machen. 
Sie ſind aber unbeſorgt. Dieſe Sorgloſigkeit wird vermehrt und an⸗ 
ſcheinend berechtigt durch §. 10, welcher die Kämmereikaſſe verpflichtet, 
mit ihren bereiteſten Mitteln die Beduͤrfniſſe der Sparkaſſen durch 
unverzinsbare Vorſchüſſe zu decken — eine Huͤlfeleiſtung, die auch 
ohne ſtatutariſche Beſtimmung dem Unternehmer obliegt. 


4. Nutzung der Beſtände. 
a. Darlehne gegen hypothekariſche Verpfändung von Grundſtücken. 

Herr Dr. Engel ſchildert ſehr treu und eindringlich die mit 
dieſem Geſchäftszweige der Sparkaſſen für den Hypothekenſchuldner 
nicht minder wie für die unternehmende Gemeinde verbundenen Ges 
fahren. Dieſelben erſcheinen ihm ſo groß, daß er eine andere Nutzung 
der Beſtände in Vorſchlag bringt. Ein ſolcher Vorſchlag, von ſo 
competenter Stelle, iſt an ſich ein Ereigniß und ſollte allein genügen | 
die Zuſtände der Sparkaſſen einer erneuerten und ernten Prüfung zu | 
unterziehen, 

Und Herr Dr. Engel unterſchätzt noch die Gefahr. Er fagt, 
die Sparkaſſen haben alle Calamitäten, welche politiſche und finan⸗ 
zielle Kriſen mit ſich führen, wenn auch tüchtig gezauſt und für den 
einzelnen Schuldner und für die einzelnen Sparkaſſen verderblich, doch 
im Ganzen überſtanden. Er vergißt, daß die Sparkaſſen eine Kriegs⸗ 
periode noch nicht zu überſtehen hatten. Eine ſolche muß für alle 
diejenigen Gemeinden und ihre Hypothekenſchuldner verderblich werden 
welche die Geſchäfte ihrer Sparkaſſen weit über Verhältniß ihrer ei⸗ 
genen Mittel und die Kräfte ihrer Steuerzahler ausdehnen. 

\ Im ganzen Jahre 1859 find 103 Thlr. zurückgezogen auf 100 
Thlr. neue Einlagen, obwohl Preußen dem Kriege fern blieb und der— 
ſelbe ſchon in der Hälfte des Jahres beendet war. Wie viel weni⸗ 
ger würde eingezahlt und wie viel mehr würde zurückgezogen ſein, 
wenn Preußen nicht „freie Hand behalten“ hätte, ſondern in den 
Krieg verwickelt worden waͤre? Welche Spareinlagen garantirende 
Gemeinde würde zahlungsfähig geblieben und wie viele Sparkaſſen⸗ 
ſchuldner würden ihr Grundeigenthum haben erhalten können, wenn 
Preußen auch nur zum kleinen Theil von Feinden überzogen worden 
wäre? Das Eigenthum der Gemeinde wäre entwerthet, die Steuer- 
kraft und die Zahl der Einnahmen geſunken, die Staats- und Ge⸗ 
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meinde⸗Laſten bedeutend geſtiegen und dann hätte die Gemeinde auch 
noch Sparkaſſengläubiger befriedigen und die unvermeidlichen Ber 
luſte bei Eintreibung der Sparkaſſenforderungen decken ſollen? Dann 
würde ſelbſt dem blödeſten Auge der Mißbrauch klar geworden, fein, 
der gegenüber dem urſprünglichen Zwecke jetzt mit den Sparkaſſen 
von Seiten der unternehmenden Gemeinden getrieben wird. Dann 
würde ſelbſt den traumſeligſten Sparkaſſenverwaltungen das Erwachen 
nicht geſpart worden ſein. 

Das Geld auf ſofortige und auf kurze Kuͤndigungsfriſt erfol- 
gende Rückzahlung zu nehmen und es auf längere Kündigungsfriſt 
auf Grundeigenthum auszuleihen, iſt eine volkswirthſchaftliche Mon⸗ 
ſtroſität. Der Einteger glaubt der gedruckten Verſicherung des Sta— 
tuts gemäß fein Geld ſchnell rückziehbar angelegt und jeder Zeit be— 
reit zu haben — und doch iſt es in Wirklichkeit auf Dauer angelegt. 
Der Schuldner glaubt, das Darlehen fei ihm von der Sparkaſſe 
auf die Dauer gegeben, und doch iſt der wirkliche Beſitzer berechtigt, 
es jederzeit zurückzufordern. Und dieſer unlösliche Widerſpruch offen— 
bart ſich nicht in Zeiten des Ueberfluſſes, in denen überall hier Geld 
leicht zu erhalten iſt, ſondern in Zeiten des Mangels, wenn alle ſon— 
ſtigen Hülfsquellen verfiegt ſind. So verderblich auch die Täuſchung 
auf den Schuldner und den eigentlichen Gläubiger wirken mag, eine 
viel größere Gefahr birgt die zwiſchen ihnen eingeſchobene Vermitt— 
lung. Der eigentliche Gläubiger dringt nicht auf den eigentlichen 
Schuldner, deſſen Perſon und Eigenthum er wohl oder übel reſpek— 
tiren würde, er bedrängt das Abſtractum — die Sparkaſſe. Nicht 
eine fühlende und nach den Umſtänden handelnde Perſon fordert von 
der Perſon des Schuldners das Darlehen zurück, das unerbittlich 
ſtrenge Abſtractum, die Sparkaſſe expropriirt ihn. Hätten die Schuld— 
ner die Darlehen von Perſonen erhalten, welche fie wirklich auf Hy⸗ 
pothek auszuleihen beabſichtigten, und denen die haftenden Grundſtücke 
als genügende Pfänder erſchienen wären, dann würden in einer Kriſe 
allgemeine Kündigungen nicht vorkommen und Subhaſtationen weni⸗ 
ger wahrſcheinlich ſein — wie ja der direkte Hypothekenverkehr hin— 
laͤnglich beweiſt. Der Gläubiger hätte es nicht nur mit einer durch 
ihn leidenden Perſon zu thun, ſondern das verpfaͤndete Grundſtück 
läge handgreiflich vor ihm und würde ihn beruhigen und in den 
meiſten Fallen von Kündigung und Antrag auf Subhaſtation abhalten, 
um nicht den Schuldner und die Sicherheit feiner Forderung zu glei⸗ 
cher Zeit zu ruiniren. 
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Ob die ſtatutariſch vorgeſchriebene pupillariſche Sicherheit bei 
hypothekariſchen Darlehen von allen Sparkaſſenverwaltungen und in 
allen Fallen auch wirklich vorhanden it? Ob und welche Prinzi⸗ 
pien zur Ermittelung der pupillariſchen Sicherheit von den Sparkaſ— 
ſenverwaltungen vorgeſchrieben ſind und ob in allen oder doch den 
meiſten Fällen danach verfahren wird? — find Fragen zu deren Ber 
antwortung kein Material vorliegt. Es muß aber hier hervorgehoben 
werden, daß bei der Subhaſtation eines Grundſtücks ein Privatgläu⸗ 
biger daſſelbe erſtehen kann, um dadurch vielleicht ihm drohenden Ver— 
luſten vorzubeugen. Eine Gemeinde würde in einem ſolchen Falle 
nicht nur unter großen Schwierigkeiten zu einem Beſchluſſe vor dem 
Verkaufstermine gelangen, ſie würde auch nach Ausführung deſſelben 
in einer ſchwierigeren Lage ſein als vorher — denn ſie hatte dann 
keine Baarmittel, mit denen die Forderungen der Sparkaſſengläubiger 
zu befriedigen wären, im Gegentheil müßte ſie neue Aufwendungen 
machen, um wirklich in den Beſitz des erſtandenen Grundſtücks zu 
gelangen. Und endlich in den Beſitz des Grundſtücks gelangt, würde 
fie ſich in ſchlechterer Lage befinden als ein Privatmann, mit der Ber 
wirthſchaftung nicht minder, als mit dem etwaigen Verkaufe — eine 
Thatſache, welche allgemein anerkannt iſt. 


b. Ankauf von Staatspapieren. 

Herr Dr. Engel empfiehlt Seite 108 den Sparkaſſenverwaltungen, 
die ihnen anvertrauten Gelder von Grundbeſitzbeleihungen zurück zu 
ziehen und in Staats- und Communalpapieren anzulegen. 

Es iſt wahr, durch die Ausleihung auf Grundbeſitz der auf kurze 
Ruͤckzahlungsfriſten empfangenen Einlagen wird der Einleger, der 
Schuldner und der Unternehmer gefährdet: das hat jede vergangene 
Kriſe bewieſen und wird jede folgende beweiſen. Deshalb muß dem 
negativen Theile des Engel'ſchen Vorſchlages beigeſtimmt werden. 
Den poſitiven Theil des Vorſchlages muß man als verfehlt bezeichnen. 
Geſetzt, der Dr. Engel'ſche Vorſchlag würde befolgt, ſo müßte der 
Verlauf der Sache im Ganzen und Großen der ſein: In ruhigen, 
glücklichen, productiven Zeiten wird Geld verdient und geſpart und 
folglich in die Sparkaſſen gebracht. Und in dieſen Zeiten müßten 
nothwendig die Courſe der Werthpapiere hoch ſtehen. Andererſeits 
wird in Zeiten des Mißwachſes, der Noth, der finanziellen und po— 

litiſchen Kriſen, des Krieges das Erſparte aufgezehrt und folglich das 
in den Sparkaſſen deponirte Geld zurückgezogen. Dazu kommt regel⸗ 
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mäßig eine Panik, welche mehr Geld, als wirklich gebraucht wird, 
zurückfordert. Und in dieſen Zeiten müßten nothwendig die Papiere 
im Werthe ſinken. Die Unternehmer der Sparkaſſen würden alſo zur 
Zeit hoher Preiſe einkaufen und zur Zeit niedriger Preiſe verkaufen 
müſſen. Eine unglücklichere Lage für ein Geſchäft iſt nicht denkbar. 

An zwei conereten Fällen ſei die Wirkung der Maaßregel, wen 


fie friiher ausgeführt worden wäre, hier nachgewieſen. 19) 


Im Jahre 1849 hatten die Sparkaſſen Preußens 16"), Million 
zu verwalten und ihr Reſervefond betrug 900,000 Thlr. Der Cours 
der Staatsſchuldſcheine fiel vom 28. Dezbr. 1847 bis zum 28. Dezbr. 
1848 von 91½ auf 79½ pCt., alſo 12 pCt. Die preußiſchen Spar⸗ 
kaſſen würden alſo nahezu 2 Millionen, mehr als das Doppelte des 
ſeit 1823 geſammelten Reſervefond verloren gehabt haben. 

Vom 31. Dezember 1858 bis 20. Mai 1859 fielen die Courſe von 


Staatsſchuldſch. Anleihe Rentenbr. Niederſchl.-M. Priorität. 
3½ pCt. 4½% pCt. 4 pCt. 4 pCt. 

von 84% 101 93 91½ 

auf 73¼. 89. 81½. 79½. 

um 11%, 12 118, 12 pCt. 


Die Aktiva der preußiſchen Sparfaffen wären in dieſem Falle 
alfo um rund 12 pCt. geſunken; das heißt, von den 45 Millionen, 
welche ſich 1859 unter Verwaltung der Sparkaſſen befanden, wären 
5,400,000 Thlr. verloren geweſen — 3 Mill. mehr als der Reſerve— 
fond. Fügt man den oben berückſichtigten Papieren ein etwas mehr 
Zins verſprechendes und doch auch depoſitionsfaͤhiges, z. B. Köln— 
Mindener Eiſenbahn-Aktien hinzu, deren Cours von 143%, auf 104 
fiel, ſo erhebt ſich der Geſammtverluſt auf 17 pCt. in Summa auf 
7,600,000 Thlr. Man kann nicht einwenden, der Verluſt waͤre nur 
rechnungsmäßig, nicht effectiv geweſen, da ja nicht alle Einlagen, 
ſondern nur ein Theil derſelben zurückgefordert worden iſt und folg- 
lich nur ein Theil der Papiere zu verkaufen und die große Maſſe 
zu halten geweſen wäre. Denn nicht nur wuͤrden die Kriſen für die 
Sparkaſſen dadurch intenſiver geworden fein, weil der rechnungsmaͤ⸗ 
ßige enorme Verluſt jedem Einleger offenbar vor Augen gelegen und 
fein Mißtrauen geweckt und geſteigert hätte, ſondern es würde auch 
der für die Sparkaſſen unaufſchiebliche Verkauf eines Theiles ihrer 
Papiere den Effectenmarkt tiefer herabgedrückt haben, als er ohne dieſe 
Maaßregel gedrückt wurde. Und weiter muß jede unternehmende 
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Gemeinde, ehe fie ſich auf ein fo gewagtes Gefchäft einläßt, auch die 
extremen Fälle, z. B. den doch möglichen Fall eines unglücklichen 
Krieges in Rechnung ziehen. 

Jede der 462 Sparkaſſen Preußens hat im Durchſchnitt 100,000 
Thlr. zu verwalten. Bei Berechnung der Gefahr kommt indeß der 
Durchſchnitt nicht in Betracht. Es hat vielmehr jede Gemeinde ihren 
concreten Fall ins Auge zu faſſen und zu erwägen, in wieweit der 
zu erringende Vortheil groß genug erſcheint, um die Gefahr, ja den 
über kurz oder lang unvermeidlichen Verluſt aufzuwiegen. 


o. Handdarlehen gegen Bürgſchaft. 

Dieſer Zweig des Sparkaſſengeſchaftes iſt für die Gemeinde— 
und Kreisverwaltung noch weniger geeignet als die beiden beſproche— 
nen. Die Gründe dafür liegen ſo offen auf der Hand, daß ſie ins 
Einzelne nicht ausgeführt zu werden brauchen und es wird genügen, 
fie mit einigen Zügen anzudeuten. 

Im Allgemeinen kann nicht verlangt oder erwartet werden, daß 
die das Sparkaſſencuratorium zuſammenſetzenden Magiſtratsmitglie— 
der und Stadtverordneten einen erheblichen Theil ihrer Zeit der 
Sparkaſſenverwaltung widmen. Deshalb werden ſie Handdarlehen im 
Ganzen nur an ſolche Perſonen und unter ſolchen Buͤrgſchaften geben, 
von denen ohne Aufwand von Muͤhe feſtſteht, daß die Verwaltung 
keine wenn auch nur moraliſche Verantwortung für etwaige Verluſte 
treffen kann. Und damit iſt die Annahme abgeſchnitten, als kämen 
die Sparkaſſen einem Perſonalcreditbedürfniſſe zu Hülfe, denn ſolche 
Perſonen haben auch andere leicht zugängliche Quellen für ihre Bes 
dürfniſſe. Verführe die Sparkaſſenverwaltung aber liberal bei Ges 
währung von Handdarlehen, würde ſie die Intereſſen der von ihr 
vertretenen Gemeinde exponiren müffen und die allgemeine Gemeinde— 
verwaltung müßte einſchreiten. 

In der Praxis wird das die Sparkaſſenverwaltung dirigirende 
Magiſtrats mitglied die Entſcheidung in der Hand haben. Nun erfordert 
aber das eigentliche Bankiergeſchäft, der Handel mit Perſonaleredit, 
eine ganz eigenthuͤmliche Befähigung, eine ununterbrochene Aufmerk— 
ſamkeit und ein Mittendrinſtehen im Geſchäftsleben, wenn es mit eini⸗ 
gem Erfolge betrieben werden ſoll. Der Magiſtrat kann unmöglich 
nach dieſer Rückſicht zuſammengeſetzt werden, da ja die Gemeindever— 
waltung ganz andere und dem eigentlichen Geſchaͤft fern liegende Zwecke 
verfolgen muß. 
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Wie kein Volkswirth, die ſtaͤdtiſchen Behörden oder die Kreis— 
vertretung mit der Führung eines Bankiergeſchäftes, oder mit der 
Leitung des im vorigen Abſchnitt beſprochenen Credit mobilier im 
Kleinen, beauftragen wird, ſo wird es noch weniger von Seiten des 
Politikers geſchehen können. Die Gefahr der Patronage, des Miß, 
brauches der Macht die Darlehen zu gewähren und damit zu beloh⸗ 
nen, oder die Darlehen zu verſagen und damit zu ſtrafen, liegt ſehr 
nahe. Kriecherei, Liebedienerei, Feigheit, Haß und Rache werden 
ganz willkührlich heraufbeſchworen, die Verwaltung der Gemeinde-An⸗ 
gelegenheiten der Depravation, die Gemeindewahlen und der Cha⸗ 
rakter der Gemeindewähler der ſchlimmſten Demoraliſation preisgegeben 
— und das Alles wegen einer gutgemeinten buͤreaukatiſchen Schrulle. 

Hier iſt der Ort, um an das Geruͤcht zu erinnern, nach welchem 
einige Sparkaſſenkaſſirer bei Beleihung von Grundſtücken von dem 
Schuldner mit 1 pCt. honorirt worden. Wenn das Gerücht wahr 
wäre, welche Mittel hätte man, eine Proviſion dieſer Art bei den 
Handdarlehen abzuſchneiden? 

In weiſer Vorausſicht all dieſer Gefahren und Inconvenienzen 
hat nur ein kleiner Theil der Sparkaſſen von der allgemein ertheilten 
Erlaubniß Gebrauch gemacht, dieſen Geſchaͤftszweig bei ſich einzuführen 
und dieſer kleine Theil treibt das Geſchaͤft in geringem Umfange, um 
ihn hoffentlich bald ganz einzuſtellen. 


d. Sparfond. 

Die Statuten ordnen an, daß wenn die Einlage auf einem Conto 
eine gewiſſe Summe, z. B. 100 Thlr. überſchreitet, die Sparkaffen- 
verwaltung berechtigt iſt, für Rechnung und Gefahr des Einlegers 
Staatspapiere anzukaufen. Damit wollen fie die Gefahr von der 
unternehmenden Gemeinde auf den Einleger wälzen. Die Herren 
Vorſteher haben dabei aber zwei Dinge außer Acht gelaſſen. Erſtens 
kann ſich jeder Einleger durch Theilung ſeiner Einlage und durch den 
Gebrauch fremder Namen dieſer Maaßregel beliebig entziehen und 
würde ſich derſelben entziehen, wenn irgend allgemeiner Gebrauch von 
der Erlaubniß gemacht würde. Zweitens und hauptſächtlich macht die 
Einrichtung des Sparfond die Verwaltung der Kaſſen ganz außer 
ordentlich complicirt und ſchwierig, und deshalb haben die Sparkaſſen 
mancher Provinzen gar keinen und die aller von der ertheilten Bes 
fugniß nur ſehr eingefchränft Gebrauch gemacht; im ganzen, find nur 
600,000 Thlr. im Sparfond angelegt. rain 
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5. Verwaltungskoſten. 


Die Verwaltung der Sparkaſſen wird in der Regel von einem 
aus Magiſtratsmitgliedern und Stadtverordneten oder aus Mitgliedern 
der Kreisftände gebildeten Kuratorium geleitet. Eine Entſchädigung 
für die Arbeit an die verwaltenden Perſonen ſo weit ſie unbeſoldete 
Magiſtratsmitglieder oder Stadtverordnete oder Kreisſtände ſind, oder 
eine Koſtenvergütung zu Gunſten der Gemeinde oder des Kreiſes, 
wenn die verwaltenden Perſonen für ihr Amt bezahlt werden, gewäh— 
ren die Sparkaſſen wohl nirgends. Eine aus den Ueberſchüſſen der 
Sparkaſſe fließende Remuneration des Kaſſirers kommt zwar dieſem, 
aber nicht der Gemeinde, welche ſeine Zeit und Arbeit verliert, zu 
Gute. Für die benutzten Geſchäftslokale findet auch wohl nirgends 
eine entſprechende Vergütung ſtatt. Weiter haben nach dem Statut 
die Gemeinden die Bedürfniſſe der Sparkaſſe mit ihren bereiteſten 
Mitteln durch unverzinsliche Vorſchüſſe zu decken. 

Dieſes Verfahren war ſo lange erklärlich oder auch zu rechtfer— 
tigen, als man glauben konnte dem Proletariat zu Hülfe zu kommen. 
Nun die Sparkaſſen ein Gefchäft geworden find, iſt es unangemeſſen 
und darf nicht länger eingehalten werden. Ein Geſchaͤft verlangt vor 
Allem volle Durchſichtigkeit für ſeine Leiter und Unternehmer — durch 
das hier Berührte wird aber gerade umgekehrt die Einſicht abgeſchnitten 
und das Reſultat erſcheint in einem falſchen, in einem günſtigeren 
Lichte. 
1 6. Reſervefond. 

Der Reſervefond — welcher nach dem im vorigen Abſchnitt Ges 
ſagten keinesweges nur aus reinem Geſchäftsgewinn reſultirt — kann 
nach Ermeſſen der Unternehmer unter Genehmigung der Oberpräſi— 
denten theilweiſe der Sparkaſſe entzogen und zu öffentlichen Zwecken 
verwandt werden. Hierin ſcheinen die Gemeinden einen ihrem Ri⸗ 
ſico entſprechenden Reingewinn zu ſuchen und den Reiz zu finden, 
welcher fie zu Gefchäften über ihre Kräfte verführt und die Gefahr 
mißachten läßt. 

Das Statut beſtimmt aber weiter, daß eine Verwendung des 
Reſervefonds zu öffentlichen Zwecken nur dann ſtattfinden darf, wenn 
und inſoweit derſelbe höher geftiegen ift, als um etwaige Verluſte der 
Sparkaſſe zu decken 

„und die Verpflichtungen gegen die Einleger felbftftändig, zu 
erfüllen.” 
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Dabei ſcheint dem Verfaſſer des Statuts das vorgeſchwebt zu 
haben, was von den Verwaltungen der Sparkaſſen ziemlich unbeachtet 
geblieben iſt und hier ausgeſprochen werden ſell. 

Die Garantie der unternehmenden Gemeinde iſt die Creditbaſis 
für ihre Sparkaſſe. Wie in den erſten Abſchnitten durch Vergleichung 
mit anderen Geldgeſchäften wohl hinlänglich bewieſen iſt, ſollte aber 
die Garantie der Unternehmer nimmermehr auch die Geſchaͤftsbaſis 
fein. Das Statut will vielmehr und die allergewöhnlichſte Vorſicht 
gebietet, da man doch einmal kein eigenes Geld in das Geſchäft 
ſtecken kann oder mag, den Reſervefond ſo hoch ſchwellen zu laſſen, 
als es nöthig iſt, etwaige Verluſte zu decken, und ein dem Umfange 
des Geſchäfts entſprechendes Betriebs-Kapitalzu bilden. 

Schließlich ſei geſtattet, A bee daß die Meinung des 
Herrn Dr. Engel: 

„Die Anſchauungen vom e e en und die Folgerungen 
aus den Geſchäftsreſultaten derſelben werden alsdann vielfach 
getrübt. Das iſt nicht zu ändern; der Entwickelungsgang dieſer 
Inſtitute bringt es fo mit ſich; unklug wäre es ihn zu hem⸗ 
men.“ 
doch wohl einigen Zweifeln unterliegen dürfte, ſo weit ſie ſich auf 
die Unabaͤnderlichkeit des Entwickelungsganges bezieht. Das Spar⸗ 
kaſſenweſen iſt bisher von erfahrenen Praktikern und von der Volks⸗ 
wirthſchaft verhältnigmäßig wenig beachtet. Herr Dr. Engel hat das 
große Verdienſt, eine erneute Diskuſſion angeregt zu haben, deren 
Fortſetzung bis zu einem guten und endguͤltigen Reſultate die große 
Wichtigkeit der Sache gebietet. 

Warum ſollte man an einer Abſchaffung der Mißbräuche und 
an einer Zurückfuͤhrung der Geſchaͤfte auf den urſprünglichen Zweck 
verzweifeln, da doch Berlin mit ſeinen 1,677,000 Thlr. Einlagen auf 
49,704 Bücher in 1860 — 31 Thlr. durchſchnittliche Einlage und 
4 Thlr. auf den Kopf des Bewohners, dem urſprünglichen Zweck der 
Grunder augenſcheinlich treu zu bleiben vermochte? 

+ S. 
Eisleben. 
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An die deutſchen genoſſenſchaften. 


Der dritte Vereinstag der auf Selbſthilfe gegründeten deutſchen 
Vorſchuß⸗, Credit- und Rohſtoffvereine hat in feiner zu Halle am 
22. Mai 1861 abgehaltenen Hauptſitzung den engeren Ausſchuß 
beauftragt, die außerhalb des Centralbureau ſtehenden Genoſſenſchaften 
zum Anſchluß aufzufordern. 

Indem der engere Ausſchuß hierdurch ſeine Pflicht gern und mit 
Ueberzeugung erfüllt, erlaubt er ſich gleich von vorn herein zu be- 
merken, daß es nicht ſeine Abſicht iſt, Vereine, die nicht überzeugt 
ſein wollen, zu überzeugen oder Perſonen, welche die von anderen 
geſäeten Früchte einzuernten für eine Handlung der Klugheit halten, 
zur Praxis der Leiſtung und Gegenleiſtung überzuführen. Er wendet 
ſich nur an Solche, welche neben offenen Augen auch offene Hände 
haben. > 

Es ſcheint in einigen Orten die Meinung zu herrſchen, als folle 
mit der Begründung des Centralbureau eine Art Nationalbelohnung 
für den derzeitigen Inhaber verdeckt werden. Dieſer Meinung muß 
der engere Ausſchuß auf das Entſchiedenſte entgegentreten. Es iſt 
uͤberflüſſig, heute noch Worte zu verſchwenden über das „hohe, gewiß 
auf die Nachwelt kommende Verdienſt““*) des „eigentlichen Vaters 
und Leiters des deutſchen Genoſſenſchaftsweſens.“ **) Wollte das 
deutſche Volk ihm, dem Lebenden, dafür eine Belohnung zu Theil 
werden laſſen — die Mitglieder des engeren Ausſchuſſes wurden die 
Letzten ſein, welche einer ſolchen Abſicht widerſprächen. Aber von 
einer Belohnung für das Geſchehene iſt hier nicht die Rede. Hat 
Herr Schulze für ſeine bisherigen Leiſtungen Dank verdient, ſo kann 
dieſer durch die mehr oder weniger hohe Dotirung des Centralbureau 
einfach deshalb nicht abgeſtattet werden, weil er als Verwalter 
deſſelben fortlaufend angeſtrengte Arbeiten zu leiſten hat, um deren 
einigermaßen genügende Bezahlung es ſich allein handelt. 

Das Centralbureau iſt 1859 auf dem erſten Vereinstage zu 
Weimar gegründet und ſeine Obliegenheiten ſind 1860 auf dem 
zweiten Vereinstage zu Gotha bedeutend vermehrt. Inzwiſchen iſt 
die Zahl der Vorſchuß⸗ und Rohſtoffvereine auf das Doppelte geſtiegen 


— 


*) W. Roſcher: Anſichten der Volkswirthſchaft. Heidelberg 1861. S. 268. 
*) B. A. Huber: Concordia. Heft 1. S. 23. 
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und die Geſchäfte der älteren haben an Umfang gewonnen — damit 
iſt auch die Arbeit des Centralbureau von Monat zu Monat gewachſen. 
Hierüber, ſowie über den Zweck und die Bedeutung des Centralbureau, 
findet ſich Näheres in Schulze's „Jahresberichten für 1859 und 
1860, in den „Mittheilungen über den 3. Vereinstag“ (Leipzig bei 
Mayer) und namentlich in der beiden Schriften angehängten „Er— 
klärung“ aus dem Jahre 1860. Der engere Ausſchuß fügt Jenem 
noch Folgendes hinzu: 

Die Wichtigkeit der Vertretung des Genoſſenſchaftsweſens in 
der Preſſe und auf Congreſſen wird vielſeitig unterſchätzt. Das Licht 
und die Waͤrme, welche dort Herr Schulze über unſere Angelegen— 
heiten verbreitet hat, iſt einfach der Grund ihrer Exiſtenz und kann 
für ihre gedeihliche Weiterentwickelung noch auf lange Zeit nicht 
entbehrt werden. Die Entwicklung unſerer Genoſſenſchaften hat nach 
zwei Richtungen weiter zu ſchreiten. Dieſelben müſſen ſich über alle 
Städte und Orte, die irgend einen Verkehrsmittelpunkt bilden, aus⸗ 
dehnen. Und zweitens ſind ihre inneren Einrichtungen keineswegs 
fo vollkommen, daß fie keiner Verbeſſerung fähig wären. Muͤſſen zu 
den inneren Fortſchritten örtliche Erfahrungen das Material bilden, 
ſo bedarf doch das Material der ſichtenden Beſprechung in der Preſſe 
und der wiſſenſchaftlichen Behandlung und Verwendung auf den 
Congreſſen, um ſchließlich allgemein brauchbar zu werden. 

Sind die Leiſtungen des Herrn Schulze in der Preſſe und auf 
den Congreſſen wohl nur Weiterblickenden erkennbar, ſo ſpringt ſeine 
unmittelbar werkſame Thätigkeit ſelbſt dem Kurzſichtigen grell in die 
Augen. N . 

Das Centralbureau wird mit einer ununterbrochenen Fluth von 
Anfragen vor und nach Gründung neuer Vereine überſchüttet und 
empfängt damit ſtündlich ein ſprechendes Zeugniß feiner Unentbehr— 
lichkeit. Die Anfragen werden mit einer Sachkenntniß, Gewandtheit 
und Bereitwilligkeit beantwortet, die vereint nur an Schulze ge— 
funden und bewundert werden. Glauben nun die Betheiligten, ſie 
haben mit ihrer Bewunderung genug gethan, dann iſt freilich die 
Sache zu Ende. Sind ſie jedoch der Meinung, daß ſich täglich eine 
erhebliche Anzahl Briefe nicht nebenher und nicht ohne Aufwand von 
Zeit und Arbeit beantworten laſſen, dann empfiehlt ihnen der engere 
Ausſchuß zu thun, was der Vortheil nicht minder als die Ehre 
gebietet. 

Sicherlich gedenken nicht alle Genoſſenſchaften die Dienſte des 
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Ceutralbureau augenblicklich in Anſpruch zu nehmen, jedoch werden 
auch dieſe wohl thun, ihrerſeits zur Erhaltung deſſelben ein wahrlich 
nicht großes Opfer zu bringen. Denn wollten ſie erſt im Falle der 
Noth oder der Convenienz ſich des Centralbureau erinnern, beſtünde 
daſſelbe vielleicht eben nur noch in der Erinnerung. 

Den alteren Genoſſenſchaften und unter ihnen vorzüglich den 
größeren erlaubt ſich der Ausſchuß folgende Erwägungen zu un- 
terbreiten. 

Hr. Schulze hat nur ſeine Talente mit auf die Welt gebracht: 
feine Willensſtärke, feine Beharrlichkeit, feine Geſchäftserfahrung iſt 
das mühſam errungene Kapital, aufgeſpeichert aus Jahrzehnte lang 
unausgeſetzter und harter Arbeit. Dieſes Kapital nutzen ſie täglich 
mit großem Erfolge für ihre Vereinstaſchen. Freilich iſt dieſes Ka— 
pital an jedem Orte etwas verſchieden angewandt und demſelben die 
eigene Arbeit der Leiter, welche der engere Ausſchuß weit entfernt 
iſt zu unterſchaͤtzen, hinzugefügt. Soll aber die Arbeit des Einzelnen 
den möglichen Nutzen wirklich bringen, dann bedarf es eben des 
Zuſammenſtrömens an einem Orte, in einem großen und ſtarken 
Geiſte, um da verglichen, von neuem durcharbeitet, verbreitet und 
zuganglich gemacht zu werden. Das Centralbureau iſt deshalb ein 
naturgemäßes und unentbehrliches Organ des Genoſſenſchaftsweſens. 

Es iſt wahr, die älteren Vereine werden die Hülfe des Central⸗ 
bureau nicht fo oft in Anſpruch zu nehmen genöthigt fein, als die 
jüngeren. Wenn ſie jedoch der Hülfe bedürfen, wird es in Faͤllen 
ſein, welche erhöhte Anſtrengung und vergrößerte Arbeit unabweislich 
nöthig machen. Es ſei hier erinnert an die Conflicte der Vereine 
mit der Oberſtaatsanwaltſchaft und der Regierung zu Frankfurt a./O. 
und den Steuerbehörden in Preußen und Sachſen. In ſolchen Fällen 
kommt die dem einen Vereine geſchaffte Hülfe allen anderen zu ſtatten, 
— ein beſonders hervorzuhebender Umſtand. Man ſage ja nicht, 
die Genoſſenſchaften ſeien nun allen Gefahren ähnlicher Art ent⸗ 
wachſen — es werden neue entſtehen, von denen man jetzt noch keine 
Ahnung hat. a 

Sollten aber auch alle von Außen kommende Gefahren beſeitigt 
ſein, fo bringt doch die Natur des Gefchäftes in ihr ſelbſt liegende 
Schwierigkeiten, Conflicte, Rechtsfragen täglich neu an die Oberfläche, 
welche einer vielſeitigen, geſchäftsgewandten und umfaſſenden Bes 
handlung unterworfen werden müſſen, um Erfolg zu ſichern. Die 
auf Selbſthülfe gegründete Genoſſenſchaft nimmt täglich einen größeren 
Raum ein in dem Gewerbs- und Verkehrsleben Deutſchlands. Die 
Vorſchußvereine müſſen Depoſitenbanken werden, wollen fie das Geld— 
bedürfniß auf der einen Seite mit dem Geldüberfluß auf der anderen 
naturgemäß vermitteln — das Streben danach iſt vielſeitig erkennbar. 
Die Rohſtoffvereine haben theilweiſe als Ziel die genoſſenſchaftliche 
Production im Auge. Nun, ein gefahrloſer und organiſcher Uebergang 
zu Beiden bedarf angeſtrengten Fleißes vieler geſchickter Arbeiter unter 
einer wohlwollenden und allſeitig anerkannt tüchtigen Leitung. 
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Möge das hier ſchmucklos und ohne Prätenfton Geſagte die bis⸗ 
her fernſtehenden Genoſſen veranlaſſen, die Beſchlüſſe des 186 ler 
Vereinstages zu den ihrigen zu machen, mögen ſie zu uns treten, um 
in gemeinſamer Arbeit das gemeinſame Werk fördern zu helfen. 
Mögen die Genoſſenſchaften, wie in einigen anderen Dingen, auch 
hierin dem deutſchen Volke ein Beiſpiel geben, wie man große Ziele 
durch Vereinigung kleiner, aber der rechten Mittel erreicht. 

Im September 1861. 


Der engere Ausſchuß der deutſchen Genoſſenſchaften. 


Gerlach. Pariſins. Schilling. Schulte. Sörgel. 
Luckenwalde. Gardelegen. Dresden. Potsdam. Eisleben. 


Beſchlüſſe des Vereinstages deutſcher Vorſchuß⸗, Credit und Noh⸗ 
ſtoffvereine bezüglich der Dotirung des Centralbureau. 

a) Die dem Central-Correſpondenz-Bureau in Zukunft bei⸗ 
tretenden Genoſſenſchaften haben zur Beſtreitung der Koſten 
deſſelben einen jährlichen Beitrag von 2 Procent des Rein 
gewinnes zu leiſten, jedoch nicht unter 2 Thlr. und nicht 
über 30 Thlr. 

b) Es wird denjenigen Genoſſenſchaften, welche dem Central— 
Correſpondenz-Bureau bereits beigetreten ſind, empfohlen, 
zu denſelben Sätzen überzugehen. 


— — 


Von Hrn. J. Twining d. J. iſt uns nachfolgender Aufruf 
zugegangen: 


Internationaler Wohlthätigkeitscongreß. 

Die Société d' Economie charitable zu Paris hat mich mit den 
vorläufigen Maaßnahmen zu dem Zweck beauftragt, daß der inter 
nationale Wohlthaͤtigkeitscongreß feine vierte Sitzung zu London 1862 
bei Gelegenheit der allgemeinen Ausſtellung halten könne. Dank der 
Beihülfe welche die National Association for the Promotion of Social 
Science geleiſtet, haben die bis jetzt gethanen Schritte einen vollen 
Erfolg gehabt und die Lifte der Theilnehmer umfaßt ſchon eine be— 
trächtliche Anzahl von durch ihre Stellung und durch ihre philanthro— 
piſche Wirkſamkeit hervorragenden Perſoͤnlichkeiten. Ein Organiſations⸗ 
comité wird in möglichft kurzer Friſt ernannt werden, um Zeitpunkt 
und Programm der Verſammlung feſtzuſtellen, worüber fpäter berichtet 
werden ſoll. 

Dieſes Comité wird hauptſächlich ſeine Sorgfalt darauf wenden, 
die Hülfsmittel zu verwerthen, welche die Allgemeine Ausſtellung den 
Studien praktiſcher Wohlthätigfeit gewähren wird; daſſelbe wird unter 
der Maſſe der ausgeſtellten Gegenftände diejenigen ausſuchen, welche 
am meiſten verdienen die Aufmerkſamkeit der Congreßmitglieder auf 
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ſich zu ziehn und es wird ſich bemühen in voraus alle Anſtalten dafür 


zu treffen, daß ihnen die Beſichtigung derſelben zugleich bequem und 
fruchtbringend werde. Vor allem aber iſt es nothwendig, daß die 
Mitglieder des Congreſſes Alles, was bei ihnen ſteht, dafür thun, 
damit neben den Intereſſen des Handels und des Luxus, welche 
natürlich in jenem rieſigen Magazin der Induſtrie und der Künſte 
vorwalten werden, auch die Intereſſen der chriſtlichen Wohlthaͤtigkeit 
entſprechend vertreten ſeien. 3 

Es iſt demzufolge zu wünſchen, daß Sie, im Einverſtändniß mit 
der officiellen Commiſſion Ihres Landes, ſich bemühen, ſolange dafür 
noch Zeit iſt, die Raumanmeldungen zu Gunſten von Gegenſtänden, 
die das Wohl der arbeitenden und leidenden Klaſſen zu fördern 
geeignet ſind, möglichſt zu vervielfältigen. Die ſichere Ausſicht, daß 
eine eingehende Würdigung und ein ausgebreitetes Bekanntwerden 
all demjenigen bevorſteht, das deſſen würdig befunden wird, mag den 
Producenten zur Aufmunterung gereichen, deren Ausſtellung unter 
andern Umſtänden weniger für ſie, als für das Allgemeine nutzbringend 
fein dürfte. Außerdem würde Ihr Einfluß in vortheilhafter Weiſe ſich 
bei uneigennüßigen Geſellſchaften oder Perſonen geltend machen kön⸗ 
nen, die in der Lage wären, Modelle, Zeichnungen, Sammlungen oder 
einfache Gegenſtände, die einen philanthropiſchen Zweck oder einen 
gewiſſen Werth für die Volkserziehung haben, zur Ausſtellung ein⸗ 
ſenden zu können. 170 

Die beigefügte Lifte wird Ihnen einige der Wünſche kundthun, 
betreffs deren Ihre Beihülfe beſonders ſchätzenswerth fein dürfte. 

Architektur. Modelle, Pläne, Zeichnungen und Abriſſe von Bauwerken, 
die nach hygieniſchen Principien conſtruirt zu Wohnungen für die arbeitenden 
Klaſſen beſtimmt find oder ſonſt einen wohlthätigen Zweck haben, als: Arbeiter⸗ 
ſtädte, Modelle von meublirten Häuſern und Stuben (garnis chambrées), 
ländliche Wohnungen für alle Gegenden — Kaſernen, Hospitäler, Zufluchts⸗ 
ſäle, Krippen, Werkſtätten, öffentliche Waſch⸗ und Badeanſtalten, Spar⸗Oefen 
und -Speifeanftalten, öffentliche Bäckereien, Vorrathsſpeicher (greniers d’abon- 
dance), Schlachthäuſer — Leichenhäuſer u. ſ. w. g l 

Baumaterialien unter Berückſichtigung mäßigen Preiſes, der Halt⸗ 
barkeit, der Feſtigkeit u. ſ. w. 

Möbel und Utenfilien für kleine Haushaltungen. Ein Geſundheits⸗ 
comité, das durch die Königl. Commiſſion ernannt worden iſt, organiſirt gegen⸗ 
wärtig eine Reihe von Experimenten über den relativen Werth verſchiedener 
Heizungs⸗, Erleuchtungs⸗ u. a. Apparate, es fordert außerdem die Herren 
Fabrikanten auf, ſetber ihre Apparate genauen wiſſenſchaftlichen Prüfungen zu 
unterziehn und das Reſultat an Mr. Sandford, Generalſecretair der inter⸗ 
nationalen Ausſtellung für 1862, mitzutheilen. 5 f 

Wäſche und Kleidungsſtücke. Gewebe und Stoffe für Kleidung, 
welche eine beſondere Aufmerkſamkeit in hygieniſcher Beziehung verdienen. Klei⸗ 
dungen für Kinder und Erwachſene, wie ſie von Wohlthätigkeitsinſtituten oder 
durch öffentliche Verwaltungsbehörden eingeführt oder welche bei gewiſſen indu⸗ 
ſtriellen Beſchäftigungen üblich find; — Nationalanzüge. 

Nahrungsmittel. Neue Einführungen; Conſervirung, Reinigung, 
Analyſen in Bezug auf Nahrungswerth oder Verfälſchung u. ſ. w. (Zu aus⸗ 
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führlicherer Belehrung wird die Denkſchrift: Museums for the working 
classes empfohlen, die von der Society of arts zu London vertheilt wird.) 


Oeffentliche Sicherheit. Geſundheitspflege. Schutz gegen 


Ueberſchwemmungen, Lawinen u. |. w. — Verbeſſerung (in Gefundheitsbeziehung) 
ſumpfiger Gegenden. — Waſſerleitung, Zufuhr von Trinkwaſſer in den Haus⸗ 
halt. — Abtritte u. ſ. w. — Ventilation. — Mittel gegen Feuchtigkeit, Rauch 
u. ſ. w. — Hygieniſche Erfindungen und Heil-Hülfsmittel, wie fie für kleine 
Vermögensverhältniſſe angemeſſen. — Unterſtützungsmittel für Gebrechlichkeit 
aller Art, Beſchäftigungen für Gebrechliche. — Feldlazarethe. — Schutz gegen 
ſchädliche Thiere. — Hülfe in Vergiftungs“, Erſtickungsfällen u. a, Sicher⸗ 
heit gegen Schiffbruch, Feuersbrunſt, Eiſenbahnunfälle u. dgl. — Schutz gegen 
übermäßige Kälte und Hitze. — Mittel, Krankheiten und Verletzungen denen 
Arbeiter in ihrem Berufe ausgeſetzt ſind, daten oder ſie zu mildern 
(f. die oben citirte Denkſchrift). — Mittel ſchwere Arbeiten, den Transport 
von Laſten u. dgl. zu erleichtern. — 5 8 1 71 
Volksunter richt. Dieſer wichtige Gegenſtand durfte in einer Aug: 
ſtellung nicht übergangen werden, welche von der Society ok arts ins Werk 
geſetzt wird, deren ebenſo erleuchteter als kräftiger Einfluß ſeit einigen Jahren 
mit ſoviel Erfolg für die Erziehung der induſtrielleu Klaſſen wirkſam geweſen 
iſt. Ein Comité, das in dieſem Fache hervorragende Männer zu ſeinen Mit⸗ 
gliedern zählt, hat eine ausführliche Liſte über die auf das Material des Unter⸗ 
richts bezüglichen Punkte entworfen. (Man mag ſich wegen derſelben an 
Mr. P. Le Neve Foster, Society of Arts, Adelphi, London oder an 
Mr. F. R. Sandford, Office of the International Exhibition of 1862, 
454 Strand, London wenden). Die Mitglieder des Congreſſes werden dringend 
erſucht, dem Werke ihren Beiſtand zu leihen, indem ſie dafür ſorgen, daß mög: 
lichſt Alles zur Ausſtellung gelange, was ihre reſp. Länder von Geeignetſtem 
für die enge armen Klaſſen und von Beſtberechnetem für eine praktiſ⸗ 
und anziehende Entwickelung der geiſtigen Fähigkeiten Kernen haben. Ge⸗ 
nehmigen Sie u. ſ. w. | Ei E es ET 12 
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+84 J. Twining,, 1 — las 
Interim. Ehrenſecretair des internationalen 
| ® Wohiihätißteitasngnfips für 1862. 
National-Association for the Promotion of Social Scienee, 
a 3, Waterloo Place, London. Ob 
3 12 ul * 
Wir haben im 3. Hefte dieſes Bandes das Statut der unter 
Mitwirkung unſres Centralvereins von der Verſicherungsanſtalt Con, 
cordia errichteten „Alterverſorgungsanſtalt nebſt Begräbnifr und 
Unterſtützungskaſſe“ mitgetheilt. Der dort beigefügte Tarif III hat in 
der Schlußberathung eine präciſere Faſſung erhalten. Indem wir den⸗ 
ſelben hiermit nachfolgen laſſen, verweiſen wir wegen der erſten beiden 
Tarife auf ihren Abdruck im Heft 3 S. 362 dieſer Zeitſchrift, und fügen 
betreffs der thatſächlichen Entwicklung der in Rede ſtehenden Anſtalt 
hinzu, daß das in dem Statut vorgeſehne Curatorium für dieſelbe ſich 
gebildet hat und beſteht aus den Herrn: e. 

Geh. Ober-Regierungs-Rath Wehrmann, Votſitzender 

Commerzienrath Krauſe, Stellvertreter des Vorſitzenden, 

A. Delbrück, Jacques Meyer, 

Ed. Friedberg, Leonor ait bei m, 
1 * 


re Zaren SE = 


Guſt. Juerſt, 


Prof. Dr. Leubuſcher “). 
Der dritte Tarif iſt folgender: 


IIIa. 


Tarif. 


ür eine einmalige Zahlung von 5 Thlr. 


A. Stephan, 


IIIb. 
wird je nach dem Beitrittsalter erworben: 


a) ein Begräbnißgeld von 5 Thlr., zahlbar 
ſofort beim Tode des Berficherten. 
b) eine lebenslängliche Penſion, in halbjähr⸗ 
lichen Raten zahlbar und nach der Wahl 
des Verſicherten beginnend mit Erreichung 
des Alters von: 


| 55 Jahren. 60 Jahren 65 Jahren. 
th. ſg. pf. th. ſg. pf. th. ſg. pf. 
21 — 37 — 519 6 
1126 913 — | 915 9 — 
1122 9] 2 24 9 4 28 6 
1149 6/2 19 — 418 — 
1416131213649 — 
Mirren 
110 324 61 3236 
1 7 62 — 6 316 6 
145 — 126 3] 3 10 — 
13 — 123 — 3 36 
1 1 — 119 9227 3 
— 29 — 116 9 2 21 6 
— 27 — 113 91 2160 3 
125 31111-1211 
— 23 61 81.831217 69 
a ek 9190.22 102 17°06 
— 20 311 331289 
— 19 — 1 11311253 
— 118 —— 129 3121 9 
— 17 —— 27 31186 
— 116 — — 125 6115 3 
— 15 —— 23 9 1 12 3 
— 114.11 122 — 193 
r 
— 12 6— 19 — 1 4 3 
renn 2 — 
— 111 —— 11691 — 29 9 
— 101 31 — 15] 9 — 27 6 
ZTIT CE ies 28 6 
Ss 23 
— 412 2 22 — 

11191 — 20 6 

10 91 — 119 — 

— 10 —— 17 6 

9 31 — 16] 3 

nh 

119 1 

—112 1 

— 11 3 

21160 


* 


a) ein Vegräbnisgeld von 5 Thlrn., zahlbar 
ſofort beim Tode des Berjicherten. 
b) eine Capitalſumme, welche nach der Wahl 
des Berſicherten gezahlt wird bei Erreichung 
des Alters von: 


55 Jahren. 


th. 


o d ο N * NOD AO XD 


fa. .. 
19 


d 
. 


| 60 Jahren. 65 Jahren. 
th. Ia. pf. Lt. fg. pf. 
26 14 63626 3 
25 2 (— 34127 — 
2321 633 — 6 
22 13 — 31] 69 
2168 32916 — 
20 1 — 27 26 6 
1827 326 99 
1725 32425 3 
1625 — 23 133 
15 26] 322 3 3 
14 29 3 2025 3 
14 3 319 19 6 
13 9 — 1815 6 
12115 91713 3 
11124 — 16129 
111 38 315139 
1013 61416 6 
9 25 — 13 20 6 
9 73112 26 — 
820 912 3 — 
8 5 — 11111 — 
7 20 — 10 20 3 
71.6, 35401, 8) 3 
623 31 913 — 
611 —1 8126 — 
5 29 3899 
5 18 9 724 6 
5 8 7110 — 
4 28 — 626 3 
4 18 9 613 3 
4 7 6 5 27 6 
329 3] 516 — 
3121 31 5 5 — 
3113 9 424 6 
369 414 6 
4 5 — 

3 23 — 

3 14 6 

3 1 3 

2124| 9 


u — 


Druck von F. W. Baade in Berlin, Stralauer Straße 46. 


— 
*) Ein vorzeitiger Tod hat uns inzwiſchen den trefflichen Mann entriſſen. 
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